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Neue Folge Zwölfter Jahrgang 1864. 


U. 


Abmiether, f. Miethvertrag. 


Abweifung „in ber angebrachten Maaße“ u. „ſchlechter⸗ 
dings“, 381. 

Hccept, ſ. Wechſelproceß. 

Actio de pauperie; a. d. p. 
Art. 40. Buch II. des Sadjenfpiegels, 345 ff. 

Actio de recepto, ſ. Gaftwirth. 

Actio Pauliana; a.P. bei im Allgemeinen onerofen, 
jeboch mit Iucrativen Nebenftipulationen vermifhten Gefchäften 
auf nur theilmweife Refciffion des Gefchäfts angeftellt. Voraus: 
fegungen berfelben. Beweislaft bei viefer Klage, 417 ff., f. auch 
Gratification. 

Wdjacenten, f. Waſſer. 


Advocaten; in wie weit fann nach bereits erfolgter Bes 
richtigung von A.'nfoften deren —— lehentlch Reſti⸗ 


Auslegung des 


tution verlangt werben? 269 ff. Verpflichtung ber Sachwalter 
—* Zeugnißablegung in ſolchen Angelegenheiten, welche außer⸗ 

alb eines Proceſſes von ihnen beſorgt worden find. Zuläffig⸗ 
keit ihres Zeugniſſes in Bezug auf Proceffe, in welchen fie thätig 
geweſen, 493 f., f. auh Rehtscandidaten. 

Aftermiether, ſ. Mietvertrag. 

Agenten, f. Berfiderungsanftalten. 

Alimentez für das Klagreht der Mutter eines außerehe⸗ 
lihen Kindes gegen ihren Shmängerer it es an ſich gleich⸗ 
gültig, ob fi die Mutter der Sorge für bas Kind ſelbſt unters 
g8 en, ober deſſen Erziehung und Üitege auf ihre Koſten durch 

nbere hat ausführen laſſen. Wirfung eines von dem Schwän: 

erer mit dem Dater ber unmünbigen Mutter abgefcloffenen 

ergleichs, 425 ff. Competenz zur Subifligung und Feſtſtellung 
der während bes Cheproceſſes zu gewährenben A.'e. Umfaſſen 
biefelben auch Kurfoften sc. bei Krankheiten des alendus? Wer 
ift Leptere einzuflagen befugt? 473 f., f. auch Eid. 

Anweifung; rehtlihe Bebeutung des Ausbruds U., 
71 ff. Ueber das ÜDefen faufmännifcher A.'n. Wechſel und 
A.'n. find im faufmännifchen Berfehre dem baaren Gelbe 
gleihftehende Zahlungsmittel, Die Ausftellung ober Begebung 
einer faufmänniihen A. Behufs der Tilgung einer früheren 
Schuld enthält eine privative Novation, 321 © 

Appellation, ſ. Redtsmittel. 

Armenrechtz; auch diejenige Bartei, welcher das A. er- 
theilt it, fann darum nachſuchen, daß ihr bie — vor 
gr verfönlihen Obrigfeit geflattet werde. Solchenfalls ift 
ihr die Beftellung eines Koftenvorftandes vor Erlaflung ber 
Requifition nicht anzufinnen, 445 ff. 

Auctor, ſ. nominatio auctoris. 

Auftrag, f. Mandat. 


Husland, ſ. Competenz der Juſtizbehörden, 
Gonvention. 


Ausländer, f. Unmünbige. 
Ausıng, f. Rießbraud. 


Bagatellfachen; if in dem nach $. 26. bes Geſetzes 

v. 16. Mat 1839 zur u benannter Zeugen, fowie zur 
leichzeitigen Wiederaufnahme der Verhandlung anberaumten 
ermine das Vorfhägen von früher nicht vorgebrachten Eins 

reden geftattet? 301 r2 f. auch Gonvention. ‘ 

Bauherr, f. locatio conductio operis. 

Beamte, ſ. fürftlide Privatdbiener, Staats— 
biener. 

Bedingung, f. Erecutivproceß. 

Beneficium excussionis, ſ. Bürge. 

Beficht, f. Kauf. 

Befig, f. Proviforien, nominatio auctoris. 

Betftube; über die Frage, ob bie Subhaftation einer 
in ber Kirche befindlihen B. zur Gompetenz der Jufliz« ober 
Berwaltungsbehörbe gehört? 95 ff. 

Beweis zum ewigen Gedaächtuiß; zur Lehre vom 
2». j. & G., 32. 6 : 

Blancogiro, f. Wechſel. 

Bürge; Fiat des Gläubigers wider ven B. und gleich. 
zeitige gemeinrechtlihe Widerllage des Gläubigers wider ben 
Hauptiduldner. Einfluß des legteren Proceffes auf ben erfteren, 
Das beneficium excussionis fällt weg, wo es an ber Möglich: 
keit einer wirkfamen Ausflagung bes Hauptſchuldners gebricht, 
41 ff., ſ. au Mandat. 


E, 


Gaflatorifche Elaufel, f. lex commissoria. 
Caupones, ſ. Gaſtwirth. 
Causa minutissima, ſ. Bagatellſachen. 
Ceſfionz Beitrag zur Lehre von ber C. ber Forderungen. 
Bei mehreren J.'n beffelben Außenftanbes entjheibet die Prios 
ritätder &. Bine Licitalgelderpoft fann in dem Kalle, wenn ber 
@intrag des Gefammtquanti der Brfiehungsgelber zu Gunſten 
des Subhaftationsdepofiti erfolgt ift und bie einzelnen ur Ber: 
ception gelangenben früheren Hypothefarler, deren Hypotheken 
elöfcht find, nicht einen anberweiten fpeciellen ** erlangt 
— nicht als hupothefarifcher Außenſtand im Sinne des 
. 84. bes Gef. v. 6. Nov. 1843 gelten, 1f. Die von einem 
nteftaterben an feinen Miterben erfolgte Geffion einer hypo⸗ 
thefarifchen Forderung ift ben Gläubigern des fpäter eröffneten 


Goncurfes des Gebenten gegenüber auch dann mwirfungslos, 
wenn bie cebirte Forderung noch aufden Erblaffer des Eedenten 
eingetragen fieht, 161 ff. 

Eivilprocefnovelle, vom 30. Deceinber 1861. $. 27., 
ſ. Miethvertrag. 

Eivilftaatsdiener, f. Staatsbiener. 

Eompetenz der Juftizbebörden; bei Anfprüden 
eines auswärtigen Staates an Saͤchſiſche Staatsangehörige 
Kar ir en * 7, fi) der —— 
und aller Rehtshülfe zu enthalten, 209 ff., f. au etftube, 
Spolienflage, Stempel. Er , 

Gompromiß; C. ver Parteien, dag von einer förmlichen 
—— eben und nach Abſetzung eines an ſich uns 
regelmäßigen ahrens eine richterliche Endentſcheidung ers 
theilt werde, 438 ff. 

Eoncurs; mit weldem Zeitpunkte ift der formelle Con⸗ 

cursproceh als beenbigt anzufehen, bergeftalt, daß das nad 
$.20. des Gef. v. 7. Juni 1849 fuspendirte Recht auf Inwechfels 
haftnahme des Schuldners wieber auflebt? Berüudfihtigung des 
zufünftigen Erwerbes eines Gemeinſchuldners bei Abfaffung 
bes Hauptbiftributionsabfchiebes, 249. Zuläffigkeit der Dins 
bication im Goncurs, wenn über den Kaufpreis ein Wechfel 
ausgeftellt worden it. Welche Perfonen find den Raufs u. 
Handelsleuten im Sinne ber ss 20. u. 22. des geſch. Ban: 
queroutirmanbats v. 3. 1766 beizuzählen? 379 f., f. auch 
Geffion, Oratification, Syecification, Miethver: 
trag, Nachlaß. 
.. Condietio causa data causa non secuta; 
über biec.c.d.c.n. s., actio mandati contraria u. actio doli. 
Rathsertheilung. Unanmwendbarfeit des Grundfages: culpa 
lata dolo comparatur in Fällen, wo außerhalb bes contract: 
lihen Berbandes der dolus als eine befondere Delictsgattung 
in Betracht fommt, 293 fi. 

Constitutum possessorium, f. traditio. 

Eonventionz zur Sähfifh: Preufifchen Gonvention v. 
30. Nov. 1839. Die gedachte C. leidet (abgefehen von der Be: 
ſtimmung in $. 37.) rüctfichtlich der Strafgerichtsbarfeit nur auf 
Griminalvergehen, nicht auf polizel- u. ſinanzgeſetzliche Ueber: 
tretungen Anwendung. Welches von beiden vorliege, hat der 
requirirte Richter nach ben Geſetzen feines Landes zu beur- 
iheilen. Beugen, bie in einer vor einem Preußifchen Berichte 
anhängigen Bagatellſache auf befien Requifition abzuhören find, 
find nicht zu vereiden, fonbern nad 8. 27. des Gel. v. 16. Mai 
1839 au verpflichten, 471 ff. 

Gridar, f. Concurs. 

Culpa, j. condietio causa data etc, Ver- 
miether. 


D. 


Defecturverfahren, ſ. Rechnungéproceß. 

Dienſtbote; Genehmigung ber unzeitigen Künbigung 
eines Dienftvertrags durch coneludente Handlungen von Seiten 
des D.'n. Im wie weit fann ein unmündiger D. in Bezug auf 
die aus dem eg für ibn begründeten Rechte jelbit- 
fländig verfügen? Zu 8. 97. der Gefindeorbnung, 289 ff. 

Documentum guarentigistum, j. Grecu: 
tivproceß. 

Dolus, ſ. condictio causa data etc. 


€. 


Edictalverfahren; das E. wegen alter ungelöfchter 
Hypothelen ift nicht anwenbbar, wenn bergleihen Hypotheken 
war nach Ablauf der geſetzlichen Friſt, jedoch nod vor dem 
ufruf, wegen — Subhaſtation des verpfändeten 
Grundftücks oder Wegfall des Foliums zur Löſchung, und bie 
entiprehenden Gapitalbeträge zum gerichtlichen Depofitum ges 
langt find, 383 f. 

Ehefrau; bie E. ift verbunden, dem Ghemanne über bie 
von ihr während ber Ehe — erhobenen Nutzungen 
ihres Bermoͤgens, ſoweit es nicht die Cigenſchaft von Necepti: 
tiengut hat, Rechnung abzulegen und biefelben zu erflatten. 
Grforberniffe zur Begründung einer hierauf ef Klage, 
131 ff. Provocation ex lege Diffamari gegen eine von Seiten 


ıV 


bes Nachbefipers bes Grund ſtücks ihres Ehemannes wegen ber 
von ihr zu Sicherftellung ihres Einbringens erlangten Hypothek, 
257 ff, |. au Miethvertrag, Wechſel, Ehemann, Nach— 
laß, Frauen. 
Ehemann; zu der Berorbnung der Landesregierung vom 
7. Juni 1821. (G. ©. v. 3. 1821. ©. 75.). Der €. ift zur 
felbfiftändigen —— und @inflagung der zu dem Einbrin⸗ 
en ſeiner —* — ze gen, auf der Recognition nicht bebürs 
enden Urkunden beruhenden Korberungen nicht berechtigt, A66 ff. 
Der €. erlangt nad Sächſ. Rechte das Recht auf Berwaltung 
und Niefbraud des eheweiblichen —— nicht erſt durch die 
erfolgte Illation, ſondern mit dem Augenblick der Verehelichung. 
Es genügt daher zur Begründung einer Klage auf Anerkennung 
enes Rechts die Bezugnahme auf die Eriftenz eheweiblichen 
ermögens im Allgemeinen. Verbindlichkeit ver Ehefrau, dem 
Ghemanne nah Vollziehung der Ehe über den Beftand ihres 
Vermögens Auskunft zu geben, nad Befinden förmliche Rechs 
nung abzulegen, 485 12 Unter weldyen Borausfegungen be: 
ründet die Anmwefenheit bes Ehemannes bei einem von ber Che⸗ 
au mit einer britten Berfon abgeſchloſſenen Rechtögefchäfte die 
Annahme feiner Einwilligung in dafjelbe? 487 ff., f. auch Kins 
ber, Ehefrau, Alimente. 


Ebeproeef, f. Alimente. 

Eid; iſt der ber Klägerin — uerkannte @., daß 
Beklagter ſich innerhalb eines beſtimmten ———— mit ihr 
fleifchlich vermifcht habe, für verfäumt zu achten, wenn Klägerin 
biefen @. mit fpecieller Angabe des —* an welchem der Bei⸗ 
ſchlaf ſtattgefunden, geleiftet hat, und ſpäter die Unwahrheit 
biefer Angabe feftgeftellt wirb? 137 ff. Weber bie Zuläffigfeit 
und Erfordernifie der @.’sleiftung vor einer anderen Behörbe, 
als dem Proceßgericht, insbefondere vor überfeeifhen Behörden, 
189 ff. Unftatthaftigkeit des Eidesantrags über das Anführen, 
es habe Jemand mit einer Firma — oder Waaren an 
eine Firma ıc. geliefert, 218 ff. Ueber bie Statthaftigkelt bes 
Gidesantrags über die legitimatio ad causam activa und bas 
Befugnif des Richters, in jedem einzelnen Falle zu ermeſſen, ob 
eine Klage wegen unvollſtaͤndlger Begründung der Sadlegiti: 
mation in ber angebradhten Maafe abzuweifen ober auf Bei: 
bringung befierer Legitimation zu erkennen fei, 313 f. Die 
Behauptung, dab „der Beklagte des Naclaffes des früheren 
Schuldners ſich an gr: e“, eignet ſich nicht für den El⸗ 
besantrag, 455., ‘ au tmenreht, Grecutivproceh, 
juramentum in litem, negans nonexcipit, resti- 
tutio i. i. 

Eigenthugn, f. Erpropriation, Rahdrud. 


Einbringen, f. Chefrau, Ehemann. 

Einrede, f. negans non exeipit, G. des nicht ers 
füllten Vertrags, f. lex commissoria. 

Eltern, f. Kinder. 

Erbe, ſ. Nahlaf, Eeffion. 

Erbvertrag; zur Lehre von den Erbverträgen, 348 fi. 


Error, f. Irrthum. 
ecutionz welcher Zeitpunft ift bei Grmittelung des 
vom Kläger nach $. 73. des Grecutionggef. v. 28. Febr. 1838 zu 
beanfpruchenden Entfhäbigungsbetrags als maafgebend anzu= 
ſehen, 33 f. Der Befig der dem Schuldner ab — und 
weggenommenen Gegenſtaͤnde geht auf den Erecutionsrichter 
über. $. 55. des Erecutionsgeſetzes iſt en: anwenbbar auf 
Fälle, in denen das Pfand bereits verfleigert ift, es hat jedoch der 
Gigenthümer jener Begenftände ein Recht auf ben Auctions: 
erlös, beziehentlich den Werth des verfteigerten Pfandes, 92 ff. 
Ueber die Grforberniffe zur @rlangung eines wirffamen Pfand: 
rechts bei der Mobiliarhülisvollfirefung. Unzuläffigkeit des 
constitutum possessorium bei Beitellung eines —88 
ee Zu $. 54. des Grecutionsgej. v. 28. Bebr. 1838, 
364 ff. 
tionsproceh, f. G.:u.9.:Bud, Erecutiv: 
proce$. 

Erecutivproceß; auch im;@.'e ift die Interpretation 
der von den Parteien gebrauchten Urkunden zuläffig, 68 ff. 
Welche Beihränfungen treten hierbei ein? 357. Iſt eine Ere⸗ 
eutivklage als ſolche Hatthaft, wenn darin irrelevante Thats 
a unzuläffiger Meife auf Eid geftellt find? 325 ff. Zu der 
Lehre von dem documentum guarentigiatum. Auslegung bes 
Auspruds „Bedingung“, 413 fl. 


Exrpropriation; Gntihädigung besjenigen, welder 


aus Gründen bes öffentlichen Rechts fein Gigenthum ober ein 
dem ähnliches Recht —— genöthigt wird. Berechnung 
und Beweis dieſer Entſchaͤdigung, 54ff. 


Extiuctivverjährung, ſ. Verjährung. 


F. 
Fidejussio, ſ. Bürge. 
Firma, f. Eid. 
Fluß, ſ. Waſſer. 
Forum; zur Lehre von dem forum contractus und bem 
vollen Landfaffiat, 329 ff., f. auh Prorogation. 
Frauen; fünnen $.'n Andere vor Gericht vertreten? 160. 
eftliche Brivatdienerz lebenslängliche und unwi⸗ 
berrufliche Anftellung eines f. B.’s. Begründung der Lebens: 
länglichfeit des Dienftverhältniffes aus concludenten Hand: 
lungen. Nichtanwendbarkeit eines fpeciellen Staatsbienerge: 


feges auf ein ſolches Berhaͤltniß. Unmwiderruflicfeit der einmal 
erfolgten Berfegung bes Diener in ben Rubeftand, 401 ff. 


G. 
San; geringfügige Hechtsfachen, f. Bagatell⸗ 
n. 


Gaftwirtb; Begründung der actio de recepto gegen 
einen &., in defien Gafthofe die daſelbſt von dem Cigenthümer 
eingeftallten Thiere verbrannt find. Es ift ohne * ob 
der G. ſelbſt oder deſſen Leute die Thiere aufgenommen haben 
und der Eigenthümer ſelbſt gleichzeitig in dem Gaſthofe eins 
gekehtt ift oder nicht. Nur ein ganz unvermeidlicher und unab⸗ 
mwenbbarer Zufall befreit, außer ber eignen Verſchuldung bes 
Fremden, den G. von ber Haftverbindlichkeit, 305 ff. 

Gemeinfchnldner, ſ. Goncurs. 

Gerichtöfoften, f. Koſten. 

Gefchäftsherr, ſ. Mandat. 

Gejfelle, ſ. locatio conductio operis. 

Gefellfchafter, ſ. socius. 

Gefinde, f. Dienitbote. 

Geftändniß, ſ. Zugeftändniß. 

Giro, f. Wechſel. 

Gratificationz unter welhen Vorausfegungen iſt bie 
Befriedigung eines Gfäubigers Seiten des materiell infolventen 
Schuldners als Gratificatl 
actio Pauliana. 

Grund: u. Hypothekenbuch; bie Loͤſchung illegal er: 
folgter @inträge im —* u. 9.8. fann von der höheren Infanz 
nicht mittelt bloßer Refolution und im Befchwerdewege ange: 
orbnet werben. Grforberniß der zur Anftellung bes Grecutions: 
procefied geeigneten Urkunden. Ueber vas Brincip der Defient- 
lihfeit des G.⸗ u. H.⸗B.'s. Hypothekariſche Klage, 118 ff., 
f. auch Edictalverfahren. 


on zu betrachten? 145 ff., f. aud 


SD. 


Handelögericht; gehören Klagen aus Handelsgefhäf: 
ten gegen gewefene Kaufleute vor die H.? 380 ff., j- auch 
Handeleſache. 

Handelsgeſetzbuch; zu Art. 41. u. 42, ſ. Wechſel- 
proceß. Zu — 25 die eweisfraft der Duittungen betr,, 
385 ff., zu Art. 357, Realoblation bei Lieferung marktgängiger 
Maaren, f. Kauf. 

Handelömäfler, ſ. Mälier. 

ndelsfache; über ven Beariff: 9. Prorogatio fori 
if — —— * zuläffig, 201 fi. ui 

SHausfchläfiel, ſ. Miethvertrag., 

Heimathsſachen; zu g5. 8. 9. 10. 15. unb 19. des 
Heimathsgefehes v. 20. Nov. 1834. in Berbinbung mit $. 2. des 
Grläuterungsgefepes v. 12. Det. 1840, mit dem Mandate v. 
13. Mai 1831. u. mit $$. 43. b, 48. ber allgem, Stäbteorbnung. 
Folgen der Gaffation eines irrthümlicher Welſe ertbeilten 
—— 277 f. In Helmathoſtreitigkelten ift einer 

emeinde baraus, daß fie von dem ihr offenftehenven Inflanzen: 


yes foweit, als dies geſehlich zuläffig, Bebraud macht, ber 
orwurf unbegründeter Streitjucht nicht zu machen, 456. 
Heimathoͤſchein, ſ. Heimathsfagen. 
Hulfsvollſtreckung, ſ. Erecution. 
Hypothek, ſ. Grund: u. Hypothefenbud. 


J. 


Indoſſament, ſ. Wechſel. 

Juſolvenz, f. Gratification. 

Sinftitor, f. Mandat. 

Sjnterceffion, f. Bürge. 

ntervention; über bas Mefen ber gemifchten I. Für 

diefelbe befteht nad Sidf. Recht Feine befondere Procefform. 
Sie erfordert Ipentität des Zweds bei dem Intervenienten und 
einer der Hauptparteien. Wie muß das rechtliche Intereffe bes 
f&haffen fein, woburd die Zuläffigfeit einer von dem Willen ber 
fireitenden Theile ————— inmiſchung in einen fremden 
Rechtsſtreit bedingt wird? 457 ff. 


Irrthum; Reſeiſſion eines Bertrags wegen J.'s, 393 ff. 
uden; einem inlaͤndiſchen J. fann bie Vormundſchafit 
über hriftliche Unmündige übertragen werden, 302 ff. 


Juramentum, ſ. Gib. 
Juramentum in litem; deſſen Zuläffigfeit, 61. 


Sukippchörden, f. Spolienflage, Gompetenz 
ber Zuftigbehörben. 


". 


Kauf; Beitra zur Lehre vom R.'e auf Beficht reſp. Auf⸗ 
frage dazu, 25 ff. e probemäßige Lieferung hat der Ber: 
fäufer zu beweifen, 222, In wie weit iſt eine wegen des Ein: 
bringens ber Ehefrau bes Derkäufers auf dem veräußerten 
Grundflüäde haftende Gautionshypothef als ein Hinderniß ans 
zufehen, welches die wirflihe Grfüllung des Kaufes ohne freis 
willige Mitwirfung der Ehefrau unmöglich madt, und der auf 
Erfüllung erlchteten actio emti bes Käufers entgegenfteht? 
Die Derurtheilung bes auf Ucberlaffung des Eivileigenthums 
beklagten Verkäufers wird durch Differenzen, welche zwifchen ven 
Raufsinterefienten über einzelne Bunte des von dem Verkaͤuſer 
reſervirten Auszugs obwalten, nicht aufgehalten, und hat ber 
Verkäufer eventuell feine biesfallfigen Anſprüche mittelft beſon⸗ 
berer Klage geltend zu machen, 241 ff. Zur Lehre vom R.'e 
auf Lieferung coursfählger Werthpapiere und anderer marft: 
gängiger Waaren. IR bei Klagen auf Schabenerfag wegen 
unterbliebener Erfüllung des Vertrags zur Begründung ber 
mora bes anderen Theils auf die erfolgte thatſaͤchliche Anbietung 
des Kaufpreifes Bezug au nehmen? it. 357. bes — 2 
ſetzbuche), 476 ff., — auch Koſten, lex commissoria, tie: 
ferungsvertrag. 

Kaufmann, f. Handelsgefegbub, Hanbelsge: 
richt, Handelsfade. 

Kinder; über das Recht der Eltern, ihre K. von Dritten, 
weldhe fie vorenthalten, zurückzufordern, 489 ff., f. auch Ali: 
mente, Unmünbige. 

Kirchenſtühle; zur Lehre von den R.'n, 5 ff. 

Klage, ſ. Abweifung, Compromiß. 

Koftenz; über Koftenerftattung fann im Refolutionsiwege 
nicht entichieden werden, 101. Das Verfprechen eines Kaufs⸗ 
eontrahenten, die durch den Kauf verurfachten —— zu 
übernehmen, iſt nicht auf die —— des noch nicht ver⸗ 
wendeten Gontractsftempels zu beziehen, 317 ff., f. auch 
caten, Heimathsfaden. 


Kündigungsfrift, ſ. Miethvertrag. 


2. 


Lneslo enormis, f. Steinbrugsabbaureäte. 

Landſaſſtat, f. forum. 

Legatum heredi praesenti injunctum; 
zur Gültigfeit eines 1. h. p.i. genügt es nicht, wenn flatt bes 
unmündigen, in väterliher Gewalt befindlihen Erben, befien 
Bater bei Grrichtung des Legates gegenwärtig if, 506 fl. 


dvo⸗ 


vi 


Legitimatio ad causam activa, j. Gib. 
Reipzig, f. Miethvertrag. 
Reiftung, ſ. Schaden. 


Lex commissoria; ]. ce. beim Kaufe und beim 
er u. Miethvertrage. Einrede bes nicht erfüllten Vertrags, 


Lieferungsvertragz Klage gegen den Gigenthümer 
eines Berggebäudes aus einem Vertrage, weldhen der für ben 
Detrieb des Derggebäubes beftellte Bevollmächtigte über Lie 
ferung einer zubiefem Betriebe beftimmten Maſchine abgefchloffen 
bat, 329 ff., ſ. auch Kauf. 

Literarifches Eigenthum, f. Nahdrud. 

Locatio conduetio operis: der Verbingungs- 
vertrag zwifchen dem Meifter und dem auf Stüdarbeit ange: 
nommenen Geſellen gilt in jedem einzelnen Falle als unter der 
ſtillſchweigenden Beringung eingegangen, baf ber Gefelle mit 
ber Ablieferung der ihm übertragenen Arbeit nicht über bie Ge: 
bübr fäumig fein werbe. Zu $. 71. letzter Abf. in Verbindung 
mit $. 126. bes Gewerbegeſetzes v. 15. October 1861 u. $. 91. 
der Ausführungsverorbnung zu dieſem Gefege, 129 ff. L.c. o. 
IR in dem Ginziehen des Bauherrn in das neuerbaute Wohn- 
haus, resp. in ber mieihweifen Ueberlaffung einzelner Theile 
beffelben an Abmlether unter allen Umfländen eine tacita 
approbatio operis zu finden? Rechtliche Folgen der tacita 
approbatio, 273 ff. 


M. 


* — — über die Sachlegitimation beim M. 
Mäfler; Beitrag zu ber Lehre von ben Handelsmäklern. 
Mandat; m. qualificatum. Bei diefem find nicht bie 

bei den eigentlichen Gorrealverbindlichkeiten geltenden, fondern 

die Grundfäge von den Soliparobligationen in Anwendung zu 
bringen, 41 f. Zu Begründung der Haftung des Sefchäftss 
heren aus den von dem Snftiter —— Geſchaͤften 
genügt es, wenn aus ben Umftänben ſich erglebt, daß nach dem 

bes Gefhäftsheren 
ertragsabſchluß durch 


Willen der Contrahenten für Rechnun 
abe contrahirt werden ſollen, 185 fi. 


tellvertreter, Interceſſion, Creditauftrag. Weber die Bezeich⸗ 
nung „Werkführer einer Fabrik“, 218 ri MWirfungslofigkeit 


eines M.'s, weldes in Bezug auf Gefchäfte ertheilt worben ift, 
die den Mandatar allein betreffen und an deren Erfüllung ber 
Auftraggeber fein Intereffe hat, 393 ff., insbefondere 400, 
f. aud) negotiorum gestor, Verfiherungsanftalten, 
Kauf, Frauen, Rechtecandidaten, condictio causa 
data etc. 

Meifter, ſ. locatio conductio operis. 

Miethvertragz hat der Vermietber Anfpruch auf den 
vorauszahlungsweife bedungenen Miethzins bis zum Anfangs: 
termin eines von ihm nach eingetretenem Verzuge des Miethers 
mit einem Dritten abgeſchoſſenen anderweiten M.'s, 17 ff. Re: 
tentionsrecht des locator praedii urbani an ben invectis et 
illatis des conductor in dem Goncurfe bes letzteren. Mas iſt 
unter praedium urbanum in biefer Beziehung au verfichen? 
Der locator wird feines Nechts auf prioritätifche Befriedigung 
dadurch nicht verluftig, daß er die Beichlagnahme ber invecta et 
illata durch das Goncursgericht ohne Widerſpruch oder Vorbehalt 
geſchehen läßt. Gollifion des Retentionsrechts bes locator mit 
dem Borzugsrechte der Ehefrau des Cridars, 20 f. Ueber das 
Rechtsverhaͤltniß des Aftermlethers, Aftervermietherd und Haus- 
eigenthümers zu einander, insbefondere über vie Mechte bes After« 
m —* ber vom Hauselgenthümer am Einzuge in die After— 
miethwohnung gehinbert wird, 77 ff. Der 8.27. der Givilproceß: 
novelle vom 30. Dec. 1861 greift nur in denjenigen Bälfen Plap, 
in welchen der Dermiether gegen feinen Abmietherauffofortige 
Räumung ber Miethlocalitäten Hagt, 127 ff, 199 f. Grund: 
füge über bie Kündigungs⸗ und Umzugszeit in ber Stabt Leipzig, 
288, Berpflihtung des Miethers beim Abhandenfommen eines 
ihm übergebenen Hausfchlüffels, 415 f. Ueber die Verbind⸗— 
lichfeit des in culpa befindlichen Vermiethers, dem Abmiether 
bie durch fehlerhafte Beichaffenheit der vermietheten Sache ent⸗ 
fandenen Schäden zu vergüten und ben Beweis ber —— 
culpa, 428 ff., ſ. auch lex commissoria, Schaden, lo- 
catio conductio operis. 


Minderjäbrige, ſ. Unmünbige. 





Moniturverfahren, f. Nahlaf, Rechnungé— 


procef. 


Mutter, ſ. Alimente. 


M. 


Nachdruck; ift die Idee eines Literarifchen Unterneh: 
mens und ber Titel eines Journals Gegenftand des literarifchen 
Gigentbums? 85 ff. Zur Lehre vom N., 231 ff. 


Nachlaß; die Uebernahme eines N.'S zur activen und 
paffiven Vertretung enthält feinen Verzicht auf eigene Anfprüche 
ber @rben an ben. ober eindenjelben zufommenbes privilegium 
exigendi. Perfönlihe Vorzugsrechte äußern auch außerhalb 
bes Goncurfes ihre Wirkung. Zur @rflärung von $. 40. bes 
Gef. v.25. Januar 1836. Prioritätsftreitigfeiten gehören nicht 
in den Moniturproceß. Entbehrlichkeit der Taren in Nadjlaf: 
verzeichniſſen. Ginfluß des für eine fpätere Zeit ermittelten 
MWerthe eines Grundſtücks auf den Beweis des Werths zu einem 
ehem Beitpunfte, 124 f., ſ. auh Rehnungsprocef, 

id. 


Negans non excipit; proceffualifde Bedeutung 
des Grundſatzes: n.n. e. etc. in dem Kalle, wenn bie Klage 
auf zwei befonderen Klagfundamenten berubt, von denen bas 
eine zugeſtanden, das andere geleugnet if. Anwendung jener 
Rechtsregel auf den Kläger, welcher eine auf dem delatum 
ftehende Ausflucht leugnet, 246 ff. 

Er DR elaudicantia; zur Lehre von ben n. c. 

Negotiorum gestor; Beſitz- und Gigenthumser: 
werb durch einen n. g., beziehentlih Dandatar. Mandat zu 
Beforgung der Geſchäfte eines Dritten, 438 ff. 

Nießbrauch; in wie weit hat der Ufufructuar eines 
mit einem Auszuge belafteten Gutes ben legteren aus ben 
Nutzungen des Gutes gleich wie alle u onera zu entrich⸗ 
ten, chne daß ihm ein Anſpruch auf Keftitution gegen den 
Gigenthümer des Gutes zufteht? 65 fi. 

Nominatio auctoris; zur Lehre von der n. a, 
ff. 


Notar, ſ. Wechſel. 
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* 


P. 
Vachtvertrag, ſ. Miethvertrag. 
Pacta in favorem terti, ſ. 68 ff. 
Panlianifche Klage, f. actio Pauliana. 
Pauperies, ſ. actio de pauperie. 


Pertinenzz; über ven Beweis der Pertinenzlaleigenfhaft 
eines Grundſtücks, 102 ff. 

Praedium urbanum, j. Miethvertrag. 

Preußen, ſ. Gonvention. 

Privatdiener, ſ. fürſtliche P. 

Privilegium exigendi, ſ. Nachlaß. 

Probatio, ſ. Beweis, 

Probe, f. Kauf. 

Procnrift, ſ. Wechſelproceß. 

Prorogation; vorbehaltleſes Compromiß über Ver: 
laͤngerung der Friſt zum rechtlichen Verfahren enthält eine 
tacıta prorogatio fori, 201 ff., ſ. auch Handelsfade. 

Proteſt, f. Wechſel. 


Proviſorien; Natur der proviſoriſchen richterlichen Ver⸗ 
fügungen, insbeſondere der Bauverbote, 97 ff. 


Provocatio ex lege Diffamari; zur Lehre 
von berp. e.1.D., 257 f., 361 fi. 


D. 
Quittung, j. Handelsgeſetzbuch, Wechſel. 


N. 


Nathsertheilung, j. condictio causa data ete. 
Beceptum, ſ. Gaftwirth. 


VII 


Nechnungsvproceß; Zweck des R.'s und insbeſondere 
des Nachlaßdeſeciurverſahrens. Die Eroͤrterung und Entſchei⸗ 
dung über bie Exiſtenz und ben Betrag ber im Nachlaßverzeich⸗ 
niſſe aufgeführten Außenftände und Schulden bes Erblafiers 
gehört nicht in das Defecturverfahren, 366 ff., ſ. auh Nachlaß. 

Nechtscandidaten; die Verorbnung, bie Abwartung 

erichtlicher Termine buch R.'n in Nachvollmacht der in ber 
ache beauftragten legitimirten Sachwalter betreffend, vom 
= uli 1845 findet — Advocaten keine Anwendung, 

Nechtsmittel; gegen eine in Betreff des gerichtlichen 
Verfahrens von dem Dberappellationsgerichte alspritter Inſtanz 
erlaffene —— iſt fein weiteres R. auläffg, y7f. Der 
Appellationsrichter iſt bei feiner Entſcheidung nicht an die De: 
duction des Appellanten gebunden, 455 ff. 

Bestitutio in integrum; über die von dem Ver: 
treter eines Unmündigen gegen feine wiederholte Verfäumnif 
an einem Schwörungstermine nachgefuchte Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand, namentlich in dem Falle, wenn er verfichert, 
die Mittheilung feines Sahmwalters von bei Terminstage habe 
er wegen Abwejenheit nicht erhalten, 421 ff. 


Netentionsrecht, f. Miethvertrag. 


S. 


Sachlegitimation, ſ. Eid. 

Sachwalter, ſ. Advocaten. 

Schaden; die heutige Gültigkelt der in J. un. Cod. 
VII. 47. enthaltenen Vorſchrift üben den Erſatz eines Schadens, 
welcher Jemanbem durch die Nichterfüllung eines auf eine ber 
ſtimmte Leitung gerichteten Vertrags entftanden if. Was ge: 
hört zur fhlüffigen Begründung einer Schäbenforderung, welche 
der Abmiether aus dem vertragswidrigen Gebahren des Ber: 
miethers herleitet? 132 ff., ſ. auch actio de pauperie. 

Schägungseid, ſ. juramentum in litem. 

Schmerzensgeld, nad Altenburgifhem Rechte, 345 ff. 

Schwörungstermin, f. restitutio i. i. 

Socius; bie Rechtsnachfolger eines verfiorbenen s. find 
verbunden, bie Verwendung ber dem Berftorbenen antheilig zus 
gehörigen Gefellihaftsvermögensitüde aum Behuf ber Dedung 
* eſellſchaftsſchulden als für fie bindend anzuerkennem 

4 ff. 

Specifiention; in wie weit fleht eine erfolgte ©. ber 
Dindication im Goncurfe 5*8 Iſt das Färben der Wolle 
als Specification anzufehen? 379 ff. 

Specification, f. Nahlaf, Rehnungsproceh. 

Spigens oder Hlöppelherren; das Gircular der vors 
maligen Sandesregierung v. 6. Febr. 1804 (die Annahme von 
Klöpplerinnen ohne ein Zeugniß des früheren Klöppelheren 
a ift durch das Gewerbegeſetz aufgehoben worden, 


Spolienflage; über bie Borausfegungen, unter welchen 
eine ©., insbefonbere ’ enüber ben Mitgliedern einer Berwal⸗ 
tungsbehörbe, als rechtlich begründet erfheint. Spoliatus ante 
omnia estrestituendus. Zur Interpretation der Vorſchrift in 

k : sub. 3. des Gompetenzgefeges vom 28. Januar 1835. 
69. 

Staatsdiener; zu $. 4.6.7. 8. u. 23. des Givilftaats- 
diemergefeges v. 7. März 1835. Anfpruch des fuspendirten 
S.'s aufein Suftentationsquantum, wenn fid) derfelbe während 
der Dauer ber Suspenfion eigenmädtig der Dienftleiftung ent: 

ieht, und insbefondere fich in’s Ausland begiebt, 81 ff., ſ. auch 
fürklige Brivatdiener. 

Staatsvertrag, ſ. Convention. 

Stabularii, f. Gaftwirth. 

Steinbruchsabbaurechte; über bie rechtliche Natur 
von S.'n. Ginrede ber enormen Verletzung bei Verträgen über 
dieſelben, 228 ff. 

Stempel; die Stempelverwendung zu den Schriften im 
Mahnverfahren und die hierauf bezügliche Verordnung bes K. 
Binanzminifteriume v. 18. Nov. 1862. Gognition der Juftiz: 
behörben über Berorbnungen ber Berwaltungsbehörben. Ueber 
das Verfahren und bie Rechtsmittel, fowie über Stempelver: 
—5* und Liquidiren in Stempelſtrafſachen, 357 ff., ſ. auch 

ofen. 


Subbaftation; bei ©.'en iſt den bei ber fubhaftirenden 
zen angeftellten Subalternen das Mitbieten nicht unters 
fagt, 437 ff. , 

&ublocation, f. Miethvertrag. 


€. 


Taxation, ſ. Nachlaß. 

Termine; deren Abwartung, ſ. Recht scandidaten. 

Teſtament; über das Weſen ber testamenta reciproca 
unb correspectiva, 233 ff. 

Ebiere, f. actio de pauperie. 

Todz zur Fefftellung des T.'s einer Perſon, deren Nach⸗ 
laß obervormundfchaftswegen zu requliren ft, genügt für bie 
aus dem obervormunbfchaftliden Gefihtspunfte 3 faſſenden 
Reſolutionen eine relative Gewißheit, d. h. eine ſolche, welche 
nad vernünftigem Ermeſſen feinen erheblichen Zweifel über den 
erfolgten Tod übrig läßt, 198 ff. 

Traditio; über bie t. longa manu, t. symbolica und 
bas constitutum possessorium, 145 ff. 

Turpis eausa; Beitrag zur Lehre von ber exceptio 
ob turpem causam, ... 


u. 


Webergabe, f. traditio. 

Umzugszeit, f. Miethvertrag. 

Unmöglichkeit einer Leiftung, ſ. Kauf. 

regen £ —— der Klage gegen einen Une 
münbigen, ber 4 be Abſchluß des Vertrags für münbig aus- 
gegeben hat, 342 ff. Geſchenke des Vaters an fein unmünbiges 

ind werben, auch ohne Acceptation, bes legteren Gigenthum, 

421 ff. Welche Behörde hat in Fällen der Veräußerung oder Ver: 
pfändung eines in Sachen gelegenen, einem in väterlicher Ger 
malt ftehenden Unmündigen Grunpftüds Seiten des Vaters des 
Minorennen der obervormundſchaftlichen Gognition ſich zu uns 
terziehen,, wenn ber Vater Unterthan eines fremden Staates iſt? 
446 fi, [. auch legatum h. p. i., restitutioi.i., Bor: 
mundſchaft, negotia elaudicantia. 


Ususfructus, ſ. Niefbraud. 
B. 


Bater, f. Kinder, Unmünbige. 


Verdingungsvertrag, ſ. locatio  conductio 
operis. 


Berfahren, ſ. Nehtsmittel. 


Verjährung; Grundfäge über die Grtinctivverjährung 
von Rechten, welche einer hereditas jacens zuſtehen, 193 fi. 
Verjährung, Furze; Beginn des Laufes dert. B. Der: 
felben gegenüber fommt der Orundfag: re non valenti non 
currit praescriptio, nicht zur Anwendung.. Was ift der Befiger 
eines mit einem —*— belaſteten Gutes nach eingetretener 
Verjährung einzelner Leiſtungen, resp. nach dem Tode des Aus: 
üglers, Behufs Herbeiführung der entſprechenden Ginträge im 
‚u. H.⸗Buche von dem Auszugler, beziehentlich deſſen Erben, 
au verlangen berechtigt? 193 t. 
Berlafienfchaft, f. Nachlaß. 
Verlegung über die Hälfte, f. Steinbrudsab- 
baurechte. 
Vermiether, ſ. Miethvertrag. 
Verordnung, die Abwartung gerihtl. Termine durch 


Rechtscandidaten ꝛc. betr. v. 24. Juli 1845, ſ. Rechtscan- 
didaten. 


Verſficherungsanſtalten; zu $. 4. der Verordnung 
über ven Gejchäftsbetrieb ausländifcher Verfiherungsanftalten 
im Königreih Sachſen v. 16. Sept. 1856 (Gef. Bl. S. 400). 
—* und Verpflichtungen der Hauptagenten ſolcher Geſell⸗ 
ſchaften aus ben von ihnen mit Dritten abgeſchloſſenen Ber: 
fiherungsverträgen. Grundfäge über Stellvertretung in Ber: 
tragsverhältnifien überhaupt, Off. 

Vertrag; zu Gunſten Dritter, 68 ff., ſ. auch Schaden. 

Verwaltungsbebörde, j. Spolientlage, Kir: 


VIII 


chenſtühle, Betſtube, Stempel, Competenz der Juſtiz— 
bebörden. 

Berzugszinfen, ſ. Wechſel. 

Vindication, ſ. Concurs. 

Vollmacht, ſ. Mandat. 

Vorausklage, ſ. Bürge. 

Vormundſchaft; au Auslegung der in der B. O. 
cap. X. $.5. —— dem Mandate vom 4. Juni 1829 
$. 41. ff. enthaltenen Borfchriften über die von ben Vormün— 
dern zu leifiende Gaution, 114 ff. I ber Bormundfchafts: 
richter berechtigt, Außenftände des Minorennen unmittelbar und 
ohne Goncurrenz der B.'s zum Depofitum zu übernehmen, und 
bat eine foldye Hebernahme liberirende Wirkung für den zahlen: 
den Schuldner? 143 ff., f. au Juden, Unmündige, Tod. 


Vorzugsrechte, perfönliche, ſ. Nachlaß. 


W. 


Waſſer; über das Recht der Adjacenten auf Benuhung 
des in Privaigewaͤſſern befindlihen W.'s, 97 fi. 


Wechſel; in wie weit iſt der Grundſatz, daß das Blancos 
giro zur Legitimation des Hagenden Wechjelinhabers auch dann 
ausreiche, wenn zu erfehen, daß bafielbe urfprünglich nicht für 
ihn beſtimmt gewefen, zu befhränfen? 42. Zur Begründung 
des Anfpruchs auf Berzugszinfen vom Berfalltage des W.'s an 
bedarf es auch gegen ben Acceptanten oder gegen den Ausfteller 
eines Solaweäle 8 der Bezugnahme auf erfolgte Präfentation 
des W.'e, 63 ff. Wird durch bie in dem Gonterte eines eignen 
Wechſels enthaltene Bezugnahme auf ein mit ber fels 
ausftellung in Berbindung Rehenbes Obligutionsverhältniß bie 
Unerfennung bes Bapieres als eines unter die Beftimmungen 
der Deutihen W. D. fallenden Wechſels ſchlechterdings ausges 
fhloffen? 441 ff. Die Genehmigung bes Ehemanns zu Ber 
trägen der Ehefrau mit dritten Berfonen fann im Boraus oder 
nachträglich erflärt werben, jo namentlich auch burch Acceptation 


eines von ber Ehefrau aufihn gezogenen W.'s. Bräfumtiv ift 
die Namenszeihnung bes Ausitellers eines W.'e dem Accepte 
vorausgegangen. Zuläffiteit ver Interpretation im Wechſel⸗ 
procefie. Beweis der Binrede, daß das von der Ehefrau einges 
gangene Wechielgefhäft auf einer eheweiblihen Bürgfhaft bes 
ruhe. Proteft „Mangels Anwefenheit”, 449 f. Die Bor: 
ſchrift ver allg. D. W. O. Art. 39. Abf. 1. findet auch auf den 
Domiciliaten Anwendung. Der mit der per eines 
W.'s Behufs ber —— Notar iſt ſchon als ſolcher 
zu Empfangnahme und Quittirung der Wechſelſumme mit dem 
Erfolge der Liberation des Wechſelverpflichteten als legitimirt 
anzufehen, 509 ff., ſ. auch Anweiſung, Wechſelproceß. 
Wechſelordnung, ſ. Wechſel. 


Wechſelproceß; jur Grläuterung der 8$. 30 fig. des 
Gef. v. 7. Juni 1849, ingleichen der $$. 41. u. 42. des Handels: 
geſetzbuchs. — Kann der Procurift den Principal auch wider 
beffen Wiffen oder Willen als Beflagten im W.'e vertreten und 
ber Principal auf Grund der Grflärungen bes Procuriften zu 
Bezahlung nad Wechfelrecht verurteilt werben? 30 f. Die 
Durdftreihung des Accepts hebt die wechfelmäßige Bedeutung 
des im W.'e geltend zu machenden Anfpruchs auf, bergefalt, 
daß nur im gewöhnlichen Givilmege auf Wieberherfiellung des 
Accepts geflagt werben fann. Ueber bie Form des Wechſelver⸗ 
hörs mit Rüdfiht auf die Vorfchrift in $. 39. des ‚Gef. vom 
7. Zuni 1849, 37 f., 73 f., f. aus Behr. 
Werkführer, ſ. Mandat. 


Wiedereinfegung in den vorigen Stand, ſ. 


rest.i.i. 
3. 


Zeugen, ſ. Advocaten. 

Zugeſtändniß; über die rechtliche Mirkung eines Zuges 
PER —— eine Partei außerhalb des Brocehes, de 
ad gegenüber einer öffentlihen Behörde abgelegt hat. 


Wochenblatt 


Mon tiefem Wo: 
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reeſchluſſe ein aus: 
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für 
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in actenmäßigen Darftellungen 
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entrichtenden Areiſe 
von 1 Thaler, 


und Verwaltung 
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1. 


Beitrag zur Lchre von der Geffion der Forderun— 
gen. — Bei mehreren Geffionen beffelben Außen- 
ſtandes entjcheidet die Priorität der Ceſſion. — 
Eine Licitalgelderpoft Fann in dem Falle, wenn 
ber Eintrag bed Gefammtquanti der Erftehungs: 
gelder zu Gunften des Subhaftationsdepofiti er: 
folgt ift und die einzelnen zur Perception gelan- 
genden früheren Huypothefarier, deren Hypotheken 
gelöſcht find, nicht einen anderweiten ſpeciellen 
Eintrag erlangt haben, nicht als hypothekariſcher 
Außgenftand im Sinne des 8. 84. des Geſetzes 
vom 6. November 1843 gelten. 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. & in ®. 


In Rechtsſachen R. /. ©. war vom Handeld- 
gerichte im Bezirkögerichte zu Leipzig der Beklagte 
in Bezahlung einer Summe von mehreren Hundert 
Thalern verurtheilt, von dem Kläger aber nachmale, 
um zu theilweifer Befriedigung zu gelangen, Boll 
ſtreckung der Hüffe in diejenigen 161 Thlr. — —⸗ 
fammt Zinfen vom 27. October 1854 beantragt 
worden, welde G. von den Licitationdgeldern des 
fubhaftirten Hausgrundftüds No. 6. des Grund- und 
Hypothefenbuhs für Th. zu erhalten hatte. Das 
Gerichtdamt II. zu Leipzig verfügte auf Requifition 
des Handeldgerichts vom 15. Juni 1859 zu Gunften 
des Klägers; die Gültigkeit dieſer Hülfsvollftrefung 
beftritt jedoch Carl M. unter Bezugnahme auf eine 
von ©. am 22. Mai ej. ai. audgeftellte und am 
24. ej. mens. beim ®erichtsamte I. gerichtlich recog- 
noseirte Geffionsurfunde, worin ernannter ©. ihm 


Bene Folge Bwölfter Fahrgang. 


1864. 


fothane 161 Thle. — — c.a. abgetreten hatte, und 
ftellte den Antrag, daß die Auszahlung biefer Licitals 
gelder zu feiner Zeit an ihm erfolgen und R. mit 
feinem Antrage abgemwiefen und in die Koften ver 
urtheilt werden möge, Ueber diefe Differenz entfchied 
zunächft das Gerichtdamt IL. (April 1862) zu 
Gunſten Rs; M.'s Suchen fei unftatthaft, vielmehr 
mit Entnahme ber Licitalgelver in Gemäßheit der 
Requifition aus dem beim Gerichtsamte befindlichen 
W.'ſchen Licitalgelderconto no. 371. und deren Abgabe 
an das Handeldgericht zu verfahren, Impetrant M. 
auch die burch feinen Antrag entftandenen Koften zu 
erftatten ſchuldig, eine Entfcheidung, welche fid) recht⸗ 
fertige, wenn man erwäge, daß das Gerichtsamt 
bereit vor Eingang der Eeflionsurfunde auf die Res 
quifition in Gemäßheit des Gefeges vom 28. Februar 
1838 und des Sportufregulativs vom 15. September 
1861 verfügt gehabt, ingleichen daß die fraglichen 
Lieitalgelvder aus dem Gerichtsbepofitum an den 
Ampetrant ®. auszuzahlen gewefen, das Gerichtdamt 
in Betreff derfelben als debitor debitoris im Sinne 
des Grecutiondgefeged anzufehen geweſen, folglich 
nach Eingang der (handelögerichtlichen) Berfügung 
nicht mehr zu einer anderweiten Dispofttion über die 
fraglichen Gelder befugt geweſen und durch eine fpäter 
zu feiner Kenntniß gefommene Geffion nicht befugt 
werden fönnen; daß auch das ältere Datum ber letz— 
tern daran um deswillen nichts zu ändern vermöge, 
weil die Verpflichtung des debitor debitoris jur 
Zahlung an den Geffionar erft von der über bie 
Ceſſton erhaltenen Nachricht beginne. 

Auf Ms Berufung erfannte das Königl. 
Appellationsgericht zu Leipzig, welches M.'n 
ald Intervenienten, R'n als Klägern und G. als 
Beklagten aufführte (December 1862), alſo: 


„Die Hauptfache anlangend, iſt der ıc. Beſcheid 

mit dem Bemerfen, daß 
1. 
das Borbringen Bl. — der Sache nad als eine 
Intervention aufzufaffen ift, deren Zwed dahin gebt, 
das für den Kläger durch die Bl. — erfichtliche 
Requifition des fol. eit. bezeichneten Procepgerichts 
geihaffene pignus nominis necessarium unwirkſam 
zu machen, wogegen es einer Erörterung der Frage, 
ob das Gerichtsamt IL. zu Leipzig als Hppothefen- 
behörde, an welche der Bellagte ald Inhaber der 
verholfenen Forderung, fich für den Ball der Grigis 
bilität des ihm angewiejenen icitationsgelderbetrages 
feiner Befriedigung balber zu halten hatte, an fich 
als die zu Leitung und Entſcheidung des Intervens 
tionsftreited competente Behörde zu betrachten fei, 
nicht bedarf, weil die Parteien auf die Entfcheidung 
diejes Gerichts factifch compremittirt haben, und das 
Eompromiß von dem legteren thatſaͤchlich genehmigt 
worden ift, 
2. 

daß der Reclamationdanjpruch des Internenienten 
Bl. — auch in gegenwärtiger Inftanz ald ein uns 
fhlüffig begründeter, und als ungeeignet bezeichnet 
werden muß, eine Interlocutoria auf Beweid zu 
vechtfertigen, da ber Intervenient 

a) weder darauf, daß vor dem 15. Juni 1859 
— dem Tage, an welchem Die Hiülfsverfügung Bl. — 
bei dem requirirten Gerichte eingegangen ift — zwi— 
fchen ihm und dem Forderungsinhaber ein Ceſſions— 
vertrag mündlid vereinbart worden fei, Bezug ges 
nommen, noch 

b) anzuführen vermocht hat, daß ihm das Drigi- 
nal der Bl. — in beglaubigter Abfchrift erfichtlichen 
Gejlionsurfunde vor dem gedachten Tage von Be 
fagtem übergeben, und durch Annahme dieſes 
Schriftftüdes die in derjelben ausgedrüdte Ceſſions— 
erflärung von ihm, dem Sntervenienten, factijch 
acceptirt worden fei, noch endlich 

e) aus den Acten zu entnehmen if, daß ber 
Sntervenient feinen Beitritt zu dem von Bellagtem 
an dem Schluſſe forhaner Urkunde Bl. — an die 
Hyvothefenbehörde gerichteten Geſuche, „ed möge die 
fragliche Licitationdgelderforberung als eine in des 
Intervenienten Vermögen übergegangene behandelt 
werden”, vor dem sub a. gedachten Zeitpunfte der 
erwähnten Behörde gegenüber erflärt, und bier» 
mit eine thatfächliche Annahme der von Bellagtem 
fchriftlih ausgefprochenen Abtretung bewerkitelligt 
habe, 

die dem Interventionsanfpruche gegebene factiſche 
Begründung Bl. — vielmehr ſich auf das Anführen 
beichränft, 
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die Abtretung der Forderung babe laut der 

Bl. — erfichtlichen Urkunde bereitd am 22. Mai 

1859 ftattgefunden, 
die Unzulänglichfeit diefes Anführens aber von felbit 
einleuchtet, da durch die Niederfchrift und Vollzie— 
bung einer Urkunde, welche den Dispofttiondact 
einer Forderungsceſſion verlautbart, für ſich allein 
die Augfcheidung des cedirten Klagerechtes aus dem 
Vermögen des Eedenten und der Uebergang deifelben 
in dad Bermögen des in der Urkunde bezeichneten 
Ceſſionars nicht bewirkt wird, diefer Uebergang viels 
mehr erft dadurch herbeigeführt werben fann, daß 
die Schrift, welche für fich Tepiglich einen in jedem 
Momente widerruflihen Entſchluß des Ausftellers 
zur Erſcheinung bringt, dem Geffionar von dem 
Ausfteller übergeben, oder wenigitens mit dem Wil— 
len des legteren in die Hände des erfteren gelangt, 
woraus von felbt folgt, daß für die Behauptung 
des Intervenienten, die ftreitige Borderung habe ſich 
zur Zeit der Hülfsvollftrefung nicht mehr in dem 
Vermögen Bellagtend, des Schuldners Klägers, 
befunden, alle und jede thatjächliche Unterlage man- 
gelt, 

3. 

daß endlich, jelbft wenn es, wie nicht der Fall, 
zuläffig wäre, die verfpätete und mit der amtlichen 
Notiz Bl. — im Widerfpruche ftehende Angabe des 
Intervenienten in der Appellationdinftany Bl. —, 

die Geflionsurfunde fei am 20. Juni 1859 nicht 

von Bellagtem, fondern von ihm, dem Anter« 

venienten, bei der Hypothekenbehörde perfönlich 

eingereicht worden, 
bei der Entſcheidung zu berüditchtigen, hierdurch ein 
dem Intervenienten günftiges Refultat nicht gewon- 
nen werden fönnte, weil aus diefem Anführen nicht 
folgt, daß derſelbe fih bereits vor dem 15. Juni 
1859 in dem Belige der Geffionsurfunde befunden 
babe, und daber ſchon an diefem Tage die Aus— 
ſcheidung der ftreitigen Forderung aus dem Bers 
mögen G.e's durch factifche Annahme der Ceſſions— 
erklärung zur Ausführung gebracht worden jein müfle, 
wogegen das Hülfsredht Klägers nah Bl. — bereits 
an dem gedadıten 15. Juni 1859 zur Entftehung 
gelangt ift, 

der eingewendeten Berufung ungeachtet au be- 
ftätigen, ed werden jedoch die Koften des Rechts— 
mittels zwifchen dem Intervenienten und dem Kläger 
compenfirt, da für das Prioritätsverhältmiß zwifchen 
mehreren Geifionaren und Hülfspfandgläubigern uns 
ter fich bei einer an der mämlichen Forderung ent— 
ftehenden Goncurrenz der Zeitpunft der an ben 
Schuldner erfolgten Denunciation von feinem ents 
ſcheidenden Einfluffe it, fonah den Nationen der 


vorigen Inftanz nicht hat beigepflichtet werben fön- 
nen, und diefe Erwägung den Intervenienten von 
dem Borwurfe einer muthwilligen Beichreitung des 
Inftanzenzuges befreit.” 

Auf Klägers Berufung erfannte unterm 30. Ja— 
nuar 1863 das KRönigl. Oberappellationsgericht 
zu Dresden, welches als Parteien nur Mn und 
Rn, erftern ala Klägern, letztern ald Bellagten, 
aufführte, reformatorijch alfo: 

„Die Hauptfache wie die Koften erfter Inſtanz 
anlangend, ift es bei vorgedachtem Urthel (2. Inſtanz) 
und dem dadurch beftätigten Beicheide Bl. — nicht 
zu laſſen, würde vielmehr Kläger binnen dreimöchiger 
Frift, Bellagtem der ®egenbeweis, beiden Theilen 
der Eidesantrag und andere Rechtöcompetenz vor 
behältlich, wie Recht erweifen, daß ihm vor dem 
15. Juni 1859 €. 8. ©. die in Streit befangene 
Licitalgelderpoft cedirt habe, fo ergehet in der Sache 
ferner, was Recht ift, und werben, wie es bei der 
Gompenfation der Koften voriger Inſtanz bewendet, 
auch die gegenwärtiger zwijchen den ‘Parteien auf 
gehoben.” ; 

Die beigefügten Entfheidungsgründe find 
folgenden Inhalts: 

„Eine Lieitalgelderpoft der in Streit befangenen 
Art fann jedenfalld dann, wenn, wie hier nach 
Bl. — gefchehen, der Eintrag des Gefammtquanti 
ber Erftehungsgelder zu Gunſten des Subhaftationd- 
depofiti erfolgt ift, und die einzelnen zur Perception 
gelangenden früheren Hypothefarier, deren Hypothe⸗ 
fen, wie bier Bl. — sub 22. erfichtlich, gelöfcht find, 
nicht einen anderweiten fpeciellen Eintrag erlangt 
haben, was nicht behauptet und fonft nicht indicirt 
if, nicht als ein hypothekariſcher Mußenftand im 
Sinne des $.84. des Grund» und Hypothekengeſetzes 
vom 6. November 1843 (vergl. auch $. 60. des Eres 
ceutiondgefeges vom 28. Februar 1338) gelten, 

Siegmann, das K. S. Hypothekenrecht, 1861. 

S. 251. 

wie denn, wäre felbft ein Anderes der Ball — wofür 
jedoch die Marginalbemerfungen Bl. — felbftvers 
ftändlich nicht fpredhen —, Kläger und Bellagter 
immer wieder auf berfelben Stufe ftänden, da auch 
fegterer einen Eintrag im Grund» und Hppothefen- 
buche vor dem Erfleren nicht voraus hätte. 

Hiernady find Kläger und Bellagter, welchem 
fein in Betreff der Borm von Jenem in feiner Weife 
beftrittienes Hülfsrecht nach $. 59. des Grecutions- 
geleges vom 28. Februar 1838 lediglich das Recht 
eines Ceſſionars verfchafft haben würde, Geifionare 
C. L. G.'s. 

Nun iſt aber allerdings, wie von voriger Inſtanz 
Bl. — angedeutet, zwiſchen zwei Ceſſionaren deſ— 
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ſelben Außenſtandes die Priorität der Ceſſion an 
fich für das. Recht des Einen oder Anderen maaßs 
gebend. 

Zwar ift dieſer Sag gemeinrechtlich ein nicht un- 
beftrittener, und es ift bis in bie neuefte Zeit von 
Manchen der Nachweis verfucht worden, daß die 
Denunciation Seiten des Ceſſionars eine Art Ins 
befignahme der Forderung enthalte, welche, wenn fie 
von dem zweiten Gefftonar auerft bewirkt werde, 
feiner Geffion ein Borzugsrecht vor der des erften 
Eeffionars verfchaffe, gleich wie wenn an zwei Bers 
jonen nach einander diefelbe Sache verkauft, umd 
dem zweiten Käufer übergeben worben fei, biefer in 
dem etwaigen Streite mit dem Käufer obtinire, wie 
denn aud noch verſchiedene Mittelmeinungen zu 
Ausſpruch gelangt find. 

Arndts, Pandecten, $. 256. und S. 919. ber 
4. Ausgabe zu ©. 421. 

Allein wie das Oberappellationsgericht die auch 
von voriger Inftanz Bl. — ausgefprochene Mei— 
nung an und für fich als die richtigere zu befinden 
hatte, 

Mühlenbruch, Eeifion, $.48. ad not. 19. ed. III, 
p. 502. 
fo ift bei diefer Auffaffung gegenwärtig um fo un— 


bedenklicher ftehen zu bleiben, ald das bürgerliche 


Geſetzbuch $. 968 flg. die Controverſe in dieſem 
Sinne löft, und fomit ald Quelle der Kenntniß von 
der Anficht des Geſetzgebers auch für ältere Fälle 
cht ohne Gewicht if. 
Es beftimmt nämlich $. 968.: 
Die Abtretung hat die Wirkung, daß der Abtre- 
tende aufhört, Gläubiger zu fein, die Erfüllung 
der Forberung nicht mehr verlangen, über die 
Forderung nicht weiter verfügen, fie nicht nod 
ein zweited Mal abtreten fann, überhaupt 
aber die Aufhebung der Forderung durch einen 
ihm oder einem Anderen, dem er die Forderung 
anderweit abgetreten hat, gegenüber wirfjamen 
Erlöfchungsgrund ausgefchloffen ift, vorbehält 
lich der Vorſchriften in $$. 972. und 973. 
woneben die Ausnahme des $. 972. den Hall ein- 
maliger Eeffion, und beziehentlich der Zahlung vor 
erlangter Kenntmiß Seiten des Ceſſus an den Cedens, 
resp. bed Vertrags mit” demfelben betrifft, die des 
$. 973. aber dahin lautet: 
Hat der Gläubiger die Forderung mehrere Male 
abgetreten und der Schuldner von der früheren 
Abtretung feine Kenntniß erhalten, fo wirb der 
Schuldner durch Erfüllung an Denjenigen, 
welchem die Forderung fpäter abgetreten worden 
ift, und durch Vertrag mit bemfelben von ber 
Schuld frei u. f. w. 


übrigens dem allgemeinen ‘Principe des $. 764. ent- 
fpricht. 

Diefe Grundfäge führen in dem concreten Falle, 
wo noch nicht gezahlt ift, übrigens auch nicht etwa 
die Rüdantwort Bl. — einen Vertrag der in $. 973. 
bemerften Art involviert, mit Nothwendigfeit dahin, 
daß die fingirte Ceſſion an Beklagten wirkungslos 
ift, wenn Kläger durch ältere Gejfion bereits Inhaber 
der in Frage ſtehenden Forderung G.'s war. 

Gleichwohl ift in dem Urthel Bl. — Kläger um 
deswillen zurüdgewiefen, weil nicht erhelle, auch nicht 
mit genügender Beftimmtheit angeführt fei, daß fein 
Wille bei unzweifelhaft älterer Ceſſionserklaͤrung 
G.'s, Inhaber der Forderung zu werben, bereits 
vor dem Zeitpunfte eriftirt habe, wo Bellagter fins 
girte Ceſſion erhalten habe. 

Hat man nun auch der vorigen Inftanz darin 
beizupflichten, daß beziehentlich in Gonformität mit 
dem im bürgerlichen Gefepbuche $. 962. a. E. aus— 
gefprochenen Grundfage: 

„in anderen Fällen (ald denen einer gefeglichen 
Verpflichtung zur Abtretung) richtet fich die Zeit 
des Ueberganges nach dem Nechtögefchäfte, durch 
welches die Abtretung geichieht”, 
jedenfalls der Wille Klägers, Eeffionar zu werden, 
vor der fingirten Geffion an Beklagten eriftent ge 
wefen fein müſſe, und trifft bierunter auch unzweifel— 
haft Klägern die Beweislaft, die durch die Urkunde 
DI. — allein nicht auf den Beflagten gewälzt were 
den kann, da fie zwar über die Willensrichtung G.'s, 
nicht aber über die Klägers dem Dritten gegenüber 
Hare Maaße giebt, jo fällt es doch bedenklich, in 
BDeireff der Form der Behauptung, daß der Wille 
Klägers, Eeffionar zu werden, bereitd vor dem 
Eingange der Requifition Bl. — eriftirt habe, fo 
ftrenge Anforderungen zu ftellen, als dies Seiten der 
vorigen Inftanz geſchehen ift. 

Denn Kläger hat Bl. — mit Beftimmtheit aus— 
gefprochen, daß die Ceſſion am 22. Mai 1859, aljo 
vor dem 15. Juni, ftattgefunden habe, und ed mag 
der Zwifchenfag: „laut der bei den betreffenden 
Acten befindlichen Urfunde darüber”, nicht als eine 
Beichränfung dieſes Anfpruchs, fondern, wie es auch 
Kläger Bl. — erflärt, nur ald der allerdings nicht 
gelungene Verſuch betrachtet werden, denſelben fofort 
in Liquidität zu ftellen. 

Nach der Natur des vorliegenden tumultuariichen 
Proceſſes ift daher auf Beweis für Klägern zu er— 
fennen und hierbei beiven Theilen der Eidesantrag 
vorzubehalten, wogegen Beflagter im Gegenbeweife 
— directen oder indirecten fann nad Lage der Sache 
dahingeftellt bleiben — dasjenige auszuführen freis 
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fieht, was er Bl. — gegen die Anführungen Klägers 
vorgebradt hat. 

War hiernad in der Hauptfache, wie wegen der 
Koiten erſter Inftanz reformatorifch zu fprechen, fo 
mußten audı, wie es bei der Compenſation der Koften 
zu bewenden hatte, die ded anderweiten Rechtsmittele 
compenfirt werden.“ 

Auf amderweite Berufung Klägers confirmirte 
dad Königl. Oberappellationdgericht die Tertia 
mittelft Urtheld vom 30. Mai 1863 aus folgenden 
Gründen: 

„Das Erfenntniß der vorigen Inftanz ftimmt mit 
der Entſcheidung der zweiten Inftanz nah Bl. — in 
dem für die Beurtheilung des vorliegenden Falles 
einflußreichen Ausfpruche überein, daß zwiſchen zwei 
Eeffionaren derfelben Forderung Die Priorität der 
Ceſſion für das Recht des Ginen oder des Anderen 
maaßgebend ſei. E6 würde fich hiernadh fragen, ob 
mit Rüdficht auf die Beitimmungen in $. 12. des 
Geſetzes B. vom 28. Januar 1835 in diefem Bunfte 
eine Berüdfichtigung des eingewendeten Rechtsmittels 
formell zuläfftg fei; indeß hat man, auch abgefehen 
hiervon, der erwähnten Anficht der beiden vorigen 
Inftanzen nur beitreten fönnen. Das Dispofitions- 
recht des Cedenten über die abgetretene Forderung 
wird durch die Gefiton diefer Forderung allerdings 
nicht ohne Weiteres aufgehoben; vielmehr beftcht es 
infoweit fort, baß der abgetretene Schuldner, fo lange 
ihm die Ceſſton von dem Gefjlonar noch nicht anges 
jeigt worden ift, gültiger Weife an den Cedenten 
zahlen oder mit demfelben einen die Aufhebung feiner 
bisherigen Verpflichtung bewirfenden Vertrag ab- 
fließen fann; allein der Ceſſionar ift hierbei ſchon 
nah römiſchem Rechte dergeftalt vor dem Gedenten 
begünftigt, daß ihm der legtere nur durch Die wirkliche 
Empfangnahme der Zahlung oder den thatſächlich 
erfolgten Abjchluß eines ſolchen Vertrags zuvorkom— 
men fann, während ihn der Ceſſionar ſchon durch 
die Anzeige der Eeflion beim Schuldner von der wei— 
teren Dispofition über die Forberung ausfchließt. 
Mehr Rechte, ala ihm bei der erften Geflion dem 
Geffionar gegenüber noch verblieben find, kann ber 
Cedent auch auf den zweiten Ceſſionar nicht uͤber— 
tragen, es fann mithin auch der zweite Beffionar dem 
erften nur durch die Entgegennahme der Zahlung 
oder den Abſchluß eines den Schuloner befreienden 
Vertrags zuvorfommen; jo lange nody feines von 
Beiden geſchehen ift, entfcheidet beim Zufammentreffen 
der zwei Geflionare die Zeitfolge der Abtretungen. 
Das Recht, den erften Geflionar durch eine Anzeige 
beim Schuldner auszuſchließen, fteht dem zweiten 
Gejlionar, wie bemerkt, deshalb nicht zu, weil e8 der 
Cedent infolge der eriten Geflion dem älteren Ceſ— 


fionare gegenüber felbft nicht mehr befaß, und ed mag 
alſo beiläufig hinzugefügt werden, daß, wenn man 
auch annehmen wollte, daß die Behändigung der in 
8. 57. des Gefeped vom 28. Februdr 1838 vorges 
fchriebenen Auflage an den Schuldner der als Hülfs- 
object bezeichneten Forderung nad) $. 59. ebenvafelbft 
nicht blos die Stelle einer Eeffionderftärung, fondern 
zugleih auch die Stelle der Anzeige beim Schuldner 
vertrete, dennoch durch diefen Act das dem ältern 
Geffionar zuftehende prioritätifche Recht nicht alterirt 
werden würde. Zu erwähnen ift dabei noch hinfichts 
lid des Einwandes Bl. —, daß das bürgerliche Ge— 
ſetzbuch BI. — nicht als directe Entſcheidungsnorm 
angezogen, ſondern die einſchlagenden Vorſchriften 
deſſelben nur deshalb angeführt worden ſind, weil 
man daraus erſieht, daß der Geſetzgeber die Bl. — 
berührte Streitfrage ebenfo, wie dies in voriger In— 
ftanz geichehen, entſchieden hat. 

Daß durch die Verfügungen, welche die Grund» 
und Hppothefenbehörde in Hinblid auf ihre Ver— 
bindlichfeit, die noch außenſtehenden Licitationdgels 
der einzuheben und dem Diftributionsplane gemäß 
an die Percipienten auszuzahlen, nach Gingang der 
in Form der Requifition gehaltenen Auflage Bl. — 
getroffen hat, ein Vertrag zwifchen dem Bellagten 
und dem abgetretenen Schuldner abgefchlofien und 
dadurch die cedirte Forderung felbft zu beftehen aufs 
gehört habe, läßt ſich in feiner Weife behaupten. 
Die Grund» und Hypothefenbehörde konnte nod nicht 
zahlen, weil die zur Befriedigung des Eedenten bes 
ftimmten Gelder damals noch gar nicht fällig waren; 
fie ift mit bem gegenwärtigen Bellagten felbft in feine 
unmittelbare Berührung getreten und bat auch feine 
neue und felbftitändige Verpflichtung gegen denfelben 
übernehmen zu wollen erklärt, fondern fih BI. — 
darauf befchränft, dem Proceßgerichte, von welchem 
die beantragte Hülfsvollfirefung ausgegangen war, 
den Empfang der Auflage zu befennen und daflelbe 
zu benachrichtigen, daß dermalen noch nicht, fondern 
erſt fünftig eine Zahlung erfolgen fönne. Die Maaß— 
regeln, welche die Grund» und Hppothefenbehörde 
fonft noch infolge der Refolution Bl. — ergriffen hat, 
erklären fi; durch den innern Organismus der Be: 
hörde, an welche die Hülfsverfügung gerichtet war, 
und hatten augenfceinlich nur den Zwed, den Act 
der Huͤlfsvollſtreckung dergeftalt vollftändig zu erpe⸗ 
diren, daß derſelbe nicht bei künftiger Einzahlung 
und Vertheilung der Licitationsgelder überfehen werden 
möchte. 

In Bezug auf die Schlüffigfeit des Anführeng, 
daß die vom Kläger geltend gemachte Eeffion am 
22. Mai 1859, alfo vor dem 15. Juni 1859 ftatt- 
gefunden habe, und das Thema des dem Kläger 
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diesfalls auferlegten Beweifes, genügt es, auf bie 
Rationen voriger Inſtanz Bl. — zu verweifen, denen 
allenthalben beigepflichtet werden muß.” ac. 


2. 
Zur Lehre von den Kirchenſtühlen. 


Mitgetheilt von 
Herrn v. —r in D. 


In der Parochie K. entſtand im Jahre 1856 
zwiſchen dem Hausbeſitzer W. und dem Begüterten 
K. eine Differenz, indem der erſtere einen Kirchen— 
ftand, den der frühere, immittelft verftorbene Pfarrer 
dortſelbſt bereitö-im Jahre 1853 nad) dem Ableben 
feines Inhabers, eines gewiſſen ©. M., als er— 
ledigt an den befagten K. überlafjen hatte, in der 
Eigenschaft als Verwandter des verftorbenen G. M. 
für fi in Anfpruch nahm, während K. die Rüd- 
gabe diefed Kirchenfiges unter der gleichzeitigen Bes 
bauptung verweigerte, daß der leßtere zu feinem 
Beſitzthume als Realſtuhl gehöre. 

Die Kircheninfpection behandelte diefe Differenz 
ald Verwaltungsftreitigfeit im Sinne des $. 1. des 
Srfeßed sub D. vom 30. Januar 1835 zwifchen 
W. und K., und entfchied demgemäß mittelft admi— 
niftrativrichterlichen Beſcheides in erfter Inftanz, und 
zwar dahin, daß W. mit dem erhobenen Anfpruche 
abzumweifen fei, 

Nachdem die Sache, in Folge eines von W. 
gegen diefes Erfenntniß eingelegten Recurſes an bie 
Kreisdirection zu D. zur Entfcheidung gelangt 
war, fprach leptere befage Verfügung vom 9. Sep» 
tember 1856 zuvörderſt aus, daß, foviel die formelle 
Behandlung der erwähnten Angelegenheit anlange, 
felbige der Sachlage nad) überhaupt nicht ald Admi— 
niftrativjuftigftreitigfeit, fondern vielmehr ald reine 
Verwaltungsfahe nah $. 31. des obenberührten 
Geſetzes zu betrachten fei. 

Denn wenn auch von W. anfänglich bei der erften 
Verhandlung beiläufig die Behauptung aufgeftellt 
worden, daß jener Kirchenftuhl urfprünglich zu dem 
von ihm befeffenen Hausgrundftüde gehört habe, jo 
fei doch von demſelben diefe Behauptung fpäterhin 
wieder fallen gelaffen und im Gegentheile ausprüd: 
li angeführt und darauf fich bezogen worden, daß 
die Kirchenſtaͤnde in der Kirche zu K., einichließlich 
ded hier fraglichen, bis zu der in der neueften Zeit, 
nämlih im Jahre 1855, getroffenen veränderten 
Einrichtung, den Parochianen lediglich für ihre Pers 
ſonen verlöft worden feien. Dabei habe W. zugleich 
fein Berlangen auf Ueberweifung des hier fraglichen 


Kirchenftuhles bejtimmt und ausſchließlich Darauf ges 
ftügt, daß die im Jahre 1853 ftattgefundene Ueber- 
laffung des letztern an K. von dem damaligen 
Pfarrer, den im Allgemeinen beftchenden Vorſchrif— 
ten über die Verlöſung von Berfonalftänden ent 
gegen, eigenmächtiger und unbefugter Weife vors 
genommen worden fei. Es handle fich alfo bei dem 
Anbringen des W. nicht um die Geltendmachung 
eines von felbigem, dem K. gegenüber, in Anſpruch 
zu nehmenden eigenthümlichen Rechtes, fondern im 
Wefentlihen nur um eine Beſchwerde über das bes 
regte Verfahren des Pfarrers, und gleichwie die 
Entfcheidung über die Begründung der legtern an 
und für fih nur Gegenftand rein adminiftrativen 
Ermeſſens jei, fo laffe fich auch nicht annehmen, daß 
diesfalls ein wirffiches Parteienverhältniß im Sinne 
der obenbezeichneten Gefepftelle zwiichen W. ald Im— 
petranten und K. ald Imperraten obwalte. Hieran 
werde auch durch den Umstand etwas nicht geändert, 
daß K. feinerjeits zugleich behaupte, daß ihm jener 
Stand in der Eigenfchaft eines mit feinem Gute 
verbundenen Realituhles zufomme, da die Frage, ob 
und inwieweit diefe Behauptung begründet fei, wie 
die Sache ſtehe, ausfchließlih das Intereffe des K., 
nicht aber auch das Intereffe des W. mit berühre 
und angehe, diesfalls daher ebenfowenig von einem 
eigentlihen Rechtsanfpruche auf Seiten der Genanns 
ten, einander gegenüber, die Rede fein fönne. 

Indem aber übrigens die Kreisbirection jenen 
Infpectionöbefcheid als eine formell gültige adminis 
ftrative Nefolution, bewandten Umftänden nad), 
aufrecht erhielt, beftätigte fie zugleich denfelben im 
Materiellen, ald dem obwaltenden Sach- und Rechts— 
verhältnig entfprechend, und bemerkte zu Wider— 
legung bed von dem Recurrenten dagegen Vor— 
gebrachten Folgendes: 

„Wenn W. vermeint, daß ihm ald Verwandten 
bes frühern Inhaberd des beregten Kirchenftandes, 
G. M., ein Anjpruch auf Verleihung diefes Kirchen— 
ftuhles einzuräumen gewefen fei, jo ift dagegen dar 
auf zu verweifen, daß bei Kirchenftänden, die nur 
für die ‘Perjon verliehen werden, den fogenannten 
gemeinen Kirchenftänden, nach der, auf Grund der 
einſchlagenden gefeplichen Vorſchriften, im Allgemeis 
nen beftehenden kirchenrechtlichen Verfaffung, 

vergl. Synodaldeerete von 1624 und 1673, 8.102. 
und resp. $. 85. in Verbindung mit dem Re— 
feripte vom 19. Juli 1686, fo wie 

v. Weber's fächf. Kirchenrecht, II. Aufl. Band 2. 
Seite 643. 

überhaupt nur wirfliche Blutsverwandte, nicht aber 
auch blos Verſchwaͤgerte des legten Kirchenftuhlbefi- 
pers ein Borzugsrecht vor andern, nicht in diefem 


Verhältniffe lebenden Perſonen rüdjichtlich der Vers 
leihung des betreffenden erledigten Standes in Ans 
fpruch zu nehmen befugt find, und daß daher W,, 
der nicht wirklicher Blutsverwandter des G. M., 
fondern nur Schwiegerfohn deſſelben gewefen ift, 
folglich aljo blos in dem Verhältniffe eines Ver— 
jhwägerten zu ſelbigem geftanden hat, irgend ein 
Vorzugsrecht in Anfehung der Verleihung des von 
feinem Schwiegervater befefienen Standes, nad) 
defien Ableben, überhaupt nicht zugeftanden werben 
fann. 

Ferner ift zu gebenfen, daß zwar, nad dem, 
was aud den Acten zu entnehmen ift, nach dem 
außerhalb der Parochie K. erfolgten Ableben des 
G. M. eine befondere Belanntmachung ber dadurch 
erfolgten Grledigung des fraglicdyen Kirchenftuhles 
durch Abkündigung von der Kanzel oder fonft in der 
gedachten Parochie nicht ftattgefunden hat. 

Allein ed fommt hiergegen in Betracht, daß eine 
Befanntmachung der angedeuteten Art überhaupt 
nur den Zweck hat, diejenigen Anverwandten des 
Vorbefigers des betreffenden Standes, welde ein 
Vorzugsrecht bezüglich der Verleihung des legtern 
in Anfpruch zu nehmen berechtigt find, auf deſſen 
Geltendmachung aufmerkffam zu machen, die Unter 
lafjung ſothaner Maapregel im vorliegenden Falle 
daher mindeftend dem W. gegenüber, der für feine 
Perſon nicht zu den beregten Anverwandten zu 
rechnen ift, einen ausreichenden Grund, um befien 
Antrage gemäß die von dem Pfarrer zu K. bewirfte 
Verlöfung des bezüglichen Kirchenfiges an K., von 
Oberaufſichtswegen für null und nichtig zu erklären, 
um jo weniger abzugeben vermag, als bierunter bie 
nad) der pflichtmäßigen Verſicherung ded Kirchvaters 
9. in der Parodie K. bisher, wenn auch an fich 
ungeböriger Weife, doch übrigens ohne Widerfpruch 
beftandene herlömmliche Einrichtung — nämlich daß 
derartige Befanntmachungen dort zu feiner Zeit ftatt- 
gefunden — infoweit nicht außer Acht gelaflen wer- 
den fann. 

Die bloße Behauptung des W. aber, daß bie 
Berlöfung des Kirchenftandes an K. von dem Pfar— 
rer ohne Genehmigung der Kirchväter vorgenommen 
worden fei, fann ſchon um deswillen feine rechtliche 
Beachtung finden, weil nicht nur nach der angezo— 
genen Auoſage des Kirchvaters H. und fonit mit 
Ruͤckſicht auf die, allgemeinen Recdhtögrundfägen zu— 
folge, für die Legalität ded amtlichen Verfahrens 
des Pfarrers ſprechende Präjumtion anzunehmen ift, 
daß eine Goncurrenz der Kirchväter bezüglich jener 
Handlung ftattgefunden habe, fondern auch übers 
haupt im Milgemeinen nur fo viel vorgefchrie- 
ben ift, 


vergl. namentlich Generalartifel von 1580. $. 36. 
und 
v. Weber's Kirchenrecht, 
Seite 624. und 636. 
daß der ‘Pfarrer jedes Kirchſpiels die Kirchenftuhl- 
angelegenheiten in jelbigem unter Theilnahme der 
Kirchväter zu beforgen habe, die Leitung dieſes Ge— 
jhäftes in der Hauptfache und insbefondere der Act 
felbft der Verlöfung der erledigten Kirchenftände aber 
an und für fich und der Regel nach immer zunächft 
von dem Pfarrer jelbit auszugehen ‚hat, dem auch 
nad der Vorfchrift der Verordnung vom 21. Februar 
1843. $. 3. d. das erforderliche Ständeregifter zu 
führen obliegt. 

Endlich ftellt es fi im Wefentlichen als einflußs 
los dar, zu welcher Zeit W. ſich für feine Perfon 
zu dem erledigten Stuhle angemeldet bat, weil, nicht 
zu gebenfen, daß mindeftens nicht nachgewiesen ift, 
daß die Anmeldung defielben zeitiger und früher als 
bie gleiche Bewerbung Seiten des K. erfolgt fei, 
ohnehin die Berlöfung erledigter Kirchenſtaͤnde, ſo— 
weit dabei nicht ein Vorzugsrecht der Anverwandten 
des legten Inhabers in Frage fommt, im Allgemei- 
nen lediglich Sache des Ermeſſens der Kirchenver- 
waltung ift und zunächft von der mit Rüdficht auf 
die dabei in Betracht kommenden Verhältniffe und 
Umjtände 

vergl. v. Weber’s Kirchenrecht, loc. eit. ©. 650. 

unter Punkt 9. 

zu bemefjenden Entichließung des betreffenden Orts: 
pfarrers, in Gemeinſchaft mit den Kirchvätern, abs 
hängt, während übrigens in dem hier vorliegenden 
fpeciellen Galle zu Rechtfertigung der erfolgten Bes 
Ihlußnahme hinfichtli der Bevorzugung des K. 
vor W. bei der Verlöfung des beregten Standes 
theils die Rüdficht, daß der letztere früherhin den 
Vorbefigern des K. verfchrieben gewefen, theils der 
Umftand fpricht, daß K. dagegen einen andern, bis 
dahin von ihm innegehabten Kirchenſtand wiederum 
an die Kirche abgetreten hat.” 

Auf den von W. gegen die Verordnung der 
Kreisdirection eingelegten Recurs ließ e8 das Königl. 
Minifterium des Eultus und öffentlichen 
Unterrichts, befage Verordnung vom 29. Decem- 
ber 1857, unter Verwerfung des befagten Rechts— 
mittels, bei der Verordnung der Kreisdirection ſowohl 
in Anfehung der formellen Behandlung der Sache, 
als aud im Materiellen allenthalben bewenden. 

Aus den Entfcheidungsgründen des erwähn- 
ten Minifteriums ift nur noch Nachſtehendes bejons 
ders hervorgehoben: 

„In Bezug auf den Cinwand des Necurrenten, 
daß der verftorbene Pfarrer in K. bei der Verlöfung 
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des in Frage ftehenden Kirchenftuhles an den Be— 
güterten K. ohne die verfaffungsmäßige Concurrenz 
der Kirchväter gehandelt habe, wird bemerft, daß 
der Umfang der Theilnahme der Kirchväter an der 
Beſorgung der Kirchenftuhlangelegenheiten und daß 
namentlih der Pfarrer bei der Verleihung eines 
Kirchenftuhls an die ausdrüdliche Zuftimmung ber 
Kirchväter gebunden fei, nirgends gejeglich beftimmt, 
vielmehr nad demjenigen, was inöbefondere in 
v. Weber's foftemat. Darftellung des Saͤchſiſchen 
Kirchenrechis, II. Aufl. Band IL. Seite 636. hiers 
unter erwähnt werde, anzunehmen fei, daß die Con— 
eurrenz der Kirchväter hauptfählich auf die Kennt« 
nißnahme von der erfolgten Verlöſung behufs ber 
Bereinnahmung der Löfegebühren fidy zu befchränfen 
habe, während die eigentliche Eognition in der Sache 
und der Act der Zufchreibung ſelbſt dem Pfarrer, 
in ber Regel wenigftens, allein zufomme. Daß aber 
bei der Berlöfung jenes Stuhles die Kirchväter in 
der angedenteten Maaße concurrirt hätten, beruhe 
nad den Depofitionen derfelben außer Zweifel. 

In Bezug auf die Behauptung des Recurrenten, 
daß er fi zu dem erledigten Stuhle früher ald K. 
gemeldet habe, wird hinzugefügt, daß zwar bei der 
Verlöfung erledigter Kirchenftände, wenn fie in Er— 
mangelung von Blutöverwandten bes legten Beſitzers 
an andre Öemeindeglieder vergeben werben, auf die 
frühere oder fpätere Meldung Rüdficht genommen 
werben könne. Es werde aber ein umbedingtes 
Vorzugsrecht deſſen, der fich zuerft angemeldet, wie 
folhes unter Blutöverwandten des legten Befigers 
allerdings bei jonftiger Gleichheit ihrer Berechtigung 
eintrete, in dem erwähnten andern Falle in praxi 
nicht anerkannt, 

vergl. v. Weber, loc. cit. Seite 650. not. 96. 
jo daß mithin jelbit wenn nacdhgewiefen wäre, daß 
fich Necurrent früher, als K., zu dem beregten Stuble 
gemeldet, hierdurch die erfolgte Zufchreibung des letz⸗ 
tern an 8. feineswegs für ungerechifertigt zu achten 
fein würde. 

Ebenſowenig fünne endlich darauf etwas anfom- 
men, daß, wie W. neuerlich angeführt, der fragliche 
Stuhl auch von dem Vorbefiger feines Haufes und 
zwar fpäter, ald von dem Borbefiger des K. fchen Gutes, 
befefien worden, da bdiefer Umitand zwar von dem 
Pfarrer zu Gunften des W. hätte berüdfichtigt werden 
fönnen, feineswegs aber zu deffen Gunſten unbe— 
dingt berüdfichtigt werden mußte.” 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen, Das 19. Stud des Geſetz⸗- und Werorb« 
nungdblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1863) enthält: No. 115. Decret wegen Beftätigung 
der Statuten des Penfiondvereind für Witwen und 
Waiſen Sächfifcher Beamten, vom 1. October 1863. 
No. 116. Berorbnung, die Einfegung einer techniſchen 
Deputation betreffend, vom 6. October 1863. No. 117. 
Bekanntmachung, die Mitglieder ver technifchen Depus 
tation in Dresden betreffend, vom 7. October 1863. 
No, 118. Deeret wegen Beftätigung bed zweiten Nach— 
tragd zu den Statuten ber Wittwencaffe der Merzte, 
Wundärzte, Ihierärzte und Apotheker des Königreichs 
Sachſen und der angrenzenden Herzog- und Fürſten- 
thümer, vom 7. October 1863. No. 119. Deeret wegen 
Beftätigung der Statuten der Leipziger Hypothekenbank, 
vom 15. October 1863. No. 120. Bekanntmachung, 
bie wegen der Rinverpeft getroffenen Sperrmanfregeln 
betreffend, vom 17. October 1863. — Lepte Abſen⸗ 
dung: am 6. November 1863. 

Ernuennungen, Anftellungen, Verfegungen ıc. 
Seine Königlihe Majeftät Haben die Verſetzung des 


Gerichtsamtmanns beim Gerichtsamte Döhlen, Julius 
Wilhelm Raabe, in gleicher Eigenſchaft zum Gerichtd- 
amte Adorf, und des Gerichtsamtmanns beim Gerichts— 
amte Wildenfeld, Ludwig Otto Lobeck, ebenfalld ohne 
Aenderung feiner Dienftftellung, zum Gerichtsamte Fal— 
fenftein zu genehmigen, hiernächſt den Actuar beim 
Gerichtdamte Zwenfau, Otto Theodor Meufel, zum 
Öerihtsamtmann bei dem Gerichtdamte Wildenfeld, und 
den Affeffor beim Gerichtsamte Leisnig, Oskar Heinrich 
Dertel, zum Gerichtsrathe bei dem Bezirksgericht Löbau 
zu ernennen gnäbigft geruht. 

Seine Majeftät der König haben allergnäpigft ges 
rubt, den MRegierungsrath bei der Kreisdirection zu 
Leipzig Dr. jur. Heinrich Alerander Plagmann zum 
Amtöhauptmann für die 1. Amtshauptmannfcaft des 
Leipziger Regierungsbezirks mit dem Wohnfige in Borna 
zu ernennen. 

Mit Allerböcfter Genehmigung iſt die Verwaltung 
der burd) die Verſetzung ihres biäherigen Inhabers in 
eine andere Amtshauptmannſchaft zur Erlevigung gekem— 
menen 4. Amtöbauptmannfchaft des Regierungsbezirks 
Leipzig (Döbeln) dem Regierungs-Affeffor bei der Kreide 
dirertion zu Leipzig, Bernhard Grünler, proviforiich 
übertragen worven. 


Im Berlage von Bernhard Tauchnitz ift fo eben erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Eoder 


des im Königreiche Sachſen geltenden 


Kirchen- und Schulrechts. 


Zweite, 
gänzlich umgearbeitete und bis auf die nenejte Zeit fortgeführte und ergänzte Auflage, 
Im Auftrage 
des Königlichen Minifterium des Cultus und öffentlichen Unterrichts 


bearbeitet und herausgegeben 
bon 


Eduard Schreyer, 


Regierungsrath im Königl. Minifterio des Cultus und öffentl. Unterrichts. 


gr. 4. broid. 


11 Thlr. 


Die Verlagsbandlung liefert das Werk den Käufern nicht direct, ſondern nur duch Vermittelung der 


Sortimentsbuchhandlungen. 


Die befonderen Veftimmungen, welche zu Gunften der Kirchen getroffen wor: 


den find, aber lediglich für dieje in Anwendung kommen, find in der Bekanntmachung des hohen Miniſterium 
des Cultus und öffentlichen Unterrichts vom 21. November d. J. enthalten. 


Eine fpätere Preiserhöhung wird vorbehalten. 


Rebacteur: Dr, Theodor Tauchnitz. 
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Zu $.4. der Verordnung über ben Gefchäftäbetrich 
ausländifcher Berfiherungsanftalten im Könige 
reiche Sachjen vom 16. Septeniber 1856 (Geſetz— 
blatt ©. 400.). — Rechte und Berpflichtungen 
ber Hauptagenten folder Gefellichaften aus den 
von ihnen mit Dritten abgejhloffenen Verſiche— 
rungsverträgen. — Grundfäße über Stellvertre- 
tung in Bertragöverhältniffen überhaupt. 
Mitgetheilt von 
Herın —r.in D. 


A. hatte mit dem Kaufmann Eugen D. in D., 
ald dem Hauptagenten der — chen allgemeinen Ber 
ſicherungsgeſellſchaft für See-, Fluß- und Landtrand- 
port in — und ber damit vereinigten — allgemeinen 
Verſicherungsgeſellſchaft in —, welche beide von dem 
Königl. Saͤchſiſchen Minifterium des Innern bereits 
im Jahre 1859 auf ihr Anfuchen Conceſſion zur 
Annahme von Berficherungen im Königreiche Sachen 
erhalten und fich verpflichtet hatten, in allen Verſiche⸗ 
rungsangelegenheiten vor der Gerichtsbehörde in D. 
Recht zu leiden, im December 1861 einen Verſiche⸗ 
tungsvertrag über eine Quantität Weizen für die 
Fahrt von Bodendach nach Dresden abgefchloffen. 
9. klagte fpäter, in Folge erlittener Havarie, auf 
Erfüllung des Berfiherungsvertrages, richtete feine 
Klage gegen den genannten Eugen D. und yetirte, 
daß Beflagter beziehentlih aus dem Vermögen der 
von ihm vertretenen Verfiherungsgefellichaften den 
Werth des von ihm übernommenen Weizens nad 
Höhe der gefchehenen Verſicherung mit zufammen 
4652 Thlen. 16 Rgr. —, unter Kürzung ber Fracht, 


nen⸗ Folge Bwölfter Fahrgang. 


1864. 


fpefen von Bodenbach nah D., eventuell nach dem 
Betrage, auf welchen der Schaden in Gemäßheit der 
Berfiherungsbedingungen durch Sachverftändige oder 
richterliches Etlenntniß anderweit fefgeftellt werben 
würde. 

Im Rubrum der Klage wurde der Bellagte D. 
als Hauptagent, in der Hlagfchrift felbft auch noch 
als Generalbevollmächtigter der beiden Befellfchaften 
aufgeführt; auch bemerfte Aläger noch, daß genann⸗ 
ter D. von Seiten der Lepteren dem K. Minifterium 
des Innern als ihr Generalbevollmächtigter präfentirt 
worden fei. 

Der Beflagte ftellte ſowohl diefe legtere Behaups 
tung, ald auch überhaupt den Umftand, daß er Ge- 
neralbevollmächtigter der beiden Gefellichaften fei, 
in Abrede, obwohl er feine Gigenfchaft ald Agent 
derfelben einräumte, und beftritt im Uebrigen, daß 
zuläffiger Weife gegen ihn als Agent der Gejellfchaft 
gellagt werben fönne, vielmehr müffe die Klage gegen 
Letztere felbft gerichtet werben. 

In der Replif bemerkte Kläger noch: der Beflagte 
D. ſei ald Generalbevollmäctigter von der — Ber 
fiherungegefellfchaft präfentirt worden und habe als 
folder mit Recht verklagt werden können. Das 
Klagperitum Inute nicht auf Zahlung ex proprüs, 
ſondern aus Gejellihaftsgeldern ; übrigens fei es 
gleichbedeutend, ob die Verurtheilung der vom Ber 
Hagten vertretenen Gefellfchaft zur Zahlung des ges 
forderten Betrages, oder ob die Verurtheilung des 
Beflagten, den geforderten Betrag aus Gejellichafts- 
mitteln zu bezahlen, erfolge. 

Die Klage wurde jedoch im drei Inſtanzen gleich- 
mäßig in ber angebrachten Maaße abgewiefen. Das 
Handeldgeriht zu Dresden fügte feiner am 
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8. Januar 1863 publieirten Entſcheidung folgende 
Gründe bei: 

„Die Klage ift gegen den Hauptagenten der 
— allgemeinen Berficherungsgefellihaft für Sees, 
Fluß- und Landtransport und der — chen allgemei- 
nen Berficherungsgefellichaft in —, Eugen D. in D., 
gerichtet, und es ift im Eingange bes Libelld, ver- 
bunden mit Bl. — darauf Bezug genommen, daß 
genannte vereinigte Gefellfhaften in Sachſen Recht 
zu leiden haben in Betreff folder Anſprüche, welche 
aus Berficherungen fich ableiten, die mit Irländern 
oder über inländifche Berficherungsobjecte abgejchloffen 
worden find. Weiter aber ift behauptet, daß der 
Beflagte von ben genannten vereinigten Gefellfchaften 
dem Königlichen Minifterium des Innern als ihr 
Generalbevollmächtigter präfentirt worden fei und 
daß darauf die Erſteren die Oenehmigung zum 
Gefellichaftsbetriebe im Königreihe Sachſen erlangt 
haben. 

Hiermit ift im Allgemeinen der Bellagte einver— 
ftanden, nur hat er befonders hervorgehoben, daß er 
nicht Generalbevollmäcdhtigter, fondern Generals 
agent der genannten Geſellſchaften fei, unter welcher 
Bezeichnung er übrigens auch im Rubrum der Klage 
aufgeführt if. Es fann hierauf etwas MWejentliches 
nicht anfommen, da unter der Benennung eines 
Generalagenten eben auch nichts Anderes als ein 
Bevollmäctigter verftanden werden wird, nur daß 
fih mit diefem Namen eine gewiſſe Reftriction des 
Mandates auf einen beftimmten Kreis von Geſchäf— 
ten begrifflich verbindet. 

Hiervon alfo abgefehen, entiprehen die Anfüh— 
rungen in der Klage in der Hauptfache genau den 
Beflimmungen in der Verordnung Über den Geſchaͤfts— 
betrieb ausländifcher Verficherungsgefellichaften im 
Königreiche Sachfen vom 16. Eeptember 1856, und 
ed muß der Natur der Sache nach davon ausgegans 
gen werben, daß bie in dieſer Verordnung feftgeftell- 
ten Grundfäge auch bei der Zulaffung der in ber 
Klage genannten Gefellichaften zum hierländifchen 
Gejchäftsbetriebe allein maafigebend geweſen find. 

Nach dieſen Grundfägen ift es aber allerdings 
richtig, daß bie gedachten Geſellſchaften unter gewiflen 
Vorausſetzungen in Sachſen, bez. vor Dem im gegens 
wärtigen Falle gewählten Forum Recht zu leiden 
haben, und es wird ebenjowenig zweifelhaft fein, 
daß deren Oeneralagent diejenige Perſon repräfentire, 
die nach $. 4. der Verordnung zur Annahme amt 
licher, an die Anftalt gerichteter Ladungen und Ber 
fügungen ermächtigt fein muß. Allein weder aus 
der Verordnung, noch aus den Behauptungen ber 
Klage läßt fich dedueiren, daß der Öeneralagent oder 
Generalbevollmächtigte felbft genöthigt fei, in Bezug 


auf Anfprüce, welche gegen die Geſellſchaft im 
Proceßwege geltend gemacht werden, die Rolle des 
Beklagten zu übernehmen. Bezüglich der allegirten 
Verordnung genügt ed, darauf hinzuweifen, daß die 
Verpflichtung des in $. 4. gedachten Bevollmächtig- 
ten nur auf die Annahme amtlicher, an die Geſell— 
[haft gerichteter Ladungen erftredt worden ift, 
und in Rüdjicht auf die Behauptungen der Klage, 
wonach der Bellagte Generalbevollmächtigter der 
Geſellſchaſten fein fol, genügt es, darauf hinzuwei— 
fen, daß nad diefer Anführung der Kläger felbft 
anerkennt, wie der Bellagte lediglich ald Mittels: 
perfon für einen Dritten aufgetreten und dieſer Letz— 
tere daher, foweit nicht etwa bejondere, zu einer Aus— 
nahme führende Umftände vorliegen, der refponfable 
dominus negotii fei. 

Nun bat aber der Kläger diefe vom Bellagien 
Bl. — herporgehobenen Bedenken Bl. — fig. mit 
der Bemerkung befeitigen zu fönnen vermeint, daß 
das Petitum nicht auf Zahlung ex proprüis, fondern 
auf Zahlung aus den Gefellfchaftsgelvern laute. 
Dies einmal zugegeben, würde es ſich fragen, ob 
nicht zur Begründung der Klage das fpecielle Anfüh- 
ren gehöre, daß Beflagtem überhaupt die Vermögens 
verwaltung der Gefellfchaft ganz oder wenigftens 
infoweit auftehe, daß eine Derartige Sentenz einmal 
zur Bollftiredung gebracht werden könnte. Es it 
aber die Bezugnahme auf das Petitum nicht völlig 
zutreffend, denn dieſes lautet, 

daß Bellagter bezichentlih aus dem Ber- 

mögen der von ihm vertretenen Geſellſchaften ıc. 

zu bezahlen ſchuldig fei. 
Durch das Wort bezichentlih wird aber zweifellos 
darauf hingewiefen, daß der Kläger, fei ed nun rück— 
fichtlih eines Theiles feiner Korderung, ſei es für 
eine gewifle Gventualität, gemeint jei, fih an den 
Deflagten nicht in feiner Eigenfchaft ald Vertreter 
der Gefellichaft, ſondern als feinen unmittelbaren 
und perfönlichen Schuloner zu halten. Es liegt auch 
für diefe Auffaffung einiges Anhalten in den Behaup- 
tungen des Libells. Nachdem nämlicd zur Tarftels 
lung gebracht worden, durch welche Elementarereig- 
niffe Das verficherte Frachtgut bejhädigt worden — 
ald wofür unter der VBorausfegung, daß die Urfache 
der Beichädigung nicht den in $. 3. der allgemeinen 
Bedingungen (Bl. — und Bl. —) aufgeführten ſoge— 
nannten „unverficherten Gefahren“ beizugählen ift, die 
Berfiherungsgefellichaft aufzufommen haben würbe—, 
wird in dem Libell fpeciell weiter erzählt, welche Ver— 
fügungen der Bellagte über das beſchädigte Gut ger 
teoffen habe, namentlich wird ihm auch (vergl. Einl.- 
Punlt —) eine Vernachläffigung in der Behandlung 
defjelben zur Laft gelegt, aus der ein gänzlicher Ver— 
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berb der Waare entftanden fein fol. Nun aber ift 
ed wohl denkbar, daß der Kläger der Meinung ge: 
weſen fei, die Gefellfichaft werde in dieſer Richtung 
die Vertretung ihred Agenten ablehnen — wobei 
jedoch auf $. 19. und 20. der allgemeinen Bedingun— 
gen verwiefen werben mag —, und daß für dieſen 
Ball beanfprucht werde, es folle Beflagter perſönlich 
den Kläger fchadlos halten. Allein dann war es 
jedenfalld Sache des Lepteren, feine Auffaffung und 
fein Begehren ungweideutig zu erfennen zu geben 
und damit den Richter in den Stand zu ſetzen, feine 
Intentionen ihrer Haltbarfeit nach von einer fihern 
Unterlage aus zu prüfen. 


Es konnte ſich noch fragen, ob es ftatthaft fei, die 
vorliegende Klage als gegen die Verfiherungsgefell- 
ſchaften felbft gerichtet anzufehen und in biefer Bezie— 
hung der BI. — hervorgehobenen Intention des Klä— 
gers Rechnung zu tragen. Abgefehen aber auch von 
dem vorftehend Gntwidelten mußte man eine foldhe 
Subftitution eined anderen Beklagten an Stelle des 
formell in Anfpruch genommenen um fo mehr für 
bedenklich erachten, als aus den Acten nicht erfennbar 
ift, daß die Gefellfchaft durch ihren Generalagenten 
irgend welche Kenntniß von dem gegen den Letzteren 
eingeleiteten Proceſſe erhalten habe. Die entfprechen> 
den Mittheilungen zu machen lag zur Zeit für den 
perfönlich in Anfpruch genommenen Bellagten 
weder eine formelle, noch felbft eine materielle Ver— 
bindlicheit vor, zumal offenbar ein Unterlaſſen in 
diefer Beziehung lediglich rechtliche Wirfungen für 
den Bellagten ſelbſt haben kounte. Wollte man daher 
eine Beränderung in den Parteien eintreten laffen, 
fo könnte dies nur auf die Gefahr hin gefchehen, daß 
die Mandanten des jegigen Bellagten außer Stand 
gefegt würden, befondere, zu ihrer Redhtövertheis 
digung dienliche, zur Zeit aber vom Bellagten gar 
nicht zur Geltung gebrachte Momente in rechtliche 
Wirkſamkeit zu fepen. Man bat daher lediglich, wie 
gefihehen, die erhobene Klage, als im Wefentlichen 
gegen einen unrichtigen Bellagten gerichtet, zurüd- 
weijen muͤſſen.“ 


Die Gründe der am 20. Mai 1863 den Par- 
teien befannt gemachten, die Klagabweifung beftäti- 
genden Entfcheidung ded K. Appellationsgerichts 
zu Dresden lauten alfo: 


„Die Anficht der vorigen Inftany, daß Kläger 
die erhobene Klage gegen einen unrichtigen Beflagten 
gerichtet habe, ift bereitö in der angefochtenen Ents 
fheidung in fachgemäßer Weife begründet worden, 
fo daß Man fi gegenwärtig auf folgende Bemer— 
fungen zu Widerlegung ded neuerdings vom Kläger 
vorftellig Gemachten bejchränfen kann: 


Sowohl im Rubrum der erhobenen Klage, als 
in deren Sachgeſuch hat Kläger nicht die Bl. — 
näher bezeichneten Verficherungsgefellfchaften, mit 
welchen der in der Klage näher befchriebene Verſiche— 
rungsvertrag, auf weldem fein gegenwärtiger Ans 
fpruch begründet ift, abgefchlofien worden ift, fondern 
deren für den Betrieb im Königreich Sachſen beſtell— 
ten Generalbevollmächtigten oder Hauptagenten als 
feinen Proceßgegner bezeichnet; es ift jedoch bereits 
nach feiner zur Grläuterung des urfprünglichen 
Sachgeſuchs abgegebenen Erklärung in der Replik 
Bl. —, insbefondere aber nad) feinen neuerlichen 
Auslaffungen Bl. — und Bl. — nicht mehr zweifel- 
haft, daß er gedachten Agenten nicht perfönlich, ſon— 
dern lediglich in feiner Eigenſchaft ald Stellvertreter 
— ober wie er ihn bezeichnet „Repräfentanten” — 
der erwähnten Berficherungsanftalten in Anſpruch 
nehmen will und von demfelben nicht Befriedigung 
aus eigenen Mitteln, fondern nur aus den Mitteln 
der von ihm vertretenen Bejellfchaften, welche dem— 
zufolge als die eigentlichen Beflagten anzufehen find, 
fordert. 


Rad den hinfichtlich der mit Stellvertretern ab» 
gefchloffenen Rechtsgefchäfte im neueren Rechte — 
bier von den auf den vorliegenden Fall nicht anwend⸗ 
baren Beftimmungen des allgemeinen deutfchen Han 
delsgefegbuch® ganz abgejehen — geltenden Grund» 
fägen, deren weiterer Ausführung Man ſich im 
gegenwärtigen Fall für überhoben erachten fann, ift 
nun aber befanntlicdy der Regel nach nicht der Stell: 
vertreter, jondern lediglich deſſen Auftraggeber als 
der eigentliche Contrahent anzufehen und lediglich 
diefer wegen des von dem Stellvertreter mit einem 
Dritten abgefchlofienen Rechtsgeſchäfts vom Lepteren 
in rechtlichen Anſpruch zu nehmen. 

vergl. Eurtius, Handbuch, Band IV. $. 1516. 
Sintenis, praft. gem. Eivilrecht, Band II. ©. 102. 
©. 365 fig. 
v. Savigny, Obligationenrecht, Band LI. $. 58. 
©. 68 flo. 
Wochenblatt für merlw. Rechtöfälle, Jahrgang 
1861. ©. 327 fig. Jahrgang 1862. ©. 179 fly. 
©. 182. 186. 
Zwar beftehen auch noch im neueren Recht einzelne 
Ausnahmen von diefem Grundſatz, 
vergl. Thöl, Handelsrecht, 4. Ausgabe $. 26. 
©. 154 fig. 
Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, Jahrgang 
1852. ©. 276. 
daß aber eine derfelben im vorliegenden Falle Platz 
ergreife, ift vom Kläger in feiner Weife begründet 
worden. 


12 


Insbefondere ift, obwohl Kläger vom Beklagten 
Befriedigung aus Geſellſchaftsmitteln verlangt, in 
der Klage in feiner Weife darauf Bezug genommen, 
daß Bellagter Bermögen der von ihm vertretenen 
Verfiherungsanftalten in Händen habe, als welchen- 
falls 

vergl. Glüd, Erläuterung der PBandecten, Band 
XIV. $. 881. ©. 196. $. 893. ©. 256 fig. 
Band XV. $. 958. ©. 330. 

Thibaut, Syſtem des Pandectenrechts, 7. Ausg. 
88. 873. 877. 

Eurtius, a. a. D. $. 1517. b. 

Annalen des Königl. Oberappellationsgerichts, 
Band IV. S. 505. 
Wochenblatt für merfwürdige Rechtsfälle, Jabr- 
gang 1852. ©. 276 flg., Jahrgang 1860. 
©. 227. 
befanntlich eine direct gegen den Stellvertreter an« 
geftellte, lediglich auf Bezahlung aus den von ihm 
bejefjenen Mitteln feines Principals gerichtete Klage, 
beziehentlich wenigftens unter der ferneren Borauss 
fegung, daß fein Principal ihm foldhe Mittel aus- 
drüdlih zum Zwed der Befriedigung der Gläubiger 
übergeben habe, 
vergl. Thöl, Handeldredht, $. 26. S. 157 fig. 
Note 20. und 21. 

Wochenblatt am legigedachten Orte, 
ausnahmeweife zugelaflen wird. 

Wenn nun aber Kläger gegenwärtig die Aufrecht⸗ 
erhaltung der von ihm erhobenen Klage durch die 
Behauptung zu begründen verfucht, daß Beflagter 
in Betreff der mit Sächſiſchen Unterthanen oder hin— 
fihtlih Sächfifcher Verficherungsobjecte eingeganges 
nen Berficherungsgefchäfte in Folge feiner Beftellung 
als Hauptagent oder Generalbevollmächtigter der 
fraglichen Berfiherungsgefellihaften, ald deren redyt- 
liches Organ oder ald deren alleiniger Repräfentant 
für das Inland zu betrachten ſei — und demgemäf 
die vorftehend entwicelten, bie Zuläffigfeit der Klagen 
gegen Stellvertreter befchränfenden Orundfäge im 
vorliegenden Falle nicht Plag griffen, fo erfcheint 
dies in dem vorliegenden tharfächlihen Material nicht 
ald gerechtfertigt. 

Nach feiner eigenen Darftellung im Eingang der 
Klagſchrift, nach welcher Beklagter bei Gelegenheit 
des Geſuchs der von ihm vertretenen ausländijchen 
Verfiherungsgefellihaften um Grtheilung der Eon» 
ceffion zum Gefchäftsberrieb im Inlande dem König: 
lien Minitterium des Innern als ihr Generalbevoll- 
mächtigter bezeichnet, im Uebrigen aber nah Bl. — 
von den Direetorien dieſer Sefellichaften, unter Ernen— 
nung zu ihrem Generalbevollmächtigten oder Haupt 


agenten, zu ihrer alleinigen Vertretung im Königreich 
Sachen und insbefondere zum felbftftändigen Abſchluß 
von Berficherungsverträgen in ihrem Namen, fowie 
zur Regulirung eintretender Schäden ermächtigt wor« 
den fei — welche Darftellung übrigens in den mei— 
ften Punkten mit den vom Bellagten zu Einlafjunge- 
abſchnitt — und Bl. — abgegebenen Erklärungen 
und mit dem Inhalt der von ibm BL. — in Abſchrift 
beigebradhten, auf feine Ernennung zum Haupt: 
agenten obiger Verficherungsgefellfchaften bezüglichen 
Documente übereinftimmt —, läßt ſich nicht wohl 
anders annehmen, als daß die fraglichen Verſiche— 
rungsanftalten durch Bellagtens Ernennung zu ihrem 
Hauptagenten zunächit lebiglid den in $. 4. ber 
Verordnung vom 16. September 1856 über den Ges 
[häftsbetrieb ausländischer Verfiherungsanftalten im 
Königreich Sachſen für ihren Gefchäftsbetrieb im In— 
lande feftgefepten Bedingungen haben nachkommen, 
alfo Beflagten ald eine Berfon, welcher an fie gerich- 
tete Ladungen und andere amtliche Verfügungen 
legal behändigt werben könnten, haben binftellen, 
hiernächft aber denjelben lediglich als ihren institor 
und mit den Befugniffen eines folchen zur Betreibung 
eines beitimmten Zweiges ihres Gefchäfted haben 
beauftragen wollen. 

vergl. auch Wochenblatt ꝛxc., Jahrgang 1860. 

©. 228. 

Nirgends in den Acten liegt aber Etwas dafür vor, 
daß Bellagter mit der felbitftändigen Verwal— 
tung auch nur eined Theiles des Vermögens der 
von ihm vertretenen Geſellſchaften und insbefondere 
auch mit deren vollftändiger rechtlicher Vertretung in 
gegen diefelbe in hiefigen Landen zu erhebenden 
Rechtöftreitigfeiten dergeftalt betraut worden fei, daß 
eiwanige Anſprüche an das Gefellfchaftsvermögen 
gegen feine Perſon gerichtet und ausgeführt werden 
fönnten. 


Gegen eine derartige weitere Ausdehnung der 
Machtvollkommenheit des Beklagten fpricht insbefon- 
dere auch das Prädicat „Hauptagent”, welches 
Kläger jelbft im Nubrum feiner Klage dem Beklagten 
beilegt und dieſer ald ihm zufommend bezeichnet 
(Bl. —), da mit demfelben eine Stellung der ange- 
deuteten Art fchon deren gewöhnlichem Sprach: 
gebrauche nach nicht bezeichnet zu werden pflegt. 


Wollte man nun auch die Bezeichnung als „Ge— 
neralbevollmächtigter”, welche Kläger dem Bellagten 
neben der ebengedachten gleichfalls in der Klage beis 
gelegt hat — diejer gleichmäßigen Anwendung beiver 
Ausdrüde in der Klagjchrift ungeachtet —, in dem 
Sinne auffaffen, daß damit Die hier in Frage fom« 
mende ausgedehntere Berechtigung des Beklagten 
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habe behauptet werben follen, fo würde doch auch 
hierauf fein Gewicht zu legen fein, weil diefe Be: 
hauptung ald zu allgemein für den gebrauchten 
Eivesantrag angefehen werben müßte, und Beflagter 
zu Einlaſſungsabſchnitt — Bl. — derfelben wider: 
fprochen hat. 

Eine Auffaffung der oben angezogenen gefeglichen 
Vorſchrift übrigens, wie fie Aläger Bl. — verthei- 
digt und wonach durch diefelbe nicht blos die Mög- 
lichkeit der Behändigung von Ladungen und anderen 
Zufertigungen an die im Inland conceffionitten aus: 
ländifhen Berfiherungsanftalten, fondern aud) die 
der Hülfsvollftrefung gegen diefelben hat hergeftellt 
werben follen, findet weder in den Haren Worten 
der Berordnung, noch in irgend welchen anderen 
Umftänden Unterftügung. 

Wenn ſonach das neuerdings vom Kläger Bor 
gebrachte zu einer Aufrechterhaltung der erhobenen 
Klage nicht zu führen vermochte, fo fonnte die Frage, 
ob die obenerwähnte Erklärung des Klägers in der 
Repfif Bl. —, durch welche er fein urfprüngliches 
Sahgefuh auf die Haftung des Beklagten aus 
Geſellſchaftsmitteln befchränft hat, als noch rechts 
zeitig erfolgt anzufehen fei, ganz dahin geftellt 
bleiben. 

Nicht unbemerft bleiben mag aber ſchließlich, daß 
Kläger bei etwaiger Anſtellung einer anderweiten 
verbefferten Klage wegen des gegenwärtig geflagten 
Anfpruchs nicht nur die — nur für den vorlie- 
genden Redtsftreit durch ſtillſchweigendes Ein- 
verftändniß der Parteien für außer Kraft gelebt zu 
achtende — Beftimmung in $. 26 der BI. — in Ab: 
ſchrift erfihtlichen Verſicherungspolice, zufolge deren 
Streitigfeiten über das eingegangene Verſicherungs⸗ 
geſchaͤft zunaͤchſt vor ein dort im Einzelnen geregeltes 
Schiedsgericht und nur im Wege der Berufung gegen 
den Schiedsſpruch vor das ordentliche Gericht gebracht 
werden ſollen, ins Auge zu faſſen, ſondern auch zu 
berüdfichtigen haben wird, daß die zum Nachweis 
des von ihm angeblich erlittenen Schadens Bl, — 
beigebrachte Einfaufsrechnung bes behauptlich theils 
weife verborbenen verficherten Weizens, auf welche 
ſich der gebrauchte Eidesantrag mit erſtreckt, zum 
Theil einer thatfächlichen Erläuterung im Einzelnen 
bedürftig erfcheint. 

Die Berurtheilung des Klägers in die Koften des 
Rechtsmittels rechtfertigt fich durch die erfolgte Be⸗ 
ftätigung der angefochtenen Entfcheidung.“ 

Auf anderweite Berufung des Klägers beftätigte 
das König. Oberappellationsgericht unterm 
4. September 1863 die Entſcheidung zweiter Inftany, 
und zwar aus folgenden Gründen: 


„Die vorigen Inftangen haben die erfannte Ab- 
weifung ber Klage in den Gründen BI. — flg. und 
Bl. — flg. ausführlich gerechtfertigt und dabei die 
einf&lagenden rechtlichen Gefihtspunfte ſchon erſchö⸗ 
pfend hervorgehoben. Bei anderweiter Erwaͤgung 
der Sache in jetziger Inſtanz hat Man von keinem 
dieſer Geſichtspunkte aus zu einer dem Kläger guͤn⸗ 
ſtigeren Entſcheidung zu gelangen vermocht und daher 
unter Bezugnahme auf die Rationen der vorigen 
Entſcheidungen zu Widerlegung deſſen, was Klaͤger 
Bl. — flg. dawider ausgeführt bat, nur noch Fol: 
gendes zu bemerfen: 

“ Darüber, daß der ftreitige Anſpruch lediglich gegen 
die im Rubrum Bl. — genannten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften gerichtet ſei, und daß Beklagter nicht 
für ſeine Perſon, ſondern als Vertreter der Lepteren 
belangt werde, giebt die Klage feineöwegs Haren 
Aufſchluß, indem vielmehr Inhalts des Libells und 
der Klagbitte, wie die erfte Inftanz BL. — fig. des 
Weiteren ausgeführt hat, die Bl. — dem Beflagten 
„beziehentlich aus den Mitteln der von ihm ver: 
tretenen Geſellſchaften“ angefonnene Zahlung darauf 
binweift, daß Bellagter in beiden vorerwähnten Rich⸗ 
tungen verflagt werde, zugleich aber ungewiß läßt, 
ob die mit in Frage kommende Haftung der Geſell— 
ſchaften als getheilte oder ungetheilte, principafe oder 
fubfidiarifche geltend gemacht werde. Wird nun erft 
durch Klägers Erflärung in der Replik BL. — fig. 
in Gewißheit gefeßt, daß Beflagter nur ald Generals 
bevollmächtigter der gedachten Gefellfehaften und nicht 
auf Zahlung ex propriis belangt fei, fo erfcheint das 
Bedenfen der erften Inftanz, ob dies den angeblich 
verflagten Geſellſchaften gegenüber fo ohne 
Weiteres als eine bloße Befchränfung der Klagbitte 
angefehen werden bürfe, und nicht vielmehr darin 
eine ſolche Feftftellung der libellirten Verbindlichkeit 
zu erbliden fei, welche in die Klage gehört hätte, um 
fo erheblicher, als die beklagte Partei ſowohl das 
Recht, als ein wefentliches Intereffe daran hat, fofort 
durch die Klage über den Umfang der Verbindlichkeit, 
gegen welche fie ſich zu vertheidigen hat, vergewiffert 
zu werden. Man fann jedoch in Uebereinftimmung 
mit der zweiten Inftanz den Einfluß diefes Beden⸗ 
kens auf die Schlüffigfeit der Klage dahin geftellt 
laffen, weil nad) Lage der Sache überhaupt die mehrs 
erwähnten Geſellſchaften nicht als beffagte Partei 
betrachtet werden fönnen, indem «8 an dem Nach⸗ 
weiſe fehlt, daß der Beklagte, ſofern er als deren 
Repraͤſentant von dem Klaͤger behandelt worden und 
demzufolge auch im Proceſſe dem Kläger gegenüber: 
zutteten genöthigt gewefen ift, wirklich zu der ihm 
aufgebrungenen proceffualen Vertretung befugt fei. 
Was Kläger zu Widerlegung der hierauf begüglichen 


Ausftellungen der vorigen Inftanzgen Bl. — fly. 
auszuführen bemüht gewefen ift, beruht theils auf 
unrichtigen, beziehentlih thatfächlih unerwiefenen 
Vorausfegungen, theild auf, unhaltbaren Analo— 
gieen. 

Zu den legteren gehört offenbar die behauptete 
Gleichſtellung des beflagten „Hauptagenten” theils 
mit dem inländifchen Patentträger einer dem Aus— 
lande angehörigen Erfindung, theils mit dem Actor 
einer juriftiichen PBerfon. Denn der Erjtere wird 
nad; Maafgabe der Verordnung, Die Ertheilung von 
Grfindungsprivilegien betreffend, vom 20. Januar 
1853 in jeder Beziehung als Inhaber des Patents 
angefehen, während hier nach Alägerd eigenem An— 
führen zu Klagabfchnitt — die Conceſſion zu Betrei- 
bung bes Berficherungsgefchäfts in Sachfen den 
Bl. — genannten Gefellichaften felbit, nicht einem 
Bertreter derjelben eriheilt worden ift, mithin auch 
nur die Gefellihaften ald Inhaber der Conceſſion 
angefehen werden können: die Function des Actors 
aber befteht gerade in der procefjualen Vertretung 
und muß in diefer Maaße auch fpeciell nachgewieſen 
fein, während in dem gegenwärtigen alle dieſer 
Nachweis fehlt und ebendeshalb jene Function in 
Abrede geitellt wird. 

Unrichtig find ferner die Folgerungen, welche aus 
den Borfchriften der Verordnung über den Geſchaͤfts— 
betrieb ausländifcher Verficherungsanftalten im Königs 
reiche Sacfen vom 16, September 1856 und des 
allgemeinen deutichen Handelsgeſetzbuchs Art. 234. 
Bl. — gezogen werben wollen. Die Unanwendbar— 
feit der zulept gedachten, übrigens materiell einflußs 
lofen Borfchrift auf den vorliegenden Fall bedarf im 
Hinblid auf die Beftimmung in $. 1. des Einfüh- 
rungsgeſetzes vom 30. October 1861 Feiner befonde- 
ren Darlegung. Den Sinn der Dispofition in $. 4. 
der erfterwähnten Verordnung aber haben ſchon die 
vorigen Inſtanzen Bl. — und Bl. — richtig ent 
widelt und zur Genüge dargethan, daß weder ber 
Wortlaut, noch die Tendenz der Verordnung zu der 
Annahme berechtigen, es müfje die von einer aus— 
länpifchen Verficherungsgefellihaft zu Annahme amt- 
licher, an die Anftalt gerichteter Ladungen und Ber: 
fügungen zu ermächtigende Perfon zugleich das bie 
Geſellſchaft in jeder Beziehung und namentlich auch 
im Proceſſe vertretende Organ fein: am wenigften iſt 
abzufehen, warum ohne eine fo umfaffende Ermäd- 
tigung jener Perſon der inländische Verficherungs- 
intereffent außer Stande fein folle, mitteld einer ber 
Letzteren infinuirten, aber gegen die Verſicherungs— 
geſellſchaft felbft gerichteten Klage feine Gerechtſame 
vor dem inländifchen Forum gehörig und erfolgreid 
wahrzunehmen. 
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Endlich liegt e8 am Tage, daß die Zulaffung 
einer Klage gegen das Directorium einer Actien- 
geſellſchaft nicht zu der Statthaftigfeit der gegenwärs 
tigen Klage führt, in welcher nicht bat behauptet 
werden fünnen, daß Beflagter das Directorium der 
in Anfpruch zu nehmenden ©efellfchaften oder den 
zu deren gerichtlicher und aufergerichtlicher Bertres 
tung berechtigten Vorſtand 

vergl. allgemeines deutſches Handelsgeſetzbuch, 

art. 227. 
bilde. Kläger hat fi mit der Behauptung in Klag- 
abjchnitt — begnügt, daß Bellagter von den in 
Klagabſchnitt — genannten vereinigten Befellichaften 
bei deren Anfuchen um Gonceflion dem Königlichen 
Minifterium des Innern als ihr „eneralbevolls 
maͤchtigter“ präfentiet worden fei, — eine Behaups 
tung, welche Bellagter Bl. — entſchieden in Abrede 
geftellt bat. Abgeſehen davon, inwiefern die eben- 
falls im Libelle, namentlich im Rubrum gewählte, im 
Einlafiungsabfchnitt — flg., verbunden mit Bl. — 
als richtig zugegebene Bezeichnung des Bellagten 
als „Hauptagent” mit der Qualität des General— 
bevollmädhtigten zu identificiren fei, ift nun mit jener 
Behauptung offenbar etwas Weitered nicht gefagt, 
als daß Bellagter nicht blos in Beziehung auf ein 
einzelnes Gefchäft, fondern auf mehrere oder alle 
Gejchäfte einer ald genus zu betrachtenden Art bes 
vollmächtigt fei. Welche Gattung von Gefcäften 
der hierdurch dem Beklagten zugewiefene Wirfungs- 
freis umfaffe, geht daraus nicht hervor, und am 
wenigften mag ohne Weiteres angenommen werben, 
daß Bellagter dadurch zu Vornahme aller und jeder 
in den Bereich der Thätigfeit der Gefellfchaften fal- 
lender, gleichviel ob gerichtlicher oder außergerichtlicher 
Handlungen oder Gefchäfte autorifirt fei. Dazu ift 
der Ausdruck „Generalvollmacht“ 

vergl. Gluͤck, Erläuterung der Pandecten, Br. V. 
$. 401. 
in Ermangelung tharfächlicer Angaben über den 
Segenftand und Umfang der Bevollmächtigung zu 
unbeftimmt, folglid; auch zu dem darüber gebrauchten 
Eidesantrage ungeeignet. 


Nah dem Allen bliebe zu Aufrechterhaltung der 
vorliegenden Klage nur noch der bereitd von zweiter 
Inftanz Bl. — berührte Geſichtspunkt, nämlich die 
Denfbarkeit, übrig, daß Beflagter, welcher nad 
den Zugeftändnifien zu Einlaffungspunft — in der 
Eigenfchaft eines Hauptagenten oder Beauftragten 
der Bl. — benannten Geſellſchaften den fraglichen 
Berfiherungsvertrag mit Klägers Cedenten abgefchlofs 
fen hat, zu deſſen Erfüllung und zu Klägers Befriedi— 
gung aus den in feinen Händen befindlichen Mitteln 


— — — 


der Geſellſchaft gehalten ſei, da in jener Eigenſchaft 
des Beklagten vorausſetzlich bis jetzt feine Aenderung 
eingetreten iſt. Auch dieſer rechtlichen Auffaſſung 
treten jedoch, wie ſchon Bl. — flg. gezeigt worden, 
die erheblichften Bedenken entgegen. 


Rah der Geftaltung, welche die Lehre von der 
Stellvertretung und inäbefondere von der Wirkfams- 
feit der durch Stellvertreter eingegangenen Verträge 
im heutigen Rechte.angenommen bat, entfteht aus 
ben in diefer Maaße gefchloffenen Verträgen befannt- 
lid} ein unmittelbares Rechtsverhältniß zwifchen dem 
BVertretenen und dem Dritten, während der Letztere 
daraus gegen den Stellvertreter felbit, die Wahrheit 
des Stellvertretungss oder Auftragsverhaͤltniſſes vor- 
audgefegt, ein Klagrecht nicht erwirbt, der Stellver- 
treter mithin gar nicht ald Gontrahent im eigentlichen 
Sinne erſcheint, wenn auch, foweit dabei der Ein- 
flug von Irrthum oder Täufchung auf das Vertrags: 
verhältniß in Frage fommt, fein Wille und feine 
Wiſſenſchaft von Einfluß werden fann. 


Läßt man alfo gleichwohl nach dem Wegfall der 
römischsrechtlichen Ideen einer unmittelbaren eigenen 
Verpflihtung in dem BI. — berührten Falle eine 
Klage gegen den Stellvertreter zu, fo it der Grund 
diefer Klage nicht in dem Factum des durch ihn bes 
wirkten Vertragsabfchluffes zu fuchen, welches viel 
mehr nur Berbindlichfeiten des Vertretenen erzeugt 
hat, fondern in dem außerhalb der Bertragshandlung 
liegenden Umftande, daß der Stellvertreter fich im 
Beſitze folcher zu vertragsmäßiger Befriedigung des 
Dritten geeigneten Mittel befindet, um ihn augleich 
ald Vertreter für die Erfüllung der Ver— 
tragsobligation betrachten und nach den deutſch— 
rechtlichen Grundfägen über Verträge zu Gunſten 
Dritter ein Klagrecht gegen ihn als begründet ans 
fehen zu fönnen. Daraus folgt von jelbft, daß bie 
Beziehung auf das Borhandenfein von Umftänden 
der vorgedachten Art zu Begründung der gegen den 
Stellvertreter erhobenen Klage gehört, nicht aber, wie 
Kläger Bl. — will, die Frage, ob der Stellvertreter 
Geldmittel oder Vermögenstheile des Bertretenen 
befige, dem Erecutionsftadium und zwar ohne alle 
Rüdficht darauf zu überlaflen ift, ob die in feinen 
Händen befindlichen Bermögenstheile von dem vors 
erwähnten Gefichtöpunfte ald geeignete Befriedigungs— 
mittel fich darftellen over nicht. Die dem Beduͤrfniß 
des Berfehrs entlehnten Gründe der Zwedmäßigfeit, 
welche für die Geftattung jener Klage jprechen, wo 
dem Dritten zu feiner Befriedigung wegen der mit 
dem Stellvertreter abgejchloffenen Berträge ohne er 
ſichtliche Benachtheiligung, nach Befinden fogar mit 
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dem vorausfeplichen Willen des Principals verholfen 
werden fann, fallen, wie von 


Thöl, Handelsrecht, 8.26. Seite 157 flg. Anmers 
fung 20. 


gezeigt worden ift, gänzlich weg, wenn die für ben 
Stellvertreter vorhandene rein factifche Möglichkeit, 
über die in feinen Händen befindlichen Mittel des 
Principals wider deffen Willen und nad Befinden 
gegen deſſen wichtigfte Interefien verfügen zu kön— 
nen, ohne Weiteres ald Grundlage einer rechtlichen 
Verpflichtung zu folcher geradezu widerrechtlicher, 
weil auftragswidriger Verfügung angenommen wer: 
den follte. Zwar fann fi der Gläubiger feiner 
Befriedigung halber an alle der freien Dispofttion 
feines Schuldners unterliegende Bermögenstheile 
halten, allein dies paßt nicht auf den Ball, wo es 
fih, wie bier, um die Beziehung des Glaͤubigers 
gegenüber dem Stellvertreter des Schuldners handelt, 
deffen Dispofitionsrecht eben nur auf die dem Willen 
feines Principals gemäßen Dispofitionen fich erftredkt, 
und welchem daher auch die Berechtigung abgeht, 
darüber, ob dem Gläubiger ein umfafenderer An- 
fpruch zuftehe, mit rechtlicher Wirkung für den Prin— 
cipal zu proceffiren. 


Nun hat aber Kläger in dem gegenwärtigen Falle 
fih nicht darauf bezogen, daß Bellagter ſolche Ver— 
mögenstheile der von ihm vertretenen Gefellichaften 
in Händen habe, welche zu feiner Befriedigung bes 
ftimmt oder doch den Umftänden nach verwenpbar 
feien, und eben fo wenig mag diefer Mangel des 
Klaganführens durch etwaige Geſtändniſſe des Bes 
Hagten in Betreff feines Verhältnifjes zu jenen Ges 
ſellſchaften für befeitigt erachtet werden. Die Docus 
mente, Bafa, Prämiengelder, welche Beflagter nach 
Bl. — und Bl, — in Händen haben foll, fönnen 
nicht als ſolche Bermögendmittel, welche Bellagter 
ohne Weiteres zu Klägers Befriedigung verwenden 
dürfe, gelten, und felbit der in Klagabſchnitt — er— 
wähnte havarirte Theil des verficherten Weizens, auf 
welchen Bf. — hingewieſen ift, kann hierbei nicht in 
Betracht fommen. Denn Kläger verlangt keineswegs 
die Herausgabe dieſes Weizens, Die vielmehr nad 
Ausweis des Bl. — von ihm felbft angezogenen 
Beilagefascifels bereits vor Anftelung der Klage von 
dem Generalagenten der Gejellichaften offerirt wor— 
den ift, fondern will die Detention dieſes Weizens 
ducch den Beflagten ala rechtliche Unterlage für einen 
Anfpruch benugen, der ihm zur Befriedigung aus 
dem im Inlande anzutreffenden Vermögen der Ges 
fellfchaften, gleichviel worin folches beftehe, verhelfen 
foll: die den Ausführungen Bl. — flg. allenthalben 


— — — 


zu Grunde liegende Meinung, daß der gegenwaͤrlige 
Rechtsſtreit gegen die durch den Beklagten vertretenen 
Geſellſchaften ſelbſt geführt werde, druͤckt dies zur 
Genüge aus. Dieſer Intention würde aber ſelbſt 
durch eine Verurtheilung des Beklagten, wie ſolche 
dem oben Bemerkten zufolge allein denkbar wäre, 
um fo gewiffer nicht entfprochen werden, als diefelbe 
den Geſellſchaften felbft in Bezug auf andere, ald 
bie in Beklagtens Händen befindlichen geeigneten 
Befriedigungsmittel keinesfalls präjudiciren Fönnte, 
mithin in Bezug auf alle fonftigen, wenn auch im 
Inlande anzutreffenden Vermögensobjecte wirfungs- 
108 bleiben müßte. Denn von dem vorftehend bes 
urtheilten rechtlichen Gefichtspunfte aus bleibt ber 
vorliegende Proceß für die mehrerwähnten Geſell— 
haften, welche in demfelben nicht vertreten gewefen 
find, nothwendig res inter alios acta. 


Die vorige Entſcheidung war demnad; lediglich 
zu beftätigen, Kläger auch in Erftattung der Koften 
feines unerheblichen Rechtsmitlels zu verurtheilen.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege and Verord⸗ 
nungen. Das 20. Stück des Geſetz⸗ und Verords 
nungsblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1863) enthält: No. 121. Deeret wegen Betätigung 
der Statuten des Morfchußvereind zu Löbau, vom 
15, September 1863. No. 122. Decret wegen Beftis 
tigung der Statuten des Vorſchußvereins für Dippol: 
diswalde und Umgegend, vom 29. September 1863. 
No. 123. Deeret wegen Veflätigung ber Statuten der 
Begräbnißgeſellſchaft Vorſicht für Hartmannsdorf, 
Bärenwalde und Umgegend, vom 22. October 1863, 
No. 124. Bekanntmachung, die der Sparcaffe für den 
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Plauenſchen Grund bewilligte Stempelbefreiung be— 
treffend, vom 4. November 1863. No. 125. Deeret 
wegen Genehmigung einer Öffentlichen Anleihe ber 
Albertsbahn-Actiengefelfchaft, vom 12. November 1863. 
No. 126. Verordnung, die weltliche Goinfpeetion über 
Kirchen, Schulen und beiden gewidmete Stiftungen 
betreffend, vom 12. November 1863. No, 127. Ver⸗ 
ordnung über den Gintritt der Wirffamfeit des Geſetzes 
vom 23. Auguſt 1862, das Immobiliar- Brandver- 
fiherungswefen betreffend, vom 17. November 18653. 
No. 128. Verordnung, die Bekanntmachung der Minis 
fterialerflärung über eine nachträgliche Vereinbarung 
wegen des Tranäported gefefjelter Scüblinge auf 
der Zittau Meichenberger und ver Dredven » Prager 
Eiſenbahn betreffend, vom 30. Drtober 1863. — 
Lepte Abfendung: am 30. November 1863. 





Ernennungen, VBerfegungen ıc. Seine König- 
liche Majeftät haben die Berfegung des Gerichtöamt« 
mannd beim Gerichtdamte Lengefeld, Alfred Arthur 
Lorenz, in gleicher Stellung zum Gerichtsamte Döhlen 
zu genehmigen, und ven Actuar beim Gerichtsamte 
Stolpen Friedrich Ludwig Kunz zum Gerichtsamtmann 
bei dem Gerichtsamte Lengefeld zu ernennen in Gnaben 
geruht. 

Seine Königliche Majeftät haben den zeitherigen 
Affeffor beim Gerichtsamte Großenhain Emil Franz 
zum Gerichtsamtmann bei dem Gerichtsamte Remſe zu 
ernennen gnädigſt gerubt. 


Fodesfälle, Geftorben: der Gcheime Finanzrath 
a. D. Eduard Garl Friedrich Adolph von Polenz, 
Nitter des K. S. V.O., in Dredoen; am 29. Novens 
ber 1863 der Aovorat Briedrih Samuel Gürtler in 
Großenhain. 


Sintenis Anleitung zum Studium des bürgerlichen Geſetzbuches 


Erſte Lieferung, Preis Thlr. 


iſt ſo eben erſchienen und durch alle Sortimentsbuchhandlungen zu beziehen. 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchniz. 


Officin ber Verlagehandlung. 
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Hat der Vermiether Anfpruch auf den voraus: 
zahlungsweife bedungenen Miethzins bis zum 
‚Anfangdtermin eines von ihm nach eingetretenem 
Derzuge des Mierherd mit einem Dritten abge- 
ſchloſſenen anderweiten Miethvertrages? 


: Mitgetheilt von 
Herrn $. in ©. 


M. Magte gegen B. auf 110 The. —⸗ —⸗ 
Miethzins auf Grund des nachflehenden, auf den 
Eid geftellten Klaganführens: Es fei am 12. März 
1862 zwifchen ihnen ein Miethvertrag abgefchloffen 
worden, vermöge deſſen er, Kläger, die in der Alage 
befchriebenen Wohnungsräume vom 1. April 1862 
ab gegen einhalbjährige, dem Kläger nicht vor dem 
1. October 1866, dem Bellagten aber ſchon vom 
1. October 1862 an freiftehende Auffündigung für 
einen bedungenen und vom Bellagten bewilligten, 
vierteljährlich vorauszuzahlenden Miethzins von 450 
Thlen. —⸗ —s jährlich vermiethet habe. Sie hätten 
an demfelben Tage den Adv. K. in E. beauftragt, 
eine Vertragsurkunde hierüber abzufaſſen, welche der 
Bellagte am folgenden Tage mit zu vollziehen und 
zu deren Koften er die Hälfte beizutragen verfprochen 
babe. Beltagter habe aber weder zur Bollziehung 
der Urkunde fih eingefunden, noch auch nach ein- 
getretenem Anfangstermine der Miethzeit die ermie- 
iheten Räume, zu deren Uebergabe Kläger bereit 
gewefen fei, bezogen, noch endlidy die Vorauszahlung 
eined Bierteljahröbetrages des Mierhzinfes bewirkt 
und fei deshalb vom Kläger gemahnt worden. Am 
25. April 1862 fei nun derfelbe zum Kläger gefom- 


Hene Folge Bwölfter Zahrgang. 





1864. 
men, babe erflärt, daß er den Miethvertrag nicht 
erfüllen fönne und werde, und den Kläger erfucht, 
die fraglichen Mierhräume baldmöglichft weiter zu 
vermierhen. Hierbei ſei zwiſchen ihnen ein Abkom⸗ 
men getroffen worden, vermöge deſſen Bellagter eine 
gewiſſe Abfindung an den Kläger bis zum 28. April 
1862 zu bezahlen verfprocdhen, dieſer aber gegen beren 
Zahlung, wenn fie bi6 zu dem angegebenen Tage 
geſchaͤhe, auf alle Anſprüche an den Bellagten vers 
zichten zu wollen erflärt hätte, jedoch mit dem Bor» 
behalt Seiten Klägers, daß er an diefes Ablommen 
fich nicht gebunden halte, fondern den Miethzins auf 
die Zeit, jo lange die Mierhräume unbewohnt umd 
unbenugt ftehen würden, beanfpruche, wenn bie für 
die Abfindung beftimmte Zahlungsgeit nicht innes 
gehalten würde. Bellagter habe jedoch auch bie 
durch diefes neue Abfommen übernommene Verbind⸗ 
lichfeit nicht erfüllte. Im Monat Juni 1862 babe 
hierauf Kläger die gedachten Mierhräume vom 28. 
Juni 1862 ab anderweit vermiethet. Da er nun 
an dad ermähnte neue Abkommen in Folge der vom 
Kläger unterlaffenen Zahlung der Abfindung bis zu 
dem beftimmten Tage nicht mehr gebunden ſei, fo 
klage er auf den der Zeit vom 1. April bis 28. Juni 
1862 entfprechenden Betrag des feftgefegten Mieth- 
zinſes. 

Der Bellagte räumte den Abſchluß des angefuͤhr⸗ 
ten Miethvertrages und deſſen Nichterfüllung feiner- 
ſeits ein, verneinte hingegen den Abſchluß des vor- 
bemerften neuen Abkommens und brachte in einer 
Anmerkung zu Einl.-Punft 21. vor: an dem ange 
gebenen 25. April 1862 habe er allerdings den 
Kläger um Wiederaufhebung des abgeſchloſſenen 
Miethvertrages gegen eine zu vereinbarende, von 
ihm, dem Bellagten, an den Kläger zu entrichtende 
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Abfindungsjumme gebeten, dann jedoch, als dieſer 
ben vollen Betrag des Miethzinſes bis zur Weiter 
vermiethung, oder doch auf zwei Monate gefordert, 
erflärt: da wolle er lieber den Bertrag fortbeftehen 
laffen und erfüllen. Darauf aber habe Kläger ent- 
gegnet: — „nein, die Sache ift verpfufcht, ich habe 
meine Localitäten fchon weiter vermiethet”, — habe 
ihm auch feinen neuen Abmiether auf Beftagen ge- 
nannt. Und in der That habe der Kläger an den 
Legteren vermiethet, und diefer babe die in Frage 
ftehenden Räume noch jegt ald Miether inne. Er 
fei nun, da Kläger feinerfeits zur Bertragserfüllung 
ſich nicht bereit erflärt, fich vielmehr hierzu durch die 
auch in der Klage jelbft eingeräumte anderweite Ver 
miethung außer Stand geſetzt habe, zu folder auch 
feinerfeits nicht mehr verpflichtet. 

Die erfte Inftanz erfannte in ihrem am 30. 
Januar 1863 befannt gemachten Bejcheide folgender 
Maagen: 

„Weil Bellagter beim — Einl.-Bunft, fowie in 
der Anmerkung Bl. — nit nur eingeräumt hat, 
daß er von KAlägerm bie in ber Klage Bl. — an- 
gegebenen Räumlichkeiten am 12. März 1862 um 
ben jährlichen, beiderfeits genehmigten Miethzins 
von 450 Thlen. —⸗ —⸗ vom 1. April 1862 an 
und gegen einhalbjährige, dem Kläger nicht vor dem 
1. October 1866, dem Bellagten aber fchon den 
1. October 1862 zuftehende Auffündigung ermiethet 
und ſich dabei verbindlich gemacht habe, diefen Mierh- 
sinds vom 1. April 1862 an in vierteljährlichen Raten 
zu 112 Thle. 15 Ngr. —» praenumerando am erften 
jeden Bierteljahres an Klägern nebft — 15 Ngr. — 
für das Reinigen der Efjen und Beleuchtung der 
Hausflur an Klägern zu entrichten, fondern auch 
geftändig geweſen ift, daß er die ermietheten Räume 
am 1. April 1862 nicht bezogen habe, vielmehr am 
25. April, nachdem er durch den Rechtsanwalt K. 
brieflich unterm 9. und 19. April 1862 zur Bezah— 
lung des am 1. April gefällig gewefenen Termins 
und zur Erfüllung des Miethvertrages unter Andro= 
bung der Klaganftellung aufgefordert worden, in 
Klägers Wohnung erſchienen, von demfelben zur 
Bezahlung des vierteljährigen, am 1. April gefällig 
gewejenen Miethzinfes aufgefordert worden ſei und 
Klägern gebeten habe, daß biefer ihn gegen eine 
mäßige Entſchaͤdigung feiner Verbindlichkeit aus dem 
Mierhvertrage wieder entlaffe, hierdurch aber das 
Geſuch des Klägers, welches nicht auf Erfüllung des 
Mierhvertrages überhaupt, fondern nur auf Bezah- 
lung des auf die Zeit vom 1. April bis zum 28. Juni 
1862 gefälligen Mierhzinfes gerichtet iſt, genügend 
gerechtfertigt wird, wenn man erwägt, baß bie Ver: 
bindlichfeit des Vermiethers nicht, wie beim Kauf, 


hauptjädhlich auf Uebergabe der Sache, fondern auf 
die Ueberlaffung der Mierhräume zur Benupung 
(non ut rem habere, sed ut uti frui liceat) geht, 
mithin e8 genügt, wenn der Bermieiher dem Abmie- 
ther die Möglichkeit, die Räume vertragsmäßig zu 
gebrauchen, gewährt und namentlich, wenn der Letz⸗ 
tere auswärts wohnt, dem Vermiether nicht zuges 
muthet werden fann, die Schlüffel der Behältniffe 
Ienem zu ſchicken, 

Zur. Wochenblatt v. 3. 1855. S. 409 fig. 
Bellagter zwar das Anführen des Klägers, daß er 
bereit gewejen fei, Bellagtem die Miethlocalien zu 
übergeben, mit Nichtwiffen beantwortet, allein nicht 
zu behaupten vermocht hat, daß ihm die Uebergabe 
verweigert, ober fonft Hindernifje in den Weg gelegt 
worden feien, das Gegentheil vielmehr aus den obi- 
gen Zugeftändniffen hervorgeht, wenn man ferner 
erwägt, daß zwar Kläger felbft anführt, daß er die 
Wohnung vom 28. Juni ab weiter vermiethet habe, 
jedoch auch hierauf etwas nicht anfommt, da ja 
Kläger nur den Miethzins bis dahin fordert und, 
wenn auch bie einzelnen Beftimmungen des Mieth- 
vertraged ein Ganzes bilden und deshalb an fi 
feinem der Gontrahenten das Recht zuftehen kann, 
beliebig einzelne Beftimmungen zu erfüllen und dafür 
einen Theil des Miethzinfes zu verlangen, von andes 
ven aber fich frei zu machen, doch die Nichterfüllung 
des einen Gontrahenten den anderen nicht ohne 
Weiteres feiner Berbindlichkeiten entbinder, vielmehr 
Lepteren nur berechtigt, auf Erfüllung zu Hagen, im 
gegenwärtigen Balle aber Bellagtem freiftand, bie 
Wohnung fofort zu beziehen, und er abzuwarten 
hatte, ob Kläger ihm die Räumung zumuthen werde, 
in biefem Galle aber, geftügt auf den Vertrag, den 
ungegründeten Anfprücen des Klägers oder Dritter 
entgegentreten fonnte, wenn man weiter erwägt, daß 
auch aus ded Beklagten Anführen BL. — ein Ueber- 
einfommen darüber, daß der Miethvertrag wieder 
aufgelöft werden folle, nicht gefunden werben mag, 
indem, wenn Kläger ald Entſchädigung den Miethzins 
auf zwei Monate verlangte, die Bellagter zu geben ſich 
weigerte, ja diejer nicht einmal zu behaupten vers 
mocht hat, daß er die Erflärung des Klägers — 
fofern man auch darin den Willen des Klägers, den 
Vertrag ohne Entſchaͤdigung aufzulöfen, beftimmt 
audgefprochen finden fönnte — acceptirt habe, daß 
ſonach das übrige von Bellagtem geleugnete Anfüh— 
ven, namentlich auch infoweit dadurch eine ausdrüd« 
liche Ermädtigung für den Kläger zur Weitervers 
miethung dargethan werben fol, Einfluß auf bie 
Entſcheidung nicht äußern fann, fo ift Bellagter 
Klägerm die geforderten 110 Thle. — — nebft 
Zinfen des Berzugs zu 5 vom Hundert alljährlich 
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von Zeit erhobener Klage (den 11. September 1862) 
an gerechnet, zu bezahlen, nicht minder die durch 
diefen Proceß erwachfenen Koften ab» und, infoweit 
fie fich dazu eignen, zu erftatten ſchuldig.“ 

Auf die gegen die Entfcheidung erfter Inftanz 
vom Bellagten eingewendete Appellation erfannte 
(publ. 31. Auguft 1863) das Königl. Appellas 
tiondgericht zu Zwickau: 

„Daß es bei nurgebachtem Befcheide (1. Inftanz) 
nicht fo unbedingt zu laffen, würbe vielmehr Beflagter 
den ihm über Einl.Abſchn. — angetragenen, von 
ihm BL. — angenommenen Eid in der Maaße: 

daß er am 25. April 1862 feineswegs mit Klaͤ⸗ 
germ dahin überein gefommen, daß er, Beflagter, 
Klägerm gegen Wiederaufhebung des in der 
Klage erwähnten Mierhvertrages eine Entfchä- 
digung von fünf und fiebzig Thalern —⸗ —⸗, 
mehr oder weniger, neben Berichtigung der 
duch Fertigung ded Miethrontracts und fonft 
dieſes Vertrages halber erwachſenen Sachwalter- 
foften bis zum 28. April 1862 zu bezahlen vers 
fprochen, weniger noch Kläger hierbei fi den 
Vorbehalt gemacht, daß, bafern er, Bellagter, 
bis zu dem gedachten Tage nicht Zahlung leis 
ften würde, er, Kläger, ſich feinerfeits an dieſes 
Abkommen nicht für gebunden halten, fondern 
den bedungenen Miethzins auf fo lange, als 
die von ihm, Bellagtem, ermietheten Rocalitäten 
unbewohnt und unbenußt baftehen würden, 
beanfpruchen werde, daß vielmehr die Sache fich 
fo verhalten, wie er, Bellagter, in der Anmer- 
fung zu Einl.-Abfchn. 21. angegeben, 
annoch leiften, fo ift Beklagter von der erhobenen 
Klage zu entbinden und loszuzählen, Kläger auch 
bie Koften der erften Inftanz ab» und Bellagtem zu 
erftatten ſchuldig. 
Entfcheidungsdgründe: 

Man hat in gegenwärtiger Inftang nicht umhin 
gefonnt, der Rechtödebuction des Beflagten Bl. — 
im Wefentlichen beizupflichten. 

Beflagter hatte geftändlich in einem der Ehefrau 
bes Klägers gehörigen Haufe gewiffe Räumlichkeiten 
vom 1. April 1862 ab für den jährlichen Zins von 
450 Thlen. —= —» ermiethet, und zwar dergeftalt, 
daß ihm foldhe Seiten des Klägers nicht vor dem 
1. October 1866, d. h. nicht vor Ablauf von 44 Jah— 
ten, gefündigt werden durften, fo daß er, da halb« 
jährige Kündigung bedungen war, im Ganzen fünf 
Jahre lang in der Benugung des Miethlogis zu 
bleiben Anfpruch hatte, fobald er nicht, was ihm 
frei ftand, feinerfeits felbft früher gefünbigt hätte. 
Bellagter hat jedoch die fraglichen Räumlichkeiten 
nicht in Befig genommen, und hierauf hat fie Kläger 


vom 28. Juni 1862 ab andermweit vermiethet. Vom 
1. April 1862 ab — alfo dem Tage, wo Beflagter 
das Logis zu übernehmen gehabt hätte — bis zur 
anderweiten Vermiethung beanfprucht Kläger den 
bedungenen Miethzins. 

Gefegt nun, ed wäre wegen Wieberaufhebung 
des unter den Parteien abgefchloffenen Miethvertras 
ges die weiterhin BI. — flg. in der Klage behauptete 
befondere Verabredung nicht getroffen worden, fo 
würbe nach Anficht der jegigen Inftanz der Anfpruch 
des Kläger® nicht begründet fein. Die Sache läge 
dann einfach fo, daß beide Theile thatfächlich von 
dem Bertrage zurüdgetreten wären, Kläger aber 
nichts befto weniger eine theilweife Erfüllung befiel- 
ben von Beflagtem verlangte. Unter diefem Geſichts⸗ 
punfte betrachtet, erfchiene die Unftatthaftigfeit eines 
ſolchen Berlangens ohne Weiteres einleuchtend; allein 
auch als Schädenforberung wäre der Anfpruch nicht 
zuläffig. Denn es gilt befanntlich, mit wenigen, 
hier nicht in Frage fommenden Ausnahmen, der 
Grundfag, daß bei zweifeitigen Verträgen die Nicht⸗ 
erfüllung des einen Contrahenten den anderen Theil 
feineswegs bazu, auch feinerfeits vom Vertrage 
abzugeben, und fein etwaiges Intereffe geltend zu 
machen, fondern nur zu einer Klage auf Erfüllung 
berechtigt, die wiederum dadurch bedingt ift, daß der 
Kläger zu der ihm obliegenden Leitung im Stande 
und bereit fein muß. Inſofern man alfo die Klage 
als actio locati und als deren Object die veriragd« 
mäßige Gegenleiftung Beflagtens anfehen wollte, 
würde berfelben entgegenftehen, daß Kläger feiner 
feitö weder erfüllen fanrı, noch will. Infofern man 
aber das Object als eine — an fich mit der gedachten 
Klage ebenfalls verfolgbare — Schädenforberung bes 
trachten wollte, würde fich überdies noch fragen, ob 
von einem Schaden des Klägers wirklich die Rebe 
fein fönnte, fo lange er nicht nachzuweifen vermöchte, 
daß er, wenn er nicht mit Beklagtem contrahirt hätte, 
fhon vom 1. April 1862 ab einen andern Miether 
gefunden haben würde. 

Dem fteht auch feineswegs entgegen, daß Beklag⸗ 
ter an fich nicht behindert gewefen wäre, das Mieth- 
logis wenigftens bis zum 28. Juni 1862 zu benupen, 
mit anderen Worten, daß es fo lange zu feiner Ber 
fügung geftanden hat. Denn Bellagter hatte, wie 
erwähnt, nicht blos auf biefe Zeit, fondern auf 
fünf Jahre gemiethet. Das uti frui licere auf 
diefe fünf Jahre war alfo die dem Kläger oblies 
gende Leiſtung. Kann er biefe eiftung nicht ganz 
gewähren, fo fann er von Bellagtem nicht verlangen, 
daß letzterer auch nur theilweife erfülle, denn es 
ift eben die Leiſtung des Klägers nicht in dem Sinne 
eine theilbare, daß ein Theil einen der Quote des 


Ganzen entfprechenden Werth hätte. Mit andern 
Worten: wenn Bellagter auf fünf Jahre miethete, 
fo folgt daraus noch nicht, daß er auf drei Monate 
gemiethet habe würde, und wenn im erfteren Falle 
das Logis für ihn einen Miethwerth von jährlich 
450 Thlm. — ⸗ —⸗ halte, fo folgt daraus eben fo 
wenig, daß es für ein einzelnes Bierteljahr für ihn 
112 Thle. 15 Ngr. —» werth gewefen ſei. Eine 
theilweife 2eiftung des Klägers ift daher nicht blos 
quantitativ, fondern auch qualitativ etwas Anderes, 
ald das Ganze und brauchte mithin von Bellagtem 
nicht angenommen zu werben. Es bedarf dies um 
fo weniger einer weiteren Begründung, je mehr auf 
der Hand liegt, daß es Beklagtem nicht in den Sinn 
fommen fonnte, blos auf ein Vierteljahr von W. 
nach C. überzufiebeln. 

Ebenfowenig macht es einen Unterfhied, daß 
Borauszahlung des Miethzinſes bedungen worden 
war. Es fann dahingeſtellt bleiben, ob Bellagter 
eine etwa geleiftete Vorauszahlung zu conbiciren 
berechtigt gewefen fein würde, wenn er vorzeitig aus 
dem Miethlogis vertrieben worden wäre. Denn fo 
fange Bellagter eine folde Zahlung nicht geleiftet 
bat, konnte jene Stipulation offenbar nur fo viel 
bewirken, daß Kläger feine Klage nicht auf die feiner 
feits erfolgte Bertragderfülung zu ftügen nöthig 
gehabt hätte, berechtigte ihm aber nicht, die Leiftung 
des Bellagten unter Umftänden zu fordern, wo er 
ſich felbft zur Gegenleiftung weder erboten hat, noch 
zu erbieten in der Lage war. 

Sedenfalls könnte hiernach die Klage nur durch 
das obenerwähnte Lebereinfommen in Betreff der 
Wiederaufhebung des Miethvertrages begründet wer- 
den und muß daher mit defien eidlicher Ablehnung 
nothwendig fallen.” — 

Allem Borbemerkten entiprehend, wurbe es in 
den Entfcheidungsgründen noch als fraglich bezeich⸗ 
net, ob nicht die Klage ohne Weiteres in der ange- 
brachten Maaße abzuweifen gewefen wäre, weil fie 
nicht auf die durch das nachträgliche Abkommen, 
welches nach des Klägers Behauptung ſoll getroffen 
worden fein, feſtgeſetzte Abfindung, fondern auf den 
im urfprünglichen Bertrage bedungenen Miethzins 
gerichtet, in legterer Hinficht aber eine bündige Er— 
klaͤrung bes Bellagten, durch welche der vom Kläger 
für den Ball der Nichtzahlung der Abfindung bis 
zum 28. April 1862 angeblich geftellte Vorbehalt, 
den urfprünglich bedungenen Miethzins zu beanfpru- 
hen, zugeftanden worden wäre, in der Klage nicht 
angeführt fei. Die zweite Inftanz glaubte jebodh, 
mit Rüdficht auf einige Aeußerungen des Bellagten, 
das Rechtomittel des Lepteren als zugleich gegen die 
Statthaftigfeit der Klage gerichtet nicht anfehen, 
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deshalb aber über jene Frage vermöge eingetretener 
Rechtskraft hinweggehen zu follen. 

Dem Bellagten ftand eine weitere Appellation 
gegen die worftehende Entfheidung zum Zwede der 
Herbeiführung einer Abweifung ber Klage nicht zu, 
da ſonach zwei Inftanzen in deren Aufrechthaltung 
übereinftimmten. Bom Kläger wurde eine Appellas 
tion nicht eingewenbet. 


5. 


Retentionsrecht des locator praedii urbani an 
den invectis et illatis des conductor in dem 
Goncurfe bes letzteren. — Was ift unter prae- 
dium urbanum in biefer Beziehung zu ver- 
ftehen? — Der locator wird feines Nechted auf 
prioritätifche Befriedigung dadurch nicht verluflig, 
baß er die Befchlagnahme ber invecta et illata 
durch das Concursgericht ohne Widerfpruch oder 
Vorbehalt gefchehen läßt. — Eollifion des Reten- 
tiondrechteö des locator mit dem Vorzugsrecht 
der Ehefrau des Gribard, 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. ®. in 2. 


Die Braucommun zu K. hatte laut Pachtcontract 
vom 25. März 1858 das dortige Brauhaus und ihre 
Braugerecbtigfeit an €. B. für 330 Thle. — —⸗ 
jaͤhrlichen Pachtzins verpachtet. Als PBachtgegen- 
ſtaͤnde waren namentlich Brauhaus nebft Zubehör, 
Keller, Brunnen, Wohngebäude und Garten aufs 
geführt. Als am 14. Januar 1862 Eoncurs zu B.'s 
Vermögen eröffnet worden war, wurden am 16. deſſ. 
Monats die Verpachter Seiten des Concursgerichtd 
davon benachrichtigt, daß der Eontract Seiten des 
Ereditwefens nicht fortgefegt werde. Darauf wurde 
am 1. Maͤrz 1862 die Rüdgabe der Pachtgegenſtaͤnde 
bewirkt, auch mit Berfteigerung der ohne Wider- 
fpruch der Berpächter Seiten des Eoncursgerichts 
mit Befchlag belegten invecta et illata ded Gemein» 
ſchuldners, namentlich Brauereigeräthichaften, Pferde, 
Wugen u. dergl., verfahren. 

In dem Liquidationdterinine liquidirte hierauf die 
Braucommun 382 Thle. 15 Ngr. —» rüdftändige 
Bachtgelver ſammt Zinfen von der Berfallzeit der 
einzelnen Termine und verlangte prioritätifche Befrie- 
digung aus dem Erlöß der invecta und illata mit 
Ruͤckſicht auf das gefeglich ihr als Berpächterin zus 
ftehende Retentionsrecht. Diefelbe ward jedoch von 
dem Bezirksgericht gu Borna mit dieſem letzteren 
Suchen abgewiejen, „da, ganz abgejehen von der 
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minbeftens noch zweifelhaften Rechtsfrage, ob bie 
Siquidantin nicht dadurch, daß fie die fraglichen 
Gegenftände ohne Widerfprud und Vorbehalt ihrer- 
feits hat verkaufen und beziehentlih aus der Woh— 
nung des Pächterd hat fortſchaffen laſſen, des von 
ihr beanfpruchten Borzugsrechtes nach dem Wortlaute 
des Geſetzes verluftig worden, 
Wochenblatt für merfwürdige Rechtöfälle, 1859. 
©. 279. : 
von einem ihr an jenen Oegenftänden zugeſtandenen 
Retentionsrechte im vorliegenden alle überhaupt 
gar nicht die Rede fein kann, wenn man erwägt, 
daß diefes Recht nur dem Vermiether aus dem 
über ein Local mit dem Miether abgefchlofienen 
Mietheontracte und wegen ber aus diefem legteren 
entftandenen Forderungen zuftchet, keineswegs aber 
auch da Anwendung findet, wo feine Abmiethung 
eined Localed, fondern nur die Gewährung einer 
Wohnung in Folge eines anderen Dienft- oder 
Eontractsverhältniffes, wie im vorliegenden Falle in 
Frage fam, 
Schwarzeu. Heyne, Unterfuchung ıc, S.124 fly. 
insbef, S. 149. u. 151. 
Zeitſchrift für Rechtspfl. u. Verw., N. F. Bd. 8. 
©. 89. u. 90. sub b. 
indem es fich hier um einen vom Eridar mit ber 
Braugenofienfhaft über ihr Brauhaus und ihre 
Braugerechtigfeit dafelbft eingegangenen Bad tver 
trag handelt und diefe legtere dem erfteren für ein 
jährlihes Pachtgeld von 330 Thlen. —⸗ —» auf 
6 Jahre überlaffen worden find, mobei ihnen zugleich 
auf die Dauer des Pachtes eine Wohnung in einem 
ber Braugenoflenfchaft zugehörigen Haufe eingeräumt 
wurde, für welche nicht einmal ein befonderer Mieth— 
zins ftipulirt oder al& in der Pachtſumme inbegriffen 
ausgeworfen worden war, jo daß der Gemeinſchuld— 
ner zu ber Riquidantin in daſſelbe Rechtöverhältniß 
trat, wie ber Pachter eines praedii rustici gegen 
den Berpachter diefes legteren, welchem wegen feines 
Pachtzinſes nad) der Erl. Proc.Ordu. ad Tit. 45. 
$. 4. zwar an den fructibus in fundo natis, leines⸗ 
wegs aber auch an den in die mit überlaffene Woh— 
nung eingebrachten Meubeln ıc. (rebus illatis et 
invectis) ein Retentionsrecht zuſteht“. 

Die gegen dieſes Ertennmiß von ber Brau- 
commun eingewendete Appellation warb von dem 
Eoncursgericht auch der mit ihrem Einbringen priori⸗ 
tätifch locirten Ehefrau des Gemeinſchuldners zuge- 
fertigt. Letztere machte in ihrer Refutationsjchrift 
geltend, daß fie bereitd am 1. Februar 1855, alfo 
drei Jahre vor Abſchluß des Pachtcontractes, mit 
bem Eridar ſich verheirathet habe, ihr Recht daher 
älter fei, ald dad der Braucommun und die Mobi- 


lien ihred Ehemannes ſchon früher für fie gehaftet 
hätten. 

Hierauf warb Seiten des Königl. Appella- 
tionsgerichts gu Leipzig im Januar 1863 in fol- 
gender Weife reformatorifch erkannt: 

„Dieweil dem Bl. — eingewendeten Rechtömittel 
(erfter Inftang) rechtliche Beachtung nicht zu verfagen 
gewefen, wenn man erwägt, daß 

1) nad} den ®rundfägen des Römifchen Red 
ted die Anfprüde des locator eines Grundſtückes 
auf Zahlung des verabredeten Mieth» oder Pacht: 
zinfes durch ein ftilfchweigendes Pfandrecht gefichert 
waren, welches, 

a) wenn das Object bed Vertrages ein praedium 
urbanum war, bie invecta et illata, bas 
gegen, 

b) falls ein praedium rusticum verpachtet wor⸗ 
den war, die fructus in fundo natos 

umfaßte, 

zu vergl. L. 7. L. 24. $. 1. D. locati (19. 2.) 

L. 32. D. de pignor. (20. 1.) 

L. 2—4. 6.7. $.1. D. in quibus causis pignus 
(20. 2.) 

von Bangerow, Leitfaden, $. 376. Anmerf. 

Arndis, Pandecten, $. 373. 

Müller, Inftitutionen, $. 144. Note 19. 

2) als weſentliches Unterſcheidungszeichen ber 
praedia urbana in der Römifch-rechtlichen Lehre von 
dem Pfandrechte das negative Moment anzufehen ift, 
daß foldhe nicht beflimmt find, natürliche Früchte 
gu tragen, und bem zu folge dieſen praediis rusti- 
cis nicht bloß die zu der Bermierhung beftimmten 
Gebäude in der Stadt, wie auf dem Lande, fondern 
auch leere Räume und Pläge, Höfe, Bleih- und 
Trockenplaͤtze beizuzäblen find, 

vergl. außer den oben genannten Schriftftellern 
namentlih Sintenis, Pfandrecht, $. 33. 

Glüd, Eommentar, Bo. 13. ©. 411 fig. 

3) an diefen Grundfägen des Römifchen Rechtes 
duch die Erl. Proc.Ordn. ad Tit. 45. $. 4. zwar 
infofern eine wejentliche Aenderung herbeigeführt 
worden ift, als von dem Saͤchſiſchen Gefeßgeber bei 
Aufhebung aller ftillfchweigenden Hypothefen auch 
das gefegliche Pfandrecht der Verpachter oder Ber 
miether abgefhafft und an deſſen Stelle denfelben 
ein Retentiondrecht eingeräumt worben ift, anderer 
feits aber durch die J. cit. gebrauchten Worte: 

„Da hingegen den locatoribus des juris reten- 
tionis in fructibus natis oder rebus illatis nach 
Unterfchied der Bälle fi zu gebrauchen — 
unbenommen ift’’, 
darauf hingewiefen worben ift, daß die Unterfchei- 
bung zwilchen denjenigen Bällen, in denen die 


22 


Brüchte, und denjenigen, in welchen bie invecta et 
illata dem locator als Mittel zu feiner Sicherung, 
resp. Befriedigung dienen follen, durch die particulare 
Geſetzgebung nicht habe abgeändert werden follen, 
ald woraus namentlich ſich ergiebt, daß der unter 2. 
erwähnte pfandrechtliche Begriff der praedia urbana 
auch heut zu Tage noch in Sachſen ald maaßgebend 
anzuſehen fei, 

vergl. auh Schwarze und Heyne, Unterfuchun- 

gen ıc. ©. 151 fig. Anmerf, 62. im fin. 

4) wenn biernach die laut des BI. — zu lefenden 
Pachtcontracts an den Gemeinſchuldner verpachtet 
gewefenen Brauereigebäude nebft Zubehör zmeifels- 
ohne ald praedium urbanum zu betrachten find 
und in diefer Rüdficht der Umftand, daß nad $. 1. 
des gedachten Vertrages unter f. der an dem Brau— 
haufe gelegene Obftgarten mit verpachtet worden, 
nach ausbdrüdlicher Beftimmung ber 1. 192. Dig. de 
verb. signif. (50. 16.) (Proinde hortos quoque, 
si qui sunt in aedificiis constituti, dicendum est, 
urbanorum appellatione contineri) ohne Bedeutung 
ift, auch das ganze zwifchen der Braugemeinde und 
dem Eridare vereinbart gewefene Bertragsverhältnig 
augenfcheinlich als eine reine locatio conductio rerum 
fih bdarftellt, den Appellanten das Befugniß, vor« 
zugsweife Befriedigung aus dem Erlöfe der invecta 
et illata zu fordern, um fo weniger verfagt werben 
mag, ald die Bl. — von der vorigen Inftanz ange 
zogenen rechtlichen Entfcheidungen einen durchaus 
verfchiedenen Fall, nämlih den betreffen, wo für 
Meberlafjung des fundus conductus nicht eine in 
baarem Gelde beftchende merces verwilligt, fondern 
vielmehr als Theil des Dienfllohnes einem Bebien- 
fteten freie Wohnung eingeräumt worden ift, mithin 
nicht eine eigentliche locatio conductio rerum, jon» 
dern nur ein berfelben verwandtes Verhältniß 
vorliegt, 

zu vergl. princ. und $. 2. Inst. de loc, cond. 

(3. 24.) 
Unterholzner, Lehre von den Schuldverhältniffen, 
Theil II. S. 317. bei Note g. 
weiter 

5) dem Rechte der Appellanten auf prioritätifche 
Befriedigung auch nicht der Umftand entgegenfteht, 
daß diefelben nach dem Ausbruche des Goncurfes 
die Abficht, ihr Retentiondrecht geltend zu machen, 
nicht fofort zu erfennen gegeben, fondern die Be 
fhlagnahme und Beräußerung der Fahrniß des 
Cridars ohne irgend eine Proteftation oder einen 
Vorbehalt haben gefchehen laſſen, inmaaßen, wenn 
auch im Allgemeinen nach der angezogenen Beftims 
mung der Erl. Proc.Ordn. dem Vermiether nur 
„Ts fange die fructus et res illatae in dem 


erpadhteten Gute noch vorhanden find, ſich 
daran loco pignoris zu halten unbenommen“ 
ift, und dem zu Folge der locator außerhalb des 
Goncurfes, falls die fraglichen Gegenftände von dem 
eonductor fortgefhafft worden, 

vergl. Schwarze und Heyne, J. c. ©. 145. 
ober, wenn fie auf Antrag eines Gläubigerd abge- 
pfändet worden, 

vergl. die Entfcheidung des Königl. Appellations- 

gerichts zu Zwidau, im Wochenbl. Jahrg. 1859. 

©. 278. 
feines Retentionsrechtes verluftig geht, doch nad 
eröffnetem Concurfe die Sachlage fih deshalb 
anders geftaltet, weil der Eoncursrichter nach Bors 
fchrift der Erl. Proc⸗Ordn. ad Tit. 41. 8.1. uns 
befchadet der Rechte der einzelnen Gläubiger Behufs 
der orbnungsmäßigen Vertheilung der Maffe ver 
pflichtet ift, fobald als möglich „zu der Auction der 
Mobilien zu verfchreiten — hinwiederum an feine 
Appellation oder Proteftation fi zu fehren — die» 
jenigen aber, fo ein jus retentionis, Unterpfand oder 
anderes dingliches Necht daran zu haben vermeinen, 
an die Kaufgelder gebührend ſich zu halten, ſchlech— 
terdingd angewiefen werden”, hiernad aber das 
in dem 

Reſcripte vom 26. Juli 1764. 

Mandat vom 4. Juni 1829. $. 63. unter 1. 
anno befonders anerfannte Recht des locator auf 
prioritätifche Befriedigung lediglid an die doppelte 
Vorausfepung gebunden ift, daß 

a) die Früchte und res illatae annocdh bei dem 

Ausbruche des Concurſes in dem Belige des 
Gemeinfhuldners fich befunden haben, und 
b) der locator rechtzeitig, d. i. in dem Liquidationd« 
verfahren, die Anweifung an die Haufgelder, 
alſo Befriedigung aus dem Erlöfe der verftei- 
gerten Gegenſtaͤnde verlangt hat, 
während eine frühere und namentlich vor ber gericht» 
lichen Beſchlagnahme oder Verfteigerung zu erhebende 
Proteftation theild erfolglos ift, weil fie feinen dies 
fer beiden Acte zu hindern vermag, theild unnöthig 
erfcheint, weil der locator in der bemerften Maaße 
durch das Geſetz felbft angemiefen ift, die Gegen» 
fände des Retentionsrechtes verfteigern zu lafien, 
dann aber der vorzugsweifen Befriedigung aus dem 
Erlöfe ſich zu gewärtigen, 
vergl. Kori, Syftem des Eoncursprocefies, 2. Ausg. 
&. 305. 

Reinhard, Ordnung der Gläubiger ıc., S. 197. 

Bed, Anleitung zum Referiren, ©. 193. Rote 1, 

Einert, in der Zeitfchr. für Rechispfl. u. Verw., 

N. F. Br. 7. ©. 109. 


wogegen 

6) die Bemerkung ber Ehefrau des Eridars BI. —, 
wie fie bereitd drei Jahre vor dem Abjchluffe des in 
Rede ſtehenden Pachtvertrages mit ihrem Ehemanne 
getrauet worden, mithin ihr Recht weit früher ent- 
ftanden fei, als das der Braugenoffenfchaft, als 
weshalb die Mobilien ihres Ehemannes bereits vor 
dem Abſchluſſe des Pachtvertrages chirographarifchen 
Glaͤubigern gegenüber für ihre Dotal» und Para- 
phernalgut gehaftet hätten, eine völlig irrelevante ift, 
da bekanntlich nad) dem dermalen in Sachſen gelten- 
den Rechte die Ehefrau des Eridars, dafern fie nicht 
eine Hypothef an den Immobilien ihres Ehemannes 
hat eintragen laffen, oder ihr ein ausprüdliches 
Unterpfandsrecht an Mobiliargegenftänden in rechts⸗ 
gültiger Weife von demfelben beftellt worden ift, nur 
ein allgemeines Vorzugsrecht in dem chemännlichen 
Concurſe in Anfprucd nehmen darf, welches den 
duch befonderes, wenn auch fpäter entftandenes 
Pfandrecht gefchüpten Forderungen anderer Eredito- 
ten, und ebenfo auch dem mit den Pfandgläubigern 
in der nämlichen Claſſe zu berüdfichtigenden Rechte 
des locator nadhiteht, 

vergl. au) Günther, Concurs, 2. Ausg. ©. 116. 
endlich 

7) wenn bie ihrem Betrage nach Bl. — von dem 
eurator litis als richtig anerfannte Forderung unter 
den bemerften Verhaͤltniſſen prioritätifch zu lociren if, 
ein gleiches Vorzugsrecht auch 

vergl. Günther, 1. c. ©. 121. 

Schwarze und Heyne, 1. c. ©. 158. 
den von den Berfalltagen der einzelnen Raten an 
geforderten Verzugszinſen einzuräumen ift, 

fo ift e8 bei dem Bl. — zu lefenden Erfenntniffe 
(erfter Inftanz), foweit in demfelben das Suchen der 
Braugemeinde zu K. um prioritätifche Befriedigung 
des Bl. — angemeldeten Pachtzinsanfpruches abge 
wiefen und biefelbe mit diefem Anſpruche Bl. — 
lediglich unter IIL. nach dem von ber Ehefrau bed 
Gemeinſchuldners angemeldeten, unter IL. Bl. — 
foeirten Borderungen angejept worben ift, in Beach 
tung der BI. — eingewendeten Berufung nicht zu 
laſſen, vielmehr iſt die gedachte Braugemeinde in 
Anfehung des geforderten ‘Bachtzinsanfprudyes an 
382 Thlr. 15 Nor. —» nebft Berzugszinfen, welche 
bezüglich des Betrages an 80 Thle. — —⸗ vom 
1. April 1860 und wegen 302 Thlen. 15 Nor. —⸗ 
vom 1. April 1861 an zu berechnen find, Bl. — 
zwiſchen der erften und zweiten Elafje, und zwar mit 
dem Zufage: „aus dem Erlöje der Bl. — von ihr 
bezeichneten invecta et illata’ zu lociren und hat es 
bei demjenigen, was über die Location des mehr 
gedachten Anſpruches und der davon geforderten 
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Zinfen als einer chirographarifchen Forderung BI. — 
unter III. und IV. erfannt worden ifl, lediglich wegen 
des aud dem Erlöfe jener invecta et illata nicht zu 
der Befriedigung gelangenden Theiles der fraglichen 
Forderung zu bewenden.“ 

Das K. Oberappellationdgericht confirmirte 
auf Appellation der Ehefrau des Gemeinſchuldners 
im Detober 1863. Die Rationen lauten: 

„In den vorigen Entſcheidungsgründen ift mit 
Beziehung auf die einfchlagenden Beftimmungen der 
Erl. Proc.Ordn. ad Tit. 45. 8. 4., welche in $. 63. 
sub 1. des Mandats, die Aufhebung der ftilfchwei- 
genden Hypothefen ac. betreffend, vom 4. Juni 1829 
ausdrüdlich Beftätigung gefunden hat, bereits näher 
nachgewiejen worden, daß anftatt des früher beftan- 
denen geſetzlichen Pfandrechtes der Berpachter oder 
Vermierher, welches je nach dem Objecte des Vers 
trage6 die invecta et illata, oder tie fructus in 
fundo natos umfaßte, ein den erſteren zuftändiges, 
in feinen Wirkungen dem Fauftpfande gleichftehendes 
Netentionsrecht eingeräumt worden fei, nur daß in 
den BI. — ausdgehobenen Worten jener Borfchrift 
der Erl. Proc.Ordn. die Unterfcheidung zwifchen 
ben Fällen, in denen die Früchte, und denen, in 
welchen bie invecta et illata dem locator zu feiner 
Sicherung und begiehentlich Befriedigung dienen ſol⸗ 
len, feine Abänderung erlitten habe, demzufolge aber 
in vorliegendem Prioritätsftreite der Braugemeinde 
zu K. nad der Beichaffenheit des zwifchen ihr und 
dem Gemeinfchuldner verabredeten Bertragsverhält- 
niſſes das Recht nicht verfagt werden könne, vorzugs⸗ 
weife Befriedigung aus dem Erlöfe der invecta und 
illata des Cridars zu fordern. Man kann auf die 
vorigen Gründe um fo mehr verweifen, als die hier 
aufgeftellten, im Wefentlihen auch von dem Königl. 
Oberappellationdgerichte befolgten Grundſaͤtze 

Zeitschrift f. R.u. V. N. F. Bd. 7. ©. 97. Bo. 8. 

©. 87. Br. 11. ©. 178. 

von ber Appellantin gegenwärtig nicht weiter beftrit- 
ten worden find, und weder aus dem Umftande, daß 
dem Gemeinfchuldner nach $. 1. sub e, und f. des 
Pachtconttactes auch ein Gemüfe- und Obſtgarten 
mit verpadhtet gewefen, noch daraus, daß die Woh- 
nung bed Cridars in einem von dem Brauhauſe abs 
gefonderten Gebäude ſich befunden, ein Grund gegen 
die Statthaftigfeit befagten Retentionsrechte® abgeleitet 
werden fann. Daß bie verpachtet geweſenen Brauerei⸗ 
gebäude ald ein praedium urbanum zu betrachten find, 
und dieſe Eigenfchaft derjelben durch jene Zubehöruns 
gen nicht alterirt wird, ergiebt fi aus dem bereits 
Bl. — Bemerkten, und eben fo wenig läßt fi in 
Zweifel ziehen, daß, wenn auch Bellagter feine Woh- 
nung in jenem feparaten Gebäude gehabt hat, nad) 
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der Befchaffenheit des erwähnten Pachwerhaͤltniſſes 
das Recht des Berpachters, ſich wegen des rüditän- 
digen Pachtzinfes als der hauptfächlichften und un- 
mittelbaren Forderung aus demfelben an die invecta 
und illata des Pachters zu halten, als ein in ber 
bemerkten gefeglichen Dispofition begründetes anzu= 
ſehen iR. 

Demnach find nur noch die Einwendungen einer 
weiteren Prüfung zu unterziehen, welche Appellantin 
DI. — fig. gegen die angefochtene Entfcheidung vors 
gebracht hat, und die im Wefentlichen darin bes 
fiehen, daß 

1) das Retentionsrecht der Braugemeinde für erlo- 
ſchen zu achten fei, weil fie ſolches nicht gleich 
bei der gerichtlichen Befchlagnahme der fraglichen 
Begenftände geltend gemacht, fondern diefe ohne 
Widerſpruch habe geichehen laſſen, mithin auch 
die angezogene Stelle der Erl. Proc.⸗Ordn. keine 
Anwendung finden fünne, 

2) daß das ihr wegen des Dotals und Paraphernal⸗ 
vermögens zuftändige Vorzugsrecht weit früher, 
als das der Braugenoffenfchaft eriftent geworden 
und fie deshalb aus dem Erlöfe der Mobilien 
ihres Ehemannes, welche dafür zu haften hätten, 
zumal mit Rüdficht auf die Bl. — erwähnten 
Umftände vor der Braugemeinde zu befriedi- 
gen ſei. £ 

Ad 1. 

Allerdings enthält die Erl. Broc.»Ordn. diet. 1. 
im Allgemeinen die Beftimmung, daß der Vermie— 
ther nur 

„fo lange die fructus und res illatae in 
dem verpadteten Gute noch vorhanden, 


fi daran loco pignoris zu halten unbe» 


nommen fei‘, 
und es ift im diefer Hinficht ſchon in ben vorigen 
Gründen bemerkt worden, daß außerhalb des ons 
eurfes in den Bl. — bezeichneten Fällen, wo der Ber- 
pachter oder Bermiether die Bortfchaffung und resp. 
Abpfändung der betreffenden Gegenftände zu verhin« 
dern in der Rage ift, feines gedachten Rechtes verluftig 
werde. Nach eröffnetem Goncurfe dagegen wird 
die wirfliche Ausübung der Retention diefer Gegen» 
flände durch die in der bereits Bl. — erwähnten 
Beftimmung der Erl. Proc.-Orpn. ad Tit. 41. 8. 1. 
angeordnete gerichtliche Beichlagnahme, wodurd die 
Maffe vor allen Einmifhungen der Privaten in den 
Befig und die Verwaltung fichergeftellt werben foll, 
und welche der Richter fhon von amtswegen zu bes 
wirken hat, ohne Weiteres ausgefchlofien, und ein 
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von dem bezüglichen Gläubiger dagegen erhobener 
Widerſpruch würde als völlig erfolglos und unzuläffig 
zu betrachten fein; ein folcher Widerfpruch oder ein 
hierauf gerichteter Vorbehalt des Verpachters erfcheint 
aber auch nach der gedachten gejeglichen Borfchrift 
offenbar entbehrlich, in welcher derjenige, der ein jus 
retentionis etc. an ben fraglichen ®egenftänden zu 
haben vermeint, ausdrüdlich angewiefen wird, fidh 
deshalb an die Kaufgelver gebührend zu halten. Hat 
nun die Braugemeinde zu K. das ihr in der fraglichen 
Hinſicht zuftändige Retentionsrecht im gegenwärtigen 
Creditweſen gebörig geltend gemacht, fo ift dies als 
tempeftiv gefchehen zu erachten, und muß demgemäß 
auch in diefem feine Wirkung zu äußern geeignet 
fein. 
Ad 2. 

Ob das Vorzugsrecht der Ehefrau des Gemein- 
ſchuldners wegen ihres Einbringen früher entftanden, 
als das der Braugemeinde aus dem Pachtverhaͤltniſſe 
mit leffterer zuftändige obige Retentionsrecht, ift für 
die vorliegende Prioritätsfrage ohne Einfluß. Nach 
dem ſchon Bl. — Erwähnten fann die Ehefrau des 
Gemeinſchuldners, wenn fie wegen ihres Dotal- und 
PBaraphernalvermögens ſich nicht eine Hypothef an 
den Immobilien ihres Ehemannes hat eintragen laffen, 
oder ihr an Mobiliargegenftänden deſſelben in rechts— 
gültiger Weife ein ausdrückliches Unterpfandsrecht 
beftellt worden ift, nur das allgemeine in dem Man— 
date vom 4. Juni 1829. $. 14. sub 3. ihr eingeräumte 
Vorzugsrecht vor den chirographarifchen Gläubigern 
in Anfpruch nehmen, welches jedoch dem dem locator 
zuftändigen, mit ben Pfandglaͤubigern in der näms- 
lihen Claſſe zu berüdfichtigenden Retentiondredhte 
nachſteht. Zwar hat fi Appellantin Bl. — noch 
darauf berufen, daß der Gemeinfchuloner bei feiner 
Berehelihung mit ihr nichts im Vermögen gehabt, 
fondern erft mit den ihr von ihrem Vater gegebenen 
Mitteln die zur Einrichtung der Wirthichaft erforder- 
lichen Gegenftände ſich habe verfchaffen fönnen, und 
daß fie deshalb wegen ihrer Illatenforderung aus dem 
aus jenen Gegenftänden gewonnenen Erlöje vor allen 
andern befriedigt zu werden berechtigt erfcheine; allein 
in So. auf den vorliegenden Prioritätsſtreit if 
dieſes Vorbringen irrelevanı, infomweit diefelbe aber 
darauf einen Bindicationsanfpruh zu fügen 
gemeint fein follte, würde auf ſolches in gegenwärtis 
ger Inftanz ohnehin feine Rüdficht zu nehmen fein; 
ed bedarf daher auch feiner weiteren Unterfuchung, 
welche Begründung an fich jener Anſpruch erfordert 
haben würde.‘ 
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Beitrag zur Lehre vom Kaufe auf Beficht, 
refp. Auftrage dazu. 
Mitgetbeilt von 
Herrn Adv. N, in R. 


Der Satilermeifter H. klagte gegen den Ritter 
gutspacdhter M. auf Bezahlung zweier Reitfättel im 
Preije von zufammen 38 Thlen. —⸗ —», indem er 
zu Begründung ber Klage Folgendes anführte: 

Am 9. Juni 1862 habe Beklagter feinen Berwal- 
ter N. zu ihm mit dem Auftrage entjendet, einen 
Herren» und einen Damenfattel genanntem M. zus 
aufenden. In deffen Folge habe er, Kläger, Tags 
darauf durch einen Fuhrmann einen Damenfattel im 
Preife von 20 Thlen. — —⸗ und einen Herrenfattel 
im Preife von 18 Thlen. — —⸗, wie fie der ger 
nannte Verwalter Tags zuvor ausgewählt und zur 
Meberfendung an M. bezeichnet gehabt, Letzterm zus 
gefendet, und biefer habe die fraglichen Sättel noch 
an demjelben Tage erhalten und feitdem in Gebrauch 
genommen, refp. in Gebrauch nehmen laſſen. Die 
bemerften Preife feien bereits dem Berwalter N., als 
er bie zur Prüfung und Auswahl ihm vorgezeigten 
Sättel beftellt gehabt, mit der von diefem auch dem 
Beklagten überbrachten Eröffnung, „daß, wenn M. 
die Sättel nicht behalten wolle, er fie Klägerm fofort 
zurüdfchiden folle“, angegeben worden, im Uebrigen 
aber auch gefchäftsübliche. 

Bellagter geftand die Beftellung und den Em— 
pfang der Sättel, die Angemeffenheit der Preiſe, ſowie 
den Auftrag an den Berwalter, und daß diefer bie 
Auswahl getroffen habe, zu, leugnete aber die vor« 
gedachte Eröffnung, reſp. deren Mittheilung an ihn, 


der Damenfattel nur ein Mal, der Herrenjattel 
aber nie in Gebrauch genommen worben fei, nur zur 
Anficht zugefchidt. Unser der Behauptung, daß er 
die Sättel für feine Zwede nicht paffend gefunden, 
daher aber in der Zeit nad) der Getreideernte 1862 
zurüdgefendet habe, beantragte er Abweifung der 
Klage, da Kläger auf einen „Kauf“ fich nicht bes 
zogen habe. 

Die erfte Inftanz (das Gerichtsamt D.) publi- 
cirte am 6. Februar 1868 folgenden Beſcheid: 

„Weil Beflagter xc. Bl. — beim 1. Einlafjungs- 
punfte eingeräumt, daß er am 10. Juni 1862 vom 
Kläger einen Damenfattel im Preis von 20 Thlen. 
—⸗ — und einen Herrenfattel, mit bem BI. — an- 
gegebenen Zubehör, im Preis von 18 Thlen. — —», 
deren Zufendung er Tags zuvor bei dem Kläger be- 
ftellt gehabt, zugefendet erhalten, ſowie Bl. — felbft 
vorgebracht hat, daß er diefe Sättel nicht eher als 
kurz nach der Ernte des Jahres 1862 an den Kläger 
zurüdgefendet (wo fie indeß nach BI. — Kläger nicht 
angenommen), diefe Zugeftändnifie aber für ſich nicht 
ausreichen, um darauf hin Bellagten in Bezahlung 
der 38 Thlr. — —« zu verurtheilen, da, wenn 
ſchon davon auszugehen ift, daß Kläger und Beflagter 
bei der Beftellung und Zufendung der Sättel ihr 
Abfehen darauf gerichtet hatten, einen Kauf abzu—⸗ 
fchließen, doch nach den in der Klage angeführten 
Umftänden und nach der Art der in Rede ftehenden 
Kaufsgegenitände nicht anders anzunehmen ift, als 
daß Beide darüber einverftanden geweſen, es folle 
der Abſchluß des Kaufs von einer Prüfung und 
Billigung der Sättel durch Bellagten (die infofern 
allerdings zur Anficht gefendet waren, auch wenn fie 
von Bellagtens Beauftragtem zur Zufendung in specie 


ausgewählt worden) abhängig fein, die Billigung 
aber nicht nothiwendig aus dem bloßen Befichte, resp. 
ber Probe und nachherigen Stillſchweigen zu folgern 
ift (Eurtius, Handbuch, Bd. IV. 8.1385. ©. 43.), 
vielmehr, um die Behauptung zu begründen, daß eine 
thatfächliche Kaufeinwilligung ftattgefunden, folche 
Handlungen des Beklagten erfordert werden, welche 
feine andere Auslegung zulaffen, nun aber die ftill- 
fhweigende Einwilligung in den Kauf ohne Zweifel 
darin gefunden werben muß, wenn, wie in der Klage 
behauptet ift, entweder Beflagter die fraglichen Sättel 
in Gebrauch genommen hat, alfo darüber disponirt 
bat, wofür indeß der Bl. — eingeräumte einmalige 
Gebraud des Damenfatteld nicht zu achten, indem 
dieſer einmalige Gebrauch präfumtiv der Prüfung 
halber gefchehen, oder wenn er, wiewohl Kläger dem 
mit der Beftellung beauftragten Verwalter des Ber 
flagten eröffnet, daß, wenn Bellagter die Sättel 
nicht behalten wolle, er fie fofort zuruͤckſchicken folle, 
dennoch die Zurüdjendung in angemeffener kurzer 
Zeitfeift nicht bewirkte, wie daraus hervorgeht, daß 
er fie über zwei Monate, bis nach Ablauf des Monat 
Auguft 1862, bei fich behielt, und dann erſt Anftalt 
traf, fie dem Kläger zurüdzuftellen, da alsdann in 
der Unterlafjung ber rechtzeitigen Zurüdjendung, 
‚wenn nicht eine Anmaafung der Sache, fo doch die 
thatfächliche Erflärung, daß er die Sättel behalten 
wolle, unfraglich zu erbliden; 

weil fodann darauf, ob Kläger dem Beklagten 
bie geforderten Preife für die qu. Sättel zur Zeit 
deren Beftellung zu wiffen geihan, etwas nicht an- 
fommt, da, wenn nach feiner Handlungsweife anzu- 
nehmen, daß Bellagter in den Kauf der Sättel ein- 
gewilligt, er durch felbige auch thatfächlich erflärt hat, 
daß er den ihm notificirten ‘Preisbetrag, oder wenn 
ihm folder nicht angezeigt worden, im Voraus ben 
ihm erſt zu notificirenden Preisbetrag für richtig ans 
nehme, resp. billige, indem die Preisfeftitellung in- 
direct auch in der Weife gefchehen fann, daß bie 
vom Berfäufer bona fide ausgeſprochene Preis— 
beftimmung gelten ſoll (vergl. Zeitſchrift f. R. u. V., 
N. F. Bd. 5. S.346.), Beklagter übrigens die Anger 
meſſenheit der geſtellten Preiſe beim 1. Einl.⸗Abſchnitt 
zur Genüge eingeräumt; 

weil endlich der Eid über ein factum referentis 
proprium, als weldes fid) der Inhalt des 2. und 
3. Einl.⸗Abſchnitts darftellt (denn der 11. Einl.Punkt 
ift unerheblich, da der Verwalter R. nicht als Klägers, 
fondern als Bellagtend Beauftragter die erwähnte Er- 
Öffnung empfangen), nicht teferirt werben fann, ſo— 
nach, ungeachtet der (BL. —) erfolgten Relation des 
über die Klage angetragenen Eides infoweit auf das 
delatum zu erfennen, bei deſſen Nichtleiftung die 
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Leiſtung des relatum, wie bei des leßteren Leiftung 
die Ableiftung des delatum fich erledigt, befien Leis 
ftung aber erfi dann, wenn ſolchenfalls Kläger auch 
das relatum über den 8. 9. und 10, Einl.-Abfchnitt 
nicht ſchwört, zu Beklagtens Losſprechung wegen der 
38 Thlr. —⸗ —s führt; 
fo ift Beflagter dem Kläger, wenn Bellagter das 

delatum nicht leiftet, oder dafern Kläger den über 
ben 8. 9. und 10. Einl.Abſchnitt Bl. — angetragenen 
Eid in der Maafe, 

daß er dem Verwalter R. den 9. Juni 1862 

bei der Beftellung der qu. Sättel eröffnet habe, 

daß, wenn Beflagter die Sättel nicht behalten 

wolle, er fie ihm fofort zuruͤckſchicken folle, 
fhwört, die geflagten 38 Thlr. — — nebft Zinfen 
zu 5 Procent davon von Zeit der Klagbehändigung 
an zu bezahlen, ingleichen nicht nur die gerichtlichen 
und außergerichtlichen Proceffoften, fondern auch Die 
ded vorausgegangenen Mahnverfahrens zu erftatten 
ſchuldig. Beflagter könnte unb würde denn, vors 
ausgeſetzt, daß Kläger das relatum abzuleiften nicht 
vermag, den bei dem 2. und 3. Einl.»-Punft Bl. — 
angetragenen Eid dahin, 

daß er die in der Klage erwähnten Sättel weder 

felbft in Gebrauch genommen, noch in Gebrauch 

nehmen laſſen, 
fhwören, folchenfalls ift Beflagter wegen der für die 
Sättel geforderten 38 Thle. —⸗ —⸗ von der erhobe- 
nen Klage zu entbinden und loszuzählen, und werden 
in diefem Falle die Koften des Proceſſes, fomie des 
vorausgegangenen Mahnverfahrens unter den Par— 
teien gegen einander aufgehoben.” 


Auf die von Beflagtem gegen dieſen Beſcheid ein- 
gewendete Appellation erfannte das Königl. Appel 
lationsgericht zu Leipzig (publ. am 15. September 
1863): 

„Daß der BI. — flg. anzutreffende, am 6. Februar 
1863 publicirte Bejcheid, jedoch mit der Erläuterung, 
daß dem auf den erſten Klagpunft bezüglichen Theile 
defielben die nachfolgende Faſſung zu geben ift, 


„daß zunächft 


Kläger den über den Grund der erhobenen Klage 

angetragenen, Bl. — zurüdgegebenen Eid über 

p- l. c. 8—10. dahin: 
daß er gegen den Verwalter des Beklagten N., 
ald diefer an dem 9. Juni 1862 in dem Auf— 
trage des Bellagten die Zufendung zweier in 
der Klage näher bezeichneter Sättel bei ihm, dem 
Kläger, beftellt, ausdrüdlich erklärt habe, der 
Beklagte folle ihm dieſe Sättel, wenn er fie nicht 
behalten wolle, ſofort zurüdjenden, 


hiernaͤchſt für den Ball, daß Aläger forhanen Gid 
nicht leiften würbe, 
2. 

Beklagter feinerfeits den über den Grund der Klage 
angetragenen, infoweit für angenommen geacdhteten 
Eid über p. L c. 2. und 3. dahin: 

wie es nicht in Wahrheit begründet fei, daß bie 

in der Klage bei p. 1. c. 1. gedadhten, ihm unter 

dem 10. Juni 1862 zugeſendeten Sättel von 

ihm felbft, oder von anderen Perfonen, unter 

feiner Zulaffung, und zwar der Herrenfattel 

überhaupt, der Damenfattel aber öfter als ein 

einziged Mal in Gebrauh genommen worden 

feien, 
zu ſchwören verbunden; dafern nun Kläger den 
ihm sub 1. auferlegten Eid leiiten würde, als für 
welchen Fall Bellagter zu Wbleiftung des ihm 
sub 2. nachgelaffenen Eides nicht zu laſſen, oder, 
dafern feiner der vorftehend sub 1. und 2. geför- 
melten Eide gejchworen werben follte, ift Beflagter 
dem Kläger die bei dem erften Klagpunkte gefors 
derten 38 Thle. — —⸗ fammt Zinjen des Verzugs 
von Zeit erhobener Klage an zu bezahlen, dem— 
felben auch die in diefem Rechtsſtreite in erfter 
Inſtanz aufgewendeten, wie die durch Das voraus— 
gegangene Mahnverfahren entitandenen Unfoften 
zu erftatten fehuldig, dagegen ift der Beklagte für 
den Fall, daß lediglich der ihm nachgelafiene Eid 
gefhworen werben würde, von ber erhobenen 
Klage, was die bei dem gedachten Klagpunfte ges 
forderten 38 Thlr. — —» anlangt, zu entbinden 
und loszuzählen, es werben auch für diefen Fall 
die in diefem Proceſſe in erfter Inftanz erwachjenen 
Koften, ingleihen die Koften des Mahnverfahrens 
unter den Parteien compenfirt”, 

der eingewendeten Berufung ungeachtet zu beftä- 
tigen. 
Entfheidungsgründe: 

„Die Parteien find nach dem Zugeftändniffe des 
Bellagten in p. 1. ec. 1. darüber einverftanden, daß 
der Bellagte an dem 9. Juni 1862 den Kläger durch 
feinen, ded Bellagten, Mandatar auffordern lajien, 
ihm zwei Sättel zugufenden, daß der gedachte Mans 
datar zu dem Ende zwei Sättel, von denen der eine 
einen Preis von 20 Thlen. —⸗ —», der andere einen 
Preis von 18 Thlen. — — gehabt, bei dem Kläger 
ausgefucht, und als die dem Beflagten zugufendenden 
bezeichnet, fowie daß Kläger diefer Aufforderung an 
dem 10. Juni deffelben Jahres entſprochen, Beklagter 
aber die ihm zugejendeten beiden Sättel in Empfang 
genommen hat. Weiter find die Parteien auch über 
die Tendenz, welche diefem Gejchäfte zu Grunde ge 
legen, und namentlich darüber einig, daß von beiden 
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Seiten, dafern die zugefendete Waare dem Empfän« 
ger zufagen follte, über felbige ein Kaufabſchluß 
beabfichtigt worben fei. Es genügt, in biefer Bezie— 
bung auf die eigene Sachdarſtellung des Bellagten 
Bl. — zu verweijen. 

Hiernach liegt ein fogenannter Handel auf Beficht 
oder auf Probe vor. Da die in diefer Hinficht in 
dem deutfchen Handelsgeſetzbuche in Art. 339. aufs 
geftellten Rechtögrundfäge im Wefentlichen bereits in 
dem bisherigen Rechte Geltung gehabt, 

vergl. Thöl, Handelsrecht, ed. 4. $. TI. ©. 430, 
fo ift e8 für die rechtliche Beurtheilung der vorlies 
genden Berhältniffe einflußlos, ob man in Berüd- 
fihtigung der Vorfchrift in Art. 277. jet. Art. 272, 
sub 1. des angezogenen Geſetzbuchs die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes, oder die bisher in diefer Hinficht gel« 
tenden Principien ald maaßgebend anfieht. Ein 
Handel der gedachten Art ſtellt fi, je nachdem er 
an eine Reſolutiv- oder an eine Suspenfivbedingung 
gefmüpft erfcheint, entweder als ein bereits abgeſchloſ⸗ 
jener, jedoch auf einfeitiger Willenserklärung des 
Käufers wieder auffündbarer Kauf, oder als ein nur 
den Feilbietenden bis auf Weiteres bindender Prä- 
liminarvertrag zu einem für die Zufunft ald möglich 
angenommenen Kaufe bar. 

vergl. Thöl, a. a. D. sub No. II. ©. 433. 

Mag man nun mit dem Handelsgeſetzbuche 
(Art. 339. Abſ. 1.) davon ausgehen, daß im Zwei— 
fel ein Bertrag ber zuletzt gedachten Art vorliege, 
oder mag man (mit Brindmann, Handelsrecht, 
$. 84. und 85.) annehmen, daß, je nachdem bie 
Waare von dem Kaufluftigen in Befig genommen 
worden fei, oder nicht, die Präfumtion für die eine 
oder die andere Annahme ftreite, oder mag enblich 
die Entfcheidung biefer Frage unter allen Umftänden 
ald quaestio facti anzufehen, und in Ermangelung 
flarer Verabredungen aus den begleitenden Umftän- 
den zu beantworten fein (zu vergl. Zeitfchrift für 
Rechtöpfl. u. Berw., N. F. Bd. XIX. ©. 420 flg.), 
fo ift doch der, dem das Kaufanerbieten gemacht 
worden ift, an und für fih an den Hanbel nicht ge» 
bunden, fondern es fteht lediglich in feiner Wahl, 
ob er die Waare behalten will oder nicht. 

zu vergl. Thöl, a. a. D. 8. 71. ©. 432, 

Brindmann, a. a. D. 8. 85. 

Handelsgeſetzbuch, Art. 339. Abi. 2. 

Etwas Anderes tritt jedoch dann ein, wenn 
wegen der diesfalls zu bewirfenden definitiven Erflä- 
rung des Abfäuferd eine beftimmte Frift entweder 
ufancegemäß befteht, oder auöbrüdlich verabredet wor⸗ 
den ift. Eine ſolche Ufance nimmt z. B. in Sachſen 
der Gerichtöbrauc dann als beftehend an, wenn bei 
dem Handel unter Kaufleuten die Waare mit 
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Preisnote zugefendet worden iſt. Im einem Kalle 
biefer Art liegt dem, welcher die Waare empfangen 
bat, ob, ſich über die Annahme berfelben, resp. über 
eine von ihm beabfichtigte Dispofitionsftellung inner» 
halb der zu einer von ihm ungefäumt vorzunehmenden 
Prüfung erforderlichen Frift gu erflären. 
zu vergl. Zeitfchr. für Rechtäpfl. u. Berw., R. 8. 
Bd. XIX. ©. 421 fig. 
Annalen des Königl. Oberappellationdgerichts, I. 
©. 551. 

Haben diefe Orundfäge auch nur für den Handel 
unter Kaufleuten Geltung, fo verfteht es fich doch 
von felbft, daß durch ausprüdliche Verabredungen 
auch Nichtkaufleute einer ähnlichen Verbindlichkeit 
unterworfen werben fönnen. 

Anderfeitd wird der, dem die Waare auf Beficht 
vorgelegt worden ift, fo lange ein Widerruf des 
Beilbietenden nicht erfolgt ift, durch die bloße Erflä- 
rung einer Billigung derſelben ohne Weiteres Käufer 
der Sache. Kann eine folhe Billigung aud aus 
dem bloßen Stillfhmweigen besjenigen, dem das 
Kaufanerbieten gemacht worben ift, der Regel nad) 
um fo weniger gefolgert werben, als, mit Ausnahme 
der oben gedachten Fälle einer darauf bezüglichen 
Berabredung, begiehentlich eines Handels unter Kauf» 
leuten, eine Verbindlichkeit, fich über feine Willens; 
richtung zu erklären, nicht eriftirt, fo ift doch dadurch 
felbftverftändlich die Möglichkeit einer ſtillſchweigen⸗ 
ben, d. h. einer aus concludenten Handlungen abzu⸗ 
nehmenden Billigung nicht ausgefchloffen. Ein Fall 
biefer Art liegt namentlich dann vor, wenn ber, dem 
Waare auf Beficht oder auf Probe übergeben worden 
ift, ſich als Eigenthümer derfelben gerirt, d. h. Dies 
felbe in folcher Art und Weife benugt und gebraucht, 
oder bergeftalt über felbige disponirt, daß er dazu 
nur in Gemaͤßheit eines wirklichen und perfecten 
Kaufs befugt gewefen fein würde. 

Wendet man diefe Principien auf den gegenwär- 
tigen Fall an, fo erfcheint die erhobene, auf Bezah— 
lung des für den Fall eines Kaufs im Voraus bes 
ftimmten Kaufpreifes gerichtete Klage in doppelter 
Weife ausreichend fubftantiirt, indem Kläger nicht 
nur 

a) darauf, daß Beklagter die ihm anvertrauten 
beiden Sättel in Gebrauch genommen, resp. habe in 
Gebrauch nehmen laflen, fondern auch 

b) darauf ſich bezogen hat, daß er dem Mandatar 
ded Bellagten bereit am 9. Juni 1862 eröffnet habe, 
Bellagter folle ihm die Sättel, falls er fie nicht be— 
halten wolle, fofort zurüdfchiden, 

Iſt in dem sub a. gedachten Anführen, die Ridy- 
tigfeit deſſelben vorausgefeht, die Behauptung eines 
ſolchen facti zu finden, aus welchem auf die Bewilli- 
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gung der geftellten Raufofferte von Seiten des Be— 
klagten geichlofien werden muß, fo hatte man auch 
in dem sub b. gedachten Vorbringen eine ausreichende 
Subftantiirung einer Vereinbarung darüber zu er- 
bliden, was in dem Kalle der ungebührlichen Ver— 
jögerung einer Erflärung des Beflagten auf die ihm 
geftellte Offerte geſchehen folle. 

Allerdings erfcheint 

ad a. 

das Anführen: „Bellagter habe die Sättel gebraucht, 
beziehentlich gebrauchen laſſen“, an und für ſich nicht 
vollfommen präcis; es ift jedoch hierauf deshalb 
fein Gewicht zu legen, weil der Beklagte nad) feiner 
Erklärung Bl. — in felbigem die Behauptung eines 
ftattgehabten mehrmaligen, über das Bebürfniß einer 
bloßen Prüfung der Zwedmäßigfeit der Waare bins 
ausgehenden Gebrauchs verftanden, und das Klage: 
vorbringen durch die beftimmte Erklärung, daß eine 
derartige Benugung überhaupt nicht, resp. was ben 
Damenfattel anlangt, nur ein einziges Mal ftatt- 
gefunden habe, präcifirt hat. Jedenfalls erfchien es 
aber zu ber Vermeidung von Mentalrefervationen 
angemeffen, diefen Umftand unter Berüdfichtigung 
der vorgedachten Angaben des Beflagten bei ber 
Eidesförmelung mehr, als von der erften Inftanz 
gefcheben, hervorzuheben. Dagegen ift von dem 
Bellagten dawider, daß infoweit die Bl. — erflärte 
Eidesrelation für unftatthaft erflärt worden ift, nicht 
remebirt worden. 

Zweifelhaft fonnte es 

ad b. 
ericheinen, ob es zu Begründung des erhobenen 
Anfpruchs nicht annoch einer Eidesleiftung Über die 
bei p. 1. c. 11. erfichtliche Behauptung bedürfe, daß 
der Mandatar des Beflagten diefen von ber betrefs 
fenden Erklärung Klägers auch wirflid in Kenntniß 
gefept habe. 

Richtig it zunächft, daß die Beftimmung, es folle 
der Handel auf Beficht für den Fall, daß der Kauf: 
luſtige fich innerhalb einer beftimmten Frift über feine 
Willensrichtung nicht erflären würde, ohne Weiteres 
in einen perfecten Kauf übergehen, eine Uebereinftims 
mung des Willens beider Theile, und fomit in ber 
Regel eine ausprüdliche Vereinbarung berfelben vors 
ausſetzt. Hieraus folgt, daß die einfeitige Erklärung 
des Verkäufers, er wolle den Handel nad Ablauf 
einer foldyen Friſt für einen Kauf angefehen willen, 
für ſich allein, felbft dann, wenn fie erwiefenermaaßen 
zu der Kenntniß des andern Theile gelangt fein follte, 
an dem Sachſtande nichts ändern fann. Erft dann, 
wenn legterer feine Einwilligung in ein derartiges 
Anverlangen entweder ausdrüdlich erflärt, oder fonft 
in unzweideutiger Weife zu erfennen gegeben haben 
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ſollte, kann von einem dem Handel auf Beſicht bei- 
gefügten, auch den Käufer bindenden pactum ad- 
jectum der gedachten Art die Rede fein. Iſt nun 
der Handel unter den betreffenden Perſonen felbft, 
inter praesentes, abgefhloffen, und das Object defs 
felben dem zufünftigen Käufer unter vorgängiger 
ober gleichzeitiger Abgabe einer folchen Erklärung 
ausgehändigt worben, fo wirb im Zweifel in dem 
Acte der Annahme des leptern eine mit genügender 
Beftimmtheit erflärte Einwilligung in das proponitte 
pactum, und fomit eine Unterwerfung unter bas 
von dem Anderen geftellte Anverlangen zu finden fein. 
Bedenklich dürfte e8 dagegen erfcheinen, in Fällen, 
wo ber Handel auf Beficht inter absentes abgefchlof- 
fen worden und bei ber eigentlichen Beftellung eines 
folhen Abkommens feine Erwähnung geſchehen ift, 
ber bei Zufendung der Waare ausgefprochenen ein- 
feitigen Erflärung bes Verkäufers, er werde, bafern 
der Empfänger nicht innerhalb einer gefeglichen Friſt 
die Waare zurüdfende, feinerfeitd annehmen, daß der 
Kauf perfect fei, die Wirkung beizulegen, daß in der 
Annahme der Sache, resp. in der unterlaffenen ſo— 
fortigen Rüdfendung berfelben eine ſolche Handlung 
zu finden fei, aus welcher ohne Weiteres und mit 
Nothwendigkeit auf eine Einwilligung des Käufers 
in den proponirten Bertrag gefchloffen werben müfle. 
Jedenfalls erfcheint hier die Beurtheilung der Rechts- 
beftändigfeit des proponirten Abfommend von ber 
Beantwortung der Vorfrage abhängig, ob und in 
wie weit aus ber Thatſache einer Beitellung auch 
dann, wenn felbige lebiglich dahin gelautet, dem 
Befteller eine Waare zu der Anficht vorzulegen, auf 
eine vorausgehende Einwilligung gefchloffen werben 
fönne, fi allen Bedingungen unterwerfen zu wollen, 
welche der andere Theil an die Ausführung der Be 
ftellung fnüpfen würbe. 

Unzweifelhaft fann dagegen von dem Zuftandes 
fommen einer folchen Vereinbarung dann feine Rede 
fein, wenn ein derartiged Anverlangen entweder erft 
nad) der Aushänbigung der Sache geftellt worben, 
oder die Zufendung zwar unter ausprüdlicher Er 
Härung der diesfalfigen Willensrichtung des Abfen- 
denden, jedoch ohne vorausgegangene Beftellung 
des Empfängers, erfolgt ift. Denn weder in dem 
einen noch in dem andern Falle eriftirt eine gefegliche 
oder auf ausdrüdlicher oder, den Fall eines Handels 
unter Kaufleuten ausgenommen, präfumtiver Ver— 
einbarung beruhende Berpflichtung des Waaren- 
empfängers, fich über bie ihm gemachte Propofition 
zu erflären. 

Andere Rüdfichten machen ſich dagegen dann 
geltend, wenn die dem Handel auf Beſicht voraus- 
gehenden Verhandlungen auf Seiten des Beftellers 
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durch einen Stellvertreter gepflogen worden find. 
Soweit die foldergeftalt von dem Mandatar getrofs 
fenen Bereinbarungen fich auf den Abfchluß des frag⸗ 
lihen Handels felbft beziehen, fallen dieſelben im 
Zweifel unter das allgemeine Mandat zu dem Abs 
ſchluſſe eines Handels auf Beficht und es erfcheint 
daher in fo weit der Auftraggeber an die Berabres 
dungen und Vornahme feines Mandatars gebunden. 
Ein derartiges, unter den Gefammtbegriff eines Manz 
dates, die Zufendung einer zu befichtigenden Wanre 
aus zuwirken, fallendes Abfommen muß nad) ber Ans 
ficht der gegenwärtigen Inftanz in dem Eingehen bes 
Mandatars auf die Propofition eines pacti adjecti 
der hier fraglichen Art gefunden werben. Mit ans 
beren Worten: präfumtiv erfcheint derjenige, welcher 
den Auftrag erhalten und übernommen hat, für ſei⸗ 
nen Auftraggeber mit einem Dritten einen Handel 
auf Beficht zu contrahiren, gleichzeitig auch ermädh- 
tigt, eine die eventuelle Berwanblung dieſes Hanbeld 
in einen wirklichen Kauf betreffende Vereinbarung in 
dem Namen feined Mandanten und ſomit mit rechtes 
verbindlicher Wirkung für legtern einzugehen. Was 
nun aber binfichtlich eines zwifchen dem Mandatar 
und dem Dritten getroffenen ausdrüdlichen Ueberein- 
fommens zu gelten hat, hat felbftverftändlich auch in 
Betreff der aus concludenten Handlungen des erften 
abzuleitenden Folgerungen Geltung zu beanfpruchen. 
Erflärte daher Kläger bei Abfchluffe der fraglichen 
Berhandlungen und vor Aushändigung ber zu bes 
fichtigenden Waare, daß er diefelbe dem Mandanten 
nur unter der Bedingung zur Anficht vorlege, wenn 
derfelbe die Berbinblichfeit übernehme, den Handel, 
dafern er fich nach deren Empfang über bie Annahme 
oder Nichtannahme nicht fofort erfläre, als einen 
wirklichen Kauf gelten laflen au wollen, und beharrte 
hierauf der Beauftragte gleichwohl bei feinem Anver—⸗ 
langen, die Waare feinem Mandanten zuzufenden, fo 
ift hierin unzweifelhaft eine in dem Namen des Manz 
danten bewirkte Genehmigung diefer Bedingung zu 
finden und es erfcheint der letztre an felbige felbfit dann 
gebunden, wenn fein Bevollmächtigter unterlaffen 
haben follte, ihn davon, daß er jene Propofition 
thatfächlich eingegangen fei, zu unterrichten. 

Wäre dem nicht fo und bedürfte ed des Nadh- 
weifes eines weitern, zwiſchen dem Kläger und dem 
Beflagten jelbft in dieſer Hinficht vereinbarten Ab⸗ 
fommens, fo würde es nach dem Borbemerften fogar 
zweifelhaft fein, ob ein ſolches durch bie bloße Mit: 
theilung der von dem Kläger gemachten Offerte, in 
Verbindung mit dem Umftande, daß der Beklagte die 
zu befichtigende Waare angenommen, gefunden wer- 
den fönnte. 

Nah Vorftehendem fügt fi das Alagvorbringen 


bei dem erften Klagpunfte auf einen boppelten Klag- 
grund und es erfcheint daher der erhobene Anſpruch 
fhon dann begründet, wenn Kläger nur einen oder 
den andern berjelben erweislich zu machen vermag. 
Augenſcheinlich it auch nad Bl. — flg. die erfte In- 
ſtanz von diefer Auffaffung ausgegangen. War nun 
auch hiernach der erftinftanzliche Befcheid in allen 
wefentlichen Punkten zu beftätigen, fo erfchien ed doch 
fachentfprechend, erläuterungsweife der zu ertbeilen- 
den Entſcheidung die vorftchende, überfichtlicyere 
und der Spruchpraxis entfprechendere Form zu 
geben.” x. 


7. 


Zur Erleuterung ber 88. 30 flg. bed Geſetzes 
über den Schuldarreft und den Wechfelproceh vom 
7. Zuni 1849, ingleichen ber $$. 41. und 42. 
bed Handelsgeſetzbuchs. — Kann der Procurift 
ben Principal auch wider beffen Wiſſen oder 
Willen als Beklagten im Wechſelproceſſe vertreten 
und ber Principal auf Grund der Erflärungen 
bes Procuriften zu Bezahlung nad MWechfelrecht 
verurtheilt werben? 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in 8. 


Bei dem Gerichtsamte Burgftäbt erhob der Kauf. 
mann M. inM. auf Grund zweier acceptirter Primas 
wechfel im Betrage von 275 Thlen. 3 Ngr. —- und 
330 Thlen. 6 Ngr. — fammt Proteftfoften, Speſen 
und Zinſen Wechfelklage gegen Frau W., Befigerin 
einer Fabrif zu ©. Die am 4. April 1863 veranjtals 
tete Rocalerpebition blieb ohne Erfolg; denn weder 
die Beflagte, noch deren Procurift B. wurden gegen» 
wärtig angetroffen, ba beide verreift fein ſollten; einen 
glei ungünftigen Erfolg hatte eine am 13. April 
abgehaltene Wechfelerpebition, wo man in Erfahrung 
brachte, daß die Beflagte fich mehrentheils in Dres- 
den aufhalte und auch der Procurift verreift jei. Am 
14. ej. m. fand ſich jedoch der letztere an Amtsjtelle 
ein und recognoseirte bei dem zwijchen ihm und dem 
legitimirten Sachwalter des Klägers abgehaltenen 
Wechfelverhör im Namen der Beflagten die producits 
ten beiden Originalwechfel, fügte aber hinzu, daß er 
ſich zur Zeit außer Stande befinde, Zahlung zu lei— 
ften, worauf fofort ein dahin lautender Beſcheid, 

da Bellagte, Frau B. W., die der wider fie ew 
hobenen Wechſelllage zu Grunde gelegten Wech⸗ 
fel sub A. und C. nach deren Production im 
Driginale durch ihren Procuriften, Herrn B. 
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in ©., anerfannt hat, fo ift diefelbe Klaͤgerm, 
Herrn G. S. M., das Bl. — und BI. — berech⸗ 
nete Liquidum an zufammen 652 Thlr. 29 Nor. 
4 Pf. fammt ferneren wechfelmäßigen Zinfen und 
Koften bei Vermeidung bed Gefaͤngnißzwangs 
zu bezahlen, auch ſaͤmmtliche erwachſene Koften 
abzuftatten verbunden, 
abgefaßt und publicirt wurde. Nach eingetretener 
Rechtskraft verfuchte Kläger die Bellagte in Wedel 
haft bringen zu laffen, da jedoch leptere fich von dort 
entfernt haben follte, beantragte Kläger nach Aufftels 
lung eines anderweiten liquidi Die executio in bona, 
worauf dieſe auch verfügt und zu öffentlichem Ber- 
faufe der in Beichlag genommenen Pfaͤnder ein 
Auctionstermin anberaumt wurde. 

Am 4. Juni fam aber die Bellagte mit einer 
Appellation gegen das wider fie eingeleitete Berfahren 
ein, beantragte deflen Eaflation und führte zu Bes 
gründung dieſes Rechtömittels an, wenn auch in dem 
Handelögejegbuche dem Procuriſten eine ziemlich weite 
Ermächtigung ertheilt worden fei, fo fünne ſolche doch 
nicht jo weit geben, daß der Procurift au in dem 
nach dem Geſetze vom 7. Juni 1849. 8. 30 fig. vor 
gejchriebenen Wechfelverfahren für feinen Principal 
vor Gericht erfcheinen fönnte, da dieſes Berfahren 
ſtets die perfönliche Gegenwart des Berflagten erfor- 
dere. Es laſſe fih auch nicht annehmen, daß durch 
die über die Berechtigung des Procuriften im Hans 
delögefepbuche enthaltenen Beftimmungen an den 
Borjchriften über den Wechſelproceß etwas habe ges 
ändert werben follen, es ſei daher das vom Kläger 
mit ihrem Procuriften angeftellte Wechielverhör un- 
ftatthaft und das weitere auf dieſes Verhör bafirte 
Berfahren unguläffig. Indem fie zum Nachweije der 
Richtigleit ihrer Anficht auf die in den Annalen bed 
K. S. Oberappellationsgerichts, Bd. 3. Hft.1. und 5. 
wiedergegebenen Grundfäge ſich beziehe, halte fie 
ihren Antrag auf Caſſation des ganzen Berfahrens, 
auf Wiederausantwortung der abgepfändeten Gegen» 
Hände und Wiederaufhebung des Berfteigerungs- 
termins für gerechtfertigt und muͤſſe dem Kläger 
überlaffen, auf anderem procefjualen Wege die Ber 
friedigung feiner Forderung, die nicht in der gellagten 
Höhe beftehe und gegen welche fie ihre Einwendungen 
erheben werde, zu juchen. 

Kläger bezog fih zu Widerlegung bed von ber 
Gegnerin Borgeftellten auf Art. 41. 42. und 52. des 
Handelsgeſetzbuchs, auf die Rechtskraft des Beſchei— 
des und die Legalität des eingefchlagenen Hülfsver- 
führend, dad Königl. Appellationdgeridt zu 
Leipzig entjchied jedoch diefen NRectsitreit mittelft 
Berorpnung vom 16./20. Juni 1863 in folgender 
Maaße: 
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ı%. „Wenn nun aber ber in Sachſen in Gemäß- 
beit der Beitimmungen des Gefepes vom 7. Juni 
1849 eingeführte Wechfelproceh, wie aus den in 
$. 35. bis 43. 46. und 48. enthaltenen Vorfchriften 
Har hervorgeht, die perfönliche Anwefenheit bes 
Beklagten in dem Verhörstermine erfordert, und nur 
die Affiftenz eines Nechtöbeiftandes, nicht die Ber: 
tretung des Beklagten durch eine andere Perfon zu- 
läßt, weiter zu Einleitung eines foldhen, auf den 
Borfchriften des vorgebachten Geſetzes beruhenden 
Verfahrens nad $. 31. deſſelben nur derjenige Eivil- 
richter competent ift, in deſſen Gerichtsbezirke ſich 
ber Beklagte zur Zeit der Vorladung oder der vor 
fommenden Falls an deren Stelle tretenden Haus— 
erpedition thatfächlich befindet, in dem vorliegenden 
Falle jedoch weder das eine, noch das andere diefer 
Erforderniffe vorhanden ift, da das nah Bl. — 
ftattgehabte Wechfelverhör nicht mit der Beklagten 
in Berfon, fondern nur mit dem Procuriften derfel- 
ben abgehalten, eben fo auch der Bl. — erſichtliche 
Beſcheid nur diefem, nicht der Bellagten ſelbſt publi- 
eirt worden ift, andererſeits nach den Seiten bes 
Gerichts angeftellten Erörterungen unzweifelhaft an- 
genommen werben muß, es fei die Bellagte zu der 
Zeit der Klagerhebung und des MWechjelverhörs nicht 
in dem Bezirke des Gerichtsamtes Burgftädt anweſend 
gewefen, 

weiter hieran durch die Vorjchriften in Art. 41. 
42. und 52. des deutſchen Handelsgeſetzbuchs nichts 
geändert worden ift, da jelbige fich nur auf den 
Umfang ber in ber Procura liegenden Bevollmäch— 
tigung beziehen, und der Natur der Sache nach blos 
die Ermächtigung zu folchen gerichtlichen und außer- 
gerichtlichen Gefhäften und Rechtshandlungen be 
treffen, welche überhaupt durch einen Mandatar mit 
rechtlicher Wirkung vorgenommen werden fünnen, 


hieraus aber folgt, daß das gefammte, von Bl. — 
an eingeleitete Verfahren an einer unheilbaren NRich- 
tigfeit leidet, und von einer Rechtskraft des vor: 
gedachten Beſcheides feine Rebe fein fann, 


fo hat das K. Appellationdgericht die eingewen- 
dete Berufung zu beachten befchlofjen, und verordnet 
an das Gerichtsamt zu Burgftäbt, dem auf Antrag 
Klägers eingeleiteten Hülfsverfahren feinen weitern 
Fortgang zu geben, dem zu Folge den nad) Bl. — 
anberaumten Auctionstermin wieder aufzuheben, und 
die nah Bl. — der Bellagten abgepfändeten Gegen: 
ftände derfelben auf diesfalliiges Anmelden wieder 
auszuantworten. 

Die bisher in der Sache entitandenen Untoften 
werben nach Rage der Sache unter den Parteien 
compenfirt.’’ 


Auf Klägers Appellation erfolgte jedoch in dritter 
Inftanz eine reformatorifche Entſcheidung (vom 
8. Auguft 1863) nachftehenden Inhalte: 

ꝛc. „Das Königl. Oberappellationsgericht hält 
an der Anficht feft, daß der durch das Gefep vom 
7. Juni 1849. 88. 30 flg. eingeführte Wechfelproceß 
die perfönliche Anmefenheit des Bellagten im Ber 
hördtermine erfordert und daß für diefe Proceßgat⸗ 
tung an fi nur berjenige Richter competent ift, in 
deſſen Bezirke fich zur Zeit der Borladung ober Haus⸗ 
erpebition der Bellagte thatfächlich aufhält. Die 
Gründe diefer Anficht find in den durch die Annalen 
des Oberappellationsgerichts, Bd. 3. ©. 6. sub U. 
S. 28. 35. 203. flg. mitgetheilten Entfcheidungen 
ausführlich entwidelt worden, und bebürfen, da ſich 
bie Parteien felbft auf letztere bezogen haben, feiner 
nochmaligen Ausführung. Bei diefen Entfcheidungen 
ift aber auch zugleich darauf hingewiefen worden, 
daß eine compromiffarifche Prorogation dieſes regel 
mäßigen Gerichtöftandes, vermöge deren ber eigents 
fiche Wechielproceß vor dem ordentlichen Richter des 
Wohnortes in Abwefenheit des durch einen legitimir- 
ten Bevollmächtigten vertretenen Beflagten an⸗ und 
fortgeftellt werde, wenigften® in dem Falle nicht un« 
ftatthaft fei, wenn nad; Lage der Sache im Berhörs- 
termine nur ſolche Handlungen vorfommen, welche 
nad allgemeinen proceßrechtlichen Grundfägen aud) 
durch einen Stellvertreter vollzogen werben Föns 
nen. 

Nah $. 41.42. des deutfchen Handelsgeſetzbuchs 
ift der Procurift eines Handelsgefchäfts ermächtigt 
zu allen Acten von gerichtlichen und außergerichtlichen 
Geſchaͤften und Rechtshandlungen, weldye der Betrieb 
eines Handelögewerbes mit ſich bringt, und die 
Procura erfept jede nad den Landesgefepen erfor- 
verlihe Specialvollmadt. Der Procurift ift dem⸗ 
zufolge nicht blos ermächtigt, Rechtsgefchäfte jeder 
Art, welche das Handelsgefchäft, deſſen Procura 
ihm von dem ‘Principal übertragen worden ifl, bes 
treffen, abaufchliegen, fondern auch bei Klagen, welche 
aus dergleichen Geſchaͤften entftanden find, den Prin- 
eipal ald Klägern oder Beflagten vor Gericht zu ver- 
treten und babei felbit diejenigen Proceghandlungen 
zu vollziehen, weldye nach den fächfifchen Proceß— 
gefepen das fogenannte mandatum specialissimum 
erfordern. Daß hierzu auch die Vertretung bes 
Prineipals gegen Wechſelllagen und der Abfchluß 
von Compromifien und Bergleichen gehöre, ift nad) 
der umfaflenden Borfchrift des Handelsgeſetzbuchs 
nicht zu bezweifeln. Der Bl. — benannte B., deſſen 
Eigenfhaft als Procurift der Beflagten nirgends 
bezweifelt und von der letzteren wiederholt Bl. — 
und Bl. — dadurch anerfannt worden ift, daß fie 
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benfelben ihren Procuriften genannt, hätte nadh den 
im Eingange gedachten Grundfägen die Abhaltung 
des Wechjelverhörd wegen der perfönlichen Abwefen- 
beit feiner Principalin ablehnen oder gänzlich aue— 
bleiben können; da er jedoch nad Bl. — freiwillig 
erſchienen ift, das hierauf eröffnete Verhör ohne 
Widerſpruch gegen die Gompetenz des Richters ab- 
gewartet, die ihm vorgelegten Accepte anerkannt und 
feine Einwendungen gegen bie Richtigkeit der libel- 
litten Forderungen vorgebracht hat, jo mußte hierin 
nad) der Meinung der gegenwärtigen Inftanz eine 
nad Lage der Sache ftatthafte ftillfchweigende Pro— 
rogation des Forum erblidt werben. Wenn übrigens 
die Bellagte Bl. — mit der Bemerkung, daß fie 
ihren Aufenthalt nicht mehr in ©. gehabt habe, die 
Eigenschaft des Gerichtsamtes als forum domicilüi 
beftreiten wollen, fo ift hiergegen zu erinnern, daß 
eine Aufgabe ihres bisherigen Domicils von ihr nicht 
nachgewieſen worden ift, im Gegentheil, aus ben 
Protofollen BI. — und Bl. — hervorgeht, daß fie 
eben fowohl bei der erfolglos verfuchten Hauserpes 
dition, ald bei der Auspfändung nicht blos ihre 
Babriflocale, ſondern auch eine mit Möbeln verjehene 
Wohnung, Dienftboten, Arbeiter und Geſchaͤfts— 
officianten in ©. befeffen hat. Dazu fommt, daß 
der Procurift B. gegen den ihm publicitten condem— 
natorifschen Beſcheid Bl. — fein Nechtömittel ein- 
gewendet hat, mit Rüdficht alfo auf die dem Pror 
euriften zuftehende Ermächtigung zur gerichtlichen 
Vertretung feines Principald die Rechtskraft diejer 
Entjcheidung von der Bellagten anzuerkennen ift. 


Wie num endlich nach der bei dem Königl. Ober: 
appellationsgericht beftehenden Rechtsanficht 
Annalen Band 3. Seite 7. sub III. 


die Bollftrefung der Hülfe in das Vermögen ber 
Beflagten auf Grund des Wechſelbeſcheides BI. — 
gefucht werden fonnte, und die Infinuation der 
Hülfsauflage an den Brocuriften nicht minder ftatt- 
haft war, fo bat in allen diefen Erwägungen dad 
Königl. Oberappellationsgericht befchloffen, daß es, 
wie hiermit verordnet wird, bei der Entfcheidung der 
vorigen Inſtanz nicht zu laffen, vielmehr das auf 
Klägers Antrag eingeleitete Hülfsverfahren gebüh— 
rend fortzuftellen fei, wodurd fi Das eingewendete 
Rechtsmittel in der Hauptfache und wegen der Koften 
erfter Inftanz erledigt. Die in zweiter und britter 


Inſtanz erwachfenen Koften werden aber, bei dem 
Wechſel der Entſcheidungen, gegen einander auf 
gehoben.” x. 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 21. Stück des Gefeg- und Berorb- 
nungöblattes für das Königreih Sachſen (vom Jahre 
1863) enthält: No, 129. Deeret wegen Beftätigung 
der Statuten des Grebitvereind zu Coldig, vom 21. Orto- 
ber 1863. No. 130. Berorpnung, die Wahl eines 
Stellvertreterd bes zweiten Mbgeorbneten ber Stadt 
Leipzig betreffend, vom 21. November 1863. No. 131. 
Geſetz, die Herabfepung des Preifes für Speifefalz be— 
treffend, vom 30. November 1863. No. 132. Ber« 
erbnung, bie Ausführung des wegen Gerabfegung des 
Preifes für Speifefalz unter dem 30. November 1863 
erlaffenen Geſetzes, ſowie die Herabfegung des Preifes 
für reined Steinſalz und für Geefalz betreffend, vom 
30. November 1863. — Legte Abfendung: am 4. Des 
tember 1863. 


Ernuennungen ıc, Seine Majeftät der König 
haben dem zum Bundescommiſſar für die Herzogthümer 
Holftein und Lauenburg ernannten Kreisdirector Eduard 
von Könnerig in Dresden das Prädicat eines Wirk- 
lichen Geheimen⸗Rathes beizulegen geruht. 


Immatricnlation von Notaren. Vom Yuflize 
minifterium ift dem bereits ald Notar immatriculirten 
Advocaten Heren Anton Römifcd in Limbach vie Aus— 
übung des Notariat in dem durch die Notariatdorbnung 
vom 3. Juni 1859 beftimmten vollen Umfangs geftattet 
mworben. 


Todesfalle. Geftorben: am 29. November 1863 
der Advocat Ernft Julius Stange in Dredven; am 
17. December 1863 der Geheime Juſtizrath Branz Vers 
dinand Wilfe in Dredven. 





Mebacteur: Dr. Theodor Tauhnip. 
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Welcher Zeitpunkt ift bei Ermittelung des vom 
Kläger nach $. 73. des Geſetzes vom 28. Februar 
1838 zu beanfpruchenden Entfchädigungsbetrags 
ald maaßgebend anzujchen? 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in L. 


In der vor dem Handelsgerichte des Bezirks— 
gericht® zu Leipzig anhängigen Rechtsſache W. . 
©. und K. waren die Bellagten veruriheilt werben, 
dem Kläger die Hälfte der in der Klage bezeichneten 
11 Ballen Schierwinder Hafenfelle gegen Bezahlung 
bed antheiligen, auf 104 Thlr. — —⸗ für den Ballen 
zu berechnenden Kaufpreijes herauszugeben, Dagegen 
war in demfelben Erfenntniffe gegenüber dem even- 
tuellen Klagpetitum Bl. — die Frage, welche Ent 
ſchädigung Klägerm bei fpäter ſich etwa ergebender 
Unmöglichkeit der Gewährung der ftreitigen Belle 
gebühren würde, dem fünftigen Erecutionsverfahren 
unbejchränft vorbehalten worden. 

In diefem Verfahren räumten nun die Beklagten 
unumwunden ein, daß fie diefelben Hafenfelle, welche 
fie im Jahre 1858 gehabt, nicht mehr liefern fönnten, 
Kläger machte dagegen mittelft Klage geltend, daß 
dergleichen Felle in der Oftermefje 1859 mit 145 Thlen. 
—⸗ —s der Ballen bezahlt worden feien, und bat, 
bie Beflagten in Bezahlung der hiernach fich ergeben» 
den Differenzfumme von 225 Thlrn. 15 Ngr. —» zu 
verurtheilen; fpäter erbot er fich, geftügt auf 8. 73. 
des Erecutiondgefeges vom 28. Februar 1838, unter 
Rüdnahme diefer Klage, zu eidlicher Beftärkung feines 
Schadens; er auantificirte ſolchen auf 225 Thlr. 
15 Nor. —», indem er dieſer Berechnung, wie in 


feiner eben erwähnten Schädenflage, einen Kaufpreis 
von 145 Thlen. —⸗ —« für den Ballen zu Grunde 
legte, zugleich aber darauf hinwies, daß der höchfte 
Kaufpreis diefer Waare, feit Beflagte fih im Ber 
zuge befunden, bis auf 150 Thle. — —- pr. Ballen 
geftiegen fei. Das Handelsgeriht trug jedoch Be- 
denfen, den Kläger ohne Weiteres zu der offerirten 
Gidesteiftung zu laffen; es ging hierbei von ber 
Anficht aus, daß der in $. 73. des Erecutionsgefepes 
dem Kläger nachgelaffene Würderungseid den Zwed 
habe, denjenigen Werth feftzufegen, der an die Stelle 
der gefchuldeten Gegenflände felbit treten folle, alfo 
den Werth, welchen diefe Waaren, wenn fie in natura 
gewährt worden, zur Zeit des Erecutiondverfahrens, 
wo die Naturalberausgabe proceffualifh in Frage 
gefommen, für den Kläger gehabt haben würden, daß 
überdem, wenn hierbei das Erecutiondgefeg die eid- 
liche Anzeige des Intereffe ausdrüdlich nachlaffe, der 
Gefepgeber nicht dad extra rem gelegene Intereffe 
verfpätigter Leiſtung — welches, in fo weit es 
nicht Gegenſtand der Condemnatoria gewefen, für 
den laufenden Proceß verloren fei —, fondern nur 
das dermalige Intereffe der Nichtleiftung der ge 
fchuldeten species vor Augen gehabt haben fönne, 
mithin gegenwärtig der durch Beflagtens mora dem 
Kläger verurfachte Schaden nicht in Rüdficht gezogen 
werden dürfe. Demgemäß verlangte das Handelds 
gericht von dem Kläger Angabe desjenigen Werthes, 
welchen die Hafenfelle zur Zeit des eingeleiteten Hülfs- 
verfahrens gehabt haben. Gegen dieſe Refolution 
appellirte Kläger und räumte dabei ein, daß zur Zeit 
der Erecution der Preis der fraglichen Hafenfelle 
auf 90 Thle. — —» herabgefunfen gewefen, ein 
Umftand, aus welchem gefolgert wurde, daß Kläger 
ein Intereſſe an der Naturalherausgabe der Felle 
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und an ber Leitung eines Schägungseides in dem 
vom Handelögerichte aufgefaßten Sinne nidyt mehr 
haben fönne, felbftverftändlich aber ihm die Anftellung 
befonderer Klage, fofern er fi) damit fortzufommen 
getraue, unbenommen bleibe. 

Auf erftatteten Bericht gab nun das Königl. 
Appellationdgericht zu Leipzig mittelit Verord— 
nung d. d. praes. 31. Auguft 1863 dem ernannten 
Handelsgerichte feine Entfchliefung in Folgendem zu 
erfennen: 

ıc. „An und für fich ift der Anficht beizupflichten, 
daß für die in analoger Anwendung der Vorjchrift 
in 8. 73. ded Gejeges von dem 28. Februar 1838 
vorzunehmende Feftftellung des Werthes des bei den 
Beklagten nicht aufgefundenen Streitobjectes, jo wie 
des Betrages des dem Kläger in diefer Hinficht bei- 
wohnenden Intereffes, das interesse morae als 
foldyes, da jelbiges in dem vorausgegangenen Pros 
ceffe nicht Gegenftand der Procefverhandlungen ge 
wefen, und demgemäß darüber in dem rechtöfräftigen 
Erfenntniffe nicht mit entichieden worden ift, nicht 
als maaßgebend anzufehen fei. 

Nach den beftehenden Rechtögrundfägen fann bie 
Klage desjenigen, welchem ein contractlicher Anſpruch 
auf Lieferung folder Waaren zufteht, weldye Cours— 
ſchwankungen unterworfen zu fein pflegen, mag ber 
Vertrag auf Ausantwortung einer bereits ausgeſchie— 
denen Species, oder, wie bier, auf anderweite Theis 
fung einer foldyen Species oder auch auf Lieferung 
eines genus lauten, in dem alle der mora des 
Lieferungspflichtigen entweder auf Lieferung der Sache 
felbft, oder auf Erftattung des Interefjes gerichtet 
werben, und ed hat der Kläger legteren Falles wieder 
die Wahl, ob er Erfah des wahren, d. h. dedjenigen 
Werthes, welcher Die rechtzeitige Lieferung wegen des 
Vorhandenſeins befonderer, von ihm erweislich zu 
machender factifcher Berhältniffe für ihn gehabt haben 
würde, oder des präjumtiven, d. h. desjenigen Ins 
terefjes fordern will, welches ihm, da er präjumtiv 


die Waare zu der Weiterveräußerung beftellt, auch. 


vorausfeglih die ihm günftigen Coursſchwankungen 
benugt haben würde, in Gemäßheit des Eintrittes 
der legteren zugeichrieben werden muß. Wählt der 
Borderungsberechtigte den zuerſtgedachten Weg und 
fordert er Lieferung der Sache felbit, fo geben ihm, 
wenn er in dem PBrocefje obtinirt und die Waare 
vorgejunden wird, felbitverftändlich alle diejenigen 
Vortheile zu Gute, welche durch eine während der 
Dauer des Procefies ftattfindende Werthserhöhung 
entftehen, er unterwirft ſich gleichzeitig allen Chancen 
einer in bemfelben Zeitraume eintretenden Preismin- 
berung. Electiv auf Beides, dergeftalt, daß es ihm 
bei dem Ausgange des Proceſſes frei ftände, je nad) 


Lage der Sache entweder die Herausgabe ber Sache, 
oder Erſatz des Intereſſes zu verlangen, fann er 
dagegen nicht Hagen, vielmehr muß er fi, den bes 
ftehenden Procefrechtögrundfägen gemäß, zu Wah— 
rung des dem Bellagten einzuräumenden Excep— 
tiondrechted bereits bei der Hlaganftellung darüber 
enticheiden, in welcher Art und Weije er fein Necht 
zu verfolgen gemeint fei. Das eventuelle Petitum 
Bl. — ift daher für die Entfcheidung der vorliegen- 
den Frage einflußlos, auch in den rechtöfräftigen 
Erkenntniſſen demgemäß außer Berüdfichtigung ge— 
blieben. Andererfeits ift ed dagegen zwar dem For— 
derungdberechtigten unbenommen, mit dem Anſpruche 
auf Lieferung der Sache in natura den Anjpruch auf 
Vergütung ded BVerzugsinterefied zu verbinden, und 
neben der Lieferung der Waare zu verlangen, daß 
der Lieferungspflühtige ihm dasjenige erjege, was 
die Waare, wenn fie zur Grfüllungszeit, resp. zu 
dem Zeitpunfte des durch die Klagerhebung herbei— 
geführten Eintritted der mora, wirftich geliefert wor» 
den wäre, an dem Erfüllungsorte mehr werth ges 
wefen fein würde, als fie zu der Zeit der wirflichen 
Leiftung am Orte derjelben werth ift. Von einer 
Berüdjichtigung dieſes interesse morae fann jedoch 
in dem auf Lieferung der Sache in natura gerichteten 
Procefje nur dann die Rede fein, wenn der Kläger 
dies bei der Klagerhebung gefordert hat. Der Regel 
nach wird dies Durch das Geſuch, den Bellagten 
zugleich in Erjag der Durch fein bisheriges Säumniß 
verurfachten erweislichen Schäden zu verurtbeilen, 
gefchehen. Die Frage, ob über die Griftenz und 
Höhe dieſes Interefied dann, wenn felbiges in dem 
rechtlichen Erfenntniffe Berüdiichtigung gefunden bat, 
in der Erecutionsinftang Entſcheidung erfolgen fönne, 
fann bier um jo gewiſſer dahin geftellt bleiben, als 
das Peritum auf eine ſolche präjudicielle Verurthei— 
lung nicht mit gerichtet ift. 

Iſt dagegen, wie in dem hier vorliegenden Falle, 
lediglich auf Herausgabe der Waare, resp. auf 
Ausicheidung eines Theiles einer Species geklagt, fo 
folgt aus Vorſtehendem, daß der Kläger, wird Die 
Sade bei der Hülfsvollftrefung in natura vor« 
gefunden, mit deren Ausantwortung fich zu begnüs 
gen hat. 

Anders geftaltet fih dagegen die Sache, wenn 
der Gegenftand der Verurtheilung bei der Hülfsvoll- 
ſtreckung nicht aufgefunden wird. Kür Fälle diefer 
Art wird in $. 73. des Grecutionsgefeges beftimmt, 
ed fönne der objiegende Theil den Werth der Sache 
und den Betrag jeines etwanigen Interefjed eidlich 
angeben, und die angezeigte Summe als Geldſchuld 
vom Gegner einbringen laſſen. Die erfte Inftanz 
pflichtet in diefer Hinficht der von 


EEE 


Dr. Schwarze, in ber Zeitfchr, für Rechtspfl. u. 
Berw., N. F. Br. IV. ©. 238 fg. 

vertheidigten Anficht bei, daß lediglich der Werth, 
welchen die Sache, falls fie bei der Erecution auf 
gefunden worden fein follte, gehabt haben würde, 
in Frage fommen und bei Feftftellung des Intereffes 
der vor ber gefuchten Erecution erwachfene Schaden 
ſchlechterdings nicht, der durch Die bei der Execution 
felbft bewiefene contumacia ded Berurtheilten ver 
urfachte Schaden aber nur in fo weit zu berüdfichtigen 
fei, als er unmittelbar und nothwendiger Weife aus 
lepterer hervorgegangen wäre. 

Ohne das Gewicht der für die Richtigfeit diefer 
Meinung fprehenden Gründe zu verfennen, können 
doch nach Anficht der gegenwärtigen Inftanz für die 
Feftftellung des Zeitpunftes, nach welchem der 
Werth der nicht aufgefundenen Sache zu bemeſſen ift, 
die fchon dem Römifchen Rechte angehörenden Be- 
ftimmungen über den Zeitpunft, nach welchem bei 
fälligen, auf Herausgabe eines Gegenitandes gerich- 
teten Obligationen der Werth der Leiftung an fi 
und ohne Nüdficht auf den Nachweis eines befonde- 
ten Verzugsintereſſes dann feftzuftellen ift, wenn 
durch den Verzug des Schuldners die Unmöglichfeit 
einer Gewährung des Gegenftandes herbeigeführt 
worden ift, nicht außer Berüdfichtigung bleiben. 

IR hiernach der Zeitpunft der Leiſtung vertrags⸗ 

mäßig feftgeftellt, fo ift nach 1. 22. D. de rebus 
ereditis (XII. 1.) für eine Werthsermittelung diefer, 
der contractliche Feiftungstermin maaßgebend. Da- 
gegen gilt in Ermangelung eines folchen feften Zeit 
punftes als allgemeine Regel, daß bei den actionibus 
bonae fidei — und als foldye find in dem heutigen 
Rechte alle Alagen aufzufaffen — der Kläger nur 
berechtigt ift, den zur Zeit der Rechtskraft des ver: 
urtheilenden Erfenntniffes beftandenen Werth der 
Sade zu fordern. Cine Yusnahme von dieſer all: 
gemeinen Regel tritt aber, auch abgefehen von dem 
Falle einer actio ex delicto, 

au vergl. 1. 8. D. de cond. furt. (XIIL 1.) 

1. 50. pr. D. de furt. (XLVII. 2.) 
dann ein, wenn der Schuldner in mora verfirt hat, 
oder demſelben fonit eine Verſchuldung zur Laft fällt. 
In Faͤllen dieſer Art geftatten die Rechtsquellen 

vergl. 1.3. 8.3. D., 1.21. 8.3. de act. emt. 

vend. (XIX, 1.) 

dem Gläubiger die Wahl, ob er denjenigen Werth, 
welchen die Sache zu dem Zeitpunfte des Eintrittes 
der mora gehabt, oder denjenigen Werth in Anfpruch 
nehmen wolle, welchen er nach ber vorgebachten 
allgemeinen Regel zu fordern befugt geweſen jein 
würde. 


vergl. von Savigny, Syſtem, Bb. VL $. 275. 
sub 1. S. 208 flo. 

Daß es ſich hierbei nicht um eine ſchon bei der Klag— 
erhebung zu treffende, und nur folchenfalld bei der 
Gondemnatoria zu berüdfichtigende Wahl des Klägers 
handeln fann, geht aus der zuerft gedachten Geſetzes⸗ 
ftelle (1. 3. 8.3. D. XIX. 1.) um fo zweifelloſer 
hervor, als der Kläger zu dem zuerft gedachten Zeit 
punfte jelbftverftändlich gar nicht in der Lage ift, fich 
in der bier fraglichen Hinficht entfcheiden zu können. 
Eben fo wenig liegt aber ein ®rund vor, bemfelben 
eine auödrüdliche Wahrung feines desfallfigen Wahls« 
rechtes bei der Klagerhebung anzufinnen. 


Hieran ift durch die vorgebachte Beftimmung bes 
Ereeutiondgefeges nichts geändert worden. Denn 
augenfcheinlich fchließt die Bezeichnung: „der Werth 
der Sache und der Betrag des Intereſſes an felbiger” 
nicht die Auslegung aus, e8 folle hierunter derjenige 
Werth verftanden werden, weldhen die Sache zu dem 
nach allgemeinen Orundfägen des materiellen Rechtes 
in dieſer Hinficht maaßgebenden Zeitpunfte gehabt 
habe. 

Eben fo unzweifelhaft ift nach heutigem Rechte, 
daß, dafern nicht ein früherer Zeitpunft des Cintrits 
tes der mora dargethan ift, felbige wenigftens mit 
dem Zeitpunfte der Infinuation der Ladung auf die 
erhobene Klage eintritt. 


Hiernach ftellt fih das Anverlangen Klägers, 
daß ihm nadhgelaffen werde, den höchften Werth, den 
derartige Hajenfelle in der Zeit feit der Erfaufung 
berfelben Seiten der Beflagten bis zu der vergeblid) 
gewefenen Erecution gehabt, eidlich anzuzeigen, Letz⸗ 
tere aber angehalten würden, ihm die Differenz, 
welche zwiſchen diefem und dem von ihm zu zahlen- 
den Kaufpreife beftehe, zu erfegen, als ungerechtfers 
tigt dar. Dagegen ficht dem Anverlangen Klägers, 
fo weit es darauf gerichtet ift, daß die Beflagten 
angehalten würden, ihm den Werth der Leiftung nach 
dem zu dem Zeitpunfte der Infinuation der Ladung 
auf die Klage und dem dadurch bewirften Gintritte 
der mora (nad Bl. —) beitandenen Preiſe der 
Waare zu erfegen, ein rechtliches Bedenken nicht 
entgegen. Es verfteht fich jedoch von felbft, daß über 
bie zu Gonftatirung diefes Werthes bereitd geftellten 
oder annoch zu ftellenden Anträge zunächſt anderweit 
in erfter Inftang von dem Proceßgerichte zu cognos 
feiren if. 

In fo weit fih hierdurch die Berufung Klägers 
nicht erledigen follte, war diefelbe zu verwerfen, und 
es wird daher an das Handeldgericht des Bezirks— 
gerichts zu Leipzig verordnet, die Parteien dem Obi- 
gen gemäß zu befcheiden, auf anderweiten Antrag 
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Klägers aber den vorftchend entwidelten Rechtsgrund⸗ 
fägen gemäß zu verfahren. 

Die dur Einwendung des Rechtsmittel vers 
urfachten Unfoften werden, da zweifelhafte Rechte: 
grundfäge zu der Beurtheilung vorgelegen, unter den 
Parteien compenfirt.” 

Auf eingewendete Berufung ded Klägers beftätigte 
das K. Oberappellationsgericht zu Dresden 
(November 1863) die vorige Entſcheidung comp. exp. 
unter Beifügung nachſtehender Gründe: 

„Formell ift diefe Berufung nad $. 30. des 
Gefeßes sub B. vom 28. Januar 1835, in Berbins 
dung mit $. 10. a. ©. des Erläuterungsgefeßes vom 
13. Januar 1838 infomweit zuläffig, als die Beſchei— 
dung der erften Inftanz Bl. — in der Verordnung 
Bl. — abgeändert worden if. Diefe Abänderung 
bezieht ſich aber lediglich auf die Frage, welcher Zeit- 
punft bei ber Ermittelung des vom Kläger unter 
Bezug auf die Beftimmung in $. 73. des Erecutiond- 
gefeßes vom 28. Februar 1838 zu beanfpruchenden 
Entjhädigungsbetrages ald maaßgebend zu betrachten 
fei? Das Königliche Oberappellationsgericht hat nun 
der hierüber von der vorigen Inftanz ertheilten Ent- 
ſcheidung und deren ausführlich entwidelten Gründen 
fich anzufließgen gehabt. Die Beflagten find nad) 
BL. — verurtheilt worden, dem Kläger die Hälfte 
der in der Klage bezeichneten 11 Ballen Hafenfelle 
gegen Erlegung des gleichzeitig gedachten Kaufpreiſes 
herauszugeben; ihre Berurtheilung betrifft alfo bie 
Theilung und antheilige Herausgabe einer Mehrzahl 
individuell beftimmter Sachen; durch die Ausant- 
wortung der letzteren felbft würde dem rechtäfräftis 
gen Erfenntniffe im vorliegenden Proceſſe allerdings 
Genüge gefihehen, und ſolchenfalls dem Kläger die 
Ausführung der Nachtheile, welche ihm durch bie 
verfpätete Erfüllung des Vertrags erwachſen find, 
vermittelft befonderer Klage zu überlaffen fein. Da 
ſich aber die Bellagten geftändigermaaßen nicht mehr 
im Befige der Sachen ſelbſt befinden, mithin die 
ihnen nad) $. 72. des Grecutiondgefeges bereitd ans 
gedrohte Vollftrefung jenes Erfenntniffes durch ge- 
richtliche Hinwegnahme des Streitobjectes nicht mehr 
im Bereiche der Möglichkeit lag, fo ftand dem Kläger 
nach $. 73. dieſes Gefeges allerdings die Berechti- 
gung zu, ſchon in dieſem Proceſſe und auf Grund 
der obigen Entſcheidung, anftatt der Sachen, 
den Werth; der legteren, ſammt dem Betrag feines 
etwaigen Intereſſes eiblich anzugeben und die erecu- 
tivifche Einziehung der angezeigten Summe als Geld» 
ſchuld zu beantragen, Das Gefep fügt diefer Be 
rechtigung des Glaͤubigers feine Befchränfung in 
Bezug auf den Zeitpunft bei, welcher für die Werths— 
ermittelung und die Berechnung des Intereffes maaß« 


gebend fein fol, es ift insbeſondere nicht gefagt, daß 
der Kläger nur zuseidlicher Beftärfung des Werthes, 
welchen die Sache zur Zeit ber verfuchten Hinweg« 
nahme gehabt, oder des Intereffes, welches die Aus— 
antwortung der Sache zu diefer Zeit für ihn gehabt 
haben würde, zugelaflen werden dürfe. Es ift auch 
nicht anzunehmen, daß eine foldhe dur den Wortlaut 
des $. 73. nicht indieirte Reftrietion im Sinne bes 
Geſetzgebers gelegen habe; im Gegentheile hat man 
in Uebereinftimmung mit dem wörtlidhen Inhalte der 
gefeglichen Dispofition felbft vorauszufegen, daß in 
$. 73. eine allgemeine, für alle derartige Fälle paf- 
fende Regel habe aufgeftellt werden follen, nad) 
welcher dem Kläger bei der Unmöglichkeit einer direc- 
ten Ausführung der Sentenz, ohne fernere proceſ— 
fualifche Weitläufigfeiten zu dem nah Maafgabe 
der Berhältniffe ihm gebührenden id quod interest 
verholfen werben könne. Diefen Zwed aber würbe 
der $. 73., in der obigen Befchränfung aufgefaßt 
und angewendet, wenigftens in den Bällen nicht 
erreichen, wo die Verpflichtung des Bellagten zur 
Ausantwortung der Sache von einer Gegenleiftung 
ded Klägers abhängt und der Wertly der erfteren im 
Laufe des Proceſſes dergeftalt gefunfen ift, daß er 
von dem Werthe oder Betrage der Gegenleiftung 
überwogen wird. Es ftcht demnad; der Anwendung 
der Bl. —, unter Hinweifung auf die einjchlagenden 
gefeglichen Beftimmungen angeführten gemeinrecht- 
lichen Grundfäge, nach welchen im Balle des Ver— 
zugs bes Debitor der Gläubiger die Wahl hat, ob 
er bei der Schäßung der in Natur nicht mehr vor— 
handenen oder herbeizufchaffenden Sache die Zeit des 
Beginns ber mora oder die Zeit des Urtheils berüd- 
fichtigt wiffen will, auf den in 8.73. des Erecutions- 
geſetzes vorgefchriebenen Fall fein Bedenlen entgegen. 
Allerdings wird dem Kläger, wenn er foldhenfalls 
den zuerfigedachten Zeitpunft für die Werthſchaͤtzung 
wählt, bei Gegenftänden, veren gemeiner Werth von 
Zeitverhältniffen abhängt, auch ein Zeitintereffe ges 
währt; allein der Anfpruch auf ein folches ift an ſich 
vollfommen gegründet, weil der Kläger, zumal bei 
einer marftgängigen Waare, durch den Verkauf ber 
legteren den Nachtheil einer fpäteren Preisminderung 
bei rechtzeitiger Ablieferung der fchuldigen Sache von 
fi abwenden fonnte. Der Grund, weshalb ein 
Zeit- oder Verzugsinterefie diefer Art im erecutivis 
ſchen Verfahren nad) $$. 72. 73. des Erecutiond- 
geſetzes nicht mit zur Berüdficdhtigung gelangt, wenn 
der Beflagte blod zur Herausgabe der Sache vers 
urtheilt und das Streitobject noch vorhanden und bei 
ihm vorgefunden worden iſt, liegt eben in dem bes 
fhränften Umfange der Condemnatoria, welcher durch 
die Ausantwortung des Streitobjectes Genüge ges 
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fchehen kann. Hat ſich aber der Beflagte durch feine 
eigene Handlung oder andere von ihm zu vertretendg 
Ereigniffe außer Stand gefegt, feiner Verpflichtung 
direct, durch Auslieferung der fchuldigen Sadıen, 
nachzufommen, und foll demaufolge nad) der aus— 
drüdlichen Dispofition bed $. 73. des angezogenen 
Geſetzes anftatt der Sache, der Werth der leßteren 
und das Intereffe des Klägers, ohne daß es dazu 
einer nochmaligen richterlihen Entfcheivung bedarf, 
ermittelt und eingezogen werden, fo ift es auch ben 
Rechten und der Billigfeit angemeflen, daß babei 
derjenige Werth der Sache angenommen werde, auf 
welchen der Kläger nad den beftehenden Rechte: 
grundfägen Anfpruch hat, und bei deſſen Feftitellung 
übrigens nach $. 73. des Erecutiondgefeges auch der 
Beklagte nicht ungehört bleiben darf. 

Hiernah hat das Königliche Oberappellationg- 
gericht die Eingangs gedachte Berufung, wie hiermit 
geſchieht, zu verwerfen befchloflen; es werben jedoch 
die durch dieſes Rechtsmittel entftandenen Koften 
bei dem Wechfel der Entfcheidungen, und weil die 
Beurtheilung der Sache nicht zweifellos war, gegen 
einander aufgehoben.”  ıc. 


9. 


I. Die Durdftreihung des Accepts hebt bie 
wecdielmäßige Bedeutung des im Wechjelprocefle 
geltend zu machenden Anfpruches auf, dergeftalt, 
daß nur im gewöhnlichen Givilmege auf Wieder: 
herftellung des Accepts geflagt werben kann. — 
II. Ueber die Form bes Mechielverhörd mit Rüd: 
ficht auf die Vorfchrift in 8. 39. des Geſetzes 
vom 7. Juni 1849 über den Schulbarreft und 

den Wechſelproceß. 

Mitgetheilt von 
Herten —r in D. 


Ehriftian Heinrich S. wurde ald Ausfteller eines 
an eigene Ordre lautenden, auf einen gewiflen Carl 
8. E. gezogenen und von diefem acceptirten Wechſels 
über 200 Thle. — —s von dem legten Inhaber 
dieſes Wechjeld im Regreßwege auf Bezahlung diefer 
Summe in Anfprud genommen und in erfter Inſtanz 
pure nad; Wechfelrecht verurtheilt. Er appellirte und 
trat nunmehr erft in der Appellationsinftanz mit ver- 
ſchiedenen, jowohl materiellen, als formellen Einwen— 
dungen hervor. Diefe legteren bezogen fich auf die 
Nichtbeobachtung der Vorſchrift in $. 39. des oben 
angeführten Gefeges, während feine materiellen Ein- 
wendungen hauptjächlich darauf ſich ftügten, daß die 


Acceptationsbemerfung auf dem fraglichen Wedhfel 
durchftrichen fei, ald wodurch nach Anficht des Appel 
fanten der Wechfel überhaupt feine Gültigkeit als 
ſolcher verloren haben follte. 


Das K. Appellationsgericht zu Dresden 
tefotmirte unterm 29. Auguft 1863, indem es die 
erhobene Wechfelflage in der angebrachten. Maaße 
zuruͤckwies, wobei es fich über die in der Ueberfchrift 
bezeichneten Fragen in den Entſcheidungsgrün— 
den ausſprach, wie folgt: 


„Soviel zuvörberft die von dem Appellanten in 
feinee Deductionsfchrift Bl. — unter 4. gegen das 
wider ihn eingeleitete Wechfelverfahren erhobenen 
formellen Einwendungen anlangt, fo hat das König— 
liche Appellationsgericht diefelben allerdings für ber 
gründet anzufehen gehabt. Es erhellt nämlich aus 
dem Protofolle über das abgehaltene Wechfelverhör 
nicht mit genügender Beftimmtheit, daß der Beklagte 
zur Erflärung über das Vorbringen des Klägers und 
zu Anführung feiner Einreden mit der Bedeutung, 
daß, wibrigenfalld gegen ihn des geflagten Anſpruchs 
halber mit der Wechfelhaft werde verfahren werden, 
aufgefordert worben, wie dies doch in $. 39. des 
Gefeped Uber den Schuldarreft und Wechfelprocef 
vom 7. Juni 1849 ausdrücklich vorgefchrieben ift. 
Es heißt vielmehr in dem Bl. — erfichtlichen Proto— 
folle nur im Allgemeinen, daß Beflagter S. von dem 
Grunde des Erſcheinens der Gerichtödeputation in 
Kenntniß gefept und daß das Berhör nach Vorfchrift 
von $. 39. des angeführten Gefeges eröffnet, ſowie 
daß ©., unter Borlegung der der Klage zum Grunde 
gelegten MWechfel- und Protefturfunde, zur diesfall— 
figen Erflärung aufgefordert worden fei. Die aud- 
drüdliche Aufforderung des Beflagten aber zu den 
vorerwähnten Erklärungen und die beftimmte Andros 
bung des gefeglich feftgeftellten Präjudizes bei dem 
mündlichen Verhöre durch den Richter ift, da fie bie 
Stelle der peremtorifchen Ladung vertritt, ein wejents 
liches Erfordernig zur Gültigfeit des Verfahrens und 
zum Eintritt der Präclufion etwaniger Einreden des 
Bellagten im Wechfelproceffe. 

vergl. Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, 
1860. ©. 334. 

Zeitſchrift für Redtspfl. u. Verw., N. F. Br. 
XIX. ©. 364. Bd. XXI ©. 374. 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Th. J. 

©. 74. 

Die bloße Präfumtion für die Legalität gericht: 
licher Handlungen fann da, wo bie Geſetze eine 
beftimmte Solennität vorfchreiben, den Mangel der 
Erwähnung der Beobachtung berjelben im Proto- 
kolle nicht ergänzen, noch den Richter dazu berechtis 
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gen, in einer unbeflimmten und allgemeinen Aus- 
drudsweife die erforderliche actenfundige Liquidität 
der Vornahme des formellen, gefeglich vorgefchriebe: 
nen Acts zu erbliden. 
vergl. von Langenn und Kori, Grörterungen 
praftifcher Rechtsfragen, Theil J. No. XXI. 
S. 199 fig. der zweiten Ausgabe. 
Hieraus erhellt aber auch zugleich, daß auf die von 
dem Procefgerichte feinem Berichte auf das einger 
wendete Rechtsmittel beigefügte Verſicherung, daß 


dem Bellagten S. bei Gelegenheit des Wechſelverhörs 


der gefammte Inhalt der eben angeführten gejeglichen 
Borfchrift vorgelefen und Bellagter Demgemäß zur 
Erklärung aufgefordert worden fei, gegenwärtig bei 
der Entſcheidung ein rechtliches Gewicht zu Gunſten 
des Klägers nicht gelegt werden fonnte. 

Aus dem bisher Bemerkten würde nun folgen, 
daß fhon im Hinblid auf die erwähnten formellen 
Mängel, an welchen das vom Procefgericht eingefchla- 
gene Verfahren leidet, die in dem Beſcheide erfter 
Inftanz ausgejprochene Berurtheilung des Beklagten 
für jegt wieder aufzuheben und die Anberaumung 
eines anderweiten Verhörd anzuordnen gewefen fein 
würde, bei welchem dem Beklagten die Gelegenheit 
geboten wäre, zugleih aud die neuerdings in ber 
Deductionsſchrift geltend gemachten materiellen Ein- 
wendungen gegen den Anfpruch des Klägers zu wie— 
derholen und, foweit noch erforderlich, zu begründen. 
Man hatte jedoch weiter diefe Ausftellungen ſelbſt 
bereitö jet ald begründet anguerfennen und daher 
in Gemäßheit der erften und zweiten Befchwerde des 
Bellagten (Bl. —), welche gegen feine Berurtheilung 
überhaupt und auf SHerbeiführung einer völligen 
Zurüdweifung der erhobenen Klage gerichtet ift, die 
Entſcheidung der vorigen Inftany auch aus materiellen 
Gründen abzuändern, und ed mußte Died um jo un— 
bedenklicher erfcheinen, als der Aläger in der unmit— 
telbar bei dem K. Appellationggericht unterm 28. lau— 
fenden Monats eingereichten Refutationsichrift eine 
Widerlegung jener materiellen Cinwendungen des 
Beklagten unternommen und am Schluffe jener Schrift 
felbft die Ertheilung hauptjächlicyer und definitiver 
Entfcheidung in zweiter Inftanz beantragt hat. 

Was nun die Sache felbft anlangt, fo beruht bie 
abändernde Entſcheidung jegiger Inftanz auf nach— 
ſtehenden Erwägungen: 

Beklagter, welcher ald Ausfteller eines unterm 
2. April 1863 an eigene Ordre ausgeftellten und auf 
einen gewiſſen Earl Friedrich E. gezogenen, am 2. Juli 
1863 zahlbaren Wechfeld von dem gegenwärtigen 
Inhaber des legteren auf Bezahlung des Bl. — 
berechneten Schulpbetrags an zufammen 218 Thlr. 


14 Nor. 3 Pf. in Anfpruch genommen wird, bezeichnet 
biefen BI. — von ihm anerfannıen Wechfel neuer- 
dings Bl. — um deswillen als ungültig, weil auf 
der Vorderſeite deffelben die Acceptationsbemerkung 
des Bezogenen durchftrichen ift. 

Die Frage, welche rechtliche Wirfung der Durdh« 
ftreihung des von dem Bezogenen auf den MWechfel 
geſetzten Accepts beigulegen fei, ift in der allgemeinen 
deutſchen Wechfelorbnung nicht entfchieden; denn bie 
in $. 36. und $. 55. berfelben erwähnten Fälle der 
Durchſtreichung von Wechfelerflärungen beziehen ſich 
nur auf dad Indoffament, und ed wird insbefondere 
in der zuerft gedachten PBaragraphe anerkannt, daß 
ausgeftrichene Indofjamente bei Prüfung ver Legiti- 
mation als nicht gejchrieben anzufehen feien, während 
nah $. 55. jeder Indoſſant, welcher einen feiner 
Nahmänner befriedigt hat, fein eigenes und feiner 
Nachmänner Indoffament auszuftreichen berechtigt fein 
fol. Dagegen ift die vorhin bezeichnete Frage feit 
dem Erſcheinen der Wechfelorpnung in der Literatur 
erörtert, jedoch auf verjchiedene Weife beantwortet 
worden. Denn während 

Thöl, Handelsrecht, IL. Br. $. 202. not. 1. 
die früher auch bereits von 
Treitfchfe, Encyclopädie des Wechfelrechts, I. Bo. 
©. 35 fly. 
aufgeftellte Anficht vertheidigt, daß der Bezogene felbft, 
fo lange er den Wedhfel noch nicht aus der Hand 
gegeben, zur Durchftreihung feined Accepis befugt 
fei, nehmen andere Schriftfteller an, daß die Durch— 
ftreihung überhaupt als nicht gefchehen und deshalb 
das einmal erflärte Hccept fortwährend als wirkſam 
zu betrachten fei, 
ſ. Brauer, Erläuterung der Wechſelordnung, 
©. 66. 
Derjelbe, in Goldſchmidt's Zeitfchrift für das 
gefammte Handelsrecht, I. Bd. No. Il. ©. 
25 flg. 
Bluntſchli, Wechſelordnung, S. 58. 
wogegen wiederum Andere 
vergl. Wächter, im Archive für deutfches Wechſel— 
recht, VI. Bd. ©. 41 fig. 
— welchem aud 
Renaud, Lehrbuch des Wechſelrechts, S. 94. der 
zweiten Ausgabe, 
beizupflichten ſcheint — den Grundſatz aufftellen, daß 
der Bezogene zwar nicht befugt fei, fein Accept wieder 
zu durchitreichen, die einmal erfolgte Streichung aber 
dem Accepte die wechfelrechtliche Wirfung ents 
siehe und daher aus einem durchftrichenen Accepte 
gegen den Meceptanten wechſelmäßig nicht geflagt 
werden fönne, fondern dem Inhaber des Wechſels 
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vielmehr nur eine Eivilffage auf Wiederherftellung 
des ducchftrichenen Accepts geftattet fei. 

Auch bei Berathung ber allgemeinen beutfchen 
Wechſelordnung ift die zur Entfcheidung dermalen 
vorliegende Rechtöfrage nicht direct zur Sprache ge= 
bracht worden, indem basjenige, was über die Wir- 
fung des befchränften Accepts von einigen Mit- 
gliedern der Commiſſion bemerkt worden iſt, hier nicht 
einfchlägt. 

vergl. Eonferenz-Protofolle No. XI. S. 53 fig. 
Dagegen enthielt allerdings der (erfte) preußifche 
Entwurf einer Wechfelordnung die bereitö in dem 
allgemeinen preußifchen Landrecht (Thl. IL Titel 8. 
$. 997. 998.) aufgeftellte Borfchrift: 

($. 74.) „Die einmal gefchehene Annahme fann 

nicht wieder zurüdfgenommen werben. Der Accep- 

tant bleibt aus derfelben verhaftet, aud) 
wenn er fie durchſtrichen haben follte.” 
Allein es ift diefer Schlußfag in $. 21. der allgemei- 
nen deutfchen Wechſelordnung jelbft nicht mit auf: 
genommen worden und der Gang der Discuffion über 
die Berathung der vorhin angegogenen Beitimmung 
des preußifchen Entwurfs giebt nicht deutlich an bie 
Hand, aus welhem Grunde der bie vorliegende 
Streitfrage entſcheidende Schlußſatz des Entwurfs 
geſtrichen worden iſt. 
vergl. Protokolle, den Entwurf einer Wedhfel: 
ordnung betreffend, S. 39. (Berlin, 1845.) 

Die in $. 21. der allgemeinen deutichen Wechfel: 
ordnung enthaltene VBorfchrift, daß die einmal erfolgte 
Annahme nicht wieder zurüdgenommen werben fünne, 
hat aber auch nad dem Dafürhalten des K. Appella- 
tionsgerichtd nicht den Sinn, daß das von dem Be— 
jogenen auf den Wechfel gefepte, jedoch fpäter durch- 
ftrichene Accept, der Durchftreichung ungeachtet, forthin 
als gültig zu betrachten ſei; vielmehr ift jene Borfchrift 
nur dahin aufzufafien, daß die Durchftreichung des 
Accepts an und für fich nicht wirkungslos ift, ſon— 
bern es erft dadurch wird, daß das geftrichene Accept 
wieder hergeftellt werden muß. Durch die Etrei- 
Kung des Acceptö befreit fich der Acceptant allerdings 
tharfächlich von der durch das Accept übernommenen 
Verbindlichkeit, dergeftalt, daß, fo lange das letztere 
nicht wieder hergeftellt ift, eine wechfelmäßige Ber 
binblichfeit deflelben nicht vorhanden ift; allein aus 
dem Umftande, daß die Durchftreihung, weil fie die 
Form der durch das Aecept übernommenen Berpflich- 
tung aufhebt, die wechjelmäßige Bedeutung des im 
Wechjelprocefie geltend zu machenden Anſpruchs auf- 
hebt, kann anvererfeits nicht die Folge hergeleitet 
werden, daß dadurch zugleich auch dad materielle 
Rechtsverhaͤltniß afficirt wird, fondern es fann viels 


mehr die formelle Verbindlichkeit durch Wiederherſtel⸗ 
lung der Korm von Neuem ausgefprochen und die 
Thatfache der unberechtigten Durchftreihung Gegen- 
ftand einer Klage und eined Bemweidverfahrend im 
gewöhnlichen Rechtöftreite werben. 

Es ift diefe Anficht neuerdings insbefondere von 

Wächter, im angezogenen Archiv, VJ. Bd.S. 4 fig. 
und VIII Bv. ©. 125 fig. 
vertheidigt und mit gewichtigen Gründen unterftüßt, 
fo wie dabei zugleich die entgegengefegte Meinung 
von 
Brauer, in Goldſchmidt's Archiv, I Br. ©. 
26 flg., 
daß naͤmlich das von dem Bezogenen auf den Wechfel 
gefehte, jedoch fpäter wieder Durchftrichene Accept, der 
Durchſtreichung ungeachtet, als forthin gültig zu bes 
trachten fei, widerlegt worden. Es entfpricht übri« 
gens der Grundfaß, daß aus einem durchftrichenen 
Accepte eine wechfelmäßige Verbindlichkeit gegen den 
Acceptanten nicht geltend gemacht werden fünne, dem 
Weſen des Wechfelprocefies, als einer Unterart des 
Executivproceſſes, rüdfichtlich defien im Allgemeinen 
der Grundfag anerfannt ift, daß Durchftreihungen 
wejentlicher Stellen der Urfunde dieſe Proceart, 
fo wie überhaupt die Gültigkeit der Urfunde aus- 
ſchließt, 
vergl. Mencken, Syst. jur. eiv., Lib. XXII. 
tit. 4. No. XV. 
Berger, Oec jur., pag. 811. no. 13. der Winckler⸗ 
fhen Ausgabe. 
Pfotenhauer, Doctrina proc., $. 411. 
Biener, Syst. proc., $. 242. 
Bayer, Theorie der fummarifchen Proceſſe, ©. 97. 
(München, 1843.) 
Dfterloh, die fummarifchen Broceffe, $. 21. S. 48. 
der zweiten Ausgabe. 
wie denn auch in der 
Erläuterten Proceforbnung im Anhange $. 4. 
ausdrüdlich beftimmt ift, daß für instrumenta gua- 
rentigiata foldye Urkunden nicht zu achten, welche 
durchftrichen (oder burchfchnitten) find. 

Endlich ift aber die Anficht, daß aus dem durch— 
fteichenen Accepte gegen den Acceptanten wechſel— 
mäßig nicht geflagt werben fönne, auch neuerdings 
von der Nürnberger Eonferenz zur Berathung eines 
allgemeinen deutfchen Handelsgefegbuchs bei Gele— 
genheit der Berathungen bezüglich der allgemeinen 
deutfchen Wechfelordnung ausdrüdlich anerkannt wors 
ben, 

vergl. Berhandlungen der Commiſſion zur Bes 
rathung eines allgemeinen deutſchen Handeld« 
gefegbuchs, mehrere zur allgemeinen deutſchen 
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Wechſelordnung in Anregung gelommene Fragen 
betreffend, pag. XLVI. (Nürnberg, 1838.) 
Archiv für deutſches Wechſelrecht, VIII. Bo. 
©. 126. not. 15. IX. Br. ©. 237. 
Died vorausgeſchickt, ift gegenwärtig nur noch die 
Frage zu erörtern, welchen Einfluß die Durchftreichung 
einer Wechfelerflärung auf die Verbindlichkeit der 
übrigen Wechfelverpflichteten, außer dem 
Acceptanten, äußert. Man hat nun in diefer Be- 
ziehung zuvörderft die hier und da 
vergl. Archiv für deutſches Wechfelrecht, VII. Bo. 
S. 419. 
aufgeftellte Unterfcheidung zwifchen der mit Einwillis 
gung des Wechfelinhabers und der ohne deſſen Ein— 
willigung erfolgten Durchſtreichung einer Wechſel— 
erklärung in diefer Allgemeinheit nicht für begründet 
anjehen fünnen. Es bedarf jedoch im vorliegenden 
Galle eines näheren Eingehens auf dieſe bereits 
von 
Wächter, im angezogenen Archive Band VII. 
©. 128. 
näher beleuchtete Streitfrage um deswillen nicht, weil 
es hier darüber, welche Sachbewandiniß es eigentlich 
mit der erfolgten Durchſtreichung des auf dem der 
Klage zum Grunde liegenden Primawechſel befindlich 
geweſenen Accepts habe, in den Acten an jedem 
näheren und ſicheren Anhalte gebricht. 

Im Allgemeinen iſt aber auch bei-Beurtheilung 
ber Frage, welche Wirfung die Durchftreichung einer 
MWechjelerflärung den übrigen aus dem Wechfel haf- 
tenden Berfonen gegenüber äußern fünne, der Grund— 
fag feftzubalten, daß in Gemäßheit der oben ent» 
widelten Rechtögrundfäge der regreßpflichtige Vor— 
mann bei durchſtrichenem Accepte feinerfeits gegen 
den Ncceptanten wechfelmäßigen Regreß nicht nehmen 
fann, mithin auch, foviel jpeciell den vorliegenden 
Fall anlangt, durch die Durchitreihung des bier 
fraglichen Accepts Bellagter um fo härter getroffen 
werden würde, ald demfelben die Ausübung des ihm 
nad) art. 23. der allgemeinen deutſchen Wechfelord- 
nung gegenüber dem Bezogenen E. auf Grund der 
erfolgten Annahme des Wechſels zuitchenden wech— 
felmäßigen Regreßanfpruchs rechtlich verfagt wäre. 
Anerkannter Maaßen ift aber die vollftändige, in 
dem gegebenen fpeciellen Regrepfalle in Betracht ge 
langende Wechfelurfunde die Bedingung der Regreß— 
leiftung, und der Regreßnehmer muß den von ihm 





Revacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


40 


in Anfpruch genommenen Regreßpflichtigen in den 
Stand fegen, feinerfeitd weiteren Regreß im Wechjels 
procefle gegen den ihm gegenüber aus dem Wechiel 
verpflichteten Dritten nehmen zu können. Das Lep- 
tere würde jedoch, wie oben weiter ausgeführt ift, fo 
fange nicht möglich fein, ald die Unterfchrift des 
Acceptanten durchftrichen und das frühere Accept nicht 
wieder hergeftellt iſt. 

vergl. angezogenes Ardiv, VI Band ©. 47. 

VUL Band ©. 128. 

Eoviel endlich die von dem Kläger in feiner Nes 
futationgfchrift angeführte Entſcheidung des König- 
lichen Oberappellationsgerichts (vergl. Annalen def 
jelben, II. Bd. S. 498.) anlangt, fo enthält diefelbe 
feinedwegs einen dem Kläger, wie diefer zu behaup— 
ten fcheint, im vorliegenden Falle günftigen Aus— 
fpruch, vielmehr ift in der gedachten Entſcheidung 
ausdrüdlich ausgefprochen worden, daß durch die 
auf der Borderfeite des damals in Rede geftandenen 
Wechſels befindlih geweſene Durchftreichung, weil 
fie einen weſentlichen Beftandiheil des Wechfeld be- 
traf, die Gültigkeit deflelben beeinträchtigt werde. 
Daß aber das Accept die wefentliche Grundlage 
bei Geltendmachung des dem Ausfteller eines Wech— 
feld gegen den Mcceptanten zuftehenden Regreß— 
anfpruchs bildet, bedarf nady dem oben Bemerften 
feiner weiteren Begründung. 

Man hatte daher aus den vorftehenden, allein 
ſchon durchfchlagenden Gründen die Entſcheidung 
voriger Inftanz fo, wie geichehen ift, abzuändern, 
ohne daß es bei dieſer Sachlage noch eines näheren 
Gingehens auf die von dem Appellanten fonft in 
feiner Deductiondfchrift erhobenen Einwendungen bes 
durfte. Da jedoch die Möglichkeit nicht ausgejchlojs 
fen erjcheint, daß der Kläger die feiner gegenwärtigen 
Klage entgegenftehenden Bedenken nachträglich in 
geeigneter Weife befeitigen fünne, jo hatte Dan die 
vorliegende Klage aud nur in der angebrachten 
Maaße abzumweifen. 

Die ſonach vorhandene Sacfälligfeit des Klä- 
gers in der Hauptfache mußte aber auch zugleich die 
Berurtheilung defjelben in Erftattung der in eriter 
Inſtanz erwachjenen Proceßfoiten zur Folge haben, 
wogegen die Compenfation der Koften jegiger Ins 
ſtanz auf dem Wechfel der Entſcheidungen beruht." 


(Schluß folgt in der nähften Nummer.) 
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Klage des Gläubiger wider den Bürgen und 
gleichzeitige gemeinrechtliche Widerflage des Er- 
fteren wider den Hauptjchuldner. — Einfluß 
des letzteren Proceffed auf den erfleren. — Das 
beneficium excussionis fällt weg, wo es an 
der Möglichkeit einer wirffamen Ausflagung 
des Hauptfchuldnerd gebridt. — Mandatum 
qualificatum. — Bei legterem ſind nicht die bei 
ben eigentlichen Gorrealverbindlichfeiten 
geltenden, ſondern die ®rundfäge von den&olibar: 
obligationen in Anwendung zu bringen, 


Mitgetheilt von 
Herın W. in 2. 


Die nachfolgende Mittheilung dürfte nicht nur 
wegen bed entgegengefegten Nusganges, welchen zwei 
in Leipzig und in Franffurt a./M. über das 
nämliche Handelsgefchäft geführten Proceffe und der 
hieraus entftandenen Gollifionen, fondern auch na» 
mentlih um deswillen von Intereffe fein, weil die 
Berichiedenheit der Grundfäge von der eigentlichen 
Bürgfchaft und dem mandatum qualificatum in dem 
Reipziger Proceffe mit befonderer Schärfe hervortritt. 
Die in dem Folgenden aufgeführten Namen find 
ſaͤmmtlich fingirt. 

Bei dem Handelsgericht zu Leipzig erhob im April 
1856 der Fabrifant Schulze aus L. wider den Kauf— 
mann Möller aus Frankfurt a./M. folgende Klage: 

„In der Michaelismeſſe 1854 erjchien Bellagter 
an Klägers hiefiger Meßbude auf dem Marft mit 
einem Herrn, welchen er dem Kläger als einen Herrn 


Walther, Inhaber des Haufes Möller & Walther 
aus Newyork, mit welchem Kläger gute Geſchaͤfte 
machen fönnte, präfentirte und empfahl. ‘Derfelbe 
fuche, fegte Beflagter hinzu, Waare von der Branche 
des Klägers, Pieifenföpfe u. dergl., zum Bertriebe 
in Amerifa in Confignation. 

Nachdem Kläger darauf bemerkt hatte, 

„daß et fein Freund fei von überfeeifchen Geſchaͤf⸗ 
ten mit Perſonen, die er nicht näher kenne”, 
erflärte Beflagter, 

„er möge dem Herrn Walther nur Waare geben; 
er, Bellagter, garantive für Alles und jeden 
Betrag, welchen Kläger aus dem Gejfchäfte, was 
er mit genanntem Walther mache, zu erhalten 
haben werde‘. 

Auf diefe Rede Bellagtend und unter Annahme 
biefer Zufage ging Kläger auf die Unterhandlung 
mit genanntem Walther ein, und letzterer beftellte 
darauf bei Klägerm die in der Beifuge fpeciell ver- 
zeichneten Waaren, unter der Aufgabe, 

„er, Kläger, möge nur die Preife fo billig 
ftellen, ald es ihm möglich fei; er, Walther, 
werde bei dem Berfaufe die Spefen noch darauf 
ſchlagen und glaube ficher, daß er dem Klä- 
ger noch 25 Procent mehr verfchaffen werde; 
auf den Facturawerth fünne Kläger aber jeden- 
falls rechnen; er, Walther, wolle auch dem 
Kläger fofort nach Abfendung den dritten Theil 
der Factura im Voraus darauf zahlen, weshalb 
Kläger nur auf ihn traffiren möge”. 

In Folge diefer Verhandlung und in Ueberein- 
fimmung damit ſchickte Aläger die in der Beifuge 
facturirten Waaren im Monat November 1854 zu 
den dafelbft bemerften, noch unter den gewöhnlichen 
flägerifchen VBerfaufspreifen geftellten, Breifen in ven 


dafelbit ſignificitten fechs Kiften der Aufgabe gemäß 
an Möller & Walther in Newyorf ab, welche auch 
richtig bei denfelben angelangt find, und entnahm den 
dritten Theil des Preifes an 364 Bl. 48 Ar. mit 
152 Dollars 60 Tage nach Sicht auf gedachte Firma, 
welche auch von derfelben honorirt worden find. 

Aber bald nach Empfang der Wanre, im Monat 
März 1855, fchrieb genannter Walther an KHlägern: 

„die Waare werde zu theuer gefunden, und 
wenn er ſolche verfaufen folle, fo müffe Kläger 
ihm freie Hand laffen, daß er folche zum beit- 
möglichften Preife ohne Limitum verwerthen 
dürfe”. 

Kläger proponirte, um das Gefchäft bald erledigt 
zu fehen, hierauf dem Walther in einem Briefe vom 
8. April 1855 eine Ermäßigung an ben facturirten 
Breifen von 7% Procent, und fpäter unter dem 
20. Juli freiwillig fogar 10 Procent, indem er aber 
erflärte, daß er außerdem die Waare aurüdnehmen 
und die barauf erhaltene Zahlung nebft den erwach— 
fenen Spefen zu vergüten bereit fei, um mit deren 
Berfauf einen anderen dortigen Gefchäftsfreund zu 
beauftragen. 

"Statt darauf einzugehen, jchrieb Walther im 
September, daß er auch zu den ermäßigten Preiſen 
feinerlei Berfauf für Hlägers Waare habe, und dro— 
hete legterem dabei mit VBerauctionirung der Waare 
und mit gerichtlihen Schritten wegen Rüdzahlung 
der obengedachten 152 Dollars. 

Kläger berief fih darauf im Monat October auf 
die Verabredung bei Beitelung der Waare und ver- 
wahrte fih gegen Abgabe derjelben unter den berech- 
neten Preifen und Spefen. 

Nichtödeftoweniger hat genannter Walther, wie 
er dem Kläger unterm 19. Februar 1856 gemeldet, 
von den ſechs Kiften fünf auf dem Auctionswege 
verfauft und dafür, wie er fchreibt, mehr nicht 
als 204 Dollars 2 Eent erlangt, bat Dagegen dem 
Kläger 

153,78 Dollars Spefen und 

152 " Betrag der angezahlten Tratte 
in Rechnung geftellt und verlangt daher noch 

143,15 Dollars — 349 Fl. 9 Er. 
heraus, während Kläger mindeitend den facturirten 
Preis der gedachten fünf Kiſten im Betrage von zus 
fammen 825 $1.5 £r. abzüglich der darauf erhaltenen 
152 Dollars — 364 Fl. 48 Fr. mit 460 Fl. 17 Fr. 
erhalten follte. 

Offenbar ift Walther dem Kläger verpflichtet, für 
diefen demfelben durch fein auftragswidriges Gebahs 
ren verurfachten Nachtheil aufzufommen und hat auch 
angeſichts feiner früher gegebenen Zufagen, daß Klä- 
ger jedenfalls auf den Facturapreis ſolle rechnen fün- 
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nen, aus dieſem Grunde dem Kläger mindeſtens die 
gedachten Facturapreiſe zu gewähren. 

Da Walther ſich deſſen nun weigert, Beklagter 
aber ſich für Alles verbürgt hat, „was ber Kläger 
aus dem mit dem Walther entrirten Gefchäfte zu 
erhalten haben werde”, auch dem Kläger nach Sage 
der Sache rechtlich nicht zuzumuthen ift, darauf 
zuvor den Walther in Newyork zu verklagen, mit 
Nüdficht auf diefen Umftand, und in Folge deſſen 
auch Bellagter, wie Eingangs erwähnt, feine Ber 
bürgung eingefegt gehabt hat, jo wird Kläger wegen 
des gedachten Reftbetrags an 460 Fl. 17 Xr. unter 
Borbehalt feiner Anfprüche wegen der ſechsten Kifte 
klagbar, fordert ꝛc., wogegen Kläger fich zu Abtretung 
des Klagerechts bereit erklärt 20.” 

Ueber die ganze Klage mit Ausnahme des auf 
den eigenmädhtig bewirkten Berfauf von fünf Kiften 
bezüglichen Theiles war der Eid angetragen. 

Beflagter räumte in dem Verhördtermine ein, daf 
er dem Kläger erklärt habe: 

„er fei ihm gut für dasjenige, was Kläger von 

Walther zu erhalten habe”, 
und Äußerte weiter, daß er auf Grund der in feinen 
Händen befindlichen, resp. von ihm zu erlangenden 
Gorrefpondenz nicht bezweifle, daß der größte Theil 
der fraglichen Waare verfteigert worden fei, wider— 
ſprach aber im Uebrigen der Klage, namentlih dem 
Umftande, daß er für den Facturapreis der vom 
Kläger an Walther verfauften Waare einzuftehen fich 
verpflichtet habe. 

In dem Verfahren jchüpte Beflagter, abgefehen 
von andern die Schlüfligfeit der Klage betreffenden 
Ausftellungen, lediglich die exceptio excussionis 
vor. 

Das Bezirksgericht zu Leipzig wies die legtere 
im Januar 1857 in Betracht, 

„daß befannten Rechten nach diefe Exception 
dann in Wegfall fomme, wenn der Hauptfchulds 
ner ſoweit entfernt fei, daß feine Ausflagung 
große Schwierigkeit habe, daß eine ſolche Ent-⸗ 
fernung im gegenwärtigen Balle vorhanden fei, 
und daß darauf, ob derfelbe zeitweilig anzutref⸗ 
fen fei, um fo weniger etwas anfommen könne, 
ald es fich bei der Excuſſion oder Ausflagung 
nicht um bloße Anftelung einer Klage, fondern 
um den (negativen) Erfolg der Erecution, wozu 
die ordentliche Gerichtöbehörde des Hauptjchuld- 
ners erforderlich jei, handle‘, 
zurüd, und erkannte im Uebrigen (weil Bellagter 
namentlic) 
1) die Beitellung der Waaren Seiten Walthere, 
2) die Zufage des Tepteren, Kläger fönne jedens 
falls auf den Bacturawerth rechnen, 
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3) die vom Kläger an Walther bewirkte Zujenbung 
der Waaren, 

4) den Umftand, daß der Kläger bie facturirten 
Preife noch unter feinen gewöhnlichen Ber: 
fauföpreifen geftellt und 

5) den dur Walther gefchehenen Berfauf von 
fünf Kiſten dieſer Waaren 

geleugnet, hiervon aber zunächſt die Zufage unter 2. 
und die Behauptung unter 4. der Ermittlung durch 
ben darüber angetragenen Eid bebürfe, indem die 
ganze Schädenberechnung des Klägers auf der An— 
nahme und Höhe der libellirten Facturapreife berube 
und duch Wegfall diefer Grundlage in fich felbft 
zufammenfallen würde, wogegen auf das leugnen der 
Beftellung (ad 1.) bei dem Nachweife der Zufendung 
der Waare (ad 4.) mit der Factura etwas nicht ans 
fommen fönne) auf zwei alternative delata ad 2. 
und 4., indem es für den Fall der Leiftung dieſer Eide 
den Bellagten von ber erhobenen, auf die Anfegung 
möglichjt billiger Bacturapreife und in Anfehung der 
Schaͤdenberechnung lediglich auf die Höhe diefer Preiſe 
geftügten Klage entband. 

Auf Appellation beider Theile reformirte das 
Königl. Appellationsgericht zu Leipzig, Octo— 
ber 1857, in folgender Weife: 

„Dieweil, vermag man auch der Anficht Klägers 
DL. —, daß der zwifchen ihm und Walthern nad 
der Klage abgefchloffene Vertrag als ein contractus 
aestimatorius aufjufaffen fei, nicht beizupflichten, da 
nah Bl. — der etwaige Mehrerlös Waltherd über 
Facturapreid und Speſen nicht diefem, fondern dem 
Kläger zu Gute gehen follte, dies aber auf einen 
Gommiffionsvertrag binweift, dennoch dem KHlä- 
ger darin beizupflichten, daß die von voriger Inftanz 
alternativ erfannten Haupteide irrelevante Punkte 
betreffen, indem Beklagter nach feinem Zugeftändniffe 
zu p. 1. c. — dasjenige zu gewähren hat, was Wal- 
ther zu gewähren haben würde, jomit aber in Frage 
ftebt, was, die Wahrheit des Klageanführens vor- 
ausgeſetzt, legterer jchuldet, Dies aber nad) den Grund— 
ſähen des Commiſſionsvertrages, injofern nicht Wal— 
ther die Waare in Natur zurückzugeben im Stande 
— mad (die Wahrheit des auf Beſcheinigung 
ftehenden Anführens ad p. I. c. — angenommen) 
binfichtlich der Waare, wofür Kläger Zahlung fordert, 
unthunlich it —, der Farturapreis, abzüglich 

a) (in theilweifer Beachtung von Beflagtens 
dritter Beſchwerde) der BL. — bemerften 10 Procent 
— als welche ſich Bellagter, wenn gleich er cigen- 
mächtig zu dem Verkaufe durch Auction verfchritten, 
abrechnen darf, da, hätte er den Verkauf aus freier 
Hand gewählt, er um diefe 10 Procent das urfprüng- 
liche limitum zurüdfegen durfte — ferner 


b) ber üblichen, im Zweifel, da Walther nach der 
Natur des Vertrages das del credere ftehen übers 
nommen, nach 3 Procent zu berechnenden Provifion 

Treitſchke, Eommiffionshandel, S. 5. und 283. 
endlich 

e) der Bl. — zugeftandenen Abſchlagszahlung 
fein würde, 

fomit aber, und da Beflagtens fonftige Einwen- 
dungen unerheblich erfcheinen, inmaaßen ad 2. (ex- 
ceptio excussionis) lediglich den vorigen Gründen 
beizupflichten ıc., 

fo ift es bei ze. nicht zu laffen, vielmehr ift Kläger 
den Grund feiner Klage und foviel ihm daran ver 
neint worden, er fich auch des Eidesantrages nicht 
bedient, binnen Sächftfcher Friſt, dem Beflagten die 
Segenbefcheinigung und den Eidesantrag vorbehält 
lich, zu befcheinigen ſchuldig, worauf ferner in der 
Hauptfache, nicht minder des bei einem Theile der 
Klage gebrauchten Eidesantrages, ingleichen der 
Koften halber ergeht, was Recht iſt.“ 


Mittlerweile hatte im September 1856 der Com— 
mifjionär Walther aus Newyorf den Umftand, daß 
der in Leipzig wider den Bürgen klagend aufgetre- 
tene Committent Schulze zur Meſſe in Frankfurt 
am Main anmwefend war, benußt, um feinerfeits 
wider Schulgen dort auf Bezahlung des Guthabens 
zu Hagen, was ihm angeblih aus dem fraglichen 
Gommiffionsgefchäft wider Schulze erwachſen fei. 
In der dortigen Klage führte Walther an, daß er 
die ſechs Kiften von Schulze zum Commiffionsverfauf 
in Amerifa confignirt erhalten, und zwar gu den in 
der Factura limitirten Preifen an aufammen 1095 Fl. 
20 Er. und unter den zu Newyorf üblichen Bedin— 
gungen, nämlich unter Bewilligung einer Gebühr 
von 5 Procent Provifion, 24 Procent Garantie (d. i. 
für del Credere) und der Berzinfung ver Vorſchüſſe 
à 7 Procent; daß Schulze bereits vor Ankunft der 
MWaaren in Rewyorf durch eine von Walther accep- 
tirte Tratte pr. 10. März 1855 einen Vorſchuß von 
155 Dollars erhalten; daß jedoch die Waaren in 
Amerika nicht verfäuflich gewejen feien; daß daher 
Schulze von ihm, Walthern, brieflih von dem Stand 
der Sache benachrichtigt und aufgefordert worden fei, 
den empfangenen Vorſchuß zurückzuzahlen und über 
die Waaren gegen Vergütung der Spefen und Aus— 
lagen zu disponiren, Schulze aber dies nicht gethan 
habe, obwohl er unter dem 8. April 1855 unter Ein- 
mifhung unannehmbarer Vorjchläge in Bezug auf 
Verkauf, resp. Uebernahme der Waare, feine Ver— 
pflihtung zum Erfage der Spejen, fowie zur Rüd- 
zahlung der Vorſchüſſe anerfannt und verfprochen 
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babe, die Zahlung zu bewerfftelligen; daß endlich, 
weil weitere Mahnfchreiben, tropdem, daß er, Kläger, 
darin gedroht habe, die Waare für Schulge's Rech— 
nung und Gefahr öffentlich verfleigern zu laffen 
(wozu er nach Frankfurter und insbefondere nach 
dem zu Newyork geltenden Rechte zur Dedung feines 
Buthabens auch ohne Weiteres befugt geweſen), er: 
folglos gewefen feien, er, Kläger, fünf Kiften Waare 
habe in Newyork verfteigern laflen, dieſe Verſteige— 
rung aber nicht mehr ald 189 Dollars ergeben habe. 
Hiernach berechnete ſich der Kläger, indem er zu dem 
Vorfchuffe an 155 Dollars feine Spefen, Auslagen 
und Zinfen ſchlug und davon den Auctionserlös an 
189 Dollars abzog, ein Guthaben von 349 Fl. 9 Xr., 
bat, Schulzen in Erftattung diefer Summe zu ver: 
urtheifen, zugleich aber zur Sicherheit des Streit- 
objected und Begründung des Forum Realarreft auf 
die in Frankfurt a. M. befindlichen Waaren und 
fonftige Habe Schulze's, eventuell Perfonalarreft, zu 
erfennen. 

Der erbetene Arreſtſchlag ward von der Frank: 
furter Behörde ausgeführt. Schulze widerfprad; 
jedoch ſowohl dem Arreft, ald dem ganzen Anfpruche 
des Klägers, indem er geltend machte, daß in Bezug 
auf das vorliegende Gefchäft, welches weder in Frank— 
furt abgefchloffen worden fei, noch dort habe in Wirf: 
famfeit treten follen, das Frankfurter Recht nicht 
geltend fein könne, überdies das Ichtere dem Com— 
mifftonär niemals die Befugniß einräume, Gonfigna- 
tionsgut ohne Weiteres zu Dedung der darauf laften: 
den Spefen und Borfchüffe zu verfteigern, eben fo 
wenig aber das Newporfer Recht, fondern lediglich 
die in Leipzig, ald dem Orte des Geſchäftsabſchluſ— 
ſes geltenden Rechtsnormen anzuwenden feien. Zu: 
gleich erhob Schulze wider Walthern gemeinrechtliche 
Widerflage, indem er in legterer den Hergang des 
Geſchäftes gerade fo barftellte, wie er Dies vor dem 
Reipziger Handelögericht in der Klage gegen den 
Bürgen Möller gethan hatte, und beantragte fchließ- 
lich Aufhebung des Arreftes, Abweifung der Klage 
wegen mangelnder Circumftantiirung und entgegen- 
ftehender Compenſationseinrede, endlich auch Ber: 
urtheilung Waltherd als Widerbeklagten in Zahlung 
bes von ihm, Schulzen, beredineten Betrages feiner 
Forderung. 


Nachdem in der Leipziger Proceßfache das oben 
erwähnte Beweisinterlocut des K. Appellationsgericht 
zu Leipzig zur Rechtskraft gelangt war, überreichte 
der dortige Beflagte, der Bürge Möller, ein Zeugniß 
der Sranffurter Behörde darüber, daß in dem Frank— 
furter Proceß Schulze wider den Commiffionär Wals 
ther die nurgedachte Widerflage erhoben und dort 


von Walther Zahlung feines Guthabens aus dem 
mehrerwähnten Commiffionsgefchäfte verlangt habe. 
Möller fuchte auszuführen, daß, da er blos einfache 
Buͤrgſchaft für allen und jeden Betrag, welden 
Schulze aus dem Gefhäft, das er mit Walther 
mache, zu erhalten haben werde, eingefept habe, 
die Unftatthaftigfeit der wider ihn ald Bürgen er— 
hobenen Klage vor Austrag und Beendigung der 
wider den Hauptſchuldner gleichzeitig anhängig 
gemachten Streitfahe außer Zweifel fei, und bat, 
wegen biefer exceptio noviter emergens des Klägers, 
Schulze, Suchen als zur Zeit unftatthaft zurückzu— 
weifen. 

Das Handelsgericht zu Leipzig beraumte Behufs 
rechtlicher Entſcheidung über diefen Antrag Inrotu— 
lationstermin an. Bis zu dieſem Termine brachte 
der Kläger, Schulze, noch ein Erfenntniß des Frank 
furter Stadtgerichts vom 17. März 1853 bei, wonad) 
der von dem Gommiffionär Walther gegen Schulze 
in Franffurt a. M. ausgebrachte Arreft wiederum 
aufgehoben und demzufolge Walther wegen Mangels 
der Gerichtszuſtaͤndigkeit mit feiner Klage abgewiejen 
worden, und zugleich ausgefprochen worden war, 
daß hierdurch auch die Competenz des Frankfurter 
Gerichts für die von Schulze erhobene Widerflage 
ſich erledige. 

Nunmehr gelangte am 13. September 1858 
folgendes Erfenntniß des Königl. Bezirksgerichts 
zu Leipzig zur Publication: 

„Weil der von dem Beflagten Bl. — geitellte, 
Bl. — wiederholte Antrag: 

„des Klägers Suchen ald zur Zeit unftarthaft 
abzuweiſen“, 
ein völlig ungerechtfertigter, dem durch die bereits 
vorhandene rechisfräftige Entfcheidung feitgeftellten 
Stande des vorliegenden Proceſſes widerjtreitender 
ift, und eine ſchlüſſige exceptio noviter emergens 
in der That nicht vorliegt, wenn man erwägt, 

daß durch die Entfcheidung Bl. — (das Beweid- 
interlocut des K. Appellationsgerichts zu Leipzig) 
verbunden mit Bl. — redhiöfräftig unter den Bars 
teien feftiicht, daß die BI. — unter 2. vorgefchügte 
Ausflucht der Vorausflage im gegenwärtigen Falle 
nicht für begründet zu achten ift, alfo der Kläger mit 
feiner Bl. — gegen den Bellagten ald Bürgen er— 
hobenen Klage nicht au warten brauchte, bie ber 
Haupiſchuldner Walther ausgeflagt fein würde, 

daß daher, wenn auch der Kläger inmittelft den 
genannten Hauptfchuldner wirklich verklagt habe, doch 
daraus feineswegs folgern würde, es müßte bie vor« 
her gegen den Bürgen fchon anhängig gemachte Klage 
fiftire werden, fondern höchitens der Beflagte als 
Bürge in dem Balle, wenn von dem Hauptjchuldner 
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die Hagbar gemachte Schuld ganz oder theilweife in« 
zwijchen getilgt worden wäre, ſolches dem Kläger 
auch im Laufe des Proceffed excipiendo (ald excep- 
tio solutionis noviter nata) entgegen ſetzen könnte, 
da die Zahlung des Hauptichuldners auch dem 
Bürgen zu Statten fommt und überhaupt der Bürge 
fih aller dem Schuldner zuftehenden Einreden bes 
dienen kann, 

daß aber ‘gegenwärtig ein folder Ball nicht vor: 
liegt, vielmehr die Klage, welche gegen den Bürgen 
angeftellt werden durfte, ohne daß die Ausflagung 
des Hauptjchuldnerd abgewartet wurde, folgerichtig 
auch muß fortgeftelt werben fönnen, bafern mit 
diefer Ausflagung begonnen ift, 

daß ferner, wäre die gleichzeitige Klagerhebung 
gegen den Bürgen und Hauptſchuldner fo gänzlich 
unzuläffig, wie ed Bellagter Bl. — vermeint, doch, 
nachdem einmal die Klage gegen den Bürgen bereits 
angebracht und der Rechtsftreit darauf rechtskraͤftig 
eingeleitet worden ift, nur folgen würbe, daß ber 
Hauptfchuldner wider die gegen ihn neu erhobene 
Klage und das darauf eingeleitete Verfahren Ein» 
wendungen geltend machen fönnte, nicht aber in der 
fpäteren Verfolgung der Rechte gegen den Haupt« 
fhuloner ein gefegliher Grund gefunden werden 
fönnte, den vorher gegen den Bürgen begonnenen 
und rechtskräftig eingeleiteten Proceß zu annulliren 
oder den Fortgang deffelben zu hindern, 

daß aber endlich der von dem Beflagten zu Unter 
ftügung feines Antrages angezogene, in Frankfurt 
a. M. ventilitte Proceß (felbft abgefehen davon, wie 
wenigftens nach der BI. — zu den Acten gebrachten 
Abſchrift die Erledigung deffelben anzunehmen) In- 
halts des von dem Beflagten überreichten gerichtlichen 
Zeugniffes zunächſt und hauptfächlich zwifchen dem 
genannten Walther ald Kläger und dem dermaligen 
Kläger ald dortigem Beklagten verhandelt worden 
ift, mithin dem Bellagten auch in jenem Procefie 
nur die Bertheidigung wider die von dem Gegen- 
theile erhobenen Anſprüche obgelegen bat, auch hieran 
dadurch, daß nah Bl. — der von ihm überreichte 
Schriftſatz als „Erklärung und Widerflage” rubri- 
eirt worden, etwas Wefentliches für den gegenwärtis 
gen Rechisftreit um fo weniger geändert worben ift, 
ald nach den hier maafgebenden Borfchriften des 
vaterländifchen Proceßrechtes die Wiverflage 
lediglich zur Vertheidigung gegen die angeftellte 
Hauptflage dient, 

fo ift dem eingangsgedachten, auf Abweifung der 
Klage gerichteten Suchen ded Beflagten nicht Statt 
zu geben, vielmehr auf den von dem Kläger Bl. — 
zu den Acten gebrachten Beweis das Erforderliche 
zu verfügen.” ac. 


Auf Appellation des Beklagten ward dieſes 
Erfenntniß von dem Königl. Appellationsgericht 
zu Leipzig im Mai 1849 um deswillen beftätigt: 

„weil das Vorbringen des Beklagten BI. — aus 
dem Gefichispunfte einer neu entftandenen, auf die 
Rechtswohlthat der Borausflage gegründeten Einrede 
in feinerlei Weife aufgefaßt werden fann, da das 
eben gedachte beneficium befanntlich überall da in 
Wegfall kommt, wo ed an der Möglichkeit einer 
wirffamen Ausflagung des Hauptſchuldnets ges 
bricht, nun aber Beflagter darauf, daß eine jolche 
Möglichkeit dermalen eingetreten fei, und in fo weit 
das feitherige Sachverhaͤltniß, welches in den redhtd« 
fräftigen interloeutorifchen Entfcheidungen Bl. — 
und Bl. — nicht für geeignet befunden worden ift, 
dem Beflagten jene Rechtswohlthat zu Theil werben 
zu laſſen, zu feinen Gunften eine weſentliche Aende⸗ 
rung erfahren habe, fich zu beziehen nicht vermocht; 
vielmehr nur fo viel, daß Kläger neuerlich gegen den 
Hauptjchuldner wegen des hier in Streite befanges 
nen Rechtögefchäfts bei dem Stadtgericht zu Frank— 
furt a. M. Widerklage angeftellt habe, als Unterlage 
für die behauptete exceptio noviter emergens beis 
gebracht, und fomit lediglich einen Umftand wieder 
holt geltend gemacht habe, der bereitd in den ange 
zogenen rechtöfräftigen Entfcheidungen mit in das 
Auge gefaßt, jedoch als einflußlos angefehen und 
durch die Erwägung befeitigt worden fei, daß bie 
bloße Füglichkeit, ven Hauptfchuldner während feiner 
zeitweiligen Anwefenheit an einem deutfchen Hans 
delsplage vor dem dafigen Gerichte zu belangen, 
noch keineswegs einen wirklichen Erfolg des folder 
geftalt anhängig gemachten Procefjes in dem Stadium 
der Erecution (mit welcher Kläger nad Befinden 
immer noch an die Gerichtsbehörde des entlegenen 
wejentlihen Wohnortes des Hauptſchuldners gewieſen 
fein würde) zu ſichern im Stande fein fönne, 

hiernächft die von dem Bellagten aufgeftellte Bes 
hauptung, daß in der von ihm übernommenen Bürg- 
[haft eine bloße fideijussio indemnitatis in dem 
DL. — angegebenen Sinne zu erbliden fei, theild 
an ſich als unhaltbar, theild mit der bereits rechtsö— 
feäftig feftftehenden reihtlichen Beurtheilung des Klag— 
vorbringens als unvereinbar angefehen werden müjle 
und die fonftigen Gründe, durch welche Beflagter der 
vorerwähnten Einrede annoch Geltung zu verfchaffen 
gefucht habe, mit der oben bemerften Unzulänglichfeit 
der neuerlich angeführten Thatfachen zu Begründung 
einer exceptio noviter emergens ſich ohne Weiteres 
von felbft erledigten.“ 

Auf anderweite Appellation des Bellagten be» 
ftätigte das Königl. Oberappellationdgericht 
im November 1859 aus folgenden Gründen: 
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„Der Beklagte iſt nach bereits vorhandenem 
rechtskraͤftigen Beweisinterlocute mit der Behauptung 
aufgetreten, daß Kläger während des gegenwärtigen 
gegen den Beklagten, ald den Bürgen Walthers in 
Newyork, ventilitten Rectöftreites auch gegen den 
Hauptfhuldner, genannten Walther, aus demſelben 
Rechtsgeſchaͤfte klagend vorgejchritten fei und daher 
auf Grund des einem Bürgen gefeglich zuftehenden 
beneficii excussionis der vorliegende Rechtsſtreit bis 
zu Beendigung des Proceffed gegen den Hauptſchuld— 
ner filtirt werden müjle. 

Diefes Berlangen ift jedoch bereits in zwei Ins 
ſtanzen unter Berurtheilung Bellagtens in Erftattung 
der Koften ald unbegründet zurüdgemwiefen worden. 

Bellagter ftügt fein dagegen anderweit gebrauch— 
tes Rechtsmittel in der Hauptſache darauf, 

a) daß der Rechtsſatz, nach welchem das bene- 
ficium excussionis da in Wegfall fomme, wo ed an 
der Möglichkeit einer wirffamen Ausflagung des 
Hauptjchuldners gebricht, dann nicht als anwendbar 
fih darftelle, wenn nad der Sachlage in einem 
conereten Falle es einer wirffamen Ausflagung des 
Hauptſchuldners gar nicht bedürfe, es zu einer folchen 
‚gar nicht fommen fünne, gegenwärtig aber ein folcher 
Ball vorliege, da der Beklagte beigebracht habe, daß 
die Verbindlichkeit de Hauptſchuldners durch deſſen 
compenfable Gegenforderung an den Kläger abſor— 
birt fei. 

Dem ift jedoch einzuhalten, daß 

1) die auf das beneficium excussionis geftüßte 
Einrede Bl. — jet. Bl. — bereits rechtöfräftig ab- 
gewiefen worben ift, da, wie bie in zweiter Inftanz 
gebilligten Gründe des erftinftanzlichen Interlocutes 
ausprüdlih hervorheben, der Hauptſchuldner in 
Newyork wohne und die Möglichkeit, denfelben 
bei einer zeitweiligen Anwefenheit in Deutfchland zu 
belangen, die Anwendbarkeit des gedachten beneficii 
herbeizuführen nicht geeignet fei, 

2) daß ferner der Kläger nicht freiwillig agendo 
gegen den Hauptſchuldner Walther aufgetreten ift, 
fondern fi nur in Folge einer von Walther gegen 
ihn bei dem Stadtgerichte zu Frankfurt a. M. anhän- 
gig gemachten Klagfache vertheidigungsweife auf 
feine Anſprüche gegen Walther, für welche fi der 
gegenwärtige Bellagte verbürgt, bezogen hat, und 

3) daß nad) den vorliegenden, vom Bellagten 
felbft beigebrachten, beziehentlich damit übereinftim- 
menden Beſcheinigungen der dort von Walther gegen 
den Kläger geltend gemachte Anſpruch noch feines: 
wegs feftftcht, indem die von ihm erhobene Klage in 
erfter Inftanz in der angebrachten Maaße abgewiefen, 
in zweiter Inftang aber dem ac. Walther nur erft der 


Beweis feines behaupteten Anſpruchs auferlegt wor— 
den ift.*) 

vergl. Bl. — Bl. — Bl. —. 

Wenn dabei 

b) der Bellagte immer wieder darauf zurück— 
fommt, daß feiner Seit feine volle Bürgichaft, ſon— 
dern nur eine fideijussio indemnitatis vorliege, vers 
möge deren er nur wegen befien belangt werben 
dürfe, was Kläger von dem Hauptfchuldner nicht 
werde verlangen fünnen, jo bedarf es nur der Hins 
weifung darauf, daß hierüber in dem rechtöfräftigen 
Beweisinterloceute bereits tharfächlich gegen Beklag— 
tend Anſicht entfchieden worden ift, diefer Punkt 
daher nicht von neuem Gegenſtand der rechtlichen 
Erörterung und Entſcheidung fein fann. 

Soviel aber 

ec) die von dem Bellagten erhobene Befchwerde 
in Betreff der ihm auferlegten Verpflichtung zu Re— 
ftitution der wegen der neuerlichen Differenz erwach— 
fenen Koften anlangt, fo kann ſich der Beflagte 
gegen dieſe Entfcheidung nicht durch eine Beziehung 
auf feine Stellung ald Bürge fhügen, in welcher 
Eigenſchaft er ſchon zu Sicherung feines eigenen 
Regreffed an den Hauptſchuldner von allen zuftäns 
digen Vertheidigungsmitteln Gebrauch machen müffe. 
Denn diefen Gebrauch macht derfelbe eben nur in 
feinem eigenen Interefie und würde es offenbar 
ungerechtfertigt fein, den Kläger auch nur zu theil— 
weifer Uebertragung der Durch Beklagtens unerheb- 
liche Ginwendungen verurfachten Koften anzubals 
ten.’ — 


Nunmehr ward nach Erledigung diefes Incident— 
Rreited auf die von dem Kläger bereits im Februar 
1858 eingereichten Befcheinigungsartifel im Januar 
1560 ausgefertigt. Es entjpricht nicht dem Zwecke 
gegenwärtiger Mittheilung, auf das Matericlle des 
Beicheinigungsverfahrens einzugehen; es genügt hier 
zu bemerfen, daß der Nachweis des Beicheinigungs- 
thema: 

„es habe der in der Klage genannte Walther 

von den fraglichen ſechs Kiften fünf Stück auf 

dem Auctionsweg verfauft”, 
von dem K. Bezirksgericht zu Leipzig in einem am 
4. März 1861 publicirten Grfenntnifje für gelungen 
angefehen wurde und demgemäß Bellagter unter 
Narhlaffung eines die Thatſache der Zufendung 
der Waaren an Möller & Walther beireffenden 
delatum, eventuell eines’ auf die Quantität der 


) Vergleiche pasjenige, was weiter unten über ben Forts 
gang des Aranffurter Brocefjes bemerfi werben wird, 
Anmerk, des Einf. 


Waaren und Preife ſich beziehenden Minderungs: 
eided auf Grund feiner Zugeftändniffe im Verhand— 
lungstermine Bl. — und ad p. 1. c. 1. u. 2., nicht 
minder in Gemäßheit deflen, was Bl. — (Beweis— 
interloeut des K. Appellationsgerichtd zu Leipzig) 
techtöfräftig gegen ihn ausgefprochen worden, verurs 
theilt wurde, „der Bl. — angegebene Facturapreis 
für Die zur Verfteigerung gebrachten fünf Kiften 
Waare, wovon nad) Bl. — fowohl. 

a) die Bl. — bemerften 10 Procent, ingleichen 

b) 3 Procent Proviiton, als auch 

ce) die Bl. — zugeſtandene Abſchlagszahlung von 

364 51. 48 Kr. 
in Abzug zu bringen fei, nebſt Zinfen ꝛc. dem Klaͤ— 
ger gegen die Bl. — offerirte Abiretung des an 
Walther und die Firma Möller & Walther zuftän- 
digen Klagrechts zu bezahlen, auch die Koften ıc. zu 
erftatten.“ 

Diejes Erfenntnig ward trogdem, daß auch hier— 
gegen von Bellagtem wiederholte Appellationen ein— 
gewendet wurden, vom K. ppellationdgericht zu 
Leipzig im Sommer 1861, und vom K. Oberappel: 
Iationsgericht im November deſſ. Jahres beftätigt. 


Mittlerweile hatte der oben erwähnte Frank— 
furter Proceß zwijchen dem Commiſſionär Walther 
und dem Gommittenten Schulze folgenden Fortgang 
gehabt: 

Walther hatte gegen bad oben bemerfte Erkennt: 
niß des Frankfurter Stadtgerichtes vom 17. März 
41858, durch welches feine Klage angebrachter Maaßen 
abgewiefen worden war, Appellation eingewendet 
und war hierauf von dem Appellationsgericht zu 
Frankfurt auf Beweis der Klage erfannt worden. 
Auf Appellation Schulze's ald dortigen Bellagten 
und Wivderklägerd erging jedoch ein theilweife refor- 
matorifches Erkenntniß des Oberappellationdgerichts 
zu Lübeck, vom 31. October 1859, in weldhem (ab- 
geſehen von anderen bier nicht zu erwähnenden 
Punkten) ausgeführt wurde, daß zwar 

1) nah gemeinem Rechte ein Berfaufscom- 
miſſionär, welcher außer Stande fei, die Waare ab- 
zulegen, nicht berechtigt fei, wegen bes auf der Waare 
haftenden Borfchuffes, der Spefen, und Koften ein- 
feitig zum Berfauf Behufs — Befriedigung zu 
verſchreiten, daß aber 

2) fuͤr den Kläger in Anſehung des vorgenom— 
menen Verkaufes nicht das Recht von Leipzig, ſon— 
bern das von Newyork maaßgebend ſei, da, wenn 
gleich die Rechtöbeftändigfeit eines Vertrages der 
Regel nach von dem Rechte desjenigen Ortes ab— 
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haͤnge, wo derſelbe abgeſchloſſen worden, doch, 
wenn die Ausführung des Vertrages an einem an— 
deren Orte ſtattfinden ſollte, und dieſer Ausführung 
Hinderniſſe entgegenträten, die hierdurch unter den 
Gontrahenten erzeugten Rechte und Berbindlichfeiten 
nur nad dem Nechte deajenigen Ortes beurtheilt 
werben fönnten, wo bie legteren entftanden feien, daß 
daher 
3) wenn Kläger behaupte, 
„daß nach Newyorker Recht jedes Conſignations— 
gut zur Dedung von Auslagen nach erfolgter 
Mahnung zu deren Berichtigung ohne Weiteres 
und, wenn ed ſechs Monate nach Anfunft noch 
unverfauft fei, felbft ohne Mahnung des Com— 
mittenten öffentlich verfteigert, und dieſer Wer: 
fauf von dem Committenten nur dadurch ab- 
gewendet werben fünne, daß er die Auslagen 
vollftändig dede und daß er die Waare zurüds 
nehme”, 
Kläger mit diefer Behauptung zu hören fei, und 
dieſelbe zu erweifen habe, 
4) dem Beflagten dagegen ber Beweis feiner 
Einrede obliege: 
„daß ihm Kläger den Facturapreis der con— 
fignirten Waaren als Reinerlös garantirt 
habe," 
Demgemäß wurde in der Hauptjadhe auf dieſe bei- 
ben Beweife unter 3. und 4. erfannt. Beide Par 
teien traten Diefe Beweife an, und wurde endlich der 
von dem Kläger zu 3. unternommene Beweis für 
halb voll, der von dem Bellagten zu 4. verfuchte 
dagegen ald mißlungen erflärtt, und demgemäß, 
die Leiſtung eines Erfüllungseides Seiten des 
Klägerd über das Newyorker Recht vorausgefegt, 
Schulze mit feiner Widerflage abgewieſen und 
tabgefehen von Rebenpunften) nad den Anträgen 
Waltherd verurtheilt. Walther ſchwor hierauf am 
22. November 1861 in Newyork den ihm zuerfann- 
ten Erfüllungseid dahin, daß nad) dem zu Newyork 
geltenden Handelsrechte dem Gommiffionär das 
unter 3. gedachte Recht zuftche, ab, und war fo der 
Branffurter Proceß definitiv zu Guniten des Coms 
miffionärs entfchieden.*) 


Unter Beibringung eines gerichtlichen Zeugnifjes 
über diefen Erfolg des. Frankfurter Rechtöftreites 





*) Die in dem Aranffurter Broceffe gefprocdhenen, zum 
Theil ſehr intereffanten, Grfenntniffe find abgebrudt in ber 
„Sammlung der Entfheidungen bes Oberappellatlonsgerichts 
zu Lübeck“, Band 5. Seite 192 fig. 

Anmerf, des Einf. 


brachte num in bem Leipziger Procef ber dortige 
Beklagte, der Bürge Möller, am 28. December 1861 
(noch che die damals an das Königl. Oberappellas 
tiondgericht Behufs drittinftanzlicher Entſcheidung 
über die Definitive eingefendeten Acten gurüdgelangt 
waren) bei dem Handelsgericht in Leipzig an, daß 
nunmehr, da zwiſchen dem Gläubiger Schulge und 
dem Hauptſchuldner Walther rechtskräftig feftftebe, 
daß eine Forderung des Erfteren an den Lepteren 
wegen bes fraglihen Geſchaͤfts gar nicht beftehe, er, 
als Bürge, diefen Ausgang des Frankfurter Pros 
ceffes auch in dem Leipziger Rechtsftreite excipiendo, 
als exceptio noviter nata, zu jeinen Gunſten geltend 
zu machen berechtigt fei, da Die Befreiung des 
Hauptſchuldners von der geflagten Berbindlichfeit 
auch dem Bürgen zu Statten fomme. Demgemäß 
bat Möller, praevio termino inrotulationis auf 
Grund diefer neuentftandenen, fofort liquiden, Ein- 
rede in eriter Inſtanz zu erfennen, und deshalb die 
Acten von dem K. Oberappellationdgericht fofort zus 
rüdzuerbitten. Nachdem inzwifchen die Acten mit 
der bereits gejprochenen, oben erwähnten Tertia 
von dem K. Oberappellationsgericht an das Proceß— 
gericht: zurüdgelangt, und von dem letzteren die 
Frankfurter Acten auf Antrag Möllers herbeigegogen 
worden waren, Möller übrigend eventuell und 
unter Vorbehalt feiner exceptio noviter emergens 
das ihm rechtskraͤftig zuerfannte delatum dem Kläger 
Schulze zurüdgegeben hatte, wurde nad vorheriger 
Anberaumung eines Inrotulationdtermind von dem 
Handeldgericht zu Leipzig am 16. Juli 1862 
ein Erfenniniß publicirt, in welchem daſſelbe es bei 
der nurgedachten Gidesrelation bewenden lich, und 
demgemäß für den Fall, daß Kläger ſchwören würde, 
daß er die fraglichen Waaren an Möller & Walther 
gefendet habe, den Bellagten ad petita libelli vers 
urtheilte, dagegen den neuerdings geftellten Antrag 
des Beklagten auf Entbindung von ber erhobenen 
Klage abwies. 

In den Gründen wurde nach vorausgejchidter 
Erzählung der neueren Borginge Folgendes aus— 
geführt: 

(Schluß folgt in der naͤchſten Nummer.) 


Der Schluß des in No. 5. 


Redacteut: Dr. Theodor Taudnip. 
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Miscellen. 


Ernennungen, Anſtellungen zc. Seine Rönig« 
liche Majeftät haben dem ordentlichen Profeſſor ver 
Mechte an der Univerſität Leipzig Dr. Ernſt Robert 
Oſterloh das Prädicat als Hofrath in der 4. Claſſe 
der Hofrangordnung tarfrei zu verleihen geruht. 

Für die Dauer des Dem Kreiédirector zu Dresden, 
wirklichem geheimen Rathe von Könneritz, zu Aus— 
führung der ibm übertragenen Miſſton als Bundes⸗Com- 
miffar für Holftein und Lauenburg ertbeilten Urlaubs 
ift, unter Allerhöchſter Genehmigung Seiner Majeftät 
des Königs, das außerordentliche Mitglied der Kreide 
direction zu Dresden, geheime Regierungsrath von 
Oppell, mit deffen Stellvertretung beauftragt worden. 

Seine Majeftät der König haben geruht, die Secre— 
täre Karl Herrmann Lingke bei der Kreisdirection zu 
Dredven, und Johann Theodor Schmiedel beim Minis 
fterium des Innern zugleich zu Referendaren bei den ger 
nannten Behörden zu ernennen. 

Seine Königlibe Majeflät haben die VBerfegung des 
Gerichtsraths beim Bezirkögerichte Annaberg Oskar 
Gonftanz Leonhardi in gleicher Dienſtſtellung zum 
Vezirfögerichte Dresden zu genehmigen, auch die Actuare 
Sans Auguſt Ked von Shwargbad beim Gerichts- 
amte Meifen und Guſtav Adolph Vodel bein Gerichté— 
amte Eibenſtock zu Gerichtsräthen, beziehentlich bei den 
Bezirkögerichten Bupiffin und Annaberg zu ernennen 
in Gnaden gerubet. 

Seine Königliche Majeftät haben die Verfegung des 
wegen Krankheit zur Dispofition geflelten, vormaligen 
Staatdanwaltd am Bezirkägericht Borna Guftav Wilhelm 
Hammer in Rubeftand, unter Belafjung feines Titels 
und Ranges und Bewilligung der gefeglichen Penfion, 
mit Rückſicht auf das bei dem Genannten eingetretene 
Dienftunvermögen, zu genehmigen gnädigſt gerubt. 


Eodesfälle.. Geftorben: am 27, December 1863 
der Gerichtärath Robert Schmidt in Dresden; am 
29. December 1863 der Advocat Rudolph Staven= 
hagen in Dresden; am 30. December 1863 ver Sch. 
Bauratd und Major a. D. Garl Theodor Kunz in 
Dresden. 


abgebrechenen Huffages folgt in 14 Tagen. 
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(Schluß des S. 48. abgebrochenen Redtsfalles.) 


„Bellagter zieht diefe actenmäßig liquiden Um— 
ftände dermalen für fih an, und beanfprucht dem» 
gemäß Befreiung von der Bürgfchaftsverbindlichkeit. 

Es hat ihm jedoch nicht beigetreten werden fün« 
nen. 

Wenn nämlich 


in der Deduction Bl. — Bellagter davon ausgeht, 
daß neu emergirende Einreden nach Aelt. Proc.Ordn. 
Tit. XI. $. 10, in jedem Stadio des Proceſſes vor 
gebracht werben fönnten, und nur das in Frage 
fommen möchte, ob es im gegenwärtigen Balle annoch 
der dort vorgefchriebenen eidlichen Beitärkung bedürfe, 
fo ftügt fih das Gefagte auf die Vorausfegung, daß 
dem Borbringen der Begriff einer exceptio noviter 
nata zu vindiciren jei. Diefe Vorausſetzung iſt jedoch 
nach Anficht ded Handelsgerichts eine irrige. Denn 
nicht neue Thatſachen — und nur diefe find bei 
techtlicher Beurtheilung jedes procefjualiichen Vor— 
bringens das Entſcheidende — hat Bellagter bei: 
gebracht, fondern den Nachweis, daß aus den auch 
im gegenwärtigen, gegen. den Bürgen angeftellten 
Proceffe zur richterlihen Beurtheilung vorgelegenen 
Thatjachen in einem anderen, im Muslande gegen 
den Haupiſchuldner ventilitten Rechtsſtreite andere 
Schlüffe gezogen worden feien, ald im Inlande. 
Selbftverftändlich ift die rechtliche Beurtheilung des 
thatſaͤchlichen Materials in jedem Proceſſe für den 
erfennenden Richter eine durchaus felbitftändige. 
Sonad) können die aus diefer Beurtheilung ſich er- 
gebenden Refultate des Rechtöftreited dadurch nicht 
paralyfirt werden, daß andere in einer parallel laus 
fenden Sache mit gleicher Selbitftändigfeit urtheilende 


Richter zu einem abweichenden Refultate gelangt find. 
Für die Parteien ift das Recht identifch mit dem, 
was im Proceſſe rechtskraͤftig feftiteht. 

Iſt aber nicht die rechtliche Beurtbeilung, welche 
eine Thatſache findet, fondern die Kenntniß der 
Thatjache felbft für die Herftelung des Begriffs einer 
neu emergirenden Einrede das allein entfcheidende 
Moment, jo ergiebt fi) die von dem Bellagten ver 
tretene Anficht zweifellos als unhaltbar. 

Denn berüdfihtigt man, daß Kläger im vorlie- 
genden Proceffe fein Recht im Wefentlihen ganz auf 
biejelben Thatſachen geftügt hat, wie die Widerflage, 
welche vor den Frankfurter Gerichten verhandelt wor« 
den, fo find die Thatfachen, welche der fogenannten 
exceptio noviter nata des Befldgten zu Grunde lies 
gen, nicht neue, bis jept ihm unbefannte. Bielmehr 
waren jie liquider Maaßen während ded ganzen 
Verlaufs des Proceffes ihm befannt. Won Berfols 
gung einer neu entftandenen Einrede im Sinne des 
Proceßrechts lann alfo fchon nad diefer formalen 
Seite hin nicht die Rede fein. 

Hierbei fann dem Bellagten auch 

2. 
nicht Die accefforifche Natur der bürgfchaftlichen Vers 
bindlichfeit, worauf derjelbe ferner Bl. — ſich bes 
zogen hat, zu Statten fommen. 

Wohl ift es unbeftrittenen Rechtsfägen nad bes 
gründet, daß jede Befreiung des Hauptichuloners 
dem Bürgen zu Gute geht. Die Wirkjamfeit diefes 
dem materiellen Rechte angehörigen Grundfages im 
Proceß fept aber die procefjualifche Füglichkeit 
feiner Geltendmachung, alfo das rechtzeitige Vor— 
bringen voraus, und kann eben deshalb im Allge- 
meinen nie dazu führen, dasjenige, was rechts⸗ 
fräftig unter den Parteien erfannt ift, wieder auf 


zuheben. Das pofitive Recht fteht aber dem Beflag- 
ten bierunter nicht einmal zur Seite. Im Gegenfas 
gegen bie Beitimmungen des älteren Römifchen 
Rechts, wornad) ‚auf erhobene Klage des Gläubigers 
gegen den Hauptfchulpner, beziehentlih den Mit 
bürgen, die durch Litisconteftation und Urtheil her— 
vorgerufene Rovation unmittelbar befreiende Wirkung 
für den Bürgen hatte, 
vergl. Mühlenbruch, Lehrbuch der Pandecten, 
$. 493. Not. 5. 
werben nach neuerem, von Juſtinian begründetem 
Recht die Correalſchuldner erft durch wirklich erfolgte 
Befriedigung des Gläubigers befreit. 
1. 23. Cod. de fideij. (8, 41.) 
verbis: „ita et in fideijussoribus observari — 
nullo modo electione — liberationem mereri, 
nisi satisfactum sit creditori.“ 
vergl. auch $. 1064. des Entwurfs eined bürger- 
lihen Gefegbuches für das Königreih Sachſen 
und dazu S. 798 flg. der fpeciellen Motiven. 

Der Nachweis erfolgter Befriedigung des Gläu— 
bigerd durch den Haupifchuldner ift es alfo allein, 
der vermöge der accefjorifchen Natur der Bürgichaft 
auch dermalen, nad cingetretener res judicata dem 
Bürgen zu Statten fommt. Gr würde allerdings 
auch nah Sächſiſchem Recht in jedem Stadio des 
Procefjes noch Beachtung finden müffen. Es folgt 
dies aud den ausddrücklich für das Erecutiond: 
ftabium im 

8. 21. des Geſetzes vom 23, Februar 1838, das 
Verfahren bei Vollſtreckung gerichtlicher Ent— 
fheidungen beır., 

ertheilten Beftimmungen. 

Ein Anbringen im Sinne der a. a. O. bezeich- 
neten fogenannten privilegirten Einreden liegt aber 
nicht vor. 

Endlich fann aud 


8. 
dem Umftande, daß Beflagter feinem BL. — Vol. I 
erfolgten Erbieten gemäß nur gegen Abtretung des 
Klagerechts an Walther zur Zahlung der verbürgten 
Summe verurtheitt worden ift, durchſchlagende Wirk 
famfeit nicht beigelegt werben. 

Nah der im vorliegenden Nedjtäftreite Seiten 
der rechtiprechenden Behörden angenommenen, und 
durch redhisfräftiges Urthel ausgeſprochenen Rechte: 
anſicht hat Kläger materiell wirklich ein Klagerecht 
gegen Walther; wäre ed nicht alfo, fo hätte Beflagter 
als Bürge nicht verurtheilt werden fönnen. 

Nun hat fid aber in der That Kläger erboten, 
dieſes fein Klagerecht gegen erfolgte Befriedigung 
dem Beklagten abzutreten; er hat diefes fein Erbieten 
nirgends zurüdgezogen. Ob, wenn es dazu fommt, 
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aus formellen Gründen, namentlich mit Rüdficht 
auf die Refultate des Frankfurter Proceſſes, die er 
folgte Abtretung dem Bellagten reellen Nutzen ge 
währen wird, ift hier nicht näher zu unterfuchen. 
Jedenfalls fteht fo viel feft, daß, felbit wenn die 
Klage, wie Beflagter annimmt, definitiv verloren fein 
foltte, Died Klägerm nicht zum Praͤjudiz gereichen 
fann, da 

l. 95. $. 11. D. de solut. (46, 3.) 

vergl. Puchta, Pandecten, $. 405. Not. P. 
ber eingeiretene Verluſt bed Klagerechts, infofern er 
die Unmöglichfeit der cessio actionis involvirt, dem 
Gläubiger in der Verfolgung feiner Anfprüche gegen 
den Bürgen nur dann im Wege ſteht, wenn ber 
Verluſt ein von ihm verjchuldeter ift, wovon nad 
dem Gefagten dermalen nicht die Rede fein fann — 
wie denn endlich überhaupt die gegenwärtig nicht 
weiter zu verfolgende Frage aufgeworfen werden 
mag, ob nicht die angebotene Klagabtretung —, da 
dem Bellagten nach Lage der Sache 

vergl. Eurtiud, Handbuch des Sächſ. Eivilrechts, 

$. 1600. jet. $. 1514 flg. 

ohne Weitered das Regreßrecht an den Hauptichuld« 
ner zuftehen würde, an ſich ald eine leere Körmlich- 
feit fich darftelle, deren Unterlaffung nicht geeignet 
erfcheint, dem Beflagten unter irgend welchen Um— 
ſtaͤnden einen reellen Schaden zu verurfachen. 

Hiernach allenthalben konnte den neueren Eins 
wendungen Beklagtens ein Gewicht nicht beigelegt 
werden, ed mußte vielmehr bei dem früher rechts— 
fräftig bereit Erfannten mit alleiniger, durch die 
Relation bedingter Modification des Eides fein un- 
abänderliches Verbleiben haben. 

Der Koftenpunft bedarf feiner Rechtfertigung." 

Auf Appellation des Bellagten erfannte das 
K. Appellationsgericht zu Leipzig im November 
1862 confirmatorifh. Die Gründe lauten: 

„Auch in der gegenwärtigen Inſtanz hat Man 
zu einer dem Beflagten günftigen Entſcheidung über 
den Einfluß, welcher dem Bl. — bezeugten Aus— 
gange des in dieſen Acten mehrfach erwähnten Franf« 
furter Nechtöftreites auf das Envdergebniß des gegen» 
waͤrtigen Proceſſes beizulegen fei, nicht gelangen 
fönnen. Die Erwägungen, von welchen hierbei aus— 
gegangen worden ift, find in der Hauptfache fol- 
gende: 

Nach den in fo weit übereinftimmenden Angaben 
beider Parteien bei p. 1. c. 1. und 2. war der Her- 
gang der Verhandlung, aus welcher der Kläger fein 
Klagerecht wider den Bellagten ableitet, der geweſen, 
daß der legtere in der Michaelismeffe 1854 mit einer 
dritten Berfon in des Klägers Berfaufslocal gefom« 
men war, biefen Dritten dem Kläger als einen Herrn 
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Walther, Affocid von Möller & Walther in Newyork, 
mit welchem Kläger gute Gefchäfte machen fönne, 
präfentirt und empfohlen, auch dabei ausdrüdlich den 
Wunſch Walthers, Handeldwaaren, wie Kläger fie 
führe, für Amerifa zum Bertriebe in Conlignation 
zu nehmen, erwähnt, endlich aber, ald Kläger ihm 
bemerkt, daß er ſich auf überfeeifche Gefchäfte mit 
ihm unbefannten Perfonen nicht einlaffe, erklärt 
hatte, 
„Kläger möge dem Heren Walther nur Waare 
geben, er, Bellagter, garantire für allen und 
jeden Betrag, welden der Kläger aus dem 
Geichäfte, was er mit genanntem Walther jept 
mache, zu erhalten haben würde.“ 

Das durch diefe Erklärung des Beklagten und 
die faetiihe Annahme derfelben Seiten Klägers 
(vergl. p. l. c. — und die Anmerfung hierzu, ver- 
bunden mit BI. —) zwifchen beiden Parteien zu 
Stande gefommene Rechtsgeſchaͤft ift im den feither 
in biefem Rechtöftreite gefprochenen Erfenntniffen 
theild ohne Erwähnung des Wortes „Buͤrgſchaft“ 
(wie 3. B. in dem Beweisinterlocute Vol. I. Bl. —), 
theils unter ausdrüdlicher Hinmweifung auf diefes 
Wort (vergl. Vol. I. Bl. —) im Allgemeinen als 
eine Buͤrgſchaft behandelt worden. Dagegen hatte 
zu Bezeichnung der ſpeciellen Gattung der Berbürs 
gung, weldyer jene Vereinbarung zu fubfumiren fei, 
eine Beranlafjung bisher nicht vorgelegen, und nur 
das negative Moment ift BL. — und BI. — d. V. 
feftgeftellt worden, daß der Beflagte ala ein bloßer 
fideijussor indemnitatis nicht au betrachten fei. 
Anpererjeitd kann es aber auch nach dem oben er- 
zählten factifchen Hergange einem erheblichen Zweifel 
nicht unterliegen, daß das zwifchen den Parteien 
entftandene Rechisverhältnig nach den Grundſätzen 
von dem Erebitauftrage, mandatum qualificatum, 
beurtheilt werben müſſe. Denn der Beflagte hatte 
Walthern bei dem Kläger eingeführt, und, als letzte⸗ 
rer mit Walthern Eonfignationsgefchäfte einzugeben, 
weil er ihm nicht fenne, abgelehnt hatte, den Kläger 
ausprüdlic zu Hingabe von Waaren und Gewäh- 
zung von Eredit an Walther unter dem Berfprechen 
eigener Haftung beauftragt. Sonach lagen alle 
Momente vor, weldhe zu dem Begriffe des qualificir- 
ten Mandates gehören. 

zu vergl. Müller, Inftitutionen, ©. 476. 

Sintenis, Eivilrecht, IL. $. 113. 

Puchta, Pandecten, $. 326. und 404. 

Schweppe, Röm. Privatrecht, Br. 3. $. 514. 

Run hat zwar der Erebitauftrag mit jeder anderen 
Art von Bürgfchaft das gemein, daß für den Mandator 
aus dem von ihm ertheilten Auftrage nur dann eine 
Berpflihtung erwächft, wenn wirklich zwifchen feinem 


Mandatar und dem Dritten ein rechtögältiges Obli- 
gationdverhäftniß entftanden war, und in fo fern ift 
es richtig, Daß auch der mandator die Einreden, welche 
dem Hauptſchuldner feinem Gläubiger gegenüber zus 
ftehen, in der Regel biefem entgegen halten könne. 
Allein diefer Sag muß nach der Natur des Vertrages 
eine wefentlihe Beſchränkung bei foldhen Einreden 
erleiden, welche erft fpäter, nah Abſchluß des 
manbdirten Gefchäftes, in der Perſon des Schulpners 
entftanden find. Bekanntlich liegen nämlich bei dem 
Greditauftrage zwei völlig verfchiedene, auf be— 
fonderen Rechtsgründen beruhende Forderungs— 
rechte ded GEreditgebers vor, das eine gegen den 
Hauptichuldner, welchem ber Credit gewährt wor« 
den ift, aus dem mit ihm eingegangenen Rechtsge— 
fchäfte, das andere gegen den mandator auf Erſatz 
des durch Vollziehung des Auftrages erwachfenen 
Verluſtes. Hieraus folgt von jelbit, daß in gleicher 
Weiſe, wie bei dem, in diefer Rüdficht mit dem Ere— 
ditauftrage zufammentreffenden constitutum debiti 
alieni, 
vergl. Schweppe, 1. c. 4. Ausg. $. 515. 3. Db, 
©. 356. 
von Bangerow, Leitfaden III. $. 579. Anmerf. 
unter 4, 
fo auch bei dem fogenannten mandatum qualificatum, 
nicht die bei den eigentlihen Gorrealverbind» 
lichfeiten geltenden ®rundfäge, fondern diejenigen, 
welche bei den blos folidarifchen Obligationen 
maaßgebend find, 
vergl. Ribbentropp, zur Lehre der Correaloblis 
gationen $. 11. flg. 
von Bangeromw, J c. $. 573. Anmerf. 1. 
von Savigny, Obligationenrecht I. $. 16. fig. 
in Anwendung gelangen fönnen, und namentlich alfo 
die Verbindlichkeit ded Mandator nur durch folche 
Ereigniffe erlöfche, weldye eine Befriedigung des 
Gläubigerd zur Folge haben, während im Uebrigen 
ber Erftere, weil er Auftrag zu Eingehung des Ge- 
fchäfte® gegeben, in Folge dieſes Auftrags allen durch 
denfelben veranlaßten Bermögensverluft feinem 
Mandatar, dem Greditgeber, zu erftatten hat. 

Die Anwendung diefes Sapes auf den vorliegen- 
den Rechtöftreit ergiebt folgende Refultate: 

Unter den gegenwärtigen Parteien beruht nad 
ben in dem vorliegenden Proceffe ergangenen Ent— 
fheidungen, insbefondere dem Bl. — Vol. I. erficht« 
lichen Beweisinterloeute, welches die Orundlage für 
die Beurtheifung der beiderfeitigen Nechtsverhältniffe 
bildet, in Rechtöfraft, daß zwifchen dem jegigen Kläger 
ald Gommittenten und Walther'n als Commifjionär 
ein rechtögültiges Obligationsverhältniß eriftirt habe. 
Insbeſondere ftehet auch nach demjelben Beweisinters 


focute und den über den Erfolg des Beſcheinigungs⸗ 
und Gegenbefcheinigungsverfahrens in drei Inſtanzen 
ergangenen conformen Entfcheidungen feit, daß Wal- 
ther, weil er das ihm anvertraute Commiffionsgut in 
Natur zurüdzugeben außer Stande fei, nach den 
Grundfägen des Commiſſionshandels und nah Maaf- 
gabe der zwifchen ihm und dem Kläger getroffenen 
befonderen Berabredungen, dem leßteren den beredhs 
neten Facturapreis, abzüglich der Bl. — Vol. L bes 
zeichneten Beträge, zu gewähren babe. Auch in dem 
Franffurter Rechtsftreite ift keineswegs ber awifchen 
dem Kläger Schulze und Walther eingegangene Eom- 
miffionsvertrag als ein rechtlich wirfungsfofer bezeich- 
net, fondern nur angenommen worden, baß auf deren 
beiderfeitiges Rechtoverhaͤltniß das Neuyorker Recht 
Anwendung zu leiden gehabt habe, in Gemäßheit des 
legteren Walther den vorgelegenen Umftänden nach 
zu dem einfeitigen Verkaufe des Commiſſionsgutes 
zu fchreiten befugt gewefen fei, und weil der Durch 
diefen Berfauf gewonnene Erlös nicht einmal zu 
Dedung der von Walther'n gezahlten Vorſchüſſe und 
berechneten Spefen hingereicht habe, dem Gommitten- 
ten und jegigen Kläger ein weiterer Anfpruch an 
Walther'n nicht zuftehe, Erfterer vielmehr dem Leptes 
ren ben durch bie Verfteigerung nicht erlangten Ber 
trag der von Walther'n berechneten Spefen und Zah— 
lungen zu erftatten habe. Hiernach fann aber auch 
die Bezugnahme des Beflagten auf jene Frankfurter 
Entſcheidung überhaupt als ein fchlüffiges ercepti- 
vifches Vorbringen nicht angefehen werben, da, wie 
erwähnt, die Eriftenz eines obligatorifchen Nexus 
zwifchen Schulge'n und Walther'n in jenem Rechts— 
fireite keinesweges negirt worden ift, dagegen eine 
erfolgte Befriedigung des Klägers wegen feiner 
Anfprüche aus jenen Acten ſich nicht ergiebt, und 
eben deshalb dem Kläger die actio mandati contraria 
auf Erſatz des erlittenen Berluftes noch jest, wie 
früher, wider feinen mandator zufteht. Hierbei mag 
nicht verfannt werden, daß, wenn ber Bellagte in 
den früheren Stadien des gegenwärtigen Proceſſes 
in gleicher Weife, wie in dem Frankfurter Proceſſe 
Walther gethan hat, ſich darauf bezogen hätte, daß 
der Kläger den ihm ald Gommittenten obgelegenen 
Verpflichtungen zu genügen in fchuldvoller Weife 
unterlaffen, und auf diefe Weife felbft zu der Verftei- 
gerung”der Waare und zu dem in deren Folge ein» 
getretenen Vermögensverluſte Anlaß gegeben habe, 
die Frage, ob bei diefer Sachlage der von dem Kläger 
geforderte Betrag annody als ein durch das Mandat 
des Bellagten veranlafßter Schaden zu betrachten fei, 
oder ob nicht vielmehr wegen der concurrirenden eis 
genen culpa des Klägers der Berluft als ein von ihm 
feldft zu tragender, von dem mandator nicht zu er- 
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feßender angefehen werden müffe, einer eingehenden 
Prüfung zu unterwerfen gewefen wäre. Allein der 
Beflagte hat bei der von ihm in dem erften Verfahren 
unternommenen Rectsvertheidigung alle dieſe Mo— 
mente unberührt gelaffen; insbefondere des Reunorfer 
Rechtes und der aus den angeblichen Beftimmungen 
des letzteren abgeleiteten culpa des Klägers nirgends 
Erwähnung getban. Eben fo bilden nah Bl. — 
Vol. I. den ®egenftand der Bl. — d. V. von ihm 
vorgebradhten angeblich neu entftandenen Ausflucht 
nicht jene factifchen, von Walther'n in dem Frank— 
furter Proceſſe angeführten Vorgänge, fondern ledig« 
lich die in dem lepteren erlangte, an fich gezeigter 
Maafen für den gegenwärtigen Rechtsftreit einfluß- 
loſe res judicate. Wenn aber gegenwärtig erft in 
der Appellationsinftanz der Beflagte Bl. — Vol. I. 
zu Widerlegung deflen, was ihm Bl. — von ben 
Verfaſſern des vorigen Erfenntniffes eingehalten 
worden, nicht fowohl die Entfcheidungen der aud«- 
ländifhen Behörden, als den Inhalt der in 
dem Frankfurter Proceffe von Walthern auf 
geftellten Behauptungen, namentlid das von 
Walthern dort angezogene Neuyorker Recht und bie 
hieraus abgeleitete culpa des Klägers ald dad novum 
bezeichnet, deſſen nachträgliche Berldfichtigung er 
unter Beziehung auf die Beſtimmung der Aelt. Proc.- 
Ordn. Tit XI. $. 10. verlangt habe, fo ftehet dieſe 
Auslegung feines früheren Borbringens "mit dem 
Inhalte feiner auf daſſelbe bezüglichen Eingaben, 
Bl. — und — Vol. IL., insbefondere mit der BI. — 
zu leſenden, von ihm felbft fpeciell bewirften Bezeich« 
nung des von ihm zur Entſcheidung vorgelegten neuen 
Umftandes, als welcher dafelbft nur die Abweifung 
der in Frankfurt erhobenen Wiederflage, und die dort 
erfolgte Berurtheilung des hiefigen Klägers ange 
geben worben, und wonach die neu vorgebradhte 
Ausflucht lediglich als exceptio rei judicatae 
noviter nata fich darftellt, in entſchiedenem Wider: 
ſpruche. 

Unerörtert kann bei dieſer Sachlage die Frage 
bleiben, ob nicht ſchon in Folge der in drei Inſtanzen 
ausgeſprochenen Zurückweiſung der Bl. — Vol. I. 
vorgeſchuͤtzten Einrede der Vorausklage und der BI. — 
vol. I. bereits als exceptio noviter nata vorges 
brachten Ginrede der Litispendenz fo viel zwifchen 
den Parteien in Rechtöfraft beruhe, daß der Aus— 
gang des oft beregten Frankfurter Proceſſes über: 
haupt für das Rechtsverhältniß der hier ftreitenden 
Theile ohne Einfluß fein folle, und daß diefes Ber- 
haͤltniß lediglih auf Grund der von ben Parteien 
in dem gegenwärtigen Proceffe rechtzeitig vorge- 
brachten factifchen und rechtlichen Momente feſtzuſtellen 
fei, und ob daher nicht auch aus dieſem Grunde das 
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Streben des Beflagten, die Refultate jenes Rechts— 
ftreites zu feinen Gunſten geltend zu machen, als ein 
vergebliches betrachtet werden muͤſſe. Dagegen findet 
die Bl. — vorgebrachte, Bf. — Vol. II. wiederholte 
Behauptung, daß Kläger der in dem Erfenntniffe 
(ber Definitive des Bezirfögerichts) ihm auferlegten 
Verpflichtung au Abtretung feines Alagerechtes gegen 
Leopold Walther und die Firma Möller & Walther 
nicht nachkommen fünnen, weil ihm nad dem Aus- 
gange des Branffurter Proceffes ein ſolches Klagerecht 
nicht zuftebe, ihre Erledigung in der Erwägung, daß 
die Berfafler des gedachten Erfenntniffes bei deſſen 
Abfaffung lediglid die in dem vorliegenden Rechts— 
ftreite feftgeftellten Gefichtspunfte zu beachten, und 
im Hinblide auf diefe eben fo berechtigt als verpflichtet 
waren, dem Kläger die Verbindlichkeit zu Abtretung 
eines in diefem Proceffe rechtöfräftig als eriftent er- 
achteten Klagerechtes an den Beklagten aufzuerlegen, 
daß dagegen, wenn und infoweit jenes Klagerecht 
in Folge der in dem Frankfurter Rechtöftreite einge— 
tretenen res judicata als confumirt anzufehen wäre, 
der Beklagte nach demjenigen, was oben über die 
blo8 folidarifche Natur der betreffenden Obli— 
gationsverhältniffe bemerft worben ift, aus dieſer 
Gonfumtion des Klagerechtes, weil fie einer 
Befriedigung des Klägers nicht gleichzuftellen ift, 
irgend welche Folgen zu feinen Gunſten abzuleiten, 
nicht befugt fein würde. 

Die bezüglich der Koften des Rechtsmittels ge— 
troffene Dispofition ift Folge der in der Hauptſache 
zu geben gewefenen Entfcheidung. 


Dem ebenfalld beftätigenden Erkenntniſſe des 
K. Oberappellationsgerihts (Detober 1863) 
waren folgende Rationen beigegeben: 


„Den vorigen Gründen ift im Wefentlichen beis 
zutreten gewefen und will Man daher mit Rüdficht 
auf die Deduction des Bellagten Bl. — nur noch 
Folgendes bemerken: 

Wenn Bellagter, ald er dem Kläger den diefem 
bis dahin unbekannt geweſenen Walther als einen 
Mann präfentirte, mit welchem er, Kläger, gute 
Sefchäfte machen fönne, welcher Waaren von der 
Branche des Klägers, Pfeifenföpfe u. dergl., zum 
Bertriebe in Amerifa in Gonfignation fuche, auf die 
Bemerkung des Klägers: 

„ee fei fein Freund von Üüberfeeifchen Gefchäften 
mit Berfonen, die er nicht näher kenne‘, 
biefem, dem Kläger, gegenüber erklärt hatte: 
„Kläger möge dem Walther nur Waaren geben; 
er, Bellagter, fei ihm gut für den Betrag, 
welchen er, Kläger, aus dem Geſchaͤfte, das er 
mit Walther mache, zu erhalten haben werde”, 


fo leuchtet ein, daß Bellagter nicht für eine bereits 
beftehende Schulpverbinblichfeit Walthers fich ver- 
bürgte, fonbern für Berbinplichkeiten deſſelben, welche 
durch ein von Klägerm mit diefem von ihm empfoh—⸗ 
lenen Walther erft noch einzugehendes Geſchäft ente 
eben würden, gut fagte. Dieſes Rechtsgefhäft aber 
ift ohne allen Zweifel, wie auch von der vorigen 
Inſtanz angenommen worden, nach den Grundfägen 
vom mandatum qualificatum, dem fogenannten 
Greditauftrage, zu beurtheilen, und bei diefem haben, 
wie von den DI. — angezogenen Schriftftellern ge- 
zeigt worden ift, nicht die bei den eigentlichen 
Eorrealverbindlichfeiten geltenden Grundfäpe, 
fondern diejenigen in Anwendung zu gelangen, welche 
bei den blos folidarifchen Obligationen maaßgebend 
find, und ebendeshalb ift e8 ganz richtig, wenn BI. — 
gefagt ift, daß die Verbindlichkeit des mandator nur 
durch ſolche Ereigniffe, welche eine Befriedigung 
des Gläubigerd zur Folge haben, erlöfche, im Uebri— 
gen aber in Folge des zu Eingehung des Geſchäfts 
gegebenen Auftrags der mandator allen durch diefen 
Auftrag veranlaßten Bermögensverluft feinem Beauf- 
tragten, dem Ereditgeber, zu erfepen habe. Was 
aus der Anwendung diefer Orundfäge für den vor— 
liegenden Ball refultire, ift Bl. — ebenfo ausführlich 
als treffend dargelegt worden. 

Nun fucht zwar Bellagter unter Hinweid auf 
das Erfenntniß dritter Inſtanz Bl. —*) eine ihm 
zur Seite ftehende Rechtskraft geltend zu machen, 
indem dort, daß die in Frage ftchende Verbürgung 
an fi} das beneficium excussionis in ſich ſchließe, 
anerfannt, aljo das Rechtsgeſchaͤft aus dem Geſichts— 
punkte einer wirklichen Bürgſchaft, nicht aus dem 
eined Ereditauftrages betrachtet worden fei. Allein 
was die Beziehung auf jene vermeintliche Rechtskraft 
dem Bellagten nugen folle, ift um fo weniger abzu« 
fehen, als es fih in jenem früheren Erfenntnifie nur 
darum handelte, ob die von Beklagtem vorgeſchützte 
exceptio excussionis zu beachten fei oder nicht, für 
die Beantwortung dieſer Frage aber ein näheres 
Eingehen auf die anderweite Brage, welcher ſpeciellen 
Gattung der Berbürgung die obgedachte Bereinigung 
zu fubfumiren fei, ſich in Nüdficht auf die Beftim- 
mungen der Nov. IV, Cap. 1. damals gar nicht ers 
forderlich machte. 

Bezüglich der Unfhlüffigfeit des von dem Beklag— 
ten in der Eingabe Bl. — unter Bezugnahme auf 
die in dem Franffurter Rechtöftreite gefprochene Defis 
nitive gemachten erceptivifchen Borbringens genügt 


*) Vergl. oben bie Rationen bes Erfenntnifies bes K. Ober: 
appellationsgerihts vom November 1859. 
Anmerf, des Einf. 
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eine Berweifung auf die Rationen der vorigen In» 
ftanzen um fo mehr, als in ihnen zugleich alles das, 
was Beflagter hierunter jept entgegengefegt hat, ſchon 
die vollftändigfte Widerlegung findet. 

Daffelbe gilt von dem wiederholten Einwande 
Beklagtens, daß Kläger offenbar außer Stande fei, 
ihm mit Ausficht auf Erfolg fein Klagerecht gegen 
Walther abzutreten. Die Fuͤglichkeit der Abtretung 
ſteht nicht zu bezweifeln.” 


u. 


Entſchädigung desjenigen, welcher aus Gründen 
bed öffentlichen Rechts ſein Eigenthum oder ein 
bem ähnliches Recht aufzugeben genöthigt wird, 
— Berechnung und Beweis diejer Entſchaͤdigung. 


Mitgetheilt von 
Heren Dr. 8, in &, 


Der nachſtehend referirte Schädenproceß, welchen 
die Befiger einiger Häufer zu Leipzig gegen den 
Stadtrath daſelbſt angeftellt hatten, bat durch bie 
geiprochenen Definitiverfentniffe und die im Septem— 
ber 1863 erfolgte Leiſtung der erfannten Eide feine 
Endſchaft erreicht. 

Zum beffern Berftändniffe der ertractweife mitge- 
theilten Gründe dieſer Erfenntniffe mögen folgende 
Vorbemerkungen dienen: 

An einer Anzahl von Häufern in den belebteften 
Straßen und öffentlichen Plägen von Leipzig eriftirten 
feit längerer Zeit bi8 zum Jahre 1851 ſchmale Buben, 
welche ſich die Befiger, reſp. Vorbefiger auf die neben 
den Häufern befindliche area aus» und angebaut und 
faft durchgängig durch Vermiethung an Kleinver- 
fäufer nupbar gemacht hatten. In gedachten Jahren 
ordnete der Stadiramh zu Leipzig aus wohlfahrts- 
und ficherheitspoligeilihen Rüdfichten im Intereſſe 
der Paſſanten behufs der Erweiterung der betreffen» 
den Straßen und Pläge die Hinwegnahme diefer 
Berfaufsbuden an. Derfelde ftieß zwar hierbei auf 
Widerſpruch, die angeordnete Maafregel wurde jedoch 
auf eingewendete Recurfe der Bupdenbefiger Seiten 
der vorgefegten Verwaltungsbehörden zweiter und 
dritter Inftanz gebilligt und aufrecht erhalten. Die 
meiften Bupdenbefiger unterwarfen fih den ergangenen 
Entſcheidungen und riffen ihre Buden felbft hinweg, 
mehrere derjelben aber, nehmlich die Inhaber von 
vier Buden am Nafchmarkte und in der Reichöftraße, 
ließen ed zu zwangsweifer Abreißung derfelben, die 
im Dctober 1851 erfolgte, fommen und betraten nun— 
mehr den Rechtöweg, indem fie in einer gemeinſchaft⸗ 


lichen gegen den Stadtrath zu Leipzig als Vertreter 
ber dafigen Stadtcommun angeftellten Klage das 
durch Verjährung erlangte Eigenthum an der ares, 
auf welcher bie qu. Buden geftanden, in Anſpruch 
nahmen, hierbei aber (unter Eidesantrag) die aus 
diefen Buden feit vechtöverjährter Zeit, namentlich 
die in den legten Jahren vor der Einreifung ge 
zogenen Nugungen fpeciell darlegten. Sie verlang« 
ten, ed möge Bellagter verurtheilt werben, entweder 
die qu. Buden aus dem Vermögen der Stadtcommun 
wiederherzuftellen und ihnen zur Benutzung zu über 
lafien, ſolchenfalls auch fie wegen des ihnen in« 
zwifchen entzognen Nutzens nad Höhe des in der 
legten Zeit vor der Enteignung gezogenen, in ber 
Klage näher bezeichneten Mierhzinfes zu entfchäpigen 
oder fie aus demjelben Vermögen nad dem fünfs 
undzwanzigfachen Betrage des angegebenen Mieth« 
zinsbetrages zu entfhädigen, auch diefe Entſchädi— 
gungsfumme vom 22. October 1851 an mit 5 ‘Broc. 
zu verzinfen. 

Nachdem dem Kläger fowie den Mitflägern ber 
Beweis der Klage, foweit ſolche nicht auf Eid geftan- 
den, auferlegt, aud) Beweis und ®egenbeweis ges 
führt worden war, eradıtete das K. Bezirköge- 
richt zu Leipzig in dem in Januar 1862 gefproches 
nen Definitiverfenntniffe den geführten Berjährungs« 
beweis für vollitändig gelungen, legte aber dem Alä- 
ger fowie den Mitflägern die referirten Eide über die 
zeitherigen Mietherträge der Buden auf und erfannte 
demnächit dahin, daß in voraußgefegter Leiftung dies 
fer Eide der Bellagte dem Kläger 192 Thlr. —⸗ — 
und den Mitklägern 250 Thle. — — jährlich in 
vierteljährlich zu berechnenden Raten auf die Zeit 
vom 22. October 1851 ab nebft Berzugszinfen zu 
5 Procent von eines jeden Termins Berfalltage ab 
gerechnet für die Vergangenheit, nicht minder aud) 
für die Zufunft, dafern Bellagter die Buden herzus 
ftellen nicht gefonnen, Rlägerm und Mitklägern ein 
gleich hohes Entſchaͤdigungsquantum, alljährlich in 
vierteljährlichen Raten, jedoch und zwar ſowohl für 
die Vergangenheit, als auch für die Zufunft unter 
Abzug des nach dem Ermeſſen Sadverftändiger feft- 
zuftellenden Betrags der durchfchnittlich jährlichen 
Koften der Unterhaltung der Buden aus dem Vers 
mögen der Stabtcommun Leipzig zu bezahlen, nicht 
minber bie Hoften des Proceffes, foweit nicht darüber 
bereitö vechtöfräftig erfannt worden, zu erjtatten 
ſchuldig fei. 

Auf eingewendete Berufung beftätigte das K. 
Appellationsgericht zu Leipzig — abgefehen von 
einem rüdfichtlih des Klägers noch für nothwendig 
erachteten Erfüllungseide und einer Abänderung in 
der Börmelung der erfannten Relata — die Prima 
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mit der Erläuterung, daß es der verflagten Stabt- 
commun jedenfalls unbenommen bleibe, die ihr auf- 
gelegte Jahresrente durch Gewährung des 26fachen 
Betrages derfelben und Bezahlung der davon vom 
22. October 1851. an verftandenen Verzugszinſen 
abzulöfen. 


Das K. Oberappellationsgericht erfannte 
eonfirmatorifh. Die einfchlagenden Rationen diefer 
drei Erfenntniffe find folgenden Inhaltes: 


A. Entfheidungsgründe zu dem Erfenntnijfe 
erfter Inſtanz (Januar 1862). 

x. „Es find daher nur noch zwei Fragen offen, 
und zwar erftens bie, in wieweit bedarf ed noch 
einer Gidedleiftung über diejenigen Abjchnitte der 
Litisconteftation, auf welche fich der Bellagte unter 
Relation des ihm darüber angetragenen Eides 
negando oder nesciendo eingelaffen hat, und weis 
tens, worin befteht der Vermögensverluft, den Klä— 
ger und Mirfläger Durch dad Gebahren des Stadt 
raths erlitten haben und nach welchem Maaßftabe ift 
die Verbindlichkeit des Beflagten zur Erfagleiftung 
feftzuftellen ? 

Da die Beantwortung ber Ichterwähnten Frage 
für die erfte praͤjudicirlich ift, fo erjcheint ed anges 
meffen, diejenigen Grundfäge voranzuftellen, welche 
für die Bemefjung des Schadenanſpruchs ald maaß- 
gebend befunden worden find. 

Wie bereitö in den Rationen zu dem Erfenntniffe 
bes 8. Appellationsgerichts BI. — Vol. L ausge 
ſprochen, auch von dem K. Oberappellationdgerichte 
Bl. — als richtig anerfannt worden, ift ed zunädhft 
nur ald eine dem Bellagten günftige Bejchränfung 
des libellitten Anfpruchs anzufehen, wenn Kläger 
und Mitkläger durch die alternative Faſſung des 
petiti dem Stadtrathe anheim gegeben haben, ftatt 
der Bezahlung einer Entfhädigungsfumme für das 
duch das Abbrechen der Buden ihnen für die Zu— 
funft entzogene Recht, dieſe Buden in den frühern 
Stand wieder herzuftellen, es kann daher nicht 
zweifelhaft fein, daß der Beflagte hierdurch das Recht 
erlangt hat, fid) in diefer Maaße von feiner ded- 
falljigen Verbindlichkeit zu liberiren. 

Wenn dagegen die Befiher dieſer Buden eine 
Entfhädigung nad dem 25fachen Betrage des von 
ihmen angegebenen jährlichen Budenzinfes fordern, 
fo hat man hiermit nicht einverftanden fein fünnen. 

Es fteht fe, daß Kläger und Mitkläger geſetz⸗ 
lichen Anfpruch auf vollftändigen Erfag des durch 
den zwangsweiſen Abbruch ihrer Buden ihnen er- 
wachſenen Schadens haben und daß hierzu im All: 
gemeinen ebenfo der entjogene Gewinn, als ber 
unmittelbar durch Entziehung der Sache herbeigeführte 


Vermögensverluft zu rechnen fei. Dies folgt ſchon 
aus der, wie bereitd in den Rationen bes Beweis- 
interlocuts Bl. — weiter ausgeführt worden, auf den 
vorliegenden Fall in Anwendung zu dringenden Bes 
flimmung des Straßenbaumandats vom 28. April 
1781. 8. 11. und aus $. 31. der Berfaffungsurfunde, 
und es mag hierbei nur noch die Bemerkung Pla 
finden, daß die Berfaffungsurfunde, infoweit darin 
die Entfhädigungspflict noch beftimmter und in 
einem größeren Umfange als in dem erfteren auds 
geſprochen worden ift, als ein neueres, derogirendes 
Geſetz betrachtet werden muß. Auch gegen die Zus 
läffigfeit der analogen Anwendung der Berorbnung 
zur Bollziehung des Grpropriationsgefeges vom 
3. Juli 1835. auf den vorliegenden Fall, wo es fich 
um eine aus wohlfahrts- und ficherheitspoligeilichen 
Rüdichten im Interefie der Paffanten vollzogenen 
Erweiterung einer Straße und eines mit Buden bes 
ftandenen öffentlichen ‘Plages, aljo um Ergreifung 
einer Maaßregel im allgemeinen Staatszwecke handelt, 
könnte an fich betrachtet nicht füglich ein Bedenken 
erhoben werben. 

Man glaubt jedoch einen Entfhädigungsmodus 
ermittelt zu haben, welcher der Sachlage entfprechen» 
ber ift, ald der in $. 10. sub e der obgedachten Ber« 
ordnung bezeichnete. 

Nach der Anſicht des K. Bezirksgerichts beftcht 
dieſer Schaͤdenanſpruch in der Verguͤtung desjenigen 
Miethzinſes cum annexis, welchen die Budenbeſitzer 
nad) ihren Angaben in der Klage während der legten 
Zeit vor dem Abbruche der Buden aus den lepteren 
bezogen haben. Denn biefer Gewinn ift dem Kläger 
und dem Mitkläger, abgejehen von dem ihnen gleiche 
zeitig weggenommenen Budenmaterial, deffen Rüdgabe 
oder Werthövergütung biefelben von dem Beklagten 
nicht gefordert haben, offenbar entzogen worden, und 
der Beflagte wird fich felbft am wenigften verhehlen, 
daß die Gewölbe» und Budenmiethe bei den ſich 
immer mehr erweiternben Berfehröverhältniffen der 
Stadt Leipzig ale Handelsftadt feit dem Jahre 1851 
in feiner Weife zurüdgegangen if. Es bildet bie 
Höhe diefes Miethzinſes um fo gewifjer einen Anhalt 
für den Ertragswerth der Buden, als von dem Bes 
Hagten durchaus feine, durd Tharfachen unterflügte 
Behauptung aufgeftellt worben ift, wornach die Uns 
thunlichfeit der fernern Vermiethung der in Streit 
befangenen vier Buden zu dem biöher daraus ges 
zogenen Mierhzinfe anzunehmen wäre, wie folches 
auch noch rüdjichtlich derjenigen Bude zu gelten hat, 
deren Mierhzins von den Mitflägern in der Klage 
nur bis zum Jahre 1850 angegeben worden ift. 

Was die Vergangenheit anlangt, fo haben die 
Befiger der Buben ein condemnatorifches Erfenntniß 
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bes Inhalts, daß Bellagter fie wegen des ihnen 
immittelft entzogenen Nutzens nach Höhe des Mieih- 
zinſes zu entſchädigen habe, beantragt. Hierdurch 
haben diejelben nicht den Umfang ihres desfallfigen 
Anfpruchs felbit, jondern nur den Miethzins als 
Bafis diefer Berechnung bezeichnet. Es war daher 
dem von dem Stabtrathe in Erfüllung der von dem 
Tage ded zwangsweiſen Abbruchs der Buden ihm ob» 
liegenden Entihädigungspflicht verhangenen Säums- 
nifje beſonders Rechnung zu tragen und in fo weit 
zugleich auf Bezahlung von Verzugszinfen zu 5 Proc. 
vom 22. October 1851 ab und zwar, da die Ber 
bindlichfeit des Stadtraths zur Erfagleiftung analog 
den von dem Abmieiher zu der präfumtiv in viertel 
jährigen Raten zu bewerfftelligenden Baarzahlung 
des Mierhzinfes zu beurtheilen, von dem Berfalltage 
eines jeden Vierteljahrstermind ab gerechnet, zu er 
fennen. 

Dagegen hat man dem Beflagten für die Zus 
kunft nur die Berpflichtung zur fortlaufenden alljähr- 
lihen Gewährung des feinen Proceßgegnern ents 
jögenen Geldquanti in vierteljährigen Raten aufzus 
erlegen um deswillen für angemefien befunden, weil, 
wie auch bereits in den Nationen Bl. — unter 
Hinweis auf die ähnliche Beziehung des Miethvers 
hältniffes bemerft worden, nicht außer Acht zu laflen 
ift, daß fünftig einmal -Umftände eintreten fönnen, 
durch welche die Entfchäpigungepfliht aufgehoben 
oder doch gemindert wird. 

Diefer Berurtheilung des Bellagten war jedod) 
infofern eine Beichränfung beizufügen, als von dem 
zu entrichtenden Schädenquantum diejenigen Koften 
in Abzug zu bringen find, welche die Unterhaltung 
der Buden im Durchſchnitt alljährlic erfordert. 
Denn diefer Aufwand würde von den Budenbefigern, 
auch wenn der Bellagte in deren Eigenthumsrechte 
nicht eingegriffen hätte, jederzeit zu beftreiten geweſen 
fein und eine VBerfhonung des Klägerd und ber 
Mitfläger mit diefem Aufwande würde ald unftatt- 
hafte Zuwendung eines Vermögendvortheild fih dar 
ftellen. Worin diefe Unterhaltungsfoften beftehen, 
fann felbitverftändlih nur durch Sacverftändige, 
welche alle hier einzufchlagenden Momente werden 
forgfältig zu prüfen haben, ermittelt werben. 

Es ift daher nur noch die Höhe des Budenzinfes, 
wie folche in der Klage angeſetzt, von dem Beklagten 
aber nicht zugeftanden worden ift, feituftellen. ‘Da 
der Beflagte den ihm hierüber ad pet. I. c. — ans 
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getragenen Eid BL. — zurüdgegeben hat, fo war 
nunmehr mit Rüdficht auf die in-den Erfenniniffen 
BL. — und Bl. — erfolgte Ausfegung der Entjchei- 
dung hierüber bis zur Definitivfentenz und in Bes 
tcacht der zweifellofen Relevanz diefer Artikel auf das 
relatum zu erfennen und daffelbe in der im Erkennt⸗ 
nifje angegebenen Weife und zwar infoweit dabei die 
Zeit, während welcher die Vorbefiger der Mitkläger 
die Buden befefien haben, mit in Frage fommt, nur 
de eredulitate etc. zu förmeln. 

Unter diefen Umftänden ift auf das Erbieten des 
Klägers und der Mitkläger zum juramentum in 
litem, welches ohnehin nur in dem Falle, wenn 
Jemand durch den dolus oder die culpa lata eines 
Andern beſchädigt worden ift und alfo ſchon aus 
diefem Grunde gegenwärtig nicht ftatt haben würde, 
nicht weiter einzugehen. 

Eben fo kommt darauf, ob der Ertrag dieſer 
Buden von den jedesmaligen Befigern unter dem 
Ertragswerthe der Häufer mit verfteuert worden, 
wie (ad pet. 1. c. —) behauptet wird, dermalen 
nicht weiter an, da das behauptete Realrecht der 
Budenbefiger an der area, auf welder die Buden 
geitanden, durch den Beweis dargethan ift und ber 
daraus bezogene Miethzins als ausſchließliche Unters 
lage für die Berehnung des Schävdenanfpruchs nach 
dem eignen Anführen des Klägers und der Mitfläger 
betrachtet werden ſoll ꝛc.“ 

B. Rationen zu dem Urthel zweiter Inftanz 
(December 1862.) 
x. IV, 

„Wendet man fich nunmehr zu der Prüfung des 
von dem Kläger und den Mitflägern erhobenen 
Schädenanſpruches, fo fann es zunächft feinem Zwei— 
fel unterliegen, daß diefelben, den vollftändigen Nach— 
weis des durch rechtsverwährte Zeit fortgefegten Be— 
fies des im Jahre 1851 von den oftgevachten Buden 
eingenommenen reales vorausgefegt, gefeglichen 
Anſpruch auf vollftändigen Erfag des durch die 
jwangsmeife Entzichung eines Theiles ihres Eigen— 
thumes ihnen verurfachten Schadens haben. Hierzu 
gehört an fich ſowohl der ihnen entzogene Gewinn, 
ald der durch die ftattgehabte Erpropriation direct 
veranlaßte Vermögensverluft. Dem gemäß haben 
Kläger und Mitfläger Bl. — ihr Petitum alternativ 
darauf gerichtet, daß Bellagter verurtheilt werde, 
entweder 
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a. die gedachten Buden aus dem Vermögen der 
Stadteommun wiederherzuftellen und ihnen zur Ber 
nugung zu überlaffen, folhenfalls auch fie wegen 
des ihnen immittelft entzogenen Nutzens nach Höhe 
des in der legten Zeit vor der Enteignung gezogenen, 
in der Klage näher angegebenen Mierhzinfes zu ent— 
ſchaͤdigen, 

oder 

b. fie aus demſelben Vermögen nach dem Zöfachen 
BDetrage des in der Klage angegebenen Miethzins- 
betrages, und zwar was die an dem Haufe Klägers 
befindlich gewejene Bude anlangt, mit dem Betrage 
von 25%X192 Rtihlr. = 4800 Rihlr. —⸗ —⸗, und 
was die an dem Haufe der Mitfläger befindlich ges 
wefenen drei Buben betrifft, mit bem Betrage von 
25%x250 Rtihlr. = 6250 Rthlr. — / — ⸗ zu ent 
fhädigen, auch diefe Entfchädigungsfumme vom 
22. October 1851 an mit fünf Procent zu verzinfen. 

Was den erften Theil dieſes Klagegeſuches an— 
langt, fo ift derfelbe zur Zeit nach der beftimmten 
Erklärung des Beffagten Bl. —, daß die Wieder: 
berftellung ber Buben aus Gründen der öffentlichen 
Wohlfahrt und Polizei unzuläffig fei, außer Frage, 
es ift aber bereits BI. — darauf hingewiefen worden, 
daß, wenn bie Kläger es hiernach dem Beflagten 
überlafien haben, fich durch eine ſolche Wiederherftel- 
lung des früheren Zuftandes, fo fern fie überhaupt 
mit Rüdficht auf die Denfbarfeit eines Wegfalles ber 
ficherheitd- und wohlfahrtöpofigeilichen Behinderungs- 
gründe rechtlich möglich fein, oder fünftighin rechtlich 
möglich werden follte, von der ihn außerdem treffen- 
den Entſchaͤdigungspflicht zu befreien, bie geftellte 
Alternative ald eine dem Bellagten günftige Be— 


fhränfung des libellirten Anfpruches aufzufafien fei. 
Die Möglichkeit eined Wegfalles jener angeblichen 
Behinderungsgründe ift nun auch von der erſten In- 
ftany gebührend berüdfichtigt worden. Daß hierdurch 
nur die für die Zufunft ausgeworfene Entſchädigung 
betroffen werben fann, verfteht fich von felbft. 

Dagegen ift die erfte Inftanz von dem zweiten 
Theile des vorfiehenden Klaggefuches (sub b.) nad 
Bl. — um deöwillen abgewichen, weil fie einen 
fachentiprechenderen Entfhädigungsmodus ermittelt 
zu haben glaubt. Dem gemäß hat diejelbe den Be— 
Hagten Bl. — verurtheilt, den Alägern ein jährliche 
Entfhädigungsfumme nad; Höhe der in der legten 
Zeit vor der zwangsweiſen Entfernung der Buben 
bezogenen Miethzinsbeträge auf die Zeit vom 22. Dcs 
tober 1851 ab, und zwar, was die Vergangenheit 
anlangt, fammt Zinfen des Verzugs zu Fünf vom 
Hundert von eines jeden Termines PVerfalltage an 
gerechnet, was die Zukunft betrifft, fo lange Beflag- 
ter die Buben wiederherzuftellen nicht gefonnen, jedoch 
fowohl für die Vergangenheit als für die Zufunft 
unter Abzug des nad) dem Ermeffen Sachverftän- 
diger feftäuftellenden Betrages der durchſchnittlichen 
jährlichen Unterhaltungsfoften, aus dem Bermögen 
der Stabteommun Leipzig zu bezahlen. Diejen Ent- 
ſchaͤdigungsmodus hat man nach Bl. — namentlich 
auch um deswillen für fachentfprechend angefehen, 
weil nicht außer Acht gelaffen werden bürfe, daß 
fünftig einmal Umftände eintreten fönnten, durch 
welche die Entihädigungspflicht aufgehoben ober 
doch gemindert werden würde. 

Gegen biefen Theil des erftinftanzlichen Erfennt- 
niffes ift von beiden Theilen, und zwar 

A 


von dem Bellagten um bedwillen, weil er überhaupt 
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beftreitet, daß in der Höhe der in ber legten Zeit vor 
der Entfernung der Buden gezogenen Mierhzinfen 
ein geeigneter Maaßſtab für die Entſchädigung der 
Kläger gefunden werben fünne, 

B 


von dem Kläger und den Mitklägern aber deshalb 
remebirt worden, weil " 

a. von den Entfhädigungsgeldern der Durch— 
fhnittöbetrag der Unterhaltungsfoften in Abzug ge- 
bracht, 

und 

b. auf bie Möglichfeit des Einteitted von Um— 
fänden Rüdficht genommen worden fei, durch welche 
die an ſich in dem Inftanzerfenntniffe angenommene 
Entfhädigungspfliht aufgehoben oder gemindert 
werden fünne. 

Da fi hiernach die Berufung des Bellagten als 
für die Entſcheidung der Sache präjubiciell darſtellt, 
erjcheint es angemefjen, felbige zunächft in das Auge 
zu fafjen. 

Ad A. 

Beklagter beſtreitet die Zulaͤſſigkeit einer nach 
Maaßgabe der gezogenen Miethzinſen zu berechnen— 
den Entſchaͤdigung um deswillen, weil dieſelbe auf 
der Borausfepung beruhe, daß den Klägern eine 
fortgejegte und unbehinderte Benugung des durch 
Verjährung erworbenen Straßenareales in der bisher 
geſchehenen Art und Weife freiftehe, eine biesfalls 
den Klägern zuftehende Berechtigung aber nicht nur 
zur Zeit wenigftens ohne den erforderlichen Nachweis 
geblieben fei, fondern auch durch das dem verflagten 
Stadtraihe unzweifelhaft zuftehende Befugniß, in 
feiner Eigenfchaft als ‘Polizeibehörde der Stadt Leip- 
zig eine ſolche Benugung zu unterfagen, ausgefchlof- 
fen werde, 

. Bereits in den dem Beweisinterlocute zweiter 
Inftanz beigegebenen Entfcheidungsgründen ift nad) 
Bl. — darauf hingewiefen worden, wie ſchon das 
Römiſche Recht dem Richter zur Pflicht macht, bei 
Bemeſſung ded dem Schädenberecdhtigten zuftehenden 
id quod interest von allyugrofen Spisfindigfeiten 
abzufehen und ein vernünftiges richterliches Ermeffen 
Platz ergreifen zu laffen. 

l. un. C. VII, 47. 

Andererfeits fchreibt daffelbe für den in 1.18. D, 
de religiosis et sumpt. fun. (XI, 7.) angeführten, in 
mannigfaher Hinficht analogen Fall einer aus 
Gründen des öffentlichen Rechtes eintretenden zwangs⸗ 
weifen Grundftüdsentäußerung ausdrüdlich vor, daß 
die Behörde dafür beforgt zu fein habe, daß ber, zu 
deſſen Bunften bie Bermögensentziehung erfolge, bem 
Anderen ein justum pretium gewähre. Dies ents 
fpricht allenthalben dem in $. 1. und 11. des Stra- 


fenbaumandates vom 28. April 1781, fo mie im 
Allgemeinen in 8. 31. der Berfaffungsurfunde vom 
4. September 1831 aufgeftellten Grundfage. 

Eine weitere Ausbildung hat jedoch die Bemef- 
fung der in Erpropriationsfällen zu leiftenden Ent— 
ſchaͤdigung, theils in den für die Ablöfung von Real- 
laften getroffenen Beftimmungen, theils durch die für 
die Erpropriation von Privateigenthum zu Eifen- 
bahnzwecken erlaffenen Geſetze gefunden. Nach 
Maaßgabe dieſer Geſetze erſcheint ſowohl eine dem 
bisherigen Ertrage des expropriirten Grundſtückes 
entſprechende Jahresrente, als eine ebenfalls nach 
jenem Ertrage zu berechnende Averſionalſumme als 
das entſprechende Aequivalent der zwangsweiſen Ent⸗ 
eignung, und es iſt hierbei der in der Natur der 
Verhaͤltniſſe wohl begründete fünfundzwanzigfache 
Betrag des entzogenen Nutzens als die Regel anzu— 
ſehen. 

vergl. $. 10. des Geſetzes vom 3. Julius 1835. 

$. 29. $. 35. des Geſetzes vom 17. März 1832. 

Verordnung vom 28. Septbr. 1833. 

$. 225. der Bergorbnung vom 22. Mai 1851. 
und nur ausnahmsweife in einigen Bällen der 
20fache Betrag ald maafigebend angenommen wor« 
den. 

vergl. 3. B. Landtagsabfchied vom 30. October 

1834, sub B. No. 20. 4, 

Einer analogen Anwendung der bereits in Obigem 
angezogenen Borfchrift in $. 10. sub c. des Ge- 
jeges vom 3. Julius 1835. fcheint nun allerdings zu« 
naͤchſt der Umftand entgegenzuftehen, daß die gedachte 
Vorfchrift von dem Falle handelt, wenn auf dem 
abzutretenden Gebäude nutzbare Realgerechtig— 
feiten haften, in dem bier vorliegenden Falle das 
gegen, wenn auch nad den Zeugenausfagen fein 
Zweifel darüber auffommen fann, daß die ftreitigen 
Duden den vollen Zeitraum der erwerbenden Ber- 
jährung hinducch als offene Berfaufsbuden benupt 
worden find, gleichwohl von den Klägern die Eriftenz 
eines ihnen in diefer Hinficht zur Seite ftehenden 
Realrechtes nicht behauptet worden if. Durch 
dieſes Bedenfen wird jeboch der von der erften In— 
Hanz für angemefjen geachtete Entfchädigungsmodus 
um jo weniger betroffen, als hiernach, wie gedacht, 
ber verflagten Stadteommun zugleich das Recht ge— 
wahrt worden ift, fünftig einmal eintretende Um— 
ftände zu ihren Gunſten geltend zu machen. So 
weit ſich hierdurch nicht bereits der oben gedachte 
Einwand des Beflagten von felbft erledigt, ift zu 
deffen Widerlegung annod auf Folgendes aufmerf- 
fam zu machen. 

Laͤßt man auch die Nichtigkeit oder Unrichtigfeit 
der von ben Klägern in ihrer Refutationsfchrift Bl. — 
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aufgeftellten factifchen Behauptung dahin geftellt, fo 
ift doch fchon im Allgemeinen davon auszugehen, daß 
der durch die bisherige Benutzung jenes Arcales ges 
wonnene Nutzen als dasjenige Object, wegen beffen 
die Kläger volle Entfhädigung zu beanfpruchen be: 
fugt find, wenigftens fo lange anzufehen if, als nicht 
von dem ©egentheile an» und ausgeführt werben 
follte, daß einer gleichmäßigen Fortbenutzung deſſelben 
ein rechtlich zu beachtendes Hinderniß entgegen- 
fiehe. Die Richtigkeit diefer Annahme folgt fchon 
aus dem allgemeinen Sage, daß ber Eigenthümer 
präfumtiv befugt ift, allen und jeden Nugen nicht 
nur aus der Subftanz der ihm zugehörigen Sache, 
fondern auch aus denjenigen Handlungen zu ziehen, 
zu deren Bornahmen ihm ber Befiß berfelben die 
Büglichkeit darbietet. Gehören Nugungsrechte ber 
zuletzt gedachten Art auch nicht zu den wefentlichen 
Beftandtheilen des Begriffes Eigenthum, fo ift doch 
im Zweifel zu vermuthen, daß fie mit dem letzteren 
verbunden find. 
Bergl. Slül, a. a. O. Bo. III. $. 576. 

Auch in fo weit erfcheint zwar das freie Berfügungs« 
techt ded dominus durch die Rüdficht auf das allge 
meine Befte befchränft. Das Vorhandenfein einer 
derartigen Beichränfung ift jedoch keinesfalls zu 
präfumiren. In dem biöherigen Verlaufe des Pro— 
ceffes ift nun ein derartiges Moment nicht geltend 
gemacht, namentlich in dem Gegenbeweife darauf, 
daß eine ſolche Benugung des Budenareales, wie fie 
zeither ftattgefunden, zufünftig factifch oder rechtlich 
unmöglich würde, nicht articulirt worden. Hiernach 
erfcheint der erhobene Einwand, was die auf bie 
Vergangenheit zu gewährende Entfchädigung anlangt, 
offenbar unbeachtlih. Was dagegen die für die 
Zufunft ausgeworfenen Jahresrenten anlangt, er: 
fheint das Recht der verflagten Stabtcommun durch 
den mehrerwähnten Borbehalt zur Genüge gewahrt. 
Anbererfeits verfteht es fich jedoch von felbft, daß 
auch in fo weit die von bem Beflagten für ſich in 
Anfpruch genommene Berechtigung, die flreitige Bes 
nugung jenes Budenraumes willführlich gu unter- 
fagen, nicht ohne Weiteres zugeftanden werden fann. 
Abgefehen davon, daß den Intereffenten einer ber 
artigen, von dem Bellagten, in feiner Eigenfchaft 
ald Organ der Polizeigewalt, getroffenen Anord—⸗ 
nung gegenüber bas verfaffungsmäßige Recht, auf 
Entfcheidung in höherer Inftanz zu provociren, felbft- 
verftändlih nicht abgefihnitten werden fönnte, ift 
aud zur Zeit fein Hinderniß abzufehen, weshalb 
nicht auch einem derartigen Verbote gegenüber die 
bereit in dem gegenwärtigen Proceſſe binfichtlich des 
Schuges des freien Eigenthumes zu rechtlicher Gels 
tung gebrachten “Brineipien Anwendung zu leiden 


haben follten. In feinem Falle kann jedoch in gegens 
wärtigem Proceſſe über die Eriftenz oder Nichteriftenz 
eines diesfalls den Parteien zur Seite ftehenden 
Rechtes, beziehentlich über die Frage, ob die Kläger 
für den noch gar nicht eingetretenen Ball eines ber» 
artigen Verbotes anderweit Entfchädigung von dem 
Dellagten zu fordern befugt, und nach welchem 
Maapftabe diefelbe zu bemeffen fein würbe, mit er 
fannt werben. Unzweifelhaft muß aber für den vor- 
liegenden Proceß davon ausgegangen werden, baf 
dem Kläger und den Mitflägern, fo fern fie fich feit 
rechtöverwährter Zeit in dem Befige jenes Mreales 
befunden, und daffelbe zu der Aufftellung von Vers 
faufsbuden benußt haben, auch für die Zufunft uns 
benommen fei, mit ihrem Eigenthume fo, wie bisher 
gefchehen, zu gebahren, Beflagter aber, jo weit er 
ſolche Benugung behindert, zu Entfhädigung der 
Eigenthümer des Grund und Bodens gehalten ift. 
Unter biefen Umftänden erfcheint der von ber erften 
Inftanz gewählte, auf der Präfumtion einer gleich- 
mäßig fortgefegten Benutzung jenes Budenraumes 
bafirte Entfchädigungsmodus gerechtfertigt. 
Andererfeits erledigt fich 

ad B. 
hierdurch zugleich der als Grav. 6. aufgeftellte, bereits 
oben sub b. erwähnte Einwand. Jedenfalls ift die 
Denkbarfeit, daß in dem Laufe der Zeit einmal Um— 
ftände eintreten fünnten, welche die Ausübung des 
mit zu der Entfhädigung gezogenen Befugnifies 
factifch oder rechtlich unmöglich machen fönnten, nicht 
ausgefchloffen. Daß dagegen eine ſolche Möglichkeit 
nicht ſchon dann anzunehmen fein würde, wenn bie 
Behinderung jener Ausübung durch eine von dem 
Beflagten zu vertretende Anordnung herbeigeführt 
werben follte, ift bereitd gezeigt worden. 

Daß hiernähft : 

ad a. 
bei der Bemeffung der zu gewaͤhrenden Entichädi- 
gungsrente ber nothwendig mit der fortgefegten uns 
veränderten Benupung jener Buden verbundene Aufs 
wand in Beruͤckſichtigung zu ziehen gewefen, liegt in 
der Natur der Sache, und bedarf um fo weniger 
einer befonderen Rechtfertigung, als die Möglichkeit 
einer diesfalls vorzunehmenden Quantificirung auf 
der Hand liegt. An und für fi würde es unbe 
benflich erfchienen fein, in diefer Hinficht das An— 
führen in ber Klage ad p. 1. c. 52. zu berüdfidy- 
tigen und den Betrag der für die bisherige Benugung 
jener Räume gezahlten Steuern und Abgaben bei 
ber Quantifieirung des Entfchädigungsäquivalentes 
in Aufrechnung zu bringen. Die Acten geben jedoch 
darüber, wie e8 nad) dem Wegreißen ber Buden mit 
jenen Angaben gehalten worden, eben fo wenig, wie 


60 


in Betreff ber Höhe der gezahlten Abgaben genügenbe 
Unterlagen. 
V. 

Dagegen haben der Kläger und die Mitkläger 
ihrerſeits dawider, daß anftatt ber von ihnen ber 
anfpruchten Averfionalfumme eine Jahresrente aus- 
geworfen ift, nicht fperiell gravaminirt. An und für 
fich ift von der Annahme auszugehen, daß einerjeits 
in Berüdfichtigung des mehrgedachten Vorbehaltes, 
anbererfeits aber auch fchon im Hinblide darauf, daß 
die Gewährung eines nad) dem fünfundzwanzigfachen 
Betrage jener Rente capitalifirten Betrages den Klä- 
gern die Füglichkeit eines höheren, als vierprocentigen 
Ertraged an die Hand geben dürfte, der von ber 
erften Inſtanz gewählte Entichädigungsmodus zu 
dem Bortheile der verflagten Stadteommun gereiche. 
Bon einer Berurtheilung ultra petita ift hiernach 
augenjcheinlich nicht die Rede. Andererfeits ift viel» 
mehr für Klägern und die Mitkfläger in fo weit 
Rechtskraft vorhanden. Der ausprüdlichen Faſſung 
des Klagegefuches gegenüber erſchien es jedoch ge- 
boten, der verflagten Stabtcommun, dafern fie dieß, 
wie ed nad) ihren neuerlichen Auslaffungen den Anz 
fchein hat, für ſich für vortheilhafter achten follte, die 
Ermächtigung vorzubehalten, die ausgeworfene Jah 
resrente durch Bezahlung des fünfundzwanzigfachen 
Betrages derjelben abzulöfen. 

VI 

Die Feftttellung der Höhe der zugefprochenen 
Jahresrente ift nah dem Inftanzerfenntniffe von 
Leitung des über den Grund ber Klage angetrage- 
nen und referirten Eides in Betreff der behaupteten 
Höhe der in lepter Zeit vor der zwangsweifen Weg- 
reißung der Buden aus felbigen gezogenen Mieth- 
zindbeträge abhängig gemadt worden. Gegen bie 
diesfalls erfannten Eide ift einerfeits die allgemeine 
Berufung bed Beflagten mit gerichtet, andererſeits 
von den Mitflägern gegen die Fafjung des BI. — 
geförmelten Eides remedirt worden. 

Bereits in den bem in gegenwärtiger Inftanz 
gefprochenen Beweisinterlocute beigegebenen Grün- 
den ift nad BI. — anerkannt worben, es gehe aus 
dem Umftande, daß Kläger aus jenen Buden Mieth- 
zinfen gezogen, ber vermögensrechtliche Nachtheil, 
welcher den Eigenthümern der arca durch die zwangs— 
weife Entfernung derfelben zugefügt worden fei, uns 
zweifelhaft hervor. 

Nach demjenigen, was in dem Obigen über die 
im Zweifel anzunehmende rechtliche Möglichkeit einer 
Fortbeziehung des bisher aus jenen Buden erlangten 
Gewinnes bemerft worden ift, handelt es fich zur 
Zeit Iediglih um die Ermittelung der präfumtiven 
Ertragsfähigfeit jener Buben, und fomit um bie 





Beantwortung der nah DI. — dahingeftellt gelaffe- 
nen Frage, ob das Klagevorbringen, fofern es bin 
ſichtlich der dem Kläger zugehörig gewefenen Buben 
diejenigen Miethzinserträgniffe aufführt, welche „in 
der letzten Zeit vor deren Wegreißen“ bezogen wor« 
den, binfichtlich der an dem Haufe der Mitfläger 
befindfich gewefenen Buben dagegen den „jeit be 
jiehentlich 10, 16, 24 und 23 Jahren” gegogenen 
Ertrag namhaft gemacht, zu Begründung bes libels 
lirten Anſpruches hinreiche. Die Beantwortung 
diefer Frage ift der Natur der Sache nad} von ber 
Beantwortung der Vorfrage abhängig, in wie fern 
der einmal oder einige Zeit hindurch gezogene Mieth⸗ 
zindertrag einen ausreichenden Maaßſtab für die Bes 
urtheilung der fortbauernden Ertragsfähigfeit bes 
vermietheten Raumes an bie Hand zu geben geeignet 
fei. Bei Beantwortung biefer Frage find bie fpeci- 
ellen factifchen Verhältniffe unzweifelhaft mit zu be- 
rüdfichtigen, und bie erfte Inſtanz erfcheint daher 
vollfommen in ihrem Rechte, wenn fie nah Bl. — 
den auch der gegenwärtigen Inftanz befannten Um- 
fand, dag am hiefigen Plage die Miethzinfen für 
Verfaufsftände feit dem Jahre 1851 in feiner Weife 
zurüdgegangen, vielmehr feit jener Zeit noch fehr 
erheblich geftiegen find, mit in Berüdfichtigung ge 
zogen hat. Weberhaupt aber ift bei der Beantwor- 
tung ber vorgebacdhten Fragen zunächft zu berüdjich- 
tigen, daß es ſich bei Beurtheilung einer nad) dem 
gezogenen Miethzinfe zu berechnenden Ertragsfähig- 
feit nicht, wie in dem Falle, auf welchem ſich die in 
$. 91. des Ablöfungsgefeges vom 17. März; 1832 
enthaltenen Borfchrift bezieht, um ein bei dem in der 
Natur der Berhältniffe begründeten fortwährenden 
Wechſel der Erträgniffe nur nach Durchichnittsans 
nahmen feftzuftellended Aequivalent handelt, fondern 
daß für die vorliegenden Verhältniffe, analog dem in 
$. 10. e. des Erpropriationsgefeped gedachten Falle, 
die Annahme gerechtfertigt erfcheint, ed werde, fo 
lange nicht der Eintritt ganz befonderer Thatumftände 
nachgewiefen werben follte, der Miethzinsertrag, 
wie er in ber legten Zeit vor dem mehrgebachten 
zwangsweifen Einfchreiten der ‘Boligeibehörde ſtatt⸗ 
gefunden habe, auch für bie Zufunft unverändert 
fortdauern. In feinem Falle wirb fich nach dem» 
jenigen, was in Obigem über die fpeciellen Verhält- 
niffe an dem hiefigen Platze bemerft worden ift, bie 
entfchädigungspflidtige Stadtcommun ihrerfeitd durch 
diefe Annahme für befchwert achten können. Wenn 
gleihwohl in theilweifer Berüdfichtigung der Bes 
rufung des Bellagten eine Aenderung des dem Klaͤ⸗ 
ger BI. — auferlegten Eides nothwendig erfchienen, 
fo rechtfertigt fich Dieß durch Die Erwägung, daß bie 
Worte: „in der legten Zeit,” überhaupt feinen ficheren 
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Anhalt darüber geben, was bemfelben zu beeiben 
auferlegt werden follen, namentlich aber die Mög- 
lichkeit auszuſchließen war, es könne ber fragliche 
Eid nur in Rüdjicht auf das vielleicht ganz zufällige 
momentane Erträgniß eines kurzen, für die Beurtheis 
lung der Ertragsfähigfeit überhaupt ungenügenden 
Zeitabfchnittes geleiftet werben. 

In diefer Faſſung rechtfertigen ſich die erfannten 
Eide auch von dem Gefichtöpunfte eines juramen- 
tum in litem, welches fi nad der Anficht des 
Königl. Appellationsgerichts zu Leipzig überall ba 
als zuläffig darftellt, wo es fih um Entſchaͤdigung 
für eine durch rechtswidrige Handlungen zugefügte 
Berlepuug handelt, bafern nur überhaupt die Eris 
ſtenz eined nach Geldwerthe zu veranfchlagenden 
Schadens in anderer Weife ermittelt und bargethan 
it. Demgemäß ift die Zulaffung zu einem berartis 
gen Eide lediglih von der aliqualis demonstratio 
folcher thatfächlicher Momente bedingt, welche ge 
eignet find, für den Richter die Unterlage für das 
‚arbitrium bonae fidei hinſichtlich der Wuͤrderung 
der Ungemeffenheit des zu beeidigenden Schadens zu 
begründen. 

1. 4. 8. 2. D. de in litem jurando. (XII, 3.) 

Hiernach erichien es auch zugleich im Uebrigen 
völlig unbedenklich, die von ven Mitflägern in dem 
Wege der Berufung geftellten Anträge zu berüdjich- 
tigen. Dagegen handelt es ſich bei der zu Punft c. 
Bl. — getroffenen Abänderung lediglih um eine 
dem Klagevorbringen entiprechende Eorrectur, wie 
es denn (ad pet. a. Bl. —) einer eiblichen Erhärtung 
der in p. 1. c. 40. 43. 46. und 49. zugeftandenen 
Thatumftände felbftverftändlich nicht bedarf. 

VIL 

Die erite Inftanz hat, was die bereits verftan- 
denen Jahresrenten anlangt, ben Beklagten in Bes 
zahlung von Zinfen zu fünf vom Hundert von eines 
jeden Termines Verfallzeit an verurtheilt, und dieſe 
Zinfen als Berzugszinfen bezeichnet. 

An fi würde ed nun einem Anſpruche auf Ge— 
währung von Berzugszinfen von einem früheren 
Zeitpunfte, ald von dem Tage der Infinuation ber 
Ladung auf die erhobene Klage in fo fern an ber 
fchlüffigen Begründung mangeln, ald, wenn auch 
Kläger und die Mitkläger auf eine der Alaganftel- 
fung voraudgegangene Weigerung bed Beklagten, 
ihrem Anverlangen auf Gewährung einer entfpres 
enden Entfhädigung zu genügen, ausdrücklich 
Bezug genommen haben, es doch in Betreff diefer 
angeblich ftattgehabten Interpellation an einer fpes 
eiellen Zeitangabe gebricht. 

In der That beruht jedoch die diesfalls aus- 
geiprochene Berurtheilung auf weſentlich anderen 


Borausfegungen. Wie nämlid aus der BI. — au 
lefenden Bemerkung hervorgeht, ift die erfte Inſtanz 
in biefer Beziehung von der Anficht geleitet worden, 
daß, da zu präfumiren fei, daß bie erften durch das 
Einfchreiten des Bellagten in Wegfall gebrachten 
Miethzinstermine gerade zu der Zeit biefes Ein— 
jchreitens fällig geworben, bie fpäteren Miethzind- 
termine aber von da ab mit dem Ablaufe eines jeden 
Vierteljahres abzuführen gewefen fein würben, das 
id quod interest, welched dem Kläger und den Mit« 
Hägern an der Fortdauer dieſes Zuftandes beiwohne, 
und benfelben durch die von der verflagten Stadtcom⸗ 
mun zu bezahlende Rente erfept werden folle, was die 
Vergangenheit anlange, vollftindig erft durch die— 
jenige Summe repräfentirt werbe, zu welcher man 
gelange, wenn man zu dem einer jeden dieſer Mieth- 
zinsraten entfprechenden Geldbetrage annoch den 
Betrag der davon feit der präfumtiven Fälligkeit der 
betreffenden Miethzinspoſt bis zu dem Zeitpunfte, 
an welchem die Entfchädigung zu der Auszahlung 
gelangen wird, verftandenen landesüblihen Zin— 
jen hinzurechne. 

Sofern in der Klage von dem capitalifirten Be— 
trage jener Miethzinserträgniffe ebenfalls Zinfen zu 
fünf vom Hundert von dem 22, October 1851 an 
gefordert worden find, kann zunächft in formeller 
Hinficht auch von diefem Theile der ausgefprochenen 
Berurtheilung nicht behauptet werden, daß fie ultra 
petita hinausgehe. 

In materieller Hinficht beruht die Entſcheidung 
auf der in dem 

Reichsdeputationsabfchiede vom 30. October 1600. 
anerfannten VBermuthung, daß ber Gläubiger fein 
Geld von Zeit der Hälligfeit an werbend anlegen 
und zum Mindeften zu Fünf vom Hundert verwers 
then werde, ein Orundfag, welcher auch dem 

Torganer Ausfchreiben vom 8. Mai 1583. 
zu Grunde liegt, und in der Saͤchſiſchen Geſetz— 
gebung 

vergl. const. 30. P. I. v. 3. 1572. 

Mandat vom 21. December 1609. 

Geltung erlangt hat. 

Derjelbe ift auch, wie 

Gottschalk, Analecta jur. Sax., c. 10. pag. 

238. 
nachweift, nicht auf den Fall des Darlehens zu bes 
fchränfen, fondern auf Gontractöverhälmiffe aller 
Art anwendbar, und von der Prarid ertenfiv an« 
gewendet worden. Geht man von diefer Annahme 
aus, und berüdfichtigt zugleich, daß der Bellagte 
das gefammte Interefie, welches dem Kläger und 
den Mitflägern an dem Fortbezuge der entzjogenen 


| Miethzinsbeträge beigewohnt, zu erfeßen verbunden 
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if, fo erfcheint die Anordnung der erften Inftanz 
auch in fo weit gerechtfertigt.” ꝛxc. 
C. Rationen zu dem Urthel dritter Inftanz 
(Juni 1863.): 

ic. „Den weiteren Befchwerben bes Bellagten 
gegen die veränderte Faſſung, in welcher bie vorige 
Inftanz das dem Kläger Bl. — sub — und den 
Mitllägen Bl. — sub — in erfter Inftanz auf 
erlegte relatum nah Bl. — erkannt hat, fowie 
gegen die Modalität der dem Beflagten geftatteten 
Gapitalifirung des jährlichen Miethzinfenbetrages, 
in defien Zahlung die erfte Inſtanz den Beflagten 
auch für die Zukunft unbedingt verurtheilt hatte, fonnte 
ebenfalls feine Folge gegeben werben. Denn foviel 

a. 

das dem Kläger am erſten Theile auferlegte Relatum 
betrifft, fo hat die zweite Inflanz an deſſen Faffung 
weiter etwas nicht geändert, als daß fie die Worte 
in der Eidesformel Bl. — in der legteren Zeit mit 
den Worten: „mindeftens in den legten Jahren‘ 
vertaufcht hat, und es ift dieſe Abänderung, wie 
aus den Rationen Bl. — hervorgeht, und von 
felbft einleuchtet, fogar lediglich im Interefie des 
Beklagten felbft erfolgt. Inſoweit hat alfo Bellag- 
ter gar feinen Grund zur Beichwerbe und fein 
Vorbringen BL. — fteht hierzu in gar feiner Bes 
ziehung. Dagegen ift allerdings bie Abänderung 
des Relateides der Mitkläger (BI. — sub —) in 
Berüdfichtigung der Anträge derfelben BI. — erw 
folgt, und enthält in fo fern eine Erleichterung bie- 
fes Eides für fie, ald man daraus die in erfter 
Inſtanz darin aufgenommene namentliche Bezeich- 
nung der einzelnen Abmiether ber betreffenden 
Buden entfernt und die Angaben des Miethzins- 
betraged auf den Zeitraum „der legten Jahre‘ vor 
dem Wegreißen der Buben befchränft hat. Allein 
diefe Aenderung der Eidesfaflung erfcheint völlig 
gerechtfertigt. Man kann dabingeftellt fein lafjen, 
ob die Grundfäge von dem juramento in litem in 
der hier fraglichen Beziehung Einfluß äußern fonns 
ten — was übrigens wenigftens dadurch, daß Be— 
Hagter nah Bl. — dem Borwurfe einer Wider 
rechtlichfeit um deswillen nicht audgefegt fein zu 
fönnen glaubt, weil er die Wegreißung der Buben 


im Öffentlichen Intereffe in feiner Eigenfchaft als 


Obrigkeit und unter Approbation der ihm vorgefep- 
ten Berwaltungsbehörbe bewirkt, nicht ausgefchlofjen 
fein würde, da bie civilrechtliche Rechtswidrig— 
feit, welche in der bemerften Hanblungsweife in 
BVBorausfegung eines von dem Kläger und den Mit 
Hägern erlangten jus quaesitum auf Fortbeftand ber 
Buden offenbar liegt, dadurch, daß Beflagter ſolche 
im Bereiche feiner Amtscompetenz vorgenommen, 


nicht aufgehoben werben fann. Denn jebenfalls 
mußte fchon die Rüdficht entfcheidend werden, daß 
aus einem ide richterlichen Amtes halber alles 
Ueberflüffige und Irrelevante möglichft auszuſcheiden 
ift. Meberfläffig und irrelevant war es aber, wie 
Mitkläger BI. — ganz richtig" geltend gemacht haben, 
daß in das von ihnen zu leiftende Relatum bie 
Namen der Abmiether ihrer Buben und die Beträge 
der Miethzinfen auf eine längere Zeit zurüd, als auf 
die legten Jahre vor dem Abbruche der Buben, aufs 
genommen worden. 
b. 

Während die exfte Inſtanz in Betreff ber Modas 
lität der dem Kläger und den Mitklägern zufom- 
menden Entfhädigung für die ihnen entzogene 
Benugung der fraglihen Buben unbedingt aus— 
gefprochen hatte, daß die Summe des jährlichen 
Miethzinfenerträgnifles, wie foldhe durch die erfann- 
ten relata in Gewißheit zu feßen, maaßgebend und 
fowohl für die feit der Befeitigung der Buben bereits 
verfloffene Zeit, infoweit mit Berzugszinfen von 
jeder Miethzinsrate Verfall an gerechnet, als auch 
für die Zufunft, unter Abzug ledigli des zu er— 
mittelnden burchfchnittlichen jährlichen Unterhaltungs» 
aufwandes, dem Kläger und den Mitflägern zu 
gewähren fei, hat bie vorige Inſtanz, einerfeits im 
SIntereffe des Beklagten, andererfeits dem Antrage 
in der Klage entfprechend, dem Beflagten das 
Wahlrecht eingeräumt, anftatt der Jahresrente durch 
Zahlung eines dem 25fachen Betrage berfelben 
gleihfommenden Gapitald nebft Berzugszinfen vom 
22. October 1851 an den Kläger und die Mit 
Häger zufrieden zu ftellen. Der Beklagte verfennt 
auch jegt nicht, daß diefe ihm nachgelafjene Wahl 
der Ablöfung durch Bapitalzahlung eine Erleichtes 
rung für ihn enthalte, er glaubt aber eventuell 
eine Verminderung des Capitals auf den 20fachen 
Betrag der Jahresrente beanfpruchen zu fönnen. 
Diefem Antrage zu deferiren, har man jedoch feinen 
rechtlichen Grund aufzufinden vermocht, wie benn 
auch Beklagter felbft einen ſolchen nicht vorzubringen 
vermocht, fonbern lediglich auf die nackte Behaup- 
tung fich befchränft hat, daß der Schaden bes Klä- 
gerd und der Mitfläger fchon dadurch -gededt werben 
würde, Es ift aber bereits Bl. — und BI. — in 
den vorigen Inftangen richtig dargelegt worden, baf 
derjenige, welcher aus Gründen des öffentlichen 
Rechts fein Eigenthum oder ein dem ähnliches Recht 
aufzugeben genöthigt wird, vollftändige Entſchäͤ— 
digung deshalb zu forbern berechtigt jei, und daß, 
wenn es fih um Nusiverfung einer Averfionals 
fumme ald Aequivalent für den verloren gegangenen 
jährlichen Ertrag eined zwangsweiſe enteigneten 
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Grundftüdes oder dem analog zu beurtheilenden 
Objectes handelt, der 2öfache Betrag diefer Rutzung 
als die duch Die vaterländifche Geſetzgebung feitgeftellte 
Regel anzufehen fei, wie foldye denn auch aus den 
gefeglichen Vorſchtiften über den im Zweifelsfalle 
anzunehmenden Zinsfuß (zu vergl. die Bl. — an— 
gezogenen Geſetze) fi abftrahiren läßt. Man hat 
daher zu einer eventuellen Herabſetzung der Eapitals- 
entfchädigung auf den 20fachen jährlichen Mieth— 
jinsbetrag, fo viel davon nach Abzug der Unter 
haltungsfoften übrig bleibt, fich nicht bewogen finden 
fönnen.” ꝛxc. 


12. 
Zur Begründung des Anfpruchs auf Verzugs— 
zinfen vom Berfalle des Wechfeld an bedarf es 
auch gegen den Neceptanten oder gegen ben Aus- 
fteller eines Solawechjeld der Bezugnahme auf 
erfolgte Bräfentation des Wechſels. 

Mitgetbeilt von 

ern ®, in L. 

Bei dem Handelögericht in Leipzig wurde im 
April 1863 P. aus Brody im Wege des Wechſel— 
procefjes auf Zahlung eines von ihm über 250 Thfr. 
—s —, per ult. October 1862 audgeftellten Sola- 
wecjel nebft Verzugszinfen von der Berfall- 
zeit an gerechnet in Anfpruch genommen. In letzterer 
Beziehung wurde zwar angeführt, dag ber Wechfel 
an Bellagten am Berfalltage zur Bezahlung präfen- 
tirt worden fei, jedoch diejes Anführen ohne jede bes 
fheinigung gelaſſen. Der Beflagte zahlte das Wechſel— 
capital fofort, verweigerte aber die Zahlung von Vers 
zugszinſen und Koften, weil der Wechfel ihm nie zur 
Zahlung vorgelegt worden fei. Hierauf wies (Mai 
1863) das Handelsgericht das auf Bezahlung der 
Zinfen und Koften gerichtete Suchen der Kläger re- 
fusis expensis ab, „weil die Zahlungsverbindlichfeit 
des Bellagten auf die gleichzeitig geforderten Zinfen 
und Koften nicht erſtreckt werden fönne, da der Grund» 
fa: dies interpellat pro homine hier aus dem Grunde 
nicht Platz greife, weil der Bellagte die Präfen- 
tation zur Zahlung abzuwarten berechtigt, zur Depo- 
fition des Wechſels nicht verpflichtet, fondern nad) 
ber Allg. Deutfchen Wechfel-Ordnung nur berechtigt 
fei und der Kläger, daß er dem Bellagten den Wechfel 
zur Zahlung präfentirt, zwar behauptet, aber, wie 
ihm bei dem hiergegen erhobenen Widerſpruch des 
Beklagten im Urfundenproceß obliege, urkundlich nicht 
dargethan habe, endlich auch ein fonftiger Verzug 
von dem Bellagten bei der von ihm im Verhörster— 
mine geſchehenen Zahlung des Wechfelcapitals nicht 
verhangen worden fei. 

vgl. au Ach. f. Wechfelrecht, IX, 428." ꝛc. 


Auf Appellation des Klägers erging Rovember 
1863 folgende Entjheidung des Königl. Appel- 
lationsgericht zu Leipzig. 

„Dieweil die Beurtheilung der BI. — angeregten 
Rechtsftage nach der Anficht der gegenwärtigen In- 
franz nicht als eine völlig aweifellofe fich bezeichnen 
läßt, und daher den Klägern, welche nach dem eiges 
nen Anführen des Beklagten die in einem gleichartigen 
Falle von dem K. Oberappellationsgerichte*) ausge» 
fprochene Rechtsmeinung zur Seite ſtehet, bezüglich 
der Berfolgung des in Rede befangenen Zinfenpunftes 
der Vorwurf muthwilliger Streitfucht nicht teifft, 
gleichviel, 0b dasjenige, was die Kläger über bie 
BI. — bemerften Borgänge angeführt, als tharfächlich 
und rechtlich begründet allenthalben angefehen werben 
fonne oder nicht, 

fo ift e8 bei dem Bl. — publicitten Befcheide, 
foweit darin die Kläger zu Erftattung der aufgelaufes 
nen PBroceßfoften verurtheilt worden find, auf deren 
zweite Befchwerde Bl. — nicht zu faffen, fondern ed 
find diefe Koften zwijchen den Parteien aufzuheben. 

Dagegen ift fothaner Befcheid, inſoweit darin Das 
Suchen der Kläger auf Zahlung von Berzugszinfen 
von dem Bl. — geforderten Wedhfelbetrage abgemies 
fen worden ift, aus den der gedachten Entſcheidung 
eingefchalteten Gründen, welchen Man beipflichtet, 
und denen nur noch zu Widerlegung ber neueren 
Ausführungen der Kläger BI. — hinzugefügt werben 
mag, daß 

a. nad) befannten wechfelrechtlichen Grundfägen, 
welche auch in Art. 91. der Allg. D. Wechſel-Ordn. 
Anerfennung gefunden haben, der Wechfelfehuldner 
die Zahlung dem Gläubiger nicht in das Haus zu 
bringen hat, fondern die Abholung des Geldes er- 
warten darf, mithin auch bei Wechfeln, in denen ein 
beftimmter Zahlungstag feſtgeſetzt worben ift, eine 
mora des Acceptanten, beziehentlich des Ausftellers 
des Solawechfels, nicht ſchon mit dem Ablaufe diejes 
Tages, fondern erft nad) erfolgter Präfentation 
und Mahnung Seiten des Wechfelinhabers eintritt, 
ald woraus mit Nothwendigfeit folgt, daß, infoweit 
bie Rechtöregel: dies interpellat pro homine in dem 
Verhaͤltniß des Wechfelgläubigers und Wechfelichuld- 
ners einer wefentlichen Modification unterliegen muß, 

b. Die Präfentation, wie jeder andere thatfäch- 
liche Umftand von derjenigen Partei, welche auf 
diefelbe fich beruft, anzuführen und nachzuwei— 
fen, beziehentlich in dem Wechfelproceffe in urfund- 
liche Gewißheit (welche jedoch auch in anderer Weiſe, 
als durch eine Protefturfunde bergeftellt werben kann) 
zu fegen ift, wie denn auch die Behauptung der Klä- 
ger, daß von dem BI. — angezogenen Schriftfteller 
N) Bol. Annalen des K. Oberappell.Ger. B. 5. ©, 250, 
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Poͤſchmann im Arch. f. Wechfelr. Bb.2. S. 206 f. 
eine Bräfumtion zu Gunften ded Inhabers dafür, 
dag er den Wechfel am Berfalltage präfentirt habe, 
aufgeftellt worden fei, welche nur burch einen von 
dem Schuldner zu erlangenden, fofort liquid zu 
machenden Beweis des Gegentheild vernichtet werden 
fönne, in dem angezogenen Auffage nicht die entfern- 
tefte Begründung findet, von dem Berfaffer des letz⸗ 
teren vielmehr an ber citirten Stelle nur foviel aud- 
geführt worden ift, daß, obwohl in Betreff der eige- 
nen Wechfel eine dem Artikel 44. der Allg. Deutfchen 
Wechſel⸗Ordnung entfprechende Beftimmung in dem 
gedachten Gefege nicht enthalten fei, doch die Unter- 
laffung der Präfentation und ‘Proteftlevirung bei 
diefen Wechfeln der Regel nad) mit einem eigentlichen 
wechfelrechtlichen Präjudize, dem Ausfteller gegenüber, 
nicht verbunden fei, während berfelbe Schrififteller 
bezüglich der jegt in Rede ftehenden Zinfenfrage 
(l. c. S. 207. Zeile 5. von oben) ausdrüdlich ber 
unter a. aufgeftellten Anficht beiftimmt, 

ec) die Bl. — angegogenen Art. 50. und 51. leg. 
eit. lediglich von dem Regreßanſpruche bes In— 
habers, welcher einen Wechſel Mangels Zahlung 
hat proteftiren laffen, beziehentlich des Indoffan- 
ten, welcher den Wechfel eingelöft oder ald Rimeffe 
erhalten hat, fprechen und daher für die vorliegende 
Brage, wo eine Regrefforderung nicht in Rede fteht, 
nicht maaßgebend fein können, wenn ſie aber für 
die legtere etwas zu beweifen vermöchten, dann nur 
gegen die Anficht der Kläger zeugen würben, ba 
nad Art. 41. leg. eit. befanntlich jeder Anſpruch der 
in Art. 50. und 51. gedachten Art durch die rechte 
zeitig erfolgte Präfentation und Proteſtlevirung be— 
dingt wird, 

d) wenn bei der Erörterung der gleichartigen 
Frage, ob ed dem Arceptanten gegenüber zu Bes 
gründung des Zinfenanfpruchs eines Proteſtes oder 
anderen urkundlichen Nachweifes der Prüfentation 
bebürfe, auf Art. 44. leg. cit. Bezug genommen 
worden ift*), hiergegen in Betracht gelangt, wie an 
der angeführten Stelle nur verfügt worden ift, daß 
es „zu Erhaltung des Wechfelrechtes” wider den 
Acceptanten der Regel nad) weder der Präfentation 
am Zahlungstage, noch der Erhebung des Proteftes 
bebürfe, mithin nur von den Bedingungen der Klag— 
barfeit, nicht von den Vorausſetzungen des Ver— 
zuges die Rede ift, wogegen der ebenfalls für die 
entgegengejegte Anficht angerufene Art, 40. leg. eit. 
aus dem bereitd Bl. — erwähnten Grunde, d. i. 


*) vgl. Annalen l. eit. 


Redacteur:; Dr, Theodor Taudnip. 


weil eine Berechtigung zur Depofition nicht ohne 
Weiteres eine Berpflichtung zu berfelben in fi) 
fchließt, hierher nicht zu beziehen ift, übrigens noch 
zu gedenken, daß, wenn ber Wechjelfchuldner flüchtig 
geworben ift, oder fich verborgen hält, auch dem In— 
haber eines Solawechfeld unbenommen ift, ven Schulds 
ner in Gemaͤßheit von Art. 91. der A.D. W.⸗O. in Ber 
zug zu fegen, beziehentlich, daß dies gejchehen fei, durch 
Proteftlevirung in urkundliche Gewißheit zu ftellen, 

e) für die vorliegende Frage (bezüglich welcher außer 
den BI. — citirten Gerichtöhöfen*) auch namentlich 

Borchard, die a. D.W.-D. 2. Ausg. 1860. 5.113. 

Hoffmann, ausf. Erl. d. a. D. W.O. ©.577, 
die vorſtehend ausgeführten, von dem K. Appellations⸗ 
gericht zu Leipzig bereits i. 3. 1854 [Stadtgericht zu 
Rochlitz, Vogel & Eo. /. Ulrich, Reg. B. No. 359.] bes 
folgten Anficht beipflichten) die Beftimmung des Allg. 
Deutſch. Handelögefepbuchs Art. 289. ganz ohne Ein- 
flug ift, weil nad Art. 2. deſſelben Geſetzes durch das 
leptere an den Beftimmungen der Wechjelorbnung, 
deren Eonfequenz die oben vertheidigte Meinung bil 
det, nichts geändert wird, 

ber eingewendeten Berufung ungeachtet zu bes 
ftätigen.” ꝛc. 


An das K. — Se fonnte dieſer 
Proceß nicht gelangen, da der Streitgegenftand ein 
geringfügiger war. 


) di, ber höhften Gerichtshöfe von Berlin (Archlo für 
Wechſelrecht, IV, 354. 349.), Wien, III, 343., Prag, V, 438,, 
Roftod, in Seufert’s Archiv, X, 279. — Bgl. übrigens nech 
Verhandlungen b. Nürnberger Novellencommiffien, 1858. S. LI. 








Im Verlage von Bernhard Tauchnitz ift ſoeben erſchienen 
und burch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Sintenis, Anleitung 
zum Stubium des 


bürgerliben Geſetzbuches 
für das Königreih Sachſen. 
Zweite Lieferung. 
Lex.“ 8. broſch. 1, Thlr. 

Mit dem lebendigften Intereffe ift diefes Werl von ben 
ſächſiſchen Juriſten aufgenommen worben unb e8 findet ſich 
dadurch die Berlagsbandlung verpflichtet, daſſelbe auf das 
fchnellfte erjcheinen zu laſſen. Der bier angezeigten zweiten 
&ieferung werden bie dritte bis jechite baldigft folgen, fo daß 
bis Oſtern das Werk volfftändig in ben Händen ber Käufer 
fein wird. Ausdrücklich garantirt die Verlagshandlung, daß 


der Preis für die in Lieferungen bezogenen Exemplare in 
feinem falle mehr als Drei Thaler betragen wirb. 


Dffiein der Berlagshanblung. 


Wochenblatt 


Alle Doftämter 


Mon diefem Bo- fü r 
cheublatte er— u Buchhandlungen 
feinen jährlich übernehmen Befel: 


6% Nummern zu 
1 Dnartbogen und 


merkwürdige Rechlsfälle, 


lungen und liefern 
kasiiuartal zu dem 


außerdem am dad · in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 
— aus dem Gebiete der Justizpklege — 


und Verwaltung 
zunaͤchſt für das 


Königreich Sachſen. 


Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 





VNeune Folge Bwölfter Jahrgang. 


1864. 





13, 


In wie weit hat der Ufufructuar eines mit einem 
Audzuge belafteten Gutes den leßteren and ben 
Nupungen des Gutes gleih wie alle übrigen 
onera zu entrichten, ohne daß ihm ein Anfpruch 
auf Reftitution gegen ben Eigenthümer des 
Gutes zufteht? 


Mitgetheilt von 
Heren Dr. 2, in ®, 


R. Steudte war mit der verw. Haupt, die ihm 
bad von ihrem vorigen Ehemanne ererbte Bauergut 
inferivt hatte, verheirathet gewefen, diefe Ehe jedoch 
rechtöftäftig getrennt worden. Später machte Steudte 
verfchiedene Anfprüche gegen feine gefchiedene Ehefrau 
geltend, namentlich verlangte er Reftitution des Aus- 
zuge, welchen er dem Auszügler Gottlob Haupt für 
die Bellagte auf die Zeit von Johannis 1857 bis 
zu dem im Monat Auguft 1860 erfolgten Tode des 
Auszüglers in der bedungenen Maaße abgeführt habe, 
und den er mit 108 Thlen. 27 Ngr. — = berechnete. 
Zu dieſer Forderung hielt er fich für berechtigt, weil 
nach der Befanntmachung vom 2. October 1839. 
no. 13. (Geſetz - und Berorbn.» Blatt vom 3. 1839. 
©. 280.) ein Auszug, welchen eine Ehefrau ihrem 
Ehemanne bei Eingehung der Ehe und während ber- 
felben einbringe, nicht die rechtliche Natur der Nutzun— 
gen, fondern die des Gapitalvermögens habe und als 
foldes von dem Ehemanne oder deifen Erben zu 
vertreten jei, mithin auch umgefchrt der Auszug, 
welchen der Ehemann anftatt der Ehefrau vom ein- 
gebrachten Grumdftüde derfelben an den Auszügler 


abtrage, nicht bie Eigenſchaft einer auf dem chemweib- 
lien Grunpftüde liegenden, die Nutznießung be 
fchränfenden Privatlaſt, fondern die Eigenfchaft einer 
als Theil des Kaufpreifes erfcheinenden, ſucceſſiv 
verfallenden Capitalſchuld habe. 

Beflagte widerfprach der Klage und führte weiter 
aus, daß der Nießbrauchsberechtigte, da ihm gefeplich 
die Verbindlichkeit obliege, alle auf der feinem Niep- 
brauche unterworfenen Sache haftenden Laſten und 
Abgaben, fo wie die davon jährlich zu entrichtenden 
Zinfen abzuführen, hiernach auch verbunden fei, von 
dem Ertrage des feinem Nießbrauche unterworfenen 
Grundftüds die darauf haftenden Auszugsleiftungen 
zu entrichten. 


Die erfte Inftang (Bezirksgericht Mittweida, 
Auguft 1862) erhielt die Klage aufrecht und motivirte 
das Erfenntniß durch folgende Gründe: 


„In Bezug auf die von der Bellagten gegen die 
Statthaftigfeit der Klage erhobenen Einwendungen 
habe man der Anficht der Bellagten beizupflichten 
nicht vermocht, da ed zwar an fich nicht beftritten fei, 
daß der Ehemann die auf dem inferirten fundus der 
Ehefrau haftenden Reallaften während der Dauer 
der Ehe aus feinen Mitteln zu tragen habe, dennoch 
der Auszug zu diefen Laften, denen er nur in einigen 
Stüden ähnlich fei, wie er 3. B. außer in dem 
$. 107. Abi. 2. des Gefepes vom 6. November 1843 
gedachten Falle durch nothwendige Subhaftation nicht 
erlöfche, während er wieder andere Merkmale eines 
onus reale nicht habe, nicht gerechnet werben fönne, 
vielmehr, wie died analog in den von dem Kläger 
angezogenen Rechtöfägen des K. Oberappellations- 
gerichts vom 2. October 1839. no. 13. anerfannt 
worden fei, die Eigenfchaft einer ald Theil des Kauf- 


preifes erjcheinenden, fucceffiv verfallenden Capitals 
ſchuld babe. 
Wochenblatt für merkw. Rechtöfälle v. I. 1844. 
S. 208. 
Gottfhald, in der Zeitfchrift für Nechtöpfl. u. 
Berw., Th. IIL ©. 26.” 

Das K.Appellationsgericht zu Leipzig wies 
jedoch mittelft Urthels d. d. publ. 20. Juni 1863 
die Klage (bei diefem Klagepunfte) in der angebrach- 
ten Maaße ab und begründete feine Entſcheidung 
duch folgende Rationen: 

„Die vorftehend erfannte Abweifung der Klage 
in Anfehung des erſten Rlagepunftes, bei welchem 
der Kläger den Werth defjen erftatter verlangt, was 
er während bes Beſtehens der Ehe mit der Beklagten 
zu Dedung des auf dem cheweiblihen Grundftüde 
haftenden Auszuges verwendet haben will, beruht 
auf folgenden Erwägungen: 

Einerſeits darf unbedenklih davon ausgegangen 
werden, daß man ed hier mit einem fogenannten 
refervirten Auszuge zu thun habe. 

Denn aus der, wenn auch nur in ertrachweifer 
Abſchrift Bl. — beigebrachten Kaufsurfunde ergiebt 
fi fo viel, daß der erſte Ehemann der Beflagten, 
I. ©. H., das nachmals nach feinem Tode an dies 
felbe vererbfällte Halbhufengut von feinem Bater, 
3. G. 9., um die Summe von 1700 Thlen. — — 
erfauft und daneben den fraglichen Naturalauszug 
an den Berfäufer auf deſſen Lebenszeit zu entrichten 
ih anheifchig gemacht habe, Much erhellt aus der 
beigebradhten Bemerfung des Klägers in der Klage 
fehrift bei Einl.-Abſchn. 11., daß dieſes Auszugsrecht 
auf dem betreffenden Grundbuchsfolium jeiner Zeit 
zum Eintrage gelangt fei. Es liegt alfo hier einer 
der Bälle vor, wo der Auszug ſchon nad früherem 
Rechte den Reallaften in gewilfer Beziehung gleich 
behandelt wurde, 

Erläuterungsrefcript vom 28. Februar 1726. (CO. A. 
C. I. tom. I. p. 275.) 
Belanntmachung des Königl. Oberappellationd- 
gerichtd vom 2. October 1839. no. 1. 
und für welche auch die neuere Gefepgebung 
Gejep, die Grund» und Hypothelenbücher ıc. betr., 
vom 6, November 1843. $. 106. 
den nämlichen Gefichtöpunft theilweife feitgehalten 
hat. Indeſſen kann hieraus allein für die Beant— 
wortung der vorliegenden Frage eine fichere Entichei- 
dungsnorm nicht entnommen werben. Denn diefe 
Gteichftellung des Auszuges mit der Reallaſt läßt 
fih, wie ſchon der dem erfteren in dem Hypothefen- 
buche nach $. 177. des Geſetzes angewiefene Platz 
anzeigt, feineswegs als eine vollftändig durchgeführte 
betrachten, und geht über den Zwed, welchen ber 
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Geſetzgeber zunächſt im Auge gehabt hat, den ber 
Sicherftellung des Auszüglers für den Fall der noth- 
wendigen Subhaftation des auszugspflichtigen Orund- 
tüds, nicht hinaus. Wenn daher die Beklagte aus 
der Berwandtichaft beider Rechtsinſtitute die Anwend- 
barfeit der in der 
1. 13. D. de imp. in res dot. fact. (XXV. 1.) 

rüdjichtlih der Steuern und Abgaben enthaltenen 
Borfchrift auf den in Rede ftehenden Anfpruch abs 
zufeiten ſucht, fo hat fchon der Kläger mit vollem 
Rechte Bl. — auf die diefer Analogie entgegen» 
ftchenden Bedenken hingewiefen. Die leßteren wür« 
den fid) fogar dann nicht wefentlich mindern, wenn 
man dem Auszuge in allen Bunften die Eigenjchaft 
einer Reallaft zugeftehen könnte, da von jelbft ein— 
leuchtet, daß ein Princip, welches fich in der erwähn- 
ten Gefepftelle nur in Betreff gewifier, dem Gebiete 
bes öffentlichen Rechtes angehöriger Leiftungen aus— 
gelprochen findet, nicht ohne Weiteres auf Grund» 
laften, welche lediglich auf Brivatrechtstiteln beruhen, 
übertragen werden dürfe. 

Eben jo wenig fann Man aber auch anderer 
Seits die in voriger Inftanz Bl. — und von dem 
Kläger Bl. — für die Aufrechthaltung der Klage 
geltend gemachten Gründe für durchſchlagend aner- 
fennen. Was fih in der Belanntmachung des 
Königl. Oberappellationsgerichts bei no. 13. von 
dem Falle gefagt findet, wenn der Auszug von ber 
Ehefrau, als der Berechtigten, dem Ghemanne bei 
Eingehung der Ehe inferirt wird, geftattet feinen 
Rüdihluß auf den umgekehrten Fall, wo die Ehefrau 
Auszugsträgerin und der Ehemann als gefeglicher 
Verwalter und Nupnießer ihres Vermögens in der 
Lage gemwefen ift, die während der Ehe verfallenen 
Auszugsleiftungen für fie an den Dritten berichtigen 
zu muͤſſen. Während für jenen Fall dort ganz im 
Allgemeinen der Grundfag ausgefprochen wird, und 
audgefprochen werden durfte, daß die Auszugsprä- 
ftanda in der Hand des Ehemannes der Auszüglerin 
nicht die Natur des fructus, fondern des Capitales 
annähmen, und deshalb Die dereinftige Reſtitutions— 
verbindlichfeit des Erſteren nach den über den Uſus— 
fruetus an fungiblen Sachen geltenden Beftimmungen 
ſich zu regeln habe, wird die Frage wegen Eriften; 
oder Nichterifteng eines Erbanſpruchs auf Seiten des 
Eljemannes der Auszugspflichtigen wegen des an 
den Dritten geleifteten immer quaestio facti bleiben, 
d. h. verfchieden beantwortet werden müffen, je nach 
der Art und dem objectiven Beflande der in dem 
conereten Falle durch ihm getilgten Auszugsſchuld. 
So wird ſich unter Umftänden nicht zweifeln Laffen, 
daß, wo der Auszug in der Form einer jührlichen 
Geldrente (Leibrente, Termingelder) ausgeſetzt iſt, 


der Ehemann der Regel nach die auf deren Tilgung 
verwendete Summe von ber Ehefrau, ald Eigen» 
thümerin des auszugspflichtigen Gutes, nach gelöfter 
Ehe mit demfelben Rechte wird erftattet verlangen 
fönnen, wie nah Abſtoßung einer hypothekariſchen 
Schuld den erweislich hierbei gehabten notliwendigen 
Aufwand, während da, wo die Auszugslaft z. B. 
in der Verpflichtung zu Ablieferung der auf einer 
beftimmten Parcelle des auszugspflichtigen Grund— 
ftüds erbauten Beldfrüchte, oder in einer Quote 
des gefjammten, auf dem Gute erzeugten Weines, 
Dbftes 1c. befteht, im Zweifel ein derartiger Erfaß- 
anfpruch hinwegfällt. Zwar wird in allen biefen 
Fällen der Auszug, fobald er bei Gelegenheit eines 
onerofen Beräußerungsvertrages vorbehalten war, in 
dem Berhältniffe des Auszüglers zu feinem Mitcon- 
trahenten ald eine die Stelle des Kaufgeldes vertre- 
tende Gegenleiftung fich auffafien lafen, und deshalb 
ſowohl bei der Frage wegen der laesio enormis, reſp. 
der Inofficiofitätöquerel, al® bei Berechnung der zu 
verlehnwaarenden Summe mit in Anfchlag zu brin— 
gen fein. 
Gottfchalf, Zeitfchrift für Redhtspfl. und Verw., 
Bd. III. ©. 26. 

Refcript vom 30. Januar 1794. (C.A.C. U. 
tom. II. p. 511.) 

Kori, Erörterungen, Bd. IIL no. XII. ©. 103 fig. 
(2. Ausg.) 

Für die Beurtheilung des Rechtöverhältnifies der 
Ehegatten unter fi in dem Falle der Illation eines 
auszugspflitigen Gutes dagegen fann diefes Mo— 
ment, wie fchon die oben angeführten Beifpiele er— 
geben, nicht ald das entfcheidende betrachtet werben. 
Vielmehr Fommt hier Alles darauf an, ob man fich 
den vorliegenden Umftänden nad den Auszug als 
ein auf dem Früchtebezug des inferirten fundus, oder 
als ein auf deffen Subſtanz felbft Tiegendes onus zu 
denfen habe, und zwar ift hierbei nicht etwa lediglich 
bie dem Auszügler zugefehrte Seite der betreffenden 
obligatio im Auge zu behalten. Denn dieſem wird 
überhaupt nur in den feltenften Faͤllen ein Anſpruch 
auf eine beftimmte species und der Regel nady nicht 
einmal ein Recht darauf zuftehen, daß ihm die bes 
dungenen Naturalien gerade aus den Erträgniffen 
des pflichtigen Gutes gewährt werben, wogegen für 
den Auszugstraͤger fich factifh das VBerhältniß zus 
meift fo geftalten wird, daß er die an den Auszügler 
abzuführenden Naturalien aus den Gutserzeugniſſen 
zu entnehmen fih Rechnung machen darf, und auch 
vwirfli entnimmt, das Grundftüd alfo ihm felbft 
um fo viel weniger Reinertrag abwirft. Ueberall 
da aber, wo nach den gewöhnlichen Grumdfägen der 
Landwirthfchaft die zu entrichtenden Auszugspraͤſtanda 
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ſich als eine von den Gutserzeugniſſen abzugebenbe 


pars quota, oder pars quanta darftellen, würde es 
zu einem der Billigfeit und der natürlichen Auffaf- 
fung der Berhältniffe aumwiderlaufenden Refultate 
führen, wollte man dem Ehemanne geftatten, den 
Aufwand, welchen er zu Tilgung ber während ber 
Dauer feines Ufusfructus fällig gewerbenen Aus- 
zugsſchuld präfumtiv aus den Früchten des fundus 
dotalis beftritten hat, der Ehefrau unter den noth- 
wendigen Impenfen beshalb in Zurechnung zu brin« 
gen, weil er durch die vorausgegangene Perception 
Eigenthümer der fämmtlichen fruetus geworben fei, 
und fomit einen Theil feines Bermögens zu Ab— 
ftoßung einer bie Ehefrau treffenden Schuld auf- 
zuopfern gehabt habe. Bielmehr erfcheint es ſolchen⸗ 
falls als das der Sachlage und der muthmaaßlichen 
Abficht der Betheiligten Entfprechendere, eine fac- 
tische Beſchraͤnkung des chemännlichen Ufusfructus 
anzunehmen, und findet rüdfichtlich des Begriffs der 
Impenfen bier der Quellenausfpruch in L. 15. D. 
de imp. in res dot. fact. (XXV. 1.) recht eigentlid) 
Anwendung, wo e8 heißt: 
sed ipsae res ita praestare intelliguntur, ut 
non tam impendisse in eas, quam deducto 
co minus ex his percipisse videaris. (une 
autem impendia secundum eam distinetionem 
ex dote deduci debeant, non tam facile in 
universum definiri, quam per singula ex ge- 
nere et magnitudine impendiorum aestimari 
possunt. 
Hierzu tritt in den Fällen, wo die Abentrichtungen 
ihrer Befchaffenheit und Menge nach vorausfeplich 
den Zwed haben, dem Wuszügler zu feinem täglichen 
Unterhalte zu dienen, und wo fomit denfelben bie 
Eigenfchaft vertragsmäßiger, aus den Gutsnußungen 
zu verabreichender Alimente zufommt, 
Hänfel, Lehre von dem Auszuge, $. 5. not. 8. 
©. 16 flg. und 22. 
noch die fernere Erwägung, daß ſchon die Römer 
den Ufufructuar zu Dedung derartiger, auf dem dem 
Nießbrauche unterworfenen fundus ruhender Leiſtun— 
gen in gleicher Weiſe, wie zu Berichtigung der 
öffentlichen Laſten und Abgaben, für verbunden ev» 
flären, 
L. 7. 8.2. 1. f. D. de usufr. (VIL 1.) 
und mag Betreffs der Anwendbarkeit diefer Geſetz— 
ftelle nu noch darauf aufmerffam gemacht werben, 
daß der auf Referyation und leptwilliger Verfügung 
berubende Auszug befanntlih auch nad) heutigem 
Rechte im Wefentlihen auf gleiche Linie zu ſtel— 
len ift. 
Anlangend nun den vorliegenden Fall, fo find 
die in Frage befangenen Auszugspräftationen ſaͤmmt⸗ 


li von ber Art, daß dieſelben ungeswungen ale 
Theil der eigentlichen Outsnugung aufgefaßt werben 
fönnen, und ihrem Betrage nach gehen fie über das 
Maaß eines den Verhaͤltniſſen entfprechenden Suften- 
tationsquanti nicht hinaus. Die Beflagte ift jomit 
bei Eingehung der Ehe volllommen zu der Boraus- 
fegung berechtigt gewefen, daß ihr Fünftiger Ehemann 
die Tilgung der jährlid; verfallenen Leitungen aus 
den Erträgniffen des ihm gefeplich zufallenden Nieß— 
brauches am auszugspflictigen Gute übernehmen 
werde, und Sache des Klägers würde es unter dieſen 
Umftänden gewejen fein, wenn er, dem die Belaffung 
des der Beklagten zugehörigen Halbhufengutes mit 
dem in Rede ſtehenden Auszuge nicht unbefannt ge- 
blieben fein fonnte, auf eine vorzugsweije Verwen- 
dung der fünftigen reditus fundi zu Dedung ber 
Auszugsgebührniffe einzugehen nicht gemeint war, 
ſolches in Zeiten der Beflagten zu eröffnen und fid 
einen geeigneten Vorbehalt zu ftellen. 


Durch das Bisherige erledigt fi) zugleich das 
Argument, welches der Kläger Bl. — wiederholt 
aus dem Gefichtspunfte einer durch die jährliche 
Abführung der Auszugsfchuld bewirkten verhältniß- 
mäßigen Aufbefferung der Subftanz des cheweiblichen 
Grundftüäds herzuleiten verfucht Hat. Denn hält 
man feft, daß der Kläger der Beflagten gegenüber 
fhon an fidy für die Deckung der Auszugspräftationen 
an den Gutsintraden im Zweifel einzuftehen gehabt 
hat, fo fann in ber fucceffiven Befreiung des ches 
weiblichen Grundftüds von der Auszugslaft und der 
dadurch herbeigeführten Werthserhöhung des Erfteren 
eine in dem Intereffe der Ehefrau und für deren 
Rechnung unternommene Gefhäftsbeforgung nicht 
erblictt werben, ganz abgefehen davon, ob fich, felbft 
wenn man von der entgegengefegten Anſicht aus» 
gehen wollte, bei dem aleatorijchen Charakter einer 
jeden Auszjugsftipulation ſchlechthin behaupten laſſe, 
daß der Werth des auszugspflichtigen Grundſtücks 
durch die bis an das Lebensende des Auszüglerd 
fortgefegte Abentrichtung der jedesmal fälligen Lei— 
ftungen um den Betrag des Gezahlten wirklich ges 
fteigert werde, zumal in einem Falle der vorliegenden 
Art voransgefegt werden darf, daß die jährliche 
Auszugsrente — diefe ald einen geftumdeten Theil 
des Gutsfaufgeldes gedacht — nicht blos einen ent 
fprechenden Gapitalbetrag repräfentire, fondern zus 
gleich als verhälmißmäßige Entjchädigung für den 
durch die gewährte Geftundung dem Verkäufer ent» 
gangenen Zinfengenuß zu dienen beftimmt fei. 


Aus diefen Gründen hat Man fich zu einer 
Abweiſung des Suchens des Klägers bei dem erften 
Klagepunfte bewogen gefunden.” ꝛc. 
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Das 8.Oberappellationdgericht, an welches 
die Sache auf Klägers Berufung gelangte, betätigte 
(December 1863) diefes Urthel „aus vorigen Grün 
den, denen im MWefentlichen beizutreten gewefen, 
infonderheit in Erwägung, daß ed eine fchon im 
gemeinen Rechte begründete Verbindlichkeit des 
Ufufeuetuard fei, alle auf den dem Fruchigenuffe 
beffelben unterworfenen Sachen haftenden Zaften und 
Abgaben zu tragen, 

l. 10. D. de div. reg. jur. (50, 17.) 

1. 7. 8. 2., 1.27. 8. 3., 1. 52. D. de usufructu 

et quemadm. (7, 1.) 

demnaͤchſt der Auszug in Bällen ber vorliegenden 
Art nicht als ein auf der Subflanz des auszugd- 
pflichtigen Gutes, fondern ald ein auf deffen Frucht: 
bezug haftendes onus zu betrachten, daher von dem 
Ufufructuar aus den Nugungen des dem Rießbrauchs⸗ 
techte unterliegenden Gutes abzuführen fei”. 
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I. Auch im @recutionsproceffe ift die Interpreta: 

tion der von ben Parteien gebrauchten Urfunden 

zuläffig. — IL Verträge zu Gunften britter 

Perfonen. — II. Rechtliche Bedeutung bes 
Auddrufs „Anweiſung“. 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 


Franz 3. hatte mit Mori 8. einen Mobiliarfauf 
abgefchloffen. In der betreffenden Kaufsurfunde hatte 
ſich der Käufer 2. unter Anderem verbindlich gemacht, 
den von ihm noch nicht berichtigten Reſt der Kaufs 
fumme in gewiffen, näher beftimmten Terminen, 
„und zwar der Anweifung des Verkäufers gemäß 
an deffen gefchiedene Ehefrau zu berichtigen‘; bis 
zur völligen Zahlung hatte der Verkäufer „ſich, bes 
ziehentlich feiner gefdhiedenen Ehefrau” das Eigen- 
thumsrecht an den Kaufsobjecten vorbehalten, vie 
geſchiedene 3. felbft aber bei dem Kaufsgefchäfte nicht 
concurrirt. 

Die gefchievene I. erhob nun im Wege des Eres 
eutiondproceffed, geftügt auf den gerichtlich recognos« 
cirten Kauf, Klage gegen den Berkäufer 8, auf 
Bezahlung der rüdftändigen Kaufgelber. 

Der Beflagte erhob verſchiedene Einwendungen 
dagegen; insbefondere beftritt derjelbe, daß die ger 
fhiedene 3. durch obige Anweifung des Verkäufers 
ein felbftftändiges Klagerecht gegen ihn, den Beflag- 
ten, erlangt habe, da er in feinem Obligationsver- 
haͤliniſſe zu der gefchievenen 3. ftehe, ebenfowenig 
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aber davon Kenntniß habe, daß fein Berfäufer bie 
ihm gegen den Bellagten noch zuftehende Kaufgelder⸗ 
forderung an feine gefchiedene Ehefrau abgetreten 
oder Legtere font zur Einhebung der rüdftändigen 
Kaufgelverforderung ermächtigt habe. 

Rach abgehaltenem Berhöre erfannte das Pro— 
ceßgericht (Gerichtsamt im Bezirfögericht Dresden) 
auf Einftellung bed eingeleiteten Erecutionsprocefied, 
indem es feiner am 17. Januar 1863 befannt ges 
machten Entfcheidung folgende Gründe beifügte: 

„Bon den Einwendungen, welche der Bellagte 
nad BL. — flg. wider die Fortftellung des eingelei- 
teten Ererutiondverfahrens geltend gemacht hat, er- 
fcheint nur die unter 1. beachtlich. 

Indeſſen reicht fie allein ſchon aus, um die Zurüds 
weifung der Anträge der Klägerin zu bedingen. 

Durch die von der Lepteren beigebrachte, der 
Klage zum Grunde liegende Urkunde ift an fich die 
Berpflihtung des Beklagten zur Zahlung ber libel- 
litten Raufgelverforberung außer Zweifel gefept, das 
gegen geht aus jener Urkunde nicht mit der für den 
Erecutionsproceß erforderlichen Beftimmtheit hervor, 
daß gerade die gegenwärtige Klägerin die Zahlung 
jener Summe an fie beanfpruchen fann. In dem 
Berirage, welchen der Verklagte mit dem Reftaurateur 
3. abgefhloffen hatte, war zwar beftimmt, daß der 
Erftere „ver Anweifung des Berfäufers gemäß“ die 
Zahlung des Kaufgelderreftes an die Klägerin leiften 
folte, daraus allein folgt aber das von der Letzteren 
behauptete Korberungsrecht nicht. Diefes würde nur 
dann ber Fall fein, wenn eine Delegation oder eine 
Eeffion oder allenfalls ein pactum in favorem tertü 
(hier zu Gunften der Klägerin) vorläge und durch 
den Inhalt der Urkunde conftatirt wäre. Davon 
enthalten aber die einfchlagenden Worte der Urkunde 
nichts. Es läßt fih aus ihnen vielmehr nichts Weis 
teres ableiten, als die Eriftenz eines Mandats (mando 
tibi, ut des illi), die Beftimmung der Perfon, an 
welche gezahlt werden follte. Der Beflagte konnte 
nach dem Bertrage mit I. mit der Wirfung der Be— 
freiung von feiner Schuld ebenfogut an diefen, wenn 
Lepterer den betreffenden Betrag annehmen wollte, als 
an die Klägerin zahlen. I. allein hatte, wenn er bie 
Annahme des Geldes nicht in feinem Intereffe fand, 
das Recht, zu verlangen, daß die Zahlung an bie 
Klägerin geleiftet wurde. Es folgt das aus dem dem 
Bellagten ertheilten, und von Legterem angenommes 
nen Mandate. Durch dieſes Mandat wurden aber 
nur Rechte und Berbindlichkeiten der Eontrahenten 
unter fich beftimmt; dritte Berfonen erlangten daraus 
an fi) fein Klagrecht. 

Auch aus dem fpäteren Inhalte der Urfunde läßt 
fih die Annahme nicht rechtfertigen, baß es in ber 





Abſicht der Eonirahenten gelegen habe, ein Obliga- 
tionsverhältniß zwifchen dem Bellagten und ber 
Klägerin zu begründen. Zunaͤchſt ift hierbei zu bes 
merken, daß die Stelle der Urkunde, nach welcher 3. 
bis zur völligen Zahlung der Kauffumme „für feine 
geſchiedene Ehefrau” das Eigenthumsredht an den 
Kaufsobjecten vorbehalten haben fol, formell feinen 
Beweis liefert. 

Nah der urfprünglichen Baflung der Urkunde 
behielt 3. „ſich, beziehentlich feiner Ehefrau” diefes 
Recht vor, was einen gang anderen Sinn giebt, als 
die Eorrectur jener Worte, die nach BI. — erſt weit 
fpäter nach der Recognition, alfo auf eine den Be- 
klagten nicht verpflichtende Weife bewirkt worben ift. 
Aus den erwähnten Worten ergiebt fich nicht, bezüg- 
lich welcher Gegenftände I. feiner Ehefrau das Eigen- 
thumsrecht vorbehielt; fie würbe auch daraus ein 
Recht auf Zahlung des Kaufpreifes an fie nicht ab» 
leiten können, felbft dann nicht, wenn die von I. an 
ben Beflagten verfauften Gegenftände ihr fämmilich 
zugehört hätten. Es genügt in legterer Beziehung, 
darauf hinzuweiſen, daß nach der 1. 28. D. de 
contrah. emt. (XVIIL 1.) audy fremde Gegenftände 
Kaufsobjecte fein fönnen, und daß nad) den allge- 
meinen Grundfägen des Kaufvertrages der Käufer 
die Zahlung des Kaufpreifes an den Verkäufer zu 
leiften und diefer dafür einzuftehen hat, daß dem 
Käufer die verfauften Sachen nicht evincirt worden. 
Uebrigens würde daraus, baß I. ber Klägerin das 
Eigenthumsredht an den Kaufsobjecten vorbehielt, 
nicht zu entnehmen fein, daß die Klägerin zur Zeit 
des Kaufsabjchluffes und der Uebergabe Eigenthümes 
rin berfelben war, und ebenfowenig, daß I. zwar 
der Form nach für fich, der Sache aber nad} für bie 
Klägerin contrahirt hatte. Die Dispofltionen über 
die Bezahlung des Kaufpreifes in $. 2. der Urkunde 
und der Umftand, daß I. über einen Theil der Kauf- 
fumme quittirt hat, laſſen feinen Zweifel über deffen 
Adficht, für fich, in eigenem Namen zu handeln, übrig. 

Auch die für Die Klägerin günftigfte, aber nad 
dem Obigen unmögliche Weife der Interpretation der 
Urkunde, die Annahme, daß zu ihren Gunſten 
jene Beftimmung bezüglich der Zahlung des Neft- 
betrages des Kaufpreifes getroffen worden fei, kann 
die Einftellung des Erecutionsverfahrens nicht bin- 
dern, da die Anftellung des Erecutionsprocefied dann 
unzuläfftg ift, wenn der geltend gemachte Anſpruch 
ſich nicht unmittelbar aus der beigebrachten Urkunde 
ergiebt, fondern zur Rechtfertigung der Klagbitte 
noch außerdem die Anwendung von Rechtövorichriften 
für gewiffe Rechtverhaͤltniſſe erfordert wird, 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Th. 1. 
©. 1%. 191. 


bier aber immer die Frage eniftehen wiürbe, unter 
welchen Borausfegungen ber, zu deſſen Gunſten 
swifchen zwei anderen Contrahenten etwas ftipulirt 
worden ift, auf Erfüllung gegen den Promittenten 
Hagen kann. 

Obſchon hierdurch allein der Befcheid gerechtfer- 
tigt erfcheint, und es daher des Gingehens auf bie 
weiteren Einwendungen des Bellagten an ſich nicht 
weiter bedarf, mag doch der Bollftändigfeit halber 
bemerft werden, Daß auf diefe ein Gewicht nicht ges 
legt werben Fonnte, da 20.“ 


Auf Berufung der Klägerin änderte das Königl. 
Appellationsgericht zu Dresden (31. März 
1863) den Befcheid erfter Inftanz ab, indem es aus— 
fprach, daß auf Antrag der Klägerin dem eingeleite- 
ten Erecutionsproceſſe gebührender Fortgang zu geben 
und Beflagter die durch feine Einwendungen in erfter 
Inſtanz erwachfenen Koften der Klägerin zu erftatten 
ſchuldig fei, comp. exp. remed. 

Entfheidbungsgründe: 

„Es fann dem Bellagten allerdings in der Bl. — 
und Bl. — aufgeftellten Behauptung beigepflichtet 
werben, daß die Faſſung ber der Klage zum Grunde 
liegenden Urkunde A., wonach (vergl. $. 2. dieſer 
Urfunde) der Käufer verfprochen hat, den Neft ber 
Kaufſumme in den darin näher fefgefegten Raten 
der Anweifung bed Verkäufers gemäß an die ges 
fhiedene Ehefrau des Letzteren, die gegenwärtige 
Klägerin, zu zahlen, es einigermaaßen zweifelhaft 
erfcheinen läßt, ob hieraus allein die Klägerin, 
welche nach dem übrigen Inhalt jener Urfunde bei 
den zwifchen ihrem gefchiedenen Ehemanne und dem 
Bellagten gepflogenen Kauföverhandlungen weder 
perfönlich, noch Durch einen Beauftragten concurritt 
hat, ein felbftftändiges Klagerecht gegen den Bellag- 
ten auf Bezahlung des ihr angewiefenen Kaufgelver: 
refted fo ohne Weiteres mit Erfolg herguleiten ver 
möge. Indeſſen kann von einer näheren Erörterung 
diefer Brage gegenwärtig um beswillen abgefehen 
werden, weil ber fonftige Inhalt der Alagbeifuge A. 
die Annahme, daß die Klägerin durch die in $. 2. 
des Haufvertraged von den Eontrahenten getroffene 
Vereinbarung ein felbititändiges Klagerecht habe er 
langen follen, zur Genüge rechtfertigt. Es folgt dies 
unzweifelhaft aus der Schlußbeftimmung in $. 2., 
welche — nad) dem Bl. — erflärten Einverſtaͤndniſſe 
der Parteien — wörtlid) dahin lautet: 

„Dis zur völligen Zahlung behält Verkäufer fich, 
beziehentlid feiner Ehefrau das Eigenthum 
an den Kaufsobjecten vor‘, 
Denn wenn aud; biefem Cigentbumsvorbehalte 
ſelbſt im vorliegenden Falle eine rechtsgültige Wir: 
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fung, der Klägerin gegenüber, um deswillen nicht 
beigelegt werben könnte, weil dieſe Darauf, daß ihr 
an den hier in Rebe ftehenden Gegenftänden bereits 
früher das Eigenthum oder Miteigenthum zugeftanden 
habe, fich zu beziehen nicht vermocht hat, und, daß 
folches der Fall gewefen, auch aus der Alagbeifuge 
A. nicht hervorgeht, fo mweift doch ber vorftehends 
wörtlich ausgehobene Inhalt diefer letzteren, wenn 
man benfelben mit der bereits im Eingange der jetzi— 
gen Entfheidungsgründe erwähnten Beftimmung in 
Berbindung bringt und beide im Zufammenhange, 
wie übrigens ohnehin gefcheben muß, auffaßt, deut⸗ 
lich darauf bin, daß es ſich hier um eine von den 
urfpränglichen Eontrahenten zu Gunſten einer drit— 
ten Perſon, der Klägerin, getroffene vertragsmäßige 
Beftimmung handelt. Bon diefem rechtlichen Ge— 
fihtöpunfte aus betrachtet erfcheint aber die erhobene 
Erecutionsklage ftatthaft. Denn nach deutſchrecht⸗ 
lichen Grundfägen ift ein Vertrag zum Beten eines 
Dritten rechtlich zuläffig, und wenn auch, fo lange 
als von dieſem die zu feinem Beften gefchehene Zu— 
fage noch nicht acceptirt worden ift, der Bertrag 
entweder dadurch, daß der ‘Bromiffar feinen Willen 
ändert und den Promittenten feiner Berpflichtung 
einfeitig entläßt, oder durch Einverſtaͤndniß beider 
Theile wieder aufgehoben werben fann — indem 
dem Promittenten felbfiverftändlich ein einfeitiger 
Ruͤcktritt nicht geftatter it —, fo folgt Doch hieraus 
noch feineswegs, daß die NRechtöbefländigfeit des 
Vertrages, an und für fi) betrachtet, an die aus— 
drüdliche Acceptation deſſen, welchem der Bertrag 
zum Vortheil gereicht, gebunden wäre, Bielmehr 
tritt die Gültigkeit deffelben fofort mit dem Vertrags- 
abfchluffe ein, dergeftalt, daß der Vertrag von dieſem 
Zeitpunfte an feine Wirffamfeit auch zu Gunſten bes 
Dritten aͤußert, fobald derſelbe von den dadurch er- 
langten Befugniffen Gebrauch madıt. 


vergl. Gluͤck, Erläuterung der Pandecten, IV. Bd. 
$. 343. ©. 564 fig. 

Weber, von der natürl. VBerbindlichfeit, $. 89. a. 
©. 329 flg. 338. 

Gottschalk, Disc. for., Tom. 1I. cap. 5. pag. 
583 sq. 

Gurtius, Handbuch des Civiltechts, $. 1281. 
not. a. 

Wochenblatt für merfw. Nechtöf., 1845. ©. 293. 
1850. ©. 30. 


Nach der Anficht der vorigen Inſtanz (vergl. 
Bl. —) foll nun zwar diefe Interpretation der Klag- 
beifuge A. um deswillen ald einflußlos ſich darftellen, 
weil die Anftelung des Grecutionsprocefied dann 
unzuläffig fei, wenn der geltend gemachte Anſpruch 
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fich nicht unmittelbar aus der beigebrachten Urkunde 
ergebe, jondern zur Rechtfertigung der Klagbitte 
noch außerdem die Anwendung von Rechtövorfchriften 
für gewiſſe Necdhiöverhäftniffe erfordert werde. Man 
hat jedoch diefen Einwand nicht für erheblich anfehen 
fünnen. Denn eine derartige, fid auf die rechtliche 
Beurtheilung des Inhalts der beigebrachten öffents 
lihen Urkunden befhrinfende Interpretation, wie 
diefelbe im Vorſtehenden bezüglich der Klagbeifuge A. 
bewirkt worden, ift dem Weſen des Erecutiondpro- 
ceffes keineswegs widerftreitend, indem die vom 
Ordinarproceſſe abweichende rechtliche Natur deſſelben 
lediglich darin befteht, daß in dem Erecutionsprocefle 
alle relevanten tharfächlichen Behauptungen durch 
Urkunden liquid geftellt werden müfjen, in Bezug 
auf die Beurtheilung der Beweisfraft der Urfunden 
aber die allgemeinen Grundfäge Platz ergreifen. 
vergl. Annalen des K. Oberappellationggerichts, 

U. Br. S. 518. 

Soviel hiernächkt die von dem Bellagten ferner 
DI. — erhobenen Einwendungen anlangt, fo ift ıc. 

Hiernady allenthalben war, unter Abänderung 
des angefochtenen Beicheides, auf Bortftellung des 
eingeleiteten Executionsproceſſes zu erfennen, und 
es rechtfertigt fich hierdurch zugleich die Entjcheidung 
ruͤckſichtlich der Koften erfter Inftanz und des Rechts— 
mitteld. 

Gegen diefe Entfcheidung appellirte Beklagter, 
allein es wurde Diefelbe vom K. Oberappella- 
tionsgericht unterm 1. September 1363 bejtätigt, 
und zwar aus folgenden Oründen: 

„Den Nationen der vorigen Inftanz iſt mit 
Nüdfiht auf die Deduction des Beklagten nur Bol 
gendes noch beizufügen: 

Borauszufhiden ift zuvörderſt die Bemerfung, 
daß auch im Grecutionsproceffe eine Interpretation 
der Urfunden, auf welche ſich die Parteien und 
insbejondere der Kläger bezogen hatten, nicht aus— 
geichloffen und die Subfumtion der in der Urkunde 
erwähnten Thatjachen unter bejtehende Geſetze und 
Rechtöregeln bei der Entſcheidung der Sache nicht zu 
vermeiden ift. 

vergl. Annalen ded Königlichen Oberappellationg- 
gerichts, Bd. IL. ©. 513. 
Derſelbe Grundfag ift auch in den von der erfien 
Inſtanz DL — angezogenen Entjceidungsgründen 
des Königlichen Oberappellationsgerichts 
Annalen, I S. 1%. 
ausdruͤcklich anerfannt und dafelbft nur foviel aud- 
geiprochen worden, daß der Grecutionsprocch fich 
nicht für folche Anſprüche eigne, welche unmittelbar 
auf fpeciellen für gewiſſe thatſächliche Berhälmifie 


gegebenen gefeglihen Borfchriften befuhen, im Ge- 
genfage zu denen, bei welchen es ſich nur um bie 
Anwendung gefeplicher Beſtimmungen und Rechtes 
regeln auf die nach Inhalt einer Urkunde von ben 
Berheiligten abgefchloffenen Verträge ober fonftigen 
Rechtsgeſchaͤfte handelt. 


Im vorliegenden Falle fonnte man fich bei der 
Entfcheidung darüber, ob die libellirte Forderung der 
Klägerin durch die Urfunde sub A. Bl. — in die 
für den Urfundenproceß erforderliche Liquidität gefegt 
worden, auf die Interpretation diefer Urkunde, ſoweit 
deren Inhalt die Klägerin angeht, und eventuell auf 
die Anwendung der Rechtsgrundſätze befchränfen, 
welche in Betreff, nicht wie Klägerin Bl. — meint, 
der Delegation, fondern der fogenannten pacta in 
favorem tertii gelten; beides liegt nach dem, was 
fo eben bemerft worden ift, nicht außer dem Gebiete 
des Greeutionsproceffes, und nur in dem Falle, wenn 
die Intention der Eontrahenten nicht ſchon aus dem 
Inhalte der producirten Urkunde felbft, fondern erſt 
durch Zuhilfenahme anderer Erfenntnißquellen zu 
ermitteln wäre, wiürbe man fagen müffen, daß fi 
eine jolde Urkunde zur Anftellung des Urfundenpro- 
ceſſes nicht qualificire. 


Nah der Anficht des Königlichen Oberappellas 
tionsgerichts läßt aber ſchon die Bl. — zu lefende, 
die Bezahlung der nicht bereitd abgetragenen und 
quittirten Raufgelder betreffende Stelle der Urkunde 
A. faum einen erheblichen Zweifel darüber auffom- 
men, daß der Verkäufer 3. feiner gefchiedenen Ehe: 
frau, der gegenwärtigen Klägerin, einen unmittel- 
baren und ſelbſtſtaͤndigen Anſpruch auf die noch 
unbezahlten 300 Thaler — —s Kaufgelder habe 
ftipuliren wollen. Denn es ift an der gedachten 
Stelle nicht von einem Mandate des Verkäufers an 
den Käufer, für feine, des Erfteren, Rechnung eine 
Zahlung an die Alägerin zu leiften, die Rede, ſon— 
dern der Verkäufer bat jich von dem Käufer ver- 
fprechen laffen, einen Theil der bedungenen Kaufe 
jumme an die Klägerin zu bezahlen. Nur die beis 
gefügten Worte: „und zwar der Anweifung des 
Herin Verkäufers gemäß” haben zu der Annahme 
eines bloßen Zahlungsmandates, einer Affignation 
in diefem Sinne geführt. Allein der Ausdruck 
„Anweifung” ift fein abfolut beftiimmter und aud« 
fhlieglih für das, was man nad römischen oder 
heutigem Rechte unter der assignatio verfteht, be» 
flimmter Auspruf, und fann, in dem Zufammen« 
bange, wie er Bl, — gebraucht worden ift, auch bei 
einem pactum in favorem tertü ber vorliegenden 
Art infofern gebraucht werden, als bei demjelben der 
Promiffar immer auch angewiefen wird, eine Zahlung 
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an den Dritten zu leiſten, zu deren Leiſtung er ſich 
dem Promittenten und dadurch auch dem Dritten 
gegenüber verpflichtet. 

Dazu kommt nun aber auch noch, daß ſich der 
Verlaͤufer für ſich und beziehentlich feine Ehefrau, 
unter welcher man nur die vorher gedachte gefchiebene 
Ehefrau deflelben verfiehen fann, das Eigenthum 
ar den verfauften Mobilien vorbehalten hat. Geht 
hieraus hervor, daß der Berfäufer die legteren zum 
Theil als Eigenthum der Klägerin betrachtet hat, 
und unterliegt es feinem Zweifel, daß der Verkäufer 
bei diefer Beftimmung feiner Ehefrau ein ihe uns 
mittelbar zukommendes Recht hat fichern wollen, fo 
erfcheint es um fo richtiger, die vorhergehende. Be- 
ſtimmung rüdfihtli der Bezahlung der fraglichen 
300 Thlr. — —⸗als einen zu Gunſten der Ehefrau 
abgefchloffenen Vertrag aufzufafien, je natürlicher 
das Motiv dazu fi aus dem anerfannten @igen- 
thum der Klägerin an einem Theile der Kaufsobjecte 
erklären läßt. 


Demjenigen, was Bl. — über die Zuläffigkeit 
und die rechtliche Wirkſamleit eines Bertrags zu 
Bunften Dritter ausgeführt worden, bat man beizu- 
flimmen und babei nur auf die in den 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Br. V. 
©. 375. 
abgedrudten Entfcheidungsgründe zu verweifen, in 
denen ganz diefelben Grundfäge hierüber entwidelt 
worben find. ‚Ac. “ 

Aus diefen Gründen ift die Entfcheidung voriger 
Inſtanz beftätigt, bei dem Wechfel der Entfcheiduns 
gen aber Eompenfation ber durch das eingewendete 


Rechtsmittel eniftandenen Koften ausgeiprochen wors 
den.” 


Miscellen. 


Unzeige neu ergangener Gefeke und Verord⸗ 
nungen. Das 22. Stück des Geſetz⸗ und Berord« 
nungsblattes für dad Königreich Sachſen (vom Jahre 
1863) enthält: No. 133. Decret wegen Beflätigung 
der Statuten des Gentral-Induftrievereins zu Dresden, 
vom 5. December 1863. No. 134. Geſetz, den Wegfall 
der auferorbentlichen Zufhläge zur Stempelfteuer be- 
treffend, vom 5. December 1863. No. 135. Ausfüh— 


Nebacteur: Dr, Theobor Tauhnik. 
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rungdverordnung bierzu von demfelben Tage. No. 136. 
Geſetz wegen proviforifcher Forterhebung der Steuern 
und Abgaben im Jahre 1864, vom 7. December 1863, 
No. 137. Ausführungsverorbnung hierzu von bemfelben 
Tage. — Letzte Abfendung: am 19. December 1863. 


Orden. Geine Königliche Majeftät haben aller- 
gnädigft geruht, dem Kriegs - Minifterial- Secretair 
Becker, in Anerkennung feiner langen und vorzüglichen 
Dienflleiftung, bei Gelegenheit feines 5Ojährigen Dienft- 
jubiläumd bad Ehrenkreuz vom Verdienſtorden zu ver- 
Teiben. 


Seine Majeftät der König Haben Allergnäbigft zu 
genehmigen gerubt, daß ber Dirertor des Haupiftaats- 
archivs, Miniflerialratb Dr. von Weber, das bemfel- 
ben von Seiner Majeſtät dem Kaifer von Deflerreich 
verliehene Gomthurfreug des Branz- Iofeph « Orvens 
annehme und trage. 


Ernennungen, Anftellungen ıc. Seine König- 
liche Majeftät haben den Geheimen Rat Dr. Schaar- 
ſchmidt auf fein Anfuchen ver Mitglienfchaft bei der 
Zanbrentens, Alterörenten« und Landesculturrentenbank⸗ 
Verwaltung, unter Bezeigung der befondern Allerhöc- 
ſten Bufrievenheit mit deſſen Iangjähriger umfichtiger 
Geſchäftsleitung bei felbiger, zu entheben geruht. 


Seine Majeflät der König haben den Staatsanwalt 
bei dem Bezirkögerichte zu Leipzig, Guſtav Adolph 
Barth, zum Megierungsrathe im Reſſort des Mini- 
ſteriums des Innern zu ernennen und deſſen Zuorbnung 
zu ber Kreiöbirertion zu Leipzig in der Eigenſchaft als 
außerorbentliches Mitglied derfelben zu genehmigen 
gerußt. 

Seine Königliche Majeftät Haben gerubt, dem zeither 
mit dem Vorfig in der Zolle und Gteuer-Direction 
beauftragten Geheimen Finanzrath Friedrich Morig 
2chmann zum Bolle und SteuersDirertor zu er 
nennen, 


Immatrienlation von Advocaten. Vom Yuftiz- 
minifterium ift der feltberige Actuar beim Gerichtdamte 
Ebersbach, Friedrich Emil Krofer, zum Abvocaten 
ernannt und als folder verpflichtet worden. 


Offlein der Berlagshandlung- 


Wochenblatt 


Mon tiefem Mo- 
denblatte ers 
feinen jährlich 
04 Nummern zu 
1 Duartbogen und 
aufẽerdem am Jah⸗ 
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(Schluß des S. 40. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


Das K. Oberappellationsgericht beftätigte 
die Entfheidung zweiter Inſtanz mittelt Erkennt 
niffes vom 26. November 1863, welchem folgende 
Gründe beigefügt waren: 

„Kläger hat zunächft verfucht, die Ausftellungen 
ber vorigen Inftanz gegen die Formrichtigfeit des bei 
dem Wechfelverhöre vom Proceßgerichte beobachteten 
Verfahrens als unmotivirt zu beftreiten. Diefer Ver 
fuch muß jedoch ald ein mißlungener bezeichnet wer— 
ben, denn es ift aus dem über das abgehaltene 
Wechfelverhör aufgenommenen Protofolle Bl. — 
allerdings nicht zu erjehen, daß dem Beflagten bie 
in $. 39. des Geſetzes vom 7. Juni 1849 vorgefchrier 
bene präjudicielle Bedeutung, namentlich foviel das 
Vorbringen von Einreden betrifft, zu Theil geworben 
fei, welche gleichwohl die unerläßliche formelle Unter— 
lage für eine im Wechfelprocefie zu ertheilende con- 
demnatoriſche Entſcheidung bildet. 

(zu vergl. Zeitſchrift für Rechtspfl. u. Verw., 
N. F. Band XIX. Seite 364 fig. Num. 195. 
Band XXL Seite 130. Num. 35. 

Annalen des Oberappellationsgerichtd, Band 1. 
Seite 74. Rum. 6.) 

Die Bemerkung des betreffenden Protofollanten BI. —, 
„daß das Verhör nach VBorfchrift $. 39. des 
Gefepes vom 7. Juni 1849 eröffnet worden”, 

welche Kläger ald genügend angefehen wiffen will, 

um jeden Zweifel über die erfolgte Ertheilung der 
vorjihriftmäßigen Bedeutung zu befeitigen, bietet bei 
ihrer Unbeftimmtheit und Allgemeinheit durchaus 
feine ſichere Garantie für bie firiete Beobachtung ber 
obigen formellen Borfchrift, welche im Wechfelvers 
fahren die Stelle der peremtorifchen Ladung vertreten 


1864. 
foll, wie denn aud) die praesumtio legalitatie info- 
weit nicht fanirend einwirken fann, da diefelbe ſich 
auf nicht befundete Thatfachen nicht ausdehnen 
läßt. 

(zu vergl. v. Langenn und Kori, Erörterungen, 

Th. 1. Seite 202.) 

Wenn übrigens Kläger zum vermeintlichen Nachweife 
der in der That gerichtsfeitig erfolgten präjubdiciellen 
Aufforderung des Bellagten zum Vorbringen feiner 
Einreden BI. — anführt, daß ja Bellagter Einwen- 
dungen im Termine wirklich erhoben habe, fo ift ihm 
einzuhalten, daß das Protofoll Bl. — eben gar 
nichts von Einwendungen des Bellagten enthält, mit 
hin, wenn Klaͤgers desfallfiges Anführen in Wahrs 
beit beruhen follte, dies nur noch einen weiteren 
Mangel des Protokolls, infofern daffelbe wirklich 
vorgebrachte Einwendungen gar nicht zur Erwähnung 
gebracht, zu Tage legen würde. Endlich ift auch die 
Beziehung Klägers auf die Befanntmadhung des 
DOberappellationsgerichts vom 4. März 1848, einige 
Rechtsſätze in Beziehung auf Nullitätsflagen betref— 
fend (Gefeg- und Verordnungsbl. diet. ai. Seite 31.), 
fo offenbar unpaffend, daß es diesfalls feiner Wider: 
legung bedarf. 

Es ift demnach die Richtigkeit deſſen, was in 
voriger Inftanz an der Bormrichtigfeit des eingehals 
tenen Verfahrens gerügt worden, zwar nicht zu vers 
fennen, gleihwohl von einem becifiven Ausfpruche 
hierüber mit der daran ſich fnüpfenden, Bl. — rich— 
tig angebeuteten Conjequenz Umgang zu nehmen 
gewefen, indem man mit ber vorigen Inſtanz bie 
Sache zur fofortigen materiellen Entſcheidung reif zu 
erachten gehabt hat, und bei wiederholter Erwägung 
ebenfall$ zu dem NRefultate gelangt ift, daß die ers 
hobene Klage nicht aufrecht zu erhalten fei. 


Zunaͤchſt bieten fich Zweifel dar in Bezug auf 
Klägers Legitimation zur Sache. 

Nach $. 36. der allgemeinen deutſchen Wechſel— 
ordnung foll der Zahlung fordernde Inhaber eines 
indoffirten Wechſels fih durch eine fortlaufende, bis 
auf ihn reichende Reihe von Indofjamenten ald Eigen» 
ihümer des Wechfeld ausweilen. Es muß daher das 
erfte Indoffament mit dem Namen des Remittenten, 
jedes folgende mit dem Namen desjenigen unter 
zeichnet fein, welchen das unmittelbar vorhergehende 
Indoffament ald Inhaber benennt. Diefem Erfor- 
bderniffe ift in dem vom Kläger produeirten Wechjel 
infofern nicht entfprochen, als ſich auf deſſen Ruͤck— 
feite fein auf feinen Indoflanten, S., ich beziehendes 
Indoſſament vorfindet. Nun ift zwar im Artikel 36. 
noch verordnet, daß, wenn auf ein Blancoindofjament 
ein weiteres Indoflament folge, anzunehmen fei, der 
Ausfteller des lepteren habe den Wechfel durch diefes 
Blancogiro erworben, wie denn auch Artifel 13. der 
Wechjelordnung jeden Inhaber eines Wechſels befugt 
erflärt, die auf demjelben befindlichen Blancoindoffas 
mente auszufüllen oder auch ohne Ausfüllung weiter 
zu indoffiren, und da auf dem bier fraglichen Wechſel 
fih ein Blancoindofjament — dad des Remittenten 
und bezüglich Audftellers, gegen welchen vie Klage 
gerichtet ift — befindet, jo Fönnte fich fragen, ob nicht 
auf Grund diefer Beitimmungen über den obigen 
Mangel hinweg zu fehen fei. In der That hat auch 
das Oberappellationsgericht felbft legtere either dahin 
aufgefaßt, daß das Blancoindofjament den damit 
verjehenen Wechſel in ein Papier auf den Inhaber 
verwandele, 

(zu vergl. Zeitfchrift für Nedytspfl. und Verw., 
N. 5 Band XV. Scite 378 fig. Num. 99. 
Band XXL Seite 265. Rum. 109. 

Annalen des Oberappellationggerichtd, Band III. 
Seite 417. Num. 15. Band VI. Seite 272. 
Num. 12.) 

wie denn auch neuerdings die Nürnberger Handels— 
techteconferenz 

(zu vergl. Archiv für deutſches MWechfelrecht ıc., 
Band IX. Seite 235.) 

fih dahin ausgeſprochen hat, daß Das Blancogiro 
zur Legitimation des klagenden Wechfelinhaberd auch 
dann ausreiche, wenn zu erfehen, daß dajielbe ur: 
fprünglich nicht für ihn beſtimmt gewejen. So richtig 
und zutreffend dies nun aber aud im Allgemeinen 
erfheint, jo erregt doch im vorliegenden fpeciellen 
Falle der Umstand Bedenken, daß auf das in tergo 
des fraglichen (im Fasc. adj. — im Original erficht- 
lihen) Wechſels befindliche Blancoindofjament des 
Remittenten und Ausſtellers eine gerichtliche Notiz 
folgt, aus welcher hervorgeht, daß der Wechſel durch 


dieſes Dlancoyiro an Julius Hermann R. in — ge 
langt it, welcher davon fchon felbft gegen den 
Acceptanten Gebrauch gemadt bat, und daß 
Kläger gar nicht behauptet und zu behaupten vermocht 
hat, daß fein Indoffant ©. den Wechſel durch eine 
Begebung Seiten des genannten R. erworben habe, 
vielmehr Bl. — anführt, fein Indoflant ©. fei in 
den Befig des Wechſels in Bolge zu Ehren des Aus- 
ftellers geleifteter Zahlung gelangt, was völlig illi— 
quid if. Wollte man indeflen auch von dieſem 
Zweifel ganz abfehen und Klägern ald genügend 
fegitimiet in Bezug auf das Eigenthum ded Wechjels 
gelten laflen, jo treten doch noch zwei andere Gründe, 
von welchen jeder für fid) durchgreifend erſcheint, der 
Statthaftigkeit der erhobenen Klage entgegen. 
1 


Die lage ift gegen den Ausfteller des Wech— 
feld gerichtet und ftellt fich unzweifelhaft als Regreß— 
klage dar. Zur Begründung einer ſolchen gegen den 
Aussteller fowohl, als gegen den Indoffanten gehört 
(zu vergl. Artifel 41. der deutjchen Wechſelordnung), 
daß der Wechſel dem Bezogenen zur Zahlung präs 
jentirt worden, und daß fowohl diefe Präfentation 
als die Nichterfangung der Zahlung durch einen 
rechtzeitig darüber aufgenommenen Proteft dargethan 
werde. Kläger hat nun zwar auch eine den Tag 
nach Verfall des produeirten Wechſels von einem 
Notar aufgenommene Protefturfunde, weldye im Dris 
ginale den Acten vorgeheftet fi) findet, beigebracht, 
allein diefelbe ſtimmt mit dem producitten Originals 
wechfel nicht durchgängig überein. Denn der pro— 
teftirte — nad) Artifel 88. der deutſchen Wechiels 
ordnung in wörtlicher Abichrift nebft allen ſich dar— 
auf befindlichen Indoffamenten und Bemerkungen der 
Proteſturkunde einzuverleiben gewejene — Wechſel ift 
auf feiner Vorderſeite mit dem vollftändig unverfehrs 
ten Accepte des Bezogenen Carl Friedrich E. verfeben 
gewefen, auf dem von Klägerm producirten Wechfel 
ift aber eine Acceptationserflärung des Bezogenen 
nur in audgeftrichenem, aljo vernid;tetem, wenn auch 
zufällig noch leſerlichem Zuftande vorhanden. Unter 
dieſen Umſtänden ift Die erforderliche Gewißbeit über 
Die, Identität des producirten Wechſels mit dem pros 
teftirten um fo weniger vorhanden, als einerjeitd es 
nicht außer dem Bereiche der Möglichkeit liegt, daß 
zwei Wechfel gleiben Inhalts von dem Bellagten 
auf Carl Friedrid; E. gezogen worden, von welchem 
der eine acceptirt worden, der andere aber durch 
Ausjtreihen des anfänglich darauf gebrachten Accep— 
tes unbrauchbar gegen den Bezogenen bat gemadht 
werben jollen, andererfeitd Kläger darüber, welche 
Bewandtniß es mit der Ausſtreichung des Acceptes 
gehabt, und namentlich zu welcher Zeit diefelbe ftatt- 
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gefunden, in feinem Alagvorbringen irgend welche 
Aufklärung nicht gegeben bat. Was er in dieſer 
Hinficht in der Appellationsinftanz, nachdem Bellag- 
ter zur Begründung feiner gegen den Beſcheid ein- 
gewendeten Appellation Bl. — auf diefen Mangel 
ber Uebereinftimmung zwifchen Proteft und Wechjel 
aufmerffam gemacht, anführen wollen, kann ſchon 
formell nicht in Betracht fommen. Es würde aber 
auch die Aufitelung Bl. —, daß die Streihung des 
Acceptes nur erjt nach Erhebung des Proteftes vor— 
gefommen fein fünne, auf Beachtung infofern gar 
feinen Anfpruch haben, weil Kläger, jeder fonftigen 
näheren Erflärung über die Sachbewandtniß aus— 
weichend, die [pätere Ausftreihung eben nur aus 
dem Umftande, daß das Mecept in der in die 
Proteturfunde aufgenommenen Abjihrift des 
Wechſels unausgeftrihen fih darftelle, fol- 
gert, mithin ganz unlogifcherweife gerade das Moment, 
welches an der Identitaͤt Zweifel erregt, als Grund 
für die Identität geltend machen will. 

. Bei dem rein formalen Charafter des Wechfels 
und der Durch benfelben bedingten Berpflichtungen 
ergiebt ſich daher aus der bemerften Verſchiedenheit 
zwifchen Proteit und Wechſel ſchon an ſich ein aus- 
reichender Grund zur Zuruͤckweiſung der Klage. 

2. 

Allein audy nach einer anderen Richtung hin ſteht 
das Durchftrichenfein des auf dem producirten Wechfel 
befindlich gewefenen Acceptes der gegen den Bellagten 
ald Ausiteller des Wechſels erhobenen Klage ent— 
gegen. Daß ein durchſtrichenes Accept, felbit wenn 
es noch lesbar fein follte, feine wechjelrechtliche Wir— 
fung mehr habe und daher wechjelmäßig gegen den 
Acceptanten daraus nicht geflagt werden könne, ift 
von der vorigen Inſtanz ausführlich dargelegt wor— 
den und leidet auch nach der Meinung des Ober- 
appellationsgerichts feinen Zweifel. Wollte man das 
Gegentheil annehmen, jo würde man nicht nur mit 
dem Grundprincipe des Wechjelinftituts, wonach jede 
wechjelmäßige Erklärung als eine lediglich durch die 
Schrift Üübernommene und an deren Exiſtenz gebuns 
dene, rein formale WVerbindlichfeit aufzufaflen if, 
fondern auch mit den unzweifelbafteften Regeln des 
Urfundenproceffed, von welchen der Wechſelproceß 
eine — umd zwar befonders ftrenge — Unterart bil 
det, in Eonflict geraten, da das Aus- oder Durchs 
ftreichen einer Schrift, wenn es auf die Frage ihrer 
rechtlihen Wirfung anfommt, offenbar einer Bernich 
tung derfelben gleichiteht, dadurch aljo vie Form, an 
welche im Wechſelrechte die Verbindlichkeit geknüpft 
erſcheint, zerſtört worden, und vom proceſſualiſchen 
Geſichtspunkte aus eine durchſtrichene Urkunde der 
Natur der Sache nach eben gar nicht mehr als Urkunde 


betrachtet werden kann — ganz abgeſehen noch da— 
von, daß es nur vom Zufalle und beziehentlich der 
Willkür des Durchſtreichenden abhängt, ob die aus— 
geftrichene Schrift überhaupt noch erfennbar oder 
völlig unleferlih geworden —, eine im Principe 
gleihmäßige Beurtheilung deflen, der die Echrift bie 
zur völligen Unerfenntlichfeit durchitrichen und durd) 
diefed Verfahren die Anftellung des Wechjelprocefics 
gegen ihn ohne Weiteres factifch unmöglich gemacht 
hat, und deſſen, der die Nusftreihung nur fo bewirft, 
daß die frühere Schrift noch zu entziffern möglich, 
alfo immerhin ausgeichloffen fein würde, obwohl dem 
erfteren die Bernichtung der Urfunde nur noch präs 
gnanter zur Laft fällt. 

In diefer Beziehung würde fich auch fein Unter- 
ſchied darauf fegen laffen, ob die Durchſtreichung 
des Accepted von dem Bezogenen felbft und beziehents 
lich vor oder nach Auslieferung deffelben bewirkt wor— 
den, in welcher Hinficht allerdings mehrere Wechfels 
rechtslehrer auf Grund der Beitimmung in Mrtifel 21. 
der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung, durch 
welche die einmal erfolgte Annahme des Wechſels für 
unwiderruflich erklaͤrt worden, eine abweichende Mei— 
nung vertheidigt haben. 

(zu vergl. hierüber noch Jacobi, die Perfection 
des Wechfelacceptes, im Archive für deutfches 
Wechſel- und Handelsreht, Band X. Seite 
350 fig.) 

Es kann indeflen diefe Streitfrage im vorliegenden 
Falle ganz dahingeftellt gelaffen werden, da Kläger 
Bl. — felbft angeführt hat, daß nicht der Bezogene 
E., fondern ein Inhaber des Wechjeld das auf 
deffen Vorderfeite vom Bezogenen gebrachte — nad) 
Inhalt des Alagvorbringens BI. — bereits vor der 
Degebung des Wechfels Seiten des Ausftellers und 
resp. Remittenten ertheilt gewefene — Accept durch— 
ftrichen habe, auch gar nicht beftreitet, daß dieſe 
Durchftreihung den Erfolg habe, den Bezogenen 
gegen einen wechjelmäßigen Angriff zu fchügen, und 
ſogar nicht undeutlich zu verftehen giebt, daß gerade 
diefer Erfolg mit der Durchftreichung auch bezweckt 
worden fei. Der vorliegende Differenzpunft redueirt 
fich daher auf die Frage, ob der Inhaber eines Wech— 
feld, auf welchem von ihm felbft oder einem 
früheren Inhaber das Accept des Bezogenen 
ducchftrichen worden, gegen die übrigen Wechfelvers 
pflichteten, namentlich den Ausſteller oder Traffanten, 
wechjelmäßigen Regreß zu nehmen befugt fei, oder 
dem legteren aus diefer Vernichtung der Werhfelver- 
pflichtung des Bezogenen eine im Wechfelrechte felbft 
gegründete fofort liquide Einrede erwachſe? Dieſe 
Frage hat man aber mit der vorigen Inftanz gegen 
den Kläger zu entfcheiden fein Bedenfen gefunden. 
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Die allgemeine deutſche Wechjelorbnung erwähnt 
der Durchitreihung von Wechfelerflärungen auf dem 
Wechfel nur bei dem Indofjamente (Artikel 36. und 55.) 
unter Borausfegung von Rechtöverhältniffen, deren 
gänzliche Verfchiedenheit feine analoge Anwendung 
auf das Durchftreichen ded Acceptes geitattet, Auf 
das Geſetz kann ſich aljo Kläger für die Zuläfiigfeit 
des Durchftreihens eined auf dem Wechſel befind- 
lien Acceptes Seiten eines Wechjelinhabers zu dem 
Zwede, um den Bezogenen feiner wechjelmäßigen 
Verpflichtung zum Präjudize anderer Wechfelverpflich- 
teter zu entlaffen, nicht beziehen. Dies bat nun 
zwar derjelbe auch felbjt nicht verfucht, er glaubt aber 
die Berechtigung zu Vernichtung der Annahmeerfläs 
rung ded Bezogenen aus dem Cigenthumsredte, 
weldjes jedem Inhaber an der Wechfelurfunde zuſtehe, 
herleiten zu können. 

In diefer Hinficht mag ihm nun zwar zugegeben 
werden, daß der Wechjelinhaber wie jeder andere 
Borberungsberechtigte unbehindert ift, auf ein ihm 
zuftändigesd Forderungsrecht zu verzichten, beziehents 
lid ben einen oder anderen der Verpflichteten des 
an ihn habenden Anipruchs zu entlaflen und dieſe 
Liberation auch durch Vernichtung der Form, auf 
welcher die Verpflichtung berubt, zu beihätigen, allein 
zu dem Allen ift er ſelbſtverſtaͤndlich nur infomweit 
befugt, als fein Anfpruch in Frage fommt, nicht 
aber zum Präjudize und Nachtheile Anderer, welche 
eventuell ebenfalls Anſprüche aus dem Papiere und 
daber Intereffe an der Erifteng und unveränderten, 
bezüglich unverlegten Form deſſelben haben. Handelt 
ed fih daher von einer aus dem Wusftreichen des 
Accepted fi ergebenden Entziehung des wechſel— 
mäßigen Anſpruchs anderer Wechfelverpflichteter gegen 
den Bezogenen, jo ift der Inhaber dazu offenbar 
nicht berechtigt, weil der Acceptant fich nicht ihm 
allein, fondern der Geſammtheit der Wechfelinteref- 
fenten verpflichtet hat. 

Allerdings ift die Annahmeerflärung des Bezoge— 
nen unter den in Artikel 4. der deutſchen Wechiel- 
ordnung bezeichneten wefentlichen Erforderniffen eines 
gezogenen Wechſels nicht mit aufgeführt und an fich 
darunter nicht zu rechnen, nicht minder bat der Aus: 
fteller des Wechfeld nach Artikel 8. ebenfowohl für 
deiien Annahme als deſſen Zahlung wechielmäßig zu 
haften, und es fteht auch nach Artikel 49. und 81. 
jedem Inhaber eines Mangels Zahlung proteftirten 
Wechſels die Wechfelllage gegen alle Wechfelvers 
pflichtete, zu denen auch der Ausfteller gehört, und 
die Wahl zu, gegen welchen derfelben er Hagen will; 
es ift ferner richtig, daß nad Artikel 76. aus einem 
mit falfchem oder verfälichtem Accepte — worunter 
jedoch in dieſem Zufammenhange (zu vergl. Art. 73.) 


offenbar fein ausgeftrichenes, fondern nur ein ſolches 
Accept zu verftehen, welches der Unterjchrift nach 
nicht ächt, d. h. nicht vom Berogenen wirklich her 
rührend ift — verjehenen Wechfel immer noch der 
Ausfteller und bezüglich die Indoffanten, deren Unter— 
ſchriften ächt find, wechfelmäßig verpflichtet bleiben. 
Allein alle diefe Vorfchriften, auf welche Kläger ſich 
bezieht, find einflußlos auf die Beurtheilung des vor 
liegenden Balles, in welchem es fi nicht um den 
Mangel eined der in Artifel 4. aufgeführten Erfor- 
dernifle eines gezogenen Wechfeld und um die wech- 
jelmäßige Verpflichtung des Ausftellers des ‘Papiers 
an ſich handelt, fondern ald das gegen Klägern ent- 
fheidende Moment deſſen Verpflichtung ald Regreß— 
nehmer in den Vordergrund tritt, dem Regreßpflich— 
tigen auch die Füglichfeit zu gewähren, feinerfeitd 
fih nad) erfolgter Rembourfirung des Wechjels an 
den aus demjelben ihm Verhafteten zu erholen. Es 
ift Diefe im Weſen der Sache liegende Verpflichtung 
und die derjelben gegenüber ftehende Berechtigung 
des Negrefpflichtigen, von diefer Gewährung als des 
entiprechenden ©egenleiftung die Erfüllung feiner 
Zahlungsverbindlichfeit abhängig zu machen, aud) 
mit binreichender Deutlichfeit aus den Beftimmungen 
in Artikel 46. und 54. der allgemeinen deutjchen 
MWechfelordnung zu entnehmen und aus dem Wechfel- 
rechte jelbit herfließend; es wird derfelben aber offen» 
bar nicht entiprochen, wenn, wie im vorliegenden 
Balle, der auf den Ausſteller regredirende Wechfels 
inhaber feinen Anfpruch auf ein Papier gründet, auf 
welchem das vom Bezogenen bewirkte, den lepteren 
nach Artifel 23. der Wechjelorbnung dem Ausiteller 
gegenüber wechjelmäßig verpflichtende Accept durch« 
fteichen, und zwar zugeftandener Maaßen nicht vom 
Bezogenen jelbft, fondern nad) erfolgter Begebung 
des acceptirten Bapiered von einem Inhaber durch— 
ftrichen worden, da, wie bereits bemerkt, aus dem 
durchftrichenen Accepte gegen den Bezogenen wechſel⸗ 
mäßig nicht geklagt werden fann und fomit der Aus— 
ftellev durch die dem Negredienten gegen die erfol- 
gende Zahlung obliegende Auslieferung des Papiers 
nicht in den Etand gejegt wird, fein Wechjelrecht 
gegen den Acceptanten geltend zu machen. Hiergegen 
läßt ſich auch mit irgend einigem Grunde nicht eins 
wenden, daß die formrichtige Erijtenz eines gezogenen 
Wechſels und deffen Wirfung gegen Ausfteller und 
Indoſſanten von der Acceptationderklärung des Be 
zogenen an ſich unabhängig fei und durch das Aus— 
ftreichen des Acceptes die Sache nur auf den Stand» 
punft zurüdgeführt werde, als fei ein Accept übers 
haupt nicht vorhanden geweien. Denn zwiſchen 
einem noch gar nicht acceptirten Wechfel und einem 
joldyen, auf welchem das Necept — und zwar nicht 





vom Bezogenen felbft — wiederum vernichtet worben, 
ift gar ſehr zu unterſcheiden, indem die einmal erfolgte 
Annabmeerflärung des Bezogenen, wodurch diefer in 
die Reihe der Wechjelverpflichteten, und zwar fogar 
an eriter Stelle, eingetreten, zu einem integriren« 
den Beftandtheile des Papieres geworden ift, der 
für alle Werhfelintereffenten, infofern fie dadurch einen 
weiteren Werhfelgeranten erlangen, insbefondere aber 
für den Ausfteller, welcher für die Annahme Seiten 
des Bezogenen wechfelmäßig zu haften hatte und aus 
der erfolgten Annahme auch felbit ein wechfelmäßiges, 
ihn für den Fall des gegen ihn genommenen Regrej- 
ſes dedendes Recht erlangt hat, von größter Wichtige‘ 
feit ift, und daher jedenfalls nicht einjeitig und will« 
fürlich von einem oder dem anderen Inhaber bes 
Papieres bejeitigt werden darf. Dieſe in der Natur 
der Sache liegende Eigenfchaft des einmal erfolgten 
Acceptes als integrivender Theil des Wechfels erfcheint 
auch indirect in dem Geſetze ſelbſt durch die in Arti— 
fet 83. sub 1. enthaltene Beftimmung über den Ins 
halt des — dem Regrefpflichtigen ebenfalls auszu— 
händigenden — Proteſtes anerfannt, und cs läßt 
fi) daher von einem Regreßnehmer, welcher nur ein 
mit durchftrihenem Accepte verfehenes, alfo in einem 
wefentlihen Beitandtheile vitiietes Papier ald Oegens 
leiftung für die geforderte Zahlung dem Negreßpflich- 
tigen anzubieten vermag, nicht behaupten, daß er 
feiner Verpflichtung zur Auslieferung der Wechjel- 
urfunde in unverändertem und vollftändigem 
Zuftande genüge. 

In diefer Beziehung muß es auch für gleichgültig 
erachtet werben, ob Dad Audftreichen des Acceptes 
mit oder ohne Einwilligung oder Zuthun des flagen- 
den Inhabers ftattgefunden hat und einem hierunter 
gemachten Unterfchiede 

(zu vergleihen Archiv für deutſches Wechſelrecht, 

-Band VII Seite 419.) 
läßt fih nicht beiftimmen. Denn wie im erfteren 
Falle der Inhaber fih um deewillen dadurch nicht 
befhwert erachten könnte, daß ihm der Negreß gegen 
den Ausiteller verfagt wird, weil er durd) feine eigne 
Handlung es verjchuldet hat, daß dem Lepteren der 
wechjelmäßige Anſpruch gegen den Acceptanten ver: 
loren gegangen, fo würde er auch im legteren Falle 
— vorausgeſetzt, Daß nicht der im zweiten Abſatze des 
Artikels 16. der Wechſelordnung vorgefehene Fall, 
in welchem der Inhaber auf die Rechte feines Indof- 
fanten bejchränft ift und daher auch den etwa gegen 
diefen aus der vorgenommenen Ausftreihung herzu— 
leitenden Einwand fich gefallen laffen müßte, vors 
läge — lediglich feinem eigenen Mangel an Vorſicht 
es beizumefjen haben, wenn er einen Wechſel erwor— 
ben, aus welchem er dem Regreßpflichtigen fein 
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Klagrecht gegen den Acceptanten mehr gewähren 
fönnte, 

Wollte man übrigens eine Regreßklage gegen den 
Ausfteller aus einem Wechfel mit durdhftrichenem 
Accepte zulafien, fo würde man indireet damit dem 
Acceptanten ein Wechjelrecht gegen den Ausfteller 
ganz gegen die Vorfchrift in Artikel 23. der Wechfel- 
ordnung einräumen. Denn es dürfte dann dem 
Acceptanten, zumal nach Artifel 10. aud) an ihn in- 
boffirt und von ihm weiter indoffirt werden fann, 
leicht werden, feiner Verpflichtung aus dem Accepte 
ducch einfaches Ausftreichen defielben dem Ausfteller 
gegenüber fid) zu entziehen und diefen felbft wechſel— 
mäßig zur Ginlöfung des Wechfels anzubalten. 

Wegen des ftattgefundenen Wechſels der Ent— 
ſcheidungen find die Inftanzfoften zu compenfiren ge- 
weſen.“ 


—15. 
Ueber das Rechtsverhaͤltniß des Aftermiethers, 
Aftervermiethers und Hauseigenthümers zu ein: 
ander, inäbefondere über die Nechte des Aftermie: 
therd, ber vom Hauseigenthümer am @inzuge in 
die Aftermiethwohnung gehindert wird. 


Mitgetbeilt von 
Herrn T. in D. 


Im April 1863 bat die unverehelichte W. bei dem 
K. Gerihtsamte im Bezirksgericht D. um Anberau- 
mung eines Verhörs zwifchen ihr, der verwitweten R. 
und dem Fleifchermeifter G., indem fie bemerkte, daß 
fie die Mietwohnung, welche die R. in G.'s Haufe 
innehabe, von diejer aftermiethweije ermiethet habe, 
G. aber, ter Eigenthümer des fraglichen Haufes, ihr 
den Einzug verweigere. 

In dem hierauf abgehaltenen Verhör beftätigte 
die R. die Angaben der W., zu einer Einigung da- 
gegen fam es nicht, da G. zwar zugefland, daß bie 
R. das fraglihe Quartier bis zu Johannis 1863 
von ihm ermiethet habe, daß er auf diefe Zeit den 
Mierbzins von ihr erhalten und daß er ihr dad 
Quartier in Untermiethe zu geben nicht verboten 
habe, im Uebrigen aber bei feiner Weigerung, die 
W. das R.ſche Quartier beziehen zu laſſen, vers 
blieb. 

Hierauf reichte die W. wider ©. Bagatellklage 
ein auf Bezahlung von 17 Thlen. —⸗ —⸗ fammt 
Zinfen von Zeit erhobener Klage ab und Erftattung 
der Koften, indem fie anführte, diefe 17 Ehle. —⸗—⸗ 
feien der Betrag des Aftermiethzinſes, den fie am 
1. April der R. bezahlt habe, und deſſen Erftattung 


fie von ©. verlange, da diefer ihr die Durch feine 
Aufnahmeverweigerung ihr entftandenen Schäden zu 
vergüten habe. 

Das Protokoll über den am 27. Mai 1863 ab» 
gehaltenen Berhandlungstermin (Bl. — flg.) fautete 
nun, infoweit ed von Wichtigfeit ift, folgender: 
maaßen: 

„Die Parteien waren darüber einverftanden, daß 
die verw. R. das Bl. — näher bezeicdinete Quartier 
in dem Haufe Beklagtens von demjelben als Abmics 
therin bis mit dem 30. Juni 1863 für 17 Thlr. —: 
— vierteljäbrlichen Zins ermiethet hat, daß Bellagter 
diefen Zins bezahlt erhalten hat, daß eine Afterver: 
miethung der verw. R. nicht verboten gewefen ift, 
daß Klägerin dieſes Quartier von der verw. R. auf 
die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1863 für 
17 Thle. — —» aftermiethweife im Januar 1863 
ermiethet und den Miethzins an diefelbe am 1. Aprit 
1863 bezahlt hat, daß Bellagter der Klägerin fowie 
deren Mutter gegenüber am 4. April 1863 den frag- 
lihen Aftermiethvertrag genehmigt hat, daf er der 
Klägerin die Aufnahme in das Quartier verweigert 
und Died der verw. R. gegenüber am 6. April 1863 
ausdrüdlich erflärt hat. 

Die Klägerin führte weiter an, daß die verw. N. 
am 7. April 1863 ihr Das fragliche Quartier durd) 
Uebergabe des Schlüffeld übergeben habe. Bellagter 
leugnete Died und gab der Klägerin den ihm darüber 
angetragenen Eid zurüd. 

Die Parteien verzichteten auf weiteres Borbrin- 
gen und baten um Befcheidsertheilung nach Lage ber 
Sache.“ 

Der ertheilte Beſcheid lautete ſolgendermaaßen: 

„Weil die Berechtigung des Miethers, die er— 
miethete Wohnung, ſoweit nicht etwas Anderes im 
Miethverttage beſtimmt ift, im Aftermiethe zu geben, 
gefeglich anerfannt ift, 

l. 6. C. de loc. (4. 65.) 
durch eine foldhe Aftervermiethung aber ein Bertrags- 
verhäliniß nur zwiſchen dem Miether und dem After: 
miether, nicht aber zwifchen diefem Leßteren und dem 
Vermiether entfteht, 

l. 24. $. 1.1. 53. D. loc. (19. 2.) 
und im vorliegenden Falle die vom Beklagten zuge: 
ftandenermaaßen erfolgte Genehmigung Des gegen- 
wärtig in Brage befangenen Aftermiethvertrags nur 
als eine Anerkennung feiner diesfallfigen gefeplichen 
Verbindlichkeit zu Genehmigung der Aftervermiethung 
angefehen werden fann, jedenfalls aber nicht geeignet 
it, ein Vertragsverhältniß zwifchen ihm und ber 
Klägerin zu begründen, 

in Folge deſſen aber und nad) der ausdrüdlichen 
Vorſchrift der Quellen 
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l. 7. D. loc. (19. 2.) 
der Mitermierher, wenn ihn der Hauseigenthümer 
(Bermiether) an der Benugung der ermietheten Woh— 
nung hindert, nur eine Klage aus dem Bertrage 
gegen den Aftervermiether hat, und diefem überlafjen 
bleibt, feinen Schaden gegen feinen Bermietber, den 
Hauseigenthümer, geltend zu machen, 

fo hat der Klägerin Suchen in Hinſicht auf das 
angezeigte und erörterte Rechtsverhältniß ſchlechter— 
dings nicht ftatt, und iſt fie dem Beflagten die ihm 
in dem gegenwärtigen Proceſſe verurfachten ges und 
außergerichrlichen Koften, inſeweit Diefelben überhaupt 
erftattungsfäbig find, ald worüber, da nöthig, in der 
Grecutionsiniiang Entfchließung zu faſſen ift, zu er= 
ftatten verbunden.“ 

Auf Appellation der Slägerin beftätigte das 
K.Appellationsgericht zu Dresden den Beſcheid 
erfter Inftanz. Die Entfheidungsgründe lautes 
ten jolgendermaaßen: 

„Indem Man den dem Bejcheide voriger Inftanz 
eingefchalteten Gründen im Wefentlichen beipflichtet, 
hat Man zur Widerlegung des von der Klägerin 
dagegen Borgebrachten nur noch Folgendes hinzus 
zufügen: 

Daß durch den zwifchen dem Miether eines Quar- 
tierd und einer dritten Perſon abgeichlofienen After: 
miethvertrag ein Nechtsverhältniß nicht zwifchen dem 
Hauptvermicther und dem Aftermierher, fondern ledig— 
lich zwifchen dem Lepteren und feinem Mitcontra— 
henten, dem Mftervermiether, begründet wird, ift uns 
befteitten, 

vgl. Muͤhlenbruch, die Lehre -von der Ceſſion, 
$. 27. ©. 321. 

Unterholzner, Schuldverhäftniffe, Bd. IL. 8.499. 
S. 329 flg. unter V. 

v.Bangerow, 8eitfaden, Bd. III. 8.574. ©. 117. 
unter 1. Audg. 6. 

Sintenis, das ptaft. gem. Givilreht, Bd. U. 
$. 118. ©. 666. Ausg. 1. 

Eurtius, Handbuch, Thl. IV. $. 1439. not. a. 
Wochenblatt f. m. Rechtsf., 3. 1849. ©. 439. 
und wenn daher die Klägerin nach ihren eignen, vom 
Beklagten Bl. — eingeräumten Angaben das in Rebe 
ftehende Quartier von der verw. R., der Abmietherin 
des Beflagten, in Aftermiethe genommen hat, nad): 
mals aber vom Letzteren verhindert worden ift, das 
dadurch erworbene Benupungsrecht auszuüben, fo 
fann fie den dadurch ihr entftandenen Anfpruch auf 
Zurüdgewährung des von ihr im Voraus und zwar 
nicht an den Beklagten, fondern an die verw. R. 
gezahlten Mierhzinfes nicht gegen den Erfteren, dem 
eine contractliche Verbindlichkeit zur Einräumung der 
Wohnung ihr, der Klägerin, gegenüber gar 


nicht eniftanden gewefen, und an den auch aus dem 
Bermögen der Legteren Etwas nicht gelangt ift, fon= 
dern lediglich gegen die verw. R. geltend machen, 
welche ihrerjeits die in dem Verhalten des Beflagten 
liegende Verlegung der auf deffen Seite ihr felbft, 
der R., gegenüber begründet geweſenen vertrags— 
mäßigen Verbindlichfeit gegen die Klägerin ebenfo 
vertreten muß, wie der Hausbefiger feinem Abmiether 
gegenüber es zu vertreten bat, wenn Ddiefer durch 
einen unbefugten Dritten am Einzuge in das ermie— 
thete Quartier behindert wird. 
vgl. 1. 24. $. 4. D. loc. cond. (19. 2.) 

Zu einer andern Beurtheilung der vorliegenden 
Klage kann auch der Umftand nicht führen, daß Be: 
Flagter feinerjeitd wegen der ihm gegen die verw. R. 
zuftändig gewefenen Miethzinsforderung auf die Zeit, 
für welche die Klägerin das Quartier in Aftermiethe 
genommen gehabt, bereits von der Erfteren, der 
verw. R., befriedigt worden ift. Denn wenn es aud) 
nad Demjenigen, was über das in Rede ftehende 
thatſaͤchliche Sachverhältniß aus den gegenwärtigen 
Arten erhellt, feinem Zweifel unterworfen fein fönnte, 
daß Bellagter, dafern ihm nicht etwa, wie dermalen 
nicht zu entjcheiden ift, ein in den Geſetzen aner- 
fannter Grund zur Seite geftanden haben follte, die 
Ausübung des von ihm der verw. R. eingeräumten 
Miethrechts durch die Klägerin au unterfagen, in 
Folge feiner diesfalljigen Weigerung verbunden fein 
würde, der Erfteren für den ihr dadurch entftandenen 
Schaden aufjufommen, demnady aber die verw. R. 
unter der gedachten Borausfegung den Erfag des— 
jenigen von ihm würde verlangen fönnen, was fie 
ihrerfeits der Klägerin als Erfag des dieſer Legteren 
verurfachten Schadens zu erfegen hat, 

vgl. 1.7. D. loc. cond. 
und wenn auch ferner unbedenflid angenommen wers 
den fann, daß Bellagter vor einer derartigen Schä— 
benforderung der verw. R. in Folge einer von ihm 
felbit bewirften vollftändigen Entfchäpigung der Alle 
gerin gelichert fein würde, fo ift doch immerhin feft- 
zubalten, daß das viesfallfige Forderungsrecht der 
verw. R. gegen den Beflagten lediglich auf dem zwi— 
ſchen ihnen begründeten Bertragsverhältniffe beruhen 
würde, während die Aligerin ihren Schädenanfpruch 
gegen die verw. N. aus einem ganz andern Vertrag 
herleitet, eine Verbindlichkeit des Beklagten aber, ſich 
über das zwijchen ihm und der verw. R. und über 
das zwijchen der Legteren und der Aligerin beftehende 
Rechtsverhältniß in einen Rechtsſtreit mit dieſer, der 
Klägerin, einzulaffen, in den Gefegen nirgends bes 
gründet if. ine actio utilis insbefondere würde 
der Klägerin nur dann zuftchen, wenn ein Fall der 
‚nothwendigen Eeffion, oder, mit andern Worten, ein 
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Fall vorläge, für welchen der Uebergang des in einer 
dritten Perſon entftandenen Klagrechts auf eine andere 
in dem Geſetz vorgefchrieben wäre. 
vgl. Mühlenbrud, a. a. ©. $. 15. ©. 199 flg. 
$. 44. ©. 470 fig. 
v. Bangerow,a.a. ©. ©. 113. 

Ein foldyer Fall liegt jedoch hier nicht vor. Die 
Klägerin befindet ſich auch vollftändig im Unrechte, 
wenn fie nah Bl. — in ihrer Verweifung an die 
verw. R. und in der der Legtern an den Bellagten 
eine leere Formalität erbliden zu fönnen glaubt; denn 
e8 liegt auf der Hand, daß auf der einen Seite der 
N. gegen den Anfpruch der Klägerin und auf der 
andern Seite dem Beflagten gegen den Anfpruch der 
R. connere oder felbitftändige Ausflüchte zur Seite 
ftehen fünnen, welche der Klägerin gegenüber mit 
Erfolg geltend zu machen der Beflagte möglicherweife 
gar nicht in der Lage ift. 

Wenn fih aber die Klägerin nah Bl. — nod) 
darauf bezogen hat, daß der Bellagte feine Zuſtim— 
mung zu der in Rede ftehenden Aftervermierhung er— 
flärt und hierdurch fie, die Klägerin, zur Grmiethung 
des Quartiers und zur Zahlung des Miethzinſes vers 
anlaft habe, fo it ihr einzuhalten, daß nad) ihren 
eignen Angaben Bl. — die Eingehung des After 
miethvertrags zwifchen ihre und der verw. R. bereite 
im Januar 1863, die Zahlung des Aftermieihzinfes 
an Letztere aber bereitd am 1. April deffelben Jahres 
erfolgt ift, während Bellagter nad Bl. — erft am 
4, April, aljo erft jpäter, nach bereits erfolgter Zah— 
lung feine Genehmigung erflärt hat. Die neuere Be— 
hauptung der Klägerin Bl. — fteht zwar mit ihren 
frühern Angaben nicht geradezu im Widerfpruche, ba 
nit ausgefchloffen erfcheint, Daß Beflagter feine 
diesfallfige Willensmeinung zu -wiererholten Malen 
zu erkennen gegeben habe. Allein immerhin liegt eine 
beftimmte Bezugnahme darauf, daß eine bezügliche 
Grflärung deſſelben bereitd vor dem 1. April 1863 
oder fchon vor der Eingehung des Aftermierhvertrags 
erfolgt fei, nicht vor, und weniger noch ift eine folche 
rechtzeitig bewirft worden, als weshalb Man auch 
ganz auf fih beruhen laſſen kann, eb die Klägerin 
ihren Anfpruch durch die rechtzeitige Behauptung eines 
urfachlihen Zufammenhanges zwifchen dem Verhalten 
des Bellagten und der ihrerfeits bewirften Eingehung 
und Erfüllung des fraglichen Vertrages ungeachtet 
defien hätte begründen können, daß ihr nach ihrem 
eignen Anführen ein Anfpruch auf Zurüdgewährung 
der geleifteten Zahlung gegen die verw. N. entftans 
den ift. 

Daß Bellagter verfprochen habe, die Klägerin 
aufzunehmen, ift, wie zu Bl. — unter 1. zu bemer- 
fen, von der Lepteren im Berhandlungstermine nicht 
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behauptet worden. Allem Anfcheine nah hat Klä— 
gerin bei der Bezugnahme auf ein ſolches Verſprechen 
des Bellagten Bl. — nicht fowohl einen awifchen ihr 
und dem Legteren, oder einen zu ihren Gunſten zwis 
fchen diefem und der verw. R. eingegangenen befon- 
dern Vertrag, durch welchen der Bellagte fi) ihr 
felbft, oder doc zu ihren Ounften der verw. R. ge- 
genüber ausdrüdlich verpflichtet habe, die Benupung 
des fraglichen Quartiers durch fie, die Klägerin, ges 
ſchehen zu laffen — ein Umftand, auf den ſich Die 
Klägerin, dafern fie fih in gegenwärtiger Sache dar— 
auf ftügen wollte, bereits im Berbandlungstermine 
hätte beziehen müſſen —, fondern lediglich die ſchon 
erwähnte und vom Beflagten eingeräumte Thatfache 
vor Augen gehabt, daß derfelbe am 4. April 1863 ihr 
gegenüber den fraglichen Miethvertrag genehmigt 
babe. Mit Recht indeſſen ift in voriger Inftanz die: 
fem Borgange nicht die Bedeutung eines der Klägerin 
gegenüber wirkſamen Verpflichtungsgrundes, fondern 
nur die eines Anerfenntnifjes der durch die nach BI. — 
ohne Vorbehalt wegen Ausſchluſſes einer Afterver: 
miethung erfolgte Eingehung des Miethvertrags mit 
der verw. R. diefer Yegteren gegenüber entſtan— 
denen Verbindlichkeit beigelegt worden, die Aftervers 
miethung geichehen au laffen. Daß nur dieſe Abficht 
bei der Erklärung der Genehmigung vorgewalter habe, 
muß im Zweifel und bis zum Beweile des Gegen» 
theild angenommen werden, da eine demgemäße In— 
terpretation ber betreffenden Willenderflärung wenig— 
ftend nicht ausgeſchloſſen erfcheint, Die Frage aber, 
ob und inwieweit Jemand durch eine Willensäußerung 
eine neue Verbindlichkeit habe übernehmen wollen — 
was Beflagter durch Eingehung eines ihn der Alte 
gerin vinculirenden Vertrags gethan haben würde —, 
im Zweifelsfalle, befannten Regeln der Auslegungs— 
funft zufolge, 

vgl. 1. 27. D. de reb, dub. (34. 5.) 

1. 38. $. 18.1. 99. D. de V.O.(45. 1.) 

1. 9. 34. 56. D. de R. J. (50. 17.) 
zu Bunften dedjenigen zu beantworten ift, von dem 
die betreffende Erflärung ausgegangen. Wenn daher 
Klägerin, wie es im Hinblid auf ihre Auslaſſung 
Bl. — den Anſchein gewinnt, im VBerhandlungstermine 
ſich darauf zu fügen gemeint gewefen fein follte, daß 
Bellagter durch die Erflärung der Genehmigung des 
Aftermiethvertrags die Abficht habe au erfennen geben 
wollen, ſich wegen Erfüllung deſſelben ihr, der Klä- 
gerin, gegenüber zu verpflichten, fo hätte fie dies 
fofort in der geeigneten Weife thatfächlich zu begrüns 
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den und zu dem Ende die näheren Umftände angeben 
und da nöthig befcheinigen müffen, unter denen bie 
bezügliche Erklärung erfolgt fei, und aus denen auf 
eine derartige Abficht hätte geſchloſſen werden können. 
Dies zu thun hat Klägerin nicht nur unterlaffen, fons 
dern fie hat nach Bl. — am Scluffe der Verhand— 
lungen fogar ausprüdlih auf weiteres Vorbringen 
verzichtet und Bejcheidsertheilung nach Lage der Sache 
beantragt. Unter dieſen Umftänden fonnte fich aber 
auch das Proceßgericht nicht in der Yage finden, die 
Klägerin durch Stellung geeigneter Fragen zur Bers 
velltändigung ihres gedachten Anführens Bl. — in 
der angegeben Richtung hin zu veranlaffen, und eben» 
fowenig würde es bei diefer Sachlage fich rechtfertigen 
laffen, zu diefem Behufe die Wiederaufnahme der 


Verhandlung in einem anderweiten Verhandlungs— 


termine anzuordnen. 

Mit dem BI. — fly. anzutreffenden Schreiben hat 
die Klägerin endlich noch nachträglich die den Acten 
vorgeheftete Urfunde beigebracht, nach deren Inhalt 
die verw. R. den ihr an den Beflagten zuftändigen 
Anfpruch auf Zurüdgewährung des Betrags des in 
Frage befangenen Mierhzinfes der Klägerin cedirt habe, 
Die Berufung auf diefe Eeflion jedoch ift offenbar 
verfpätet. In dem Anmeldungsfcreiben, fowie im 
Verhandlungstermine bat die Klägerin nicht ein in 
der Perſon der verw. R. entftandenes und von biefer 
auf fie freiwillig übertragenes Necht geltend gemacht, 
fondern zur Begründung ded geflagten Anfpruchs fich 
lediglich auf ein vermeintlich in ihrer eignen Perſon 
zur Enſtehung gefommnes Bontractöverhältnig mit 
dem Beflagten bezogen, und wenn über ihre damas 
lige diesfallfige Intention noch ein Zweifel obwalten 
fonnte, und deshalb anzunehmen wäre, daß dem 
Proceßgericht nach $. 18. des Geſetzes, Das gericht 
liche Verfahren ic. betr., vom 16. Mai 1839 obgelegen 
hätte, die Klägerin im Verhandlungstermine nad 
der angegebenen Richtung hin durch Stellung geeig- 
neter Fragen zu unterftügen, fo würde doch auch in 
biefer Beziehung der Klägerin der von ihr Bl. — 
ausdruͤcklich erflärte Verzicht auf weiteres Vorbringen 
gegenwärtig entgegenftchen. In dem vorliegenden 
Rechtöftreite muß Daher Die gedachte Ceſſion unbes 
rüdfjichtige bleiben, wodurd jedoch der Natur der 
Sache nad der Beantwortung der Frage, ob nicht 
die Klägerin den durch dieſe Eeffion auf fie übertra— 
genen Anſpruch der verw. R. in einem deshalb an— 
zuftrengenden Rechtsſtreit mit Erfolg werde geltend 
machen fönnen, in feiner Weife präjubicirt wird.’ 
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Zu 88.4. 6. 7. 8. und 23. des Givilftaatsdiener- 

gefeßed vom 7. März 1835. — Anfpruch bes 

fußpendirten Staatödienerd auf ein Suſtentations— 

quantum, wenn fich berfelbe während der Dauer 

der Suspenfion eigenmächtig der Dienfleiftung 

entzieht, und inäbefondere fih in's Ausland 
begiebt. 


Mitgetheilt von 
Heren —r in D. 


Die verehel. E. Hagte ala Geffionarin ihres Ehe— 
mannes gegen den Staatöfiscus auf Bezahlung einer 
Summe von 229 Thlen. 5 Ngr. —⸗. Der Ehemann 
der Eedentin hatte die Stelle eines Rechnungsbeamten 
im Departement des — Minifteriums bekleidet, war 
aber im Jahre 1860 wegen Verdachts durch Faͤlſchung 
begangenen Betrugs in Eriminalunterfuchung gekom— 
men und auf Grund dieſer Unterfuchung zu einjäh- 
tiger Arbeitshausſtrafe verurtheilt worden. Mac 
Eröffnung der Borunterfuchung hatte das — Mini: 
fterium Inhalts einer an das Unterfuchungsgericht 
ergangenen Berordnung vom 22. October 1860 auf 
Grund der Beftimmung in $. 23. alinea 4. des 
Civilſtaatsdienergeſetzes die vorläufige Suspenfion 
E.s von feiner Dienftitelle ausgeſprochen, demjelben 
jedoch bis auf Weiteres und vom Monat November 
an die Hälfte feines bisherigen jährlichen Etats— 
gehalts zu feiner und feiner Familie nothdürftigem 
Unterhalte fortzugewähren befchloffen. Zugleich wurde 
darin das Unterfuhungsgericht angewiefen, den Ans 
gefhuldigten dem vorftehends gedachten Beſchluſſe 
gemäß mit Befcheidung zu verfehen, was jedoch, da 


Neue Folge Dwölfter Fahrgang. 


1864. 
E. fi immitteld der Unterfuchung durch. die Flucht 
entzogen hatte, nicht gefchehen konnte. Nach Beenbi- 
gung der Unterfuchung, welche für den Angefchul- 
digten, wie ſchon erwähnt, die Berurtheilung zu ein- 
jähriger Arbeitöhausftrafe in contumaciam zur Folge 
hatte, wurde €. fobann in Gemäßheit .$. 24. bes 
Givilftaatspienergefeßes vom 1. October 1861 feines 
Dienftes ale —, fowie ald Staatsdiener und öffent: 
licher Beamter überhaupt entfept. 

Die Klägerin forderte nun die oben angegebene 
Summe als die ihrem Ehemanne auf die Monate 
November und December 1860, fowie Januar bis 
September 1861 (in welchem legteren bie Verurthei- 
lung erfolgte) im Hinblid auf die obengedachte 
Verordnung feiner Dienfibehörde vom 22, October 
1860 und die einfchlagenden Beftimmungen bes 
Eivilftaatsdienergefepes gebührende Hälfte feines 
Gehaltes. 

Bon Seiten des Beklagten wurde Folgendes ein- 
gewendet: Klägerin gebe in der Klage felbit zu, 
daß ihr Ehemann bereits im October 1860 von — 
abwefend geweſen ſei; derfelbe habe ſich der Unter: 
fuhung duch die Flucht entzogen und fei feitbem 
nicht zurüdgefehrt. Diefe Flucht E's fei als eine 
freiwillige Berzichtleiftung defielben auf feinen Dienft 
anzufehen und mache ihn der daraus abzuleitenden 
Rechte verlufig. Dies fei zwar im Eivilftantsdiener- 
gefege nicht ausdrüdlich ausgelprochen, folge aber 
aus allgemeinen Nechtögrundfägen; hiernach könne 
eine durch Gegenleiftung bedingte Leiftung nur ges 
forbert werben, wenn entweder dieſe Gegenleiftung 
erfolgt, oder der Berechtigte dazu im der Lage und 
bereit und hiervon durch einen gefeglich anerkannten 
Grund befreit fei. Die Flucht aber, um fich der 
Unterfuchung wegen eines begangenen Verbrechens 
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zu entziehen, gelte als eine vituperabilis absentia 
und mache den Flüchtigen jeded Anſpruchs auf ein 
beneficium, wozu das in $. 23. Abf. 4. des angezo- 
genen Gefeges bewilligte Suftentationsquantum ges 
höre, gänzlich verluftig: — „transfugis nullum 
credendum est beneficium tribu“ (l. 14. D. ex 
quib. caus., 4 6.). Aus der Verorbnung vom 
22. October 1860 habe aber der Ehemann der 
Gedentin Rechte für fi und feine Familie um jo 
weniger erlangt, ald ihm ber Inhalt jener Verord⸗ 
nung in Folge feiner Flucht nicht habe befannt ge— 
macht werden fönnen, und übrigens biefelbe fpäter 
auch am 30. October 1860 wieder zurüdgenommen 
worben fei. 

Bellagter beantragte endlich die Beilegung der 
fraglichen Unterfuchungsacten, auf welche auch Klä- 
gerin im Berfahren noch Bezug genommen hatte. 

Das Königlihe Appellationsgeriht zu 
Dresden wies in feiner am 9. März 1863 befannt 
gemachten Entfcheidung die Klage in der angebrachten 
Maafe ab, aus folgenden Gründen: 

„Klägerin, deren Ehemann, Johann Friedrich E., 
wegen Eigenthumsvergehen durch das Bezirksgericht 
zu — im Monat September 1861 zu einer einjähri- 
gen Arbeitshausftrafe verurtheilt, in Folge deſſen 
aber nad; Inhalt der von der Klägerin felbit BI. — 
in Abfchrift beigebrachten Verordnung bes Königl. 
— Minifteriums vom 11. December 1861 des von 
ihm früher befleideten Dienftes ald —, fowie als 
Staatsdiener und öffentlicher Diener überhaupt vom 
1. October 1861 ab entfegt und von dem nämlichen 
Zeitpunfte an feines Anfpruchs auf Gehalt für ver— 
luſtig erflärt worden ift, fordert mitteld der Bl. — fig. 
erhobenen Klage von dem Beklagten die Summe von 
229 Thlm. 5 Nor. —⸗ nebft den Bl. — näher 
angegebenen Berzugszinfen, indem fich dieſelbe zur 
Begründung ihres Anſpruchs auf den in der Klag- 
beifuge A. Bl. — enthaltenen Beihluß des Königl. 
— Minifteriums vom 22. October 1860, wonach 
ihrem Ehemanne, feiner vorläufig erfolgten Suspen- 
fion von der obengebadhten Dienftfunction ungeachtet, 
bis auf Weiteres und vom Monat November 1860 
an die Hälfte des ihm mit jährlich — Thlen. — —⸗ 
audgefepten etatömäßigen Gehaltes zu feinem und 
feiner Familie nothdürftigen Unterhalte fortgewährt 
werben follen, bezieht, im Uebrigen aber noch anführt, 
daß ihr genannter Ehemann feine Forderung auf den 
ihm hiernach gebührenden Gehaltötheil für die Zeit 
vom Monat November 1860 bis mit September 1861 
nad) Höhe von zufammen 229 Thlen. 5 Rgr. — an 
fie, die Klägerin, abgetreten habe. 

Beflagter beftreitet die Statthaftigfeit des wider 
ihn erhobenen Anfpruchs nach BL. — bauptfächlich 


um beswillen, weil ber Ehemann der Klägerin, wie 
diefe auch felbft in der Klage nicht beftreite, bereits 
feit dem Monat October 1860, um ſich der wider 
ihn eröffneten Vorunterfuchung zu entziehen, von — 
entfernt babe und auch feitdem nicht wieder zurüd» 
gekehrt, jene Flucht und Abweſenheit aber als eine 
freiwillige Berzichtleiftung E.'s auf feinen Dienft 
anzufehen und derfelbe deshalb der daraus abzulei- 
tenden Rechte verluftig geworben fei. 

Run beruht nad) der fowohl von dem Beflagten 
Bl. —, ald auch von der Klägerin BI. — angezo— 
genen, gegen Johann Friedrich E. bei dem Bezirfs- 
gerichte zu — ergangenen Unterfuchungsacten, welche 
dem Königl. Appelationsgerichte bei der gegenwär- 
tigen Entfcheidung mit vorgelegen haben, in rechtlicher 
Gewißheit, daß der Ehemann der Klägerin 

(vergl. die Bemerkung des Unterfuchungsrichters 

Bl. — jener Acten) 

feit dem 20. October 1860 von — fich entfernt hat 
und auch bis zu dem Zeitpunfte, zu welchem er feines 
Dienftes völlig entſetzt wurde, dahin nicht zurüd- 
gefehrt ift. Diefe Umftinde fünnen aber, obfchon 
Klägerin in der Replif dies beftreitet, bei Beurtheis 
lung der hier fraglichen Rechtöverhältniffe allerdings 
nicht unberüdfichtigt bleiben. Man fann zwar ber 
Klägerin in der BL. — von berfelben geltend ge- 
machten und aud von Seiten des Bellagten jelbft 
nicht beftrittenen Anficht, daß in dem ©efege, die 
Verhältniffe der Civilſtaatsdiener betr., vom 7. März 
1835 eine ausbrüdliche Beftimmung, welche für den 
oben hervorgehobenen Einwand des Bellagten gegen 
die Statthaftigfeit des von der Klägerin geltend ger 
machten Anſpruchs anguführen wäre, nicht enthalten 
ift, beipflichten, indem jenes Geſetz zwar Borfchriften 
über die Entlafjung eines Staatödieners (vergl. 
$. 25. (Gef. u. B.-Bl. v. 3. 1835. ©. 181 fig.) 
und über das eintretenden Balles gegen den Staats 
diener in Anwendung zu bringende Beiferungs- 
verfahren enthält, dagegen die Bolgen der abſicht— 
lichen Entfernung und der Dienftentziehung von 
Seiten ded Staatsdienerd nicht näher bezeichnet. 
Hieraus folgt jedoch nur foviel, daß in Ermangelung 
folder ſpecieller Vorfchriften die allgemeinen Rechts» 
grundfäge auch im vorliegenden Balle zur Anwens- 
dung zu bringen find, und hiernach kann es feinem 
begründeten Zweifel unterliegen, daß das in ber 
Klage gedachte Dienftverhäftnig zwifchen dem vor« 
maligen — €. und dem Königlichen — Minifterium 
fih als ein zweifeitiger Vertrag darftellt. Run ges 
hört aber zur Schlüffigfeit einer auf Erfüllung eines 
ſolchen Vertrags gerichteten Klage, nach Verſchieden⸗ 
heit der hierbei, mit Rüdficht auf die Art der einzelnen 
eiftungen möglichen Bälle, entweder das Anführen, 
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daß auch der Kläger, beziehentlich diejenige Perfon, 
von welcher Kläger feine Rechte ableitet, die ihm 
obliegenbe Leiſtung bereits erfüllt oder folche dem 
Dellagten angeboten habe, ober doch wenigftend das 
Erbieten zu diefer Leiſtung in der Klagſchrift felbft. 
Keinem dieſer Erforberniffe ift indeffen in der vor 
Hiegenden lage genügt, vielmehr ergiebt ſich das 
Gegentheil, wie bereits bemerkt, fowohl aus ber 
Alagfchrift felbft, ald aus den Bl. — und Bl. — 
angezogenen Beilagsacten. Run meint zivar Klaͤge⸗ 
rin, daß die erfolgte Suspenfion ihres Ehemannes 
von Seiten ber Anftellungsbehörde einen Verzicht 
auf die Dienflleiftungen deſſelben enthalte, und daher 
dem Erfteren, zumal ihm eine Bedingung, baf er 
fi während feiner Suspenfion in — oder im König- 
reihe Sachſen aufhalten folle, nicht geftellt worden, 
die Wahl feines Aufenthaltsortes felbft zugeftanden 
habe. Alfein in diefer Auffaffung fonnte der Kläge- 
sin nicht beigepflichtet werben; denn die Suöpenfion 
E.'s von feinem Dienfte, welche (Bl. —) nur vor» 
läufig erfolgte, überhob benjelben feineswegs ber 
Verpflichtung, feinerfeits in der Rage zu bleiben, 
welche ihm die fofortige Wieverübernahme feiner 
dienftliden Functionen, fobald biefelbe von Seiten 
der Dienftbehörbe verlangt wurde, möglich machte. 
Unter den bisher gezeigten Berhältniffen würbe daher 
dein Ehemanne der Klägerin, ald Eebenten, bei einer 
Klage gegen den Staatöfiscus die exceptio non im- 
pleti contractus entgegengeftanden haben, fie fteht 
aber nunmehr auch der Klägerin felbft, als Ceſſiona— 
rin, entgegen, da es fi im gegenwärtigen Balle 
nicht um eine fpäter entftandene Einrede, fonbern 
um eine Einwendung handelt, welche in der Natur 
der Forderung felbft ihren Grund hat und mit der—⸗ 
felben unmittelbar zufammenhängt, und es erfcheint 
daher die Bl. — und Bl. — von dem Bellagten 
ausgefprochene Weigerung zu Gewährung des von 
der Klägerin auf Grund der an fie erfolgten Abtres 
tung beanfpruchten Gehaltstheild ihres Ehemannes, 
ganz abgefehen davon, daß die Auszahlung des dem 
Lepteren durch die obenerwähnte Verordnung vom 
22. October 1860 yugebilligten Suftentationsauan« 
tums bereits unter dem 30, October 1860 (vergl. 
Bl. —) wieder beanftandet worden ift, allerdings 
rechtlich begründet. 

Aus dem Umftand endlich, daß nad) der Verord⸗ 
nung des Königl. — Minifteriums vom 22. October 
1860 E.’n die Hälfte des Gehaltes nicht nur zu 
feinem, fondern auch au feiner Familie nothduͤrf— 
tigen Unterhalte fortgewährt werben follen, kann bie 
Klägerin, als Ehefrau, ein felbftttändiges Klagerecht 
für fich nicht ableiten, und nach Bl. — hat Klägerin 
dies auch nicht beabfichtigt, vielmehr fügt dieſelbe 





ihre vermeintlichen Anſprüche nur auf die Geffion 
von Seiten ihres Ehemannes. Ob übrigens biefer, 
hinfichtlich des gefammten Betrages jenes Suften- 
tationdquantums erfolgten Abtretung nicht die in dem 
oben angeführten Gefege vom 7. März 1835. $. 12. 
enthaltene Borfchrift, nach welcher der monatliche 
Dienftgenuß eined Eivilftantsvienerd oder das bie 
Stelle deffelben vertretende Wartegeld nur nad) Höhe 
eines Drititheils abgetreten werden darf, entgegen» 
ftehe und ob hiernächſt das Bl. — zu lefende Ans 
führen, „ed habe €. die hier in Rede ftehende For— 
derung an feine Ehefrau abgetreten‘, für den darüber 
gebrauchten, Bl. — zurüdgegebenen Eidesantrag 
überhaupt mit der erforderlichen thatſächlichen Bes 
gründung verfehen fei, — diefe Fragen fonnten, ba 
die Klage bereitö aus anderen durchfchlagenden Grüns 
den abzumweifen gewefen if, gegenwärtig auf ſich 
beruhen.” (ref. exp. lit.) 

Diefe Entfcheidung wurde auf eingewendete Leu⸗ 
terung der Klägerin vom Königl. Appellations- 
gericht zu Leipzig unterm 3. September 1863 ref. 
exp. remed. beftätigt. Die Gründe lauten alſo: 

„Die Beftimmungen in $. 23. Abſchnitt 4. 6. 7. 
und 8. des Gefepes vom 7. März 1835 räumen ber 
Dienftbehörbe für ven Fall, daß der Staatdviener in 
eine ftrafrechiliche Unterfuchung verwidelt wird und 
ein ftarfer Verdacht des begangenen Verbrechens 
wider ihn vorliegt, das Recht der Suspenfion, bezies 
hentlich der vorläufigen Entlaffung ein, und geftehen 
für diefen Ball dem Staatsfiscus auf die Dauer der 
Unterfuchung ein theilweifes Retentions recht (eine 
einftweilige Einziehung) und für den Fall, daß nad) 
dem Ausgange der Unterfuchung der Staatödiener 
des Dienftes völlig zu entfegen ift, ein eventuelles 
Heimfallrecht an einem Theile des demjelben auf 
die Dauer der Unterfuchung nach Maafgabe jeiner 
Anftellung zufommenden Gehaltes oder Wartegeldes 
ein. Wenn dagegen biefes Retentiond- und bezie- 
hentlich Heimfallsrecht nur auf einen Theil des 
Gehaltes oder Wartegeldes befchränft, und beftimmt 
ift, daß die einftweilige Gchaltsentziehung fi auf 
den zum nothwendigen Unterhalte der Perfon und 
Familie ded Dieners erforderlichen Betrag nicht zu 
erſtrecken habe, legterer vielmehr dem Diener bis zu 
dem Ausgange der Unterfuchung fortzugewähren fei, 
fo folgt aus dem ganzen Zufammenhange biefer Be- 
ffimmungen, daß das während der Dauer ber Unter 
fuchung zu gewährende Suftentationdquantum in 
rechtlicher Beziehung einen Theil des dem Staats⸗ 
diener bei feiner Anftellung ausgejegten Dienftgehals 
tes bildet und in der Hauptfache nad) den für den 
letzteren geltenden Principien zu beurtheilen ift. Auch 
infoweit find daher im Weſentlichen die für jede 
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locatio eonduetio operarum beftehenden Rechtsgrund⸗ 
füge maaßgebend. An und für fih fann es nun 
feinem Zweifel unterliegen, daß, wer aus einem 
zweifeitigen Bertrage Rechte ableitet, zu Begründung 
feiner diesfallfigen Anfprüche der Regel nach darauf 
Bezug nehmen muß, daß er feinerfeits entweber den 
Vertrag bereitd erfüllt habe, ober doch zu deſſen Er— 
fülfung bereit gewefen und durch den anderen Theil 
daran gehindert worben fei. Andererfeits giebt jedoch 
die Dienftbehörde, indem fie den Diener fuspendirt 
oder feines Dienftes vorläufig entjegt, in unzwei— 
beutiger Weife zu erfennen, daß fie defien Dienfte 
nicht annehmen wolle und werde. Gie verzichtet 
fomit vorläufig, d. b. bis auf dereinfligen Widerruf, 
auf die Dienfte des Suspendirten. An dieſe der 
Dienftbehörde einfeitig zuftehende Erklärung ift der 
Dienende in Kraft des Gefeges gebunden, und es 
bebarf daher nicht erft einer Neceptation des Berzich- 
ted auf Seiten des lepteren. Hierburch wird jedoch 
an ber rechtlichen Natur des zwifchen beiden Theilen 
beftehenden Dienfivertraged nichts ober doch nur 
infoweit, als das Geſetz, wie gedacht, dies vorfchreibt, 
etwas geändert. Soweit eine folche gefegliche Be— 
fhränfung nicht eriftirt, gilt dagegen der Grundfag: 
qui operas suas locavit, totius temporis mercedem 
accipere debet, si per eum non steterit, quominus 
operas praestaret. 

zu vergl. 1. 38. D. loc. cond. (XIX. 2.) 

1. 24. D. de cond. et demonstr. (XXXV. 1.) 
Zu Begründung bes biesfalls dem locator operarum 
auftehenden Anfpruchs genügt daher der Nachweis 
des Umftandes, daß der andere Theil auf die Gegens 
feiftung verzichtet habe, und namentlich erfcheint ein 
nochmaliges Erbieten zu Leiftung der Dienfte, welche 
der andere Theil im Voraus in rechtsverbindlicher 
Weiſe nicht annehmen zu wollen erflärt hat, über- 
fluͤſſig. 

Andererſeits wird jedoch nach dem allgemeinen 
Grundſatze, daß Contracte jederzeit nach ihrem An⸗ 
fange zu beurtheilen find, durch einen ſolchen nach— 
träglihen Berzicht ebenfowenig, wie durch die zeit 
weilige Inhibition des Dienftgenuffes an dem Weſen 
des urfprünglichen Rechtögefhäfts etwas geändert. 

zu vergl. 1. 5. 1. 24. $. 5. D. loc. cond, 

Hieraus folgt, daß der etwanige Eintritt der Un— 
möglichkeit einer Gewährung ber in dem urfprüng- 
lihen Bertrage ftipulirten ®egenleiftung bei der 
Beurtheilung des von dem anderen Theile zu erhes 
benden Anſpruchs nicht außer Berüdfichtigung bleiben 
fann. 

In biefer Hinficht find, dafern die Unmöglichkeit 
durch einen Zufall oder den Eintritt einer vis major 
bedingt ift, die für Tragung der Gefahr geltenden 


Grundfäpe maaßgebend. Die Richtigkeit oder Unrich- 
tigfeit der von ber Klägerin aufgeftellten Behauptung, 
daß der Staatefidcus, da er die Verpflichtung über- 
nommen habe, feinem Diener für die Dauer einer 
wider ihn einzuleitenden Unterfuhung den erfor 
derlichen Unterhalt zu gewähren, damit zugleich fich 
der Verbindlichkeit unterworfen habe, das ausgeſetzte 
Suftentationsquantum auch dann fortzugewähren, 
wenn wiber benfelben von der Unterfuchungsbehörbe 
die Inhaftnahme verfügt werden follte, fann 
Man bier um fo gewiffer pahingeftellt fein laſſen, als 
ein ſolcher Fall nicht vorliegt. Unzweifelhaft ift jedoch 
ein folder Anſpruch dann ausgefchloffen, wenn fi 
der, welchem die Gegenleiftung obliegt, felbft und 
freiwillig in bie Unmöglichkeit verfegt hat, feinen 
diesfallſigen Obliegenheiten auf Erforbern nadızu- 
fommen. 
zu vergl. 1. 55. 8. 2. D. loc. cond. 
Sädfifche Gefindeordnung vom 10. Januar 1835. 
$. 106 lg. 
von Bülow und Hagemann, Erörterungen, 
3b. L nr. 25. 
Augenfcheinlich liegt bei einem ſolchen Sachverhalte 
nicht mehr der Fall vor, von welchem es in der oben 
bereitd angezogenen 1. 38. D. loc. cond. heißt: „per 
eum non stetit, quominus operas non praestaret.“ 
Nach dem Grundfage facta non praesumuntur 
ift ed nun zwar nicht Sache der Klägerin, die Nichts 
exiſtenz folcher, die Bertragserfüllung ausfchließender, 
auf der Berfhuldung ihres Gedenten beruhender 
Thatumftände, fondern Sache des Bellagten, die 
Eriftenz derartiger, die Bertragserfüllung behindern- 
der Handlungen bed Eedenten an⸗ und auszuführen. 
Dies ift jedoch von dem Bellagten nah Bl. — in 
ausreichender Weiſe und unter Bezugnahme auf bie 
ergangenen Unterfuchungsacten gefchehen, und es 
muß in der eigenmächtigen Entfernung bes Cedenten 
der Klägerin von dem Orte feiner Anftellung bie 
Herbeiführung einer Unmöglichkeit, die ihm obliegen- 
den Dienfte auf Erfordern zu leiften, um fo gewifier 
gefunden werben, als einerfeits die diesfalls ange— 
ſtellten Erörterungen nach Bl. — fig. der Acten — 
ergeben haben, daß fich der betreffende Staatsdiener 
in das Ausland begeben habe, andererfeitd Klägerin 
darüber, daß derſelbe ſich fpäter wieder in die Ver—⸗ 
faffung gefegt habe, feinen Dienftobliegenheiten auf 
Erfordern nachkommen zu fünnen, nichts beige- 
bracht hat. 
Die erhobene Klage erfcheint aber noch von einem 
anderen Gefichtepunfte aus unhaltbar. 
Wie aus den Unterfuchungsacten BI. — erhellt, 
bat der Eedent der Klägerin bereits an dem 15, Octo⸗ 
ber 1860 feine Dienftleiftungen eingeftellt und ift 





fhon am 20. October in —, dem Orte feiner Ans 
ftellung, nicht aufjufinden gewefen. Dagegen ift 
nah Bl. — Act. die die Suspenfion beffelben aus: 
fprechende, dem Inculpaten jedoch niemals publicirte 
Berorbnung des Königlichen — Minifterii erft unter 
dem 22. October deſſelben Jahres erlafien und bei 
der Unterfuchungsbehörde unter dem 27. October 
eingegangen. Selbft angenommen daher, daß im 
Allgemeinen dem in Gemaͤßheit der Borfchrift in 
8. 23. des Staatsdienergefehes fuspendirten Staatd- 
diener das Recht zugufprechen wire, ſich während ber 
Dauer der Suspenfion eigenmäcdhtig zu entfernen 
und folchergeftalt die Unmöglichkeit feiner Dienftlei- 
ftung herbeizuführen, würde der Gedent der Klägerin 
fi auf diefe befondere Vergünftigung nur dann bes 
rufen fönnen, wenn er fih nach erfolgter zeit» 
weiliger Dienfentfegung entfernt hätte. Durch 
bie vorzeitige Einftellung feiner Dienftleiftung gab er 
dagegen unzweifelhaft das einfeitige Aufgeben feiner 
dienftlichen Stellung in ungweideutiger Weiſe zu er 
fennen. 

Unter diefen Umftänden bedarf es feines Ein- 
gehens auf die Frage, welche Wirkung dem Bl. — 
der Proceßacten zu lefenden Widerrufe der Suspen> 
fiondverorbnung beizulegen ſei und ob nicht die 
Dienftbehörde dann, wenn zu dem frühern Guspen- 
fionsgrunde ein fernerweites, die fofortige Siftirung 
der Gehaltszahlung überhaupt rechtfertigendes Mo— 
ment binzugetreten ſein follte, jeder Zeit für befugt 
zu achten wäre, unter Widerrufe der früheren Ber: 
fügung die Auszahlung des Suftentationsquanti zu 
fiftiren. 

Erfcheint fomit die Abweifung der Klage allent- 
halben gerechtfertigt, fo lag auch fein Grund vor, 
dem Beklagten eine antheilige Hebertragung der durch 
das unerbebliche Rechtsmittel der Klägerin verurfachs 
ten Unkoſten anzufinnen.” 


17, 


Iſt die Idee eines Titerarifchen Unternehmens 
und ber Titel eined Journals Gegenftand des 
literarijchen Eigenthums? 

Mitgetheilt von 
Herrn Dr. &, in ®. 

Zwifchen dem Schriftfteller M. und dem Inhaber 
der Buchhandlung E. ©. zu Leipzig war unterm 
5. Juni 1861 über bie Zeitfchrift „die Sängerhalle” 
ein fchriftliches Mebereinfommen getroffen worden, aus 
welchem für ben Zweck gegenwärtiger Mittheilung 
folgende Punkte hervorgehoben werben: 
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1. „Dr. M., Cigenthümer der Sängerhalle, giebt 
vom 1, Juli 1861 im Berlage von €. ©. in 
Leipzig die Sängerhalle heraus, leitet den lite 
rarifchen Theil des Journals und forgt für das 
hierzu nöthige fchriftftellerifche Material. 

2. Dr. M. empfängt für das in 2000 Eremplaren 
gebrudte Unternehmen, in wöchentlichen Num« 
mern veröffentlicht, — Thlr. —⸗ —⸗ vom 
1. Juli 1861 ausgezahlt. 

5. Zur Eontrolirung bes Abfages und zur ftatifti- 
ſchen Ueberficht der Sängerhalle foll eine bes 
ſondere Lifte über die Abonnenten, refp. Beftell- 
zettel geführt werden, welche bem Herausgeber 
Dr. M. auf Berlangen jederzeit vorzulegen ift. 

6. Alle eingehenden literarifchen Erjcheinungen, 
welche in der Sängerhalle beiprochen werben 
follen, werden Eigenthum des Heraudgebers. 

8. Dagegen beforgt Herr €. ©. für den buchhänd- 
lerifchen Theil das Unternehmen, und es liegt 
ibm die Pflicht ob, nicht nur die Verbreitung 
des Unternehmens fo zu unterftügen, wie es in 
feinem Interefje liegt, fondern auch für pünft« 
liches Erjcheinen und forgfältige, zeitgemäße 
Ausftattung des Unternehmens jederzeit nach 
Pflicht Bedacht zu nehmen. 

9. Der Berleger übernimmt ferner die Verpflich- 
tung, für die erforderlichen Holzſchnitte (incl. 
Zeichnungen, wenn folche erforderlich find) zu 
forgen, etwaige Honorare für Aunftwerfe und 
literarifche Beiträge zu zahlen, und die dringend 
nöthigen Zeitjchriften oder literarifchen Werke 
anzufchaffen. 

12. Beide Eontrahenten verfprechen fi, voraus— 
geſetzt, Daß das Unternehmen reüffirt, den Con— 
tract nie zu fündigen, wenn Einer dem Andern 
fein Wort hätt. 

13. Die Sängerhalle bleibt auch nad) dem Tode 
des jeigen Verlegers, Herrn E. ©., Berlags- 
artifel diefer Firma, reſp. deſſen gejeglicher 
Erben, wenn fie fich verpflichten, diefen Gon- 
tract aufrecht zu erhalten.” 

Unter Bezugnahme auf diefen Contract trat 
Dr. M. gegen den Inhaber der Firma E. ©. im 
Januar 1862 bei dem Handelsgerichte zu Leipzig 
unter dem Anführen Hagend auf: 

Es fei nach dem Inhalte diefes Vertrags feinem 
Zweifel unterworfen, daß er Eigenthümer und Her 
ausgeber, Bellagter nur Bertreiber und Verleger 
der Sängerhalle fei. Nach 8. 12. hätten ſich die 
Gontrahenten verpflichtet, vorausgefeht, daß das 
Unternehmen reüffire, den Contract nie zu kündigen, 
wenn Einer dem Andern jein gegebenes Wort halte. 
Wenn alfo das Unternehmen nicht reüfftrt hätte und 
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Beklagter den Contract auszuhalten nicht gefonnen 
gewefen, jo habe lepterer nur das Recht, ven Berlag 
der Sängerhalle aufzugeben, während er ſich aller 
weitern Verfügung über die Sängerhalle, die ihm, 
dem Kläger, eigenthümlich gehöre, zu enthalten ger 
habt habe. Die Sängerhalle fei nun vom Juni 
1861 ab bis Anfang Januar 1862 erfhienen, Bes 
Hagter habe fie verlegt, Kläger fie herausgegeben 
und es hätten circa 975 Abonnenten darauf abonnirt 
gehabt. Im Januar 1862 habe nun Bellagter mit- 
telft (ded sub B. in Abfchrift beiliegenden) Briefs 
ihm mitgetheilt, daß, da der Abſatz der Sängerhalle 
nicht 1000 Exemplare betrage, er fich genöthigt fehe, 
mit dem Kläger über bie ihm, dem Beklagten, angeb- 
lich zugehörige Sängerhalle Jahrg. 1862 einen neuen 
Contract zu machen, den er im Entwurfe beifüge, deſſen 
Bollyiehung er, S., erwarte, indem er die biesfallfige 
Weigerung ald Aufhebung der beiderfeitigen Berbin- 
dung anfehe. Er, Kläger, babe ſolches brieflich 
verweigert, darauf aber einen zweiten Brief vom 
13. Januar erhalten, worin Beflagter ihm anzeige, 
daß er durch Nichtannahme feiner Bedingungen die 
Geſchaͤftsverbindung aufgelöft habe. In diefem Briefe 
gerire fich Beflagter ald Eigenthümer der Sängerhalle, 
und bas ganze Manoeuvre fei offenbar darauf gerich⸗ 
tet gewefen, fein, Klägers, Eigenthumsrecht an fich 
zu ziehen; in der That habe derfelbe folches an fich 
gezogen, denn er habe die im Originale beifolgende 
No, 4. der Sängerhalle am 17. Januar erfcheinen 
laflen und verfendet, in foldher aber den Leſern in 
unwahrer Weife mitgetheilt, daß er, Kläger, auf 
feinen, des Bellagten, Wunfch von der Herausgabe 
der Sängerhalle zurüdgetreten fei und daß von 
No. 5. ab ein gewiffer H. S. die Leitung der Sän— 
gerhalfe übernehme. Er habe auch inzwiſchen bie 
No. 5. — in welcher ©. ald Redacteur des Blattes 
auftrete — erſcheinen laffen und verfendet. 

Zum Drude des Kopfes der Sängerhalle, auf 
welcher ein Bild mit verfchiedenen künftlerifchen Vers 
zierungen angebracht und das Wort: „die Sänger 
halle” in gothifchen Buchftaben beigebrudt fei, habe 
er dem Beklagten die lithographirte Zeichnung, die 
er vorher für fein eignes Geld bei B. in ©. anferti- 
gen laſſen, eingehändigt, damit fie Bellagter zum 
Drude des Blattes benupen folle. 

Da Bellagter das Recht nicht weiter habe, bie 
Sängerhalle zu verlegen, auch die Herausgabe der 
Abonnentenlifte, forwie der lithographirten Zeichnung 
verweigere, fo ſehe er fich zur Klaganftellung ver 
anlaßt, fordere unter Eivesantrag Einlaffung und 
Antwort auf die Klage fammt Beilagen sub poena 
conf. et conv. und bitte um eine Entſcheidung des 
Inhaltes: 


a) daß Beklagter verbunden, ihn als Eigenthümer 
ber Sängerhalle anzuerkennen, baß daher Bes 
flagter nicht berechtigt fei, die Sängerhalle von 
No. 4, ab erfcheinen zu laſſen, 

b) daß Bellagter die fernere Herausgabe ber 
Sängerhalle bei Strafe zu unterlaffen und 

ec) ihm die durch die unberechtigte Herausgabe 
bed Blattes von No.4. ab erwachjenen erweis⸗ 
lichen Schäden ab⸗ und zu erftatten verbunden, 
ferner 

d) daß Bellagter dem Kläger die Verſendungsliſte 
($. 5.) fofort vorzulegen und 

e) bie zum Drude des Kopfes der Sängerhalle 
ihm gelieferte lithographiſche Zeichnung heraus» 
zugeben, fo wie 

f) die Proceßloſten zu erftatten ſchuldig, zu wel 
chem allen der Bellagte im Berweigerungsfalle 
nah Handelsgerichtsbrauche allenthalben anzus 
halten. 

Bellagter war des factifchen Inhaltes der Klage, 
wie ber Klagbeilagen im Wefentlichen geftändig, be— 
ftrit dem Kläger jedoch aus Gründen, welche ihre 
Würdigung in den ergangenen Entſcheidungen ges 
funden haben und hier nicht befonders hervorgehoben 
zu werden brauchen, das Klagrecht und ercipirte 
betreff3 der lithographifchen Zeichnung unter Eides— 
antrag, daß Kläger, nachdem biefer fie von B. ges 
fchenft erhalten, ihm überlaflen und gefchenft habe; 
er, Bellagter, habe die Skizze angenommen, ſolche, 
weil fie nicht zum Formate ber Zeitfchrift gepaßt, 
größer und mit einigen Beränderungen auf feine 
Koften durch einen Leipziger Kylographen in Holz 
ſchneiden laffen, wofür er gegen 35 Thaler bezahlt 
babe; Kläger habe daher fein Recht auf bie Zeichnung 
und auf ein Berbot der Vervielfältigung berfelben. 
Demnähft bob Bellagter in der Anmerkung zu 
Einl»Punft 4. hervor, die neue von ihm ohne den 
Kläger verlegte Zeitfchrift führe (nach Ausweis ber 
vorliegenden Rummern 4. und 5.) den Titel „allge 
meine deutſche Gefangsvereingzeitung für das In— 
und Ausland“, während der Titel der frühern im 
Eingange der Klage gedachten Sängerhalle „Deutfche 
Gefangszeitung für das Ins und Ausland” gelautet 
babe. 

Inzwiſchen hatte ſich Aläger an den „beutfchen 
Schriftftellerverein zu Leipzig” gewendet und 
von demfelben ein auf Beſchluß diefed Vereins ges 
drucktes — auch zu den Proceßacten gebrachtes — 
(Privat-)Öutachten erlangt, worin „nach veiflicher 
Erwägung der einjchlagenden Berhältniffe und nad 
Anhörung der Parteien‘ der zur Begutachtung er- 
nannte Ausſchuß feine Entſcheidung dahin abgeben 
zu müflen geglaubt hatte, 
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daß das von 1. ©. gegen ıc. M. eingefchlagene 
Berfahren, als mit dem Wortlaute des zwiſchen 
beiden Theilen unter dem 5. Juni 1861 abge- 
fchloffenen fchriftlichen Eontracts unvereinbar, 
rechtlich unbegründet erfcheine, da auf Grund» 
lage beffelben Erfterer nur als „Berleger”, 
Legterer aber ald „Gigenthümer und Heraus 
geber” der hier in Frage ftehenden Zeitfchrift 
„die Sängerhalle” zu betrachten fei. 

Das Handelsgericht erbat fih nunmehr ein Gut- 
achten der I, Section des Sacdjverftändigenvereind 
darüber, 

a) ob in denjenigen Rechtöverlegungen, welche Alü- 
ger Inhalts der Klage dem Beklagten Schuld 
gebe — deren thatfächliche Begründung voraus: 
gefegt —, nad irgend einer Seite hin eine 
Verlegung eines Rechts an literarifchen Erzeug— 
niffen im Sinne des Geſetzes vom 22. Februar 
1844 zu befinden, insbefondere ſchon der Titel 
einer Zeitfchrift, abgefehen von dem Inhalte der 
letzteren, als ſelbſtſtaͤndiges Object des literaris 
ſchen Berfehrs demnach nad $. 1. jet. $. 16. 
des alleg. Geſetzes als ſchutzberechtigt anzuſehen 
fei, eventuell 

b) ob in der BI. — bei Einl.»Bunft 4. behaupteten 
Veränderung des Titeld eine fo wefentliche 
Abänderung zu erkennen, daß der Titel nunmehr 
als ein neuer zu betrachten. 

Der gedachte Verein fprad) fich in feinem Gut— 
achten dahin aus: 

Ad a. Die eine Verlegung, von welcher der 
Kläger fpreche, beftehe darin, daß in No. 4, der 
„Sängerhalle” von 1862 dem Publicum der freis 
willige Rüdtritt des Dr. M. gemeldet und ein Herr 
H. ©. als derjenige präfentirt werbe, welcher von 
No. 5. die Leitung der Sängerhalle übernehmen 
werde. Died möge vielleicht eine Bertragsverlegung 
fein, aber eine Verlegung im Sinne des angezogenen 
Geſetzes könne irgendwo nicht gefunden werben. 
Stände bei Dr. M. das Verlagsrecht der Sänger: 
halle, dem dann das Journal die Sängerhalle eigen- 
thimlich gehören würbe, fo würde die Dispofition 
des Beklagten fiher ein Eingriff fein; aber der Con» 
tract in feinem gangen Inhalte führe darauf, daß 
das Verlagsrecht der Sängerhalle dem Beflagten 
zufiche, wogegen Kläger das Journal feite und für 
das Material forge. Ohne Einfluß fei, daß Kläger, 
wie andere Mitarbeiter, für jeden einzelnen Fall das 
Material erft fchaffen oder beibringen müfle, und 
eben fo wenig komme in Betracht, wer den Titel 
„Sängerhalle‘‘ gewählt oder gefchaffen habe. Des 
Berlagsrechts, alſo der beliebigen Vervielfältigung 
für jede Nummer, habe ſich Kläger begeben. Da 


nun ein Journal ein foftematifch in ſich zuſammen⸗ 
hängendes Ganze nicht fei, ſondern baffelbe aus 
einzelnen Nummern oder Heften fidh bilde, fo könne, 
wenn, ber Contract nicht entgegenftehe, derjenige, 
welcher das Verlagsrecht habe, beliebig von jeder 
Nummer an fi einen andern Redacteur fuchen, und 
überhaupt zurüdtreten; der Verleger fei durch das 
Gefeg nicht behindert, er fünne aber durch den Ver— 
trag behindert fein und es fei möglich, daß biefer 
Gall hier vorliege. 

Ad b. Ob Beflagter das gedachte Journal ald 
„Sängerhalle” mit dem bisherigen oder vermehrten 
Zufage herausgeben dürfe, dieſe Frage fei ganz davon 
unabhängig, wer das Verlagsrecht des Journals 
babe; denn wenn aud Kläger das Verlagsrecht nicht 
habe, jo könne diefe Frage gleichwohl verneint wer 
ben; dann würde ein Necht auf den Titel behauptet 
werben müflen, der Titel würde ald Gegenftand 
eines Verlagsrechts erfcheinen. Der Titel eines 
Journals wie eines Buchs fei aber Feine Production 
(literariiches Erzeugniß), er fei nur ein Name, und 
nicht ein Name, wie etwa die Firma des Kaufmanns, 
fein perfönlicher Name; nicht einmal eine Bezeich- 
nung, wie etwa eine Etiquette, auf der noch bie 
Birma gezeichnet fei. Das Recht fchüge aber nur 
die Firma mit voller Sicherheit, und die Etiquette 
in noch nicht gang entſchiedener Weife. Ein Recht 
auf den Titel kenne weber das allgemeine Recht, noch 
die Geſetze Über das Verlagsrecht und den Nachdrud. 
Es könne fein fein und honett, daß ein gewiſſer Titel 
von einem andern Berleger nicht gewählt oder unter 
andern Umftänden nicht beibehalten werde. Wenn 
ber Verein hiernach ein Recht auf den Titel mit aller 
Entfchiedenheit zurüdweife, fo fei ſelbſtverſtaͤndlich, 
daß eine Modificirung des Titels in jedem Halle eine 
unwefentliche fei. 

Das Handelsgericht zu Leipzig publicirte 
hierauf einen Beſcheid folgenden Inhalte: 

„Würde Kläger in Anfehung der zurüdgeforbers 
ten lithographiſchen Zeichnung ven über die Ausfludht 
DI. — angetragenen, Bl. — angenommenen Eid 
dahin: 

daß er dem Beklagten die in ber Klage bei dem 
37. Einl.-Punkte befchriebene Zeichnung feines» 
wegs gejchenft habe, 
ihwören, fo ift Beklagter die gedachte lithographiſche 
Zeichnung dem Kläger herauszugeben und hierzu, 
da nöthig, nad Handelsgerichtsgebrauch anzuhals 
ten. 

Dagegen hat Klägers Suchen, infofern es auf 
ein Mebreres gerichtet ift, immaafen ed angebracht, 
nicht flatt, und werden die erwachſenen Koften zwi—⸗ 
ſchen den Barteien aufgehoben.“ 
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Die beigefügten Entfheidungsgründe find 
folgenden Inhalts: 


„Kläger hat, wie Beflagter ad p. 1. e. 1. zuges 
fteht, mit demfelben den der Klage sub A. beigefüg- 
ten Vertrag über Herausgabe der Zeitfchrift „die 
Sängerhalle” abgefchloffen. Bellagter hat diefen 
Eontract aus Gründen, deren Rechtmäßigkeit Kläger 
nach den Ausführungen der Klage ad p. l. e. 25—36. 
beftreitet, für aufgehoben und gelöft erflärt. Hieraus 
würde — die Begründung des von dem Kläger 
hierunter Angeführten vorausgefegt — für denfelben 
das unbezweifelte Recht fich ergeben, die Fortſetzung 
des nach Alägerd Behauptungen grundlos gebrochenen 
Contracts vom Bellagten zu beanfpruchen. Anftatt 
nun hierauf, unter dem Erbieten zu eigener Contracts⸗ 
erfüllung, fein Petitum zu richten, nimmt Kläger — 
wie es den Anfchein gewinnt — die erfolgte Löfung 
des zwifchen ihm und dem Bellagten beftandenen 
Eontracts als eine vollendete Thatfache hin und 
beabfichtigt unter, Berufung auf das ihm an ber 
Zeitſchrift „Sängerhalle” zuftehende ausfchließliche 
Eigenthum dem Bellagten die fernere Herausgabe 
der nunmehr mit fremder Hülfe bearbeiteten Zeitfchriit 
gleichen Titel zu unterfagen. Diefes jedoch mit 
Unrecht. 


Findet nämlich Kläger, feinen Angaben ad p. J. 
c. 34— 36. zufolge, die Rechtswidrigkeit des Bellag- 
ten ausjchließlih darin, daß Beflagter die Sänger: 
halle von No. 4. des Jahrgangs 1862 ab ohne feine, 
Klägers, Concurrenz und unter Subftituirung eines 
neuen Herausgebers — Redacteurs — habe erfchei- 
nen laffen, jo ftellt es ſich zuvörderſt zweifellos dar, 
daß das Recht, welches Kläger feinen eigenen Deduc- 
tionen zufolge an diefen von No. 4. an laufenden 
neueren Heften anzufprechen gemeint fei, weder als 
ein ſachliches, noch als ein literarifches Eigen- 
thumsrecht fich charafterifirt. Als Fein fachliches — 
denn Kläger bat fein Moment zu behaupten vers 
mocht, welches ihm an den einzelnen Heften bed 
Journals — diefe ald Sachen, ald Gegenftände des 
Verkehrs betrachtet — ein durch Vindication zu er- 
folgendes — reales — Recht gewähren könnte. 
Eben fo wenig aber als ein literarifches im Sinne 
des Gefeped vom 22. Februar 1844, da aus der 
Klage nicht zu erfehen, daß Kläger zu dem Inhalte 
der betreffenden Journalbefte,, alfo zu den darin zur 
Beröffentlidung gelangten Geiſtesproducten, nad 
irgend einer Seite bin im Verhältniffe des Autors 
geftanden, oder wenigſtens die Stellung eines Re chts- 
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nachfolgers des Autors anzuſprechen habe. Die 
Borausjegungen, unter weldhen das gedachte Geſetz 
Schug gegen Verlegung an literarifchen Erzeugniſſen 
zufagt, treffen demnach nach feiner Seite — vergl. 
$. 1. jet. $. 16. leg, eit. — für ben vorliegenden 
Fall zu. Der Inhalt ded Eontracts Bl. — vermag 
daran nichts zu ändern. 


Iſt Kläger in demfelben (vergl. $. 1. jet. $. 7.) 
als Eigenthümer der Sängerhalle — weldhe, wie 
nicht zu überfehen ift, als Journal zur Zeit des 
Eontractsabjchluffes noch gar nicht eriftirte, fondern 
erft durch den Vertrag ind Leben berufen werben 
follte — bezeichnet worden, fo kann es der Natur 
der Sache nad) blos die Idee zur Ausführung, und 
der damit in Verbindung ftehende Titel des beab- 
ſichtigten Journalunternehmens gewefen fein, woran 
im Sinne der Eontrahenten dem Kläger ein Eigen- 
thumsrecht hat indicirt werden follen. Eine Schup- 
berechtigung ausſchließlich nach diefer Seite hin aber 
giebt es nicht. 

Der Begriff des Nachdrucks bildet ſich durch 
Vervielfältigung Titerarifcher Erzeugnifie. Als lite 
rariſche Erzeugniffe können aber nur ſolche Geiftes- 
producte betrachtet werden, durch welche eine Reihe 
in fi) abgeſchloſſener Gedanken des Berfaflers in 
einer ihnen angehörigen, und mit ihnen untrennbar 
verbundenen Form zur äußeren Darftellung gebracht 
wird. 

vergl. Jolly, die Lchre vom Nachdruck, S. 101 fig. 

in Verbind. mit ©. 108 fig. 

Der originelle Gedanke, die den Berürfniffen des 
Publicums entgegenfommende und daher nupbare 
Idee, lönnen Beranlaffung zu einem literarijchen 
‘Product werden, in fo fern fie, in Worte gekleidet, 
eine beftimmte, conerete Form annehmen, und in 
diefer äußeren Geftaltung ein gewifles, in ſich abge— 
ſchloſſenes Ganzes bilden. Die Form, nicht der 
Inhalt des Gedanfens ift hierbei das Entfcheidende; 
loögetrennt von dieſer äußeren Form, und für fich 
allein betrachtet, kann bie Titerarifche Ausnugung 
einer von einem Dritten glüdlich gefundenen neuen 
Idee, bie weitere Verfolgung eines originellen Ges 
danfens, um fo weniger ald Nachdruck gelten, als 
es hierbei allenthalben keineswegs um eine mecha— 
nifche Vervielfältigung, fondern um felbftftändige 
Formgebung, alfo um ein wefentlic) neues Geiftes- 
product fich handelt. 


(Schluß in der gleichzeitig erfcheinenden Nummer 12.) 


Dffiein der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Bon tiefem Bo- 
henblatte ers 
feinen jährlich 
64 Munmern zu 
1 Duartbogen und 
außerbem am Jab: 
resſchluſſe ein aus: 
führligestegifter. 


und 


| für 
merkwürdige Aechtsfälte, 
in actenmäßigen Darftelungen 


aus dem Gebiete der Justizpflege 
Verwaltung 


Alle Bohämter 
u. Buchhandlungen 
übernehmen Beitel: 
lungen une liefern 
das Quartal zu dem 
praenumernndo zu 
entrichtenden Ureiſe 
von 1 Thaler. 


zunachſt für das 


Königreich Sachſen. 


Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 


M 12. 


Hene Folge Bwölfter Jahrgang. 


1864. 





(Schluß aus No, 11.) 


Die Idee des fraglichen Unternehmens, deren 
Autorfchaft Aläger befonders im Berhördtermine 
BL. — betont und für fi in Anſpruch genommen 
bat, fann alfo ald Gegenftand des literarifchen 
Eigenthums nicht in Betracht fommen. Eben fo 
wenig der Titel ded Journals. Das Handelsgericht 
hat in dieſer Beziehung fih allenthalben dem anzu— 
fchließen, was die erfte Section des Sachverftändigen- 
vereind Bl. — in Überzeugender Weife ausgeführt 
hat, und nur noch mit Rüdficht auf die Beftimmung 
$. 16. des Geſetzes vom 22. Februar 1844 darauf 
hinzumeifen, daß, infofern der Werth eines provifo- 
tifchen Blattes in den Augen des Publicums präs 
fumtis nicht nach dem Titel, fondern ausfchließlich 
nad; dem Inhalt fi beftimmt, felbft dann, wenn 
ein Mißbrauch des Titels in dem Gebahren Bellag- 
tens zu erkennen fein follte, dennoch die Schmälerung 
eines dem Kläger zufommenden, fchon ftattfindenden 
oder möglichen Erwerbes nicht ohne Weiteres anzu- 
nehmen, am wenigften für eine ſolche Annahme in 
dem Inhalt der Klage genügender Anlaß geboten 
fein würde. 

Nach dem Gefagten ift dad journaliftifche Unter- 
nehmen Bellagtens, auch infofern es von der Aten 
Nummer des diesjährigen Jahrgangs ab ohne Klä— 
gerd — durch den Eontract allerdings gewahrte, auf 
dem betreffenden Wege aber nicht zu erzwingende — 
Eoncurrenz fortgefegt worden, als ein fchlechthin 
rechtswidriges feineswegs zu erachten. Die mit 
dem Hauptpetitum verbundene Schädenforderung er- 
ledigt fich nad) diefer Sachlage von ſelbſt. Es bleibt 
fonach blos noch der Anfpruch Klägers auf Heraus- 
gabe der dem Bellagten zum Drude des Kopfes 


der Sängerhalle gelieferten lithographifchen Zeichnung 
übrig. 

Im Allgemeinen ift hier zuvörderſt zu bemerfen, 
dag Kläger fich infofern feineswegs in der Klage, 
wie Bl. — angenommen worden zu fein ſcheint, 
dadurch, daß Beflagter diefe Zeichnung für den Kopf 
der Sängerhalle auch nach der erfolgten factifchen 
Befeitigung des Klägers von der Redaction beibehals 
ten, fondern (vergl. p. 1. c. 46. und 47.) lediglich 
um beswillen befchwert erachtet, weil Beflagter der⸗ 
malen bie Herausgabe diefer Zeichnung verweigert. 
In der That hat Bellagter zu dieſer Weigerung nad 
den in ber Klage angeführten, von dem Bellagten 
im Wefentlichen zugeftandenen Thatſachen feinen 
Grund. Er hat den Empfang ber Zeichnung zu 
dem vom Kläger bezeichneten Behufe beim 37. Einf. 
Abſchn. zur Genüge eingeräumt. Hat ihm baher 
Kläger, wie Bellagter Bl. — erceptivifch behauptet, 
und durch den Bl. — deshalb angetragenen, BI. — 
angenommenen Eid zu ermitteln ift, dieſe Zeichnung 
nicht gefchenkt, fo liegt ein Recht ferneren Befiges, 
beziehentlich Benugung derfelben nad) der Beftaltung 
des fonftigen Verhältnifies unter den Parteien nicht 
mehr vor. Beflagter fann ſich daher der Herausgabe 
nicht entbrechen. Ob er Fünftig im Stande fein 
wird, dieſe Zeichnung in der früheren, dem Kläger 
zugehörigen Form demfelben zurüdzugeben, und 
welche rechtlichen Folgen die etwanige eigenmächtige 
Beränderung dieſer Form Seiten des Bellagten auf 
die Sachlage nad) Befinden auszuüben geeignet fein 
würde, ift dermalen nicht näher zu unterfuchen, ges 
hört vielmehr eintretenden Falls dem Erecutiond- 
ftabium an. 

Die Entfcheidung wegen des Koftenpunftes be 
barf nach dem in der Hauptfache Erfannten feiner 


90 


beſonderen Rechtfertigung und wird in Anſehung des 
Koftenvorftandes blos noch beigefügt, daß fich eine 
diesfallfige Anordnung theild bei der Möglichkeit 
fofortiger definitiver Entſcheidung, theils mit Rüdfidyt 
auf das bei Hänfel, Handelögerichtöproceß, $. 17. 
N. 21. ©. 144 flg. Bemerfte erledigt.” 


In zweiter Inftanz (Appellationsgericht zu 
Leipzig) erfolgte auf die Berufung Klägers eine 
eonfirmatorifche Entfcheidung nachftehenden Inhalts: 

„Daß das Bl. — zu lefende, am 7. Juli 1862 
publicirte Erfenntniß (1. Inftanz) aus den demfelben 
beigegebenen Gründen, denen im Wefentlichen bei» 
autreten gewefen, und in Betracht, daß 

a) der Kläger fih Bl. — ausdrüdlich befcheidet, 
feine Bl. — erhobene Klage fei nicht ald Klage auf 
Erfüllung des Bl. — in Abſchrift beigebrachten Ver— 
lagscontracts — wie übrigens ſchon der Wortlaut 
des Bl. — formulirten Sachgefuchs und der Mangel 
jeden Erbietens zu einer fortgefegten Erfüllung der 
ihn, den Kläger, nad diefem Gontracte treffenden 
Obliegenheiten außer Zweifel ftelt — aufzufaflen, 
fomit zur Zeit ganz unerörtert bleiben fann, ob und 
in wie weit für ihn gegenwärtig die Vorausſetzungen 
gegeben gewejen fein würden, die Klage in der be- 
zeichneten Richtung fchlüffig zu begründen; weiter 

b) derjelbe mit dem vorigen Erfenntniffe und 
den Berfafiern des Bl. — erfichtlichen Gutachtens 
DB. — ausdrüdlih fih dahin einverftanden erflärt, 
daß das Geſetz, den Schug der Rechte an literari- 
ſchen Erzeugniffen und Werfen der Kunſt betreffend, 
vom 22. Februar 1844 etwas nicht an die Hand 
gebe, was fein in der Klage ausgefprochenes Ver— 
langen zu rechtfertigen geeignet wäre, als womit 
allerdings feine fpäteren Argumentationen, und inds 
befondere die wiederholten Bezugnahmen auf mehrere 
frühere, durch den Drud veröffentlichte Entſcheidun— 
gen Saͤchſiſcher Spruchbehörden Bl. —, welche ind» 
gefammt auf die Vorfchriften des gedachten Geſetzes 
geftügt find, fih nicht füglich vereinigen laſſen; 
hiernächft 

c) der Verfuch, das behauptete Verbietungsrecht 
als ein vertragsmäßiges (im Oegenfage alfo zu dem 
einem Autor und deffen Rechtsnachfolgern ſchon durch 
das Geſetz gewährleifteten) aus dem oben ad a. er- 
wähnten Eontracte und dem Berhältniffe des Her- 
ausgebers zu dem Berleger herzuleiten, deshalb ala 
mißlungen betrachtet werben muß, weil jener Gon- 
tract nirgends die directe Zuſicherung des Beklagten 
an den Kläger enthält, in dem Balle der Auflöfung 
des zwifchen ihnen beftandenen Bertragsverhältniffes 
bei der Herausgabe einer Zeitjchrift gleiches Namens 
und gleicher Tendenz nicht mitzuwirken, aus dem 





Umftande allein aber, dag in $. 1. und 7. des Con- 
tracts ber Kläger und beziehentlich deſſen Erben als 
„Eigenthümer” der Sängerhalle bezeichnet worden, 
die rechtöverbindliche Abficht des Beflagten, eine 
derartige Verpflichtung felbft über die Dauer des mit 
dem Kläger eingegangenen Societätöverhältnifies 
hinaus übernehmen zu wollen, keineswegs "mit 
Sicherheit ſich folgetn läßt, vielmehr der mit dem 
Ausdrude „Eigenthümer” von den Gontrahenten 
verbundene Begriff einer fpeciellen Erläuterung um 
fo mehr beburft hätte, je zweifellofer derfelbe hier 
nur in einem uneigentlichen, dem geltenden Rechte 
fremden Sinne gebraucht worden fein fann, und — 
dafern nicht etwa damit nur angedeutet werben fol- 
len, daß (mas an ſich hier gleichgültig erfcheint) die 
Idee zu Begründung der fraglichen Zeitfchrift von 
dem Kläger ausgegangen fei, oder daß berfelbe in 
Bezug auf die allgemeine Leitung des Blattes dem 
Beklagten, als Verleger, gegenüber eine gewiffe un- 
abhängigere Stellung, al8 dem bloßen Redacteur oder 
Herausgeber, als folhem, zufomme, einzunehmen 
habe — aus dem wiederholten Gebrauche jenes 
Auspruds höchftens fo viel mit Zuverläffigfeit ab» 
genommen werben könnte, daß der Kläger, beziehent- 
lich defien Erben an den unter ihrer Goncurrenz 
erjchienenen Nummern und refp. Jahrgängen des 
Journals in dem Berhältniffe zu dem Beklagten 
wirfliche Autorenrechte dergeftalt zu beanfprechen 
haben follen, daß ohne ihre Genehmigung eine neue 
Auflage diefer Nummern oder Jahrgänge von dem 
Verleger nicht veranftaltet werden dürfe, eine Auf: 
faffung, die theil® mit dem bereits von ber vorigen 
Inftanz entwidelten Begriffe des literarifchen Eigen- 
thums, welches ein bereit vorhandenes, in eine 
gewiſſe fprachliche Form gebrachtes literarisches Pros 
duct als fein Object nothwendig vorausfegt, theils 
auch mit den Beftimmungen des Gontracts ſelbſt in 
fo fern im Einflange fteht, ald in $. 7. cit., wo von 
dem nach des Klägers Tode deſſen Erben verbleiben« 
den Eigenthume an der Sängerhalle die Rede ift, 
gleichzeitig die Vorausſetzung ausgefprochen wird, 
dag Die gedachten Erben fich dagegen zu verpflichten 
haben, auch ihrerfeits den Contract einzuhalten, d. h. 
alfo fortdauernd die von jenem Gefichtspunfte aus 
das Autorenrecht wefentlich erft vermittelnden Nedac- 
tiondgefchäfte perfönlich, oder Durch geeignete Stell 
vertreter zu beforgen, offenbar aber es als ein wejent- 
lich weiter greifendes Anverlangen fich darftellt, wenn 
ber Kläger dermalen, wo feiner eigenen Darlegung 
zu Folge das bisher mit dem Beflagten gemeinfam 
betriebene Unternehmen, fei ed durch weflen Schuld 
es wolle, factifch feine Endſchaft erreicht hat, und 
wo er, wie erwähnt, fich zu fernerer Eontractserfüls 
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fung nicht erbietet, dem Bellagten den alleinigen 
Fortbetrieb des Unternehmens unterfagt wiſſen will, 
und namentlich fofort einleuchtet, daß er zu Begrün- 
dung diefes Widerfpruchsrechtes auf das Verhaͤltniß 
des Herausgebers zu dem Verleger, und bie demſel— 
ben inwohnende bona fides fich mit Erfolge nur fo 
lange zu berufen vermöge, ald er fich felbft auf den 
Boden des Eontracts ftellt, was dem Borftehenden 
nach nicht gefchehen ift; 
dagegen 

d) für den Kläger ein Schuß gegen die Anma— 
fung des Titels, unter welchem die urfprünglich von 
ihm herausgegebene Zeitfchrift bisher erfchienen ift, 
bei dem jebigen Stande der Geſetzgebung 

(vergl. Deutfche Bierteljahrsfchrift, Jahrg. XXVI. 
No. 101. ©. 247 fig.) 

nah Befinden nur mit Hilfe des Geſetzes vom 
22. Bebruar 1844 zu erreichen fein würde, und wenn 
man auch darauf, daß der Kläger der Anwendung 
dieſes Geſetzes auf den vorliegenden Fall Bl. — und 
DI. — ausdrücklich widerfprochen hat, ein entfcheis 
dendes Gewicht nicht legen, ingleichen dem fraglichen 
Titel feinem Inhalte und feiner fprachlichen Form 
nad) das Merkmal der Originalität in fo weit zuge 
ftehen wollte, um benfelben an ſich als fchugberechtigt 
anfehen zu fünnen, . 

(vergl. die Bl. — allegirte Entjcheidung des Königl. 
Appellationsgerichts zu Leipzig, Wochenbl. für 
merkw. Rechtsf. Jahrg. 1858. ©. 466.) 

dennoch, wie von der vorigen Inſtanz Bl. — mit 
Beziehung auf $. 16. des Geſetzes bereits richtig 
hervorgehoben worden ift, eine weitere wefentliche 
Borausfegung für die Annahme einer nad) dem ge- 
dachten Geſetze zu beurtheilenden unerlaubten Ver— 
vielfältigung die fein würbe, daß durch Die lehtere 
ein dem Berechtigten nach $. 1. des citirten Geſetzes 
zufommender, fchon flattfindender oder möglicher 
Erwerb gefchmälert werde, und das Borhandenfein 
diefer VBorausfegung auf Seiten des Klägers bei ber 
Eigenthümlichfeit des vorliegenden Falles einer fpe- 
ciellen Darlegung um fo gewiffer beburft hätte, je 
weniger die Acten zur Zeit einen Auffchluß darüber 
gewähren, ob und in wie weit das in Rede ftehende 
journaliftifche Unternehmen bisher einen wirklichen 
Reingewinn abgeworfen habe, und ob baher ber 
Kläger, wenn er daſſelbe nad der Trennung von 
dem Bellagten auf alleinige Rechnung fortfegen 
wollte, einen ſolchen auch fernerhin zu gewarten 
haben würbe; übrigens 

e) in Betreff des von dem Kläger BI. — aus— 
drüdlich geftellten Antrages nur noch zu bemerfen, 
daß bei der gegenwärtigen Lage ber Sache zu Erfor- 
derung eines anderweiten Gutachtens in der dort 


angebeuteten Richtung Feine Beranlaffung vorgele- 
gen hat, 

ber eingewendeten Berufung ungeachtet zu bes 
ftätigen, e8 werden jedoch die Koften des Rechts— 
mitteld mit Rüdfiht auf die bei der Beurtheilung 
des Falles einfchlagenden zweifelhaften Rechtsfragen 
jwifchen ben Parteien compenfirt.” 

Das von dem Kläger anderweit eingewendete 
Rechtsmittel blieb ohne Erfolg, denn das Königl. 
Dberappellationsgericht zu Dresden erfannte 
beftätigend (December 1863) unter Beifügung nad 
ftehender Entfcheidungsgründe: 

„Das Königliche Oberappellationsgericht hat den 
Gründen, welche für die Abweifung der erhobenen 
Klage in den beiden vorigen Inftanzen geltend ge— 
macht worden find, im Allgemeinen beizutreten, und 
ift in Bezug auf das, was ber Kläger in feiner 
neuerlichen Deductionsfchrift angeführt hat, nur noch 
Folgendes zu bemerken: 

Wenn auch in dem der Klage Bl. — abſchriftlich 
beigefügten Vertrag $. 1. der Kläger ald Eigenthüs 
mer der von ihm im Verlag des Beklagten heraus⸗ 
zugebenden Zeitfchrift „die Sängerhalle” bezeichnet 
und weiter in $. 7. beftimmt ift, daß dieſe Zeitfchrift 
nach dem Tode bes jegigen Eigenthümerd und Herz 
ausgebers Eigenthum der gefeglichen Erben deſſelben 
werben folle, fo läßt fi doch hieraus allein bie 
gemügende Begründung der erhobenen lage nicht 
herleiten. 

Denn es ift, wie auch bereits in der vorigen 
Inſtanz hervorgehoben worden, nicht zu verfennen, 
daß die Contrahenten den Ausdruck „Eigenthum“ 
und „Eigenthümer“ bier in einem anderen Sinne 
gebraucht haben, als derjenige ift, welchen das gel 
tende Recht damit verbindet, da dieſes ein Eigenthum 
an einem literarifchen Project auf Seiten besjenigen, 
welcher den Gedanken zu dem beabfichtigten, erſt in 
Zufunft ins Werf zu feßenden Unternehmen gefaßt 
hat, nicht fennt. Nur um ein derartiges Project 
und um die Art und Weife der künftigen Realifitung 
defielben handelte e8 fich aber bei Eingehung des 
erwähnten Vertrags, und wenn es daher auch offen- 
bar ift, daß die Gontrahenten, indem fie ſich der 
gedachten Ausprüde bedienten, mit benjelben einen 
anderen Sinn, als den juriftifch ihnen beigulegenden, 
verbunden haben, fo bleibt es doch unklar, was 
eigentlich ihre Abficht gewefen fei. Zwar behauptet 
Kläger Bl. —, indem er zugleich der Auslegung, 
welche die vorige Inftanz als die wahrfcheinlichfte 
aufgeftellt hatte, widerfpricht, es babe mit jenen 
Worten bezeichnet werden follen, daß ihm die aus— 
fchließliche Herrfchaft über das unter dem Titel 
„Sängerhalle” im Buchhandel erfchienene literarifche 





Product zuftche. Allein auch hier ift nicht abzufehen, 
was Kläger eigentlic; unter der von ihm behaupteten 
ausſchließlichen Herrfchaft verftehe, und wäre auch 
anzunehmen, daß dem Kläger auf Grund des ange: 
zogenen Bertragd Autorenrechte an den bis zum 
Zeitpunkt der Wiederauflöfung des Contracts im 
Buchhandel bereitö erfchienenen einzelnen Nummern 
der gedachten Zeitfchrift zugufprechen feien, fo läßt 
fich doch immer nicht erfennen, mit welchem Grunde 
Kläger verlangen fünne, daß er von dem Bellagten 
als Eigenihümer der fraglichen Zeitfchrift anerkannt 
und daß dem Beflagten die fernere Herausgabe der 
Lepteren unterfagt werde. 

Ebenfowenig fteht aber dem Kläger bei diefem 
feinem Verlangen das Geſetz, den Schuß der Rechte 
an literarifchen Erzeugniffen und Werfen der Kunft 
betreffend, vom 22. Februar 1844 zur Seite. Denn 
der Rechtsfchup, welchen vieles Gejeh dem Urheber 
literarischer Erzeugniffe und feinen Rechtönachfolgern 
gewährt, bezieht fi), wie auch ſchon die vorigen 
Inſtanzen richtig bemerkt haben, nur auf ſchon vor— 
handene, von dem Urheber zur Äußeren Darftellung 
gebrachte Geiſtesproduete und nur dad Recht des 
Autors, begiehentlich feiner Rechtönachfolger auf die 
Vervielfältigung ſolcher Producte im mechanischen 
Wege wird duch das angezogene Gefeh gewahrt, 
wogegen bad Leptere der bloßen Idee und dem Pros 
ject, derfelben durch literarifche Producte Ausorud 
zu geben, einen gleichen Schuß nicht angebeihen läßt. 
Eine analoge Anwendung des angezogenen Geſetzes 
auf Bälle der vorliegenden Art erfcheint aber nad) 
der ganzen Natur des Gefeges von felbft ald aus- 
geichlofien. 

Endlich fann aber auch die erhobene Klage in— 
foweit nicht für genügend funbirt erachtet werben, 
als es fih um den Schug des Klägers gegen bie 
Anmaafung des Titels handelt, unter dem die 'er- 
mwähnte Zeitfchrift während des Beſtehens des 
Eontractöverhältniffes zwifchen den Parteien erfchie- 
nen if. 

Man kann bier dahin geftelt laffen, ob der 
Titel, welchen der Ucheber eines literarifchen Pros 
ducts dem Letzteren vorjept, im Allgemeinen als 
wefentlicher Beftandtheil des Products oder nad) 
Befinden als ein in fich abgefchlofienes felbftftändiges 
Geiſteserzeugniß fich darftelle, und ſchon an ſich 
und ohne Rüdfiht auf den Inhalt des betreffenden 
literarifchen Products wenigftens unter Umjtänden 
des Schußes gegen mechanische Vervielfältigung in 
Gemaͤßheit des angezogenen Geſetzes geniehe. Denn 
wollte man aud) diefe Frage nicht im Allgemeinen 
verneinen, wie ſolches in dem eingeholten Gutachten 
des Sadverfländigenvereins BL. — und von ber 
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erſten Inſtanz geſchehen iſt, ſo wuͤrde doch, wie auch 
von der Letzteren und ebenſo von der zweiten Inſtanz 
bereits hervorgehoben worden, Seiten des Klaͤgers 
ein Anſpruch auf Schutz gegen die Anmaaßung jenes 
Titels durch den Beklagten in Gemäßheit $. 16. des 
allegirten Gefeges nur dann für begründet zu achten 
fein, wenn zu entnehmen wäre, daß für den Kläger 
durch die Vervielfältigung des Titeld ein ihm zulom⸗ 
mender, jchon ftattfindender oder möglicher Erwerb 
gejchmälert werde; hierüber aber geben die Acten 
keineswegs eine genügende Auskunft, und wenn 
Kläger Bl. — geltend macht, daß er durch Bellag« 
tens Gebahren um den ihm contractlicdh zugeficherten 
Gewinnantheil an — Thle. — —⸗ gebracht worden 
fei, fo fann hierauf ein weiteres Abfehen ſchon um 
deswillen nicht gerichtet werben, weil Kläger das 
gedachte Emolument überhaupt nur auf Grund bes 
mehrgedachten Vertrags, deſſen Hortfegung er aber 
felbft nicht verlangt, beanfpruchen konnte. 

Es war daher das vorige Erkenntniß lediglich 
zu beftätigen, und zugleich lag, nachdem Kläger über 
die Unfchlüffigfeit feiner Klage ſchon in den vorigen 
Inftangen genügend belehrt worden war, fein aus- 
teichender Grund vor, denfelben mit Erftattung der 
durch fein neuerliches Rechtsmittel veranlaßten Koften 
an ben Bellagten zu verfchonen.” 


18, 


Der Beſitz der dem Schuldner abgepfändeten 
und weggenommenen Gegenftände geht auf ben 
Grecutiondrichter über. — 8. 55. des Executions⸗ 
geſetzes ift nicht anwendbar auf Fälle, in denen 
das Pfand bereits verfleigert ift, es hat jedoch 
ber Eigenthümer jener Gegenftände ein Mecht 
auf den Auctionderlös, beziehentlih den Werth 
des verfteigerten Pfandes. 


Mitgetheilt von 
Herrn T. in D. 


In einer vor dem Königl. Appellationsgerichte 
im Bezirksgericht D. anhaͤngigen Bagatellſache wurde 
dem Kaufmann Theodor 3. am 29. Juli 1862 eine 
goldene Taſchenuhr mit metallener Kette, 14 Thlr. 
—⸗—⸗ an Werth, abgepfändet. Die Pfandftüde 
wurben am 11. September zur Auction gegeben und 
am 4. Drtober für zufammen 8 Thle. 7 Ngr. —⸗ 
verfteigert, ed verminderte fidh jedoch diefe Summe 
ducch Abzug der Auctiondfoften auf 7 Thlr. 24 Ngr. 
5». 
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Hierauf reclamirte der Advocat K,, ald Eoncurds 
vertreter in bem zu dem Rachlaſſe Heinrich 3.'8, des 
Vaters Theodor 3.'8, ausgebrochenen Schuldenwefen, 
unter dem 4. October die Uhr, und, nachdem er davon 
in Kenntniß gefeßt worden war, daß biefelbe bereits 
verfteigert worden, deren Erlös. In dem hierauf ein- 
geleiteten Bagatellproceß wurde das Interventiong- 
anbringen, infoweit es fih um das Eigenthum der Uhr 
handelte, weiter begründet und bejcheinigt, rüdfichtlich 
der Frage aber, welcher Theil des Auctionserlöfes auf 
die Uhr und welcher auf bie Kette zu rechnen fei, noch 
Folgendes zwifchen ben Parteien verhandelt: 

Es hieß in dem fraglichen ‘Brotofolle: 

„Hierauf erflärte Intervenient auf diesfallſiges 
Befragen, daß feine Reclamation auf die mitabge- 
pfändete Kette ſich nicht erftrede, und ward ver 
anlaßt, anzugeben, was aus der Uhr und was aus 
der Kette gelöft worden, nachdem er auch noch folge— 
tichtig angegeben, daß die Reclamation fi nur auf 
den Erlös der Uhr erfirede. 

SIntervenient erffärte hierauf, daß er durch Be- 
fragung des Erecutors den Werth der Uhr und der 
Kette zur Zeit der Auspfändung getrennt feitzuftellen 
und nach dem fich hierbei ergebenden Werthöverhält 
niffe zwifchen Uhr und Kette den auf die Uhr und 
die Kette getrennt ausfallenden Auctionserlös zu er 
mitteln bitte. 

Intervent aber widerfpradh dieſer Art der Bes 
rechnung mit dem Anführen, daß gegenwärtig nur 
aus ber Erinnerung ber Erecutor feine Tare mehr 
zuverläffiger Weife abgeben Fönne, andern Theils 
aber aus Fefiftellung des Werthöverhäftniffes zwi⸗ 
ſchen Uhr und Kette noch nicht zu fchliegen fei, wie 
viel für die Kette und wieviel für die Uhr gelöft 
worben, indem der Erfteher von Beiden gerade durch 
das BVorhandenfein der Kette zu Gewährung eines 
höhern Gebots bewogen worden fein und die Kette 
fich höher veranfchlagt haben fünne”. 

Nichtsdeftoweniger wurde der Erecutor in einem 
fpätern Termine unter Zugiehung der Parteien be— 
fragt, nachdem man ihn auf feinen aufhabenden 
Pflichteid verwiefen hatte. Er gab an, er entfinne 
fi) der fraglichen Uhr und Kette und wifje von dem 
Gewichte und dem Klange der Kette, welche er beide 
geprüft habe, daß die Kette unächt gewefen und 
einen Werth von höchſtens —= 10 Nor. —⸗ gehabt 
habe. 

Der hierauf vom Proceßgericht ertheilte Befcheid 
lautete folgendermaaßen: 

„Weil nach dem Präfentat Bl. — und ber amt- 
fihen Rotiz Bl. — die Intervention erft nach der 
Berfteigerung der Uhr erhoben worben, die Neckar 
mation eines einem Dritten abgepfändeten Gegen» 


flandes durch deſſen Eigenthümer aber nach $. 55. 
des Geſetzes vom 28, Februar 1838 nur fo lange 
mit rechtlicher Wirkung erfolgen fan, ald das ge 
richtliche Pfandrecht, welches der Intervent burch 
bie erfolgte Nuspfändung an der Sache erlangt hat, 
noch nicht durch Berfteigerung bes Pfandes realifirt 
worden ift, eine Reclamation des für ein Pfand 
erlangten Auctionserlöfes aber, wie fie BI. — vom 
Intervenienten erklärt worben, vechtlih unzuläffig 
erfcheint, wenn man erwägt, daß dem Intervenienten 
dad Eigenthum, welches ihm an dem reclamirten 
Gegenftande etwa zuftand, jedesfalld nicht an dem 
bei deſſen PVerfteigerung gewonnenen Erlöfe zufteht 
und er alfo dem Pfandgläubiger gegenüber nicht 
mehr ald ber Befjerberechtigte anzuſehen ift, unter 
diefen Umftänden aber auf die Frage, wieweit im 
vorliegenden Falle der Anſpruch des Intervenienten 
auch mit Rüdficht auf den Umftand, daß der Auc— 
tionserlös für Uhr und Kette erlangt worden, ges 
hörig begründet und befcheinigt fei, nicht weiter 
einzugehen it, fo hat des Intervenienten Suchen 
in Beziehung auf das angegebene und erörterte 
Rechtsverhälmig fihlechterbings nicht flatt und if 
derfelbe die erwachfenen ge- und außergerichtlichen 
Koften diefes Proceffes dem Interventen zu erftatten 
verbunden.“ 

Der Intervenient wendete hiergegen Berufung 
ein, deren wefentlicher Inhalt aus den nachftehen« 
den Entfcheidungsgründen der zweiten Inftanz er 
hellt. 

Das KH. Appellationsgericht zu Dresden 
reformirte hierauf unter dem 18. Juni 1863 und 
erkannte: 

6. xc. „vielmehr ift der Kläger von dem Bl. — 
zum Gerichtövepofitum eingelieferten Auctionserlöfe 
an 7 Thlr. 24 Nor. 5 Pf. die Summe von 7 Thlmn, 
14 Ngr. 5 Pf. aus dem befagten Depofitum an den 
Intervenienten zur Maſſe des von ihm vertretenen 
Schuldenweſens verabfolgen zu laflen, nicht minder 
die von Bl. — an erwachfenen Koften dem Inter 
venienten zu erftatten verbunden, wogegen bie Koften 
der jegigen Inftanz zwifchen Klägerm und Inter 
venientem compenfirt werben. 

Entfheidungsgründe: 

Bei der Auspfäindung, welde auf Antrag eines 
Gläubigerd gegen deffen Schuldner zu Verwirk— 
fihung der zwifchen Beiden ergangenen redhtsfräf- 
tigen Entfcheidung vorgenommen wurde, hat ber 
Richter lediglich kraft der ihm vom Staate ertheilten 
Ermächtigung und nicht zugleich irgendwie in einer 
Stellvertretung des Klägers als Gläubigerd gehan- 
delt. An den dem Schuldner weggenommenen 


| Sadjen findet daher, fo lange fie in ber Hand des 





Executionsrichters find, in feiner Weiſe ein Beſitz 
des Gläubigers, fondern nur ein Befit bed befagten 
Richters ſtatt, während das Eigenthbum an den 
Piandftüden bis aur erfolgten Veräußerung unvers 
ändert bei demjenigen bleibt, welchem es zur Zeit 
der Auspfändung zuftand. Da ferner bie öffentliche 
Verfteigerung der auf des Gläubigers Antrag dem 
Pfandrechte unterworfenen Sachen vom Richter eben- 
falls nicht im Auftrage des Gläubigers, fondern 
in nothiwendiger Folge des Antrags auf Erecution 
tichterlichen Amts halber vor ſich gegangen ift, 
vgl. Wegell, Syftem des orbentl. Eivilprocefies, 
$. 50. ©. 478 flg. und die ©. 481. Anm. 30. 
angef. Abhandlung. 
fo hatte der Intervenient feine Ausfiht, die in der 
vorigen Inſtanz ausgefprochene Abweifung feines 
Anfpruchs auf den im Urthel erwähnten Auctions- 
erlös jetzt mit feiner Berufung auf die Grundfäge 
von der ficta possessio abwenden zu fünnen, 


Gleiches gilt im vorliegenden Falle, in welchem 
weber von einem bewußten unrechtmäßigen Verfah— 
ten bes Klägerd und des Gerichts bei der eingeleite- 
ten Verfteigerung der dem Bellagten weggenommenen 
Uhr, noch von einer Bereicherung des Klägers durch 
den ihm noch gar nicht zugefommenen Auctionderlös 
die Rede fein kann, von der für den nämlichen Zwed 
der Abänderung des angefochtenen Beſcheides BI. — 
vom Sintervenienten erfolgten Bezugnahme auf die 
Grundſaͤtze von der Bereicherungdflage. 

Sein Rechtsmittel war aber aus andern Gründen 
für beachtbar zu finden. 

Nachdem nämlich durd; die Bl. — und BI. — 
abgehörten Zeugen in ausreichende rechtliche Gewißs 
heit gefeßt worden ift, daß eben jene abgepfändete 
Uhr das Gigenthum des verftorbenen Vaters des 
Beklagten gewefen ift, und zur Zeit der Abpfän- 
dung zur verfchuldeten Nachlaßmaſſe des Erfteren 
gehört hat, fo folgt nun von felbft, daß, weil der 
Berftorbene zu Bezahlung des Hägerifchen Liquidums 
feine nachgewiefene Verbindlichkeit hatte, die fragliche 
Uhr an ſich dem Beklagten nicht abgepfändet werden 
durfte, und wenn died auch, in Unbefanntjchaft des 
Gerichts mit dem betreffenden Eigenthumsverhältniffe 
und in Folge der Innehabung der Uhr Seiten des 
Schuldners, gefchehen war, ein Pfandrecht an letz— 
terer durch den Kläger rechtlich nicht erworben, und 
weil dies nicht anging, ein ſolches Recht um fo 
weniger am Auctionderlöfe gewonnen werden fonnte. 
Ohne Grund hält die erfte Inftanz mit dem Kläger 
dafür, daß um deswillen, weil $. 55. des Erecu- 
tiondgefeges vom 28. Februar 1838 nur wegen ber 
Reclamirung von noch nicht verfteigerten Pfand- 
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ı ftüden Beftimmung treffe, nach erfolgter Verfteige- 


rung die Reclamirung des Erlöfes überhaupt nicht 
mehr zuläffig fei, und in deffen Folge, alfo aus 
einem blos formellen Grunde, der Pfanderlös dem 
Gläubiger zu überlaffen fei, obwohl er auf dieſen 
aus einem materiellen Recdhtögrunde feinen Anſpruch 
habe. Denn aus dem Schweigen des befagten Ge— 
feges über den jegigen Fall, in welchem der Rechts- 
nachfolger ded Eigenthümers den Kaufpreis feines 
verfteigerten Eigenthums reclamirt, folgt noch keines⸗ 
wegs die Reditlofigfeit, alfo der Verluſt der Forde— 
rung bes Eigenthümers, fondern nur fo viel, daß 
jene Reclamation eben nicht nach den Vorſchriften 
des befagten Geſetzes betrieben werden fann, viel 
mehr die fonft noch beftehenden einfchlagenden Rechts⸗ 
vorfchriften zur Anwendung gelangen und eben darum 
in jenem Schweigen nicht ohne Weiteres ein Erwerbs 
titel für den Kläger begründet ift. 


Nah jenen Rehtsgrundfägen aber, deren Ans 
wendung in ber jegigen Sache durch feinen Frift- 
ablauf ausgefchlofen ift, war der Reclamant in Ber- 
tretung des Eigenthümers befugt, die dem legteren 
gehörige Sache aus der Hand bes Richters, welcher 
diefe Sache kraft feiner öffentlichen Gewalt, doc 
nur unter der Vorausfegung an fich behalten durfte, 
daß der Schuldner Eigenthümer des Pfandftüds 
fei, nach erwiefenem Wegfalle diefer Borausfegung 
ohne Weiteres zurückzufordern, oder ftatt der Sache 
deren Werth und folglich auch ftatt des letzteren den 
bei ihrem Verkaufe erlangten Kaufpreis ausgehändigt 
zu verlangen. 

Sintenis, prakt. gem. Eivilecht, ed. 1. BP. 1. 
8.52. 

Diefem Suchen des Intervenienten fonnte auch 
vom Kläger BE. — nicht entgegen gehalten werben, 
daß die mehrbefprochene Uhr mit der an ihr befindlich 
geweienen Uhrfette unter einer Kauffjumme vers 
äußert worden fei. 


Diefer Umftand fann für ſich nicht den Berluft 
des Uhrerlöfes zum Beften des Klägers zur Folge 
haben, da infoweit, als hierbei der Kläger die An— 
wendung der Grundfäge über Bermengung eignen 
und fremden Geldes (l. 78. D. de sol. 46. 3.) im 
Auge gehabt zu haben feheint, dieſer Hal gar nicht 
vorliegt, indem der Richter die ftreitige Auctions: 
löfung noch in den Händen und, wie ſchon nach— 
gewiefen, jene nicht in Stellvertretung des Klägers 
erlangt hat, es alfo bei diefer Sadlage nur auf 
eine dem ‚billigen richterlichen Ermefjen überlaffene 
Sonderung der Werthe anfommt, für welchen Zwed 
bem Intervenienten vom Richter bei der Sachlage 
auch hätte nachgelaffen werden können, mit Beruͤck⸗ 


fihtigung der BI. — für die Uhr mit der Kette 
ausgeworfenen Tare den Werth der Uhr ohne Kette 
eidlih anzugeben. Solchenfalls aber gereicht es 
dem Kläger augenfcheinlich zum Nutzen, daß fid) der 
SIntervenient nach BL. — nicht nur mit Aushändi- 
gung des auf die Uhr zu rechnenden, unzweifelhaft 
viel niedrigeren Auctionserlöſes zufrieden geben, 
fondern fich auch noch den vom Erecutor Bl. — auf 
—⸗ 10 Nr. —⸗ gewürberten höchften Werth der 
Kette, und zwar ohne verhäftnißmäßigen Beitrag zu 
ben Auctiondfoflen, vom ftreitigen Auctionserlöfe in 
Abzug bringen laffen will.“ ac. 


19. 


Ueber die Frage, ob die Subhaftation einer in ber 
Kirche befindlichen Betjtube zur Gompetenz ber 
Juſtiz- oder Berwaltungsbehörbe gehört? 


Mitgetheilt von 
Herren u, —r in D. 


In der Stadt G., wofelbit der dafige Stadtrath 
die weltliche Eoinfpection in Kirchen: und Schulfachen 
auszuüben hat, ohne daß dem allda befindlichen Ge— 
richtsamte irgend eine Eoncurrenz dabei zufteht, war 
eine in ber dortigen Stabtfirche befindliche Berftube 
bei Gelegenheit des zu dem überfchuldeten Nachlaffe 
ihres bisherigen Inhabers eröffneten Concursver- 
fahrens von dem befagten Gerichtdamte zur öffent- 
lichen Verfteigerung gebracht und hierbei einem ge— 
wiſſen 9. ald dem Meiftbietenden zugejchlagen worden, 
welcher aber fein Recht an die erftandene Betftube 
wiederum an einen gewiffen P. abgetreten hatte. 
Diefer legtere fam nun bei der Kircheninfpection mit 
dem Geſuche um Zufchreibung ber Berftube ein und 
dadurch gelangte die Sache zur Kenntniß der betrefs 
fenden Kreisbirection, an welche von der vorgedachten 
Behörde wegen Beitätigung der von ihr, dem Ans 
langen des P. gemäß, ausgefertigten Berleihungs- 
urfunde Bericht erftattet ward. 

Die Kreispirection trat aber hierauf zunächft 
mit dem Bezirks » Appellationsgerichte unter dem 
12. Rovember 1857 in Bernehmung und bemerkte 
dabei Folgendes: 

„Die in Frage befangene Subhaftation hat das 
Gerichtsamt offenbar nur in der Eigenſchaft ald Ju— 
ftizbehörbe vorgenommen und an und für fich vor— 
nehmen fönnen, da ihm in Anfehung der Stadt ©. 
weder in firhlichen, noch in andern Berwaltungs- 
angelegenbeiten irgend eine Competenz zufteht. Als 
Zuftizbehörde aber hat das Gerichtsamt durch die 
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Beranftaltung jener Berfteigerung ohnftreitig feine 
Gompeteng überfchritten, da die Kapellen und Bet- 
ftuben in den Kirchen und zwar auch die fogenannten 
erblihen Stände diefer Art — zu welcher letztern 
Kategorie die hier in Nede ftehende Betitube zu rech⸗ 
nen ift — überhaupt nicht ald Gegenftand des wirk- 
lichen Eigenthums, im privatrechtlichen Sinne, Seiten 
ihrer Inhaber gu betrachten find, ben legtern viel- 
mehr an den erftern im Wefentlihen nur ein Benu- 
bungsredht zufommt, in Anfehung deſſen, weil foldyes 
im Hauptwerfe nur nach abminiftrativen Rüdfichten 
zu beurtheilen und zu beftimmen ift, die Cognition 
an und für fich zum alleinigen und ausfchließlichen 
Geſchaͤftsbereiche der die kirchliche Aufficht handha- 
benden Berwaltungsbehörben gehört, daher denn auch 
das gedachte Gerichtsamt das Verfahren binfichtlich 
der Gebahrung mit der mehrberegten Betftube ledig- 
lich der Kircheninfpeetion zu ©. zu überlaflen oder 
doch wenigſtens zuvor die Genehmigung ber von ihm 
beabfihtigten Maaßnehmung Seiten der Kreisbirecs- 
tion, als der vorgejegten Eonfiftorialbehörde, durch 
diesfallſige Bernehmung mit der befagten Infpection, 
einzuholen und abzuwarten gehabt hätte. 


Man geftattet fich in diefer Beziehung auf bie 
Grundfäge Bezug zu nehmen, welche hierunter nad) 
Inhalt der in Dr. Heyne’s Erörterungen aus dem 
Eigenthums» und Hypothekenrechte, Leipzig 1847. 
Seite 138 flg. abgedrudten beiden Berorbnungen des 
Königl. Juftigminifteriumd vom 12. October 1839 
und 25. Februar 1846 — vergl. auch Zeitfchrift für 
Rechtspflege und Verwaltung, neue Folge, Band VILL. 
Seite 369 fig. no. 24 — zwifchen dem ebenerwähnten 
Königl. Minifterium und dem Könige. Minifterium 
des Cultus und öffentlichen Unterrichts bereits früher 
vereinbart worden find. 

Die Kreispirection ift num zwar gemeint, ges 
ftalten Sachen nad, es für den gegenwärtigen Ball 
bei der einmal erfolgten Berfteigerung und Zuſchla— 
gung jener Berftube an den A. und der Seiten des 
legtern gefchehenen Uebertragung feines Erftehungs«- 
techted auf den P. bewenden zu laffen und will dem- 
nad von dem Antrage auf Eaffation des angeregten 
Verfahrens des Gerichtdamtes abjehen. 

Dagegen erlaubt fie fich aber bei dem Königl. 
Appellationsgerichte hierdurch darauf anzutragen, baß 
mindeftend der vorgedadhten Behörde wegen ihrer 
Incompetenz in der Sache, das Erforderliche mit der 
gleichzeitigen Anweifung ſich darnach für die Zufunft 
in etwa wieder vorkommenden ähnlichen Fällen zu 
achten, zu erkennen gegeben werben möge.” 


Von dem gedachten Appellationsgerichte ift hier- 
auf der vorftehend ausgefprochenen Anficht über bie 


Natur des dem Inhaber einer Betftube an demfelben 
zuftehenden Rechtes und das diesfallfige Competenz⸗ 
verhältnif, aus den angeführten Gründen allenthal- 
ben beigetreten, daher aber aud) dem Antrage ber 
Kreisdirection entfprechend unter dem 27. November 
1857 an das betreffende Gerichtsamt verfügt worden, 
während die Kreisdirectim fodann, auf die ihr des— 
halb zugegangene Mittheilung, die von der Kirchen- 
infpeetion eingereichte Eoncejfionsurfunde für den P. 
beftätigt und der letztern wieder zugefertigt, dabei 
aber derfelben zugleich, unter Bezugnahme auf das 
Obenbemerkte, zu erfennen gegeben hat, daß es ihr 
darnach obgelegen hätte, auf die ihr zugegangene 
Benachrichtigung von der Seiten der beregten Juftiz- 
behörbe beabfichtigten Maafregel, gegen deren Auss 
führung, als zu ihrer, der Infpection, eignen Compe⸗ 
tenz gehörig, ſofort Einſpruch zu erheben und deshalb 
nad) Befinden an die Kreisdirection Bericht zu er 
ftatten. — 


Miscellen. 


Unzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Dad 23. und 24. Stück des Geſetz⸗ und 
Verorpnungsblattes für Das Königreich Sachſen (vom 
Sabre 1863) enthält: No. 138. Berorbnung, bie 
Beförterung von Requifitionen an Königlih Nieber« 
länbifche Behörven betreffend, vom 5. December 1863. 
No. 139. Verordnung, die veränderte Organifation ber 
Hochbauverwaltung betreffend, vom 5. December 1863. 
No. 140. Allerhöchſtes Deeret wegen Beſtätigung eines 
fernerweiten Nachtrags zu den Statuten der Leipziger 
Bank, vom 5. December 1863. No. 141. Befannt« 
madung, bie dermalige Zufammenjegung des Landtags⸗ 
ausfchuffes zu Verwaltung der Staatöfdyulden betreffend, 
vom 17. December 1863. No.142. Bekanntmachung, bie 
Ausführung des Geſetzes über Herabjegung ded Speife- 
falgpreifes vom 30. November diefed Jahres betreffend, 
vom 18. December 1863. No. 143. Geſetz, dad zeit» 
weilige Bortbeftehen des Umlaufs von Einer Million 
Thaler in Caſſenbillets aus dem vorhandenen Reſerve— 
quantum betreffend, vom 23. Derember 1863. — Letzte 
Abfendung: am 30. December 1863. 


Das 25, Stück deſſelben Gefeg- und VBerorbnungse 
blattes enthält: No. 144. Verorbnung, den zwiſchen 
den Staaten des deutſchen Zollverein und der Republik 


Redasteur: Dr, Theodor Tauchnitz. 
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Chili abgefäloffenen Freundſchafts⸗, Handels⸗ und 
Schifffahrtsvertrag betreffend, vom 17. December 1863. 
No. 145. Allerhöchſtes Decret zum vierten Nachtrage 
zu den Statuten der Chemniger Stabtbanf, vom 12. 
December 1863. No.146. Bekanntmachung, das Nichen 
von Gaszählern durch das Aichamt in Plauen beireffend, 
vom 23. December 1863. — Letzte Abſendung: am 
15. Januar 1864. 


Ernennungen ꝛc. Seine Majeftät der König 
haben den bei der Ganzlei des bieffeitigen Bundeb— 
Gommiffard für die Herzogthümer Holftein und Lauen« 
burg zur geichäftlichen Aififtenz verwendeten Aeceffiften 
bei der Kreiöpirertion zu Dresden, Johann Alfred von 
Zahn, zum Referendar zu ernennen gerubt. 


Drden,. Seine Königlihe Majeftät haben zu ge— 
ftatten allergnäbigft gerubt, daß ver Staatsanwalt 
Gottfried Ernft Richard Petri in Annaberg den von 
Seiner Majeftät dem Könige von Preußen ihm verlic- 
benen Kronenorben dritter Glafie annehme und trage. 


Eodesfälle. Geſtoörben: am 26. Januar 1864 
der Advocat Magnus Ottomar Kölz in Chemnitz. 


Im Verlage von Bernhard Tanuchnitz erſchien fo eben: 


Zeitſchrift 
Rechtspflege und Verwaltung 
für das ab Sachſen. 


Neue Folge. 
Fünfundzwanzigften Bandes Zweites Heft. 
Herausgegeben ven 


Dr. Theodor Tauchnitz und Dr. Alfred Dun Ehtsut 


Appelationgrath in Leipzig. Dberappellationdrarg in Dreäben. 
gr. 8. broſch. I, Thlr. 
Inhalt: 
Präjudizien des Oberappellationsgerichts, des Miniftes 
riums des Innern und des Cultusminiſteriums. 


Dffiein der Derlagshantlung. 


Wochenblatt 


Mon tiefem Bor 
Genblatte er: 
feinen jährlich 
64 Nummer zu 
1 Duartbegen und 
außerdem an Jah⸗ 
resfchlufe ein aus⸗ 
führliches Regiſter. 


für 


merkwürdige Rechlsfälle, 


in actenmäßigen Darſtellungen 


aus Dem Gebiete der Justizpklege 


Ale Petamser 
n.Bucbanklungen 
übernehmen ®eftel: 
lungen und liefern 
das Quartal zu dem 
praenumerando zu 
entridytenven Preije 
von 1 Thater, 


und Verwaltung 


zunächſt für das 


Königreich Sachien. 





Berlag von Bernbard Tauchnik in Leipzig. 








N 15, 


Hene Folge Bwölfter Jahrgang. 





20. 


Ueber das Recht der Adjacenten auf Benutzung 
des in Privatgewäſſern befindlichen Waſſers. — 
Natur der proviſoriſchen richterlichen Verfügun— 
gen, insbeſondere der Bauverbote. — Gegen eine 
in Betreff des gerichtlichen Verfahrens von dem 
Oberappellationsgericht als dritter Inſtanz er— 
laſſene Verordnung iſt kein weiteres Rechtsmittel 
zuläſſig. — Ueber Koftenerftattung kann im 
Reſolutionswege nicht entſchieden werden. 


Mitgetheilt von 
Herrn H. in ©. 


Die Gemeinde zu T. hatte unter Bezugnahme 
auf ein ihr beſage eines zwiſchen dem Rittergute 
dafelbſt und der Gemeinde abgeſchloſſenen Ueberlaſ— 
ſungsvertrags zuſtaͤndiges Waͤſſerungsrechts an dem 
Waller der Dorfbach — des Zſchopaufluſſes — wider 
die vom dermaligen Mühlenbefiger zu T., Carl Anton 
D. zu E,, angefangene Verlegung und Verlängerung 
des Mühlenvorflurbgrabens unterhalb des ihr gehöri- 
gen, im Zichopaufluffe befindlichen Wäfferungswehres 
die Erlaffung eines Bauverbots an dDiefen bei dem 
Berichtsamte E. beantragt, lehteres auch ald per— 
fönliche Obrigkeit des B. dieſes Bauverbot erlaffen. 
Gegen daſſelbe appellirte B., während die Gemeinde 
T. eine noch vor der Berichtserftattung abzubaltende 
Localbeſichtigung der in Frage befangenen Dertlichfeit 
beantragte. Dieſe Localbefihtigung wurde auch auf 
Requifition des Proceßgerichts durch das Gerichts: 
amt H. abgehalten und von letzterem nach Erfolg 
derjelben der requirirenden Behörde mitgetheilt, daß 
auf die auch jenfeits von B.'n wider das dort aus— 


an das Königliche Appellationsgericht erftattet wors 
ben fei. 

Hierauf wurde durch Verordnung des Königl. 
Appellationsgerichtd zu Zwidau vom 15. Sep- 
tember 1860 entfchieden, wie folgt: 

ic. „Wenn aus dem Anbringen der Impetrantin 
DI. —, welchem infoweit Bl. — flg. nicht wider- 
fprochen worden, verbunden mit den Grgebniflen der 
Localerörterung BI. — flg. ſoviel erhellt, daß Impes 
trantin gegenwärtig mittelft eined oberhalb des ihr 
gehörigen Wehres angelegten Wäfferungsgrabens 
das Waſſer des Zichopaufluffes auf eine an demjels 
ben gelegene, in ihrem Befige befindliche Wieſe ab- 
leitet, diefe MWafferleitung aber durch den von Impe— 
tratem unternommenen Bau infofern beeinträchtigt 
werden würde, ald der neu anzulegende Abzugs- 
graben der von Impetratem erfauften Mühle künftig 
unterhalb des gedachten Wehres einmünden fol, 
während dies jept oberhalb deffelben geſchieht, 
folglich die beabfichtigte Veränderung die Wirfung 
haben würde, daß fünftig das in diefem Graben 
abfließende Waffer der Impetrantin zum Zwecke der 
Miefenbewäflerung gänzlich verloren ginge, nun aber 
bei Privatgewäflern, wozu das bier fragliche gebört, 
bekanntlich der Grundſatz gilt, Daß jeder Adjacent in 
gleicher Maaße zur Benutzung des Waſſers berechtigt 
ift und von mehreren Apjacenten feiner etwas vor— 
nehmen darf, wodurch er den andern in dem ihm 
zuftehenden Benugungsrechte ftört oder beeinträchtigt, 
hieraus aber von felbit folgt, daß Impetrat, fo lange 
er nicht ein fpecielled Befugniß hierzu dargethan, 
ven tharfächlich in dieſer Bezichung vorbandenen 
Befipftand nicht eigenmächtig verändern darf, und 
auf das Anführen Bl. —, daß Impetrantin ſelbſt 


das obenerwähnte Wehr vor einigen Jahren eigen- 
mädhtig verlegt und Impetratens Mühle dadurch 
Stauwaffer verurfadht habe, da dies gänzlich unbe 
ſcheinigt geblieben, feine Rüdjicht genommen werden 
fann, hiernach allenthalben aber das erlaffene Bau- 
verbot vollftändig gerechtfertigt erfcheint, fo hat das 
Königliche Appellationdgericht die eingewendete Bes 
rufung, wie hiermit geſchieht, zu werwerfen befchlofs 
fen 10.” 

Wider diefe Verordnung appellitte Impetrat um 
deswillen, weil darin feine Appellation verworfen 
und dad an ihn erlafiene Bauverbot für gerechtfertigt 
erklärt worden ꝛc. Das Königl. Oberappella- 
tionsgericht entjchied hierauf mittelft Verordnung 
vom 2. Februar 1861: 

„Das Königliche Oberappellationdgericht hat aus 
den beigefügten Gruͤnden befchlofien, daß e8 bei nur: 
gedachter Verordnung (2. Inftanz) nicht zu laffen, 
es iſt vielmehr das Bl. — an den Impetraten ers 
lafjene Bauverbot außer Wirffamfeit zu fegen, als 
wodurch fi das eingewendete Rechtsmittel erles 
digt ıc. 

Entfjheidungsgründe: 

Die Impetrantin hat unter dem Anführen, daß 
ber Jmpetrat damit umgehe, den zu feiner Mühle 
gehörigen, aus dem Zihopauflug abgeleiteten Vor— 
graben zu verbreitern und dergeftalt auszudehnen, 
daß derjelbe nicht mehr wie zeither oberhalb, jondern 
erft eine beträchtliche Strede unterhalb des in der 
Handzeichnung Bl. — angegebenen Wehres in den 
gedachten Fluß einmünde, hierdurch aber ihr, der 
Impetrantin, das mittelft diefes Wehres und des an 
dafjelbe fih anſchließenden Wäflerungsgrabend zur 
Bewälferung ihrer Wieſe erforderlihe Wafler, je 
nachdem der Wafleritand niedriger oder höher fei, 
entweder ganz oder zum großen Theile entzogen wers 
den würde, den Antrag auf Erlaſſung eines Baus 
verboted gegen den Impetraten geftellt, die erſte 
Inſtanz dieſem Antrage gefügt und die zweite Inſtanz 
die dagegen von dem Impetraten eingewendete Bes 
rufung verworfen. 

Nah den Bl. — lg. an Ort und Stelle ftatt- 
gefundenen Ermittelungen ftellt ſich jedody jener auf 
dem rechten Ufer des Zichopaufluffes befindliche Vor— 
graben lediglich ald eine zum Betriebe der Mühle 
des‘ Impettaten beftehende ‚Vorrichtung, nicht aber 
als eine Anlage dar, welche zugleich dazu, der Wieſe 
der Impetrantin Dad zur Bewäflerung nöthige Waffer 
zuzuführen, beftimmt fei, vielmehr bedient fich hierzu, 
wie bereitd bemerkt worden ift, die Impetrantin 
eines befonderen und zwar auf dem linfen Ufer der 
Zihopau gelegenen Grabens und wie durch das 
fraglihe Bauunternehmen an den Adjacenzverhält- 


niffen des Grundftüds der Impetrantin etwas nicht 
geändert wird, fo hat fich auch leptere darauf, daß 
fie durch Vertrag oder Verjährung ein Befugnig auf 
Ueberlaſſung einer beftimmten Quantität Wafler zur 
Bewällerung ihrer Wieje oder ein Necht dazu, aus 
irgend einem anderen Grunde der Veränderung des 
Laufes und der Breite des Borgrabens ohne Weite 
res zu widerfprechen, erlangt habe, nicht einmal zu 
beziehen und ebenfowenig zu behaupten vermocht, 
daß durch den fraglihen Bau ihr eigener Grund 
und Boden berührt werde. Unter diefen Umftänden 
würde der Antrag der Impetrantin lediglih dann 
für begründet angefehen werben fünnen, wenn die 
Behauptung ber legteren, daß durd; dad Bauunter- 
nehmen ded Impetraten ihrer Wiefe das zur Bewäſſe— 
rung derjelben erforderliche Waſſer nach Verſchieden—⸗ 
heit des Waſſerſtandes ganz oder beziehentlid; zum 
geoßen Theile entzogen werben würde, in ausreichen 
der Weife befheinigt worden wäre. 

In diefer Beziehung bat jedoch die Impetrantin 
etwas nicht beigebracht. Nun liegt ed zwar auf der 
Hand, daß durch die in Frage befangene Berlegung 
der Mündung des Vorgrabens der in denjelben ab» 
geleitete Theil des Waffers des Zichopaufluffes diefem 
erft unterhalb des zu dem Wällerungsgraben der 
Impetrantin gehörigen Wehres wieder zufließen und 
jomit auch der legteren entgehen würde; allein daraus 
läßt ſich noch nicht fo ohne Weiteres auf eine der 
Impetrantin drohende gänzliche oder mindeftens theil- 
weife Entziehung des zur Wällerung ihrer Wiefe 
erforderlichen Waflers fchließen; das Vorhandenſein 
eined zu beforgenden derartigen Nachtheiles hatte 
aber Die Impetrantin glaubhaft zu machen, da nach 
Obigem der von ihr gegen das Bauunternehmen des 
Impetraten erhobene Widerfpruch blos auf dem her— 
gebrachten Gebrauche des Waſſers des Zſchopau— 
fluſſes behuſs der Wieſenwäſſerung im Allgemeinen 
beruhte, in ſolchen Fällen aber ein Widerſpruchsrecht, 
dergleichen Die Impetramin für ſich vindicirt, nur 
durch eine weſentliche Beeinträchtigung der beitehen- 
den Wafferbenugung begründet wird. 

Wochenblatt für merkw. Rechtsfaͤlle, Jahrg. 1846. 
S. 14. 

Aus diefen Erwägungen war die Verordnung 
Bl. — abzuändern und das an den Impetraten Bl. — 
erlafiene Bauverbot außer Kraft zu fepen xc.“ 

Gegen diefe Verordnung appellitte wiederum die 
Impetrantin und ftellte in der Deductionsjchrift unter 
Anderem den Antrag, daß durch Localbefichtigung 
unter Zuziehung Sachverſtändiger die Unmöglichkeit, 
den Beſchen Waflerbauten gegenüber die beregten 
Gemeindegrundſtücke ferner mit ausreihender Wäfle- 
rung zu verfehen, conftatirt werde. 


Das Gerihtsamt E. hatte das Gerichtdamt zu 
H. um Vornahme diefer Localbefichtigung requirirt, 
dieſes aber zur ferneren Entfchliefung mitgetheilt, 
daß Impetrat wider Abhaltung der Befichtigung am 
17. Mai 1861 Appellation mündlich zu Protokoll 
eingewendet habe, auch die dort am 18. Mai deffel- 
ben Jahres noch eingereichte Appellationsfchrift brevi 
manu an das Gerichtsamt E. abgegeben. 

Hierauf erging folgende Verordnung des Appel: 
lationdgerichte zu Zwidau vom 5. September 
1861: 

„Das Königliche Appellationsgericht hat zunächſt 
die Entſchließung über die Berufung der Impetrantin 
dem Königlichen Oberappellationsgerichte zu übers 
laffen, dagegen das Rechtsmittel des Impetraten, als 
gegen eine Refolution der erften Inftanz gerichtet, 
feiner eigenen Eognition vorzubehalten gehabt. 

Nachdem nun das Königliche Oberappellationd- 
gericht die Berufung der Impetrantin nach mehrerem 
Inhalte der in Abfchrift beigehenden Berordnung 
ald unzuläffig verworfen hat, fo hat das Königliche 
Appellationdgericht des Impetraten Berufung gleich 
falls, wie hiermit geichieht, zu verwerfen befchloflen. 

Durch die Entfcheidung der dritten Inftanz Bl. — 
ſteht nämlich nur foviel unter den Parteien rechts: 
kräftig feit, daß die bis dahin von der Impetrantin 
beigebradyten Momente nicht ausreichen, um das 
erbetene und in erfter und zweiter Inſtanz bewilligte 
Bauverbot zu rechtfertigen, feineswegs ift aber auds- 
geiprochen, daß ein ſolches Bauverbot unter allen 
Umftänden unzulaͤſſig fei, vielmehr ift in den Ratio- 
nen Bl. — fig. ausdrüdlich bemerft zu finden, unter 
welchen Borausfepungen dem Antrage der Impe— 
trantin zu entiprecdhen fein würde. Wenn daher 
Impetrantin in der Lage zu fein glaubt, diefen Vor— 
ausfegungen genügen zu fönnen, und deshalb neue 
Beicheinigungsmittel beibringt, fo ift darüber zuwör- 
derſt in eriter Inſtanz anderweit zu cognoseiren und 
insbefondere in der Richtung Entfchliegung zu faſſen, 
ob nach den Bl. — audgefprohenen ®rundfägen, 
welche nunmehr vermöge der Rechtskraft der Entſchei— 
dung dritter Inftanz für Beurtheilung des Rechts: 
verhältniffed der Parteien unbedingt maaßgebend 
find, den neu beigebradhten Momenten eine folche 
Bedeutung beigumeffen fei, um darnad) die Bedenken 
der dritten Inſtanz für erledigt anfehen zu können 
oder nicht. Daraus ergiebt fich von felbft, daß es 
der Impetrantin unbenommen fein muß, zu dem ger 
dachten Zwede auf eine anderweite Localerörterung 
unter Zuziehung Sachverftändiger anzutragen. Von 
einem VBerfäumniffe derjelben an diefem Beweis: 
mittel, wie dies Impetrat anzunehmen fcheint, fann 
nicht die Rede fein, da der Impetrantin weder irgend 
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ein Präjudiz angedroht war, noch berfelben eine 
Nothfriſt lief. Vielmehr liegt es in der Natur foldyer 
proviforifher Maaßnahmen, daß die richterliche Ente 
fchliegung eben nur auf die Prüfung der augen- 
blicklichen Sachlage, foweit diefe aus den Acten 
erhellt, ſich ftügen fann, und fobald eine wefentlich 
andere Öeftaltung diefer Sachlage nachgewieſen wirt, 
fih ändern muß, fei ed nun, daß eine bis dahin 
verfagte Maafnahme gewährt oder eine ſolche bereitd 
verfügte Maaßnahme wieder aufgehoben werde. Die 
Rechtskraft etwaiger Entſcheidungen fteht dem eben 
fo wenig entgegen, als nach erfolgter Klagabweifung 
einer anderweiten, daffelbe Object betreffenden Klage, 
wenn diefe auf neue thatfächliche Unterlagen geftügt 
wird, die exceptio rei judicatae entgegengefegt wer⸗ 
den kann, jene Rechtöftaft hat vielmehr nur bie 
Wirkung, daß die der rechtöfräftigen Entfcheidung 
zum Grunde liegende Rechtsanficht auch für Beurthei- 
lung des neuerlichen Vorbringens in der oben ſchon 
bezeichneten Weife maaßgebend if.” ıc. 

Diefer Verordnung war folgende Verordnung des 
K. Oberappellationsgerichts vom 10. Auguft 
1861 abſchriftlich beigefügt: 

„Wenn nah der Schlußbeflimmung in $. 30. 
des Geſetzes B. vom 28, Januar 1835, welche durch 
das Geſetz vom 13. Januar 1838 feine Abänderung 
erlitten bat, 

Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, N. 8. 

Br. 8. ©. 6. 

gegen eine in Betreff des gerichtlichen Verfahrens 
von dem Oberappellationsgericht ald dritter Inſtanz 
erlaffene Verordnung fein weiteres Rechtsmittel mehr 
zuläffig ift, unter diefen Gefichtöpunft aber die von 
der Impetrantin gegen die BI. — erfichtliche Ver— 
ordnung BI. — ergriffene Berufung fällt, fo ift diefe 
zu verwerfen gewefen ıc.” 

Gegen die Verordnung des Königl. Appellations- 
gerichts zu Zwidau vom 5. September 1861 appellirte 
der Impetrat nochmals, wurde aber mit feinem Rechts⸗ 
mittel durch nachitehende Verordnung des König. 
Dberappellationsgerichtd vom 13. Novbr. 1861 
zurüdgewiefen: 

„Wenn den Gründen, aus welchen der von dem 
Impetraten gegen die von der Impetrantin Bl. — 
beantragte anderweite Rocalbefichtigung erhobene Wi: 
derſpruch von der vorigen Inftanz für unbeachtlich 
angefehen worden, vollftändig beizutreten ift, auf die 
Behauptung des Impetraten BI. — aber, daß die 
von ihm intendirte Verbreiterung und Ausdehnung 
des in Frage befangenen Mühlgrabens, rüdfichtlich 
deren die Impetrantin zufolge BI. — ihr Geſuch 
um Grlaffung eines Bauverbots erneuert hat, nun— 
mehr vollendet fei, deshalb dermalen nicht Rüdficht 
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genommen werben fann, weil es fidh dabei um ein 
neues tharfächliched Verhältniß handelt, über welches 
zunächit in erfter Inftanz zu cognadeiren ift, fo bat 
dad Königliche Oberappellationsgericht Die Eingangs 
gedachte Berufung verworfen ꝛc.“ 

Nah Publication der vorftehenden Verordnung 
wurde nun von dem Impetraten beim Proceßgericht 
geltend gemacht, daß die von ihm intendirte Verbrei— 
terung und Ausdehnung des in Brage befangenen 
Mühlgrabend, rüdfichtlid deren die Impetrantin 
neue Thatſachen zur Begründung eines Verbote 
wider Entziehung des ftreitigen Waſſers beizubringen, 
und vermitteljt mehrerer, auf Zeugen, Sadverftän- 
dige und Localbefichtigung geftügten Beſcheinigungs— 
punfte nachzuweifen verfucht hatte, nunmehr voll- 
endet fei, und es hatte dieſes Anführen, über welches 
nach der Berordnung des Königlichen Oberappellas 
tionsgerichts vom 13. November 1861 zunaäͤchſt in 
erſter Inſtanz zu cognosciren war, auch ſchon bei 
der auf Antrag des Proceßgerichts Seiten des König- 
lien Gerichtsamts ©. am 28. November 1862 ver- 
anftulteten Localerpedition Beftätigung erhalten. 

Nachdem nun Impetrantin in einer weitern Eins 
gabe eine Erneuerung des früheren Bauverbotd, bes 
ziehentlih eine wenigflens proviforiiche Befeitigung 
und Wiederheritellung des früheren vor der Turba— 
tion vorhanden geweienen Waflerlaufes beantragt 
hatte, wurde fie von Seiten des Proceßgerichts dahin 
bejchieden, daß, nachdem Impetrat fich bereits ſchon 
feit drei Jahren im Belige des veränderten Vorgra— 
bens feiner Mühle befinde, ein erneuerted Bauvers 
bot gegenwärtig offenbar ganz zwedios fein würde, 
Ebenſowenig jei aber auch dem weitern Antrage auf 
Erlaß eines Befehls zur Wiederherftelung des früs 
heren Zuftandes ftattzugeben. Denn wie die Sache 
gegenwärtig liege, bleibe der Impetrantin nur übrig, 
ihe Necht auf Befeitigung des im Rede ftehenden 
Grabend und auf Wieverherftellung des früheren 
Zuitandes zuvörderſt im ordentlichen Rechtowege aus: 
zuführen und die erbetene Wiederberftelung könne 
nur Das Nejultat eines auf Grund eines redhtöfräf- 
tigen Grfenntnifjes eingeleiteten Erecutionsverfahrens 
fein. 

Bloße proviforifche Verfügungen des Richters — 
und unter dieſen Begriff fielen aud) Bauverbote — 
fönnten nur die Aufrechtbaltung des factiſch vorhan— 
denen Zuftandes und der beftchenden Beſitzverhält— 
niſſe, bezichentlich die einſtweilige Feltftelung des 
Beſitzſtandes zum Gegenſtande haben, fie fünnten 
aber nicht jo weit gehen, daß dadurch ſchon im Vor— 
aus dasjenige gewährt würde, was ald das Ziel und 
Refultat des behufs einer definitiven Entſcheidung 
einzuleitenden Nechtöftreites fich darſtelle, ſodaß aljo 


der Antragfteller fhon im Voraus in die Lage füme, 
als wenn dieſer Rechtöftreit bereits zu feinem Gunften 
entfchieden worden wäre. Unter dieſen Unftänden 
fei das weitere Berfahren wider Impetraten vor dem 
Gerichtsamte E. als Proceßgericht zu fiftiren und der 
Impetrantin zu überlaſſen, ihre Anfprüche wider 
Impetraten, joweit fie fich damit fortzufommen ges 
traue, mittelft neu anzuftellender Klage bei dem 
Königlichen Gerichtsamt ©. weiter ans und ausjus 
führen. 

Die in der Sache erwachienen ges und außer 
gerichtlichen Koften feien, ſoweit nicht darüber rechte: 
kräftig erfannt worden, von der Impetrantin ab⸗ und 
beziebentlich zu erjtatten. 

Wider diefe, beiden Parteien unterm 9. Januar 
1863 eröffnete NRefolution wendete die Impetrantin 
Appellation ein und ed erfolgte darauf folgende Ent» 
fheidung des Königl. Appellationsgerichts zu 
Zwidau vom 3. Mürz 1863: 

„Das Königliche Appellationdgericht bat nicht 
befinden fönnen, daß Impetrantin — abgejehen von 
der fpüter zu erwähnenden, lediglich den Koſtenpunlt 
betreffenden Anordnung — Urſache habe, ſich durch 
die fraglihe Beſcheidung für befhwert zu halten. 

Zunaͤchſt nämlich ift es mindeftens jehr zweifels 
haft, vb das Gerichtsamt E. dermalen überhaupt für 
competent erachtet werden fünne, auf die Bl. — flg. 
geftellten Anträge zu fügen. 

Nach eigner Angabe der Jmpetrantin Bl. — hatte 
Impetrat am 24. November 1362 feinen Wohnfig 
von E. nad T. verlegt, war alfo von da an für feine 
Perſon der Jurisdiction des Gerichtsamts G. unter: 
worfen, welches zugleich dad forum rei sitae bildet. 
Nun war allerdings der erwähnte Antrag bejage 
Bl, — bereitö am 13. October 1862 bei dem Gerichts: 
amte E. eingereicht worden, allein eine Litispendenz 
fonnte befannten Rechten nach nicht hierdurch, ſon— 
dern erit durch Behändigung der entfprechenden 
Ladung oder Verfügung an Jupetraten herbeigeführt 
werden, und diefe iſt befage BI. — des Actenfascikels 
Lit. B. erjt am 22. November 1862 in T. erfolgt. 
Ebenſowenig läßt ſich eine Yitidpendenz um deswillen 
annehmen, weil jchon früher Abnliche Anträge in 
Bezug auf dafjelbe Streitobject bei dem Gerichtsamte 
E. gejtellt worden waren, denn diefe waren längft 
rechiöfräfiig erledigt und das Anbringen Bl. — fig. 
ift aus den bereits Bl. — fig. dargelegten Gründen 
als eine neue Jmploration anzufehen. 

Kann nun auch auf dieſes Bedenken ein baupts 
ſaͤchliches Gewicht nicht gelegt werden, da von 
Impetratem, obwohl er Bl. — die Incompetenz des 
Proceßgerichts rechtzeitig geltend gemacht hatte, doch 
Dagegen, daß dafjelbe befage Bl. — flg. Impetrantin 


101: 


aus materiellen Gründen abgewiefen und ſonach 
in der Sache felbft cognoseirt hat, nichts eingewendet 
worden, hierin aber ein Abgehen von jener Einrede 
gefunden werden muß, fo hat Man doch — was die 
Hauptfache anlangt — den Bl. — flg. entwidelten 
Gründen um fo gewiffer beizutreten gehabt, als dies 
felben ganz mit den Anfichten übereinftimmen, welche 
die jepige Inftanz in ähnlichen Fällen wiederholt 
ausgejprochen hat. Es genügt daher auch im Wejents 
lien die Bezugnahme auf die Bl. — flg. zu lefende 
Beſcheidung und lediglich folgende Bemerkungen find 
berjelben hinzuzufügen gewejen: 

Impetrantin giebt Bl. — ſelbſt zu, daß Impetrat 
den ftreitigen Abzugsgraben bereits hergeftellt habe, 
und ſolchen benutze. 

Hierdurch iſt der frühere Beſitſtand thatſaͤchlich 
aufgehoben worden, ed kann ſich daher nicht mehr 
um Aufrechterhaltung, fondern nur um Wieder— 
berftellung deſſelben handeln. Impetrantin vers 
kennt dies auch Bl. — flg. ſelbſt nicht, meint aber, 
ed könne dadurch weiter nichts geändert werben, ald 
daß nunmehr ihre Imploration den Charakter eines 
remedium recuperandae possessionis annchme. 

Sie überfieht jedoch dabei gänzlich, daß ſelbſt im 
jüngiten Beſitzproceſſe — ſofern Man das posseaso- 
rium summarium überhaupt al$ remedium recupe- 
randae possessionis anfehen fann, was nadı fächll- 
fher Praris zum mindeſten nicht zweifellos iſt, 

vergl. Ofterlob, fummar. Proceß, 8. 54. 55. der 
III. Ausgabe. 
Annalen des Königlichen Oberappellationsgerichte, 
Band IV. Seite 43. 
— immerhin vollftändiges rechtliches Gehör des Bellag— 
ten und Entſcheidung mittelt Erkenntniſſes einzutre— 
ten bat, dad Gerichtsamt ihr auch in der angefochtenen 
Beſcheidung die Erhebung einer Befigflage gar 
nicht abjchneidet und nur die Fortſtellung des zeit 
herigen unbeftimmt fummarijchen Berfahrens, 
fowie die Anorduung eines Proviſorii im Reſolutions— 
wege [welche ſich von der an fich definitiven Feſtſtel⸗ 
lung des jüngften Beſitzes im Beftgproceffe wefentlich 
unterfcheidet] für unzuläfig anficht. Und diefes mit 
Recht. 

Denn Proviſorien ſind im Allgemeinen nur dann 
am Orte, wo zu befürchten ſteht, daß ohne ein 
vorlaͤufiges Einſchreiten des Richters der einen oder 
andern Partei die Ausführung ihres Rechts unmög— 
li gemacht oder doch in hohem Grade erfchwert 
werben, ober endlich Exceſſe zu befürchten jein wür— 
den, und find felbft dann möglichſt fo einzurichten, 
daß fie beiden Theilen gleich unſchädlich find. 

vergl. Gönner, Handbuch des deutjchen gemeinen 

Proceſſes, Bd. IV. Abth. LXXIX. insb. 8.7—9. 


Die erfteren Bedingungen aber liegen hier offen» 
bar nicht vor und zudem ift, was Impetrantin anlangt, 
die beantragte Verfügung im Wefentlichen daffelbe, auf 
was die Erecution eined gegen Impetraten gefproches 
nen definitiven Erfenntniffes hinausfommen würde, fo 
daß mithin diefe Erecution dem von ihr erft noch ans 
hängig zu machenden Hauptprocefje vorausgehen fol. 

Nur infoweit hat Man dem Gerichtsamte nicht 
beitreten fönnen, als es Bl. — der Impetrantin aud) 
die Erjtattung der bisher erwachfenen Unfoften 
aujgiebt. Ueber dieſe Reftitutionsverbindlicyfeit kann 
nad) Anſicht des Königlichen Appellationsgerichts 
überhaupt niemals im Refolutionswege entjdhieden 
werden, Inöbefondere gilt bei Differenzen der vor- 
liegenden Art, bei denen ed ſich um vorläufige 
Anordnungen in Betreff des Befigftandes handelt, 
binfichtlich der Koften der Grundſatz, daß fie zunächft 
lediglih von denjenigen zu tragen find, welche fie 
ſpeciell durch ihre Anträge und fonft veranlaßt haben. 
Die Frage, ob dem einen Theile gegen den andern 
ein Anſpruch auf Erftattung zuftche, kann — foweit 
es ſich nicht um die KHoften etwaiger Rechtsmittel 
handelt, bei denen es blos auf die Begründung der 
legteren, nicht darauf, wer in der Sache felbft 
Recht habe, ankommt — erft dann zur Entſcheidung 
gelangen, wenn über dad Rechtsverhältniß ſelbſt eine 
definitive Cognition mittelit Erkenntniſſes ftattfinder. 
Denn erft hierbei läßt fi) überfchen, auf weſſen 
Seite dad Recht fei, wovon doch die Koftenreftitus 
tionspflicht abhängt. Es kann dagegen nicht ein— 
gewendet werden, daß auch im Beſitzproceſſe nach 
Befinden eine Verurteilung zur Koftenerftattung 
ausgejprocdhen wird, denn einestheils iſt diefe nur 
ald eine proviforifche zu betrachten, anderntheils 
findet dann wenigftens über den Befis eine defini- 
tive Gognition ftatt. Ebenfowenig ift das Bedenfen 
durchſchlagend, daß es möglicherweife zu einem Haupt⸗ 
procefje gar nicht kommen fünne, denn diefen herbei- 
zuführen, ift, wenn der fünftige Kläger damit zögern 
follte, der Fünftige Beflagte durch das Rechtsmittel 
der Provocation ex lege diffamari auch da in den 
Stand gefegt, wo ihm nicht ohnehin feinerfeits Die 
Negatorienklage zuftehen follte. 

Hiernach allenthalben hat das Königliche Appel: 
fationsgericht dahin entfchieden, daß es bei der 
Bl. — fig. ertheilten Beſcheidung injoweit, ald da- 
durch der Impetrantin die Erftattung der verurfach« 
ten Unfoften aufgegeben worden, nicht zu laffen, 
vielmehr diefe Koften zur Zeit und vorbehältlich des 
nad Befinden in dem etwaigen fünftigen Haupts 
procefje geltend zu machenden Reftitutionsanfpruchs 
ded Impetraten von derjenigen Partei, welche fie 
durch ihre Anträge zunächſt veranlaßt hat, einzubrin= 
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gen find, wogegen im Webrigen bie eingewendete 
Berufung, foweit fie fich hierdurch nicht erledigt, wie 
hiermit geſchieht, zu verwerfen iſt 2c.” 

Auch wider diefe Verordnung appellitte die Im— 
petrantin, und ed erging hierauf nachftehende Ber: 
ordnung des Königl. Oberappellationsgerichts 
vom 15. Mai 1863: 

1 „Was zunäcft die gedachte Berufung an- 
langt, fo hat Man diefelbe für begründet nicht er- 
adıten fünnen. Denn wenn, wie die Impetrantin 
nah Bl. — verb. mit Bl. — und — fig. zugeftan- 
den, der bier in Brage befangene Abzugsgraben von 
dem Impetraten bereitd hergeftellt ift, jo fann Die 
Impetrantin gegenwärtig nicht mehr, wie ſolches 
früherhin von ihr nach Bl. — geichehen war, bie 
Erlaſſung eines proviforifchen Bauverbots beantra- 
gen, fondern es fann fi nur noch darum handeln, 
ob Impetrat für verbunden zu achten fei, den von 
ihm bereit® vollendeten Graben wieder zu befeitigen 
und den vorigen Zuftand wieder berzuftellen. Weber 
diefe Frage kann aber nicht im Wege der Reſolution, 
im Gegenſatz zu einer förmlichen richterlihen Ent: 
ſcheidung, cognoseirt und eben fo wenig fann, was 
die Impetrantin nach Bl. — verlangt hat, dem Im— 
petraten die proviforifche Wiederbefeitigung des 
fireitigen Grabens ohne Weiteres aufgegeben werben, 
fondern es hat die Impetrantin, wenn fie ein Recht 
auf Wiederherftellung des vorigen Zuftandes zu 
‚haben glaubt, ihren Diesfalliigen Anfpruch im geeig- 
neten Proceßwege geltend zu machen. Denn wie 
bereit in den vorigen Inſtanzen gezeigt worden, 
fönnen proviforifche Verfügungen des Richters in 
Fällen, wo es fih um Befipftörungen handelt, nur 
zum Schuß des zur Zeit der Störung und beziehent- 
lich unmittelbar vor berfelben beftehenden factifchen 
Befipftandes erlaffen werben, fie fünnen aber nicht 
die Wiederaufbebung einer bereits volljogenen Ber: 
änderung in dem Befigftande herbeiführen, und bie 
Ampetrantin war, nachdem das früherhin auf ihren 
Antrag an den Impetraten erlafjene Bauverbot durch 
die Bl. — anzutreffende Verordnung wieder außer 
Wirkſamkeit gefegt worden war und Impetrat inzwi— 
fhen den fragliden Graben vollendet bat, um fo 
weniger befugt, Die proviforiiche Wiederbefeitigung 
des Letztern zu fordern, als fie, wie ihr auch ſchon 
in den früheren Inftanzen eingehalten worden, mit 
ihrem diesfallfigen Antrag ohne Weiteres das zu 
erreichen gefucht, was fie erft nach rechtöfräftig er 
folgter Verurtheilung des Impetraten im Wege des 
Vollftrekungsverfahrend würde verlangen können. 
Daf aber Impetrantin früherhin die Grlafjung eines 
Bauverbots beantragt und diefem ihren Suchen defe— 
rirt worden war, ändert in der Sache etwas nicht, 
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da dieſes Verbot, wie gedacht, in dritter Inſtanz für 
gerechtfertigt nicht geachtet worden ift, fomit aber 
auch auf die Frage, ob Impetrat zur Wiederherſtel— 
fung des vorigen Zuftandes dann ohne Weiteres 
wide haben angehalten werden fönnen, wenn er 
ungeachtet des Vorhandenſeins und Fortbeſtehens 
eines ſolchen Verbote mit der Anlegung des frag- 
lichen Grabens vorgegangen wäre, bier nicht weiter 
einzugehen ift. Man hat daher die gedachte Berufung 
ald unbegründet zu verwerfen beſchloſſen. 

Was dagegen die von dem Impetraten erflärte 
Aphäfion anlangt, fo erſcheint dieſelbe theils mit 
Ruͤckſicht darauf, daß fie nur den Koftenpunft betrifft, 
Impetrat aber, da er wegen der diefen Punkt betrefs 
fenden Entſcheidung der vorigen Inftanz allein eines 
felbftftändigen Rechtsmittels nicht hätte fich bedienen 
fönnen, auch nicht zum Anfchluß an die Berufung 
der Jmpetrantin bezüglich diefes Punktes befugt war, 
theils aber auch um beswillen, weil der Jmpetrantin 
Appellation gegen die Entjcheidung voriger Inftanz 
infoweit, als diefelbe zu ihren Gunften die Refolu- 
tion erfter Inſtanz binfichtlich des Koftenpunftes ab- 
geändert hatte, überhaupt nicht gerichtet worden ift, 
ſomit aber ein Gravamen der Impetrantin, welchem 
feinem Wortlaut nach Impetrat hätte adbäriren fün« 
nen, nicht vorlag, ald unzuläffig 2c.” 


21. 


Ueber den Beweis ber Pertinenzeigenſchaft 
eined Grundftüds, 


Mitgetbeilt von 
Herren 8, in B. 


Johann Traugott Sch. hatte ein in Ohorner Blur 
Meißniſchen Antheil® gelegenes fogenanntes Zuftüd, 
welches er neben feinem Bauergute in Ohorn Obers 
laufiger Antheils befaß, dismembrirt. In der Bor: 
ausfegung, daß zwifchen dem dismembrirten Zuftüd 
und dem gedachten Bauergute ein Bertinentialvers 
hältniß beftebe, wurde auf den Folien der Trennftüde 
die Verpflichtung eingetragen, zu den auf jenem 
Bauergute aufbaftenden, auf Privatrechtstiteln bes 
ruhenden Oblaften nach gewiſſen Bruchtheilen bei— 
zuttragen. Die Erwerber der Trennſtücke, Gottlieb 
Auguſt Sch. und Genofien, beftritten jedoch nach— 
mals diefe Verpflichtung und erhoben auf deren 
Löſchung gegen den Eingangs genannten Bauerguts- 
befiger Sch. vor dem K. Gerichtsamte zu Pulgnig 
rechtliche Klage, in deren Berfolg Bellagtem der 
Beweis der Ausflucht nachgelafien wurde: daß ihm, _ 
als Beſitzer des Bauerguts no. 23. zu Ohorn Ober- 


laufigiichen Antheils, das Befugniß, von den Kläs 
gern, ald den Eigenthümern gemwiffer, zu Oborn 
Erbländifhen Antheils geböriger Trennftüde, den 
vierten Theil zu den Oblaften feines Gutes als Zus 
buße zu fordern, mit Nüdjiht auf ein zwifchen 
diefen Grundftüden beſtehendes Pertinen— 
tialverhältnig auf Grund der Adquiſitivverjäh— 
rung, eines Vertrags oder Anerfenntnifjes zuftehe. 

In Betreff diefes Pertinentialverbältniffes fprach 
fi das in zweiter Inftanz von dem Königl. Appels 
lationdgericht gu Budifjin unter dem 19. Juni 
1863 abgefaßte Erfenntniß, welches in Uebereinſtim— 
mung mit der erften Inftanz den unternommenen 
Beweis für mißlungen erflärte, in den Entſchei— 
dungsgründen folgendermaafen aus: 

„Run find Grunpftüde in rechtlichen Sinne des 
Worts Zubehörungen eined Hauptgutes, wenn fie 
mit demfelben zu einem Ganzen vereinigt find. 

Wald, vom Näherreht, 2. B. 2. Hauptftüd, 
2. Abjchn. 4. Abtheil. $. 3 flg. 

Leyser, spec. 106. med. 2. 6. 7. 

Kind, quaest. for., T. II. c. 74. ed. 2. 

Diefe Bereinigung läßt fi weder aus einer ans 
grenzenden phufiichen Lage, noch aus einem lange 
fortgefegten Befige, noch aus der Lehn- und Zind- 
pflichtigkeit im Verhaͤltniß zu einem gemeinfchaftlichen 
Zehn: oder Erbzinsheren, noch aus dem Kaufpreife, 
unter welchem Hauptgut und angeblidies Zubehör 
begriffen ift, rechtlich folgern. Dieſes Alles fann 
nur eine gemeine Bermuthung — praesumtio homi- 
nis — entftehen laſſen. Denn es kann ſich factifch 
in diefer Weife verhalten, ohne daß je eine Incors 
poration beabfichtigt wurde. 

Hommel, Rhaps. obs. 168. 
„Sola coemtio et compossessio utriusque prae- 
dii diuturna non efficit pertinentiam,** 

Eine rechtliche, bis zum Beweife des Gegentheils 
hinreichende Vermuthung für die Pertinenzeigenfchaft 
eines Grundftüds entitcht aus öffentlichen Kataftern, 
in welchen ein Grundſtück ald zum Ganzen des 
Hauptgutcd gehörig und als ihm einverleibt in Anz 
fhlag gebracht worden, da ein folcher Anfchlag nicht 
anders ald nach Angabe und mit Borwiflen des 
Befipers gemacht werden kann. Diefer Grundfag 
ift auch in Sachſen anerfannt worden, 

Befehl zur Fertigung neuer Steuerregifter vom 
16. Sebruar 1661. (Cod. Aug. T. U. p. 1479.) 

Steuerinftruction vom 8. April 1661. 

©eneralrevifionsinftruetion vom 30. Juli 1687. 
(Cod. Aug. T. II. p. 1517.) 

Mandat vom 24. März 1810, die Entjcheidung 
verfchiedener, das Steuerweien betreffender 
Bragen, 
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wornach darauf zu jehen, ob das Grundſtück in dem 
Steuerfatafter ded Normaljahred 1628 oder, wenn 
ſolches fehlt, in dem legten Autafter vor gedachtem 
Jahre mit dem Hauptgute unter einem Gejammts 
anjchlage begriffen ift. 

Kind, a. a. O. 

Hommel, a. a. ©. 

Schott, inst, jur, Sax., p. 237. ed. noviss. 

Beklagter bat num zur Befeitigung dieſer bei 
Beftftellung des Begriffs eines Pertinentialgrund- 
ftüds von den nurangegogenen älteren Schrififtellern 
entwidelten Grunpdfäge auf das in Adermann’s 
Rechtsſaͤtzen aus Erlenntniſſen des K. Oberappella- 
tionsgerichtö, ©. 34. no. 33. vorgetragene Präjupiz 
im 22. und 23. Beweisdartifel Bezug genommen. 
In demfelben wird angeführt, daß, wenn bei jener 
Fetftellung darauf, ob ein Grundſtück unter dem 
vollen Schofquantum eines andern Gutes in uns 
zertrennter Schodjumme mit verſchätzt fei, ein Ges 
wicht gelegt worden, man dabei mehr von dem 
Standpunfte der Steuerbehörden aus, ald nad 
allgemeinen privatrechtlichen Grundfägen die Sache 
beurtheilt habe. Mit Bezugnahme hierauf ift dem 
Beklagten zunächit einzuhalten, daß cs ſich in dem 
gegenwärtig zu entjcheidenden Kalle recht eigentlich 
um eine das Intereffe der Steuerbehörden angehende 
Frage, die Mopalität der Repartition gewiffer Ab— 
gaben, handelt. Iedenfalld aber — und dies ver 
fennt auch das angezogene Präjudiz keineswegs — 
find in Anfehung des Standpunftes der allgemeinen 
privatrechtlihen Orundfäge gewiſſe Merkmale der 
Pertinentialqualität in Betracht zu ziehen, zu welchen 
ganz befonders das Vorhandenfein von Erklärungen 
oder Handlungen der Befiger oder Borbefiger einer 
Sache gehören, aus welchen fich ergiebt, daß dieſe 
Sache mit einer andern dauernd und nicht blos für 
vorübergehende Zwede als ein Ganzes verbunden 
fein ſolle.“ 

Im Beweife hatte Bellagter unter Anderem auch 
darauf Bezug genommen, daß er jein Bauergut in 
Oberlauſitziſch Ohorn und das in Ohorner Flur 
Meißniſchen Antheitd gelegene Zuftüf laut Kaufs 
vom 22. Juni 1824 zufammen als einen einzigen 
Gompler und mit einer Kaufjumme erworben, in 
diefem Kaufe allenthalben jorhane Grunditüde ala 
ein einziges Ganze und das fraglide Zuftüf als 
Pertinenz betrachtet, ſolches auch in einer Urkunde 
confirmirt worden fei, daſſelbe auch in früheren 
Käufen vom 20. Januar 1794, 17. Mai 1759, 
23. Januar 1724 der Fall geweien, und diefe Grund: 
ftüde feit länger ald dem Jahre 1724 in einer Zamilie 
fich befunden, wie denn auch während dieſes Zeitraums 
auf dem Zuftüd Gebäude nicht eriftirt hätten, 


Die Entfheidungsgründe des zweitinftanzlichen 
Erkenntnifſes ftellten feit, daß aus dem Wortlaut der 
nurangezogenen Käufe fich gerade das Gegentheil der 
Behauptung Bellagtens ergebe, indem in denfelben 
des fraglichen Zuftüds jederzeit befonders Erwaͤh— 
nung gefchebe, und fuhren dann fort: 

„An dieſer Annabme wird auch dadurch Nichts 
geändert, daß beide Theile ald ein Compler mit 
einer Kauffumme erworben und die betreffenden 
Käufe in einer Urfunde confirmirt worden, indem 
auch gegenwärtig der Fall recht füglich denkbar, daß 
zwei verfchiedenen Folien angehörige Grundftüde 
in einem und demfelben Kaufe behandelt und diefer 
Kauf zur gerichtlihen Kenntnignahme zum Behuf 
der Eintragserlangung gebracht werden, wie denn 
auch der Umſtand als irrelevant fich darftellt, daß 
beide Grundftüde lange Zeit in dem Befipe einer 
Familie fih befunden und das Zuftüd vom Haupt— 
gute aus bewirthichaftet worden ſei. So wird z. B. 
Niemand ein Bauergut, welches von dem Befiker 
eines Rittergutes erworben und fange Zeit neben 
demjelben von ihm und feinen Befignachfolgern bes 
fefien und bewirthfchaftet worden iſt, als ein Pertis 
nenzitüd des legtern anſehen.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gejege und Verord—⸗ 
nungen. Das 1. Stück des Geſetz⸗ und Verordnungs— 
blattes für das Königreich Sachen (vom Jahre 1864) 
enthält: No. 1. Derret wegen Beftätigung ver Örnoffens 
ihaftsorpnung für bie Berichtigung der Pleiße zu 
Deugen, vom 16. December 1863. No. 2. Befannts 
madhung, die den Vorſchuſtvereinen zu Wilsdruff und 
Löbau, dem Vorſchuſß- und Erediwereine zu Radeburg, 
dem CEredit- und Vorfchufvereine zu Frohburg und dem 
Creditvereine zu Goldig bewilligte Stempelbefreiung be— 
wreffend, vom 2. Januar 1864. No, 3. Vererbung, 
die ſtrom- und ſchifffahrtspolizeilichen Vorſchriften für 
die Schifffahrt und Flößerei auf der Elbe betreffend, vom 
2. Jannar 1864. No. 4. Decret wigen Beſtätigung 
ver Statuten des Metallbergbaus Vereins „Friedrich“ 
im Nammelöberge zu Freiberg, vom 4. Januar 1864, 
No. 5. Bekanntmachung, die dermalige Zuſammenſetzung 
der Landrenten-, Ulterörenten= und Randeseulturrentens 
Banfeerwaltung betreffend, vom 9. Januar 1864. 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchnihz. 
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No, 6. Bekanntmachung, den Bezirköarmenverein im 
Amtobezirfe Auguftusburg betreffen, vom 11. Januar 
1864. No. 7. Verordnung, die Landtagswahl in ber 
Stadt Leipzig betreffend, vom 20. Januar 1864. 
No. 8. Bekanntmachung, die mit der Königlich Preußi— 
ſchen Regierung getroffene Uebereinkunft wegen gegens 
jeitiger Zulafjung ber 2ocomobilien betreffend, von 
19. Januar 1864. No. 9. Bekanntmachung, den 
vierten Nachtrag zur fünften Auflage der Arzneitare 
beireffend, vom 23. Januar 1864. — Letzte Abſendung: 
am 11. Februar 1861. 


Immatrienlation von Advocaten. Dom Yuftize 
minifterium find der feitberige Actuar beim Gerichts- 
amte Werdau, Herr Garl Albert Speck, wohnhaft in 
Mecrane, und der Bürgermeifter Herr Emil Eduard 
Wehner in Sayda zu Advocaten ernannt und als ſolche 
in Pflicht genommen werden. 

Vom Juftizminifterium ift der Bürgermeifter Herr 
Glemensd Theodor Zſchiedrich in Noffen zum Advocaten 
ernannt und al& folcher verpflichtet worden. 

Vom Yuftigminifterium find die Rechtscandidaten 
Herr Johann Georg Einert in Leipzig und Herr Garl 
Emil Beutler in Neichenbach, fowie der Bürgermeifter 
Herr Franz Hermann Heifterbergf in Dippoldiswalde 
zu Advocaten ernannt und als ſolche verpflichtet werben, 


Die dritte Lieferung 
von 
Sintenis, Anleitung 


zum Stubium bes 


bürgerlichen Geſetzbuches 


ift fo eben erichienen und dur alle Buchhandlungen 
zu beziehen, 


Der berühmte Rechtsgelehrte gibt eine cbenfo Mare 
als gründliche Anleitung zum Studium des neuen Civil: 
geſetzbuches, zu deren Bearbeitung er als Mitglied der 
GCommifjion zur Beratbung des Entwurfes des 
B. ©. B.'s befonders berufen war und melde baber 
Allen, die ſich mit Dem neuen Geſetzbuche befannt zu 
machen haben, nicht leicht entbehrlich fein wird. Der 
Abdrud des Geſetzes ſelbſt ift beigegefügt. 


Bollftändig in ſechs Lieferungen a ', Thlr. 


Dffiein ver Berlagshanblung. 


Wochenblatt 


Bon biefem MB os ü Alle Poftämter 
chenblatte er: * — f * ri 2, Buchbanklungen 
feinen jährlich übernehmen Beflel- 
en merkwürdige Kechtsfälle, === 
1 Duartbogen und das Quartal zu dem 
auferbem am Jah: in actenmäßigen Darftelungen praenumerando zu 
retſchluſſe ein auds , + - entrichtenden Preiſe 
—— — aus dem Gebiete der Justizptlege ——— 


und Verwaltung 
zunächft für das 


Königreich Sachen. 


Verlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 





22. 
Beitrag zu der Lehre von den Handelsmäklern. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©, in D. 


Bei dem Handelögerichte im Bezirksgericht €. 
erhob im April 1862 Oskar H. gegen Earl Ferdi— 
nand ©. und Genoffen folgende auf den Eid geftellte 
Klage: 

„Der Kläger hat am 12. März 1862 von bem 
verpflichteten Mäfler ©. in C., welcher von ben 
Bellagten, die in E. unter der Firma S. & B. eine 
Baumwollenhandlung betreiben, mit ausdrüdlichen 
Worten Auftrag erhalten hatte, für fie Verkäufe über 
Baumwolle abzuſchließen, und welcher dem Kläger 
den von den Beflagten ertheilten ebenbemerften Aufs 
trag mündlich mitgetheilt, und ihm ausdrüdlich er— 
färt hatte, daß er ald Beauftragter der Beflagten 
handle, 18 Originals Pad oftindische Baumwolle um 
den von dem Mäfler ©. für die Beflagten ausdrüd- 
lich geforderten und vom Kläger verwilligten Preis 
von 24 Thlen. —⸗ — = für den Centner gefauft. 
Der Mäller ©. verſprach dabei im Auftrage ber 
Beklagten mit ausdrüdlichen Worten, daß fie, bie 
Bellagten, die 18 Pat Baumwolle dem Kläger in 
den nächiten zehn Tagen liefern wollten, und erflärte 
fernerhin, die Beklagten wollten dem Kläger zur 
Bezahlung des Kaufpreifes der Baummolle eine vier- 
monatliche, von der Lieferung derjelben an den Kläger 
ab zu vechnende Frift geben, was beides der Kläger 
ebenfalls mit ausdrüdlichen Worten annahm. Der 
Maͤkler S: hat über diefes Gefchäft den im Originale 
unter A. beigefügten Schlußzettel audgeftellt und 
dem Kläger ausgehändigt. 


Heue Folge Zwölfter Jahrgang. 





1864. 


Die Bellagten waren in Folge deſſen ſchuldig 
geworden, dem Kläger binnen zehn Tagen, vom 
12. März 1862 ab gerechnet, 18 Driginal-Pad 
oftindifche Baumwolle, wovon das Pad durchfchnitt- 
lich 33 und mindeftend 34 Centner wiegt, zu liefern, 
haben dies jedoch nicht gethan. 

Kläger erbietet fih, nad vier Monaten, von 
Empfang der Baumwolle an gerechnet, fovielmal 
24 Thle. —⸗ —», ald die ihm noch zu liefernden 
18 Bad Baumwolle Eentner wiegen, den Bellagten 
zu bezahlen 10." 

Die Beklagten bemerften gegen die Statthaftigfeit 
der Klage unter Rüdgabe des angetragenen Eides 
ausfludytsweife Folgendes: 

a. Der Kläger habe unterlaffen, in ber Klage 
anzuführen, baß die vermittelten Bertragsbeftimmuns 
gen dem von den Belflagten an den Mäfler ©. ges 
gebenen Auftrage entfprechen, indem der Kläger nur 
wegen der Lieferungszeit, nicht aber wegen ber 
Zahlungsbedingungen auf einen von den Bes 
Hagten an den Mäfler S. ertheilten Auftrag Bezug 
nehme. 

b. Der vereidete Mäfler ©. fei von den Beflag- 
ten zur Oewährung eines viermonatigen Eredits und 
Zieled bei dem Verkaufe der fraglichen 18 Pad 
oftindifcher Baummolle nicht und insbefondere nicht 
an den Kläger autorifirt worben. 

e. Bei der Vermittlereigenſchaft der Mäffer für 
die Perfeetibilität der von ihnen vermittelten Gefchäfte 
erfcheine ein ausdrüdlicher Auftrag oder die nach— 
träglihe Natihabition der Auftraggeber wefentlich 
und nothwendig; Kläger habe fich aber bezüglich der 
Zahlungsbedingungen auf einen Auftrag nicht bes 
zogen, auch eine Ratihabition des vermittelten Ges 
ſchaͤfts Seiten der Beklagten nicht behauptet, wie 


denn auch der von dem Kläger sub A. beigebradhte 
Schlußzettel die Unterfhrift der Kontrahenten — wie 
nach den Beftimmungen im $. 13. Abf. 2. des Han- 
delsgeſetzbuchs erforderlich — nicht enthalte. 

Nah Abfegung des rechtlichen Verfahrens wurde 
von dem Handeldgericht im Bezirfsgeridt E. 
am 24. November 1862 folgender Befcheid publicitt: 

„Weil, wie e8 einer weiteren Auseinanderfegung 
nicht bedarf, das Suchen des Klägers, welches auf 
Gewährung von 18 Driginalpad oftindifcher Baum 
wolle gegen, vier Monate nad) Lieferung fällige, 
Bezahlung von 24 Thlen. —= —- für den Eentner, 
ſowie auf Leiftung der dem Kläger in Bolge verfpä- 
teter Lieferung entftandenen erweislichen Schäden ges 
richtet if, nur unter der Vorausfegung begründet 
erfcheint, einmal, daß zwifchen dem Kläger und dem 
in der Klage erwähnten ©. die dort vorgetragenen 
Berabredungen auch wirklich ftattgefunden, und for 
bann, daß zwifchen den Bellagten und beregtem ©. 
ein Rechtsverhältnig Pla greife, welchem zufolge die 
Erfteren gehalten wären, das von S. Verhandelte 
wider fich gelten zu laflen; 

nun aber, daß das Bl. — erfichtliche Libell nach 
der zuleßt bezeichneten Richtung hin zu Recht beftän- 
dig fei, nad Anficht des Handelögerichts nicht an— 
genommen werden fann, wenn man berüdiichtigt, 
wie ber Kläger darauf, daß die Beflagten die zwifchen 
ihm und ©. angeblich getroffenen Berabredungen 
nachträglich genehmigt hätten, oder auf ſolche That« 
fadhen, welche eine für die Bellagten verbindliche 
auftraglofe Gefhäftsführung S.'s entnehmen ließen, 
fih mir Nichts bezogen hat, und wie ſonach Alles 
darauf anfommt, ob 


bie Behauptung im 2. und 3. Einlaffungsabfchnitte, 
wornah S. von den Bellagten mit ausdrück— 
lichen Worten Auftrag erhalten haben foll, für 
fie Verkäufe über Baumwolle abzufchließen, 
fowie 
2. 
ber Inhalt der Kriegöbefefigungsabfchnitte 8S—11., 
welcher dahin lautet, 
©. habe dem Kläger im Auftrage ber Beflagten 
mit ausdrüdlichen Worten verfprochen, daß die 
Deflagten dem Kläger die 18 Pad Baumwolle 
in den nächften zehn Tagen liefern würden, 
habe auch dem Kläger zu Bezahlung des Kauf« 
preifes eine von Zeit der Lieferung an zu rech— 
nenbe viermonatige Frift verwilligt, 
binreihend und, gegenüber ben DVerneinungen im 
3. 11. 19. und 21. Einlaffungsabfchnitte Bl. —, auch 
für die Bl. — hierunter gebrauchte Gewiſſensruͤhrung 
genugfam fpecialifirt fein, um daraus entnehmen zu 
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fönnen, daß S., wenn er dem Kläger — als worauf 
eigentlich der ganze Streit hinausläuft — ein Zah: 
lungsziel von vier Monaten, von Zeit der Lieferung 
an gerechnet, bewilligt, hierbei innerhalb der Gren- 
zen eines ihm von den Beflagten ertheilten Auftrags 
gehandelt hätte, wie jedoch eben in diefer Beziehung 
die Klage ald mangelhaft fich darftellt, anerwogen 
zu 1. 

bie im 1. und 13, Einl.-Punfte vom Kläger felbft 
erfolgte Bezugnahme darauf, daß vielberegier ©. 
verpflichteter Mäfler fei, und als foldher auch über 
das libellirte Kaufegefchäft den der Klage beigefügten 
Schlußzettel ausgeftellt habe, im Zweifel zu der An- 
nahme führt, wie S. dem Kläger gegenüber lediglich 
in feiner Stellung als öffentlich beftellter Bermittler 
bed betreffenden Geſchaͤfts aufgetreten und auch von 
ben Beflagten nur in dieſer feiner Eigenfchaft zu den 
in Rede befangenen Handlungen zugezogen worben, 
hieraus aber weiter fich ergiebt, daß, wenn die Be- 
klagten gegenüber ©. wirklich in der oben zu Nr. 1. 
gedachten Art fich geäußert hätten und wenn ferner 
in gedachter Aeußerung an und für ſich möglicher» 
weife eine generelle Vollmacht zum Verkaufe der bes 
treffenden Waaren gefunden werben könnte, doch bie 
von beiden Parteien anerkannte Qualification S.'s, 
als bloßen Vermittlers, behinderlich erfcheint, die 
eben angedeutete Auslaffung der Bellagten, felbft 
wenn fie in Wahrheit beruhte, fo ohne Weiteres 
dahin auszulegen, daß die Bellagten S.'n dadurch 
zu ihren Agenten oder Bevollmächtigten, fei es im 
Sinne von Art. 47. oder fei ed im Sinne von 
Art. 298. des allgemeinen deutſchen Handelögefeg- 
buchs, gemacht und demfelben fonach die Befugnig 
zu Bewilligung von Eredit für die zu verfaufende 
Waare ertheilt hätten, ald woraus denn von felbit 
folgt, daß, hätte S. den Kläger lediglich auf Grund 
der unter Rr.1. oben erwähnten Aeußerung der Bes 
klagten ein viermonatiged Zahlungsziel eingeräumt, 
die Bellagten hieran nicht gehalten fein würden, und 
zwar um fo weniger, als ©., wie gezeigt, nicht 
Mandatar der Bellagten im obgedachten Sinne ges 
weſen und als ferner nach Art. 326. des allgemeinen 
deutfchen Handelsgeſetzbuchs bei Handelsgefchäften 
dann, wenn die Zeit der Erfüllung einer Verbind— 
lichkeit in dem Vertrage nicht beftimmt ift, die Erfüls 
lung zu jeder Zeit gefordert werden fann, fofern nicht 
nad) den Umftänden oder nach dem Handelsgebrauche 
etwas Anderes anzunehmen ift, gerade in Beziehung 
darauf aber, daß bei Berfäufen von Baumwolle nach 
hierortiger Ufance die Gewährung viermonatigen 
Zieles üblich und deshalb der Mäfler zu Gewaͤh— 
rung eines folchen berechtigt gewejen fei, wenn bie 
Beklagten bei Zugiehung deſſelben baare Zahlung 
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nicht ausbrüdlich ald Bebingung hingeftellt hätten, 
in der Klage gar nicht Bezug genommen worben ift, 
und anerwogen 

au 2. 
felbft dann, wenn man die Worte „im Auftrage der 
Bellagten” auf den legten, bie Zielverwilligung bes 
treffenden Sag mit beziehen wollte, gleichwohl bie 
oben unter Nr. 2. hingeftellten Behauptungen immer- 
bin noch fo verfhwommen gehalten wären, daß man 
darnach gerade über die Kernfrage, nämlich darüber, 
ob ©, bei Gelegenheit der ihm beigemeffenen Aeuße- 
rungen fi blos als den Bevollmächtigten der Bes 
Flagten gerirt haben ober aber ob er von dieſen 
Letzteren zu Stellung des in Rede befangenen Zah— 
lungszieles wirflih beauftragt geweſen, und ferner, 
in welcher Weife eine dieöfallfige Beauftragung er- 
folgt fein follte, fo fehr im Unklaren belafjen bliebe, 
daß man zu Förmelung eines firingenten Eides bier- 
unter nicht gelangen fönnte; 

fo hat das Suchen des Klägers in der angebracdh« 
ten Maafe nicht Statt, es ift auch derfelbe den 
Bellagten die verurfachten Proceßfoften, foweit fie 
fi überhaupt zur Reftitution eignen, zu erftatten 
ſchuldig.“ 

Auf Berufung des Klaͤgers ertheilte das Königl. 
Appellationsgericht zu Zwickau folgendes am 
1. Juni 1863 eröffnetes Erfenntniß: 

„Daß es bei dem angefochtenen Erkenntniſſe nicht 
zu laffen, fondern es find, dafern Kläger fchwört: 

daß er am 12. März 1862 von dem BI. — 
genannten S. 18 Pad oftindifhe Baumwolle 
um den Preis von 24 Thlen. — — » für den 
Gentner erfauft habe, daß hierbei ernannter ©. 
dem Kläger erflärt habe, wie er forhane Baum: 
wolle für die Beflagten verfaufe und von ben 
letzteren gedachte Baumwolle in den nächften 
zehn Tagen geliefert werden, bezüglich des Kauf- 
preifes aber dem Kläger eine viermonatige, von 
der Lieferung ab zu rechnende Friſt gewährt fein 
folle, 
die Beflagten dem Kläger die beregten 18 Pad oft- 
indifhe Baumwolle zu liefern, demfelben auch die 
durch die verzögerte Lieferung ihm erwachjenen er- 
weislihen Schäden zu vergüten, nicht minder dem 
Kläger die Koſten des Proceffes, ſoweit ſolche in 
erfter Inftanz aufgelaufen find, zu erftatten ver- 
bunden. 

Die Koften des Rechtsmitteld werden unter den 

Parteien aufgehoben. 
Entfheidungsgründe: 

Wenn Man die erhobene Klage in der gegens 
wärtigen Inftanz aufrecht erhalten hat, fo beruht bies 
auf folgenden Erwägungen: 





Beklagte haben BI. — in der Anmerkung zum 
erften Einlaffungsabfchnitt eingeräumt, daß von ihnen 
der dort gedachte S. beauftragt gewefen fei, unter 
gewiffen Bedingungen eine Partie oftindifcher Baum 
wolle um den Preis von 24 Thlen. —⸗ —» pro 
Gentner zu verkaufen. Daffelbe Geftändniß haben die 
Bellagten BI. — wiederholt, indem fie dort wörts 
lich bemerft haben: „daß ernannter ©. beauftragt 
gewefen fei, an Klägern gegen baare Caſſe zu ver- 
kaufen”. Mit diefem Geftändniffe flieht in vollem 
Widerſpruche und ift daher völlig unbeachtlich die 
verneinende Einlaffung in p. 1. c.3. Bl. —, wornad 
S. nicht Auftrag gehabt haben fol, für die Beflag- 
ten Berfäufe über Baummolle abzufchließen. Denn 
folange S. nicht wirklich ein Verkaufsgeſchaͤft über 
Baummolle für die Beflagten abgeſchloſſen hatte, 
war doch in der That diefe Waare noch nicht ver- 
fauft, aljo der Auftrag nicht vollgogen; die Vollmacht, 
einen Gegenftand zu verkaufen, enthält recht eigent- 
li und wefentli auch den Auftrag, einen Kauf 
handel vollgültig abaufchließen. 

Hat nun aber ein Gefchäftsherr Jemanden beauf- 
tragt, ein Rechtsgeſchaͤft für ihn abzufchließen, dieſem 
Auftrage jedoch gewiſſe Befchränfungen beigefügt, fo 
liegt ihm auch die Verpflichtung ob, diefe Beichrän- 
fungen befannt gu machen, widrigenfall er denjeni- 
gen Perfonen, welche mit dem Beauftragten ein 
Geſchaͤft abgefchloffen, jene Befchränfungen der Boll- 
macht des leßteren aber nicht gefannt haben, auch 
dann verpflichtet ift, wenn von dem Beauftragten bie 
Schranken des Auftrages überfchritten find, dafern 
nicht etwa die Bedingungen, unter denen das Ge— 
fchäft abgeſchloſſen ift, fo ganz ungewöhnlich find, 
daß eine Veberfchreitung des Auftrags für den andern 
Eontrahenten mit Grund zu vermuthen war. Dies 
geht ſchon aus den Beftimmungen ded gemeinen 
Rechts hervor. 

vgl. 1. 11. 8. 3. 4. 5. D. de instit. act. (14. 3.) 

Betreffen auch diefe Gejepesvorfchriften an fich 
nur dad Berhältniß eines Inftitors, fo werden die⸗ 
felben doch auf jedes Bollmachtsverhältnig anges 
wendet. 

vgl. L 13. $. 25. D. de act. emt. et vend. 
(19. 1.) 

Bucher, das Recht der Forderungen, $. 78. 

Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw., Bd. XIX. 
©. 544. 

Diefe Grundfäge haben in dem allgemeinen beut- 
ſchen Handelögefegbuche, welches bei Abſchluß bes 
vorliegenden Gefchäfts bereits in Wirkfamfeit getre- 
ten war, ebenfalld Anwendung gefunden. Dies er— 
giebt fich nicht nur aus Art. 43., wonach eine Bes 
ſchraͤnkung des Umfangs der Procura, wie folder 
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im Art. 42. aufgeftellt ift, gegenüber dritten Berfonen 
überhaupt nicht Wirfung bat, fondern auch aus dem- 
jenigen, was im Art. 47. über den Fall beftimmt ift, 
wo ein Principal Iemanden ohne Eriheilung der 
Procura, fei e8 zum Betriebe eines ganzen Handelss 
gewerbes oder zu einer beſtimmten Art von Gejchäf- 
ten ober zu einzelnen Gefchäften in feinem Handels- 
gewerbe beftellt. In diefem Falle erftredt ſich nach 
Art. 47. die Vollmacht auf alle Gefchäfte und Nechts- 
handlungen, melde der Betrieb eines derartigen 
Handelögewerbes oder die Ausführung derartiger 
Gefchäfte gewöhnlich mit fich bringt. Nothwendige 
Folge hiervon ift, daß der Dritte, der mit dem Bes 
vollmächtigten contrahirt, der Gültigfeit und Rechts: 
verbinblichfeit des abgefchlofienen Gefchäfts fih muß 
verfichert halten fönnen, fofern nur der Bevollmäd- 
tigte fich innerhalb derjenigen Grenzen gehalten hat, 
welche der Betrieb des fraglichen Gefhäfts mit fich 
bringt. Wenn im Art. 55. beftimmt wird, daß der 
Bevollmächtigte dem dritten Contrahenten perſönlich 
verpflichtet fei, wenn er feine Vollmacht überfchreite, 
fo fann awar hieraus entnommen werben, baß der 
Principal in ſolchem Falle nicht verhaftet fei; offen- 
bar aber ift der Artifel nicht von demjenigen Falle 
zu verftehen, wo ein Bevollmächtigter fich innerhalb 
ber im Art. 47, durch das Geſetz — und zwar unter 
Berweifung auf den gewöhnlichen Geſchaͤftsverkeht — 
gezogenen Grenzen gehalten hat, dieſer Vollmacht 
aber etwa durch befondere Feftfegungen zwiſchen dem 
Prinzipal und dem Bevollmächtigten gewiſſe Be 
fchränfungen beigefügt worben find, die dem dritten 
Eontrahenten unbekannt geblieben find. Will man 
alfo auch das vorliegende Rechtöverhältnig vielleicht 
nicht nach Art. 47., fondern nach dem fchon in ber 
erftinftanzlichen Entſcheidung erwähnten Art. 298. 
des Handelsgeſetzbuchs beurtheilen, fo geht doch aus 
ber in dem legteren Artifel enthaltenen Verweiſung 
auf Art. 52. und 55. noch nicht hervor, daß der 
Gefchäftsherr, bei einer Ueberfchreitung ber ertheilten 
Vollmacht, auch dann nicht verbindlich werbe, wenn 
die legtere nur in Bezug auf Nebenbedingungen ded 
abzufchließenden Geſchaͤfts befchränft ift, welche der, 
hierüber in Unfunde gelaffene, andere Contrahent 
nach dem alltäglichen Gejchäftsgange recht wohl ber 
Wilfür des Bevollmächtigten überlaffen glauben 
fonnte. 

Deflagte haben nun nirgends darauf fich bezogen, 
daß dem Kläger irgendwelche Begrenzung des dem 
oftberegten ©. ertheilten Auftrags befannt geworben 
fei, und ebenfowenig liegt in den von dem Kläger 
vorgetragenen Bedingungen des fraglichen Geſchaͤfts 
irgend eine erhebliche Abweichung von dem alltäglichen 
Gejhäftsverfehre. Namentlih ift die Bewilligung 
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eines mehrmonailichen Credits zwiſchen Kaufleuten 
im heutigen Verkehrsleben, wenn nicht ſogar die 
Regel, doch ganz unzweifelhaft nicht ein fo ungewöhns 
liches Borfommniß, daß der Käufer, dem im Auftrage 
eines Hanbelshaufes Waaren auf Erebit angeboten 
worben, zur Bewilligung dieſes Erebits eine befon- 
dere Vollmacht vorauszuſetzen, einen Grund hätte, 
wie denn auch ſchon im Art. 49. des Handelsgeſetz⸗ 
buchs den Handlungsreifenden das Befugniß einges 
räumt ift, für bie Haufpreife der Waaren Zahlungs» 
friften einzuräumen, und aus ber Faſſung des betref- 
fenden Artikels (diefelben gelten insbefondere für 
ermächtigt) deutlich zu erfehen ift, daß auch dieſe 
Ermächtigung nur als eine Unterart der im Art. 47. 
hervorgehobenen allgemeinen Befugnifje eines Hand- 
lungebevollmächtigten anzuſehen ift. 

Wenn ferner Beklagte Bl. — aus der öffentlichen 
Stellung S.'s als verpflichteten Mäflers herzuleiten 
fuchen, daß derfelbe ein Berfaufsgefchäft für die 
Beflagten gültiger Weife nicht habe abſchließen fün- 
nen, fo ift den Beflagten zuzugeben, daß ber Beruf 
eines Mäflers lediglich darin befteht, die Hanbeld- 
gefchäfte eines ‘Plapes zu vermitteln, mithin zu deren 
Abſchluß lediglich als Zwifchenträger oder Mittelper- 
fon mitzuwirken. 

vgl. Leipziger Mäflerordnung vom 7. März 
1818. Abſchn. 1. $. 1. 19. 22. 32, 29. (Gef. 
Samml. v. 3. 1833. pag. 92 flg.) 
Mäflerordnung für die Stadt Chemnis, 
$.1.14. 21.24. sub fin, (Gef.- u. Berorbn.-DI. 
v. 3. 1858. pag. 128.) 
Handelsgeſetzbuch, Art. 67. 
Allein daraus folgt doch nur fo viel, daß ber ofts 
beregte S., wenn er in aufhabender Vollmacht der 
Bellagten — wie in der Klage behauptet it — den 
fraglichen Verkauf abgefchloffen hat, eben nicht in 
feiner Eigenfchaft als Maͤkler thätig gewejen ift. 
Keineswegs folgt daraus die Nichtigkeit des abge: 
ſchloſſenen Gefchäfts, wie denn auch in der Chemnitzer 
Mäklerordnung für den Fall, daß ein Mäfler das 
ausdrüdliche Verbot, Gefchäfte auf eigene Rechnung 
zu machen, übertrete, nicht die Nichtigkeit biefer Ge— 
fhäfte, fonbern die Beftrafung des Maͤklers angeord⸗ 
net worden ift (8. 15.). Ja ed geht jogar aus ber 
letztgedachten Mäflerordnung hervor, daß ein Ver 
fäufer durch den vom Mäfler unternommenen Ge- 
ſchaͤftsabſchluß auch ohne feine vorher eingeholte defis 
nitive Zuftimmung alddann gebunden fei, wenn ber 
Verkäufer dem Maͤller die Waare zu einem gewifien 
Preis bis zu einer feftgefegten Zeit angeftellt hat 
($. 24.), woraus — wenn auch nicht aus den Acten 
vorliegt, daß die Vorausſetzungen dieſes legteren 
Falles gegenwärtig vorhanden fein — doch unzwei— 





felhaft hervorgeht, daß dasjenige nicht für nichtig zu 
achten fei, was ein Mäfler im wirklichen Muftrags- 
verhältniffe zu Berkäufern oder Käufern definitiv ab⸗ 
ſchließt. 

Wenn aber Beklagte ſich in der Debuctiondfchrift 
DI. — auf das Gebiet der factifchen Bermuthungen 
ftellen, und aus der Mäflerfiellung S.'s die Wahr- 
fcheinlichfeit ableiten, daß es nicht der Beflagten 
Wille gewefen fein fönne, denfelben zu definitiven 
Geſchaͤftsabſchlüſſen zu ermächtigen, fondern ihre 
Abficht nur dahin gegangen fein könne, fich der Zwi— 
fhendienfte S.'s zu bedienen, fo ift dem Beflagten 
einzuhalten, daß auf derartige factifche Bermuthungen, 
gegenüber den oben herworgehobenen, in der Anmer- 
fung zu pet. 1. c. 1. Bl. —, fowie Bl. — enthalte 
nen Zugeftändniffen — wornach S. zum PVerfaufe 
der Baumwolle, alfo zu bindendem Geſchaͤftsabſchluſſe 
ermächtigt gewelen ift — irgend Etwas nicht anfom« 
men fann. 

Endlich ift auch der Gegenftand des Kaufes mit 
ausreichender Beftimmtheit in der Klage angegeben, 
da nad) Inhalt derfelben bei Bezeichnung der Quan— 
tität der verfauften Waare eine im Baumwolleverkehre 
gangbare Einheit (ein Pad) zu Grunde gelegt wor« 
den ift, über deren Begriff unter den betreffenden 
Befchäftsleuten ein Zweifel nicht obwaltet, fo daß 
für eine beftimmte Berurtheilung der Bellagten und 
für ein darauf etwa nad den Beſtimmungen ber 
8.74. des Erecutiondgefeges zu gründendes weiteres 
Berfahren ausreichende Unterlagen geboten find, 
während, was die Gegenleiftung des Klägers an— 
langt, deren Höhe nach dem Gewichte ber zu liefern- 
den Baumwolle — refp. nad) dem Gewichte, was 
bei der nach 8. 74. eit. etwa vorzunehmenden Wür- 
derung durch Sachverftändige, jedoch nicht über bie 
DI. — angegebene Grenze von 34 Eentner für ben 
Pad anzunehmen fein wird — ohne Weiteres ſich 
berechnen läßt. 

Es bedarf ſonach zur Verurtheilung der Bellag- 
ten lediglich des Nachweifes, daß zwifchen dem Kläger 
und dem Maͤkler S. der Gefchäftsabfchluß in der in 
der Klage behaupteten Weife erfolgt ſei. Dies ift 
von den Beflagten in p. 1. c. 1. 3. 4. flg. 19. 21. 
ins Nichtwiffen geftellt, refp. verneint worben. 

Zwar fönnte man nach der Faffung der Anmer- 
fung zu p. l. c. 1. die Frage aufwerfen, ob nicht bie 
dortige Berneinung nur mit Rüdficht auf die eben- 
bafelbft behauptete Befchränfung der Vollmacht S.’8 
ausgefprochen fei, namentlid; wenn man hinzunimmt, 
bag Bl. — von den Bellagten bemerkt wird: „es fei 
der erhobene Anſpruch ein unbegründeter, infofern 
das zur Klage gezogene Handelsgefhäft von ben 
Bellagten nicht ratihabirt worden und ber Abſchluß 


109 


beffelben auf Zahlungsbedingungen hin erfolgt fei, zu 
deren Gewährung ber Mäfler S. von ihnen nicht 
autorifirt worben fei”. Allein die Berneinungen des 
wefentlihen Klaginhalts p. 1. c. 19. und 21. find 
zu beftimmt, und auch an anderen Stellen geben die 
Beflagten deutlich zu erfennen, daß fie das in ber 
Klage behauptete Gefchäft und deſſen Modalitäten 
ins Nichtwiffen geftellt haben wollen. Was aber 
die Auslaffung BI. — anlangt, fo erklärt ſich dieſelbe 
vollftändig, wenn man annimmt, daß bie Beflagten 
lediglich die Darftellung im Auge gehabt haben, welche 
Kläger von dem abgefchloffenen Geſchäfte giebt, und 
es erfcheint diefe Auslafjung fogar geboten, da ſich 
nicht annehmen läßt, daß Beklagte mit ihren Erfläs 
rungen in p. 1. c. 1.8. 9.11. u. f. w. in offenbaren 
MWiderfpruch fich haben fegen wollen. 

Es bedarf ſonach die Klage allerdings in der 
vorangegebenen Richtung noch des Beweiſes. Nun 
entbehrt aber der BI. — erfichtliche Schlußzettel aller⸗ 
dings der Beweisfraft, da das vorliegende Geſchaͤft 
— ganz abgefehen davon, ob ©. überhaupt über 
bafielbe ein Zeugniß auszuftellen befugt geweſen fei, 
foweit er bei ſolchem nicht in feiner Eigenfchaft als 
Mäkler concurrirt hat — als ein nicht fofort zu erfüls 
fendes abgefchlofien worden fein fol, und die Unter- 
fchrift des andern Eontrahenten auf dem Schlußzettel 
ermangelt, Wrtifel 73. ded Handelsgeſetzbuchs in 
Verbindung mit $. 8. des Einführungsgefehed vom 
30. October 1861. 

Es war mithin die Entfcheidung der Sache von 
dem Bl. — angetragenen und Bl. — dem Kläger 
zurücgegebenen Eide abhängig zu machen, bei deſſen 
Leitung Beklagte nicht nur in der Hauptjache, fon« 
dern auch in die mitgeforberten erweislichen Schäden, 
fowie in Erftattung der Procefoften zu verurtheilen 
waren.” 

Auf die Berufung der Bellagten flellte das 
Königl. Dberappellationsgericht in dem am 
17. December 1863 abgefaßten Erfenntniffe unter 
Vergleihung der in zweiter und dritter Inftanz ent 
ftandenen Koften bie Entfcheidung der erften Inſtanz 
wieder ber, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Das Königl. Oberappellationdgericht hat den 
Nationen, aus welchen in zweiter Inftanz Bl. — 
die Klage für fchlüffig angefehen worben ift, nicht 
beizutreten vermocht, vielmehr die Entſcheidung erfter 
Inftanz, daß das Suchen Alägerd unter Berurtheis 
fung deſſelben in Erftattung der Procepfoften in ber 
angebrachten Maafe abzumeifen fei, aus folgenden 
Gründen wieder hergeftellt: 
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Die auf Erfüllung eines Kaufes über 18 Originals 
pad oftindifche Baummolle gerichtete Klage ift Bl. — 





lediglich auf das Anführen geftügt worben, daß Klä- 
ger am 12. März 1862 von bem verpflichteten Maͤkler 
©. zu C., welcher von den Bellagten Auftrag, für 
fie Käufe über Baumwolle abzufchließen, erhalten, 
und ihn, ven Kläger, von biefem Auftrage in Kennt- 
niß gefept und mit ihm, ald Bevollmächtigter der 
Bellagten, contrahirt habe, die nurgenannte Quan— 
tität Baummolle für ben in der Klage Bl. — anges 
gebenen Preis und unter ben daſelbſt näher bemerften 
Beringungen erfauft habe. Der Anficht der zweiten 
Inftanz Bl. —, daß zufolge des vorftehenden Klag- 
anführens bie vom Kläger gedachte Mittelöperfon, 
mit welcher erfterer den angeblichen Kaufvertrag ver- 
abredet hat, nicht in ihrer dienſtlichen Eigenſchaft 
als verpflichteter Mäffer, fondern ald ein zum Abs 
fhliegen von Berfäufen über Baumwolle fpeciell 
beauftragter Handeldbevollmächtigter der Beklagten 
aufgetreten fei, fteht das Alaganführen Bl. — ent- 
gegen, daß ©. über das in der Klage erwähnte Ges 
fchäft den vom Kläger Bl. — im Originale zu ben 
Acten übergebenen Schlußzettel ausgeftellt und dem 
Kläger eingehändigt hat, Denn aus dem dem ge- 
dachten Schlußzettel aufgedrüdten amtlichen Stempels 
S.'s erhellt unzweifelhaft, daß S. den Schlußgettel 
nicht ald Bevollmäcdhtigter der Bellagten, fondern, 
wie die Worte des aufgebrüdten Stempel bejagen, 
als „vereideter Mäkler zu C.“ ausgeftelt habe. Da 
Kläger feinem Geftändniffe zufolge den nurgebachten, 
am 12. Mär; 1862, dem Tage bed angeblichen 
Kaufsabfchluffes, ausgefertigten Schlußgettel anges 
nommen hat, fo hat demfelben nicht entgehen können, 
dag ©. ihm lediglich als Maͤller und nit als Be— 
vollmächtigter der Bellagten bei den Kaufsverhand- 
lungen gegenüber geftanden hat, Sollte daher Klä- 
ger bei dieſen Verhandlungen den Mäfler S. als 
Bevollmächtigten der Beklagten angejeben haben, fo 
würde der hierbei verhangene Irrtum durch den 
angenommenen Schlußzettel gehoben worden jein, 
zumal Kläger in der Klage darauf, daß er ©. auf- 
merffam gemacht habe, daß lehterer den Schlußzettel 
nicht als Mäfler, fondern nad Maafgabe ber Bor- 
fchrift des Art. 48. des allgemeinen deutfchen Han— 
belögejegbuchs mit einem das Vollmachtsverhaͤltniß 
ausbrüdenden Zufage zeichnen folle, oder auf fonftige 
Thatfachen, aus denen erhellt, bag von ©. der 
Schlußzettel irrthümlich als Mäfler und nicht als 
Bevollmächtigter der Beklagten unterfchrieben worden 
fei, nicht Bezug genommen hat. 
2 


Nah zeitherigem füchfifchen Rechte bedurfte es 
feiner Unterfihrift der Intereffenten zur Gültigkeit der 
von einem Mäfler über die von ihm vermittelten 
Geſchaͤfte ausgefertigten Schlußzettel, indem, ohne 


110 





Unterfchien, ob die Gefchäfte, auf welche ſich ber 
Schlußzettel bezog, fofort oder erft nach einer bes 
ftimmten, von dem Handelsabſchluſſe an zu berech⸗ 
nenden Zeit zu erfüllen waren, bie eigenhänbige 
Unterfchrift des Mäflers unter Beidruͤckung feines 
amtlichen Stempels genügte. 
vgl. Leipziger Mäflerorbnung vom 7. März 1818. 
$. 32. (Gef.-Samml. v. 3. 1833. p. 100.) 
Drespner Mäflerorbnung vom 14. April 1834. 
$. 28. (Geſ.“Samml. v. 3. 1834, p. 118.) 
Ehemniger Mäflerorbnung vom 21. Januar 1858. 
$. 24. (Gef.-Samml. v. 3. 1858. p. 131.) 


Dagegen hat nad dem allgemeinen beutfchen 
Hanbelögefegbuche Art. 73. Abfchn. 2. der Mäfler 
bei denjenigen Gefchäften, welche nicht fofort erfüllt 
werben follen, die Schlußnote den Parteien zu ihrer 
Unterfchrift zuguftellen und jeder ‘Bartei das von 
der andern unterfchriebene Eremplar zu überfen- 
den. Da durch die nurgedachte Vorfchrift nach Maaf- 
gabe $. 7. des fähfifchen Einführungsgefepes vom 
30. October 1861 die oberwähnte Beftimmung ber 
in Sachſen beftätigten Mäfler- und Börfenorbnuns 
gen für aufgehoben zu achten ift, fo entbehrt der der 
Klage beigelegte, wenige Tage nad) dem 1. März 
1862, zu welchem das Handeldgefegbuch in Sachen 
in Kraft getreten ift, ausgefertigte und anfcheinend 
aus Unfenntniß der entgegenftehenden Borfchrift des 
Art. 73. des Handelsgeſetzbuchs Lediglich vom Mäfler 
unterzeichnete Schlußzettel derjenigen Beweiskraft, 
welche nad) Act. 77. des Handelsgefepbuchs einer vor 
fchriftsmäßig ausgeftellten und vollzogenen Schluß— 
note beizumefien if. Auch bat Kläger felbft feinen 
Anfpruch nicht auf ben der Klage beigelegten Schluß- 
zettel, fondern auf das eingangögedachte Klaganfüh— 
ren, daß ©. von den Bellagten zum Berfaufe beaufs 
tragt worden fei, geftügt, indem er BI. — von ber 
Anficht ausgeht, daß ein Mäfler nothwendiger Weife 
ſtets Hanblungsbevollmächtigter fei. Diefe Anficht 
ift jedoch nad der Meinung bed Oberappellationd- 
gerichts nicht richtig. 

8. 

Schon nad; gemeinem Rechte werben, von den 
Stellvertretern, welche Verträge im Namen Dritter 
Perſonen felbfiftändig abfchließen, die bloßen Ber- 
mittler, Unterhändler und Mäfler (proxenetae), deren 
Thätigfeit darin befteht, zu vermitteln, d. h. awifchen 
Zweien, welche ein Gefchäft machen wollen, au dem 
Zmwede zu verhandeln, um den Abſchluß des Rechtes 
geſchaͤfts zwifchen den Parteien herbeizuführen, fowie 
bie Boten, welche durch Ueberbringung der Willens- 
meinungen nur ald Werkzeuge der Eontrahenten dies 
nen, genau unterſchieden. 





vgl. Muͤhlenbruch, Eeffion, $. 11. ©. 108 fig. 
ed. 3 


Sintenis, prakt. Civilrecht, 8. 17. Th. 1. ©. 47. 
‘ed. 2. 

Waͤhrend der Stellvertreter felbft nach neuerem 
Rechte in gewilfen, bier nicht weiter zu erörternden 
Beziehungen als Eontrahent erfcheint, ift der Unter 
händler für die Beurtheilung und den Eharafter des 
von ihm vermittelten Rechtögefchäfts juriftifch ohne 
Bedeutung, indem der Abjchluß des Bertrags, feine 
Rechtöbeftändigfeit und feine Wirfungen ſich lediglich 
nad den Perfonen der Gontrahenten richten, ohne 
alle Rüdficht darauf, daß durch die Thätigfeit des 
Mäfters der Eonfens ber Parteien erzielt worden ift. 
Der Abſchluß des Vertrags Seiten der Kontrahenten 
gewährt dem Mäfler nur infofern einen Bortheil, als 
derjelbe nunmehr ein Recht auf Zahlung des bebun« 
genen oder üblichen Maͤklerlohns erlangt hat. 

vgl. Labend, die Lehre von den Mäflern, in der 

Zeitfchrift für deutfches Recht, Bo. 20. ©. 2. 
Keineswegs aber ift der Mäffer als folcher ermäch- 
tigt, den Vertrag im Namen feines Auftraggebers 
und ohne defjen Concurrenz mit einem Dritten abs 
zufchließen. Diefer Orundfag wird nicht nur von 
älteren fächfifhen Rechtslehrern, 

efr. Goden, Consilia. (Vitemb. 1609.) p. 538. 

„Officium proxenetae vel mediatoris non est 

concludere, sed duntaxat tractare inter partes. 

Proxeneta non gerit officium partium, sed 

mediante proxeneta partes ipsae in praesentia 

concludunt contractum.“* 
fondern auch in Betreff der Handeldmäfler in ben 
nachſtehenden füchfifchen Gefegen anerfannt, wobei 
hervorzuheben ift, daß dieſe Geſetze infofern von 
Wichtigkeit find, als fie ein Mares Bild von der Art 
und Weife geben, wie Handeldmäller ihre Thätigfeit 
zu entwideln pflegen, der Natur der Sache nach aber 
bie rechtliche Stellung, welche die Maͤller denjenigen 
Perſonen gegenüber, für welche fie den Abjchluß eines 
Rechtsgeſchäfts vermitteln, einnehmen, nur dann 
beurtheilt werben fann, wenn man die Geſchaͤfts— 
thätigfeit der Mäkler, wie er fi im Handelöverfehre 
unter Billigung des Geſetzgebers geftaltet hat, ſorg⸗ 
fältig ins Auge faßt. 

Zuvörderſt fchreibt nämlich die Leipziger Wechſel⸗ 
ordnung vom 2. October 1682. (C. A. II, pag. 2023.) 
$. 15. wörtlich vor: 

„Wie denn zur Nachricht derjenige Mätler, durch 
welchen der Wechfel gefchloffen worden, wenn 
beide Contrahenten in allen Eonditionen einig, 
folhe in einer Notiz fchriftlich von fich geben 
fol. Wenn nun ſolche Notiz genommen und 
behalten wird, fo bleibt es richtig gefchlofien, der 


111 


Mäkler aber ift diefelbe bei Vermeidung ernfter 
Strafe von Stunde an fchriftlih auszuftellen 
und beiderfeits Contrahenten einzuhändigen 
ſchuldig.“ 

Nicht minder disponirt $. 32. der Leipziger Mäf- 
lerorbnung v. 3. 1818. (Gef.-Samml. v. 3. 1833. 
pag. 100.): 

„Da die vom Berfäufer dem Maͤller aufgege- 
benen Kaufsbedingungen jenen nicht binden, fo 
lange nicht hierauf ein wirklicher Abfchluß über 
eine aufgegebene Poft zu Stande gefommen ift 
(wie dies hierdurch zu Befeitigung allen diesfall⸗ 
figen Zweifels ausdrücklich anerkannt wird).“ 

Dieſelbe Beſtimmung findet ſich, wiewohl mit 
den ſpaͤter zu erwaͤhnenden Modificationen, in der 
Dresdner und Chemnitzer Maͤllerordnung, indem 
erftere in $. 28. (Gef.-Samml. v. 3. 1834. p. 118.) 
wörtlid; vorfchreibt: 

„Da die von dem Verkäufer dem Mäfler aufs 
gegebenen Kaufbebingungen, wenn erfterer nicht 
ausdrüdlich die Waaren dem Mäfler zu einem 
gewiffen Preiſe bis zu einer feftgeftellten Zeit 
angeftellt hat, den Verkäufer nicht binden, fo 
lange nicht ein wirklicher Abfchluß über eine 
aufgegebene Poſt zu Stande gefommen ift (wie 
dies hierdurch zu Befeitigung allen diesfallſigen 
Zweifels anerfannt wird).“ 

In $. 24. der Ehemniger Maͤllerordnung (Gef. 
Samml. v. I. 1858. pag. 131.) fehlt der zuletzt 
erwähnte Nachfaß, dagegen ift der Nechtöfag felbit 
in gleicher Weife und zwar mit den Worten aus— 
gefprochen: 

„Da übrigens die vom Verkäufer dem Mäfler 
aufgegebenen Kaufbedingungen ben erfteren, 
wenn er dem Mäfler die Waaren nicht aud« 
brüdlich zu einem gewiffen Preis bis zu einer 
feftgeftellten Zeit angeftellt hat, nicht eher binden, 
als bis hierauf ein wirklicher Abfchluß über eine 
aufgegebene Pot zu Stande gekommen ift.“ 

Aus diefem Rechtsfage leiten alle drei Mäfler 
orbnungen die Verpflichtungen des Maͤllers ab, 

fobald er einen Käufer gefunden, fi) zunaͤchſt 
diefes letzteren mündlich au verfichern, ſodann 
den Verkäufer ungefäumt zu benachrichtigen und 
ihn, wenn defien Genehmigung erfolgt, das eine 
Gremplar des Schlußzettels fogleich zurüdzulafe 
fen, das andere aber dem Käufer ohne Berzug, 
und ohne inzwifchen weitere Gefchäfte anzufnü- 
pfen oder zu betreiben, einzuhändigen, 
wobei die Leipziger und Dresdner Mäflerorbnung 
ausbrüdlich erflären, daß durch Die Genehmigung des 
Verkäufers in Folge der Anzeige des Mäflers, daß 
er einen Käufer unter den aufgegebenen Bedingungen 
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gefunden habe, der Abjchluß des Kaufes wirklich zu 
Stande gefommen fei, wogegen die Chemniger Maͤk— 
lerordnung eine Beftimmung über den Zeitpunft ber 
Perfection des Kaufes nicht enthält. Endlich heben 
alle drei Mäkferorpnungen hervor, daß der Mäfler 
ftetö im Auge zu behalten habe, daß er nicht Beauf- 
tragter bed einen Theils, fondern Vermittler zwiſchen 
beiden Theilen ift, und daß er daher für das Befte 
beider Theile in gleicher Maaße zu forgen verbun- 
den ift. 

ofr. Leipziger Mäfferorbnung, $. 29. ' 

Drespner Mäflerorbnung, $. 25. 

Chemnitzer Mäfferorpnung, $. 21. 

Auch das allgemeine deutfche Handelsgeſetzbuch 
faßt die Handelsmäfler nicht aus dem Gefichtöpunfte 
von Bevollmächtigten derjenigen Partei, welche ihre 
Thätigfeit als Unterhändler in Anfpruch genommen 
hat — des fogenannten Auftraggebers —, fondern 
lediglich als Vermittler für Handelsgefchäfte auf. 
Dies folgt nach der Anficht des Oberappellations- 
gericht unzweifelhaft aus dem erften Abſatze der 
Art. 66. gegebenen Legaldefinition: „Die Handels 
mäfler (Senfale) find amtlich beftellte Vermittler 
für Handelögefchäfte”, nicht minder aus der durch» 
gängigen Bezeichnung ihrer Thätigkeit ald „der ihnen 
übertragenen Gefchäftsvermittlung” (Art. 67. Abf. 2.) 
oder „Vermittlung“ (Art. 69. unter 3. und 6. Art. 80.) 
ober ald „vermitteln (Art. 67. Abf. 1. Art. 69. 
unter 1. und 3. Art. 76. Abf. 1.). Dan fann daher 
der entgegengefebten, von 

Diegel, im Archive für deutſches Wechfelrecht von 

Siebenhaar, Thl. 7. S. 294 fig. 

vertheidigten Anficht, daß ein Handelsmälfer nach 
den Beitimmungen des allgemeinen deutfchen Han— 
delsgeſetzbuchs in ähnlicher Weife, wie der in Art. 298. 
für einzelne Handelsgeſchaͤfte beftellte Bevollmädhtigte 
zum Abfchluffe von Gefchäften im Namen feines Aufs 
traggebers berechtigt, und daher als derjenige, welcher 
den Bertrag für feinen Mandanten eingebe, anzu— 
fehen fei, nicht beipflichten. Diefer Meinung fteht 
die Vorfchrift des Urt, 69. unter 6., nach welcher 
der Mäffer zu feinem Gefchäft die Einwilligung der 
Barteien oder deren Bevollmächtigten anders, als 
durch ausdrüdliche und perfönliche Erklärung ans 
nehmen darf, entgegen, ba unter dem hier erwähnten 
Geſchaͤft nicht der dem Mäkler ertheilte Auftrag, fon« 
bern das von dem lepteren zu vermittelnde Handels— 
gefchäft zu verftehen ift. Auch laͤßt fi) aus der vom 





Kläger BI. — angezogenen Dispofition des Art. 67. 
Abf. 2., daß durch die übertragene Geſchäaͤftsvermitt⸗ 
lung ein Handelsmaͤller noch nicht ald bevollmäd- 
tigt anzufehen fei, eine Zahlung ober eine andere 
im Bertrage bedungene Leiſtung in Empfang nehmen, 
nicht e contrario ein Argument entnehmen, daß der 
Maͤkler im Namen feines Auftraggebers den Bertrag 
abſchließen dürfe, weil die nurgedadhte, dem $. 209. 
bes öftreich.= Lith. Entwurfs entlehnte Beftimmung 
lediglich zu dem Zwede in das Geſetz aufgenommen 
worden ift, um hiermit eine Belehrung des Publi— 
cums über die Rechte und Pflichten der Maͤkler zu 
bieten. Da jedoch gleichzeitig bei der Aufnahme in 
den Gonferenzberathungen anerkannt worden, baf 
bie Verhältniffe der Mäfler ganz andere feien, als 
die der Handlungsbevollmädhtigten, 

efr. Lug, Protokolle der Eonferenzen ıc., Th. 1. 

pag- 151. 

namentlich ein Mäffer Feineswegs als Handlungss 
bevollmächtigter der einen oder andern Partei, oder 
gar beider Parteien angejehen werben fann, 

cfr. Koch, allgemeines deutſches Handelsgeſetzbuch, 

pag. 170, not. 9, 
fo hätte e8 an und für fich der Aufnahme obiger Bes 
ſtimmung nicht bedurft. 
4. 

Die amtlich beftellten Handelsmäller oder Sen» 
fale find dazu beftimmt, dem mannichfadhen und 
vielfeitigen Verkehre eined großen Handelsplatzes 
Erleichterung und Bermittlung zu gewähren. Die 
Handelömäfler begnügen fi) daher nicht mit einem 
einzelnen Auftrage zum Auffuchen oder Ausbieten 
einer Waare, vielmehr find fie eifrig bemüht, ſowohl 
auf der Börfe, als in den Handelslocalen Erkundi— 
gung einzuziehen, welde Kaufleute des Platzes 
Waaren, und unter welchen Bedingungen fie die 
felben zu verfaufen haben oder zu faufen wünfchen, 
um Aufträge zu Bermittlungen zu erhalten. Empfan- 
gen fie Aufträge, fo notiren fie diefelben in ihre 
Schreibtafeln und richten ihre Thätigfeit darauf, 
einen Kauſs-, beziehentlich VBerfaufsluftigen zu er 
mitteln und zwijchen diefem und ihrem Auftraggeber 
einen Vertragsabſchluß herbeizuführen. 

vgl. Treitſchke, Raufcontract, $. 38. p. 61 flg. 

Dei diefer Geſchaͤftsvermittlung treten hauptfäch« 

lich folgende Momente hervor: 
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(Schluf des ©. 112. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


a. . 
‚ Die Thätigfeit des Handelsmaͤllers wird hervor, 
gerufen durch die an ihn gerichtete Aufforderung 
eined Kaufmanns, unter gewiflen, ihm mitgetheilten 
(aufgegebenen) Bedingungen, eine Waare zum Ber: 
kaufe audzubieten, oder Behufs des Anfaufs aufzu⸗ 
fuchen, oder den Abſchluß eines fonftigen, in Art. 67. 
Abſ. 1. erwähnten Handelsgeſchaͤfts zu vermitteln. 
Wenn nun, wie im vorliegenden Falle, Waarenfäufe 
in Frage ftehen, ſo ift die gedachte Aufforberung 
unter die im Art.337. des Handelsgeſetzbuchs erwähns 
ten Offerten zu rechnen, welche einen verbindlichen 
Antrag zu Eingehung eined Kaufes nicht enthalten. 
In gleicher Weife, wie Handeldleute gleichzeitig an 
ihre Runden oder Handelsfreunde Preisliſten, Lager: 
verzeichniffe, Proben oder Mufter einfenden, ober 
Kaufd- oder Berfaufsofferten in öffentlichen Blättern 
befannt machen, bedienen fie fich der Mäfler, um 
unter den den legteren mitgetheilten Bedingungen 
Kaufs⸗ reip. BVerkaufsfuftige zu ermitteln. Indem 
daher ein Kaufmann einem einzelnen Maͤkler Auftrag 
ertheilt, verzichtet derfelbe nicht auf das Recht, gleich» 
zeitig andern Mäflern denſelben Auftrag zu geben 
oder die Waare jelbft ohne Vorwiſſen und Eoncur- 
ven; des von ihnen beauftragten Mäflerd zu ver- 
äußern ober einzufaufen. Da auf diefe Weife die 
Mühmwaltungen des. Mäflers leicht. vergeblih auf- 
gewendet werben und die Frage entftehen fann, ob 
der Mäfter zu Folge ber Borfchrift des Art. 82. des 
allgem. deutſchen Handelögefegbuhs einen Anſpruch 
auf die Maͤklergebuͤht (Senfarie) habe, fo pflegen 
die Mäfter bei Mebernahme des Auftrags zumeilen 


die Beringung zu ftellen, daß der Aufteaggeber bie | 


aufgegebene Waarenpoft zu einem gewiffen Preiſe 
bis zu einer feitgeftellten Zeit anftelle, d. h. fi ver 
bindlih mache, bis zu einem beftimmten Zeitpunkte 
die Waare weder felbit, noch durch einen Dritten 
zu verfaufen. Wenn der Auftraggeber auf die ge⸗ 
dachte Bedingung eingeht, fo geſchieht ed zunaͤchſt 
im Intereffe des Senfald und um deffen Anſprüche 
auf Courtage möglichft zu fichern. Eines Eingehens 
auf bie von der vorigen Initanz Bl. — bejahte 
Frage, ob im nurgedadhten Halle der Auftraggeber 
durch den vom Mäfler unternommenen Gejcäfts- 
abfchluß auch ohne feine vorher eingeholte definitive 
Zuflimmung dem Dritten, mit welchem der Mäfler 
contrahirt habe, gegenüber gebunden fei, und ob 
mithin in der Erklärung des Auftraggebers gegen 
den Mäfler, daß er die Waare bis zu einer beftimm« 
ten Zeit anftelle, die Extheilung eines Auftrags, daß 
der Mäller den Handel ohne weitere Concurrenz 
des Auftraggebers mit einem beliebigen Dritten ab» 
fchließen dürfe, zu erbliden fei, bedarf es nicht, ba 
die Borausjegungen des lepteren Falles, wie bie 
zweite Inftanz Bl. — ſelbſt anführt, gegenwärtig 
nicht vorhanden ift. 


b. E 

Wenn der Mäfler einen Dritten gefunden hat, 
welder auf die ihm von feinem Auftraggeber auf 
gegebenen Bedingungen einzugehen gefonnen ift, fo 
erfcheint die diesfalls abgegebene Erklärung des 
Dritten ald ein Antrag, an welchen berfelbe in Art 
319 fig. des Handelsgefepbuchs bemerfien Mobdifica 
tionen gebunden if, Der Senfal ift hierauf ver 
pflichtet, diefen Antrag ungefäumt feinem Auftrag- 
geber mitzutheilen. Sobald Lepterer die Annahme 
des Antrags erflärt, ift der Vertrag nad) Art. 321. 
verbunden mit Art. 76. des Handelsgeſetzbuchs für 
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abgefchloffen zu erachten und der Mäkler nach Art. 73. 
verpflichtet, ohne Berzug eine von ihm unterzeichnete 
Schlußnote jeder Partei zusuftellen, beziehentlich in 
dem im 2. Abf. des 8. 73. gedachten Falle bie 
Schlußnote den Parteien zur Unterfchrift vorzulegen 
und jeder Partei das von der andern unterfchriebene 
Eremplar zugufenden. Da häufig ein birecter Ber 
trag zwiſchen den Intereffenten erft nach längeren 
Bemühungen und Verhandlungen, wobei der Mäfler 
den Parteien die von ihnen abgegebenen Erflärungen 
mittheilt, zu Stande fommt, fo-ift die Stellung des 
Maͤklers, foweit er als Ueberbringer der Willend- 
erflärungen der Parteien handelnd auftritt, einem 
bloßen Zwifchenträger (nuntius) gleichzuftellen. 
efr. Thöl, ausgewählte Entfheidungsgründe des 
Dberappellationsgerichts der vier freien Stäbdte, 
©. 6, 

In vorliegender Klage ift nun darauf, daß bie 
Bellagten zu dem in der Klage gedachten, angeblich 
von dem verpflichteten Maͤller S. abgeichlofjenen 
Kaufe ihre Zuftimmung gegeben haben, nicht Bezug 
genommen worden.  , 

Die vorige Inftanz hat Bl. — zwar bemerkt, daß 
der Beruf eines Handeldmällers darin beftehe, die 
Handelsgefchäfte eines Plages zu vermitteln, mithin 
zu deren Abſchluß lediglich als Zwifchenträger oder 
Mittelöperfon mitzuwirken; diefelbe ift jedoch Bl. — 
zu der Anficht, daß im vorliegenden Falle zwijchen 
den Bellagten und dem verpflichteten Mäfler ©. 
nicht ein Mäflervertrag, fondern ein Mandatscontract, 
vermöge defien legterer von den Beflagten mit dem 
Berkaufe ihrer Baumwolle beauftragt worden, abge 
fchloffen worden fei, deshalb gelangt, weil Beklagte 
in der Anmerkung zum erften Ginlaffjungspunfte 
Bl. — eingeräumt haben, daß von ihnen der Mäkler 
©. beauftragt gewefen fei, unter gewifien Bedin- 
gungen eine Partie Baumwolle um den Preis von 
24 Thalern pro Gentner zu verkaufen. Der Aus- 
drud „beauftragen“ wird häufig unter Berhältniffen 
gebraucht, wo ein Mandatsvertrag ausgefchloffen ift, 
indem man 3. B. einen Dienftmann beauftragt, einen 
Brief abzugeben, oder einen Schneider, Schuhmacher 
oder Künftler u. f. w. beauftragt, gegen einen be- 
dungenen Preis ein Kleidungsftüd, Schuhe, Gemälde 
u. f. w. zu fertigen. Damit nun nicht bie Grenzen 
zwiſchen mandatum, locatio conductio, emtio ven- 
ditio und den Innominatcontracten verwifcht wer- 
den, ift in jedem einzelnen Balle die Natur bes 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchaͤſts unter Berüdfichti- 
gung der einfchlagenden factijchen Berhältmifie feft- 
auftellen. 

vgl. Labend, a.0.D.©.9. 
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Selbfiverftändlich fann ein amilich beftellter Hans 
delömäller erft dann innerhalb des ihm in den Ge— 
fegen angewiefenen Gefchäftsbetriebes thätig werden, 
wenn er von einer Partei hierzu aufgefordert wird. 
Diefe Aufforderung erfolgt in der Regel in der Form 
eines Auftrags, welcher zwar zunädft nur auf Ver- 
mittlung zu richten ift, häufig aber auch in Aus- 
drüden erfolgt, welche Zweifel zulafien, ob vom 
Auftraggeber der Mäfler lediglich in diefer Eigen- 
haft als Vermittler aufgefordert, oder beauftragt 
worben ift, als fein Stellvertreter und in feinem 
Namen das Gefchäft unter den aufgegebenen Bedin- 
gungen mit einem Dritten abzufhliefen. Da nun 
einem amtlichen Mäfler nach Art. 69. unter 2. des 
Handelögefegbuchs verboten ift, die Functionen eines 
Handlungsbevollmächtigten zu übernehmen, fo ift bei 
etwanigem Zweifel, ob ein Mäfler in diefer Gigen- 
ſchaft oder als Bevollmächtigter beftellt worden, und 
ob er in erfterer ober legterer Eigenfchaft handelnd 
aufgetreten fei, der Mäfler nicht ald Stellvertreter 
und Eontrahent, fondern nur als Mäfler anzujehen, 
weil eben der ihm ertheilte Auftrag und fein Wille, 
ſelbſt als Eontrahent au handeln, zweifelhaft if. 
Eines weiteren Eingehens auf die Frage, ob ber 
oben erwähnte, an einen Mäfler gerichtete allgemeine 
Auftrag als ein die Beklagten verpflichtendes ſ. g. 
mandatum incertum anzufehen fei, bedarf es aus 
dem oben unter 1. gedachten Grunde nicht. Hier- 
durch erledigt ſich zugleich die dritte eventuelle Be- 
ſchwerde der Bellagten Bl. —, daß nicht auf einen 
Eid über p. J. c. 3. erfannt worden ſei.“ 


23. 


Zu Auslegung ber in der Vormundſchaftsordnung 
Cap. X. $. 5., Cap. XV. und in bem Mandate 
vom 4. Juni 1829. 8. 41 flg. enthaltenen Bor: 
fchriften über die von den Bormündern zu 
leiftende Caution. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. L. in L. 


Bei dem Königl. Appellationsgerichte zu 
Leipzig brachte S. befehwerend an, er fei Alters» 
vormund H. C. G.'s, defien in circa 4000 Thlen. 
—⸗ —⸗ beitehendes Vermögen in Werthöpapieren 
angelegt fei, die refp. mit Talons und Coupons im 
Depofito des Bormundfchaftsgerihts ſich befänden. 
Im Erbvergleiche fei feitgefegt worden, daß die Mutter 
des Bevormundeten die Nupungen des Bermögens 
des leßteren bis zu feiner Mündigfeit beziehe, dafür 





aber die Erziehung deſſelben beforge und bis dahin 
alfe feine Bebürfniffe beftreite. Zeither habe bie 
Bormundfchaftsbehörbe die Einrichtung innegehalten, 
die laufenden Coupons auf ein oder zwei Jahre aus» 
juantworten, neuerdings aber habe fie ihm eröffnet, 
daß fie gemeint fei, ihm ſaͤmmtliche vorhandene 
Coupons einzuhändigen, daß er jedoch dagegen eine 
Gaution von 200 Thalern zu beftellen habe. Eine 
folhe habe er abgelehnt; da aber das Gerichtsamt 
im Bezirksgerichte darauf beftehe, fo ſei er veranlaßt, 
ſich an die vorgefegte Behörde zu wenden. Er habe 
feinen Grund gehabt, der frübern, bei Aushaͤndigung 
der Coupons innegehaltenen Einrichtung entgegen- 
zutreten, könne auch der Entfchließung des Gerichts, 
ihm von nun an fämmtliche Coupons anzudertrauen, 
nicht widerfprechen, allein das vermöge er nicht zu⸗ 
zugeben, daß ihm durch dieſe Entfchliefung eine 
Cautionopflicht auferlegt werde, von der er gefeplich 
frei zu fein glaube, In dem Mandate vom 4. Juni 
1829. $. 48. fei ausdrüdlich beſtimmt, daß es einer 
Gautionspflicht nicht bebürfe, wenn bie Einfünfte 
den zum Unterhalte und zur Erziehung des Bevor 
munbeten erforderlichen Aufwand nicht überftiegen 
und der Bormund fonft feine Gegenftände von ber 
g. 42. gedachten Art in Händen habe. Diefer Ball 
liege bier vor, indem namentlich die gefammten Ein» 
fünfte zum Unterhalte und zur Erziehung des Pfleg- 
befohlnen der Mutter vertragsmäßig überwielen wor⸗ 
den feien, er alfo infoweit eine Berwaltung und eine 
eigne Verwendung der Revenuͤen zur Erziehung gar 
nicht auf fi habe. Er erachte ſich baher von einer 
Gautionspflicht für befreit, felbft wenn ihm fämmt- 
fihe Coupons ausgeliefert würben; allein er bes 
anfpruche letzteres gar nicht, und wenn die Behörde 
Anſtoß nehme, ihm die mehrjährigen Zinsfcheine ohne 
Sicherftelung auszuhändigen, fo müffe e8 bei dem 
bleiben, wie es zeither gehalten worden fei, und bie 
Eoupons der fpätern Jahre feien nach der Weifung 
in $. 50, bes Mandats in gerichtlihem Depofito zu 
behalten. 

Das Geſuch des Vormundes ging dahin, ihn 
von einer Bautiondverbinvlichfeit freizufprechen und 
das Gerichtsamt mit diesfallfiger Anweifung zu vers 
fehen. 

Leptered machte in dem auf Erforbern erftatteten 
Berichte bemerflich: nach den miteingefendeten Acten 
beftätige fi) das Anführen des Bormundes rüdficht- 
lich der Ueberlaffung der Zinfen an bie verw. ©.; 
allein es handele fich gegenwärtig auch nicht darum, 
dem Bormunde einen einjährigen Zinfenbetrag von 
dem Vermögen feines Pflegebefohlnen auszuant- 
worten, fondern es follten ihm bie fämmtlichen im 
Gerichtodepoſito befindlichen Coupons zu ben dem 
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unmünbigen G. gehörigen Werthpapieren, infoweit 
fi folche nicht bereits in feinen Händen befänden, 
ertrabirt werden, und es gelange mithin ein weit 
größerer Betrag von Coupons als ber einer Jahres⸗ 
einnahme in feinen Befis. Das Gericht glaube aber 
zu ber Ausantwortung ſämmtlicher Coupons an den 
Bormund Beranlaffung zu haben, weil diefem und 
nicht dem Gericht die Bermögensadminiftration ob⸗ 
liege. Hierzu fomme, daß das K. Minifterlum der 
Juſtiz in der über die Revifion des Bezirksgerichts 
erlafienen Verordnung vom 17. März 1862 das zeit- 
herige Verfahren des Gerichtsamts, nach welchem an 
die Bormünber, ohne daß fie zur Cautionsbeſtellung 
angehalten, nur fleine Zinsbeträge ertrabirt worben 
feien, ausbrüdlich veprobirt und daffelbe angewiefen 
habe, Eaution zu erfordern. Indem das Gericht 
hierdurch auf die Beobachtung der wegen Eautiond- 
feiftung der Bormünder beflehenden gefeglichen Bor- 
fhriften hingewiefen worden, fei ed nicht mehr thuns 
ih, den Bormündern, wie dies früher gefchehen, 
die Coupons, ohne Erforberung von Cautionen, für 
die nächften zwei Jahre auszjuantworten. Wollte 
man aber dem Antrage des Bormundes entfprechen 
und ihm jedesmal nur die Coupons, infoweit diefels 
ben zu einer einjährigen Zinfenvereinnahmung erfor« 
derlich feien, ertradiren, fo würde, wenn bies in 
allen gleihen Fällen gefchehen follte, das Gericht 
eine berartige Vermehrung feiner ohnedies bedeuten⸗ 
den Gefchäfte zu erfahren haben, daß zu deren Be- 
wältigung bie erforderlichen Arbeitöfräfte nicht aus⸗ 
reichend wären. Bei dem bei weitem größten Theile 
der Berlaffenfchaften, welche vor dem Gerichtsamte 
zur Regulirung gelangten, feien den Müttern ber 
Bevormundeten theild durch teftamentarifche Beftim- 
mungen, theild in Folge mit den Vormünbern ges 
troffener Vereinbarungen die Zinfen an dem Ber- 
mögen ihrer Kinder zur Beftreitung der Erziehungs⸗ 
foften überlaffen. Diefe Zinfenbeträge feien oft jehr 
bedeutend, das Bermögen ber Benormundeten aber 
fei in ben verfchiebenartigfien Werthpapieren anges 
legt, die zu dem verfchienenften Zeiten zinfen. Es 
fomme dies daher, daß bereits von den Erblaffern 
über ihr Vermögen bisponirt fei, mithin in den Ber- 
laffenfchaften in» und ausländifche Staatspapiere, 
Eifenbahnactien, Prioritätsobligationen der Eifen- 
bahngefellfchaften, Bergwerffure und dergleichen mehr 
vorgefunden würden. Seien dieſe Werthpapiere 
fiber, fo habe das Gericht Feine Beranlaffung, deren 
Veräußerung anzuordnen. As ein Beleg hierzu 
diene dad Bermögen G.'s. Es fönne ein Bermögen 
faum einfacher angelegt fein, und doch fei der Bor« 
mund genöthigt, wenn ihm die Coupons jedesmal 
nur auf ein Jahr verabfolgt werben follten, fich die— 


felben in jebem Jahre zweimal bei Gericht abzuholen. 
Die hierdurch hervorgerufenen Arbeiten, Die erwadh- 
fenden Koften und die dem Bormunde eniftehenden 
Unbequemlichfeiten würden bei erfolgter Cautions⸗ 
leitung vermieden. Was fodann die im Betrage 
von 200 Thlen. —- —- erforderte Caution anlange, 
fo glaube das Bericht deren Höhe durch die bebeus 
tenden Erträgniffe der Actien ber Leipzig Drespener 
Eifenbahncompagnie gerechtfertigt. 

Mittelft Verordnung vom 14. April 1863 gab 
das K. Appellationsgericht dem Vormundſchafts— 
gerichte zu erfennen, daß es ber Bejchwerde bie er⸗ 
betene Abhülfe nicht habe verfagen fünnen. In den 
eingefhalteten Gründen heißt es alfo: 

„Die in der Befchwerde und in dem Berichte 
erwähnte zeitherige Einrichtung, bei welcher der Vor⸗ 
mund mit der Beftellung einer Gaution verfchont 
geblieben ift, entfpricht der actenfundigen Sadjlage, 
wie den einfchlagenden gefeglichen Borfchriften. Denn 
nach den Beitimmungen des Mandates vom 4. Juli 
1829. $.48. in Berbindung mit $. 42. (Geſ.⸗Samml. 
». 3. 1829. p. 109.) foll dem Bormunde eine Cau⸗ 
tionsftellung nicht angefonnen werben, wenn 

a) die einjährigen Einkünfte des Vermögens fei« 
nes Plegbefohlnen den zu dem Unterhalte und zu 
der Erziehung bed letztern erforderlichen Aufwand 
nicht überfleigen, und 

b) der Bormund nur den Betrag dieſer Einkünfte, 
nicht aber außerdem Geld, Pretiofen, Stautspapiere 
oder andere Schuldfcheine des Bevormundeten in 
Aufbewahrung hat. 

Die Borausfepung sub a. liegt in dem gegen- 
wärtigen Falle vor und der Eintritt der Bedingung 
sub b. hat bisher dadurch realifirt werden fünnen, 
daß das Gericht die Staatsſchuldſcheine und fonftigen 
Werthpapiere, aus denen das Vermögen des Mino- 
vennen befteht, mit Einfchluffe der Coupons und 
Dividendenfcheine, in Berwahrung genommen, und 
die custodia wie die Verfügung des Vormundes auf 
den Beitand ber einjährigen, beziehentlich zweijähri- 
gen Zindpapiere befchränft hat, welche demfelben zu 
Dedung des der Mutter feines Mündels zuſtehenden 
Suftentationsanfpruch® aus dem Depofitum aus- 
geantwortet worden find. ine Veränderung dieſer 
Einrichtung, wie fie dad Gericht vornehmen zu müf- 
fen glaubt, und welche die Nothwendigfeit einer 
Gautionsftellung zur Folge haben würde, erſcheint 
durch das Geſetz nicht geboten. Vielmehr macht es 
das angezogene Mandat $. 50. der obervormund«- 
fchaftlihen Behörde zur Pflicht, Staatspapiere und 
Schuldſcheine des Mündels in gerichtlichem Gewahrs 
fam zu behalten, und es entipricht dem Zwede diefer 
Anordnung — der Fürforge für möglichfte Erleichte— 
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rung der mit der Uebernahme der Vormundſchaft 
dem Vormunde zufallenden Beſchwerniſſe —, wenn 
dad Gericht bie Aufbewahrung auch auf die Zind- 
papiere erſtreckt, wenigſtens in foldhen Zällen, in 
denen die lepteren einen erheblichen Werth repräfen- 
tiren, und deren Ginhebung und Verwendung einen 
längeren Zeitraum umfaßt. 

Das Gerihtsamt erachtet fich jedoch zu der pros 
jeetieten Veränderung nicht blos berechtigt, fondern 
auch verpflichtet, und macht in dem Berichte deshalb 
geltend: 

1) den Sag, daß nicht dem Gerichte, fondern 
dem Bormunde die Bermögensabminiftration ob» 
liege, 

2) die nicht zu bewältigende Arbeitslaſt, welche 
für das Gericht entflehe, wenn in allen gleicyartigen 
Bormundfchaftsfahen dem Vormunde nicht der Ges 
fammtbetrag der laufenden Coupons und Dividenden- 
feine in Verwahrung gegeben werbe, berfelbe viel: 
mehr Jahr für Jahr nur diejenigen Zinsfcheine, die 
zu einer einjährigen Zinfenvereinnahmung erforber- 
lid} feien, ertrabirt erhalte, da bei der Berfchiedenheit 
der Termine, an denen bie Zinfen ber verjchiedenen 
Werthpapiere alljährlich gefällig würden, die Muͤh— 
waltung ber Ausantwortung ſich in jedem Jahre 
mehrmals wiederholen müffe, des gefteigerten Koften- 
aufwandes nicht zu gedenfen, welcher dadurch für den 
Mündel erwachle, 

3) die Befchwerniß, die dem Vormunde bei ber 
Nothwendigfeit jährlicher, und zwar unter Umftän- 
den mehrmaliger Abholung der Zinsſcheine aufgebürs 
det werde, und 

4) eine Weifung des Königl. Minifteriums ber 
Juftiz in der Revifionsverorpnung vom 17. März 
1862. 

In diefen Beziehungen mag Folgendes bemerkt 
werben: 

Zu 1. 

Nah Anfiht des Könige. Appellationsgerichts 
nöthigt die bisherige Einrichtung das Gericht nicht 
zu einem Berlaffen des sub 1. aufgeftellten, ganz 
richtigen Principe. Auch wenn, wie in dem vorlie- 
genden Falle, das Gejammtvermögen des Bevor- 
mundeten in Erebitpapieren angelegt ift, und bie 
legteren nebit Talons und Zinsfcheinen fi in ber 
Berwahrung der obernormundfchaftlichen Behörde 
finden, hat die (egtere fich ihrerſeits auf die custodia, 
auf die obervormundfchaftliche Eognition über etwaige, 
Veränderungen in der zinslichen Anlage der Haupt: 
ftämme betreffende Anträge des Bormundes, jo weit 
eine foldhe Cognition nach den Borfchriften ber Vor—⸗ 
munbfchaftsorbnung Cap. XV. erforderlich ift, und 
auf die Ueberwachung der Adminiftration des Bor 





munbes zu befchränfen. Die Verwaltung felbft und 
die Erfüllung der mit derfelben verbundenen Oblies 
genheiten dagegen — die Einlöjung ber Zinspapiere, 


die Einziehung der Eapitalbeträge ausgeloofter Staats»: 


papiere, der Ankauf anderer an deren Stelle, die 
Grmittelung etwaiger günftigerer Gelegenheiten zu 
zinslicher Anlegung ber aus ausgelooften Erebitpapie- 
ven gewonnenen Baarfhaften, die Durchgehung der 
öffentlich befannt gemachten Ausloofungsliften, welche 
fih auf Werthpapiere der in Depofito befindlichen 
Gattung beziehen, die Sorge für rechtzeitige Verſilbe— 
zung der etwa zur Ausloofung gediehenen Stüde ı.— 
iſt auch foldenfalls dem Vormunde zu überlaffen, 
und wollte das Gericht fich felbft in der Perſon feis 
ner Depofitalbeamten der Vornahme derartiger Ver- 
waltungsacte unterziehen, fo würde dies nicht nur 
der gefeglichen Borfchrift, welche die obermormund- 
ſchaftliche Behörde eben nur zu der Aufbewahrung 
der Baarſchaften, Staatöpapiere ac. des Bevormuns 
beten verpflichtet ($. 50. des obenangezogenen Mans 
dates), nicht entiprechen, fondern auch um deswillen 
nicht zu billigen fein, weil das Vermögen des letzte⸗ 
‚ ren foldhenfals mit einem Koftenaufwande belaftet 
werden würde, ber durch die pflichtmäßige Thätigfeit 
des Bormundes erjpart werden kann und erjpart 
werden fol. 
Zu 2. 

Mit den obenerwähnten Beflimmungen des Man- 
dates vom 4. Junius 1829 erfcheint es volllommen 
vereinbar, wenn in Fällen ber vorliegenden Art das 
Gericht, welches alljährliche Anzeigen der Bormünder 
über die Aufführung und fonftigen perfönlichen Ver⸗ 
haͤliniſſe der Muͤndel entgegenzunehmen hat (Ber: 
ordnung vom 9, Mai 1829. IGeſ.Samml. v. J. 1829, 
p. 93.], V.O. Cap. XI. $. 1., Verordnung vom 
25. Februar 1860. $. 1. I[Geſ.Samml. v. 3. 1860. 
p. 13.], bierbei oder an anderen, feft zu beftimmen- 
den Tagen eines jeden Jahres den Vormuͤndern auf 
einmal alle diejenigen Zins- und Dividendenfcheine 
ausantwortet, deren Fälligkeit binnen Jahresfrift von 
der Aushändigung an zu erwarten fteht. Die Ber- 
fdiedenheit der Bälligfeitätermine der verfchiedenen 
Gattungen von Erebitpapieren vermag daher das 
Appellationdgericht nicht ald einen Umftand anzuers 
fennen, der eine Gefchäftövermehrung mit Nothwen- 
bigfeit herbeiführen müffe. Die geringe Gebühr für 
Aufnahme der Regiftratur über die Auslieferung 
(no. 57. Cap. Tit. 3. der Tarorbnung vom 26. Nos 
vember 1840.), welche von dem Bevormundeten als 
ein jährlich wiederfehrender Aufwand zu übertragen 
it, kann dem Bortheile gegenüber nicht in Betracht 
fommen, welchen die fragliche Einrichtung in fo fern 
zur Folge hat, als eines Theils bei einer Verſchonung 
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mit Cautionsleiſtung in vielen Faͤllen eine größere 
Bereitwilligkeit zu Uebernahme der vormundſchaft⸗ 
lichen Function Seiten hierzu beſonders qualificirter 
Berfönlichkeiten veranlaßt, und dadurch dem Gerichte 
in bem Intereſſe feiner Pflegbefohlnen eine freiere 
Wahl gewährt wird, anderen Theil jener Koftenauf- 
wand ald ein foldher betrachtet werben muß, welchen 
das Mandat vom 4. Junius 1829 bei der Anorbnung 
des $. 50. nicht bat unberüdfichtigt laſſen können, 
und der daher ald ein gefeglich gebilligter bezeichnet 
werben darf. Da übrigens bei der Entfchließung 
darüber, ob und in wie weit die Art und Weife 
ber Bermögensverwaltung eine Cautionsleiſtung des 
Bormundes erheifche, das in der Bormundfcaftss 
orbnung Cap. X.$.5. erwähnte richterliche Ermeſſen 
nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen ift, fo würde ed nad 
der Anficht des Appellationsgerichts für unbedenflich 
zu achten fein, wenn das ıc. Gerichtsamt ba, wo die 
Perfönlichkeit des Bormundes, wie in dem gegen» 
wärtigen Falle, ein befonderes Vertrauen rechtfertigt, 
die Ausantwortung ber laufenden Zindpapiere an 
den Bormund — wie der Anzeige nad) bereitd bes 
Defteren gefchehen it — auch fernerhin auf einen 
zweijährigen Bedarf erfiredte, um dadurch für das 
Gericht und den Bormund die Mühwaltung, und 
für den Bevormundeten den Koftenaufwand zu be— 
ſchraͤnken. 
Die 
zu 3. 

hervorgehobene Rückſicht kommt dermalen nicht in 
Betracht, da der Beſchwerdefuͤhrer die Beibehaltung 
der zeitherigen Einrichtung wuͤnſcht und beantragt 
hat. Es verſteht ſich indeſſen von ſelbſt, daß das 
Gericht die in dem Berichte erwaͤhnte Veraͤnderung in 
den Fällen zur Ausführung zu bringen haben wird, 
in benen ber Bormund die ihm gegen Cautionsftel- 
lung zu gewährende Detention der fämmtlichen lau- 
fenden Zinspapiere der Mühmaltung der alljährlichen 
Entnahme des einjährigen Bedarfes aus dem gericht 
lichen Gewahrfam vorsieht. 

Was endlich die 

zu 4. 

gedachte Weifung anlangt, fo hält das Appellationd- 
gericht dafür, daß ſich felbige auf ein Berhältniß der 
bier fraglichen Art, vorausgefept, daß dabei die 
Verbindlichfeit des Gerichts zu der custodia mit der 
Pflicht der Verwaltung nicht verwechfelt wird, nicht 
bezogen habe, und nicht habe bezogen werben follen, 
Die Revifionsverorbnung vom 17. März 1862 res 
probirt, 

„daß die Vormünder zu Beftellung von Cau— 

tionen nicht angehalten, dafür aber vom Gerichte 

die VBermögensverwaltungen in bie Hände 





genommen, und ben Bormündern nur geringe 

Zinsbeträge überlaffen würden.” 
Die Ausftelung fann lediglich ald eine Verweifung 
auf die gehörige Befolgung der beftehenden gefeh- 
lichen Borfchriften aufgefaßt werben, und da bie in 
dem Berichte erwähnte bisherige Einrichtung, wie 
oben gezeigt wurbe, einen Ball betrifft, in welchem 
das Mandat vom 4. Junius 1829 den Bormund 
mit der Eautionsftellung verfchont wiſſen will, da 
ferner diefe Einrichtung beftehen fann, ohne daß das 
Gericht mit den dem Bormunde zufallenden Adminis 
ftrationsobliegenheiten belaftet wird, fo erjcheint die 
Berufung auf die gedachte höhere Anorbnung nicht 
zutreffend. 

In Erwägung alles defien ergeht hiermit auf 
Anlaß der Eingangs erwähnten Beſchwerde an das 
Gerichtsamt die Weifung: 

von ber befchloffenen Ausantwortung ber ge: 
fammten Zinsfcheine der G.’fchen, in gericht 
licher Berwahrung befindlichen Werthpapiere 
und von dem hierauf gegründeten Anfinnen 
einer Gautiondftelung abzuſehen, und die zeit 
herige Einrichtung fortzufegen, dabei jedoch der 
Uebernahme von Adminiftrationsacten fich zu 
enthalten, vielmehr, fo viel die Bermögensver- 
waltung anlangt, das oben ad 1. gedachte ge- 
fegliche Princip in der daſelbſt bezeichneten Weiſe 
zur Ausführung zu bringen 10.” 


24, 


Die Löfhung illegal erfolgter Einträge im Hypo: 
thefenbuch kann von der höheren Inſtanz nicht 
mittelft bloßer Mefolution und im Beſchwerde— 
weg angeordnet werden, — Zur Lehre von den 
negotiis claudicantibus. — Erforderniß ber 
zur Anjtellung des Executionsproceſſes geeigneten 
Urkunden. — Ueber das Princip der Deffent: 
lichfeit de3 Grund: und Hypothekenbuchs. — 

Hypothekariſche Klage. 

Mitgetheilt von 

Herrn von ©. in D. 

Am 21. April 1861 verfaufte der Maurermeifter 
©. fein Haus Fol. — ded Grund» und Hypothefen- 
buche für N. an Amalie Augufte unverehel. H. für 
800 Thlr. — —«, wovon er 300 Thlr. —⸗ —⸗ 
beim Kaufsabihluß erhalten zu haben befannte, 
während 500 Thlr. — —⸗ auf dem Grundftüd 
ftehen bleiben follten. 

Darauf trat diefe unterm 21. Mai 1861 ihr 
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Kaufsreht an Friedrich 3. für ben Kaufpreis von 
800 Thlen. — —s ab, indem fie befannte, 300 Thlr. 
—⸗ —«⸗ von 3. bereitö baar erhalten zu haben, und 
nachdem ihr Verkäufer ®. bereits vorher in bie bes 
abfichtigte Abtretung an 3. gewilligt hatte. 

3. befannte die richtig an ihn erfolgte Uebergabe 
des Grundftüdd und machte fich zur pünftlichen Er— 
füllung der im Kaufeontract zwiſchen ®. und ber 
unverehel. H. feftgefegten Beſtimmungen verbindlid). 

Am 29. Juni 1861 trat aber 3. feinerfeits das 
Kaufsreht aus dem Kauf mit G. weiter an den 
Getreidehaͤndler W. in gleicher Weife für 800 Thlr. 
—⸗ —s unter dem Bekenntniß, die baar bezahlten 
300 Thlr. — —⸗ von diefem zurüderftattet erhalten 
zu haben, ab und hatte auch zu diefer Abtretung ©. 
ebenfalls im Voraus feine Einwilligung ertheilt. 

Ehe nun aber W. als Eivilbefiger eingetragen 
worben, ftellte fich heraus, daß die H. minorenn fei; 
außerdem fiel der legte Käufer, W., in Concurs. 

Nachdem die Sache deshalb vom betreffenden 
Berichtsamt mehrfach ins Verhör gezogen worben 
war, erflärte unächft der Güterwertreter im W.'fchen 
Concurs, daß er die Erwerbung des Grundſtücks 
nicht im Intereffe des von ihm vertretenen Credits 
wefens finde und die Eeffion des Kaufrechts Seitens 
3. deshalb ablehnen müfle. 

Hiernächft ertheilte der Bormund ber 9. zu dem 
Kauf und der Eeffion des Kaufrechts an 3. feine 
Zuftimmung sub spe decreti. Das erbetene Decret 
wurbe aber von ber Obervormundſchaft nicht ertbeilt, 
vielmehr angeordnet, daß die Sache bis zur Muͤndig⸗ 
feit der 9. in suspenso bleiben folle. 

Im April 1862 wurde endlich die H. mündig 
und genehmigt nun nachträglih den mit G. abge- 
fchloffenen Kauf und die Abtretung ihres Kaufrechtes 
an 3., worauf ®. die Eintragung diefes Legteren, 
bes 3., als Eivilbefiper des Grundftüds beantragte. 

Das Gericht befchied denn nun auch den 3., daß 
er ala Eivilbefiger des Grundftüds werde eingetragen 
werden, worauf diefer ſich eine dreitägige Bedenlzeit 
erbat und zugeſtanden erhielt. 

Noch vor Ablauf diefer Bedenffrift aber erfolgte 
Seitens des Gerichtsamts bie Befiptitelberichtigung 
auf 3. und der Eintrag einer Hypothek von 500 Thlen. 
— —⸗ unbezahlte Kaufgelder für ©. 

Auf hierüber von 3. erhobene Befchwerde ſprach 
fi das K. Appellationsgericht zu Dresden 
dahin aus: 

„Es vermag zwar das Appellationsgericht Fei- 
neswegs zu billigen, daß das Gerichtsamt den Bes 
fchwerbeführer, nachdem er das ihm abgetretene 
Kaufrecht an der Parcelle weiter cedirt und feine 
Erflärung darüber, ob er feine Eintragung als 
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Beſitzer diefer Parcelle geichehen laſſen wolle, ſich 
vorbehalten hatte, unerwartet des Eingangs dieſer 
Erklaͤtung und fogar noch innerhalb der von ihm 
für deren Abgabe erbetenen Frift, ohne fein Bor 
wiffen und feine Genehmigung, auf einjeitiges Ber: 
langen des Berfäufers G. ald Erwerber der Barcelle 
verlautbart hat, indem das Gerichtsamt hierdurch 
über die ihm ald Grund- und Hypothefenbehörbe 
durch $. 130. des Gefeges vom 6. November 1843 
zugewieſene Thätigfeit augenfcheinlih hinausgegan- 
gen ift und noch fireitige Nechtöverhältnifie der Par—⸗ 
teien, deren Feftfegung nöthigenfalls zur richterlichen 
Entſcheidung auszufegen gewefen wäre, in eigen- 
maͤchtiger Weife geregelt hat. 

Das Appellationdgeriht muß jedoch, nachdem 
der Eintrag einmal gefchehen, in die hierdurch be- 
gründeten Privatrechte der Betheiligten durch bloße 
Refolution und noch dazu im Beſchwerdewege ein: 
zugreifen und die Löfchung der zur Beſchwerde ge 
zogenen Einträge anzuordnen Bebenfen tragen und 
befindet fi außer Stande, auf vorliegende Be- 
ſchwerde etwas Weiteres zu verfügen, hat vielmehr 
dem Befchwerdeführer die rechtliche Ausführung feiner 
Anfprüche, dafern und gegen wen er fich fortzukom— 
men getraut, zu überlaffen.” 

Ehe hierauf nah Eingang der vorfiehenden Ber- 
ordnung 3. Anftalt gemacht hatte, feine Anſprüche 
wegen feines illegalen Eintrags weiter zu verfolgen, 
erhob nun ®. gegen ihn als eingetragenen Befiger, 
und zwar im Wege des Erecutionsprocefies auf 
Grund des für ihn ausgefertigten Hypothefenbriefs, 
Klage auf Bezahlung der für ihn, G., eingetragenen 
500 Thle. —⸗ —⸗ rüdftändige Kaufgeldet. Da 3. 
gegen die Klage Einwendungen machte, deren Natur 
aus dem Nachftehenden des Näheren zu erfehen ift, 
wurde vom Proceßgericht ein Verhörstermin in 
Gemäßheit von $. 94. des Executionsgeſetes abge- 
halten und in bemfelben folgender Beſcheid ge— 
geben: 

„In Erwägung, daß ein von einem Minder— 
jährigen ohne feinen Bormund und beziehentlich ohne 
die im befonderen Falle erforderliche obervormund⸗ 
fchaftliche Genehmigung abgejchlofienes Rechtsgeſchaͤft 
nicht abfolut und für beide Theile, fondern an und 
für fi nur auf Seiten des Unmündigen nichtig ift, 
und wenn ed nachträglich vom Bormunde oder dem 
inmittelft zuc Mündigfeit gelangten minderjährigen 
GEontrahenten felbft genehmigt wird, ganz ebenfo für 
beide Theile rechtöverbindliche Kraft erlangt, als ob 
es gleich von Anfang an in gültiger Weife abgefchlof- 
fen worden wäre, 

vergl. Allgemeine V.⸗O. cap- XIII. $. 3. 
1. 13. $. 29. Dig. de act. emt. (XIX.) 


l. pr. Inst. de auct. sub I. (XXL) 
Haubolp, Lehrbuch des ſaͤchſ. Privatrechts, $. 134. 
unter 1. 

mithin in dem vorliegenden Falle auf Grund der 
DL — lg. abgegebenen Erklärungen der unverches 
lichten H. fowohl der zwifchen ihr und dem gegen- 
wärtigen Kläger nah Bl. — flg. abgeichlofiene 
Kaufvertrag, ald auch die Eeiten der genannten 9. 
laut Bl. — zu Gunſten des jepigen Bellagten aus- 
gefprochene Abtretung des Kaufrechts gegenwärtig 
als zu Recht beftehend angefchen werben muß, 

demnaͤchſt Bellagter 3. ald zur Zeit eingetragener 
Befiger des auf Fol. — des Grund- und Hypo- 
thetenbuchs für N. aufgeführten Grundftüds zur Be— 
zahlung der auf demjelben hypothekariſch haftenden 
Schulden gehalten erfcheint, 

dabei aber für den vorliegenden Rechts— 
ftreit darauf, ob Bellagter wider feinen Willen und 
in gehöriger Weife im Grund- und Hypothekenbuch 
ald Befiger verlautbart worden fei oder nicht, nach 
$. 22. des Hypothelengefeßes etwas nicht ankommt, 
der legtberegte Umftand vielmehr lediglich für die 
bier nicht einfchlagende Frage, ob dem Bellagten 
ein Anfprucd auf Löſchung feines Bejigeintrags und 
beziehentlih auf Schadenerfag zuftehe, möglicher 
Weife ald einflußlos fich darftellt, 

endlih die Beantwortung der Frage, ob ber 
Gütervertreter des When Schuldenweſens zur 
Erfüllung des zwifchen dem Bellagten und dem 
Gemeinfhuldner nah BL. — eingegangenen Ge 
ſchaͤfts rechtlich verbunden fei oder nicht, unter den 
vorliegenden Umftänden dahin geftellt bleiben fann, 

fo ift gefchehenen Cinwendens ungeachtet dem 
eingeleiteten Hülfsvollftrefungsverfahren weiterer 
Fortgang zu geben ꝛ⁊c.“ 

Gegen diefen Beſcheid appellirte der Be- 
klagte. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Dres— 
ben beſtätigte aber den Beſcheid erſter Inſtanz, 
indem es feiner Entſcheidung folgende Gründe bei— 
fügte: 

„Es unterliegt keinem begründeten Zweifel, daß 
ein unverbindlich gefchlofjenes Rechtsgeſchäft dann 
Gültigkeit erlangt, wenn nach Befeitigung des früher 
vorhandenen Hinderniffes neue Handlungen vor- 
gefommen find, duch welche das Gefchäft genehmigt 
und für bindend anerfannt worden ift, 

vergl. Thibaut, Syſtem des Pandectentchts, 

$. 79, der achten Auflage. 

Schweppe, das Nömijche Privatrecht, $. 105. 

ber vierten Ausgabe. 

Insbefondere aber wird ein von einem Minber- 
jährigen während feiner Unmündigfeit eingegangenes 
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Rechtsgefchäft dadurch verbindlich und Hagbar, daß 
derfelbe nach erlangter Volljährigkeit, mithin nach 
dem Wegfalle des der Gültigfeit entgegenftehenden 
Hinderniffes, entweder ausdruͤcklich das Gefchäft als 
rechtöverbindlich anerfennt, oder foldhe Handlungen 
vornimmt, welche eine unzweideutige Genehmigung 
deffelben enthalten. \ 
vergl. c. 1.2. Cod. si major fact. alien. ratih. 
(V. 74.) 
Glück, Erläuterung der Pandecten, V. Thl. $.458. 
©. 550. XIII. Thl. 8. 850. ©. 377. 
Weber, foftematifche Entwidelung der Lehre von 
der natürlichen Verbindlichkeit, $. 127. 
Schweppe, a.a. D. $. 104. 

Die Richtigkeit diefer Grundfäge wird auch von 
dem Bellagten Bl. — nicht beftritten; wenn berfelbe 
aber dabei die von Amalien Auguften H. nad) er 
langter Bolljährigfeit (Bl. —) nachträglich erklärte 
Genehmigung ber im der Klage Bl. — flg. erwähn- 
ten Berhandlungen um deswillen ald unmwirkfam 
bezeichnet, weil die obervormundfhaftlicde Be— 
hörde die Genehmigung diefer Verhandlungen frü- 
ber verweigert habe, fo ift nicht abzufehen, wie 
diefer letztere Umſtand, obfchon derſelbe ſich nad 
Bl. — der Grundacten für Folium — in R. als 
begründet darſtellt, die Nechtögültigfeit der von ber 
genannten 9. nah erlangter Volljährigkeit felbft 
abgegebenen Erklärungen aufzuheben geeignet fein 
fönnte. Insbeſondere trifft die Bl. — verfuchte 
Bezugnahme auf die in $. 811. des Entwurfs des 
bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. $. 787. des legteren 
ſelbſt) enthaltene Beftimmung nicht zu, vielmehr wird 
in derfelben die Zuläffigfeit einer nachträglichen Ges 
nehmigung von Verträgen durch Minderjährige nach 
erlangter Volljährigkeit ausprüdlich anerfannt. 

Nah Bl. — ift die im gegenwärtigen Rechtes 
ftreite von dem Kläger geltend gemachte Forderung 
auf dem BI. — bezeichneten Grunditüde des Bellags 
ten eingetragen und nach Bf. — der von ihm felbft 
BI. — angezogenen Grundacten hat Beflagter, wie 
derfelbe auch gar nicht beftreitet, das bürgerliche 
Eigenthum an jenem Grundftüde erlangt. Bei diefer 
Sachlage ift aber auch die von dem Beflagten wies 
derholt angeregte Frage, ob der Gütervertreter in 
dem zum Bermögen bed Oetreidehändlerd Carl 
Auguft W. eröffneten Schuldenmwefen zur Erfüllung 
des zwifchen diefem Gemeinfchuldner und dem Be- 
Hagten nach BL. — abgefchloffenen Bertrags rechtlid) 


Redacteur: Dr, Theodor Tauänik. 


verpflichtet fei, dermalen nicht weiter zu erörtern, und 
es erledigt fich hierdurch zugleih ein näheres Ein- 
gehen auf die von dem Appellanten Bl. — flg. vor- 
gebrachten Einwendungen. 


Das Königliche Appellationdgericht hat zwar nach 
Inhalt der vom Bellagten BI. — fig. in Abfchrift 
beigebradhten, BI. — flg. der obgedachten Grundacten 
in Urſchrift erfichtlichen Verordnung vom 16. Juli 
1862 das von dem Gerichtsamte bei der Eintragung 
des Bellagten im Grund» und Hypothekenbuche ein- 
gefchlagene Verfahren gemißbilligt und dabei zugleich 
dem Lepteren bie rechtliche Ausführung feiner Ans 
ſpruͤche überlafien. Man hat jedoch dem Beklagten 
darin beizupflichten nicht vermodht, wenn berjelbe 
Bl. — flg. meint, daß die Frage, ob jener Eintrag 
von der Grund- und Hypothefenbehörde mit Recht 
erfolgt jei, auch im gegenwärtigen Rechtsſtreite und 
dem Kläger gegenüber rechtlichen Einfluß Außern 
fünne. Insbefondere ift die Bl. — fig. und Bl. — 
aufgeftellte Behauptung, daß die Bezugnahme auf 
die in $. 22. des Gefeges vom 6. November 1843 
enthaltene Vorſchrift und der Erfolg der Einträge im 
Grund» und Hypothefenbuche den Kläger vor Gel 
tendmachung von Einreden gegen die geflagte Forde— 
rung nicht fügen fönne, untichtig, und mit Recht 
bat bereit die erfte Inftanz Bl. — bemerft, daß die 
von dem Bellagten aus der Art und Weife, wie er 
als Befiger eingetragen worden, bergeleiteten Ein— 
wendungen nur in-fo fern von Einfluß fein fünnen, 
als Bellagter hiernach berechtigt erfcheinen würde, 
unter fonft geeigneten Umftänden auf Löjchung jenes 
Eintrags anzutragen und beziehentlicy feine etwaigen 
Schädenanfprüce auszuführen; daß dies aber nicht 
in der gegenwärtig vorliegenden Proceßart mit Erfolg 
gefchehen fönne, leuchtet ein, und ebenjowenig hat 
auch Bellagter ſolche thatfächlihe Umftände vorzu« 
bringen vermocht, welche die Annahme, daß dem 
Kläger die Bezugnahme auf $. 22. des angezogenen 
Gefepes nicht zu Statten fommen könne, zu rechtfer« 
tigen geeignet wären. 


Hiernach ftellt fi das von dem Beklagten ein« 
gewendete Rechtömittel allenthalben als unbegründet 
bar, und ed war deshalb der angefochtene Beicheid, 
unter Verurtheilung des Appellanten in die durch 
das Rechtömittel verurfachten Koften, zu beitätigen.” 
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(Schluß des ©. 120. abgebrochenen Rechtafalles.) 


Gegen diejes Erfenntniß wendete der Beklagte 
3. abermald Appellation ein. Das Königliche 
DOberappellationsgeridht reformirte in Folge 
defien im Jahre 1863, indem ed ausjprach, daß dem 
wider Beflagten eingeleiteten Erecutionsverfahren fein 
Fortgang zu geben. Die Gründe, die dem Erfennts 
niß dritter Inftanz beigefügt waren, find folgende: 

„Bei der reformatorischen Entfcheivung des vor- 
liegenden Rechtöftreites iſt zunächft der fchon in 
andern Fällen 

vergl. Annalen, I. Seite 190. 

von dem Königlichen Oberappellationsgericht aus- 
gefprochene Grundſatz ald maaßgebend betrachtet 
worden, daß ber. Erecutionsproceß nad) $. 86. des 
Erecutionsgefeges vom 28. Februar 1838 nur aus 
ſolchen, öffentlichen und des Anerfenntnifjes nicht 
bevürfenden Urkunden zuläffig ift, aus welchen der 
Grund des Anfpruchs und die Verpflichtung des Be— 
Hagten mit völliger Liquidität hervorgehen; andere 
Erfenninifquellen, außer dem Inhalte der Urkunden 
ſelbſt, darf der Richter in diefer Proceßgattung nicht 
zu Hülfe nehmen. Der Urkundenproceg überhaupt, 
defien Zwed nicht in einer definitiven Regelung eines 
fteeitigen Rechtöverhältniffes, fondern nur darin bes 
fieht, dem Kläger proviforifch zu dem zu verhelfen, 
was aus den Urkunden felbft liquid hervorgeht, it 
in der Regel ausgefchloffen, wenn der Klaganſpruch 
unmittelbar auf fpeciell für gewiſſe Fälle gegebene 
gefegliche Vorſchriften gegründet werben foll, wobei 
die Subfumtion der behaupteten und durch Urkunden 
zu befcheinigenden Thatſachen unter die angerufene 
Rechtöregel nicht felten einem erheblichen Zweifel 
unterliegt und die Entſcheidung im Urfundenprocefle, 


wenn fie conbemnatorifch ausfällt, zugleich einen 
definitiven Ausfpruch über die Anwendung biefer 
Rechtsregel auf den gegebenen Fall enthalten würde. 
Es erfcheint aber namentlich die Anftelung des 
Executionsproceſſes in Fällen diefer Art bedenklich, 
weil bei demfelben der Erlaß der Zahlungsauflage 
nicht auf einer in das Materielle der Sache ein— 
gehenden Entſcheidung, fondern auf richterlicyer 
Refolution beruht und eine Entſcheidung nur Infolge 
der Einwendungen und Ausflüchte erfolgt, welche 
der Bellagte etwa friftmäßig vorgefhügt hat. 

Es fonnte im vorliegenden Proceffe der Statt 
haftigfeit der Erecutiondflage fhon der Einwand 
entgegengeftellt werben, daß der Kläger nicht urfund« 
lich nachgewiefen hat, daß der Bellagte als Beſitzer 
des erfauften Grundftüds eingetragen worden ſei. 
Diefer Einwand erledigt ſich aber dadurch, daß ihn 
der Beflagte nicht erhoben und feinerfeitd die Grund- 
acten und die Kaufsurfunde ald Beweismittel bei— 
gebracht hat, aus denen ſich die Eintragung ergiebt. 
Ebenfo würde man der vorigen Inftanz darin beis 
treten, daß der Bl. — flg. zu lefende, von ber 
damals noch unmündigen H. mit dem Kläger, als 
Verkäufer, abgejchloffene Kauf durch die fpäterhin 
und nad) eingetretener Volljährigkeit der gedachten 
Käuferin zwifchen beiden Eontrahenten nah Bl. — 
ftattgefundene Verhandlung auch in Anfehung ber 
fegteren feine volle Rechisgültigfeit erlangt habe, 
wobei man nur noch bemerfen will, daß nah Bl. — 
der Grundacten zu Fol. — die obervormundfchaftliche 
Behörde das Decret zu dem Haufe der H. nicht 
unbedingt verfagt, fondern vielmehr, bei der nahe 
bevorfichenden Mündigfeit der legteren, die Sache 
bid dahin in suspenso gelaffen hat. Gleichermaaßen 
würde auch die BI. — von der H. erflärte Abtretung 
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ihres Kaufsrechtes an ben gegenwärtigen Bellagten 
durch die Bl. — von der erfteren nach Eintritt ihrer 
Majorennität erfolgte Ratihabitionderflärung als für 
beide Theile bindend angefehen werben fönnen. 

Allein der Beklagte hat auch noch eine andere 
Ausftelung erhoben, welche er, namentlich BI. — flg., 
beftimmt dahin formulirt, daß er feiner etwaigen 
Berpflichtungen gegen den Kläger von dieſem wieder 
entlafjen worden und feine Eintragung als Käufer 
und Befiger des fraglihen Grundftüds in das 
Grund» und Hypothefenbuch ohne feine Zuftimmung 
und unberechtigter Weife von der Grund» und 
Hypothefenbehörde bewirkt worden fei. Und dieſen 
Einwand hat man allerdings nicht unberüdfichtigt 
laffen fünnen. Es ift hierüber Folgendes zu be- 
merken: 

Die H. hatte nah BL. — fig. ihr aus dem Kaufe 
BI. — flg. erlangted Kaufrecht für den Kaufpreis 
der 800 Thlr. — —- an Bellagten 3. abgetreten. 
Obſchon diefe Ceſſionserklaͤrung nicht ganz präcis 
abgefaßt worden ift, fo ift doch nach dem fonftigen 
Inhalte des Protofols Bl. — die Vorausfegung 
vollfommen gerechtfertigt, daß es fich dabei weder 
um die Abtretung des von der H. erfauften Grund» 
ftüds an 3. vermöge eines neuen, zwifchen biefem 
und der H. abzufchließenden Beräußerungsvertrages, 
wobei der Bellagte die dem Kläger noch zufommens 
den unbezahlten Kaufgelder in Anrechnung auf eine 
von ihm an die H. zu berichtigende Kauffumme hätte 
übernehmen follen, ſondern darum gehandelt habe, 
daß 3. in den von der H. mit dem Aläger abgefchlof- 
fenen Kauf an der eriteren Stelle ald Käufer 
eintreten und dabei feinerfeits alle die Rechte, welche 
die H. vermöge diefed Kaufes erworben hatte, über 
tragen erhalten, gleichzeitig aber auch alle damit zus 
fammenhängende Berpflichtungen übernehmen folle. 
Auf diefe Weife haben auch der Kläger felbft und die 
Grund» und Hypothefenbehörde die fragliche Ber: 
handlung aufgefaßt; denn auf Antrag Klägers ift 
Bellagter nah Bl. — und — der Beilagdacten 
unmittelbar auf Grund des Kaufed Bl. — und ber 
Geffion des Kaufrechtes Bl. — der Sadjacten ohne 
Zwifcheneintrag der H. als Befiger jenes Grunds 
ftüd8 eingetragen worden. Nun hatte aber ſchon 
vor dieſem Eintrage der Beklagte fein Kaufrecht nach 
Bl. — der Sadjacten in derfelben Maafe an Carl 
Auguft W. abgetreten, welcher demzufolge nunmehr 
an die Stelle der H. und des Beflagten als Abfäu- 
fer eintreten follte. E& braucht im vorliegenden Falle 
nicht erörtert zu werden, ob im Wege einer nicht an 
die Zuftimmung ded Schuldners gebundenen Ceſſion 
das gefammte obligatorische Verhältnig, in welchem 
der Eedens zu dem abgetretenen Schuldner geftanden 


hat, auf eine dritte Perſon übertragen und auf dieſe 
Weiſe insbejondere ein Kaufsverhältnig zwifchen dem 
Geffionar und dem Mitcontrahenten des Cedens bes 
gründet werden fünne; denn der Kläger hat nach 
BL. — zu beiden vorgedachten Abtretungen feine 
Zuftimmung unter der von beiden Eeffionaren erfüll- 
ten Bebingung ertheilt, daß felbige die in $. 2 flo. 
bes Kaufcontractes Bl. — von der H. gegen ihn 
übernommenen Berpflichtungen ebenfalls übernehmen 
würben. Daß eine derartige Bereinigung unter aud- 
drücklicher Zuftimmung aller Betheiligten mit Effect 
abgefchlofien werden fann, ift nicht au beftreiten; 
nur läßt ſich dieſelbe juriftifch nicht fowohl als die 
Eeffion eines aus gewiffen obligatorifchen Verhält- 
niflen entftandenen Forderungsrechtes, fondern viel 
mehr aus dem Gefichtspunfte einer Delegation be- 
trachten, vermöge deren, nach der Imtention bes 
Deleganten, in der Perfon des neuen Käuferd dem 
Berfäufer gegenüber ein neuer Gläubiger, zugleich 
aber aud bei der Gegenfeitigfeit des Vertrags ein 
neuer Schuldner geftellt werden foll. Und hierbei 
fönnte nun allerdings geltend gemacht werben, daß, 
im Falle der ausprüdlichen und vorbehaltlofen Zu— 
fimmung des Berfäufers, der bisherige Käufer der— 
geftalt aus dem obligatorifchen Verbande ausfcheide, 
daß er nicht blos feinen Anfpruch auf Erfülung des 
Kaufes verliere, fondern auch anbererfeitd von den 
Verpflichtungen befreit werde, welche mit dem An- 
fpruche auf Erfüllung verbunden find. Wollte man 
aber felbit zu diefem Behufe bei der urfprünglichen 
Käuferin noch eine befondere Entlaffungserflärung 
verlangen, fo würde doch ein Gleiches hinfichtlich des 
Beflagten, welcher die ihm von der H. übertragenen 
Rechte mit gleichmäßiger Beiftimmung des Klägers 
auf W. übertrug, nicht ohne erhebliches Bedenken 
angenommen werden fönnen. Denn obfchon Bellag« 
ter die obengedachten Verpflichtungen der H. gegen 
den Kläger übernommen hat, fo ift dies doch nur 
im Zufammenhange mit der Abtretung des Kaufe 
rechtes und, im Zweifel, unter der Vorausfegung, 
daß er infolge der lepteren ald Käufer des fraglichen 
Grundftüds. eingetragen werden würde, aber nicht 
bergeftalt gefchehen, daß er auch ohne diefen Eintrag 
und ohne der Käufer dieſes Grundftüds zu bleiben, 
für bie Raufgelderforberung des Klägers interceffions- 
weife zu haften verfprochen hätte. Da nun der Be- 
flagte fich feined Kaufrechted entäußert und der Kläger 
zu ber Uebertragung dieſes Rechtes auf W. feine 
ausdrüdliche Zuftimmung eriheilt hat, fo wird es 
um fo zweifelhafter, ob fich der Kläger für berechtigt 
halten durfte, den Bellagten zur Erfüllung des frag- 
lichen Kaufes zu zwingen, wenn man bebenft, daß 
fih der leßtere nicht, ohne der Abtretung feines 


Kaufrechtes an W. zuwider zu handeln, als Käufer 
geriren und in das Grund⸗ und Hypothefenbuch ein- 
tragen lafjen fonnte. Der Umftand, daß zu W.'s 
Bermögen der formelle Concurs eröffnet worden ift 
und die Gläubigerfchaft die Erfüllung dieſes Kaufes 
abgelehnt hat (vergl. BI. — der Beilagsacten), würbe 
das Verhältniß gwifchen dem Kläger und dem Ber 
Hagten, wie folches durch die vor der Concurseröff- 
nung erfolgte Abtretung ſich einmal geftaltet, nicht 
verändern; denn wenn man auch Die Oläubigerfchaft 
des W.’ichen Eoncurfes nicht für verbunden erachten 
wil, anftatt des Eridars in den vorgedachten Kauf 
als Käuferin einzutreten, fo kann ihr Doch anderer- 
feit8 auch nicht das Recht zugeftanden werben, den 
zwifchen dem Bellagten und dem Gemeinfchuldner 
Bl. — flg. abgefchloffenen Vertrag dergeftalt, und 
zwar zu Gunften Klägers, zu anulliven, daß ber 
legtere nunmehr fo ohne Weiteres berechtigt wäre, 
die Kaufserfüllung von Beflagtem zu verlangen. Die 
Behauptung Klägers, daß er die Abtretung des 
Kaufsrechtes an W. nur unter der Bedingung ges 
nehmigt habe, daß der legtere wirklich eingetragen 
werde, findet in der Erflärung des Klägers Bl. — 
gar feine Unterftügung. Aus alledem ergiebt ſich, 
daß die durch bie beigebrachten Urkunden nachgewies 
fenen Thatfachen einer feineswegs aweifellofen recht: 
lichen Beurtheilung unterliegen und der Anſpruch 
Klägerd auf die geforderten 500 Thle. —⸗ —- fein 
liquider im obigen Sinne ift und deshalb ſich auch 
nicht zur Ausführung im Urfundenprocejie eignet, 
weil über die vorftehend berührten Zweifelöfragen in 
diefer Proceßart nicht füglich definitiv entſchieden 
werden könnte, weshalb man fich auch dermalen eines 
decifiven Ausſpruchs hierüber noch enthalten hat. 
Diefer Einwand gegen die Statthaftigfeit des ange— 
ftellten Executionsproceſſes wird aber auch durch die 
Berufung auf den Inhalt ded Grund» und Hypothe—⸗ 
fenbuchs nicht gehoben. 

Allerdings ift, wie fchon bemerkt, der Beklagte 
liquidermaaßen auf Grund des H.'jchen Kaufes und 
der Verhandlung Bl. — als Befiger des verfauften 
Grundftüds und die libellitten 500 Thlr. — — 
Kaufgelder find ebenfalls in das Grund: und Hy— 
pothefenbuch eingetragen worden. Allein diefe Ein« 
träge find nah Bl. — — der Beilagsacten ohne 
die Zuſtimmung des Beklagten, deren ed unter den 
obwaltenden Umftänden jedenfalld bedurft hätte, ers 
folgt; der Bellagte hat ſich dabei nicht beruhigt, ſon— 
dern Beſchwerde über das Verfahren der Grund» und 
Hypothefenbehörde geführt, deſſen Unrichtigfeit auch 
in der Berorbnung Bl. — ibid. gründlich dargelegt 
worden, fo daß nur darauf noch befonders hin- 
gewiefen werben mag, daß bie Anficht, von welcher 
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die Grund- und Hypothefenbehörbe bei den ange 
fochtenen Einträgen ausgegangen ift, bei der gegen- 
wärtigen Entſcheidung umfoweniger maaßgebend wer 
den fonnte, ald jene dabei die in $. 130. des Geſetzes 
vom 6. November 1843 beftimmten Grenzen ihrer 
Compeienz überfchritten hatte. Durch diefe Einträge 
ift nun zwar formell das Eigenthum des fraglichen 
Grundftüds auf den Beklagten übertragen und wegen 
der libellirten Kaufgelder ein Pfandrecht beftellt wor- 
den; damit ift aber die Rechtöbeftändigfeit der Ein— 
träge auch nad) den Principien des Hypothekengeſetzes 
noch nicht unbedingt und unwiderruflich feftgeftellt, 
fondern eine Anfechtung derfelben nur infofern aus 
geſchloſſen, als das Princip der Deffentlichkeit des 
Grund» und Hppothefenbuchs zur Anwendung ge- 
langt. Bon diefem ift aber vorliegenden Falls fein 
Gebrauch für den Kläger abzufehen, weil daſſelbe 
befanntlih unter den Handelnden felbft feine Wirk- 
famfeit äußert. Nach $. 22. des angezogenen Ge— 
fees foll vermöge der Deffentlichfeit des Grund» und 
Hypothefenbuchs jede in Bertrauen auf daſſelbe vor- 
genommene Handlung, die fi auf das Eigenthum 
oder ein anderes dingliches Recht an einem Grund⸗ 
ftüde bezieht, in Anfehung desjenigen, welcher im 
guten Glauben nad den im Grund- und Hypo— 
thefenbuche befindlichen Einträgen gehandelt hat, 
alle die rechtlichen Wirkungen haben, welche diefer 
Handlung nad jenen — alfo den damals vorhande- 
nen — Einträgen angemeffen find. In diefem Sale 
befindet fich aber der Kläger nicht, denn die Einträge, 
von welchen hier die Rede iſt und deren Rechtes 
gültigfeit der Beflagte beftreitet, find feine folchen, 
welche bei der Veräußerung des Hägerifchen Grund« 
ftüds und dem Grwerbe der damit im ZJufammen- 
hange ftehenden Kaufgelder » Korderung im Grunds 
und Hopothefenbuche bereits vorhanden und deshalb 
von den Gontrahenten ald maaßgebend zu betrachten 
gewefen wären, fondern ed beruhen biefelben auf 
diefem Beräußerungsgefchäfte felbit. Einträge diefer 
legteren Art begründen’ erft das Recht für den Ein- 
getragenen, fi} auf den Inhalt des Grund» und Hy- 
pothekenbuchs, alfo auf die zur Zeit feiner Ein- 
tragung in demfelben bereits vorhanden gewejenen 
Einträge zu beziehen, um ſich damit, vermöge der 
Deffentlichfeit im Grund» und Hypothefenweien, 
gegen dritte Perfonen zu jchügen; die handelnden 
Perſonen felbft aber, die Eontrahenten eines Ber: 
trags, infolge deſſen Cinträge bewirkt worden find, 
fönnen fih auf die lepteren und das Princip ber 
Deffentlicpkeit deshalb nicht berufen, weil ihnen das 
Grund» und Hypothekenbuch über die Erforbernifle, 
den Inhalt und die Wirkfamteit diefed Vertrags feine 
Auskunft geben fol und fann. Der Kläger fonnte 
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ſich alfo nicht darauf berufen, daß das flreitige Kaufe 
gefchäft ihm gegenüber gelten und der Beflagte als 
der zahlungspflichtige Käufer betrachtet werden müfle, 
weil der legtere als ſolcher — auf feinen, Klägers, 
Antrag — eingetragen worden fei. 

"Endlich ließe fih noch die Frage aufwerfen, ob 
nicht die liquide Thatfache, daß die Forderung des 
Klägers und der Beklagte ald Beliger des Pfand- 
grundftüds eingetragen worden find, wenigftens zur 
Begründung der Hypothefenflage nach $. 80. des 
angezogenen Geſetzes ausgereicht haben würde, weil 
nun einmal diefe Einträge erfolgt und zur Zeit noch 
nicht gelöfcht worden feien? Hiergegen ift aber 
zuvörderſt zu gebenfen, daß der Kläger diefe Klage 
gar nicht angeftellt, fondern nach feiner ausdrüd- 
lichen Erflärung Bl. — den Bellagten auf Grund 
feiner Zufage vom 21. Mai 1861 — die Kaufs- 
verbinblichkeiten der H. zu erfüllen — in Anfprud 
genommen hat. Aber auch die hupothefarifche Klage 
würbe gegen den dermaligen Beflagten nicht gerecht 
fertigt erfcheinen, wenn man annimmt, daß der Be- 
Hagte aus dem Kaufsnerus infolge der Geffion feines 
Kaufrechtes an W. ausgetreten fei. Zwar geht das 
Hppothefengefep im Allgemeinen von der Borftellung 
aus, daß bei hypothekariſchen Forderungen das ver- 
pfändete Grundftüd als der hauptfächlihe Träger 
der Berbindlichkeit anzufehen fei und infofern das 
lebtere getrennt von der Perfon des Eigenthümers 
gedacht werben fünne. Damit ift aber die rechtliche 
Eigenſchaft des Grundftüds als einer zu dem Per- 
mögen einer beftimmten Perſon gehörigen Sache 
noch leineswegs aufgehoben, und bie hypothekariſche 
Klage infonderheit fann nur gegen den Befiger dieſes 
Grundftüds angeftellt werden. Bermag die Perfon, 
welche ald ſolcher eingetragen ift, die Rechtäbeftän- 
digfeit dieſes Eintrags mit Erfolg gegen den Gläu— 
biger auszuführen, fo fann auch derfelben die Ver— 
pflihtung nicht zugemuthet werden, das Grundftüd 
gegen die bypothefarifche Klage diefes Gläubigers 
zu vertreten. Borliegenden Falld würbe dies dem 
Bellagten um fo weniger angefonnen werben kön— 
nen, wenn man erwägt, daß fich derfelbe auf diefe 
Weiſe dem Kläger gegenüber ald Käufer des beziig- 
lichen Grundſtücks behandeln laſſen müßte, obfchon 
er dem Fortbeftand feiner Stellung und Verpflichtung 
als folcher widerfprodhen hat. Demnad hat man 
auf Einftellung des eingeleiteten Hülfsverfahrens zu 
erfennen gehabt.” ıc. 

Noch vor Rechtöfraft der drittinftanzlichen Ents 
ſcheidung wurbe der vorliegende Nechtöftreit durch 
‚einen zwiſchen den ‘Parteien abgefchlofienen Vergleich 
erledigt. 


25. 


Die Uebernahme eines Nachlaffes zur activen und 
paffiven Bertretung enthält Feinen Verzicht auf 
eigene Anfprüche an den Nachlaß oder ein denſel— 
ben zufommende3 privilegium exigendi. — 
Berfönliche Borzugsrechte äußern auch außerhalb 
bed Goncurdproceffes ihre Wirkung. — Zur Er: 
Härung von $. 40. des Geſetzes vom 25. Januar 
1836. — Prioritätöftreitigfeiten gehören nicht in 
den Moniturproceh. — Entbehrlichfeit der Taren 
in Nachlaßverzeichniffen. — Einfluß des für eine 
fpätere Zeit ermittelten Werths eines Grunbftüds 
auf den Beweid bed Werths zu einem 
früheren geitpunfte. 


Mitgetheilt von 
Herrn 8, in ®. 


Der am 6. Juli 1856 verftorbene Gemeindevor- 
ftand Chriftian Traugott E. zu ©. hatte während 
feiner Amtöführung zwei zum Gemeindevermögen ge= 
hörige Gapitale von 100 Thlen. — = —» und 50 Thlen. 
— — erhoben, jedoch diefelben weder in fpäteren 
Rechnungen in Einnahme geftellt, noch bei feinem 
Ableben baar oder in Werthöpapieren hinterlafien. 
Bon feiner nachgelaffenen Wittwe, welche den ches 
männlichen Nachlaß zur alleinigen activen und paffi- 
ven Vertretung übernommen hatte, beanfpruchte daher 
die Gemeinde mittelft einer unter dem 13. Juli 1857 
erhobenen Klage Erfaß jener Gapitale nebft geſetzlichen 
Zinfen. Bellagte machte zwar in ihrem am 28. Sep» 
tember 1857 übergebenen Einlaflungsjage geltend, 
daß die Kräfte des chemännlichen Nachlaſſes bereits 
volftändig erfchöpft, indem der Activwerth deſſelben, 
einfchließlich eines Hausgrundftüds, fi) nur auf 
633 Thlr. 12 Rgr. — belaufe, hiervon aber außer 
den Koften des Begräbniffes und der legten Krankheit 
850 Thle. — —- Hppothefenfchulden in Abzug zu 
bringen und demnächſt 400 Thlr. — — eheweib— 
liches Einbringen zu deden feien. Es wurde jedoch 
Bellagte nach geführtem Beweiſe des Klaggrun- 
des und von ihr unternommenem Gegenbeweife, 
welchen fie theild darauf, daß der Nachlaß zu Be 
zahlung der Nachlaßſchulden nicht hinreiche, theils 
indbefondere auf die Rechtöbeftändigfeit ihrer Ein- 
bringensforberung gerichtet hatte, verurtheilt, die ges 
forderten Summen aus dem Nachlaffe ihres Ehe- 
mannes zu bezahlen und die Feftitellung der Kräfte 
defielden einem deshalb einauleitenden Moniturver- 
fahren mit dem Bemerfen überlafen, daß es der Be- 
Hagten unbenommen fei, hierbei auf den Beweis ihres 


— 12 


Einbringens zurüdzufommen. Das hierauf abge: 
fegte Moniturverfahren ift insbefondere in den nach» 
fiehends unter I. und II. behandelten Bunften von 
Interefie. 
L 

In dem unter dem 7. December 1861 überreichten 
Nachlaßverzeichniſſe brachte Beklagte ihre Einbrin— 
gensforderung unter den bevorzugten Forderungen in 
Aufrechnung. Klaͤgerin erinnerte dagegen, 

1) daß das perfönliche Vorzugsrecht der Beflagten 
in Anfehung ihres eingebrachten Vermögens nad) 8.44. 
no. 3. 50. 51. und 40. des Gefeges vom 25. Januar 
1836 durch Verjährung erlofchen fei, indem feit dem 
Tode ihres Ehemannes bis zur Cinreihung des Nach: 
laßverzeichniffes zwei Jahre abgelaufen feien, ohne 
daß Beklagte innerhalb diefer zweijährigen Friſt ihre 
Einbringensforderung gerichtlich geltend gemacht und 
den Proceß unausgefept fortgeftellt habe, und 

2) daß fie durch Uebernahme des chemännlichen 
Nachlafſes zur paffiven Vertretung auf jenes perföns 
liche Borzugsrecht dergeftalt verzichtet habe, daß fie 
verpflichtet fei, von der vollen Summe der Erbfchaft 
zunächſt die Schulden derfelben zu decken, bevor fie 
ſelbſt Befriedigung ihrer Jllatenforberung erwarte. 

Beide Erinnerungen wurden in erſter Inftanz 
(Erfenntniß des K. Bezirksgerichts zu Budiſſin 
vom 8. November 1862) für ſchlechterdings abgelehnt 
erachtet, weil 

ad 1. 
Beklagte ihre Einbringensforderung und das derſel⸗ 
ben gebührende Vorzugsrecht bereits in dem am 28. 
September 1857 überreichten Einlaffungsfage, folg- 
lich innerhalb zweier Jahre von dem am 6. Juli 1856 
erfolgten Ableben ihres Ehemannes an geredet gel- 
tend gemacht und ſeitdem den Proceß unausgefept 
fortgeftellt habe, demnad) in Gemäßheit $. 51. und 44. 
no.3. des Geſetzes vom 25. Januar 1836 der zweite 
der in $. 40. erwähnten Ausnahmefälle von der in 
8.50. geordneten Berjährungsfrift Platz ergreife, indem 
ed nach der Wortfaffung des $. 40, feinen Unterſchied 
begründe, ob der mit perjönlichem Borzugsredit ver: 
fehene Anſpruch im Wege der Klage oder der Einrede 
geltend gemacht werde, und 
ad 2. 

weil die von der Beflagten erflärte Uebernahme des 
ehemännlichen Nachlaſſes zur artiven und paffiven 
Bertretung irgend eine Erklärung über die Modalität 
ber Befriedigung der Nachlaßgläubiger überhaupt nicht 
enthalte, vielmehr dem Vertreter völlig freie Hand 
laffe, deshalb mit den Nachlaßgläubigern ſich zu be- 
nehmen, nach Befinden fogar einen Accord abzufchlie- 
gen, weshalb auch eine Rachtrittderklärung wegen 


eigener Borberungen an den Nachlaß in ber angeges 
benen Maaßregel nicht gefunden werben lönne. 


Die zweite Inftanz (Erfenntniß des K. Appella- 
tionsgerichts zu Budiffin vom 29. April 1863) 
betätigte infoweit aus den einverleibten Gründen, 
während in dritter Inftanz (Erkenniniß des Ober- 
appellationsgerichts vom 10. September 1863) 
bie Gonfirmatoria Durch folgende Ausführung gerechts 
fertigt wurbe: 


„An fidy betrachtet gehört die Frage, ob der Bes 
klagten ein perfönliches Vorzugsrecht wegen ihres 
Einbringens vor dem Fägerifchen Anfpruche gebühre, 
nicht in den Moniturprocef; allein da von feinem 
Theile dagegen, daß fie mit zum Gegenſtande der 
Entfheidung gemacht worben, ein Widerfpruch erho- 
ben, vielmehr eben nur dagegen, wie fie entſchieden 
worden, Berufung eingewendet worden ift, jo war 
auch gegenwärtig die beftrittene Richtigkeit der bie- 
berigen Entſcheidung zu prüfen. 


Man findet nun ebenfo, wie die vorigen Inftan- 
zen, in der von ber Bellagten laut Protokolls vom 
20. Auguft 1856 abgegebenen Erklärung, daß fie den 
ehemännlichen Nachlaß in Betreff der befannten und 
der noch anzumeldenden Anfprüche vertreten werde, 
feine Berzichtleiftung auf ihre eigenen Anfprüche an 
den chemännlichen Nachlaß und ebenfowenig eine 
Verzicht auf das wegen diefer eigenen Anfprüche ihr 
zuftändige privilegium exigendi. Daß ein folches 
perfönliches Vorzugerecht nur innerhalb des Con— 
cursproceſſes feine Wirkung zu äußern vermöge, wie 
Klägerin behauptet, ift ebenfalls nicht richtig. Denn 
wenn auch Prioritätöftreitigkeiten größtentheild nur 
in Concursproceſſen zur Sprache fommen fünnen, 
weil ein Streit über Vorzug nothwendig eine Mehr— 
heit Fordernder vorausfegt und, wo das vorhandene 
Dbject zur Befriedigung Aller ausreicht, es Feines 
Streite über das Vorzugsrecht bedürfen wird, fo 
ift doch weder durch die Natur der Sache eine Bes 
fchränfung des Rechts der Geltendmachung eines 
privilegium exigendi auf den Concursproceß ges 
boten, noch eine ſolche Befchränfung durch die Ges 
feßgebung janctionirt, die im Oegentheile für den 
ganz analogen Ball der Geltendmachung hypothe— 
farifcher Prioritätsrechte außerhalb des Concurfes 
$. 109 fig. des Gejepes, die Grund» und Hypo— 
thefenbüdyer ıc. betreffend, vom 6. November 1843 
ausprüdliche Beftimmungen gegeben hat, und ſelbſt 
in dem für den vorliegenden Fall maaßgebenden 
Gefepe vom 25. Januar 1836 durch die Beftimmung 
$. 40., den Gegenſatz zwifchen Eoncurs und An—⸗ 
fprüche außerhalb des Concurſes, ganz deutlich zu 
erkennen giebt, daß bie Geltendmachung des Bor 
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zugsrechtes keineswegs an das Borhandenfein bes 
Goncursproceffes hat gebunden werben follen. 

Man hat endlich den vorigen Inftanzen auch 
darin beizupflidten gehabt, daß Berjährung des 
Borzugsrechtes nicht eingetreten ift. Bellagte hat 
bereits in ihrem am 28, September 1857 übergebe- 
nen Einlaffungsfage, alfo innerhalb der zweijährigen 
Frift nach Löſung des Verhältniffes, durch welches 
ihr Borzugsredht begründet geweſen, ihren Illaten⸗ 
anfpruch der Klägerin gegenüber gerichtlich geltend 
gemacht, und wenn fie auch babei gerade nicht mit 
ausdrüdlichen Worten auf ihr perfünliches Vorzugs⸗ 
echt ſich bezogen, fo hat fie doch durch die Argu— 
mentation Bl. —, wie durch die Befriedigung ihrer 
Illatenanſpruͤche die Nachlaßmaſſe dergeftalt abforbirt 
werde, daß Klägerin auf einige Befriedigung nicht 
zu hoffen habe, die Beanfpruchung eines Vorzugs- 
techted unzweideutig zu erfennen gegeben. Im Uebri— 
gen erfordert der oben angezogene $. 40. zur Aus- 
ſchließung der Berjährung des VBorzugsrechtes nur 
die fortgefegte gerichtliche Verfolgung des Anjpruchs 
und nicht auch befonders noch die Bezugnahme auf 
das Vorzugsrecht.“ 

II. 

Den hauptfächlichen Beftandtheil des Eingangs 
erwähnten Nachlaſſes bildete ein Wohnhaus nebft 
Branntweinfhanf: und Badgerechtigfeit. Als deſſen 
Befigerin war Bellagte nad) erflärter Uebernahme 
des ehemaͤnnlichen Nachlaffes zur activen und pafli« 
ven Vertretung bereitd im Jahre 1856 eingetragen 
worden. Das Wohnhaus war im Jahre 1859 nebit 
mehreren anderen baran angrenzenden Wohnhäufern 
total abgebrannt und von der Beflagten mit Hülfe 
theils der Brandcaffenvergütung, theild anderer Gels 
der wieder aufgebaut worden. In dem obgedaditen, 
bereitd am 21. Juli 1856 unter ortögerichtlicher 
Eoncurrenz aufgenommenen Nachlaßverzeichniffe war 
nun der Aufführung jenes Grundftüds eine Tare beis 
gefügt und felbige für das Wohnhaus auf 450 Thlr, 
—⸗ — und für Die darauf ruhenden Gerechtigfeiten 
auf 50 Thle. — —= angegeben. Klägerin monirte 
dagegen, daß der Werth dieſes Grundftüds ſammt 
Zubehör ein weit höherer fei, und bemerkte unter 
Anderem, daß das Haus allein im Jahre 1856 
bei der Landesimmobiliarbrandverficherung mit 625 
Ihlen. —= —« verfichert gewefen und daß der 
Nutzungswerth des Grundftüds, da es in Folge des 
Brandes eine günftigere Lage erlangt habe, bedeutend 
geftiegen fei. 

Die erfte Inftang erfannte auf Beweis bed bes 
haupteten Mehrwerths und normirte das Beweid- 
thema in der Erwägung, daß zwar der höhere 


Werth, welchen das Grundſtück durch die in Folge 
des Brandes veränderte Lage erlangt babe, dem 
Nachlaffe zu Gute gerechnet, der Bellagten jedoch 
geftattet fein müffe, den für den Wiederaufbau des 
abgebrannten Haufes etwa aus eigenen Mitteln 
über den Betrag der Brandentſchaͤdigungsgelder hin» 
aus gemachten Aufwand von dem gegenwärtigen 
Zeitwerthe des Grundftüds in Abzug zu bringen, 
dahin: 
daß jenem Wohnhaufe ſammt der auf demfelben 
ruhenden Schanf- und Badgerechtigfeit nach 
Abzug defien, was Bellagte auf den Wieder 
aufbau des gedachten Wohnhaufes nach deffen 
Zerftörung durch Feuersbrunft aus eigenen Mit- 
teln verwendet, ein höherer, al& der Bl. — an— 
gegebene Werth beimohne. 

Diefe Beweisauflage beftätigte zwar Die zweite 
Inftanz, mopdifictte jedod das Beweisthema in 
folgender Weife: 

„Da von der Klägerin bei der erften Erinne 
rung wiederholt behauptet worben ift, daß das ben 
wefentlichiten Theil des Nachlaffes des Chemannes 
der Bellagten bildende Hausgrundftüd ſammt Zus 
behör einen höheren Werth, ald den diesfalls BI. — 
angegebenen, wirklich gehabt habe, nun aber für die 
Ermittlung diefes Werths lediglich derjenige Zeit 
punft für maaßgebend erachtet werben fann, zu 
welchem dafjelbe im Nachlaffe des genannten €, ſich 
befunden, mithin der Zeitraum bis zum 30. Tage 
von dem Tode des Lepteren ab gerechnet, wenn man 
erivägt, daß Bellagte in Folge des zu der Verein— 
barung vom 15. Auguft 1856 ertheilten obervormunds 
ſchaftlichen Decrets für ihre Perfon ald Befigerin 
jenes Grundftüds im Grund» und Hypothekenbuche 
eingetragen worden, dad legtere auch durch Ueber» 
nahme der darauf haftenden hypothekariſchen Schul: 
den und fonftigen privilegirten Radlaßpafliven und 
durch die Gompenfation auf ihr eheweibliches Ein— 
bringen bezahlt hat; unter diefen Berhältniffen aber, 
wie von der Bellagten Bl, — richtig bemerft wird, 
alle das Grundftüd betreffende Ereigniſſe, günftige 
wie ungünftige, mögen fie in den Zeitverhältniffen 
liegen oder von Einflüffen anderer Art herrühren, 
lediglich ihrer Vertretung unterliegen, fo ift e8 bei 
dem im ingange gedachten Erfenntniffe auf der 
Beklagten erfte Beſchwerde nicht zu laffen; es find 
vielmehr aus demfelben die auf der Ilten bis 18ten 
Zeile BL. — zur lefenden Worte: „nach Abzug defs 
fen‘ bis: „beimohne” in Wegfall zu bringen und 
an deren Stelle folgende: 

jur Zeit des 30. Tages nach dem am 6. Juli 
1856 erfolgten Ableben des Ehemannes ber 
Bellagten, Ehrijtian Traugott E., ein höherer 





Werth, als der BI. — unter Cap. I. und IL 
angegebene, beigewohnt habe, 
zu ſetzen.“ 

Die letztere Entfcheidung wurde in dritter 
SInftanz unter Beifügung folgender Gründe be- 
ftätigt: 

„Man fann die Frage jet ganz auf fich beruhen 
lafien, ob die Abjchägung, auf welcher die in ber 
Rachlaßſpecification Bl. — erfihtlihe Angabe des 
Werths des im E.ſchen Nachlaſſe befindlich gewefenen 
Hausgrundftüds ſammt der darauf haftenden Schanf- 
und Badgerechtigfeit beruht, als eine legale, ben 
Werth des Grundftüds wenigftens bis zur Ausfüh- 
tung eined Andern beweifende Abſchähung betrachtet 
werden könne, da Bellagte der Verpflichtung zur 
Herausgabe eines Nachlaßverzeichniſſes völlig Ges 
nüge leiftete, wenn fie die im Nachlaffe befindlichen 
Gegenftände, insbefondere alfo auch das Hausgrund⸗ 
ftüd nebft Zubehör, aufführte, ohne Dabei einen Geld- 
werth deffeldben anzugeben. Wenn fie demnach einen 
ſolchen namhaft gemacht bat, fo ift dies lediglich aus 
dem Geſichtspunkte eines Zugeftändnifjes aufzufaffen, 
welches zwar wider fie beweilt, den Proceßgegner 
aber nicht der Nothwendigfeit überhebt, bei der gegen 
die Specification ihm zuftändigen probatio majoris 
substantiae den etwa behaupteten Mehrwerth darzus 
thun. Das DOberappellationdgericht ift daher mit 
der durch die vorigen Inſtanzen bewirften Verthei— 
lung der Beweislaft vollkommen einverftanden. 

Das Nachlaßverzeichniß fol den Vermögenszu— 
ftand fo, wie er Gegenſtand der Beerbung werben 
fonnte, alfo wie er zur Zeit des Ablebens des Erb— 
laſſers, beziehentlich an dem 30. Tage nad dem Ab- 
leben defjelben war, darftellen. Der Beweis ver 
größeren Subftanz hat fi aljo mit dem Nachweife 
des Mehrwerths, wie er zu diefem Zeitpunfte zu bes 
haupten fteht, zu befaffen, nicht aber mit dem Nach— 
weije eines höheren Werths der Nachlaßgegenftände 
zu irgend einer fpäteren Zeit, es fei denn der Gegen— 
ftand von der Art, daß von dem für eine fpätere Zeit 
ermittelten Werthe ein ficherer Rüdfchluß auf den 
früheren Werth; gezogen werden fünne, was aber die 
Beweisaufgabe an fich nicht ändert, fondern nur da— 
zu führt, mit Hülfe von Bermuthungen und Abftrac- 
tionen das zu ergänzen, was bem directen Beweife 
abgeht. Der hier in Frage ftehende Gegenftand aber, 
ein Wohnhaus und die mit demjelben verbundenen 
Gerechtigfeiten, find aus mannigfahen Beranlaf 
fungen Schwanfungen ihres Werths ausgefept, da> 
her bei ihnen ſchon an fi der Schluß auf Gleichheit 
des Werths zu verfchiedenen Zeiten unzuläffig er- 
fcheint. Im vorliegenden Falle aber find beide Theile 
auch darüber einig, daß die Subftanz des Haufes 
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durch inzwifchen eingetretenen Branbfchaben eine er= 
hebliche Aenderung erfahren bat. Der jepige Werth 
fann daher Feineswegs einen richtigen Schluß auf 
den früheren vermitteln, und inwieweit bie der Be— 
flagten zugefloffene Brandeaſſenentſchaͤdigung einen 
Maapftab für den Grundftüdswerth darbieten werde, 
hängt von Umftänden ab, deren Ausführung von 
Klägerin bei der ihre nachgelafjenen Beweisführung 
zu erwarten ſteht.“ 


26. 


Der $. 27. der Givilproceßgnovelle vom 30. De: 
cember 1861 greift nur in denjenigen Fällen 
Platz, in welden ber Bermiether gegen feinen 
Abmiether auf fofortige Räumung ber 
Miethlocalitäten Flagt. 


Mitgetheilt von 
Herrn KL, in Dr. 


Am 27. October 1863 erhob M. bei dem 
Königl. Gerichtsamte im Bezirksgericht zu Dresden 
gegen 8. und C. eine Klage, worin er anführte, daß 
er Beklagten gewiffe Miethlocalitäten, welche fie um 
den vierteljährlichen Zins von 100 Thlen. —⸗ — + 
von ihm ermiethet, für Oftern 1864 gekündigt habe, 
daß jedoch Bellagte die Zuläffigfeit der Kündigung 
beftritten. Kläger forderte Räumung der Mieth- 
localitäten für zu Oftern 1864 und beantragte, 
daß auf diefe Klage in Gemäßheit des Geſetzes vom 
16. Mai 1839, verbunden mit $. 27. der Eivil- 
proceßnovelle vom 30. December 1861 Verhand- 
lungstermin anberaumt und das weiter Erforder- 
liche verfügt werde. Kläger M. führte übrigens 
zugleih an, daß Beklagte die Fortdauer der Miethe 
bis Oſtern 1867, unter dem Vorgeben einer bes 
züglichen Bereinbarung, beanfpruchten, jo daß im 
Hinblide auf den oben bereits bemerften Betrag bed 
Miethzinfes darüber, daß an und für ſich causa 
ardua vorliege, von vorn herein ein gegründeter 
Zweifel nicht obwalten fonnte. 

Das genannte Gerichtsamt befchied den M. bier- 
auf abfällig, und zwar aus dem in der Weberfchrift 
angegebenen Grunde. 

M. wendete gegen dieſe Beſcheidung Berufung 
ein, welche jedoch vom Königl. Appellations- 
gericht zu Dresden durch Verordnung folgenden 
Inhalts verworfen wurde: 

„Appellant behauptet Inhalts feiner Bl. — er- 
fihtlihen Klage keineswegs eine Verpflichtung der 
Beflagten zu fofortiger Räumung derjenigen Loca— 
litäten, welche diefelben in feinem in der Klage ge 
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dachten Hausgrundftüd miethweiſe inne haben, ſon⸗ 
dern er beſcheidet ſich deſſen, daß die behauptete 
Verbindlichkeit der Bellagten erſt am 1. April 1864 
eintrete, und forbert demgemaͤß auch erſt für diefen 
Zeitpunkt Räumung der gedachten Miethlocalitäten. 


Da nun befanntlih auf Erfüllung behaupteter 
Berbindlichfeiten nicht eher geffagt werden fann, als 
bis deren Fälligkeit eingetreten ift, fo kann die vor 
liegende Klage offenbar nur als eine auf vorläufige 
Anerfennung ber behaupteten Verbinplichfeit ge— 
richtete angefehen werben, und «8 leuchtet ein, daß 
an der rechtlichen Natur des Anſpruchs darauf da— 
durch, daß Kläger die Klagbitte unrichtiger Weife 
auf die erft im einer fpäteren Zeit zu bewirfende Er— 
füllung deſſelben gerichtet hat — was der Sade 
nad auf das Nämliche hinausläuft —, Etwas nicht 
geändert wird. 


Wenn nun unter diefen Umftänden die vorige 
Inſtanz den eingangsgedadhten, auf Ausſchließung 
des ordentlichen Procefjes und Anwendung des oben⸗ 
gedachten fürzeren Verfahrens (nad) dem Gefeh vom 
16. Mai 1839) gerichteten Antrag des Appellanten 
um deswillen zurüdgewiefen hat, weil die Beftim- 
mung in $. 27. der Givilprocefnovelle vom 30. 
December 1861 nur in den Fällen Platz greife, in 
welchen der Vermiether gegen feinen Abmiether auf 
fofortige Räumung der Miethlocalitäten klagt, fo 
erjcheint Died dem Königlichen Appellationsgericht 
als vollkommen gerechtfertigt. 


Die gedachte gefepliche Beftimmung ift an und 
für fih eine Ausnahmebefimmung, und es muß 
daher eine ausdelnende Auslegung oder analoge 
Anwendung derfelben auf ſolche Fälle überhaupt für 
ausgefchlofien geachtet werden, von denen aus dem 
Wortlaut des Geſetzes nicht deutlich erhellt, daß fie 
nach dem Willen des Gefepgeberd dadurch haben 
getroffen werden follen. Der Anfpruch auf vorläu- 
fige Anerkennung einer erft in Zufunft fällig und 
klagbar werdenden Räumungsverbindlichkeit aber ift, 
vom materielltechtlichen Gefichtöpunfte aus betrachtet, 
offenbar ein anderer, ald der Anfpruch auf Erfüllung 
einer bereits fälligen Verbindlichkeit zur Räumung 
einer Mietwohnung; denn wenn ed auch auf ber 
einen Seite richtig ift, daß die Erfüllung einer Ber 
bindlichfeit in der Negel auf der Anerkennung ber 
legteren beruht und eine ſtillſchweigende biesfallfige 
Erklärung enthält, 


Revartene: Dr. Theodor Tauchnitz. 


vgl. Bähr, die Anerkennung als Berpflichtungs- 
grund, $. 20. ©. 72. 

fo ift doch auf der anderen Seite nicht zu verfennen, 
daß diefe durch die Erfüllung felbft erfolgende An- 
erfennung — fofern man fie als einen befonberen 
Theil der Leiftung anfehen will — von derjenigen 
Anerkennung, welche behufs Beftftellung der Ver— 
binblichfeit zu einer erft in der Zukunft zu bewirfen- 
den Leiſtung gefordert wird, auch in materiellrecht- 
licher Hinficht infofern wefentlich verfchieden ift, als 
es ſich bei ber letzteren um eine felbfiftändige, 
ſchon vor Eintritt der Fälligkeit der in Frage bes 
fangenen Berbindlichfeit zu bewirfende Leiftung 
handelt. 

Eine analoge Anwendung der angezogenen 8. 27. 
de8 Geſetzes vom 30. December 1861 auf derartige, 
durch deren Wortlaut offenbar nicht getroffene An- 
fprüdhe aber würde um fo weniger für ftatthaft 
angefehen werben fönnen, als das Bebürfnig einer 
ausnahmsweife befchleunigten Rechtshülfe hier we- 
nigftend nicht in gleicher Maafe vorhanden ift, wie 
in dem vom Geſetzgeber fpeciell bezeichneten Fall, 
wenn der Anfpruch auf fofortige Räumung bereits 
fällig ift, indem nur leßterenfalls die Säumniß des 
Abmiethers in Erfüllung feiner diesfallfigen Ver— 
bindlichfeit unmittelbar die Verlegung des Intereſſes 
dritter Perſonen zur Folge haben fann, welches 
durch die in Rede flehende, für die Betheiligten mit 
einer Befchränfung der gewöhnlichen Rechtöbehelfe 
verbundene Ausnahmevorjchrift hat gefchügt werben 
follen. 

vgl. Landtagsmittheilungen 1860/61. IL. Kammer, 

Br. 3. ©. 3158 fig. 
Marfchner, in der Zeitichrift für Rechtöpfl. u. 
Berw., R. F. Bd. XXL. ©. 112. 
Oſterloh, ebendafelbit ©. 251. 

Das Königliche Appellationsgericht hat daher 
die eingewendete Berufung, wie hiermit gefchieht, 
zu verwerfen beſchloſſen.“ ꝛc. 


Miscellen. 


Orden. Seine Königlihe Majeftit haben dem 
frübern Mitglicbe des Stadtraths zu Zittau, Senator 
Philipp Ferdinand Adolph Juft zu Dresden, das 
Ritterkreuz vom Albrechtsorden zu verleihen gerubt. 
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2. 


Der Berdingungdvertrag zwijchen dem Meifter und 
dem auf Stüdarbeit angenommenen Gefellen gilt 
in jedem einzelnen Falle ald unter der ftillfchwei: 
genden Bedingung eingegangen, daß ber Gefelle 
mit der Ablieferung der ihm übertragenen Arbeit 
nicht über die Gebühr fäumig fein werde. — Zu 
8. 71. letzter Abſ. in Verbindung mit $. 126. bes 
Gewerbegefeged vom 15. October 1861 und $. 91. 


der Ausführungsverordnung zu diefem Geſetz. 


Mitgetheilt von 
Heren AI. in Dr. 


Am 26. November 1862 erhob der Schneider 
gefelle 8. wider den Schneidermeifter S. in Dr. 
Klage auf Bezahlung von 3 Thlr. 10 Ngr. —. 

Dei Verhandlung der Sache führte derſelbe zu 
Begründung des Alaganfpruchs Folgendes an: 

Er habe bei Beflagtem auf Stüdlohn gearbeitet. 
Am 20. November 1862 nun habe ihm Bellagter 
zugefchnittenes Zeug mit dem Auftrage übergeben, 
daraus einen Rod zu fertigen. Er habe fih aud 
biefer Arbeit unterzogen; am 25. Rovember 1862 
aber habe ihm Beflagter, obwohl er, Aläger, fich zu 
deſſen vollftändiger Herftellung erboten habe, plöglich 
den Rod, welcher inzwifchen von ihm bis zur foge- 
nannten „leichten Anprobe”, d. h. foweit, daß deſſen 
einzelne Theile mit baumwollenen Fäden einftweilen 
jufammengenäht gewefen, fertig gehabt habe, weg⸗ 
genommen und von zwei anderen Arbeitern voll 
enden lafjen. Für die vollftändige Herftellung dieſes 
Rodes würde ihm Beflagter, ald angemeflenes Lohn, 
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den Betrag von 3 Thlen. 10 Ngr. —⸗ zu gewähren 
gehabt haben, und er fordere nun, obwohl bie von 
ihm nad dem Angeführten wirklich verrichtete 
Arbeit nur —⸗ 15 Nor. —- werth gewejen fei, 
dennoch den vollen Betrag der 3 Thlr. 10 Ngr. —⸗, 
weil er lediglich durch des Beklagten eigenmäd- 
tiges Handeln daran gehindert worden fei, die ihm 
an und für ſich obgelegene Gegenleiftung in vollem 
Umfange auszuführen und zu gewähren. 

Beflagter gab die fämmtlichen, nad dem Vor, 
ftehenden von dem Kläger vorgebrachten Thatfachen 
als richtig zu, machte indeffen zu feiner Bertheidigung 
geltend, 

a) daß er Klägerm bei Ertheilung des Auftrages 
eröffnet habe, daß der fragliche Rod, den er 
einem durchreifenden Fremden den 26. Novem— 
ber 1862 Mittags zu liefern ſich verpflichtet 
gehabt, bis zu dem nurgedachten Zeitpunfte 
fertig fein müffe, und daß Kläger auch bei 
Annahme ber Arbeit verfprochen habe, diefelbe 
bis zu dem erwähnten Zeitpunfte zu voll 
enden; 
da indefien Kläger den Rod am 25. November 
1862 erft bis zur „leichten Anprobe‘ fertig 
gehabt habe, ſei es demfelben unmöglich ges 
weien, diefen Not bis zum 26. November 
1862 gehörig zu vollenden; 
deshalb fei er genöthigt, aber auch berechtigt 
gewefen, dem Kläger die Arbeit, ohne daß 
derjelbe deshalb eine Entfchädigung zu fordern 
habe, zu entziehen und folche durch Andere, 
wie gefchehen, vollenden zu laſſen. 

Kläger ftellte die vom Bellagten unter a. und b. 
angeführten Thatſachen in Abrede, und zwar bie 
unter a. mit dem Bemerfen: „daß bezüglidh der 
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Ablieferungszeit gar Nichts verabredet worden fei”, 
worüber er dem Beflagten den Eid antrug. 

Beflagter nahm diefen Eid eventuell an, vindi— 
eirte fich jedoch hierunter die Beweislaft und benannte 
zwei Zeugen. 

Wegen bed Anführens unter b. dagegen berief 
fih Bellagter auf fachverftändiges Gutachten, welches 
auch erhoben wurde und zur vollen Beftätigung des 
diesfallfigen Vorbringens des Bellagten führte. 

Im Uebrigen gab berfelbe bei der Streiterörter 
rung auf gerichtliches Befragen noch an, daß bie 
rechtzeitige Lieferung nicht ausdruͤcklich zur Bedin— 
gung des Vertrags gemacht worben fei, daß er aud) 
den Kläger, bevor er vom Bertrage abgegangen fei, 
nit an deſſen Erfüllung gemahnt und demſelben 
für den Fall, daß die Erfüllung nicht erfolge, das 
Abgehen von dem Bertrage angekündigt habe, endlich 
daß auch die beiden Arbeiter, denen er fchlieglich 
den Rod zur Vollendung übergeben habe, mit dem⸗ 
felben bis zum Mittag des 26. November 1862 nicht 
ganz fertig geworden feien. Beflagter lehnte es 
auch ausdrüdlih ab, an- und auszuführen, daß 
und welde Schäden ihm durch die wicht gehörige 
Erfüllung des Bertrags von Seiten des Klägers ent 
ftanden feien. 

Auf Grund diefes Thatbeftandes ertheilte das 
Proceßgericht, das Königl. Gerichtsamt im Bes 
zirksgericht zu Dresden, ohne die Abhörung der 
oben zu a. benannten Zeugen vorzunehmen, folgenden 
Beſcheid: 

„Der Beklagte Eduard S. iſt auf Grund ſeiner 
Zugeſtaͤndniſſe Bl. —, und da nach allgemeinen, bei 
dem Berdingungdvertrage geltenden Grundſätzen das 
Seftfegen einer Zeit, bis zu welcher das Werf be> 
endigt fein foll, den Unternehmer nur dann zum 
einfeitigen Rüdtritte vom Bertrage berechtigt, wenn 
demſelben die caffatorifche Elaufel beigefügt ift, oder 
wenn ihm nad; Ablauf diefer Zeit an der Leiftung 
überhaupt etwas nicht mehr gelegen fein fann, erſte— 
res nach des Beflagten eigenen Angaben nicht ber 
Fall gewefen, und letzteres aus dem bezüglichen 
Anführen des Beklagten BI. — nicht gefolgert wers 
den fann, dies zwar um fo mehr, als er den dem 
Kläger zur Ausführung Übertragen gewefenen Paletot 
durch andere Arbeiter auch nur erft zu einem ſpaͤte— 
ren, als dem feiner Angabe nach urfprünglich bes 
ftimmten Lieferungstage vollftändig bergeftellt erhal: 
ten, und, da er einen Schaden nicht zu behaupten 
vermocht, von dem Beiteller den Herftellungspreis 
ungefchmälert gewährt erhalten, von dieſen allgemei- 
nen Grundfägen zwar die Gewerbeinnungsartifel 
cap. ILL. $. 32. bei Handwerfern, welchen Kläger 
beizuzählen, infofern eine Ausnahme feftfegen, als 
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fie bier die Wegnahme der Arbeit dem Unternehmer 
verftatten, falls der Arbeiter die ihm aufgetragene 
Arbeit zur Ungebühr aufhält, nun aber, ganz abge: 
fehen von ber Frage, ob bier ein derartiger Fall vor« 
liegen würbe, diefe Beſtimmung durch $. 71. legter 
Abfap des Gewerbegefepes vom 15. October 1861 
in Verbindung mit $. 126. deſſelben Geſetzes und 
$. 91. der Ausführungsverorbnung zu diefem Gefege 
aufgehoben ift, und nach diefen neuerlichen gefeglichen 
Vorſchriften es namentlih auch mit Rüdficht auf 
den vorliegenden Fall dem Beflagten lediglich durch 
angemeffenen Lohnabzug ſich ſchadlos zu halten oder 
feine Schädenanfprühe felbftftändig zu verfolgen 
gefattet, einen biedfallfigen Schaden aber an= und 
auszuführen der Beflagte abgelehnt hat, 

demnaͤchſt annoch das Sachgeſuch Klägers inip- 
weit abzuändern, als er den-Lohn nur gegen Her 
ftellung des fraglichen Paletots gefordert und nun 
der conductor operis feinen Anſpruch auf Ausfüh- 
rung des Werkes hat, die Ausführung nach der 
Erklärung des Bellagten BL. — auch bereits er 
folgt ift, 

fagendem Johann Daniel 2%. die geforderten 
3 Thlr. 10 Ngr. —» zu bezahlen und zugleich, in 
Folge feiner Sachfälligfeit, dem Kläger die ge= und 
außergerichtlichen Koſten diefes Rechtöftreites zu er 
ftatten ſchuldig.“ 

Gegen diefen Beſcheid wendete Belflagter in feis 
nem ganzen Umfange Berufung ein, indem er bes 
antragte, baß er von der erhobenen Klage entbunden 
und losgezählt werde. Dabei hob derſelbe insbefon- 
dere hervor, daß nur dann die ntereffen eines 
Handwerfömeifters und eined georbneten Geſchäfts— 
verkehrs gehörig gewahrt feien, wenn bemfelben für 
derartige Fälle das Recht zugefprochen werde, von 
dem mit dem Gefellen eingegangenen Berdingungs- 
vertrage ohne Weiteres einfeitig zurüdzutreten. 

Hierauf erging folgendes, zum Theil reformas 
torifches Erfenntmiß des Königl. Appellationd- 
gerichts zu Dresden: 

„Daß es bei dem Bl. — zu lefenden, am 16. 
Februar 1863 befannt gemachten Beſcheide infoweit, 
als darin Beflagter zu Bezahlung eines höheren 
Betrags, ald von —⸗ 15 Ngr. —» und zur Erſtat⸗ 
tung der Proceffoften verurtheilt worden, nicht zu 
laſſen; es ift vielmehr rüdfichtlich diefes Mehrbetrags 
auf Klägers Antrag mit Anberaumung eines ander: 
weiten Berhandlungstermins, und in legterem mit 
Abhörung der von dem Beflagten Bl. — benannten 
zwei Zeugen über die dafelbft vorgefhügte Ausflucht 
zu verfahren, nach Beendigung der Berhandlung 
aber vom Proceßgericht fowohl in der Hauptfache 
wegen eines Betrages von 2 Thlrn. 25 Ngr. — 
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als auch wegen ber in erfter Inſtanz erwachfenen 
und noch erwachſenden Proceßfoften anderweiter 
Beicheid abzufaflen. Dagegen ift der angefochtene 
Beſcheid im Uebrigen, wie hiermit gefchieht, au be— 
tätigen. 

Die in gegenwärtiger Inftanz erwachfenen Koften 
werben unter den Parteien verglichen.” 

Diefem Erfenntniffe waren die nachftehenden 
Entfheidungsgründe beigegeben: 

„Man kann die Frage, ob der Anficht der vori« 
gen Inftanz, daß $. 32. Cap. III. der General— 
innungsartifel vom 8. Januar 1780 durch $. 71. 
bed Gewerbegefeges vom 15. October 1861 als auf- 
gehoben betrachtet werden müffe, beizutreten fei, für 
den gegenwärtigen Rechtsſtreit auf fich beruhen 
laffen, weil die gedachte Beftimmung der Generals 
innungsartifel lediglich von dem Verhaͤltniß zwifchen 
dem Befteller der Arbeit und dem Meifter, welcher 
ſolche zu liefern hat, handelt, das zwifchen letzterem 
und feinem Geſellen beftehende Berhältniß aber gar 
nicht berührt. In diefer legtern Beziehung find in 
dem Falle, wenn der Gefell auf Stüdlohn arbeitet, 
für dasjenige Rechtsverhaͤltniß, welches zwifchen 
Beiden durch die Uebertragung einer einzelnen be— 
fiimmten Arbeit an ben Gefellen entftcht, im Allge- 
meinen die gemeinrechtlichen Grundfäge vom Vers 
dingungsvertrage ald maaßgebend zu betrachten. 

Hat daher einmal der Meifter dem Gefellen ein 
Stüf zur Anfertigung übergeben, fo erlangt zwar 
der Letztere hierdurch nicht ein Recht darauf, daß 
ihm die Arbeit bis zur Vollendung gelaffen werde, 
vielmehr fann der Meifter jederzeit ihm die Arbeit 
wieder abnehmen, es ift aber Erflerer, bafern nicht 
auf feiner Seite eine Säumniß vorliegt, berechtigt, 
von dem Meifter, da diefer foldhenfalls lediglich die 
Schuld trägt, daß das Werf nicht von ihm, dem 
Gefellen, vollendet werden lann, Erſatz bes vollen 
Interefied zu verlangen, 

vergl. 1. 38. 1. 61. $. 1. Dig. locati et conducti. 
(XIX. II) 

Glüd, Erläuterung der Pandecten, Band XVIL 
©. 412. 

Sintenis, das praftifche gemeine Civilrecht, 
Band IL. $. 118. ©. 669. und 674., 8. 119. 
©. 680. 681. (2. Aufl.) 

und dieſes Intereffe, welches ſolchenfalls der Meifter 
zu gewähren bat, wird in der Regel der Höhe des 
ausbedungenen Lohne gleichfommen, der dem Geſellen 
duch Entziehung der Arbeit entgeht. 

vergl. Sintenis, 1. c. $. 118. ©. 674. Anm. 
168. 

Andererfeitö hat der Gefell auf Fertigung der 
ihm übertragenen Arbeit die größtmögliche Sorgfalt 
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zu verwenden und für Verfehen, welche er fich dabei 
zu Schulden gebracht hat, zu haften, 

vergl. 1. 9. 8. 5. 1. 13. pr. $. 1—5. Dig. 1. c. 

Sinteniß, l. c. $. 118. S. 670. 

Arndts, Lehrbuch der Pandecten, $.315. ©. 462. 

(2. Aufl.) 

insbefondere auch dafür einzuftehen, daß die Arbeit 
von ihm zur rechten Zeit, alfo entweder binnen ber 
bei der Mebertragung der Arbeit für deren Boll 
endung feftgefegten Zeit, oder, wenn ein beftimmter 
Zeitpunft, bis zu welchem die Arbeit abgeliefert fein 
muß, nicht ausbedungen worden, innerhalb der je 
nach den obwaltenden Umſtaͤnden für angemeffen zu 
achtenden Frift abgeliefert werde, Wenn er lepteren 
Falls innerhalb der Zeit, vor deren Ablauf die Bolls 
endung der Arbeit billiger Weife erwartet werden 
fonnte, legtere nicht übergiebt, fo hat jedenfalls ber 
Meifter das Recht, ihn an die Ablieferung zu mahs 
nen, und bei fortpauernder Zögerung, gleichwie in 
dem Falle, wenn die fofort bei Uebergabe der Arbeit 
für deren Ablieferung beftimmte Frift nicht innegehals 
ten wird, dem fäumigen Gefellen die Arbeit weg. 
zunehmen und legtere von andern Arbeitern fertig— 
machen zu laflen; denn es muß vorausgefegt werben, 
daß der Meifter an der Innehaltung der beftimmten 
oder angemefjenen Ablieferungsgeit ein wefentliches 
Interefje ſchon feinen Kunden gegenüber hat, denen 
er feinerfeitS für Die rechtzeitige Uebergabe der be- 
ſtellten Arbeit verantwortlich ift, und man muß 
daher davon ausgehen, daß der Verbingungsvertrag 
zwifchen dem Meifter und dem auf Stüdarbeit anges 
nommenen ®ejellen in jedem einzelnen Falle unter 
der ftillfhweigenden Bedingung eingegangen 
werde, daß ber Gejelle mit der Ablieferung der ihm 
übertragenen Arbeit nicht über die Gebühr fäumig 
fein werde. Hieraus folgt von felbft, daß, wenn 
eine beftimmte Ablieferungszeit im Boraus feftgefept 
ift, vor deren Ablauf aber fi herausſtellt, daß ber 
Gefelle mit der Arbeit noch fo weit in Rüdftand ift, 
daß es ihm nicht möglich fein werde, die Arbeit bis 
zu dem beftimmten Zeitpunfte vollenden und ablie- 
fern zu können, dem Meifter nunmehr das Recht 
zuftehen muß, dem Gefellen, mit Rüdficht auf deffen 
bisherige vertragswidrige Säumniß, die Arbeit wie- 
derum wegzunehmen, und durch bie Uebertragung 
der Bollendung derjelben an mehrere Arbeiter fein 
eignes Intereffe an rechtzeitiger Ausführung der Be- 
ftellung und Ablieferung der Arbeit an den Befteller 
wahrzunehmen. 

Die Parteien find nun nad Bl. — darüber ein- 
verftanden, daß der in Rebe ftehende Rod dem Klä- 
ger bereits am 20. November 1862 zur Anfertigung 
übergeben worden, dieſer Rod aber am 25. defelben 
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Monats erſt bis zur leichten Anprobe fertig geweſen 
ift, nicht minder fteht für den gegenwärtigen Rechts— 
ftreit durch die Ausfage des Bl. — als Sadverftän- 
digen abgehörten Schneidermeifters L. feft, daß es 
unter biefen Umfländen dem Kläger nicht moͤglich 
gewefen fein würbe, den fraglichen Rod bis zum 
26. Rovember 1862 Mittag zu vollenden, daß es 
bierau vielmehr noch dreier Arbeitstage oder einer 
Verwendung mehrerer Arbeiter bedurft habe. Wenn 
es daher in Wahrheit beruht, daß Kläger dem Bes 
Hagten, wie diefer BI. — behauptet hat, ſchon bei 
Uebernahme der Arbeit auf Verlangen verfprochen 
gehabt, jenen Rod bis zum zuletztgedachten Tage 
Mittags zu vollenden, fo ift au Bellagter nad 
obigen Grundfägen jedenfalls in feinem Recht ges 
wefen, dem Kläger die Arbeit am 25. Rovember, 
wie gefchehen, wiederum abzunehmen, und ihm we- 
nigftens die Bezahlung desjenigen Theild des für 
die Fertigung des ganzen Rods nach dem Einver- 
fändnig der Parteien üblichen Gefellenlohns von 
3 Thlen. 10 Ngr. —» zu verweigern, den er nuns 
mehr andern Arbeitern für bie Vollendung des Rods 
hat gewähren muͤſſen. 

Wenn nun Beflagter fih zur Befcheinigung fei- 
ner gedachten Ausfluht Bl. — auf das Zeugnif 
der dafeldft genannten !Berfonen berufen hat, beren 
Abhörung jedoch bisher nicht erfolgt ift, fo bedarf es 
vor allen Dingen einer nachträglichen Ergänzung 
diefer Rüde. Der Umftand dagegen, daß nad) des 
Beklagten eigner Angabe Bl. — wegen nicht rechts 
zeitiger Ablieferung des Rods ein unmittelbarer 
Schaden ihm nicht erwachfen ift, kann bei der Ent 
ſcheidung der Sache in feiner Weife in Betracht 
fommen, da es ſich im vorliegenden Zalle nur um 
die Frage handelt, ob Beflagter von dem mit Aläs 
germ eingegangenen Berbingungsvertrag einfeitig 
wiederum zurückzutreten berechtigt gewefen fei, 
bejahenden Falls aber der dem Kläger abzuziehende 
Theil des Lohns für Fertigung eines Rods nicht als 
der Betrag eines auf den verdienten Arbeitslohn zu 
compenfirenden Schadens zu beurtheilen, jonbern 
anzunehmen wäre, daß Kläger diefen Theil des ges 
forderten Lohns gar nicht verdient gehabt habe. 
Hieraus erhellt von jelbft die Unrichtigfeit der nad) 
Bl. — in erfter Inftanz aus $. TI. des Gewerbes 
gefeges für den vorliegenden Ball gezogenen Schluß: 
folgerung. 

Da übrigens Beflagter den Arbeitern, welchen 
er den zum Theil bereits fertig gewefenen Rod zur 
Bollendung übergeben hat, vorausfeplich nicht den 
vollen Gefellenlohn für Herftellung eines ſolchen ge— 
zahlt hat, demnach aber duch Iunebehaltung des 
ganzen Betrags beffelben auf Koften des Klägers 


einen ungerechtfertigten Gewinn machen würbe, fo 
muß er dem Lebteren für die von ihm gelieferte 
Arbeit jedenfalls eine mit berfelben im Berhältnig 
Rehende, angemeffene Entjchädigung gewähren. Nad) 
dem Ginverftändniß der Parteien BI. — beträgt nun 
der übliche Arbeitslohn für einen bis zur leichten 
Anprobe fertigen Rod —⸗ 15 Ngr. — =, und hier 
nad war ber Befcheid voriger Inftanz in Anfehung 
der darin ausgefprochenen Verurtheilung des Beflag- 
ten rüdfichtlich eines Betrages von —⸗ 15 Ngr. —⸗ 
zu beftätigen, wogegen wegen des geforderten Mehr- 
betrags aus den oben angegebenen Gründen auf An- 
beraumung eines anderweiten Berhandlungstermins 
Behufs Abhörung der vom Beklagten BL. — benann- 
ten Zeugen zu erfennen gewejen ift. 

Die in gegenwärtiger Inftanz erwachfenen Koften 
waren wegen des eingetretenen theilweifen Wechſels 
der Entſcheidungen unter den Parteien aufzuheben.” 


28. 


Die heutige Gültigkeit der in 1. unien Cod. 
de sententiis, quae pro eo, quod interest, 
proferuntur (VIL 47.) enthaltenen Vorſchrift 
über den Erfag eines Schadens, welcher Jeman— 
dem durch die Michterfüllung eines auf eine 
beftimmte Leiftung gerichteten Vertrages entftan- 
ben ift. — Was gehört zur jehlüffigen Begrün- 
dung einer Schädenforderung, welche der Abmie— 
ther aus dem vertragäwibrigen Gebahren bed 
Bermiethers berleitet? 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 


B. wurde von K. auf Rüdzahlung eined Darlehne 
im Betrage von 408 Thlen. —⸗ — = verklagt und 
ercipirte eine Gegenforberung, zu deren Begründung 
er in feinem Einlaffungsfage vom 8. Rovember 1862 
Folgendes anführte: er habe mit Klägerm am 1. April 
1861 einen Vertrag dahin abgefchlofien, daß Kläger 
ſich verpflichtet, ihm auf die Zeit vom 1. April 1861 
bis zum 1. April 1864 gewifle, in feinem zu ©. ges 
legenen Gafthofsgrundftüde befindliche Localitäten für 
ein ihm vom Beklagten dafür zu zahlendes jährliches 
Miethgeld von 50 Thlen. — — miethweife zu über« 
lajfen. Bon dem gleichzeitig vorbehaltenen einviertel- 
jährigen Kündigungsrechte habe er, Bellagter, am 
1. Juli 1862 Gebrauch gemacht, und es fei dadurch 
der Miethvertrag am I. October 1862 wieder aufs 
gehoben worden. Nach dem Abfchlufje diefes Ber: 


trags ſeien ihm inbeffen bie ermietheten Localitäten 
von Klaͤgerm nur zum Theil überlaffen worden, indem 
Kläger einige derfelben den Schänfwirthen W. und B., 
welche die auf feinem Grundftüde befindliche Gaft- 
wirthſchaft von ihm erpachtet gehabt, eingeräumt habe. 
Demgemäß feien die zulegt erwähnten Räume fort 
während und ausſchließlich von jenen Gaſthofspaͤch⸗ 
tern benußt, der Beflagte aber fei forhwährend behin- 
bert gewefen, biefelben zu dem bei der Ermiethung 
beabfichtigten Zwede, welchen er zugleich näher angab, 
zu benugen. Durd) die mangelhafte Eontractserfüls 
lung Seiten Klägers feien ihm, dem Beklagten, nun 
Schäden erwachſen, welche die vom Kläger geforderte 
Darlehnsfumme überfteigen, in welcher Beziehung 
Beklagter zugleich nähere Angaben in feinem Einlaf- 
fungsjage machte. 

In erfter Inftanz wurde dem Beflagten der Beweis 
feiner behaupteten Gompenfationsanfprüche überhaupt 
nachgelaffen, in zweiter Inftanz dagegen (Appella- 
tiondgericht gu Dresden, 18. Juli 1863) die er- 
wähnte Ausflucht nur bis zu dem Betrage von 
75 Thlen. — — für beachtlich erflärt und deshalb 
auf Befcheinigung derfelben innerhalb eines zu dieſem 
Behufe anzuberaumenden Inrotulationstermins er- 
fannt. In den Entfheidungsgründen der zwei— 
ten Inſtanz wurbe in der hierher gehörigen Beziehung 
Folgendes bemerft: 


„Die erfte Befchwerde des Klägers, welche dage⸗ 
gen gerichtet ift, daß bem Beflagten in voriger Inftanz 
eine Beweisführung über die Bl. — von ihm vors 
geihügte Ausflucht der Gegentechnung verftattet wors 
den, hat Man für völlig unbegründet zu befinden 
nicht vermocht. 


Im Unrecht befindet ſich Kläger allerdings info» 
fern, ald er nah Bl. — die gedachte Ausflucht in 
ihrem ganzen Umfange um deöwillen unbeachtet ge— 
lafien wiflen will, weil Beflagter fi nicht darauf 
bezogen babe, daß er bei der feinerfeits bewirkten 
Kündigung des Mietheontractd, aus deſſen mangel- 
hafter Erfüllung Seiten des Klägers er die behauptete 
Schädenforderung hergeleitet, ſich einen diesfallfigen 
Vorbehalt geftellt oder doch wenigftend desjenigen 
Punktes, rüdfichtlidh defien von Klägerm feinen con- 
tractlichen Verbindlichleiten nicht Genuͤge geleiftet 
worden fei, ausbrüdlih Erwähnung gethan habe; 
denn in ber Kündigung eines Miethverhältniffes liegt 
etwas Weiteres nicht, als die Erflärung des Willens, 
daß der Vertrag von dem Zeitpunfte an, für welchen 
gefündigt wird, feine rechtliche Wirkung mehr Äußere, 
feiner der Eontrahenten alfo für die folgende Zeit 
einen Anfpruch daraus herleiten folle, nicht im Ent» 
fernteften aber ein Anerfenntnig, daß der Vertrag 
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auf bie Zeit, für welche er bereits in Kraft geftanden, 
von dem Gegentheil allenthalben erfüllt worben fei, 
und es ift daher auch nicht abzufchen, aus welchem 
Grunde: ed Behufs Erhaltung der aus der Nicht 
erfüllung des Vertrags für die Vergangenheit bereits 
erworbenen Schäbenanfprüce bei der Kündigung 
eines biedfallfigen Borbehalts bedürfen folle. 

In Betreff der in Rede ftehenden Schädenforbe- 
rung fteht jedoch dem Kläger die Beflimmung in 
l. un. Cod. de sententiis, quae pro eo, quod inter- 
est, proferuntur (7. 47.) zur Seite, nach welcher in 
allen Fällen, in denen der Anfpruch auf Erfagleiftung 
für einen erlittenen Bermögendverluft nicht von An- 
fang an den Hauptgegenftand der ihm zu Grunde 
liegenden Obligation bildet, fondern zu der urfprüng- 
lich bedungenen Leiftung fih, wie dad Aeccefiorium, 
zur Hauptfache verhält, insbefondere alfo dann, wenn 
ed fich um den Erſatz eined Schadens handelt, der 
Jemandem durch die gänzlich oder theilweife unter 
bliebene Erfüllung eines auf eine beftimmte Leiftung 
gerichteten Vertrags entftanden ift, das biesfallfige 
nterefie in einem weiteren Umfange, als bis zum 
doppelten Betrag der urfprünglichen Leiftung nicht 
in Betracht fommen foll, fofern nur der Inhalt des 
Vertrags einen zuverläfftgen Anhalt für die Beredh- 
nung bes Werth an die Hand giebt, den fie für bie 
Eontrahenten gehabt, wie dies bei dem in dem an—⸗ 
gezogenen Gefepe ausbrüdlic erwähnten Miethver⸗ 
trag, bei welchem die Feftfegung des vom Miether 
zu gewährenden Miethzinfes über den von den Con— 
trahenten der Leiftung des Vermiethers beigelegten 
Geldwerth klare Maaße giebt, in der Regel wenigſtens 
der Fall fein wird. 

vgl. von Bangerow, Leitfaden, Bd. III. $. 571. 
©. 50 fig. Ausg. 6. 

Sintenis, das praft. gemeine Givilrecht, Bd. IL 
$. 86. ©. 78 flg. Ausg. 1. 

Hänel, Lehre vom Schadenerfaß, $. 85. 

Mommfen, Beiträge zum Obligationenrecht, 
Abth. II. $. 21. ©. 235 flg. 

Gegen die fortvauernde Gültigkeit diefer gemeinrecht— 
lichen Beftimmung für das Inland find zwar aus 
den in 

const. 30. P. U. v. 3. 1572. 

im Torgauer Ausfchreiben vom 8. Mai 1583. 
Tit. vom Wucher, bei den Worten: „fonften 
aber da die Gläubiger des Intereffe halber fon- 
derlich Beweis fürnehmen wollten”, und 

in dem Mandate vom 21. October 1609 wegen 
wucherlicher Eontracte x. 

enthaltenen Borfchriften Zweifel hergeleitet worden. 

vergl. Gottschalk, analeota jur. sax., c. 10, 

©. 249 flg. 
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Zeitſchrift für Rechtspfl. u. Berw., Neue Folge 
Band XIII. ©. 231. 

Das Königliche Appellationsgericht vermag jedoch 
dieſe Zweifel für begründet nicht anzuerfennen, da 
in ber angezogenen const. 30., auf welche in den 
erwähnten fpäteren Gefepen zurüdverwiefen ift, aus» 
brüdlich vorgefchrieben zu befinden, daß, wenn ber 
Gläubiger ein höheres Intereffe, als das durch den 
gefeglihen Zinfenbetrag repräfenticte, nachweifen 
würde, nad) geführtem Beweife richterliche Moderas 
tion einzutreten habe, unter diefen Umftänden aber 
aus dem Anerfenntnig, daß bie Firirung eines geſetz⸗ 
lichen Zinsfußes die Ausführung eines den gewöhns 
lichen Zinsbetrag überfteigenden Schadens nicht aus— 
ſchließen folle, auf den Willen des Gefeßgebers, jede 
Beichränfung aufzuheben, denen die Geltendmachung 
von Schädenanfprüdhen nach anderen Gefegen unters 
worfen, fo ohne Weiteres nicht gefchloffen werben 
fann. Ebenfowenig auch läßt ſich nach der Anficht 
des Appellationsgerichts aus der in der Zeitfchrift für 
Rechtspfl. u. Verw. a. a. D. angezogenen 29. Decis 
fion v. 3. 1661, fowie aus den Beftimmungen bes 
GEreceutionsgefeges vom 28. Februar 1838 für die 
dem Beflagten günftigere Meinung Etwas herleiten, 
da die gedachte Decifion nicht von dem Ausbleiben 
einer einmaligen, auf eine gewifje Zeit befchränften 
Leiftung, fondern von den Folgen der dauernden 
Entziehung des Fruchtgenuſſes von einem gefchulde: 
ten Gapitale handelt, die einſchlagenden Borfchriften 
des Erecutionsgefeges aber nur procefjualer Natur 
find. 

Die bisherige Gültigfeit der erwähnten 1. un. Cod. 
it übrigens auch noch neuerdings in den Motiven 
zum Entwurfe eines Givilgefegbuchs für das König» 
reih Sachſen S. 744. zu $. 703. bis 706. unter no. 3. 
ausdrüdlid; anerfannt worden. 

Die Anwendung bed in Rede ſtehenden Geſetzes 
auf gegenwärtigen Hall fonnte daher, da für die Ver— 
miethung der Rocalitäten, durch deren theilweife Ents 
ziehung dem Beklagten der von ihm in Gegenrech— 
nung gebrachte Schaden eniftanden fein foll, nad) 
Bl. — ein dem Betrage nad beftimmter Miethzins 
bedungen gewefen und hiernach für die Berechnung 
des Intereffe des Erfteren an Erfüllung des Mierh- 
vertrags ein beftimmter Maaßſtab vorhanden ift, 
einem Bedenken nicht unterliegen. Es ift dieſes In— 
tereffe, da der fragliche Miethcontraet nad Bl. — 
nur ein und ein halbes Jahr in Kraft beitanden, ber 
Miethzins für die fammtlichen vermiethet geweſenen 
- Rocalitäten aber nah Bl. — nur auf 50 Thle. — —⸗ 
für das Jahr feitgefept gewefen, auf höchftens 75 Thlr. 
— — für die ganze Dauer des Contracts zu ver- 
anfchlagen, und der Beflagte würde daher, bafern er 


den Miethzins, der ald der Werthmeſſer der ungenü- 
gend erfüllten Leiftung des Klägers in das duplum 
mit einzurechnen ift, 

vergl. von Bangerow, a. a. D. Seite 55 fig. 

unter V. 

bereitö bezahlt hätte, in feinem Falle eine größere 
Summe als 150 The. als den Betrag feines Schadens 
beanfpruchen fönnen. Aus feinen eigenen Auslaf- 
fungen Bl. — jedoch geht mit genügender Deutlich— 
feit hervor, daß die Bezahlung des in Rede ftehenden 
Miethzinfes bisher noch nicht erfolgt ift, und es er- 
ſcheint daher die ercipirte Gegenforderung nur bis zu 


dem Betrage von 75 Thlrn. als begründet. 


Eine förmliche Beweisführung ift dem Beflagten 
— ber ſich behufs der Befcheinigung der BI. — unter 
1.und 2.vorgefchügten und in thatfächlicher Beziehung 
genügend begründeten Ausflüchte jofort des Eidesan— 
trage bedient hat, ald weshalb diefe legteren Ausflüchte 
zum Öegenftande einer befondern Beweisführung nicht 
weiter gemacht werben können — zur Ausführung 
jener Schädenforberung wegen der Geringfügigfeit des 
Betrages, bis zu welchem fie nach Obigem auf Be- 
achtung Anfpruch zu machen hat, zwar nicht zu ver- 
ftatten, vielmehr wäre dieſelbe ftreng genommen bereits 
im Laufe des rechtlichen Verfahrens zu befcheinigen 
geweien. Da jedoch Beflagter von der Anficht aus: 
gegangen iſt, daß die fragliche Gegenforderung zu 
dem die Summe von 100 Thlm. — — weit über: 
fteigenden Gefammtbetrage der Bl. — unter a. b. c. 
und d. angegebenen ‘Bolten anzuerkennen fein werde, 
und bei der Zweifelhaftigfeit der einfchlagenden recht 
lichen Grundſätze es ihm nicht zum Berfchulden ans 
gerechnet werden mag, wenn er in dieſer Meinung 
davon ausgegangen, daß die Naclaffung einer 
förmlichen Beweisführung werde für ftatthaft er- 
achtet werden, deshalb aber die fofortige Beſcheini— 
gung feiner Ausfluht bis zu demjenigen Betrage, 
in Betreff deffen fie für begründet anzufehen, unters 
laffen zu fönnen geglaubt hat, jo war ihm, wie in 
vorftehendem Erfenntniß gefchehen, annoch die Nach— 
holung des hierunter Erforberlichen in den Formen 
des Proceſſes für geringfügige Gegenſtände inner: 
halb eines zu dem Ende anzuberaumenden Inrotulas 
tiondtermind zu verſtatten.“ 

Diefe Entfcheidung wurde, auf Appellation bes 
Beklagten, in dritter Inftanz, obfchon aus andern 
Gründen, (unterm 10. December 1863) beftätigt. 
Die Entfheidungdgründe der tertia lauten 
alfo: 

„Die vorige Inſtanz hat bie von dem Bellagten 
Bl. — unter der Behauptung, daß ihm durch con- 
tractSwidriges Verhalten des Klägers, ald Bermie- 
thers gewifler Localitäten, Schaden zugezogen wors 


den fei, vorgefhügte Ausflucht der Gegenforberung, 
infoweit foldhe auf einen die Summe von 75 Thlrn. 
—⸗ — + überfchreitenden Betrag gerichtet ift, verwor— 
fen, und diefen Ausfpruch auf die l. unica Cod. de 
sententiis, quae pro eo, quod interest etc. geftüßt, 
wonach, wenn es fih um den Erfag eined Schadens 
handelt, welcher Jemandem durch die gänzliche oder 
theilweife unterbliebene Erfüllung eines auf eine bes 
ſtimmte Leiftung gerichteten Vertrags entitanden ift, 
das diesfällige Intereffe in einem weiteren Umfange 
als bis zu dem doppelten Betrage der urfprünglichen 
Leiftung nicht in Betracht fommen fol. Wie jedoch 
die vorige Inftanz unter Verweifung auf das in ber 
Zeitfchrift für Rechtspfl. und Verw., N. 5. 
Band 13. ©. 231. 
abgedrudte Präjudiz felbft hervorgehoben hat, er— 
achtet das K. Oberappellationsgericht jenes Belek 
für ein folches, welches für das Königreich Sachſen 
feine Anmwendbarfeit verloren habe, und ed hat auch 
dafjelbe, von diefer Anftcht wieder abzugeben, durch 
dasjenige, wad Dagegen BI. — geltend gemacht 
worden, jich nicht veranlaßt finden können. 


Const. 30. v. 9. 1572. P. IL, das Torgauer 
Ausfchreiben vom 5. Mai 1583. (C. A. Tom. I. 
pag. 143. und 144. Titel vom Wucher), das Manz 
dat vom 21. October 1609. (C. A. Tom. I. pag. 
1060.) und die Dec. 29. v. J. 1661. fprechen ihrer 
ganzen Tendenz nach dafür, daß eine Schädenfor- 
derung auch dann, wenn fie ald accessorium einer 
ſchon beftehenden, auf ein beftimmtes Object gerich- 
teten Verpflichtung erfcheint, das alterum tantum 
überfchreiten dürfe, 

Gottschalk, analect. jur. sax., c. 10. pag. 
249 sq. 


und ebenfo weift die Beftimmung in $. 73. des Ge- 
fees vom 28. Februar 1838. darauf hin, daß der 
Anfpruch auf das id, quod interest keineswegs einer 
Beihränfung nah Maaßgabe der 1. unica Cod. 
unterliege. Auch vermag der Umftand, daß das 
Geſetz vom 28. Februar 1838 zunächſt nur den Zweck 
hat, Vorſchriften über das Erecutiondverfahren und 
den Greeutionsproceh zu geben, der angezogenen 
Beftimmung deflelben den Werth einer Belegftelle für 
die Richtigkeit der hier vertheidigten Anficht infofern 
nicht zu entziehen, als diefe Beftimmung fich ald eine 
mit jener lex unvereinbare, und fomit zugleich indi— 
rect in das materielle Recht eingreifende Dispofition 
barftellt. Was aber die Bl. — allegirte Stelle aus 
den Motiven zum Entwurfe eines Civilgeſetzbuchs 
für das Königreich Sachſen (zu $. 705. unter no. 3. 
Seite 744.) betrifft, fo fpricht fich diefe nur ganz im 
Allgemeinen dahin aus, daß durch $. 705. des Ent? 
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wurfs die lex uniea Cod. de sentent. aufgehoben 
fei, fie verbreitet fich fonach nur über das Verhaͤltniß 
ber leßteren zu der projectirten neuen Geſetzeobeſtim⸗ 
mung, nicht aber darüber, was in ber in Rede ſte— 
henden Beziehung bisher gegolten habe, und bietet 
daher in feiner Weiſe einen Stüßpunft für die von 
der vorigen Inftanz vertheidigte Anficht dar. Wenn 
diefer veränderten Auffaffung des Rechtsverhältnifles, 
ungeachtet das vorige Erkenntniß betätigt worben 
ift, fo hat dies darin feinen Grund, daß nad ber 
Anſicht der gegenwärtigen Inftanz die von dem 
Bellagten vorgefchügte Ausflucht der erforderlichen 
Begründung überhaupt entbehrt und folglich Beflag- 
ter feinen Grund hat, darüber fich zu befchweren, 
daß felbige von der vorigen Inftanz nicht nach ihrem 
vollen Betrage beachtet worben ift. Denn, fo wenig 
ſich auch beftreiten läßt, daß ber Vermiether dem 
Abmiether den Gebrauch des vermietheten Gegen» 
ftandes zu gewähren, und deshalb vor allen Dingen 
ihm der legtere in feinem ganzen Umfange zu über 
geben babe, fo ift doch nur eine wirkliche, ausdrüd- 
lich oder factifch erklärte Weigerung des Vermiethers 
zur Oewährung des dem Abmiether an der ermiethes 
ten Sache zufommenden Gebrauchsrechtes und bes 
ziehentlich zur Befeitigung der der Ausübung deffel- 
ben entgegenftehenden Hinderniſſe als ein folches 
vertragswidriges Verhalten anzufehen, welches den 
Vermiether zum Schadenerfag wegen des nicht erfüll- 
ten Contraets verpflichtet. 
l. 15. $. 8. Dig. loc. cond. (19. 2.) 
Plane si forte dominus frui non patiatur, 
quod interest praestabitur. 
l. 33. D. eod. 

Nam si colonus tuus fundo frui a te aut ab 

eo prohibetur, quem tu prohibere, ne id 

faciat, possis tantum ei praestabis, quanti 

ejus interfuerit. 
Der Begriff einer derartigen Weigerung fegt aber 
nothwendig voraus, daß der DVermiether zuvor von 
dem Abmiether vergeblich aufgefordert worden fei, 
den Miethverirag zu erfüllen und beziehentlich die 
die Erfüllung defielden beeinträchtigenden Hemmniſſe, 
infoweit dies im feiner, des Vermiethers, Macht 
fteht, zu entfernen. Es folgt daraus zugleich, daß 
der Abmiether namentlich in dem Balle, wenn er 
mehrere Öegenftände ermiethet hat und nur den einen 
oder anderen berfelben beim Antritte des Miethcon— 
tracts zu feinem Gebrauche bereit findet, hierzu nicht 
fchweigen darf, fondern, follen nicht die ihm durch 
die mangelhafte Gewährung des legteren entftande- 
nen Schäden als ſolche angefehen werben, die er fich 
jelbft durch unterlafiene Verfolgung eines ihm zus 
ftändigen Rechts zugezogen hat, den Vermiether um 
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Bervollftändigung der Bertragserfüllung angehen 
muß. Bon diefem Gefichtspunfte aus betrachtet ers 
fheint nun aber der von dem Bellagten excipiendo 
geltend gemachte Anjprud auf Erſatz der Bl. — 
quantificirtten Schäden nicht in ausreichender Weife 
hlüffig begründet. Bellagter bat Bl. — nur ganz 
im Allgemeinen angeführt, daß ihm Kläger von den 
ihm vermietheten Gegenftänden bie Bl. — unter — 
aufgeführten Localitäten nicht übergeben, fondern 
felbige dritten ‘Berfonen, den Pächtern feiner Gaft- 
wirthſchaft, überlaffen habe. Darauf, daß er den 
Kläger dazu, ihm ben Gebrauch der fehlenden Räum- 
lichkeiten zu verfchaffen, aufgefordert habe, hat fi 
Beklagter zufolge BL. — felbft dann nicht zu beziehen 
vermocht, ald gegnerifcher Seite Bl. — darauf hin- 
gewiefen worden war, daß zur Begründung des 
ereipirten Schädenanfprudhs die Bezugnahme auf 
eine an den Kläger erfolgte Aufforderung zur volle 
ftändigen VBertragserfüllung erforderlich geweſen 
wäre. Aber auch, fjelbft wenn in dem Anführen 
des Bellagten, daß ihm Kläger die oben bezeichneten 
Localitaͤten nicht mit übergeben habe, die Behauptung 
einer ablehnenden Erklärung des Klägers auf ein 
diedfalls an ihn von dem Beklagten gerichtetes Ders 
langen für genugfam indicirt erachtet werden fönnte, 
würbe ed doch immer noch an der Angabe der Zeit, 
zu welcher eine ſolche Interpellation erfolgt fei, ſeh— 
len und fomit an einem beftimmten Anhalten für die 
Beantwortung der Frage gebrechen, inwieweit die in 
Rede ftehenden, auf die während eines anberthalb- 
jährigen Zeitraums beftandene Dauer ded Mieth- 
contractd berechneten Schäden als ſolche anzufehen 
feien, welche der Zeit ihrer Entſtehung nad) dem 
Kläger imputirt werden können. Diefem Allen zu 
Folge Tann die Entfheidung der vorigen Inftanz, 
wenn fie die Ausflucht des Bellagten nur zum Theil 
aufrecht erhalten und nicht gänzlich zurüdgewiejen 
hat, nur als eine dem Bellagten günftige angefehen 
und dem Anverlangen des legteren auf Beachtung 
jener Erception in ihrem vollen Betrage in feiner 
MWeife ftattgegeben werben, was jedoch, wie ſich bei 
der Natur diefer Ausflucht ald einer nicht conneren 
von felbft verfteht, die Ermächtigung des Beklagten 
nicht ausfchließt, den behaupteten Erſatzanſpruch, 
infoweit felbiger von ber vorigen Inſtanz nicht bes 


achtet worden ift und einer befferen Begründung . 


fähig fein follte, mitteld Klage befonders an- und 
auszuführen. 


Redarteur: Dr, Theodor Tauchnitz⸗ 


Der foldjergeftalt eintretenden Betätigung des 
vorigen Erfenntniffes ungeachtet, mußten jedoch, da 
diefed auf einer theilmeifen Abänderung ber erft- 
inſtanzlichen Entſcheidung beruht, auch die in gegen» 
wärtiger Inftanz erwachſenen Koften unter ben 
Parteien gegen einander aufgehoben werben.“ 


Miscellen. 


Eruenunngen, Anftellungen zc, Seine Majeftät 
der König haben allergnädigft gerubt, ben zeitherigen 
Aubiteur zweiter Glaffe Friedrich Theodor Girardet 
zum Negierungdratbe bei ver Kreißpirection zu Zwickau 
zu ernennen. 

Seine Königlihe Majeftät haben dem Kirdhen« und 
Schulrathe bei der Kreispirection zu Zmwidau, Dr. Gott⸗ 
bilf Berbinand Döhner, das Präpicat eines Geheimen 
Kirchens und Schulraths tarfrei zu verleihen geruht. 


Immatriculation von Advocaten. Vom Yuftize 
minifterium find die Nechtdcandivaten Herr Earl Ferdi— 
nand Schmidt und Herr Auguſt Ernft Nichter, beide 
in Leipzig, zu Aovoraten ernannt und als foldye ver- 
pflichtet worben. 

Dom Juftigminifterium find bie Rechtöcandibaten 
Herr Dr. Walter Julius Genſel in Leipzig und Kerr 
Rudolph Edmund Schmidt in Delönig zu Advotaten 
ernannt und als ſolche verpflichtet worden. 


Die vierte Lieferung 


bon 
Sintenis, Anleitung 
zum Stubium bes 


bürgerlichen Geſetzbuches 


ift fo eben ausgegeben worden und durch alle Buch— 
banblungen zu beziehen. 


Das Werk erſcheint vollftändig in ſechs Lieferungen 
a 4, Thle. und werben Lieferung 5. und 6. baldigſt 
folgen. 


Officin der Verlagshamblung. 


Wochenblatt 


Von dieſem Wo: 
chenblatte ers 
feinen jährlich 
4 Nummern zu 
1 Dunttbogen und 


merkwürdige Rechlsfälle, 


Alle Veſtamter 
u. Buchhandlungen 
übernehmen Beſtel⸗ 
lungen und liefern 
dat Quartal zu dem 


außerdem am dab⸗ in actenmäßigen Darftellungen praenumerando ja 
— aus dem Gebiete der Justizpklege erg 
und Verwaltung 


zunãchſt für das 


Königreich Sachen. 


Berlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig— 


M 18. 


Hene Folge Bwölfter Jahrgang. 


1864. 





2). 


Iſt der der Klägerin rechtöfräftig zuerfannte Eid, 
dag Beflagter fich innerhalb eines bejtimmten 
Zeitraums mit ihr fleifchlich vermifcht habe, für 
verfäumt zu achten, wenn Klägerin diejen Eid 
mit jpecicller Angabe des Tages, an welchem der 
Beifchlaf fattgefumden, geleiftet hat, und fpäter 
bie Unwahrheit diefer Angabe feftgeftellt wird? 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 9, in & 


Der im Nachſtehenden mitgetbeilte Rechtsfall, der, 
wenn nicht ſchon in Bezug auf die Rechtsfrage felbft, 
fo doch wegen der ihm zu Grunde liegenden Thats 
ſachen von größerem Intereffe fein dürfte, möge aus 
diefem Grunde, und weil er von Neuem den Beweis 
liefert, mit wie großer Vorſicht der Richter bei Eides— 
abnahmen zu verfahren hat, eine wohlgeneigte Aufs 
nahme bei den Leſern diefes Wochenblatis finden. 

In einer vor dem vormaligen Königl. Stabt- 
gericht 2. anhängigen Do- und Alimentationsfache 
wurde bie Berurtheilung des Bellagten zur Gemwäh- 
rung von Alimenten von der Leiftung eines der Klä- 
gerin K. rechtöfräftig zuerfannten Relatums, welches 
dahin Tautete, „daß Bellagter innerhalb des Zeit 
raums vom 21. April bis 20. Auguft 1851 mit ihr 
ſich Hleifchlich vermifcht habe”, abhängig gemacht. 

Behufs der Abnahme dieſes Eides wurde bas 
Königl. Gerichtsamt M. requirirt und leiftete Klä— 
gerin in dem am 12. November 1857 angeftanbenen 
Schwörungstermine obigen Eid, jedoch unter Hinzu- 
fügung der Worte „und zwar am 1. Juni 1851”, 
ohne daß aus dem diesfallfigen, über die Eides- 


abnahme aufgenommenen Protofolle der Grund er= 
fehen werben fünnte, aus welchem diefe Worte in die 
Eidesformel aufgenommen worben find. 

Hierauf Bezug nehmend, reichte der Beflagte P., 
der zur Zeit, ald er mit ber Klägerin concumbirt 
hatte, Soldat gemwefen war, mitteljt Schreibens vom 
12. December 1857 ein von dem betreffenden Com— 
mando ihm audgeftelltes Zeugniß des Inhalts beim 
Proceßgericht ein, daß er laut der Commandirliſte 
vom Jahre 1851 von Anfang Januar bis zum 
27. Juni 1851 ununterbrochen in der Garnijon 8, 
Dienfte geleiftet habe, insbefondere den 1. Juni legt- 
gedachten Jahres in der Garnifon L. auf Pifet com» 
mandirt gewefen und erft am 27. deffelben Monats 
auf Forftfchug nach dem M—berger Revier, mofelbft 
er den Beifchlaf mit der Klägerin ausgeübt haben 
follte, commandirt worden und abgegangen fei. 
Da — bemerkte Bellagter — er ſich hiernach nicht 
am 1. Juni 1851 auf dem M—berger Revier mit 
der Klägerin fleifchlich abgegeben haben fünne, indem 
er fich zu diefer Zeit an einem ganz anderen Orte 
befunden, jo habe legtere faljch gejchworen. Er bitte 
nunmehr um Beanftandung des inzwifchen eingelei- 
teten Hülfsverfahrens und beantrage, daß die Acten 
Behufs der Einleitung der Unterſuchung gegen bie 
K. wegen Meineids an die competente Behörde ab- 
gegeben werben möchten. 

Die Königl. Staatsanwaltichaft zu W. ftellte auch 
gegen bie K. Erörterungen an, die zu dem Refultate 
führten, daß die unmittelbare Vorladung der Ange- 
ſchuldigten zur Hauptverhandlung erfolgen follte. 
Die Unterfuchung wurde jedoch auf ein von ber K. 
inzwifchen eingereichtes Abolitionsgeſuch, noch vor 
dem erfolgten Antrage der Königl. Staatsanwaltichaft 
auf unmittelbare Borladung niedergefchlagen. 
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Auf Antrag der K. wurde nunmehr das Hülfe- 
verfahren gegen P., den Bellagten, abermals eingelei- 
tet, auch wurben verjhiedene Beträge von demfelben 
erecutivifch beigetrieben, biß er im Jahre 1862 unter 
Hinweis darauf, daß die Klägerin einen Meineid 
geihmworen habe, der ferneren Einziehung der Alimente 
widerfprah und beantragte, daß über die Wirkung 
des von der Klägerin geftännlich geleifteten Falſcheides 
erfannt werde. Es wurde demnächſt auch ein Ins 
rotulationdtermin anberaumt und von dem Königl. 
Bezirksgericht zu L. in einem am 20. October 
1862 publicirten Erfenntniffe folgender Maafen er- 
fannt: 

„Daß Klägerin für verbunden zu achten, ftatt 
des fol. — in den ihr rechiöfräftig zuerfannten Eid 
eingefchalteten beftimmten Tages — des 1. Juni 
1851 — einen andern in den Zeitraum vom 21. April 
bis 20. Auguft 1851 fallenden Tag als denjenigen 
zu bezeichnen, an welchem fie fich mit dem Beklagten 
fleifchlich vermifcht habe. 

Würde ſodann Klägerin, 

daß fie an dem von ihr zu begeichnenden, in den 

Zeitraum vom 21. April bis 20. Auguft 1851 

fallenden Tage den außerehelichen Beifchlaf mit 

dem Bellagten vollgogen babe, 
eidlich erhärten, fo hat ed bei den Enticheidungen 
fol. — jet. fol. — und bei dem zeitherigen Huͤlfs— 
verfahren fein Bewenden, es ift aber die Klägerin 
die von fol. — an erwachfenen Procepfoften, foweit 
nicht darüber fol. — bereits entfchieden, dem Bellag- 
ten zu erftatten ſchuldig. 

Entfheidungsgründe: 

Nach den Entſcheidungen fol. — jet. fol. — war 
die Magbar gemachte Verbindlichkeit des Beflagten 
von Reiftung des fol. — geförmelten, der Klägerin 
teferirten Eides abhängig gemacht worden, und bie 
Klägerin hat diefen Eid nad fol. — nebit den fol. — 
und — unter II. und III, geförmelten Eiden am 
14. November 1857 geleiftet, den erften jedoch nad) 
fol. — unter Hinzufügung der in dem Beſcheide 
fol. — nicht enthaltenen Worte: „und zwar am 
1. Juni 1851”. In Folge diefer geleifteten Eide 
ift fol. — gegen den Beflagten das Hülfsverfahren 
beantragt, von diefem aber fol. — mit Beziehung 
auf das Zeugniß fol. — mwiderfprochen und Die Ab» 
gabe der Acten an die Königl. Staatsanwaltichaft 
zu A., behufs des gegen die Klägerin wegen eines 
bei eiftung der obigen Eide fi zu Schulden ges 
brachten Meineides einzuleitenden Strafverfahrens, 
verlangt, auch diefem Verlangen fol. — entiprochen, 
nach fol. — aber anbefohlen worden, daß mit wei- 
terem Verfahren gegen die Klägerin wegen ange- 
fhuldigten Meineides angeftanden werbe. 


Rah Bl. — hat num die Klägerin ihren früheren 
Antrag erneuert, und es find fol. — jet. fol. — 
erecutivifhe Maaßregeln gegen den Bellagien vers 
fügt worden, bie auch die Zahlungen fol. — und — 
zur Folge gehabt haben. 

Neuerlich hat aber der Bellagte, wegen der bei 
ber Eidesleiftung fol. — von der Klägerin eingeſchal⸗ 
teten Worte, durch welche Einjchaltung, feiner Anficht 
nach, der ganze frühere Proceßftand verändert wor⸗ 
den, eine anderweite Entfcheidung beantragt, und 
fol. — ift angeoronet worden, daß über die Wirfung, 
welche die Auslaffung der Klägerin fol. —, es fei 
bei Einfchaltung des Zufages: „und zwar am 1. Juni 
1851” ein Itrthum umtergelaufen, auf die Verbind« 


lichkeit des Beklagten zu Gewährung der Magbar 


gemachten Alimente nebft Dotation habe, anderweit 
entjchieden werde. Diefe Entſcheidung hat man, aus 
nachftehenden Gründen, wie vorftehend gefchehen, 
ertheilen zu müflen geglaubt: 

Zuvörderft ift zu bemerfen, daß durch die Eins 
haltung der fol. — zu lefenden Worte an fich, zus 
jammengehalten mit dem Zeugnifje fol. —, in civil 
vechtlicher Beziehung die Entfcheidungen fol.— und — 
nicht alterirt worden find, und daß daher das von 
fol. — an gegen den Beflagten eingeleitete Hülfe- 
verfahren, fo lange weitere Erklärungen, als die 
fol. — gedachte Einfchaltung, von Seiten der Klä- 
gerin nicht zu den Acten gefommen, als vollftändig 
gerechtfertigt bat angefehen werben müffen; denn ba 
in dem zuerfannten und geſchwornen Eide des Ortes, 
wo bie fleifchliche Vermifhung flattgefunden, eben 
fo wenig Erwähnung gefchehen, als die Klage eine 
beftimmte Behauptung über den Ort enthält, fo war 
durch den fol. — nachgewiefenen Umftand, daß der 
Bellagte am 1. Juni 1851 in 2. fi aufgehalten, die 
Möglichkeit nicht ausgeichlofien, daß am 1. Juni 
1851 ein Beifchlaf zwifchen der Klägerin und dem 
Bellagten fattgefunden habe, vielmehr mußte der 
Proceßrichter die beſchworne Thatfache fammt der 
Einfchaltung fo lange für wahr annehmen, als nicht 
dad Gegentheil dargethan war. 

Anders hat ſich aber die fragliche Einſchaltung 
geftaltet, nachdem die Klägerin fol. — erklärt hat, 
ed wäre bei dem Zufage der Worte: „und zwar am 
1. Juni 1851” ein Irrthum eingelaufen; denn nun= 
mehr bezeichnet bie Klägerin diefen Zufag als unrich⸗ 
tig und die Behauptung einer am 1. Juni 1851 
ftattgefundenen fleifchlichen Bermifchung als unwahr, 
ohne jedoch anzugeben, worin der fragliche Irrthum 
beftanden habe, und ed entfteht bie Frage: 

ob die Klägerin nunmehr des von ihr zu ſchwö⸗ 
ren geweſenen Eides für verluftig zu achten, 
oder ob der Stand ber Sache ein anderer fei. 


—— 13 


Der zuerlannte Eid umfaßte den ganzen Zeit» 
raum vom 21. April bis 20. Auguft 1851, und auf 
diefen Zeitraum erftredte fi auch der von der Klä- 
gerin geleiftete Eid, fie hat aber durch ihre willfür 
liche Einſchaltung zugleich einen beftimmten, in bie 
fen Zeitraum fallenden Tag eidlich erhärte. Wenn 
fie nun ſchon diefen Tag, als auf einer irrigen An- 
gabe beruhend, jegt bezeichnet und mithin dieſer Theil 
des Eides ald nicht gefchworen betrachtet werben 
muß, fo fann doch die Klägerin des im Uebrigen 
geleifteten Eides nicht für verluftig geachtet werben, 
denn die Unwahrheit des Zufages fchließt die Wahr- 
heit des Übrigen Theiles des gefchwornen Eides nicht 
aus, und das Präjudiz der Ladung fann gegen bie 
Klägerin nicht als eingetreten angenommen werben, 
weil fie den zuerfannten Eid mit gefchworen bat. 
Demohngeachtet konnte ed bei dem von ber Klägerin 
geihwornen Eide allein fein Bewenden nicht haben, 
denn da fie durch die fragliche Einfchaltung den Eid 
willfürlich abgeändert hat, jeht aber die Abänderung 
für eine irrthümliche erflärt, fo ift fie nicht nur ver 
bunden, diefen Irrthum darzuthun, fondern auch den 
Eid in der einmal von ihr gewählten größern Be- 
flimmtheit — mit Angabe eines gewiffen Tages — 
zu fhwören; erfteres lann fie nur dadurch, daß fie 
den Tag, den fie bei der Eidesleiftung fol. — hat 
bezeichnen wollen und ber felbftverftändlich in den 
fraglichen Zeitraum fallen muß, eidlich anzeigt, leh- 
tered aber thut fie zugleich durch diefe eidliche Anzeige, 
ohne daß es eines nochmaligen Eides über den gan— 
zen Zeitraum bedarf. 

Daß die Klägerin zur Erflattung der durch gegen- 
wärtige Irrung erwachfenen Koften verbunden ift, 
folgt daraus, daß fie dieſelbe buch die willfürliche 
Abänderung des früher erkannten Eides herbeigeführt 
hat.” 

Beide Parteien appellirten, und es erfannte dad 
Königl. Appellationsgericht zu Leipzig in dem 
am 15. September 1863 publicirten Erfenntniffe, wie 
folgt: 

„Dieweil hiernächft, die Hauptfache anlangend, 
für die Entſcheidung über die einberichteten Rechts, 
mittel folgende Erwägungen als maaßgebend zu bes 
trachten gewefen find, 


1. 
daß durch die nach BI. — mit der willfürlichen Ein» 
ſchaltung der Worte: „und zwar am 1. Juni 1851” 
erfolgte Leiftung des BI. — geförmelten Relati, wäre 
felbige der Wahrheit entfprechend bewirkt worden, 
der Sache nach lediglich Die Behauptung in rechtliche 
Gewißheit gefept worden fein würde, daß die Klaͤ— 
gerin mit dem Bellagten am 1. Juni 1851 ſich 
fleifchlich vermifcht habe, da der Eid nad} der Faffung, 





bie ihm durch jene Einfchaltung gegeben worben, 
jwei Säge enthält, einen für die Entſcheidung rele- 
vanten und bed Beweifes bebürftigen, den Satz, 
dag am 1. Juni 1851 der Beifchlaf von der Klägerin 
und dem Beklagten volljogen worben fei, und einen 
zweiten, bed Beweiſes nicht bebürftigen, den Gap, 
daß ber 1. Juni 1851 ein Tag fei, welcher in den 
Zeitraum vom 21. April bis 20. Auguft 1851 falle; 
2. 
daß die Leiftung des sub 1. feiner Bedeutung nach 
näher bezeichneten Eides um deswillen für wirkungs⸗ 
108 zu achten ift, weil die Klägerin im Laufe bes 
Hülfsverfahrens Bl. — und Bl. — nachträglich zus 
geftanden hat, die Einfchaltung der Worte: „und 
zwar am 1. Juni 1851" beruhe auf einem Irrthume, 
am 1. Juni 1851 habe eine fleifchliche Vermiſchung 
bes Beklagten mit ihr in Wahrheit micht ftattgefun» 
den; 
3. . 

daß nad) der in dem Beſcheide BI. — für das in 
Brage befangene Relatum gewählten Faſſung der 
Klägerin zwar das Recht zugejprocdhen worden ifl, 
eiblic zu verfichern, fie habe an einem anderen, ober 
an mehreren anderen, dem Zeitraume vom 21. April 
bis 20. Auguft 1851 angehörigen Tagen, ald an 
dem 1. Juni 1851, den Beifchlaf mit dem Beflagten 
vollzogen, die Füglichkeit jedoch, diefelbe dermalen 
noch unter Berüdfichtigung des sub 2. gedachten 
Geſtaͤndniſſes zu der Ableiftung eines dahin zu fürs 
melnden Eides: 

daß der Beflagte innerhalb der Zeit vom 21. Aprü 

bis 31. Mai 1851 und vom 2. Juni bis 

20. Auguft 1851 ſich mit ihr fleifchlich vermifcht 

habe, 
fon durch die Erwägung ausgefchloffen erfcheint, 
daß, wie fi aus dem in Folge der Anordnung BI. — 
herbeigegogenen, von bem nach Bl. — und — zu 
der Eidedabnahme requirirt geweſenen Gerichtsamte 
zu M. über die Requifitionserlevigung gehaltenen 
Actenfascifel sub I. no. 2040. Bl. — ergiebt, die 
Klägerin zu Ableitung des ihr Bl. — der Haupt 
acten zuerfannten Relati deſſen Gefammtumfange 
nach legal und unter dem Präjudige der Eidesver- 
fäumniß vorgeladen worben if, dadurch aber, daß 
fie in dem Schwörungdtermine ben Eid in biefem 
Umfange nicht geleiftet, vielmehr ſich Darauf bejchränft 
bat, eidlich zu erhärten, fie habe an einem einzelnen, 
in die Conceptionszeit fallenden Tage, dem 1. Juni 
1851, mit dem Beflagten coneumbirt, ded Rechtes, 
das ihr verftattete Relatum in Betreff etwaiger ander 
ter, der Zeit vom 21. April bis 31. Mai und vom 
2. Juni bis 20. Auguft 1851 angehöriger Acte fleifch- 
licher Bereinigung ſchwoͤren zu dürfen, verluftig ges 
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gangen, und für den Beflagten ein jus quaesitum 
begründet worben ift, die richterliche Realifirung des 
in der Ladung zum Schwörungstermine angedrohten 
Rechtsnachtheils zu verlangen; 

4. 


daß die rechtliche Folge des sub 2. und 3. gedachten 
Ergebniffes der Unmirfjamfeit, beziehentlich der Ber: 
fäumniß der Eidesleiftung darin befteht, daß die der 
Klage zu Grunde liegende Behauptung, 

der Beklagte habe innerhalb der Eonceptions- 

zeit — in ber Zeit vom 21. April bis 20. Auguft 

1851 — den Beifchlaf mit der Klägerin aus- 

geübt, 
ald unerwiefen, und das Gegentheil ald die zwifchen 
ben Barteien feftftehende formelle Wahrheit anzufehen 
ift, und demgemäß der Beflagte ein Recht auf ein 
dahin lautendes Erfenntniß erlangt hat, daß er nun, 
mehr von der erhobenen Klage unbedingt zu entbin- 
den, und ihm die Klägerin die fämmtlichen, von 
Bl. — bis Bl. — aufgelaufenen reftitutionsfähigen 
Koften, mit Einfchluffe der durch den wirfungslos 
gewordenen Schwörungstermin veranlaßten und ber 
in der Entfcheidung zweiter Inftanz Bl. — compen- 
firten Koften zu erftatten fchuldig fei, wobei noch bes 
ſonders hervorgehoben werben mag, daß 

a) die Absolutoria, des Zugeftändnifies des 
Beklagten BI. — und der erfolgten Ableiftung des 
Bl. — sub — geförmelten delati ungeachtet, auch 
auf den Dotationsanfpruch ſich zu erftreden hat, weil 
durch Herftellung formelle Gewißheit darüber, daß 
innerhalb der Eonceptiongzeit eine fleifchliche Vers 
mifhung zwiſchen den Parteien nicht ftattgefunden 
hat, in Berbindung mit dem Bl. — eingeräumten 
und DI. — durch Taufzeugnig nachgewiefenen Um- 
ftande, daß die Klägerin am 21. Februar 1852 von 
einem Kinde außer ber Ehe entbunden worden, die 
exceptio congressus cum pluribus in Liquidität ge 
fegt worden ift, und 
b) die in der Entfcheibung des Königl. Appella- 

tionsgerichtd BI. — compenfirten Koſten ded Rechts⸗ 
mitteld von ber Verpflichtung zu der Koftenreftirution 
nicht auszunehmen gewefen find, weil die Voraus— 
fegung der Eidesleiftung, welche die Ginwendung ber 
Appellation Bl. — und die darauf erfolgte reforma⸗ 
torifche Entſcheidung zweiter Inſtanz veranlaßt hat, 
nicht eingetreten ift, und es weder der nurerwähnten 
Berufung, noch der nurgebachten zweitinftanzlichen 
Entſcheidung bedurft hätte, wenn bereit6 zu der Zeit, 
zu welcher jene eingelegt und dieſe ertheilt wurde, 
ber nunmehr veränderte Sachfland eingetreten wäre, 
und Gewißheit darüber vorgelegen hätte, daß bie 
duch das Relatum der Klägerin zu verificirende 
Thatſache uneriwiefen bleiben werde (zu vergl. bie 


Berorbnung vom 6. November 1840., Geſ.⸗Samml. 
v. 3. 1840. p. 386.); 


daß zwar der auf Aufhebung ber Bl. — in vim exe- 
eutionis verfügten Gehaltsverfümmerung gerichtete 
Antrag des Beflagten Bl. —, wie fi aus dem Bor- 
ftehenden von ſelbſt ergiebt, geredjtfertigt erſcheint, 
dagegen auf das weitere Anverlangen des lepteren 
Bl. — und — jet. — und —, ed möge 
a) die Klägerin zu Reftitution der fämmtlichen Be— 
träge an Dotation und Alimenten, welche bisher 
im Wege der Erecution von ihm eingetrieben, 
und an fie, die Klägerin, abgeliefert worben 
feien, fowie zu Herausgabe, beziehentlih zu 
GErfage der durch das zeitherige, BI. — gehemmte 
Grecutionsverfahren entftandenen, von ihm eins 
gezogenen Koften, nicht minder 
b) eventuell, d. b. für den Fall des Unvermögens 
der Klägerin, das Gericht, welches den Schwö⸗ 
rungstermin Bl. — abgehalten habe, zu den 
sub a. erwähnten Leiſtungen verurtheilt werben, 
nicht einzugehen geweſen ift, da 
ad a. das gegenwärtige Erkenntniß ſich lediglich 
auf die Entſcheidung über dasjenige Rechtsverhältniß, 
welches durch die erhobene Klage zu dem Gegen- 
ftande des Rechtöftreites gemacht worden, und über 
die durch dieſen Rechtsſtreit veranlaßten Koften zu 
bejchränfen, nicht aber zugleich über Schädenanfprüdhe 
zu entjcheiden hat, die der Beklagte aus einem ganz 
anderen Berpflicitungsgrunde, naͤmlich daraus ab- 
leitet, daß die Klägerin die Rechtökraft des Beſcheides 
Bl. — umd die von ihr nach ihren fpäteren Zuge- 
ftändniffen wider die Wahrheit bewirkte Eidesleiftung 
Bl. — dazu benupt hat, die Einleitung des Erecu- 
tiondverfahrens zu beantragen und auszuwirfen und 
mit Hülfe des lepteren ihn, den Bellagten, zu Zah- 
lungen zu nöthigen, mit denen er eine Nichtſchuld 
berichtigt habe, dem Bellagten vielmehr überlaffen 
bleiben muß, diefe Schädenanfprücdhe mit ber con- 
dietio ob injustam causam, gegen welche ber Klägerin 
das geordnete Gehör nicht verfagt werden darf, auf 
dem ordentlichen Rechtöwege und durch Anftellung 
förmlicher Klage zu verfolgen, während das Unftatt- 
hafte des 
sub b. gedachten Anverlangens eines befonberen 
Nachweifes nicht bedarf; 
enblich 
6. 
daß die Dispofition des vorigen Erfenntniffes BI. —, 
bie Klägerin habe dem Beflagten die durch die neuer- 
liche Differenz; von BI. — an erwachſenen Koften, 
foweit nicht darüber Bl. — entfchieden worden, zu 
erftatten, ſich durch die Erwägung rechtfertigt, daß 
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biefe Differenz und die Rothwendigfeit, diefelbe durch 
zichterliches Erfenntnig zur Erledigung zu bringen, 
durch die Verſchuldung der Klägerin veranlaßt wor- 
den ift, und nicht angenommen werben fann, daß 
der biesfallfige Koſtenaufwand ein wefentlich gerin- 
gerer gewejen fein würde, wenn es ber Bellagte 
vermieden hätte, mit dem der Sache nach auf eine 
unbebingte Entbindung von ber erhobenen Klage 
DI. — und — gerichteten Geſuche den unzuläffigen 
Antrag auf eine fofortige VBerurtheilung der Klägerin 
zu Reftitution derjenigen Beträge zu verbinden, die 
er in Folge des gegen ihn eingeleitet gewefenen Hülfs- 
verfahrens berichtigt hat; 

fo ift e8 bei dem BI. — zu lefenden, am 20. Octos 
ber 1862 publicirten Erfenntniffe mit alleiniger Aus» 
nahme derjenigen Dispofttion, welche die Klägerin 
zu Erftattung der von Bl. — an aufgelaufenen 
Koften, foweit nicht darüber bereits Bl. — eniſchie— 
den worden, verurtheilt hat, und bei welcher es des 
zweiten Gravamens der Klägerin Bl. — ungeachtet 
bewenbet, in theilweifer Berüdjichtigung ber von dem 
Bellagten Bl. — aufgeftellten Befchwerden nicht zu 
laſſen, fondern es hat bei den Erklärungen der Alä- 
gerin Bl. — und — fein Bewenden, und ift die 
nah Bl. — erfolgte Leiftung des Bl. — sub I. 
ertendirten Eides für wirfungslos, das der Klägerin 
BI. — zuerfannte Relatum aber, infoweit damit ber 
felben verftattet worden, eiblich zu erhärten, daß fich 
der Beklagte mit ihr an einem dem Zeittaume vom 
"21. April bis mit 31. Mai 1851 und vom 2. Juni 
bis mit 20. Auguft 1851 angehörigen Tage fleiſchlich 
vermifcht habe, für verfäumt zu achten, derowegen 
nunmehr der Beklagte von ber Bl. — erhobenen 
Klage unbedingt zu entbinden und loszuzählen, auch 
ift ihm die Klägerin die von BI. — bie mit Bl. — 
aufgelaufenen Koften, mit Einfchlufje der durch den 
Schwörungstermin BI. — veranlaßten und der in 
ber Entjcheidung zweiter Inftanz BI. — compenfirten 
Koften, zu erſtatten ſchuldig, ald wodurch zugleich 
die erfte Beſchwerde der Klägerin Bl. — ihre Er- 
ledigung findet. Im Uebrigen ift dem Antrage des 
Beflagten auf Wiederaufhebung der Bl. — erlaffenen 
Hülfsverfügung fattzugeben, und bleibt e8 demſelben 
unbenommen, ben Anſpruch auf Gondicirung ber 
Zahlungen, die er in Folge des gegen ihn eingeleitet 
gewefenen, in Gemaͤßheit der Berorbnung Bl. — 
ſiſtirten Hülfsverfahrens an die Klägerin geleiftet hat, 
fo wie den Anfpruch auf Reftitution der durch biefes 
Hülfsverfahren verurfachten Koften, im georbneten 
Rechtswege auszuführen. 

Die durch die einberichteten Rechtsmittel ent 
ftandenen Koften werben unter den Barteien aufs 
gehoben, da beide Theile remedirt haben, und bie 


Berufung des Bellagten nicht ohne Erfolg geblie- 
ben iſt.“ 
Auch gegen dieſes Erkenntniß appellirten bie 
Parteien, und es erkannte das Königliche Ober- 
appellationsgericht in dem am 29. Januar 1864 
publicitten Erfenntniffe dritter Inftanz: 
„Anlangend die Hauptfache, fo ift die Seiten 
des Bellagten eingewendete Berufung für unzuläffig 
zu erachten. 
Auf der Klägerin Appellation dagegen ift es, mit 
alleinigem Ausſchluſſe der Eompenfation der Koften 
voriger Inftanz, bei welcher es fein Berbleiben hat, 
bei dem gebachten Erfenntnifje ebenfowenig, wie fo 
allenthalben bei der Entfcheidung Bl. — zu laflen; 
es ift vielmehr Klägerin den ihr Bl. — auferlegien, 
teferirten Eid immer noch, jedoch nunmehr in ber 
Maaße, 
daß Bellagter innerhalb des Zeitraums vom 
28. Juni bis zum 20. Auguft 1851 an einem 
von ihre näher zu bezeichnenden Tage mit ihr 
fleifchlich fich vermifcht habe, 

abzuleiften ebenfo befugt, wie andererfeit# verbunden. 

Würde nun Klägerin nurgedachten Eid ſchwören, 
fo hat e8 zwar bei dem, was Bl. — verbunden mit 
Bl. — flg. für den Fall der Ableiftung biefes und 
des an leßtgedachter Actenſtelle zu lefenden zweiten 
Eides in Anfehung der Hauptfache, wie wegen ber 
Proceßkoſten erfannt worden ift, nicht minder bei 
dem nach BI. — bereits eingeleiteten Vollſtreckungö— 
verfahren fein Bewenden, es find jedoch ſolchenfalls 
fämmtlihe von Bl. — an bis Bl. — erwachjenen 
Proceßloſten, einfchlieglic der durch die Requifition 
Bl. — flg. und durch den vor dem Gerichtdamte M. 
abgehaltenen Schwörungstermin aufgelaufenen, zwi⸗ 
chen den Parteien zu compenfiren, wogegen die von 
BI. — an erwachfenen Koften, infoweit darüber nicht 
bereits BI. — rechtskräftig entſchieden worben, Kläs 
gerin dem Bellagten zu erftatten verbunden ift. 

Die Koften gegenwärtiger Inſtanz werben coms 
penfict. 

Entfheidungsgrünbe: 

Anftatt der Klägerin das berfelben auferlegte 
Relatum in der BI. — rechtöfräftig erkannten Maaße 
dahin: 

daß Bellagter innerhalb bed Zeitraums vom 
21. April bis 20. Auguft 1851 mit ihr, der 
Klägerin, fich fleifchlich vermifcht habe, 
der Requifition gemäß abzunehmen, hat befage des 
Beilagefascifels sub — das Gerichtsamt M. fich vers 
anlaßt gefehen, in dem abgehaltenen Schwörungs- 
termine gedachten Eid durch die Hinzufügung der 
Worte: 
„und zwar am 1. Juni 1851” 
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eigenmäcdhtig abzuändern und fomit auf einen ein⸗ 
zigen Tag zu befchränfen. Worauf diefe Maaßregel 
beruht, ob diefelbe vielleicht Durch eine Erklärung der 
Klägerin, wirflih nur einmal und zwar an dem 
oben hervorgehobenen Tage mit Beflagtem fleiſchlich 
ſich eingelaffen gu haben, veranlaßt worben ift, läßt 
ſich aus dem Inhalte des über den Schwörungs- 
termin abgehaltenen ‘Protofolld vom 12. November 
1857 nicht erfehen. Jedenfalls aber würde der mit 
Abhaltung des Termind betraute Actuar aud) unter 
diefer Borausfegung dazu, jene Worte der Eides- 
notul fo ohne Weiteres zu inferiren, fon darum 
nicht befugt gewefen fein, weil Klägerin, wenn fie auf 
einen an fie ergangenen Borhalt auch nur auf den 
angegebenen einzigen Tag des Beifchlafs fi zu bes 
ziehen vermocht hätte, vorausgefegt, Daß derſelbe, wie 
dieſes wirklich der Hall iſt, in die im Eide ausgebrüdte 
Eonceptiondfrift fiel, den Eid immerhin noch ganz fo, 
wie berjelbe erfannt war, leiften fonnte. Die im 
Widerfpruche mit der rechtöfräftigen Entſcheidung 
Seiten des Gerichts beliebte Befchränkung der Eides- 
formel auf einen beftimmten Tag enthält daher augen» 
ſcheinlich einen ungerechtfertigten Eingriff in die 
Parteirechte zum Rachtheile der Klägerin, wie diefes 
ber fpätere Verlauf der Sache deutlih an die Hand 
giebt. 

Mie nämlich durch das Bl. — der vor dem Ges 
richtsamte W. ergangenen Beilageacten sub Rep. — 
im Originale erfichtliche amtliche Zeugniß für con- 
ftatirt erachtet werden muß, daß am 1. Juni 1851 
Beflagter auf dem M—berger Revier mit der Klä- 
gerin den Beifchlaf nicht vollzogen haben fann, weil 
er an diefem Tage in feiner Garnifon 2. ſich befun- 
den und Dienfte geleiftet hat, und erft am 27. Juni 
von dort auf Commando zum Forftfchuge nah M. 
abgegangen ift, fo hat auch Klägerin fpäter nad 
Bl. — und BI. —, ingleichen neuerlih BI. — zus 
gegeben, wie fie bei Ableiftung des Eides infofern 
fich geirrt, als fie in der That am 1. Juni 1851 mit 
dem Beflagten nicht concumbirt habe, wohl aber, wie 
fie fortwährend behauptet, folches zu fpäterer, immer 
noch in die Eonceptiongfrift fallender Zeit gefche- 
ben fei. 

Ob und wieweit Klägerin durch eidliche Erhär- 
tung einer Thatjache, die fie jegt als eine wahrheits- 
widrige felbft bezeichnet, einen leichtfinnigen Falſcheid 
gefhworen hat oder nicht, kann, fo wie die Sache 
liegt, zumal ihr nah Bl. — Abolition zu Theil ges 
worden ift, bahingeftellt bleiben. Denn ſoviel wer 
nigftend beruht außer Zweifel, daß der Eid, welcher 
nad ihrem eigenen Geftändniffe ein wahrheitswidri⸗ 
ger gewefen ift, rechtliche Wirkung für den Proceß 
nicht haben kann. Klägerin geht daher auch offenbar 





viel zu weit, wen fie nach BI. —, unter ber Vers 
ſicherung, wie fie durch das Gericht felbft in jenen 
Irrthum verfegt worden fei, verlangt, daß «8 bei 
der Eibesleifiung zu bewenden habe und alle diejenis 
gen Folgen ohne Weiteres zu ihren Gunſten eintreten 
müßten, welde an die Ableiftung nurgebachten 
Eides und des an zweiter Stelle erkannten delati, 
welches von ihr im Schwörungstermin in ber erfanns 
ten Maaße gefchworen worben ift, in ben Erfennt- 
nifjen Bl. — flg., verbunden mit BL. — flg. gefnüpft 
worden find — ganz abgejehen davon, daß ihr in⸗ 
foweit bereits Rechtskraft entgegenfteht, da fie, weil 
der Gegenftand des Proceffes die appellable Summe 
nicht überfteigt, eine derartige Abänderung des voris 
gen Grfenntnifjes zu ihren Gunften über die Ent 
ſcheidung erfter Inftanz Bl. — flg. hinaus nad 
Maaßgabe $. 18. des Geſetzes sub B., die höheren 
Juſtizbehörden ıc. betreffend, vom 28. Januar 1835 
nidyt einmal verlangen Fönnte. 

Eine andere Frage aber — und dieſe if es 
allein, welche gegenwärtig noch zur Entfcheidung 
vorliegt — ift die, ob Klägerin nunmehr jenes Eides 
ohne Weiteres für verluftig und fomit als fachfällig 
erachtet werden könne. Dieje Frage hat das Ober- 
appellationsgericht, im Gegenfage zu der Auffaffung 
der vorigen Inſtanz, um fo unbedenflicher verneinen 
müffen, je weniger Man fich mit ber in ben Ent» 
fcheidungsgründen BI. — näher entwidelten Anficht 
zu conformiren vermocht hat, als ob Klägerin, weil 
fie den fraglichen Eid unter der von dem Gerichte 
eigenmächtig gewählten Beichränfung geſchworen, an 
Ableitung deſſelben in feiner urfprünglich erfannten 
Allgemeinheit fich verfäumt habe. Denn wenn auch 
der Klägerin, zumal ihr in dem Schwörungstermine 
ein Sadjwalter zur Seite geftanden hat, die Füg— 
lichkeit nicht gefehlt hat, der von dem Gerichte bes 
liebten Eidesbeſchraͤnkung entgegenzutreten, fo läßt 
fih doch darin, daß fie Died unterlaffen bat, noch 
keineswegs eine Berzichtleiftung auf das Recht, den 
Eid in dem rechtskräftig erkannten weiteren Umfange 
zu f[hwören, finden, noch viel weniger aber in Be— 
treff einer Eidesleiftung, welche von dem Gerichte 
ihr gar nicht angefonnen worben ift, ihr mit Grunde 
der Vorwurf des Ungehorfams machen. Deshalb 
würde Man auch jept noch fein Bedenken gefunden 
haben, die Klägerin zu dem erfannten Eide, wenn 
auch felbfiverftändlich mit der Befchränfung, welche 
durch den Inhalt des oben erwähnten amtlichen 
Zeugniffes und beziehentlih durch die neuerlichen 
Geftänpniffe der Klägerin in Anſehung der einfchla- 
genden Zeitperiode bedingt wird, immer noch zuzu⸗ 
laffen, wenn nicht bereitd nach dem Inhalte des 
erften Erfenntnifjes Bl. —, über weldyes hinaus 
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aus den fon oben angegebenen Gründen eine 
Abänderung zu Gunſten der Klägerin nicht mehr 
möglich ift, fo viel bereits rechtöfräftig wider dieſelbe 
entſchieden wäre, daß fte vor der Eidedfeiftung ben 
Tag, an welchem fie innerhalb ber einfchlagenden 
Zeitperiode den Beifchlaf mit dem Bellagten auds 
geübt, zuvörderſt noch bezeichnen und auf ihn den 
Eid fodann richten muß. Infoweit war daher auf 
jene Entfcheidung zurüdzugehen, wobei man, um 
künftigen Mißverftändnifien im Boraus zu begegnen, 
nur noch hervorheben will, wie es felbftverftändlich 
nicht gerade der Angabe eines fpeciellen Kalenders 
tages bebarf, es vielmehr genügt, wenn Klägerin 
den Tag des Beifchlafs nur fonft wie auf eine ers 
fennbare Weife bezeichnet. 


Wie es biernähft — unter der Vorausfegung, 
wenn Klägerin fothanen Eid in der nunmehrigen 
Faſſung ſchwören follte — bei dem bereitö eingelei- 
teten Hülfsverfahren wider den Beklagten zwar be— 
wendet, fo erfcheint dagegen, da baffelbe an ſich als 
verfrüht angefehen werben muß, die Compenfation 
der dadurch veranlaßten Koften nur als billig. 
Daffelbe gilt von den Koften des vorigen Schwö— 
rungstermins, welcher infofern al8 Klägerin in dem— 
felben mindeftend das Bl. — unter IL normirte 
delatum (eine Erception betreffend) in der erfann- 
ten Maaße geidiworen, wenigftend nicht gang bes 
deutungdlos für dad Parteiverhaͤltniß angefehen 
werden fann, ald weshalb man von einer Ueber- 
tragung der betreffenden Koften Gerichtswegen hat 
abjehen können. Dahingegen bewendet es dabei, 
daß Klägerin die Koften der Differenz, welche dies 
felbe durch ihr Berhalten allerdings veranlaft hat, 
dem Gegner zu erflatten hat, eben fo wie bei der 
Bergleihung der Koften voriger Inftanz, inmaaßen 
das von Seiten des Bellagten gegen dieſen Punkt 
allein eingewendbete Rechtsmittel nach $. 18. bes 
obangegogenen Geſetzes sub B., verbunden mit 8.1. 
sub b. des Geſetzes vom 13. Januar 1838 als un- 
zuläffig anzufehen war. 

Die Koften jeiger Inftanz endlich waren ſchon 
wegen bed Wechjeld der Entfcheidungen zu com— 
penfiren.” 


Iſt der Wormunbfchaftärichter berechtigt, Außen- 
fände ded Minorennen unmittelbar und ohne 
Concurrenz bed Vormundes zum Depofitum zu 
übernehmen, und hat eine folde Uebernahme 
liberirende Wirfung für ben zahlenden 
Schuldner? 
Mitgetbeilt von 
Herrn W. in M. 


In einer vor dem Gerichtsamte B. anhängigen 
Widerklagjache hat fih das Königliche Ober— 
appellationsgericht mittelft Exfenntniffes vom 
Monat Januar 1864 über obige Frage conform mit 
der erften Inſtanz und gegen die Anficht des König- 
lichen Appellationsgerichts zu Leipzig folgenbermaaßen 
ausgeſprochen: 

„Es iſt allerdings richtig, daß der Vormund ber 
geſetzliche Vertreter des Unmuͤndigen und in dieſer 
Eigenſchaft nach der Vormundſchaftsordnung vom 
10. October 1782 zunaͤchſt dazu berufen iſt, das 
Vermögen des Unmuͤndigen zu verwalten und bie 
hierauf bezüglichen ge» und außergerichtlichen Ge⸗ 
fchäfte zu beforgen. Allein nad den fpeciellen 
Vorfchriften defielben Geſetzes über die Art und 
Weife, wie diefe Bermögensdverwaltung unter fort 
mwährender Concurrenz der obervormundfchaftlichen 
Behörde zu erfolgen hat, und da ber Bormund in 
allen wichtigeren Angelegenheiten an die Zuftim- 
mung und beziehentlich Anweifung des Vormund⸗ 
fchaftsrichters verwiefen wird, ift die Stellung bes 
Vormundes bei den an biefe Zuftimmung gebunde- 
nen Gefchäften mehr bie eines ausführenden Organes 
für den Richter, als die eines felbfiftändigen Ber 
treters, und es läßt fich bei dergleichen Gefchäften 
nicht annehmen, daß die Thätigkeit der Vormund⸗ 
fchaftöbehörde auf die bloße Prüfung und die Ge- 
nehmigung ober Ablehnung der vom Bormunde bes 
fchloffenen oder beantragten Maaßregeln befchränft 
ſei. So wird namentlih in Anfehung der zum 
Vermögen eines Unmündigen gehörenden baaren 
Gelder der Bormundjcaftsrichter Cap. XV. $. 8. 
der Bormundfchaftsoerbnung ausdrüdlich darauf an- 
gewiefen, auch felbft für die fichere Unterbringung 
und nutzbare Anlegung folder Gelder beforgt zu 
fein. Nicht minder foll, $. 11. ibid., der Vormund 
außenftehende Eapitalien feines Mündels nicht ohne 
Vorbewußt ded Richters fündigen, namentlich aber 
find die Befugniffe des Bormundes in Bezug auf 
die Einhebung ausgelichener Gapitalien und die 
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Ertheilung liberirender Quittung an die Schuldner 
des Minorennen in $. 12. dergeſtalt limitirt, daß 
derfelbe über audgeliehene Eapitalpoften, welche die 
Summe von 100 Thlen. — —- überfteigen, eine 
gültige und liberirende Quittung ohne die unmit- 
telbare Mitwirfung des Bormundfchaftsrichters 
gar nicht ausftellen fann. Wollte man nun auch 
die Worte der Vormundfchaftsordnung Cap. XV. 
$. 12.: „der Schuldner muß von dem Bormunde 
gerichtlich, und zwar von dem Richter, der die Rech— 
nung abnimmt‘, quittirt werden, — nicht auf eine 
von dem Bormundfchaftsrichter felbft, fondern auf 
eine vor biefem Richter ertheilte Quittung beziehen, 
fo ergiebt ſich Doch fowohl aus diefer, als der nach— 
folgenden Beftimmung: „oder von legterem, daß 
bie Bezahlung mit feinem Borbewußt gefchehen, 
unter die Quittung atteftirt werben”, baß nad) dem 
Sinne und Zmwede diefer Dispofition, ber Bormunds 
ſchaftsrichter die Hauptperſon bei dergleichen Quit- 
tungen fein foll. Bei diefem überwiegenden Ein- 
fluß des Richters und der dem Bormunde felbft 
angewiefenen, ganz untergeorbneten Stellung ift nach 
der Meinung des Königlichen Oberappellations- 
gerichts eine an ben Bormundjchaftsrichter felbit zum 
gerichtlichen Depoſito geleiftete und von dieſem ans 
genommene Zahlung eben fo geeignet, den Schuldner 
zu liberiren, ald eine im Beifein des Richters an 
den Bormund bewirkte, und es bedarf zur Gültigfeit 
ber an den erfteren geleifteten Zahlung um fo weni» 
ger der perfönlichen Concurrenz und Genchmigung 
des Vormundes, ald diefer nach der Vormund— 
ſchaftsordnung felbft 8. 12. und 7. Cap. XV. bie 
von ihm vereinnahmten Gelder nicht blos fofort in 
Rechnung zu bringen, fondern auch nach Ermeffen 
und auf Anweiſung des Richters zum Depofttum 
abliefern muß. Wenn übrigens dem Vormunde in 
$. 12. eit. nachgelaffen ift, ausgeliehene Eapitalien 
bis mit 100 Thlen. — —s ohne befondere Ermädh- 
tigung au erheben und zu quitticen, fo folgt hieraus 
noch nicht, daß die Erhebung und Quittung in dies 
fem Falle ausfchließlich durch den Bormund erfolgen 
müßte; vielmehr fann der Vormundſchaftsrichter von 
der ibm rüdfichtlih größerer Beträge auftehenden 
Ermächtigung, die Zahlung zum Depofitum zu for 
dern und anzunehmen, auch bei Heineren Summen 
Gebrauch machen. In diefer Erwägung fommt auch 
im vorliegenden Falle nichts darauf an, daß bie ein— 


gesahlten 200 Thle. — — mehreren Unmünbigen 
gehörten, von denen feiner einen die Summe von 
100 Thlen. —⸗ —« überfteigenden Antheil daran 
hatte, es braucht alfo auch nicht unterfucht zu wers 
den, ob in dergleichen Fällen bei einer dem Vor— 
munde ohne richterlihe Concurrenz geftatteten Ein- 
siehung die den mehreren Minorennen zufommenden 
Einzelnbeträge, oder nicht vielmehr der Gefammt- 
betrag des gleichzeitig für alle Erhobenen maaß- 
gebend fei.” 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen, Dad 2, Stud des Geſetz⸗ und Verorbnungd- 
blattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 1864) 
enthält: No. 10. Decret wegen Beftätigung eines Nadh- 
trag® zu den Statuten des Zwickau-Lugauer Stein- 
fohlenbauvereins, vom 14. Januar 1864. No. 11. 
Befanntmahung zu Ausführung der wegen der Aufe 
bebung des Parochialzwangs in Bezug auf Stolgebühren 
in den gemifchten Parochien des Markgrafthums Ober- 
laufig ergangenen Allerhöchſten Verordnung vom 15. 
Juli 1863, ſowie eine theilweife Abänderung der vom 
Apoftelifchen Virariat unterm 17. Auguft 1855 befannt 
gemachten Ginpfarrung Eatholijcher Confeſſionsverwand · 
ten betreffend, vom 26. Januar 1864. No. 12. Gefeg, 
die Dauer der Schugfrift für gewiffe Werke ver Literatur 
und Kunft gegen unbefugte Nachbildung betreffend, vom 
30. Januar 1864. No. 13. Deeret wegen Beftätigung 
eines Nachtrags zu den Statuten des Steinfohlenbau- 
vereind Gottes Segen zu Lugau, vom 8. Februar 1864. 
No. 14. Gefeg zu Abänderung und Erläuterung einiger 
Beſtimmungen des Gefeged über die Berichtigung von 
Wafferläufen ıc. vom 15. Auguft 1855, vom 9. Februar 
1864. No.15. Deeret wegen Beftätigung der Statuten 
des Vorfhuß- und Gonjumvereind zu Jahnsdorf, vom 
20. Januar 1864. — Letzte Abfendung: am 25. Bebruar 
1864. 


Eodesfälle.. Beftorben: am 29. Februar 1864 
der Gommifftondrath Julius Moritz Vogel in Dred« 
den. 
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Die Rechtsnachfolger eines verſtorbenen socius 
find verbunden, die Verwendung der dem Ver— 
florbenen antheilig zugehörigen Gefellfchafts- 
vermögendftüfe zum Behuf der Dedung von 
Geſellſchaftsſchulden als für fie bindend anzuer- 
kennen. — Unter welcher Boraudfegung ift die 
Befriedigung eined Gläubigerd Seiten des mate- 
tiell infolventen Schuldners als Gratification zu 
betrachten? — Ueber die traditio longa manu, 
traditio symbolica und dad constitutum 
possessorium. _ 


Mitgetheilt von 
Herin ©, in D. 


In der bei dem Gerichtsamte zu P. im Monat 
Juli 1862 von ©. gegen den Gütervertreter in dem 
zu dem Nachlaffe des Kaufmanns K. und zu dem 
Bermögen des Kaufmanns 3. ausgebrochenen Credit⸗ 
wefen erhobenen Klage führt Kläger an, daß er am 
10. Februar und 23. April 1862 die in dem Con— 
fignationsprotofolle in den K.⸗Z. ſchen Eoncursacten, 
fowie in dem der Klage unter R. abfchriftlich bei— 
gefügten Verzeichniſſe sub nr. 436. bis mit 461. 
aufgeführten, nad) der gerichtlichen Berwiegung zus 
fammen 16,597 Pfund wiegende, gerichtlich auf 
1580 Thle. 15 Ngr. —⸗ tarirte Quantität Papier 
ald fein Eigenthum in Anſpruch genommen, der 
Güter und Rechtövertreter des gedachten Grebit- 
wefens aber am 23. April 1862 die Anerkennung 
feines Eigenthumsrechtes an diefen Papieren und bie 
Herausgabe derjelben an ihn verweigert, er, Kläger, 


jedoch gegen die von ihm am 27. Mai und — 
lich 4. Juni 1862 übernommene Verbindlichkeit, im 
Falle feines Unterliegend mit feinem Anſpruche auf 
die gedachten Papiere, deren Tarwerth und Zinfen 
zu 5 Procent alljährlich davon auf die Zeit vom 
24. April 1862 an zu bezahlen, ingleichen gegen die 
von ibm am 27. Mai 1862 deshalb bewirkte pfand- 
weife Depofition der in ber Klagbeifuge Q. verzeidy- 
neten Werthöpapiere und Gelder bei dem Gerichts— 
amte P. mit Genehmigung bed Eoncursverireters 
von dem Concursgerichte die Ausantwortung der 
angegebenen Quantitäten Papier zugefichert erhalten 
habe. 

Unter Eidesantrag über die zur Begründung 
feines Anſpruchs in der Klage angeführten, in den 
Entfheidungsgründen zu den Erfenntniffen erfter 
und zweiter Inſtanz wiebergegebenen fpeciellen That⸗ 
umftände fordert Kläger von bem Bellagten 

1) Anerkennung feines Eigenthumsrechtes an den 
gedachten Quantitäten Papier, ald eines von der 
gegen Depofition des Taxwerthes gefchehenen Uebers 
lafjung derfelben an ihn unabhängigen und ſchon bei 
Eröffnung des Concurſes, namentlich ſchon zur Zeit 
feiner Reclamation derfelben beim Goncurfe beitan- 
denen Rechtes, ferner 

2) Einwilligung in die Rüdgabe der von ihm 
zur Sicherung des Eoncurfes wegen des Tarwerthes 
der fraglichen Papierquantitäten und der Zinfen 
davon deponirten Öegenftände an ihn, fowie 

3) Befreiung von der Verpflichtung zur Erlegung 
bes Tarwerthes des verzeichneten Papiers und Zinfen 
zu 5 Procent alljährlich davon auf die Zeit vom 
24. April 1862 an, und 

4) Erftattung der ge- und außergerichtlichen Koften 
des Procefjes aus der Concurämaffe. 





Der Bellagte beftritt die Schlüffigkeit der Klage, 
fhügte ferner Die exceptio Pauliana vor und referirte 
nad} bewirfter Einlafjung und Antwort auf die Klage 
den ihm angetragenen Eib. 

Nach abgefegtem Berfahren ertheilte das Bezirks: 
gericht zu P. folgendes, am 23. Juli 1863 publi- 
eirtes Erfenntniß: 

%. „Hiernähft, die Hauptfache anlangend, ift 
Kläger 


u 
ben über Einl.-Bunft 5—8. 15—18b. 20b..23. 24. 
angetragenen, ihm zurüdgegebenen Eid dahin: 
daß, wie er nicht anders wife, glaube und 
dafür halte, der verftorbene K., nicht minder 3. 
mit einander verabredet, die Papierfabrication 
und den Papierhandel auf gemeinfcaftliche 
Rechnung und unter ber gemeinfchaftlichen Firma 
„K. & 3." zu betreiben, diefelben auch vor und 
nad dem 1. September 1861 gemeinfchaftlich 
auf gemeinfchaftliche Rechnung nad Errichtung 
der in der Klage gedachten Fabrik Papier darin 
fabrieirt, fowie bereit8 vor dem 1. September 
1861 durch Gircular befannt gemadt, daß fie 
unter jener Firma ein Papierfabricationd» und 
Bapierhandelsgefchäft betrieben; 
b. 


den über Einl.-PBunft 87— 100. 166— 182. 188 — 

203. 235—247. angetragenen, ihm referirten Eid 

in der Maaße: 
wie es in Wahrheit beruhe, daß er in der Zeit 
vom 20. September 1861 bis 15. October 1861 
auf münbliches und fchriftliches Bitten K.'S und 
3.8 die unter a. b. c. d. Bl. — flg. in Abfchrift 
befindlichen vier von dieſen auf ihn gezogenen 
MWechfel durch feine Namensunterfchriften accep⸗ 
tirt und an K. und 3. ausgehändigt, auch daß 
er darauf den erften Wechfel bis zum 22. Januar, 
den anbern bis zum 15. Februar, ben dritten 
bis zum 14. Januar und den vierten bis zum 
16. Januar 1862 um die Summe von beziehent- 
lich 400 Thlen. —⸗ —e, 300 Thlen. —⸗ —», 
200 Thlen. —⸗ — =, 300 Thlen. —» —« von 
den in der Klage gedachten Indoflataren wie 
derum eingelöft habe, demnächft, daß er in der 
erften Hälfte des Monats November 1861 die 
Bl. — flg. unter J. II. IH. IV. in Abſchrift 
befindlichen, von K. und 3. auf ihn gezogenen 
Tratten nach je 500 Thlen. — —⸗ durch feine 
Namensunterfchrift arceptirt und an K. und 3. 
übergeben, und daß er darauf den Wechfel J. 
bis zum 7. März mit 500 Thlın. —⸗ —«, bie 
unter II. III. IV. aber bis zum 11. März 
1862 mit je 500 Thlın. —⸗ —⸗ von ben in 
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der Klage BI. — gedachten Inhabern baar eins 

gelöft habe, 
— nad) Vorlegung ber vorhandenen Driginalien — 
zu fhwören, im Uebrigen den Grund der Klage, fos 
weit foldher ihm bei den Einl.⸗Punkten 106—138. 
205 — 223. 296 — 371. 376 — 385. 394 — 398. 
400—411. 413— 416. 422— 438. 445. 446. 461 
— 459. verneint worben, in breimöchentlicher, vom 
Tage ber Leiſtung bes unter a. geförmelten Eides an 
zu berechnenden Friſt, Beflagtem der Gegenbeweig, 
auch die Eidesdelation, fowie beiden Theilen andere 
rechtliche Rothdurft vorbehältlih, wie Recht zu er 
weiſen ſchuldig, ferner darauf in der Hauptfache und 
der Koften halber zu ergehen, was Recht if. Es 
bleibt jedoch die Leiſtung des Eides unter b. und die 
Entfcheidung über den bei Einl.-PBunft 417—420. 
439 — 444. 445— 450. angetragenen und referirten 
Eid bis zum Haupterfenntnig nach geführtem Beweiſe 
ausgeſetzt. 

Entſcheidungsgründe: 

Mittelſt der vorliegenden, theils auf Eid, theils 
auf Beweis geſtellten Klage Bl. — wird von dem 
Gütervertreter in dem zum Nachlaſſe K.'s und zum 
Vermögen Z.'s ausgebrochenen Schuldenweſen die 
Anerkennung des Eigenthumsrechtes an den in 
der Klagbeilage R. Bl. — verzeichneten Quantitaͤten 
Papiere, daneben die Einwilligung in Ruͤckgabe 
ber wegen bed Tarwerthes jener Papiere und der 
Zinſen davon nach der Klagbeifuge Q. Bl. — depo⸗ 
nirten Gegenftände und die Entbindung von der 
Berpflihtung zu Erlegung des Tarwerthes ber 
fraglichen Papiere nebſt Zinfen davon geforbert. 
Es find insbefondere vier Gefichtöpunfte feftzuhalten, 
nad welchen Kläger feinen Anfpruch begründen zu 
fönnen glaubt, nämlich 

A. das zwifchen K. und 3. beftandene Rechts- 
verhältniß und befien Fortbeftand nach des Erfteren 
Ableben gegenüber 3. und den Erben K.s, 

B. das Schuldverhältniß K.'s und 3.8 dem Klä⸗— 
ger gegenüber, 

C. die Bigilanz und Maaßnahmen des Legteren 
wegen Dedung feiner Anfprüche und fein zufolge 
jener behauptlich erlangtes Eigenthumsrecht an ben 
fraglichen Quantitäten ‘Bapier, und 

D. die Berbindlichkeit 3.8 und der verw. K. 
resp. bed Ereditwefens zur Befriedigung Klägers. 

Zu A. 
beruht auf Geſtaͤndniß des Beflagten, daß K. und 3. 
in den Jahren 1859 und 1860 in M. gemeinjchaft- 
lich eine Mafchinenpapierfabrif errichtet (Einl.-Pft.4.) 
und daß biefelben zu Befchaffung der erforberlichen 
Geldmittel mittelft öffentlich befannt gemachten ges 
meinfchaftlichen Beſchluſſes gemeinſchaftlich 50,000 





Thlr. — — in Einzeldarlehnen aufzunehmen gefucht 
und hierunter Einladungen der Bl. — unter A, ge 
dachten Act und ferner Darlehnöverträge der BI. — 
unter C. D. beregten Art ausgegeben und Darlehne 
aufgenommen. 

Aus diefen Einladungen und Darlehnsverträgen 
ſelbſt it eben auch nur fo viel abzunehmen, daß der 
Erfauf ber betreffenden Immobilien, die Anlegung 
einer ‘Bapierfabrif und deren Betreibung ald gemein» 
ſchaftliches Unternehmen ſich darftelle. 

Run ift zwar richtig, daß gemeinſchaftliche Be- 
treibung eines beftimmten Gewerbes zu gemeinfamem 
Gewinn der unbeftimmt obligatorifchen Gewerbgeſell⸗ 
ſchaft wefentlich ift, allein um durch die Handlungen 
eines einzelnen Genoſſen die übrigen zu verpflichten, 
mithin folidarifche Haftverbindlichfeit herbeizuführen, 
ift ein weiteres Kennzeichen nöthig, die Firma, 
worin bie Erklärung liegt, daß fie diejenigen Geſchaͤfte, 
welche Einer aus ihren Mitteln unter dieſem Namen 
machen werde, als Gefchäfte der Geſellſchaft anjehen 
wolle. 

Treitfchke, Lehre von ber Gewerbegefellichaft, 
$.3.11. 

Wochenblatt für merfwürbige Rechtsfälle, 1855. 
©. 272. 

Nach diefer legtern Richtung ift denn auch in den 
Anführungen der Klage genüglih Bezugnahme zu 
finden, wo es heißt, „daß K. und 3. bie von ihnen 
auf gemeinfchaftlihe Rechnung unter der gemein» 
f&haftlichen Firma jenes Namens zu bewirfende Be- 
treibung der Papierfabrication und des Papierhan- 
dels mit einander verabredet und Klägern davon in 
Kenntniß gefegt, daß fie vor und nach dem 1. Sep- 
tember 1861 auf gemeinfchaftlihe Rechnung unter 
ber Firma K. und 3. Papier fabricirt und Handel 
mit Papier betrieben, und daß fie bereitd vor dem 
September 1861 dies durch Eireular befannt gemacht 
und einer den andern von ihnen als feinen Eoni« 
pagnon vorgeftellt und mit ihm gemeinfchaftlich unter 
obiger Zeichnung Holzfaufs- und Wechfelgefchäfte 
abgeſchloſſen hätten“. 

Diefe vorerwähnten, allentbalben auf Eidesbela- 
tion beruhenden Behauptungen, indem das nad 
Einl.»Bunft 18d. bis 20a. auf Beweis ſtehende 
Anführen nur zur verftärfenden Unterftügung ber 
vorherigen Behauptungen dienen follen, und eine 
unftattbafte Gumulation der Beweismittel nicht an- 
zunehmen fleht, ohnehin, da der Eid referirt worden, 
find von Bellagtem bei den Einl.»:Bunften 5—8. 
15--18b. 20 b. 23. 24. mit Nichtwiffen beantwortet 
und wenigftens zum Theil für den Eidesantrag uns 
geeignet bezeichnet worden. Diefer lepteren Meinung 

ift jedoch nicht beigupflichten, indem das Anführen, 
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„es fel unter der Firma K. und 3. von biefen in ber 
von ihnen errichteten Fabrif Papier fabrieirt und 
Handel damit betrieben worden”, die für ben Eides- 
antrag nöthige thatfädhliche Beftimmtheit um jo mehr, 
ald auf eine ausdrüdliche Verabredung der Bethei- 
ligten Bezug genommen, mithin ein bloßes factum 
internum nicht in Frage fteht, befigt, eine Annahme, 
welche auch duch eine Entjcheivung des oberften 
Gerichtshofes 
vergl. Wochenblatt für merkw. Redhtöf., 1855. 
©. 272. 
vollftändige Unterflügung findet. Deshalb ift es 
unbedenklich geweſen, diefen Klagtheil von einem 
Seiten des Klägers zu leiftenden Eid abhängig zu 
machen. 

Denn wenn man auch in ben auf Beweis flehen- 
den Worten der Klage (Einl.»Pft.21a.— 22.), „daß 
K. und 3. fon unterm 24. December 1860 vom 
Rathe zu Dresden unter der Birma K. & 3. ein 
Papiergroffogefhäft zu betreiben Erlaubniß erhalten 
und bie Firma bereits im December 1860 in bie 
Firmenrolle der Leipziger Börfe eingetragen worben”, 
den Abſchluß eines Gefellihaftsvertrages, wie aller 
dings aus concludenten Handlungen zuläffig, 

Annalen des König. Oberappellationdgerichts, 

Br. IV. ©. 478. 

zu folgern geneigt fein wollte, da faum zu beſtreiten, 
daß hierzu Vorgänge, wie das vorhin erwähnte Con⸗ 
ceffiondgefuch, die Anzeige bei der Börfe, die errich⸗ 
tete Fabrik, fowie die Ausgabe ber obgedadjten Eins 
ladungen und Darlehnsverträge füglich zu rechnen 
wären, fo find gleichwohl diefe Momente nicht anges 
than, einen feften Schluß darauf zu ziehen, daß das 
dermalen in Frage ftehende Gefhäft einen Zweig 
des in Dresden nur beſtandenen Papierhandels«- 
geichäfts gebildet, und beide als eins zu betrachten 
feien, fo fehr auch die Errichtung einer conneren 
Fabrik die weiter fundgegebene Vereinigung zu mer⸗ 
fantilifchen Zweden zu involviren fcheint. 

Es ift aber an der unbedingten Nothwendigfeit 
bes Nachweifes der wirklichen Eriftenz einer offenen 
Hanbelögefellichaft hier um fo ftrenger feftzuhalten, 
als davon allein die weitere Frage über die ſolida⸗ 
rifche Haftverbindlichkeit der Theilhaber abhängt. 
Wie nämlich ſchon oben angedeutet worden, ift dieſe 
legtere Berpflichtung nur auf die Theilhaber firmir- 
ter Handlungsgejelichaften zu befchränfen, wobei 
es gleichgültig, ob nur einer oder einige der Handels⸗ 
gefellfchafter im Namen ber Firma mit dritten Per- 
fonen contrahirt oder ob alle Theilhaber den Vertrag 
gleichzeitig im Ramen der Firma abgeſchloſſen; 

Zeitfchrift für Nechtspfl. u. Berw., Bd. XIV, 
4. 5. 71. Bv. XVIL 310. Bv. XXL 251. 





Wochenblatt für merfw. Rechtöf. 1847. ©. 366. 
1865. ©. 272. 

Annalen, Bd. I. ©. 225. 
eben fo unbefttitten ift, daß Theilnehmer an einem 
Fabrifunternehmen den sociis gleichftehen und meh— 
rere diefer präfumtiv Miteigenthümer des gefammten 
Vermögens zu gleichen Antheilen find, 

Zeitfhrift für Rectspfl, u. Berw., Bd. XI. 

S. 463. Br. XVII. ©. 309. 

Wochenblatt für merfw. Recisf., 1842. ©. 96. 

1851. ©. 223. 
als wodurch zugleich; das von Beklagtem in der An- 
merfung 1. und 2. zu Einl.-Bunft 70. Angeregte 
Erledigung findet. Demnähft ift es Rechtens, daß 
jeder einzelne Theilnehmer einer offnen Handels— 
gefellfchaft, indem er präfumtiv Firmaführer, und 
jeder Firmaführer präfumtiv Bevollmächtigter derſel⸗ 
ben ift, 

Treitſchke, $. 59. 
zur folivarifchen Vertretung der Handlungsſchulden 
verpflichtet, eventuell der socius, für den der andere 
bezahlt, ex negotiorum gestione zur Reftitution ges 
halten ift. 

Wochenblatt für merkw. Rechisf., 1845. ©. 30. 
Run wird zwar durch den Tod eines der Theilhaber, 
wie insbefondere in vorliegender Rechtsjache bezüglich 
des am 21. Januar 1862 verftorbenen K. in Frage 
fommt, die Societät aufgehoben, allein die Gefell- 
ſchaftsſchulden find forthin gemeinfchaftlich zu bezah⸗ 
fen: „Omne aes alienum, quod manente societate 
contractum est, de communi solvendum est, licet 
posteaquam societas distracta est solutum sit.“ 

fr. 27. 28. D. pro socio. 
und nur das Societätsverhältmiß felbit vererbt ſich 
nicht, foweit nicht die Erben befondere Aufnahme 
gefunden, welchenfalls fie in die Verpflichtungen 
ihres Erblaffers eintreten. Immer aber tritt der Erbe 
auch in jenem Falle in die Rechte und Verbindlich 
feiten ein, bie der verftorbene Geſellſchafter ſchon er 
worben und auf fich hatte, wo aljo ſchon actio nata 
vorhanden war, ſei es dem Geſellſchafter oder einem 
Fremden gegenüber. 

Glück, Erläut. der Pand., XV. ©. 472. 476. 

Gurtius, Handb. des Eivilrechts, IV. ©. 211. 

Sintenis, praft. Civilrecht, II. S. 705. 711. 

Treitſchke, 88. 81. 83. 90. 

Rad diefer Darlegung ift felbft der weitern auf 
Beweis ftehenden Ausführung in der Klage, daß 
auch zwifchen K. und 3. eine ausdrückliche Ber- 
abredung über gegenfeitige Ermächtigung zu Abſchlie⸗ 
fung von Rechtögefchäften und dahin getroffen wor» 
den, daß nach Ableben des Erftern der Legtere mit 
der Ehefrau jenes ihr gemeinfhaftlihes Geſchaͤft 
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fortführen folle und daß biefe dies ausbrüdlich ge— 
nehmigt — was übrigens Bellagter bei Einl.Punkt 
36— 75. in Abrede geftellt — ein befonderer Einfluß 
nicht beizulegen. Ebenfowenig ift die Ertendirung 
eines Eides auf die in Einl.-PBunft 29— 35. vor 
geftellte Thatfache geboten. 

Selbftverftändlih übrigens ift, daß, wie alle 
Gefellichafter für die Handlungen eines Einzelnen, 
die er früher oder während der Dauer der Societät 
für diefe vorzunehmen befugt gewefen, dann zu haf⸗ 
ten gehalten find, wenn die Trennung ihrer Berbin- 
dung nicht öffentlich oder demjenigen, mit welchem 
eontrahirt war, nicht befannt gemacht worben ift, 

Treitichfe, $. 9. 
jedenfall auch ein socius die bis zur Beendigung 
des Gejchäfts der Theilung fällig werdenden Schul 
den zu tilgen berechtigt bleibt (Treitſchke, $. 81.). 
Hat man den Fall formellen Eoncurfes vor Augen, 
der namentlich hier zu K.'s und 3.8 Vermögen aus 
gebrochen, fo hört allerdings mit defien Ausbruche 
die Sorietät auf und das Gefellfchaftsvermögen wirb 
für die Gläubiger in Befchlag genommen. Es wirb 
diefes nach feinem Beftande zu diefer Zeit getheilt, 
beteht aber aus dem Activbeftande, ber nach Abzug 
aller biß zu dem Ausbruche des Concurſes betagten 
und verfallenen, wenn auch noch nicht bezahlten 
Schulden übrig bleibt. 

Was ferner die von einem materiell infol 
venten Schuldner geleiftete Zahlung — welcher die 
Hingabe von Sachen völlig gleih zu achten — 
anlangt, fo ift zunächft vorauszufchiden, dag im All 
gemeinen auch von einem Schuldner, deſſen Paſſiva 
fein Activvermögen überfteigen, fo lange ihm nicht 
durch Ausbruch formellen Concurſes das Verfuͤgungs⸗ 
recht über feine Habe entzogen worden, Zahlung ans 
zunehmen geftattet ift, felbft wenn der Gläubiger den 
infolventen Zuftand des Zahlenden gefannt. Dagegen 
läßt ſich die hieran fich reihende Frage, unter welchen 
Borausfegungen dennoch eine ſolche Befriedigung 
als Gratification anzufehen und die Reſciſſion der 
Zahlung geltend gemacht werben fünne, dahin beant« 
worten, daß der durch einen derartigen Act benadh« 
theiligte Gläubiger oder auch nad Eröffnung for 
mellen Goncurfes ber beftellte Gütervertreter jene 
mit Erfolg anfechten fann, wenn entweder bie 
Forderung des gebedten Gläubigers unbegründet, 
und noch nicht fällig oder aber durch deren Zahlung 
(Deckung, Sicherftellung) andere Gläubiger benach⸗ 
theiligt worden find, welche bei Berfolgung ihrer 
Anfprüche diefelbe oder eine größere Bigilanz bewies 
fen haben, und in dieſem leßteren Halle find es nur 
bie vigilanten Forberungsinhaber, welche bes 
nachtheiligt erfcheinen. 





Günther, der Concurs der Gläubiger, S. 8 fig. 
Wochenblatt x., 1848. ©. 62. 130. 1855. 
S. 130. 

Zeitfchrift ıc., XIII. ©. 455. XXI. ©. 308. 
Deshalb liegt dem Gläubiger, der eine Zahlung von 
einem materiell infolventen- Schuldner angenommen, 
der Beweis der Eriftenz feiner Forderung und der 
Fälligkeit derfelben ob. Ob und inwieweit vorftehende 
Grundfäge bei Entfcheidung vorliegender Rechtsſache 
Anwendung zu finden haben, wird ſich nach ‘Prüfung 
des weiteren Rlaganführens ergeben. 

3u B. 

geht Klägers Vorbringen dahin, daß er in der Zeit 
vom 20. September bis 15. October 1861 — ohne 
daß K. und 3., oder beiden zufammen an ihn eine 
Forderung zugeftanden — auf deren Bitten die unter 
a. b. c. d. Bl. — in Abſchrift und auch im Drigis 
nale vorhandenen, von jenen unterfchriebenen Wechſel 
acceptirt, dieſe foldhe weiter begeben, darauf noch 
vor dem 11. Januar 1862 zufammen 1200 Thlr. 
— —s erhalten und er, Kläger, auf erfolgte Weiter- 
begebung der Wechfel fie um legigebachten Betrag 
eingelöft, und daß er ferner — unter gleichem Bers 
hältniffe — in der erften Hälfte des November 1861 
bie unter L. IL. III. IV. Bl. — abfchriftlih und im 
Driginale befindlichen, von K. und 3. auf ihn ge 
zogenen Tratten acceptirt und biefelben, nachdem 
jene die Baluta für fi) erhoben, mit zufammen 
2000 Thlen. —⸗ —» bis zum 11. März 1862 ein- 
gelöf habe. Hieran iſt das fernere Anführen ges 
fnüpft, daß zwar K. und 3. befage befonderer Ber- 
einbarung zu feiner Dedung ihm eine Tratte über 
2000 Thlr. — —- und zwei Wechfel über zufammen 
1200 Thle. — — mit dem Berfprechen zur Ein- 
löfung übergeben hätten, daß aber auf erfolgte Praͤ⸗ 
fentation die Einlöfung feines Wechfels erfolgt fei. 

Alle diefe Anführungen find übrigens im Wefent- 
lichen auf Eidesvelation geftellt, von Bellagtem beim 
Einl.»PBuntt 87—282. mit Richtwiſſen beantwortet 
und haben namentlich die Einwendung hervorgerufen, 
daß die obberegte Acceptation der Wechfel auf Grund 
eines zwifchen Klägerm einerfeits, fowie K. und 3. 
andererfeitö beftandenen Schuldverhaͤltniſſes erfolgt 
fei, daß es daher Sache Klägers gewefen, zu beweis 
fen, wie er jener Wechfelacceptation ungeachtet nichts 
ſchulde, daß im Uebrigen die Acceptation eines Wech⸗ 
feld nichts als das Verfprechen, die Baluta für den 
Ausfteller an eine dritte Perfon zu zahlen, enthalte, 
nicht aber geeignet ſei, eine Forderung des Acceptan⸗ 
ten gegen den Auöfteller zu begründen, und daß, 
was die erft im März 1862 erfolgte Einlöfung der 
Wechſel angehe, darnach Klägerm vor dieſer Ein- 
löfung und namentlid) am 9, Februar eine Forbes 
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zung von 2000 Thlen. —⸗ —⸗ gegen 8. und 3: 
nicht zugeftanden habe (Anmerkung zu Einl.Punkt 
105. 249. 250. 281.). 

In diefer Beziehung kann nun zwar dem Beklag⸗ 
ten zugegeben werben, daß die Ausftellung und Aus— 
händigung einer Schulbverfchreibung ein Beweis- 
mittel ‚für die contrabirte Schuld abzugeben geeignet 
it, allein diefe Präfumtion it auf Wechſel, nament- 
lich wo die Acceptation eines folhen in Frage ſteht, 
ficher nicht anzuwenden. Wie ed daher, um eine 
Verbindlichkeit für Jemand abzuleiten, ſtets auf das 
zu Grunde liegende rechtliche Gefchäft ankommt, fo 
if, namentlih was das Verhaͤltniß bei Wechjeln 
angeht, zwar nicht zu beftreiten, daß der Ausſteller 
feinem Acceptanten wechfelmäßig nicht verbindlich ift, 
daß dagegen immer der Acceptant gegen den Zieher 
in dem Berhältniffe eines Mandatars zu einem Auf⸗ 
traggeber fteht, und es feinem Zweifel unterliegt, daß 
der Acceptant, ala der Zahler des Wechfeld, die actio 
mandati contraria wider den Ausfteller habe, wenn 
er eine auf ihm gezogene Tratte nach dem Accepte 
aus feinem Vermögen eingelöft, ohne Baluta von 
dem Ausfteller in Händen zu haben, 

Wochenblatt für merfw. Rechtsf. 1845. ©. 334. 
woher ed auch fommt, daß, da der Ausgeber dem 
Acceptanten dafür einzuftehen, was diefer in Befol- 
gung der Acceptation leiften müffen, mit Ziehung 
des Mcceptes dem Bezogenen der Betrag des auf ihn 
entnommenen Wechfeld in faufmännifchen Büchern 
gutgefchrieben und ald Activum aufgeführt zu wer» 
den pflegt. 

Archiv für Wechfelreht, IX. ©. 342. 395. 
Deshalb ift keineswegs zu folgern, daß der Acceptant, 
wenn er auch durch fein Zahlungsverfprechen zur 
Einlöfung des Wechſels verhaftet ift, der Schuldner 
des Ausftellers fei, vielmehr find bei der ohnehin 
nur formellen Natur des Wechfels Berhältniffe denk⸗ 
bar, wo auf Seiten einer jener Perſonen ein Schuld» 
verhältnig nicht vorliegt. Es laͤßt fi daher auch 
nicht behaupten, Kläger habe den Beweis dafür, da 
die von ihm angeführte Bewandtniß, wornad er 
nichts gefchuldet, zu Übernehmen, indem bie Roth— 
wenbigfeit verneinenden Beweifes nur eintritt, wenn 
das Recht, welches von der einen ‘Partei in Anfpruch 
genommen wird, in feiner Entftehung vom Nichtfein 
einer Thatfache abhängt, 

Annalen, Bd. II. S. 361. 
died aber nach vorflehenden Grundbfägen bier nicht 
behauptet werben mag. Auf Seiten Bellagtens liegt 
eine Einrede in Form eines bloßen Ableugnens vor, 
um dadurch der Laft ded Beweiſes zu entgehen, und 
wenn auch Kläger zu mehrerer Sicherheit feines 
Gefuches der Ausflucht des Bellagten fchon im Vor— 
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aus in ber Klage das Nöthige entgegenſetzen kann, 
fo wird doch diefe Replif dadurch nicht Theil des 
eigentlichen Klaggrundes, gehört nicht zur Begrün- 
dung ber Rechtöanforberung und Beklagter wird nicht 
vom Beweife befreit. 
Weber, über die Verbindlichleit zur Beweisfüh- 
tung, ed. IL $$. 11. 34. 38. und ©. 273. 
296 


Zum Klaggrunde gehören nur diejenigen Behaup- 
tungen, welche erforderlich find, um bie Entftehung 
der geflagten Forderung zu begründen. Durch bie 
erfolgte Acceptation eines Wechſels und deſſen Bällig- 
feit, wenn ſolche erwiefen, hat aber Kläger fein Recht 
ober feine Forderung gerechtfertigt, feinen Forbes 
rungetitel dargethan, und fteht ihm die vom Beweife 
befteiende Bermuthung zur Seite, daß der Ausfleller 
des Wechſels ihm verbindlich geworben fei. Die 
Wechſel felbft find zum 8. Februar 1862 zahlbar ger 
wefen und durch eine Eidesleiftung über die Eriftenz 
ber in Rede ſtehenden Wechſel wird zugleich der Klaͤ⸗ 
ger von dem Beweife der Affirmative, daß biefelben 
fällig gewefen, befreit. 

Hiernach allenthalben hat ſich der bem Kläger 
aufzuerlegende Eid auf die Einl-Punkte 87— 100. 
166— 182. 188— 203. 235— 247. zu befchränfen, 
wogegen rüdfichtlich des Übrigen thatjädhlichen An⸗ 
führens der Klage bei Einl.-PBunft 106— 138. 205 
—223., da ſolches von Bellagtem ebenfalls verneint 
worden, und zum Beweife audgefept worden, Klägerm 
die Verbindlichkeit zu legterem obliegt. 

Nach obigen über das Vorbringen einer Replik 
bargelegten Principien erfcheint e8 Dagegen bebenflich, 
auf den über Einl.-Bunft 249 — 293. angetragenen 
Eid zurädzugehen, ba offenbar die darin enthaltenen 
Umftände in eine von Bellagtem zu erwarten ge 
weſene Ausflucht der Zahlung übergreifen und bie 
Befreiung von einem biedfallfigen Beweije auch da- 
durh, daß nah Obigem dem Kläger nad) Lage der 
Sade der Nachweis einer Nichtſchuld füglih nicht 
anzuſinnen iſt, gerechtfertigt wird. 

Zu O. 
iſt die Klage darauf gerichtet, daß — nachdem der 
verſtorbene K. ſchon im Jahre 1862 und ſpaͤter gegen 
3. geſagt, der Kläger müffe betreffs feiner Anforde⸗ 
rungen an fie Beide auf alle Bälle gededt werben, 
und er, 3., möge dafür forgen, als womit derjelbe 
auch fein Einverftändniß erflärt habe — Kläger ih am 
9. Februar 1862 nach K. begeben, um irgend welche 
Dedung zu erlangen, daß ihm auch an diefem Tage 
dort 3. die in der Beifuge R. Bl. — aufgeführten 
Papiere nach Ballen bezüglich Eentnern um den in 
der Klage ausgeworfenen Preis verfauft, indem 3. 
mit ihm verabredet, daß diefe Papiere zur anıheiligen 





Dedung ber ihm an 3. und K.'s Nachlaß zuſte⸗ 
henden fälligen Wechfelforberungen dienen und ber 
Kaufpreis ald durch Rachlaffung einer entſprechenden 
Summe von biefen Forderungen gewährt betradhtet 
werben und deshalb die Wechfel über 500 Thlr. 
—⸗ —⸗, tefp. 700 Ihle. —⸗ —⸗ gegen Vebergabe 
der ihm verfauften Papiere von ihm zurüdgege- 
ben werben follten, daß er auf die Aufforderung 
3.8, die Papiere zu übernehmen, fo daß es biefer 
geſehen, jeden einzelnen Haufen und jebe einzelne 
Rolle des ihm verkauften Papieres übernommen, bes 
rührt und zum Zeichen feiner Befipergreifung daran, 
für welche diefe Handlung nach ausbrüdlicher Erflä- 
rung 3.'8 gelten follen, jeden Haufen, beziehentlich 
jede Rolle des Papiers mit dem Buchftaben S., resp. 
mit einem Strich durch Kreide bezeichnet habe, daß 
darauf die Räumlichkeiten, worin das Papier fich bes 
funden, zugefchloffen, und ihm ber Schlüffel dazu über« 
geben worden, daß er aber fobann biefen dem 3. mit 
der Erklärung zurüdgegeben habe, er möge den Schlüfs 
fel einftweilen für ihn aufheben, er befige denfelben in 
feinem Namen, das Papier fei nun fein, und daß 3. ben 
Schlüffel unter der ausdrücklichen Erklärung, ihn für 
Klägern aufheben zu wollen, an fi} genommen habe, 
daß darauf der Wittwe K.'s das Vorgegangene mit« 
getheilt, das Document unter U. Bl. — aufgefept, von 
3. unterfchrieben und ihm übergeben, auch dabei von 
3. erklärt worden, daß bem Kläger das übergebene 
Papier von ihm als Affocie des verftorbenen K. für defs 
fen und feine, 3.’8, gemeinfchaftliche Firma für die dem 
Kläger zuſtehenden Wechfelforderungen verkauft und 
übergeben fein folle, daß fich die verw. K. mit dieſer 
Erflärung und mit dem Berfaufe und der Uebergabe 
ausdrüdlich einverftanden erflärt und daß er, Kläger, 
mit biefer und 3. befprochen, baß nädhfter Tage das 
verkaufte Papier behufs der Ausmittlung der Geſammt⸗ 
höhe des Kaufpreifes verwogen werben und das ſich 
dabei ergebende Gewicht bafür maaßgebend fein folle, 
daß auch in den nachſten 6 Tagen darauf dieſe Ber« 
wiegung flattgefunden, mobei fich ein auch von ihm 
verwilligter Kaufpreis von 1835 Thlrn. 4 Nor. 2 Pf. 
herausgeftellt und daß dabei das Papier wiederum 
mit Kreide durch Buchftaben S. bezeichnet worden. 

Hieran ift die Bemerkung gefnüpft, daß jener 
erfte Borgang gefchehen fei, ehe das vom Gericht 
erlaffene allgemeine Veräußerungsverbot vom 9. Fe⸗ 
bruar 1862 dem 3. oder der verw. K. behändigt 
worben fei. 

Bon vorfiehendem Anführen fteht die im Eingange 
erwähnte angebliche Erklärung 8.8, ferner die Er 
mittlung des Gewichts des ‘Papiers und die erfolgte 
Quittirung der legterwähnten Wechfel auf Eid, wos 
gegen im Uebrigen die Klage zum Beweis ausdgefept 





if. Beklagter hat dagegen alle Thatumftände bei 
Einl.⸗Punkt 76a — 83. 294 — 444. mit Nichtwiffen 
beantwortet. 

Diefe felbft hat Bellagter zum Gegenftand befon- 
derer Angriffe gemacht, indem behauptet wird, eins 
mal, daß 3. zur Zeit jenes Vertrags bereitd materiell 
infolvent gewefen, daher dem Kläger die exceptio 
Pauliana entgegenftehe (Anmerf. zum Einl.-Pft. 328.), 
fodann, daß der erwähnte Act der Uebergabe zu 
Uebertragung des Beſitzes nicht geeignet fei (Anmerf. 
zu Einl.-Pit. 340. 366. 360. 371. 378. '893.). 

Bei Prüfung der Rechtsbeftändigfeit des gefche- 
henen Beräußerungsactes ift von Folgendem auszu⸗ 
gehen: 

Es entſteht zunächft Die Frage, ob. eine einfache 
datio in solutum ober ein Kauf vorliege. Jene 
würde es fein, wenn e8 ſich um bie Ueberlaſſung ber 
Bapierquantitäten für die feagliche Schuld, ohne daß 
über den Preis, zu welchem jene an Zahlungsftatt, 
zu Tilgung der Schuld angenommen werben follen, 
etwas ausgemacht worden wäre, wobei eine Ber 
wandtſchaft mit dem Kaufe nur infofern hervortritt, 
ald die an Zahlungsftatt gegebene Sache für einen 
Preis, nämlich den Betrag der Forderung, die dadurch 
abgemacht werden foll, überlafien wird. Dagegen 
liegt dann, wenn zwar in der Abſicht, eine Schuld 
zu tilgen, eine Sache dem Gläubiger übergeben, 
jedoch über den Preis der Sade ein Ablfommen 
getroffen worden ift, feine datio in solutum im eigent« 
lichen Sinne des Worte, fondern ein zu dem Ende, 
daß der für die Sache beftimmte Kaufpreis auf die 
vorhandene Schuld abgerechnet werden fol, gefchlof- 
fener Kauf vor. 

Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Berw., Bo. XIV. 
©. 81. Bd. XIX. ©. 537. 

Wochenblatt für merfwürbige Rechtöfälle, 1861. 
©. 28. 

Diefer Ieptere Fall ift nach Inhalt der Klage 
DI. — hier vorhanden. Dur die Einigung ber 
Intereffenten über den Gegenſtand und ben ‘Preis 
iſt der Vertrag, der Kauf, felbft perfect geworben, 
indem bie fpäter erfolgte Berwiegung nur die von 
der Perfection wohl zu unterfcheidende Eonfumation 
bes Kaufvertragd betrifft. Wollte man fogar nad 
Inhalt des Bekenntniffes unter U. BL. — einen nur 
nad Zahl, Maaß und Gewicht abgefchloffenen Kauf 
fubitituiven, fo würde auch dadurch an der Perfection 
nicht8 geändert werben, ba bann ber Vertrag nur 
binfictlich der Uebertragung der Gefahr ald ein ſus⸗ 
penfiv bedingtes Geſchaͤft zu betrachten wäre. 

Zeitfchrift für NRectspfl. u. Berw., Bd. XIX, 

&. 417. 
Annalen, Br. IV. ©. 116. 
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Demnähft ift das Vorhandenfein der zum Kaufe 
erforderlichen weiteren Handlung, des tradere rem 
emtori, mit Grund Rechtens nicht zu beweifeln. 
Selbft abgefehen von dem Belenntniffe 3.8 DI. —, 
wenn man dies als ein unbefchiwornes Privatzeugniß 
für einflußlos bezeichnen wollte, liegen für die Ans 
nahme einer wirklich erfolgten Uebergabe verfchledene 
thatfächliche Momente, deren Erweis vorausgefept, 
vor, Bor Allem nämlich ift, der Erweis des Punk⸗ 
tes A. vorausgefept, daran feftzuhalten, daß ber 
Tradent 3. handlungsfähig und zur Uebergabe ber 
techtigt erfchienen, daß jener und der Empfänger im 
Zwede der Uebergabe übereingeftimmt, und ein an 
fi gefeplich erlaubtes Gefchäft vorausgegangen ift. 

Die einfachite Art der Uebergabe ift nun bie, 
wodurch die Waare aus dem förperlichen Befige des 
Verkäufers fofort in den des Käufers libergeht, fei 
ed, daß Verkäufer Heine Gegenftände dem Käufer in 
die Hände gebe, oder daß er ihm geftatte, größere 
aus feinem Bewahrfam in den ded Käufers zu ſchaffen. 
Zu der Empfangnahme ift Käufer verpflichtet und 
fümmert Berfäufern es nicht, auf welche Weiſe Käufer 
diefe Empfangnahme bewerfftelligen wolle. 

Glüd, Erläut. der Band., Bo. VILL. $. 582. 

Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw. Br. XX. 

S. 201. 


Dreitſchke, der Kaufcontract, 8. 58. 
Im vorliegenden Rechtöftteite it nun zwar fpeciell 
Senes nicht behauptet, wohl aber angeführt worben, 
daß Kläger das verfaufte Papier übernommen 
babe, welcher Ausdrud jedenfalls darauf fchließen 
läßt, daß Käufer dad Papier von dem Tradenten 
vor fich hinlegen laffen (traditio longa manu) und 
in Befig genommen. Weiter liegt aber auch bie 
Behauptung vor, daß Kläger bie bez. Papierquantis 
täten berührt und mit Zeichen verfehen habe. Das 
Leptere iſt nach Handelsgebrauch eine befondere ſym⸗ 
boliſche Befignahme, und wenn fie auch nicht als 
weſentlich zu betrachten, jo fann fie doch als Beweis 
der Uebertragung ſehr nüplich fein, fobald die Abficht 
deutlich erfennbar, daß die Bezeichnung an die Stelle 
der Tradition treten follen. Oft gefchieht jene Bes 
zeichnung beim Berfaufe beftimmter Sachen, nur um 
Vertauſchung zu verhüten, allein, wo, wie hier, 
fämmtliches in der Fabrik vorhandene Papier verkauft 
fein foll, ift Die Abficht der Tradition, und daß die 
Bezeichnung als Uebergabe gelten folle, um deswillen 
unverfennbar, weil eine Berwechfelung nicht denkbar. 
Dies ift analog den auch von 
Treitſchke, a. a. D. $. 61. 

audgefprochenen Principien. Jene Bezeichnung erhebt 
fi aber namentlich dann zu einem juriftifch entfchei« 
denden Moment, wenn, wie in ber Klage ebenfalls 





angeführt, das Zeichen mit Willen des Berfäufers, 
und daß damit tradirt werde, gejchieht. 

Zhöl, Handeldrecht, $. 79. 
Im Uebrigen ift aber zur Befigergreifung eine unmit- 
telbare Berührung des Gegenftandes nicht erforder: 
lich, ſondern gefchieht, fobald man nur in ein folches 
Berhältniß zu demfelben tritt, in welchem man durch 
förperliche Macht fofort beliebig auf denſelben ein- 
wirken fann. Deshalb kann der Beſitz auch durch 
bloßen Willen, durch das f. g. constitutum posses- 
sorium, Übertragen werben, vermöge deſſen ber bis— 
herige Befiger in Folge Bertrags mit einem Anbern 
im Namen deffelben zu befigen fortfährt. 

Glüd, a. a. ©. Bd. VIII. $. 580. 581. 

Bangerow, Lehrbuch der Pandecten, Bd. 1. 

$. 204. 205. 

Sintenis, praft. gem. Eiviltecht, Bd. I. $. 44. 
Hier genügt die bloße gegenfeitige Erklärung zu 
Uebertragung bes Befiges, es befige hier Verkäufer 
im Namen Käufers. Auch hierfür giebt die Klage 
binlängliches Anhalten, allein es ift gerade darauf 
um ſo weniger Gewicht zu legen, als fich biejed 
Rechtöverhältniß hier nur auf die Innebehaltung der 
Schlüffel, deren vorherige Tradition übrigens be- 
hauptet ift und welche diejenigen des verſchloſſenen 
Behältniffes unbezweifelt gewefen, beziehen könnte, 
da nur infomweit dem 3. eine Dispofition — fogar 
aus leicht erflärlichem Grunde — Übertragen worben. 
Wenn 3. ſich einer befonderen Dienftleiftung unter- 
zogen, indem. er Klägern durch Anſichnahme ber 
Sclüffel unterftügt, fo ift zu dem gefchehenen Kaufe 
ein befonderes, aus der Natur des Mandats oder der 
negotiorum gestio zu beurtheilendes Rechtögeichäft 
binzugetreten. . Hiernach allenthalben find, da es ſich 
immer nur um bie Frage handelt, ob bie betreffenden 
Gegenftände ſpeciell fartifh übergeben worden, die 
behaupteten Befigacte wohlgeeignet, um Klägern zu 
deren Erweis zu laffen und im Fall des Gelingens 
die Eigenthumsübertragung anzunehmen. Da übtis 
gend bei dem in Rede ftehenden Verfauf des Papiers 
eine Verabredung dahin getroffen worden, daß Klaͤ— 
ger diejenigen auf K. und 3. gezogenen Wedhjel an 
500 Thaler und 700 Thaler, welche leptere acceptitt, 
zurückzugeben habe (Eint.-Bunft 310—328.), fo ift 
dem Kläger der Beweis diejer in Einl.-PBunft 445. 
446. 451 — 459. behaupteten Zurüdgabe, da Beflag- 
ter fich hierunter mit Richtwiſſen eingelaffen, aller 
dings aufzuerlegen, wobei übrigens zu bemerfen, daß 


Rebacleur: Dr. Theodor Tandnig. 
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die Erwähnung der Einl.»PBunfte 445. 446., über 
bie an ſich der Eid beferirt if, nur in fo weit zu ge» 
ichehen hatte, weil dieſe zum Verftändniffe des auf 
Beweis ftehenden Klaganführens dienen. 

Bei Erwägung des weiteren Punktes der uner- 
laubten Begünftigung fommt es hauptſaͤchlich darauf 
an, ob und inwieweit ber aljo befriebigte oder ſicher⸗ 
geftellte Gläubiger feine beflere Stellung wirklich der 
bloßen Gunſt des Schuldners oder feiner. eignen 
Bigilanz, eignen Thätigfeit in Geltendmachung feines 
Rechts verbanfe. 

Wochenblatt v. 3. 1850. ©. 341. 

Annalen, Br. L ©. 166. 
Für diefen letzteren Fall iſt auch ſchon in 

L. 6. $. 6. 7. L. 24. D. quae in fraud. cred. 

L. 21. D. de peculio. 
ar verordnet, daß der wachſame Gläubiger feine 
erhaltene Befriedigung der Regel nah gegen alle 
Anſprüche der Übrigen Gläubiger ſicher behaupten 
fönne, wenn er gleich das Unvermögen des Schuld» 
ners, und daß die übrigen Gläubiger darunter leiden 
würden, recht gut gewußt hätte, wenn nur nicht zum 
Schaden eines andern gleichfalls vigilanten Gläubis 
gers, welcher bereits rechtliche Mittel zu feiner Befrie- 
digung angewandt, gezahlt fein ſollte. 

L. 6. $. 2. D. de reb. auct. jud. possid, 

L. 24. D. quae in fraud. cred. 

Struben, rechtliche Bedenfen, Thl. I. no. 105. 


(Schluß folgt in ver nähften Rummer,) 


Miscellen. 


Orden. Seine Königliche Majeftät Haben zu ge= 
nehmigen gerubt, daß der Bürgermeifter Streit zu 
Zwickau den ihm von des Königs von Preußen Majeftät 
verlichenen Kronen⸗Orden 4. Claſſe annehme und trage. 

Seine Königliche Majeftät Haben dem Vorftande des 
Gerihtsamts Döbeln, Gerichtsamtmann Auguft Ferdi 
nand Fleck, in Anerkennung feiner langjährigen ver- 
dienſtlichen Wirkſamkeit in öffentlihen Aemtern das 
Ritterfreug des Verdienſtordens zu verleihen huldreichſt 
geruht. 





Immatriculation von Advocaten. Vom Juſtiz⸗ 
minifterium iſt der Rechtsöcandidat Herr Dr. Adolph 
Oskar Stein in Dresden zum Advocaten ernannt und 
ala folcher verpflichtet worden. 


Officin der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 
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Königreich Sachſen. 


Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 


Hene Folge —— Jahrgang. 


1864. 





(Schluß des ©. 152. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


Ganz verſchieden hiervon, von einer gefchehenen 
Bezahlung, ift der Fall eines vor Ausbruch des Con— 
curſes erft errichteten Pfandrechts, fobald es in frau- 
dem creditorum ertheilt ift. 

Weber, Beiträge zu der Lehre über Klagen und 

Einreden, ed. II. ©. 79. 

Dafür aber, daß Letzteres zu unterlegen, daß das 
Geſchaͤft fraudationis causa gefchehen fei, aljo nicht 
blos mit dem Erfolge, fondern auch mit dem Willen, 
die übrigen Gläubiger zu verkürzen, liegt nad den 
Acten fein Grund vor, es fehlt fogar ein Anhalt, daß 
zur Zeit der in Rede ftehenden Dedung ein Andrang 
von Gläubigern oder überhaupt ſolche vorhanden 
gewefen. Die allgemeine Berwendung der exceptio 
Pauliana Seiten Beklagtens entbehrt jeder und aller 
Begründung. Wenn daher bewiefen wird, baß zur Zeit 
der Ueberlaſſung bes Papiers dem 3. die Dispofition 
noch nicht genommen gewefen, fo ift auch damit nad) 
den vorftehenden und früher erwähnten Grunbfägen 
an der Recdhtsbeftändigfeit des Actes felbft nicht zu 
zweifeln. Man fönnte in ber Klage eine zu große 
Unbeftimmtheit um deswillen finden, weil barin eine 
Angabe der Zeit zu vermiffen, zu welcher der Eon- 
euröproceß eröffnet worden, um zu beurtheilen, ob 
noch vor Eintritt der Berfallzeit ver Wechfel jener 
ausgebrochen, allein dies findet Erledigung, indem 
erſt am 9. Februar 1862 das allgemeine DVeräuße- 
tungsverbot ergangen fein fol und dies im Fall ber 
Erlaſſung überhaupt befannten Rechtsregeln nad ber 
Eröffnung des Concursproceſſes vorauszugehen hat. 

Rach allem diefem unterliegt es feinem gegründe- 
ten Zweifel, daß dem Kläger der Beweis bes im 
Einl.»PBunft 296 — 371. 376 — 385. 394 — 398. 


400 — 411. 413 — 416. 422 — 438. Angeführten, 
was Beflagter in Abrede geftellt, obliege. 
Zu D. 

ift, inwieweit die verw. K. verbindliche Erflärungen 
abgegeben haben folle, bereits bei Punft C. hervors 
gehoben worden. Kläger folgert aber ferner daraus, 
daß von ihr das unter Y. Bl. — befindliche, von 
ihrem Ehemanne errichtete Teftament feiner Anfedh- 
tung unterlegen und daraus, daß fie zu dem Papiers 
verfaufe ihre Zuftimmung gegeben, den Antritt des 
Naclaffes ihres Chemannes Seiten derfelben und 
will in der Veräußerung der Papiere an ihn wegen 
feiner Forderungen an 3. und K.'s Erben, für welche 
auch letztere in solidum zu haften hätten, gu einer 
Zeit, wo noch fein Beräußerungsverbot in Kraft ge— 
wefen, eine gültige negotiorum gestio für ben K.’fchen 
Nachlaß, namentlich im Verhältniß des Refultats der 
Verwiegung und Tare der Papiere, finden und übers 
dem, ba er fich im titulirten Beſitze des letzteren be— 
funden, das Eigentum baran erlangt haben. 

Wenn nun aud dieſe Folgerungen, namentlich 
was den Nachlafantritt Durch die verw. K. angeht, 
nad Inhalt der Alagbeilage Bl. — nicht zu theilen 
find, fo fann diefer Punft überhaupt nach Obigem 
auf ſich beruhen und von einer Beweiderforberung 
darüber, ob und inwieweit die verw. K. bei dem 
Berfaufe concurrirt, abgefehen werden, indem zur 
Entfcheidung der Sache lediglich und zunäcft das 
Verhältniß, welches zwiſchen K. und 3. beftanden, 
von Einfluß erfcheint, und wenn biefes in der oben 
zu A. gedachten Richtung erwiefen worden, hiernach 
Lepterer ald Bevollmächtigter der Societät eine Schuld 
dieſer gededt hat. 

Schließlich bedarf es binfichtlich der formellen 
Seite der Entfheidung nur noch der Bemerkung, daß 





ber in biefer unter a. auferlegte Eid, da er präjubi« 
cieller Natur, indem von der Borfrage über den 
Beſtand einer firmitten Handelögefellfchaft das Wei, 
tere abhängig ift, zunächft abzuleiften, wogegen bie 
Rothwendigkeit des Eides unter b. von dem Beweife 
über die von K. und 3. gefchehene Einhebung der 
Wechfelvaluten bedingt, umd endlich die Frage, ob 
der Eid über Einl.»Bunft 417— 420. 439 — 444. 
445—450. annoch geboten, mit dem Refultate des 
Deweisfages unter C. eng verbunden iſt.“ 

Auf die von beiden Theilen eingewendeten Be- 
rufungen wurbe am 9. Juli 1863 folgendes Urthel 
bes Königl. Appellationsgerichts zu Dresden 
publicirt: 

„Daß es bei der BI. — zu lefenden, Bl. — am 
23. Januar 1862 befannt gemadyten Entjcheidung, 
infoweit darin dem Kläger die Leiftung der Bl. — 
unter a. und b. zu lefenden Eide unbedingt auferlegt 
worden, nicht zu laſſen, es ift vielmehr bemfelben 
unbenommen, in dem ihm auferlegten Beweife auch 
die den Inhalt der Einlaffjungsabfchnitte 9 — 12. 
21a. 21b. und 22. bildenden Thatfachen, dem Be- 
Hagten auch in dieſer Beziehung den Gegenbeweis 
und die Gewiſſensrührung, fowie beiden Theilen 
andere Rechtözufländigfeiten vorbehältlich, mit aus- 
suführen und ergehet ſodann auch wegen Förmelung 
und Leiftung der obgedachten Eide in der Sache 
weiter, was Recht iſt. Dabingegen ift die angefoch- 
tene Entjcheidung im Uebrigen, wie hiermit gefchieht, 
zu beftätigen.“ 

Diefe Entfcheidung beruht auf folgenden Grün: 
ben: 

„I Zur Berufung des Bellagten. 

Die vom Bellagten gegen die Schlüffigfeit ber 
erhobenen Klage im rechtlichen Verfahren vorgebrad- 
ten Einwendungen, welche in Verfolg des von ihm 
BI. — eingewendeten Rechtsmittels einer nochmali- 
gen Prüfung zu unterziehen waren, hat Man aud) 
in jegiger Inftanz nicht für begründet erachten fönnen. 


Soviel zunächft i 


diejenigen Thatfahen anlangt, welche fi) auf bie 
Uebergabe der Papiervorräthe beziehen, bie Kläger 
vor dem Ausbruche des zu dem Vermögen 3.'8 und 
zum Nachlaſſe 8.8 anhängigen Schuldenweſens von 
dem Erfteren erfauft haben will, und deren Vindi— 
cation den urfprünglichen Gegenftand bes jetzigen 
Rechtsftreites bildet, fo find diefelben zur Begründung 
ber Behauptung, daß das Eigenthum auf den Kläger 
übergegangen fei, völlig ausreichend. Denn wenn 
auch, wie Beflagter Bl. — einwenbet, das vom 
Kläger BI. — erwähnte Berühren und Bezeichnen 
der einzelnen erfauften Papierquantitäten, welche aus 
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Rollen und Haufen beftanden, nur als fombolifche, 
an fih allein der rechtlichen Wirfung entbehrende 
Handlungen zu betrachten find, 
vergl. 1.1. 8.2. D. de per. et commod. r. v. 
(XVIL 6.) 
Thöl, Handelsrecht, $. 79. und not. 1. S. 467. 
ber 4. Aufl. 
fo hat Mläger doch BI. — angeführt, daß diefelben 
unter der ausdbrüdlichen Erklärung der Eontrahenten, 
daß ſie ald Zeichen der Befigergreifung gelten follten, 
vorgenommen worben feien, und foldyenfalls kann 
ihnen eine rechtliche Bedeutung nicht abgefprochen 
werben, 
vgl. 1.14. 8.1. D. tit. eit. 
da zu Uebertragung bed Beſitzes fchon die bloße 
Willenserklärung der Parteien in unmittelbarer Ge- 
genwart der Sache genügt, ohne daß es einer wirk- 
lihen Apprehenfion Seiten des Erwerbers bedarf. 
vgl. 1.1.8. 21. D. de acquir. vel amitt. poss. 
(XLL 2.) 
Außerdem bat fi Kläger Bl. — noch barauf ber 
zogen, daß der Raum, in welchem fi) das ihm ver- 
kaufte Papier befunden, zu dem ausbrüdlich vorher 
erklärten Zwede der Uebergabe deffelben verjchloffen 
und ihm der Schlüffel dazu übergeben worben fei, 
ald worin ebenfalls ein Act, durch den der Befig in 
der Nähe befindlicher Gegenftände rechtsgültig über- 
tragen werben fann, enthalten fein würbe. 
1. 1. 8. 21.D. eit. 
l. 9. $. 6. D. de acquir. rer. domin. (XLL 1.) 
$. 25. J. de rer. divis. (II. 1.) 

Der vom Bellagten biergegen geltend gemachte 
und vom Kläger BI. — eingeräumte Umftand, daß 
die nach Klaͤgers Behauptung verfchloffene Thür 
nicht der einzige Zugang zu dem erwähnten Vorraths⸗ 
raume gewefen ſei, ift um deswillen einflußlos, weil 
die rechtliche Wirfung diefer Art von Uebergabe auf 
der fich dadurch zu erfennen gebenden Willenserflä- 
rung in Berbindung mit der dem Empfänger zugleich 
verfhafften Möglichkeit der fofortigen körperlichen 
Apprehenſion oder fonftigen Einwirkung auf die Sache 
beruht, 

vgl. 1. 74. D. de contr. emt. vend. (XVIII. 1.) 
v. Savigny, Belig, S. 250. 252. der 6. Aufl. 
deren rechtliche Folgen aber durch Thatfachen der 
vom Bellagten angeführten Art, aus welchen fi 
lediglich die Möglichkeit ergeben würde, daß auch 
noch die Einwirkung eines Dritten auf die übergebene 
Sache eintreten fönne, offenbar nicht aufgehoben 

werben. 

Es ift auch Bellagter in feiner Debuctionsfchrift 
auf die hier berührten Einwendungen nicht wieder 
zurüdgefommen, wohl aber hat berjelbe 


—— 15 — 


2. 
Bl. — hauptfächlid geltend gemacht, daß zur Zeit 
bes in Rebe ftehenden Kaufsabfchluffes das zwiſchen 
K. und 3. beftehende Societätöverhältniß durch den 
Tod des Erfteren bereits aufgelöft und daher ber 
Leptere nicht mehr berechtigt geweſen fei, derartige 
Beräußerungsverträge mit rechtöverbindlicher Wir- 
fung für die K’fchen Rechtsnachſolger abzufchliegen, 
eine Einwenbung, weldye jedoch nur der Statthaftig- 
feit der Klage den K.'jchen Gläubigern gegenüber, 
mithin in Betreff der Hälfte der veräußerten Bapier- 
vorräthe, entgegenftehen würde, da mehrere Geſell⸗ 
fhaftsmitglieder präfumtiv Miteigenthümer bes Ge 
ſellſchaftsvermögens zu gleichen Theilen find. 
vgl. Zeitfchrift für Nechtspfl. u. Verw., R. #. 
Bd. XIL ©. 463. 
und beshalb hödjfiene angenommen werben fönnte, 
daß 3. nicht zur Veräußerung des K.'ſchen Antheils 
befugt geweſen fei. Allein auch in diefer Beziehung 
hat Man dem Bellagten nicht beitreten fönnen. 
Denn wenn ed aud) unzweifelhaft ift, daß durch das 
Ableben K.'s die Auflöfung des bisherigen Societäts- 
verhältnifies herbeigeführt worden war, und daß auch 
die nach Klägers Behauptung BI. — von dem Ber- 
ftorbenen in Bezug auf die Fortführung des gemein- 
fhaftligen Gefhäfts dur 3. abgegebenen Er- 
Härungen ohne rechtliche Bedeutung find, da das 
Societätöverhältnig felbft nicht auf die Erben über: 
gebt, felbft wenn dies beftimmt worben fein follte, 
vgl. 1. 35. 1. 52. $. 9. 1. 59. pr. 1. 65. 8.11. D. 
pro socio. (XVII. 2.) 
Thöl, a. a. D. $. 39. ©. 227. 
fo geben doch diejenigen Rechte und Berbinblichfeiten, 
welche in Folge des Societätöverhältniffes zur Zeit 
bes Todes eines Geſellſchafters bereit entftanben 
waren, auf bie Erben über, 
1. 35. 36. 1. 63. $. 8. eod. 
und e8 find befonders die bereits fälligen Societäts- 
fehulden gemeinfchaftlich zu bezahlen, jowie auch wegen 
der noch nicht fälligen Sicherheit auch den Erben 
gegenüber nach deren Antheil verlangt werben fann. 
1. 27. 1. 28. eod. 

Es kann daher feinem Zweifel unterliegen, daß 
auch nad aufgelöfter Societät ein früherer Geſell⸗ 
fhafter die von einem andern bewirkte Zahlung von 
Societätsfhulden gegen fich gelten laſſen muß, zumal 
eine ſolche auch außerhalb eines Socdietätöverhälinifjes 
in den Geſetzen ald eine den Schuldner zum Erfag 
verpflicdhtende negotiorum gestio angefehen wird. 

vgl. 1. 43. D. de negot. gest. (ILL. 5.) 
1. 16. ©. eod. (II. 19.) 

Run befteht zwar das hier in Frage befangene 

Rechtogeſchaͤft nicht lediglich aus einer Zahlung, fon- 


bern zunächft aus einem Kaufvertrage über Borräthe, 
welche ſich im gemeinſchaftlichen Eigenthume befan- 
den, allein aus der Darftellung in der Klage BI. — 
geht mit Beftimmtheit hervor, daß — die Wahrheit 
derjelben vorausgefegt — der gedachte Kaufvertrag 
lediglich zu dem Zwede abgeſchloſſen worden ift, um 
mittelft des Kaufpreiſes eine Societaͤtsſchuld zu deden, 
und fann es daher, befonders im Hinblid auf das 
vom Kläger Bl. — in Betreff der Höhe des Kauf: 
preifes Angeführte auch feinem Bedenken unterliegen, 
auf diefes Kaufgefhäft die obigen in Betreff von 
Zahlungen geltenden Grundfäge zur Anwendung zu 
bringen. 
Beklagter hat jedoch ee. 


die Rechtöbeftändigfeit — Veraͤußerung Bl. — 
deshalb beſtritten, weil dem Klaͤger zur Zeit des 
Kaufabſchluſſes eine bereits faͤllige Forderung an K., 
beziehentlich deſſen Rachlaß und 3. nicht zugeſtanden 
habe, wohl aber dieſelben damals bereits inſolvent 
geweſen ſeien. Letzteres kann allerdings nicht be— 
zweifelt werden, da nach dem eignen Anführen Klä- 
gers BI.— noch am naͤmlichen Tage ein allgemeines 
Beräußerungdverbot wider fie erlaffen und alsdann 
zum Nachlaſſe K.'s und zum Vermögen 3.6 ber 
Eoncursproceß eröffnet worden ift, 

vgl. Wochenblatt für merfw, Rediöfälle v. 3. 

1856. ©. 1%. 

es Außert diefer Umftand jedoch gegenwärtig nur Die 
Wirkung, daß dem Kläger, wie bereits Bl. — von 
ber vorigen Inftanz bemerkt worben, obliegt, die Exi⸗ 
ſtenz und die Fälligkeit feiner Forberung darzuthun. 
In erflerer Hinſicht hat Kläger BL. — angeführt, 
daß er für K. und 3., ohne daß er benfelben etwas 
gefchuldet, verfchiedene Wechfel im Gefammibetrage 
von 3200 Thlen. —⸗ —⸗ acceptirt und in Folge 
beffen eingelöft habe, daß ihm biefelben zu feiner 
Deckung wiederum verſchiedene, auf fie gezogene, bes 
ziehentlich am 15. und 29. Januar, fowie am 5. und 
8. Februar 1862 fällig gewordene Wechfel im naͤm⸗ 
lichen Gefammibetrage, mit ihrem Accept verfehen, 
ausgehändigt, aber nicht eingelöft hätten, und daß 
deshalb nach der mit 3. am 9. Kebruar 1862 ges 
troffenen Uebereinfunft die Kauffumme für das ihm 
überlaffene Papier auf jene Forderung des Klägers 
an 3200 Thlr. —⸗ —» habe abgereihnet werben 
follen. Daß hiernach dem Kläger an K. und 3. eine 
Forderung von 3200 Thlen. — —s zugeflanden 
habe, läßt fich weder in formeller, noch in materieller 
Hinſicht im Mindeften bezweifeln, und es fonnte nur 
mit Rüdficht auf dasjenige, was vom Kläger über 
die Entftehung jener Wechfelforberung gefagt wor⸗ 
den ift, hinſichtlich der Hälligfeit derfelben in Frage 
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fommen, ob bie legtere ſchon durch die vom Kläger 
bewirfte Annahme der von K. und 3. auf ihn ges 
zogenen Wechfel, oder — wie Bellagter Bl. — be 
hauptet — erft durch deren Einlöfung begründet 
worden fei. Wenn nun au die Acceptation eines 
Wechſels keineswegs, wie Bellagter Bl. — anfdhei- 
nend behaupten will, die Bermuthung begründet, daß 
ber Acceptant Dedung bereits erhalten habe, 
vgl. Thöl, Handelsrecht, Bd. II. $. 194. 
Renaud, Wechfelrecht, $. 39. n. 3. S. 100. 
Goldfhmid, Zeitfchrift für das gefammte Han- 
beldrecht, Bo. II. ©. 166. 
fo ift es doch andererfeitd richtig, daß die Forderung 
des Traffaten, welcher einen auf ihn gesogenen Wech- 
fel eingelöft hat, in der Regel erft durch die geleiftete 
Zahlung begründet wird, 
vgl. Treitfchke, Encyclopaͤdie des Wechſelrechts, 
Br. 1. ©. 218. 329. 
Hofmann, Erläuterung der Allgem. Deutjchen 
Wechfelorbnung, $. 32. ©. 316. 
und es würbe daher, wenn diefe Grundfäge im vor- 
liegenden Falle zur Anwendung zu gelangen hätten, 
bie Forderung des Klägerd nur, foweit fie auf den 
von ihm nach feiner Behauptung Bl. — bereits im 
Januar 1862 eingelöften Wechfeln im Betrage von 
1200 Thlen. — —⸗ beruht, ald am 9. Februar 1862 
bereits fällig haben angeſehen werden können, nicht 
aber in Betreff der weiteren 2100 Thle. — —, da 
er in Anfehung ber hierauf begüglichen, von K. und 3. 
auf ihn gezogenen Wechſel fih Bl. — nicht mit der 
erforderlichen Beftimmtheit barauf zu berufen vermocht 
bat, daß er biefelben vor dem angegebenen Tage 
bereits eingelöft gehabt habe. Indeſſen war deſſen—⸗ 
ungeachtet zu einer theilweifen Abweifung der Klage 
deshalb nicht zu gelangen, weil Kläger Bl. — an- 
geführt hat, daß er fich mit K. und 3. zur Zeit der 
Aeceptation jener Wechfel ausprüdlich dahin verein- 
bart habe, daß biefelben zu feiner Dedung eine den 
8. Februar 1862 zahlbare Tratte acceptiren follten, 
hierin aber eine ausbrüdliche Zufage, daß die dem 
Kläger zu gewährende Dedung bis zu dem obgedadh« 
ten Tage bejchafft werben folle, gefunden werben 
muß. Es wird baher bei der aus den weiter unten 
zu erwähnenden Gründen dem Enderfenntniffe zu 
überlaffenden Börmelung des dem Kläger über die 
vorerwähnten Thatjachen zurüdgegebenen Eides in 
Erwägung zu ziehen fein, inwieweit berfelbe mit 
hierauf zu richten fein werbe. 
Endlich hat Man auch 
4 


bie vom Beflagten Bl. — unter IIL erhobene Be 
ſchwerde nicht für gerechtfertigt erachten fönnen. 
Denn an und für fi würde zur Begründung des 


den Streitgegenftand bildenden Vindicationsanſpruchs 
nur bie Bezugnahme auf den Kaufsabſchluß und die 
erfolgte Uebergabe des erfauften Papiers erforderlich 
geweien fein; es ift mithin dasjenige Sad» und 
Rechtsverhältnig, welches der vom Bellagten Bl. — 
vorgefchligten exceptio Pauliana zum Grunde liegt, 
infofern bereits vollftändig berüdfichtigt worden, als 
im Hinblid darauf, daß das Vorhandenſein mates 
tieller Infolvenz zur Zeit des fraglichen Kaufs— 
abfchluffes auf Seiten 3.6 und des Kr'ſchen Nach— 
laſſes als liquid anzunehmen geweſen, ſowohl in 
voriger Inftanz Bl. — als vorftehend unter 3. aus« 
drüdlich ausgefprochen worben ift, daß dem Kläger 
außer dem Beweife der Figentbumsübertragung aud) 
der Beweis der Exiſtenz und der Fälligkeit feiner dem 
Kaufpreife gegenüber ald Eompenfationspoft benutz⸗ 
ten Forderung obliege. Das, was vom Bellagten 
biergegen BI. — vorgebradht worden, ftellt fich ledig— 
lich als ein Ableugnen der vom Kläger zu beweifen- 
den, in materieller Hinficht ald ein replicatorifches 
Vorbringen zu betrachtenden Thatfachen dar, und 
fann nur Gegenftand des directen Gegenbeweifes 
fein, weshalb es in diefer Beziehung eined befonderen 
Vorbehaltes im Erfenntniffe nicht bedurfte. Auf die 
Berufung des Bellagten war baher die vorige Ent- 
ſcheidung lediglich zu beftätigen. 
U. Zur Berufung des Klägers. 

Von formellen Mängeln der Klagbeantwortung, 
welche die vom Kläger bei grav. IH. BI. — beantragte 
unbedingte Berurtheilung des Beklagten nad) fich zu 
ziehen vermöcdhten, kann nicht die Rede fein, da ſich 
aus der Klagbeantwortung überall mit ausreichender 
Deutlichkeit erfennen läßt, welche Thatfachen vom 
Beflagten geleugnet und weldhe eingeräumt worben 
find. Da aber bei allen für die Klagbegründung 
wefentlichen Punkten unzweifelhaft das Erftere der 
Fall ift, fo fann auf das Rechtsmittel des Klägers 
nur in Frage gelangen, ob die die Förmelung ber 
Bl. — ihm zuerkannten Eide und den Umfang des 
Bl. — vorgefchriebenen Beweisthema’s betreffende 
IV. Beſchwerde für gerechtfertigt zu erachten fei. 

1. 


Im Eingange der Klage hat Kläger zunächft eine 
Reihe von Thatſachen angeführt, durch welche er 
feine Behauptung rechtfertigen will, daß der verſtor⸗ 
bene K. und 3. die Anfertigung von Papier in ber 
dazu eingerichteten Babrif in K., fowie deſſen Verlauf 
gemeinjchaftlich betrieben haben, und diefe Thatfachen 
theild auf den Eid, theild auf Beweis geftellt. Beflag- 
ter hat im Einl.sPunft 4. lediglich den Umftand 
eingeräumt, daß K. und 3. die gedachte Fabrif ge- 
meinfchaftlich errichtet haben, dagegen bie fich auf den 
Abſchluß eines Sorietätövertragd und die gemein- 
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fchaftliche Betreibung des Fabrifd- und Verkaufs⸗ 
geihäfts beziehenden Thatfachen weiterhin in Abrede 
geftellt, und bie erfte Inftanz deshalb auf das Bl. — 
unter a. gefürmelte Relatum erfannt. Die gegen die 
Baffung deſſelben vom Kläger Bl. — erhobenen 
Einwendungen hat Man nicht für unbegründet er- 
achten fönnen; es bedarf jedoch eines fpeciellen Ein- 
gehend auf die Frage, ob dem gedachten Eide eine 
andere und insbefondere eine alternative Faflung 
zu geben fei, um deswillen nicht, weil Kläger neben 
ben auf Eid geftellten Thatfachen noch andere der- 
gleihen angeführt hat, aus denen, wenn fie erwiefen 
werben follten, zu folgern fein würde, daß zwifchen 
K. und 3. in Bezug auf Papierfabrication und Papiers 
handel ein Sorietätsverhältniß befanden habe, da 
nad) ben vor ber Gültigfeit des Allgem. Deutfchen 
Handelsgeſetzbuchs in der Praris befolgten Grund» 
fägen durch die Anzeige der Firma bei der Verwals 
tungsbehoͤrde fogar bie folidarifche Verpflichtung der 
Handelögefellfchafter begründet wurbe. 

vgl. Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw., N. 8. 

Br. XV. ©. 137 flg. no. 40, 

Es war daher unter Abänderung der vorigen 
Entſcheidung in diefem Bunfte die Entfcheidung über 
bie Förmelung und keiftung des dem Kläger über bie 
DI. — unter a. ausgehobenen und bie übrigen auf 
das Soeietätsverhältnig zwifchen K. und 3. bezuͤg⸗ 
lichen Einlafjungsabfchnitte zurüdgegebenen Eides 
dem Enderfenniniffe vorzubehalten und dem Kläger 
junächft ber Beweis der bei Einl.⸗Punkt 9. 10. 21a. 
21b. 22. vom Beflagten geleugneten Thatfachen nach» 
zulaſſen. 

In ähnlicher Weiſe verhält es ſich mit dem dem 
Kläger Bl. — unter b. zuerfannten zweiten Eibe, 
durch deſſen Umfang derfelbe BI. — ebenfalls ſich 
befchwert findet. Bei der Entfcheidung darüber, welche 
von den vom Kläger bei Einl.Punkt 18 flg. ange 
führten Thatfachen Behufs des Nachweifes der Eris 
ftenz und der Fälligkeit feiner Forderung in rechtliche 
Gewißheit zu fepen feien, müßte zunächft die Frage 
in Betracht fommen, ob nicht hierzu der Beweis des 
Umftanves, daß er am 9. Februar 1862 von K. und 
3. acceptirte Wechfel als deren Inhaber in Händen 
hatte, genügt, da, wenn fchon ber Anſpruch aus 
Bechfeln an fih nur formeller Natur ift, berfelbe 
doch auch, die Formrichtigfeit dev Wechfel voraus 
geſetzt, ſowohl im ordentlichen als im Urkundenproceffe 
verfolgt werben fann, 

vgl. Annalen des Königl. Oberappellationd» 

gerihts, Br. III. ©. 5. 
in beiden Fällen aber den Beklagten hinfichtlich der 
gegen bie Rechtsbeftändigfeit der Forderung gerichte⸗ 
ten Einreden die Beweislaſt treffen müßte. Wollte 


man aber dies im vorliegenden Kalle nicht annehmen, 
fo müßte doch wenigftens in Erwägung gezogen 
werben, ob ber dem Kläger über die obgebachten 
Thatfachen aufjuerlegende Relateid, fo viel die im 
Einl.-Bunft 263 — 271. erwähnten Wechſel anlangt, 
neben der Einlöfung berfelben alternativ auf das im 
Einl.-PBunft 272 flg. behauptete mündliche Ueberein⸗ 
fommen und im Hinblid auf das oben unter I. 3. 
Gefagte, in Betreff des im Einl.-Punft 251a. bezeich⸗ 
neten Wechfels, lediglich auf die im Einl.-Punft 
251 — 261. angeführte mündliche Vereinbarung zu 
richten fei. Da jedoch bie Leiftung dieſes Eides 
überhaupt nur dann in Frage fommen kann, wenn 
Kläger den rechtögültigen Abſchluß des behaupteten 
Kaufvertrages und die erfolgte Mebergabe des angeb- 
lich erfauften Bapiers darzuthun vermag, fo erfchien 
ed angemeffen, die Entſcheidung nicht nur wegen ber 
eiftung, fondern auch wegen der Förmelung des 
Eides unter b. dem Enderfenntniffe zu überlaffen. 
Soviel hiernaͤchſt 


den auf Beweis geftellten Theil der Klage anlangt, fo 
hat Man die vom Kläger BI. — gegen das Beweis- 
interloeut vorgebrachten Beſchwerden nicht für erheb- 
lich befinden können. Denn wenn in bemfelben auch 
gewiffe Einlaffungsabfchnitte fpeciell aufgeführt und 
zum Beweife ausgefegt worden find, jo hat dies doch 
nicht den Sinn, daß der Kläger, um eine günftige 
Endentfcheibung zu erlangen, auch dann bie fämmt- 
lichen, in diefen Abfchnitten angeführten Thatfachen 
beweifen müfle, wenn der gellagte Anfpruch ſchon 
durch den Beweis der einen oder der anderen hins 
fänglih begründet werben follte, ſondern es bleibt 
der Definitivfenteng vollftändig die Entſcheidung bar- 
über überlaffen, ob der Kläger von den zu Begrüns 
bung feines Anfpruchs vorgebrachten Thatfachen fo 
viel, als zu derfelben erforderlich, in rechtliche Gewiß— 
heit gefeßt habe. Er hat daher auch feine Beranlafs 
fung, fich darüber zu beſchweren, daß ihm hierunter 
die freie Wahl überlaffen worden ift, weshalb in die 
fem Punkte zu einer Abänderung der vorigen Ent— 
ſcheidung feine Beranlaffung vorlag.” 

Der Kläger ſowohl, ald auch der Bellagte vemes 
dirten gegen diefes Urthel, und es beftätigte hierauf 
das Königl. Oberappellationsgeriht in dem 
am 29. October 1863 abgefaßten Erkenntniſſe mit 
einer Erläuterung in Bezug auf den dem Kläger 
auferlegten Beweis die Entfcheidung ber zweiten 
Inſtanz unter Beifügung folgender Entſcheidungs— 
gründe: 

„Indem Man ben Gründen BI. — im Wefent- 
lichen beizuftimmen hat, ift gegen die Debuctionen 
der Parteien Folgendes zu bemerken: 
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A. Zu Bellagtens Deduction BI, — 

1. Nicht gerechtfertigt ift der Satz des Beflagten 
Bl. —, daß die Befigübertragung einer Sache, wenn 
folche fih in dem Beſitz und der Detention eines 
Anbern befand, nur dann für gefchehen erachtet wer- 
ben fönne, wenn ber neue Erwerber diefe Sache 
nicht blos in feine Macht befommt, fondern insbefons 
dere dem früheren Befiger die Möglichkeit der Dis— 
pofition über dieſelbe entzogen wird. 

Schon der Fall des constitutum possessorium 
jeigt, daß dieſer Sag nicht haltbar ift, indem in die⸗ 
fem der frühere Befiger die Füglichkeit der förperlichen 
Dispofition über die Sache mit Ausſchluß des neuen 
Erwerbers behält, gleichwohl aber nunmehr jener 
nicht weiter jwriftifch für fich befigt, fondern den von 
ihm anerkannten juriftifchen Befig des Lepteren für 
diefen corpore ausübt. 

Es ift aber auch das Gegentheil in ausprüdlichen 
Gefepen, z. B. in der 1.79. D. de solution. (46. 3.) 
audgefprochen, indem nad) deren Flarem Wortlaute: 

„Pecuniam quam mihi debes, aut aliam rem, 
si in conspectu meo ponere te jubeam, effici- 
tur, ut et tu statim libereris et mea csse in- 
eipiat; nam tum quod a nullo corporaliter 
ejus rei possessio detineretur, acquisita mihi 
et quodammodo manu longa tradita existi- 
manda est.“ 
dad Eigenthum der zu übergebenden Sache erworben 
ift, fobald nur der frühere Eigenthümer ſolche auf 
Anweifung des mit feinem Einverftändniffe Erwer— 
benden, diefem in deſſen ®egenwart zur Dispofition 
geftellt hat. Iſt dies aber der Fall, fo würde eine 
weitere Dispofition des Tradenten gegen den Willen 
des neuen Erwerbers eine fehlerhafte, beziehentlich 
eine contrectatio fraudulosa fein. 

Im Uebrigen find, wie für jegt nur beiläufig zu 
gedenken, dieſe Orundfäge über das constitutum 
possessorium und die f. g. traditio longa manu aud) 
in dem bürgerlichen Gefegbuche vom 2. Januar 1863, 
und zwar ber legtere in $. 194., der erftere in 8.195. 
anerkannt. 

Dies erledigt zugleich die Auslegung, welche Bes 
Hagter Bl. — ber 1.1. 8. 21. D. de acquir. rer. 
dom. (42. 2.) zu geben verfucht, indem, will man 
nicht etwa annehmen, daß das Beijpiel von den 
Sachen, quae propter magnitudinem ponderis 
moyeri non possunt, ein ſchiefes ſei, das „argu- 
mentum“* nicht in der phyfifchen Schwierigfeit, daß 
ungeachtet ber Uebergabeerflärung der Tradent auch 
nicht anberweit darüber verfügen fünne, fondern nur 
darin zu fuchen ift, daß auch bei beweglichen Gegen- 
ftänden jene Erflärung in praesentis rei aus Rüd- 





ſichten der Nüplichfeit genügen müfle, wenn beren 
Unhandlichkeit die urfprünglichfte Borm der Ueber 
gabe von Hand zu Hand behindern. Ob diefe Er- 
Klärung der Entitehung ber ſ. g. traditio longa manu 
die einzige richtige fei, kann aber dahin geftellt blei- 
ben, ba theild der Durch diefelbe erläuterte Rechtsſatz 
in ber 1. 79. eit. eine von dieſem Zweifel freie Be 
ftätigung findet, wie denn auch die L 1. 8. 21. eit. 
für den vorliegenden Fall ein unmittelbares Anhalten 
bietet, da allerdings 163 Eentner Papier ein Quan⸗ 
tum bilden, hinfichtlich deffen für zwei Perfonen eine 
Uebergabe von Hand zu Hand immerhin eine nicht 
unerhebliche Schwierigkeit bieten würde. 

Was dem entgegen Beflagter BI. — im Hinblid 
auf einen im Wochenblatt für merfwürbige Rechts- 
fälle v. 3. 1852. ©. 240. behandelten Fall ausju- 
führen fucht, ift unerheblich, da, wie bie betreffende 
species facti an die Hand giebt, hier gar nicht von 
ber f. g. traditio longa manu in dem obenentwidels 
ten Sinne, fondern von der allerdings unzuläffigen 
und wirfungslofen Mobalität der Auffegung, reſp. 
Aushändigung einer Urkunde, wornach die Uebergabe 
als erfolgt erflärt wird, die Rede ift. Ebenfo erledigt 
fich das Bl. — Bemerfte, wenn man den nun ein- 
mal in den Rechten anerkannten Unterſchied zwilchen 
ber f. g. traditio longa manu, wobei die zu über 
gebende Sache in conspectu fein muß, und dem 
nadten Pactum, daß die Uebergabe ber nicht in 
eonspectu befindlihen Sache für erfolgt gelten folle 
(nicht etwa, daß Tradent von nun an für den neuen 
Erwerber befipen wolle), ind Auge faßt. 

Bon lepteren völlig verfchieden ift die BI. — 
berührte ſ. g. traditio symbolica, d. i. diejenige Form, 
wo die thatfächliche Uebergabe durch die Uebergabe 
eines Zeichens der Sache erfegt werben fol. Allein 
wenn ſchon man für eine foldhe Mobalität der Tras 
bition eine Analogie aus der alten Form ber vindi- 
catio 

Gajus, Comment., IV. $. 17. 
ableiten zu dürfen geneigt fein Fönnte, fo fommt doch 
dagegen in Betracht, bag in dem neuern römifchen 
Rechte eine gefegliche Anerfennung einer folchen 
Befigübertragung nicht eriftirt, 

Schweppe, Röm. Privatrecht, Bd. II. 8. 219. 

ad b. ©. 29. 
und fann enblich, wie die Uebergabe des Schlüffels 
zu einem Behältniffe, worin fich die zu übergebenben 
Sachen befinden, nicht unter dem Geſichtspunkte der 
f. g. traditio symbolica aufjufaffen ift, 
Schweppe, a. a. O. 
das Bl. — Bemerkte um ſo gewiſſer dahin geſtellt 
bleiben, wenn — was der Definitive zu uͤberlaſſen — 
ſchon durch die fruͤheren Handlungen und Erklaͤrungen 
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3.8 und des Klägers bie Uebergabe als erfolgt zu gelten 
hat; wogegen man ebenfo die BI. — berührte Frage 
offen hält, ob die factifche Apprehenfion dann die 
QDualification des Befigerwerbes verliere, wenn die 
ergriffenen Gegenſtaͤnde alsbald wieder aus der Hand 
gelegt werben. ; 

Nur das iſt noch zu Bl. — einzuhalten, daß, 
fommt ed auf die Uebergabe des Schlüffels zu einer 
der mehreren zu dem Behaͤltniß führenden Thüren 
überhaupt an, dann allerdings, wie BI. — vergeb» 
lich zu verneinen verfucht wird, die Lage des Erwer⸗ 
bers durch den Beſitz eines ſolchen Schlüffele doch 
immer infofern eine geficdjertere ift, als er zu dem 
erworbenen Gute auch ohne weitere Mitwirkung des 
Tradenten jeder Zeit gelangen kann. 

Endlich fprechen die Bl. — berührten Bor- 
gänge 

Wochenblatt für merfw. Rechisfälle v. 3. 1863. 
©. 145. 
Zeitfchrift für Nechtöpfl. und Berwalt., R. 8. 
Bd. XXI. ©. 448, 
zwar gegen die Annahme eined constituti posses- 
sorü in dem Falle, wenn von Uebergabe und Rüd- 
übergabe die Rede ift, nicht aber dagegen, daß, ift 
die Uebergabe einmal erfolgt, eine factifche Rüd- 
übergabe zu dem Zwede eintreten fönne, daß ber 
frühere juriftijche Befiper nunmehr den auf den Er- 
werber Üübergegangenen juriftifchen Beſitz, in beffen 
Namen ausübe und für folchen detinire (das f. 9. 
alieno nomine possidere des Commodatars, Depo- 
fitars u. f. w.). 
Madeldey, Lehrbuch, 8. 211. ad not. b. 


2. Beflagter fchlägt fich felbft, wenn er Bl. — 
anerkennt, daf der überlebende Geſellſchafter „Geld, 
welches zum SGorietätövermögen gehört”, ohne Wei- 
tered zu Bezahlung von Geſellſchaftsſchulden ver- 
wenden dürfe. Denn zwijchen Geld und andern 
fungiblen Sachen ift im Wefentlichen fein, zwifchen 
Geld aber und nicht fungiblen Sachen in der vors 
liegenden Beziehung nur der Unterfchied, daß bei 
Zahlungen aus der Gefellfchaftsfaffe eine Verfolgung 
des ideellen Antheild des veritorbenen Socius an den 
Münzftüden nicht denkbar ift, bei nicht fungiblen 
aber denkbar wäre. 

Laßt man nun im concreten Falle dahin geftellt, 
ob datio in solutum oder venditio mit pactum de 
compensando vorliege, fo fommt es doch cben nur 
darauf an, ob, wie die vorige Inftanz ausgeführt 
hat, auf ®rund der Geſetze 

1. 27. D. pro socio. (17. 2.) 
1. 43. D. negot. gest. (3. 5.) 
1. 16. C. eod. (IL 19.) 


das Weggeben von dem verflorbenen Socius anthei⸗ 
lig zugehörig gewefenen Geſellſchaftsvermögensſtuͤcken 
Behufs Dedung von Gefellfchaftsfhulden als eine 
folhe Dispofition anzuſehen fei, welche der Rechis- 
nachfolger des Berftorbenen als für ihn bindend an- 
erfennen muͤſſe. 

Dies ift aber allerbingd anzunehmen, ba ber 
Stellvertreter den Beſitz des dominus — welcher 
übrigens bei einer hereditas an ſich nicht eriftirt, 
1.1.8. 15. D. ai is, qui etc. (47. 4.) — auf einen 
andern übertragen fann, 

1. 33. 8. 4. D. de usurp. (41. 3.) 
und burch die bezogenen Geſetze eine Berechtigung 
des Tradenten zu Vornahme einer titulirten Beſitz⸗ 
übertragung infofern indicirt ift, als fein Gebahren 
nicht ihm, alfo auch nicht dem dritten Erwerber 
gegenüber als eine frauduloss contrectatio angefoch- 
ten werben ‚fann, folglid; ald negotiorum gestio 
tatihabirt werben muß. 

Im Uebrigen hat das, an ſich auf den vorliegen« 
den Fall nicht anwendbare Handelsgeſetzbuch dieſes 
Dispofitionsrecht des „verbleibenden Geſellſchafters“ 
in Art. 130. a linea 3. mit der ausbrüdlichen Be- 
fimmung in Art. 131. anerfannt, daß der ausſchei⸗ 
dende Socius fein Recht auf einen verhältnigmäßigen 
Antheil an Waaren oder anbernfprmögensftüden 
der Geſellſchaft habe. 

3. Auch in Betreff der Fälligfeit derjenigen 
Wechfelforderung, mit welcher Kläger auf das Kauf 
geld für das Papier im behaupteten Einverftändnifie 
3.8 compenfirt hat, vermag man in der Debuction 
Bl. — etwas, was die Rationen der vorigen Inſtanz 
zu entfräften geeignet wäre, nicht zu befinden. 

Der Wechſel BI. — war nad) dem Wortlaute 
zweifellos am 8. Februar 1862 fällig, und es fommt 
darauf etwas nicht an, ob er blos zur Sicherftellung 
wegen der von Klägerm gegebenen Accepte, fondern, 
was ebenjowohl denkbar, darum audgeftellt war, 
um bem Kläger wegen lepterer Dedungsmittel zu 
geben, und kann in einem foldhen Falle etwas 
Außergewöhnliches durchaus nicht erblidt werben, 
Es handelt fich aber auch keineswegs, wie Beflagter 
Bl. — meint, um eine bloße Erflärung von K. und 
3., acceptiven zu wollen, fondern es liegt ja dieſes 
Accept ſelbſt vor. 

War daher nach alledem zu einer Abweiſung der 
Klage nicht zu gelangen, ſo bedarf es auch 

B. zu Klägers Berufung 
eines Gingehens auf deffen gegen gewiſſe Theile 
der Rationen voriger Inflanz gerichtete Gravamina 
nicht, wenn man, wie anburd gefchieht, die ein- 
fhlagenden Fragen für bie Definitive offen hält, 
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und, was auch aus andern Gründen zweckmaͤßig 
erfcheint, bie Dispofitionen der vorigen Inftanzen, 
wie per deolaratoriam gejchehen, generalifirt.” 


32. 
Können Frauensperſonen Andere vor Gericht 
vertreten? 
Mitgetheilt von 
Herrn 8, in D. 


In einer vor dem Gerichtsamte im Bezirkö- 
gerihte D. nah 8. 27. der Procefnovelle vom 
30. December 1861 im Bagatellprocefie verhandelten 
Miethftreitigkeit erfchien im VBerhandlungstermine für 
ben Beflagten deſſen Ehefrau und überreichte zu ihrer 
Legitimation eine Vollmacht. Die erfte Inftanz hielt 
die Klage für fchlüffig begründet, die Vollmacht aber 
nach den Beftimmungen des Geſetzes vom 16. Mai 
1839, $. 8. für unzureichend und demgemäß den 
Dellagten für ungehorfam ausgeblieben und ver- 
urtheilt Beklagten der Klagbitte gemäß. 

Auf eingewendete Berufung beftätigte das König- 
liche Appellationsgericht zu Dresden im Jahre 
1863 den Beicheid der erften Inftanz aus folgenden 
®ründen: 

„Beil, wennſſchon die Befchränkungen, denen 
Brauensperfonen nad; Älterem Rechte 

vgl. const. 15. P. U. v. 3. 1572. 
- 9. und Erl. Proc.Ordn. zu Tit. VIIL 
südfichtlich der felbfiftändigen Vertretung ihrer eignen 
Angelegenheiten vor Gericht im Allgemeinen, nämlich 
abgejehen von den rüdjichtlich der Ehefrauen auf 
Grund der ehelichen Bormundfchaft nach $. 3. des 
Geſetzes, die Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft 
betr., vom 8. Januar 1838 auch dermalen noch gel- 
tenden Ausnahmen, früherhin unterworfen gewefen, 
durch die neuere Geſetzgebung 
vgl. $.1.und 2. des angez. Gefeped vom 8. Januar 
1838, verb. mit $. 3. unter 5. des Mandats, 
die Geſchlechtsvormundſchaft betr., vom 10. No— 
vember 1828. 
in Wegfall gefommen find, doch hieraus noch feines» 
wegs folgt, daß nunmehr auch der auf dem gemeinen 
Procefrechte beruhende Grundſatz, daß Frauensper- 
fonen von der Fähigkeit zur Vertretung fremder 
Angelegenheiten vor Gericht ausgefchloffen feien, 
vgl. 1. 41. 54. D. de procur. (3. 3.) 


c. 4. 18. C. de procur. (2. 13.) 

Kind, quaest. for., T. IH. c. VIII. p. 34 sq. 
für aufgehoben gu achten fei, diefer Grundfag viel- 
mehr, infoweit nicht ber auf ber Vorfchrift in 

l. 41. D. de procur. (3. 3.) 
beruhende feftftehende Gerichtöbrauch eine Ausnahme 
zu Ounften Angehöriger der Frauensperfon für den 
Ball der Noth zuläßt, 

Wernher, obs. for., P. IX. obs. 81. 
auch gegenwärtig noch im Allgemeinen Anfpruch auf 
Gültigkeit, und daher, da das Geſetz, das gerichtliche 
Verfahren in Streitigkeiten über ganz geringfügige 
Givilanfprüche beir., vom 16. Mai 1839 etwas 
Anderes hierüber nicht enthält, in ber durch das 
zuletzt gedachte Geſetz eingeführten Procefart ebenfo 
Anwendung zu leiden hat, wie in allen übrigen 
Procefarten, nu aber die in $. 7. diefes Geſehes 
enthaltene Borfchrift, daß das Erjcheinen durch einen 
nicht oder nicht gehörig legitimirten Bevollmächtigten 
ebenfo zu beurtheilen fei, wie das gänzliche Außen- 
bleiben der betreffenden Partei im Termine, zweifels 
los auch auf den Fall bezogen werben muß, wenn 
behufs Vertretung der Letzteren eine ‘Berfon erfcheint, 
welche im Allgemeinen zur Vertretung Dritter in 
rechtlichen Angelegenheiten unfähig ift, da die von 
der zu vertretenden Partei hierzu ertheilte Vollmacht 
aus diefem Grunde für ungültig und unwirffam 
geachtet werden muß, und hiernach allenthalben der 
Befcheid voriger Inftanz u. f. w.“ 


Miscellen. 


Immatriculation von Advocaten. Vom Yuftize 
minifterium ift der Rechtscandidat Herr Karl Auguft 
Ludwig Große in Glauchau zum Advocaten ernannt und 
als joldher verpflichtet worben. 

Dom Yuftizminifterium ift der Rechtscandidat Herr 
Dr. Bernhard Junghans in Leipzig zum Advocaten 
ernannt und als foldher verpflichtet worden. 


Zodesfälle. Geftorben: am 14. März 1864 ver 
vormalige orbentliche Profeffor der Rechte, Appellationd« 
rath Dr. Wilhelm Ferdinand Steinader in Leipzig; 
am 15. März 1864 ver Ober-Poftrath Garl Friedrich 
Bruno Kefler in Leipzig; am 16. März 1864 ber 
Adsocat Robert Zenker in Leipzig. 


— — — — 


Nedacteur: Dr, Theodor Tauchnitz. 


Offiein ber Verlagehandlung. 


Wochenblatt 
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Die von einem Inteftaterben an feinen Miterben 
erfolgte Geffion einer hypothekariſchen Forderung 
ift ben Gläubigern des fpäter eröffneten Concurſes 
bed Gedenten gegenüber auch dann wirkungslos, 
wenn bie cedirte Forderung noch auf den Erb- 
laſſer des Gebenten eingetragen fteht. 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. Hanns 8. Hermann zu Dresden. 


In dem falle, welcher zu ben nachftehend 
mitgetheilten Entſcheidungen die Beranlaffung gab, 
war ber Inhaber von Hypothefen mit Hinterlaffung 
zweier münbiger Kinder, al Inteftaterben, geftorben, 
die fich bezüglich der väterlichen Berlaflenfchaft dahin 
einigten, daß der Bruder ®, feiner Schwefter, der 
verehel. B., deren Erbtheil durch Mebereignung von 
auf den Erblaffer eingetragenen Hupothefen gewährte, 
ohne daß hierüber ein fürmlicher Erbreceß abgefchloffen 
und auf Grund eines folchen die verehel. B. in den 
betreffenden Grund» und Hypothefenbüchern wegen 
der ihr auf ihr Erbtheil zufommenden Forderungen 
eingetragen worben war. ine geraume Zeit fpäter 
wurde zu dem Bermögen des Eebenten und Miterben 
Concurs eröffnet. 

Der Bertreter dieſes Concurſes weigerte fi mit 
Bezugnahme auf die in dieſem Wochenblatt, Jahrg. 
1852. S. 417 flg. und in den Annalen bed Ober- 
appellationsgerichts, Thl. II. ©. 223. mitgetheilten 
Entfcheidungen dem Berlangen der verehel. B. auf 
Anerkennung der fraglichen Erbregulirung zu ent 
fprechen und gefchehen zu laflen, daß auf Grund 
derfelben die fraglichen Hypotheken auf fie übertragen 


würben, er legte vielmehr gegen) jede Verfügung über 
die fraglichen Hypothefen, und zwar auch der Hälfte 
berfelben, welche der B. nach dem gefeplichen Erb⸗ 
rechte zugefallen war, Proteftationen ein und ver« 
anlaßte dadurch die verehel. B. zur Anftellung einer 
Klage, die von ihr im April 1862 vor dem Königl. 
Gerichtsamte Pulsnig erhoben warb. 
Der thatſaͤchliche Inhalt diefer Klage ift nach— 
ſtehend in den Entfcheidungsgründen zu dem Erfennt- 
niffe der erften Inftanz fpecieller referirt, über den- 
felben, ſoweit er fich nicht aus liquiden Urkunden 
ergab, trug Klägerin den Eid an, welcher vom Be— 
klagten zurüdgegeben ward, die Schlußbitte der Klage 
richtete fie aber hauptfählic dahin, daß Bellagter 
verbunden, 
1) fie als alleinige Inhaberin der Libellirten For⸗ 
derungen c. a. anzuerkennen, 

2) die Löfchung feiner auf den betreffenden Folien 
eingetragenen Proteſtationen 

3) den Eintrag der Klägerin als alleiniger Eigen- 
thümerin der fraft Erbrechts und Vertrags auf 
fie übergegangenen Forderungen c. a. gefchehen 
zu laffen. 

Die erfte Entfcheidung des Bezirfsgerichts zu 
Baugen vom 27. September 1862 war eine ber 
Klägerin durchaus günftige, biefelb®*verurtheilte den 
Beklagten, gefchehen zu laffen, daß im Grund» und 
Hypothefenbuche betreffenden Orts, wie von ben 
Bl. — unter nr. — aufgeführten Forberungen je die 
Hälfte auf Klägerin durch Erbfall übergegangen fei, 
eingetragen und die entgegenftehenden ‘Broteftationen 
demgemäß befchränft werben, nicht minder aber unter 
der Vorausſetzung der Leiftung des der Klägerin über 
bie in der Alage zum Grunde gelegten Thatfachen 
zurüdgegebenen Eides gefchehen zu lafien, daß im 





Grund» und Hypothekenbuche gehörigen Orts, wie 
von oben erwähnten drei Forderungen je die Hälfte 
durch Erbfall auf B. (ven Gemeinſchuldner) über- 
gegangen und von Letzterem an die Klägerin abgetre⸗ 
ten worben fei, verlautbart und bie entgegenftehenden 
Proteftationen gänzlich gelöfcht werben. 

Unter der Borausfegung der Leitung gedachten 
Eides follte endlich Bellagter aus der durch ihn vers 
tretenen Goncurdmaffe der Klägerin auch die erwach- 
fenen Proceßloſten erftatten. 

Diefes Erfenntnif fand folgende Begründung: 

„Für den Schuhmachermeifter I. ©. V. zu P. 
ftehen noch jetzt auf verfchiedenen Grundftüden in 
den Grund» und Hypoihefenbüchern für B. und P. 
die Bl. — unter ar. 1—3. näher bezeichneten hypo⸗ 
thefarifchen Forderungen im Betrage von begiehentlich 
154 Thlen. 5 Ngr. —, 308 Thlen. 10 Ngr. —⸗ 
und 400 Thlen. — — fammt Zinfen zu beziehentlich 
4, 3 und 3} vom Hundert eingetragen. Genannter 
B. it im Jahre 1851 verftorben und hat als alleinige 
Inteftaterben die Klägerin und deren Bruder B. ©. V. 
binterlaffen, welche den väterlichen Rachlaß angetre- 
ten haben. 

Weiter behauptet Klägerin: bei der Theilung des 
väterlichen Nachlaſſes habe fie mit ihrem nurgenann« 
ten Bruder fi dahin geeinigt, daß fie auf ihr väter 
liches Erbtheil die in der Klage unter nr. 1. und 2. 
gedachten Forderungen an beziehentlih 154 Thlen. 
5 Ngr. — und 308 Then. 10 Ngr. — fammt den 
bei dem Ableben des Erblaſſers rüdftändigen Zinfen 
erhalten und annehmen folle, auch habe ihr genannter 
Bruder, nachdem fich durch gemeinfchaftliche Berech- 
nung herausgeftellt, daß fie von demfelben auf ihr väter- 
liches Erbtheil noch die Summe von 1850 Thlen. 
— — zu erhalten habe, in Abrechnung hierauf an 
BZahlungsftatt die in der Klage sub 3. erwähnte 
Forderung von 400 Thlen. — —s ihr zur alleinigen 
Verfügung überwiefen. 

Dieje Behauptungen hat Bellagter beim 8— 16. 
Einlaffungspunfte mit Nichtwiffen beantwortet und 
den darüber in der Klage BI. — angetragenen Eid 
Bl. — zurüdgegeben. 

Wie ferner nad) dem Zugeftändniffe beim 17. Ein« 
laffungspuntte in Gewißheit beruht, ift zu dem Ber- 
mögen B. ©. V.'s im Jahre 1861 der Eoncursproceh 
eröffnet und in bemfelben Beflagter, was auch Bl. — 
Gerichtöwegen beftätigt wirb, ald Gütervertreter bes 
ftellt worden, welcher hierauf gegen die Eintragung 
der Klägerin, ald Inhaberin der Hälfte oberwähnter 
drei Nacdjlapforberungen, fowie gegen Veräußerung 
und Berpfändung derfelben proteftirt und den Ein- 
trag biefer ‘Broteftationen in die betreffenden Grund» 
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und Hypothekenbücher in ber BL. — erfichtlichen 
Maaße erlangt hat. 

Deshalb fordert Klägerin, daß Bellagter fie als 
alleinige Inhaberin oder wenigftens ald Inhaberin 
der Hälfte der mehrerwähnten drei Forberungen anı- 
erfenne und gefchehen lafle, daß nad) vorgängiger 
Loͤſchung der nurgebachten Proteftationen Klägerin 
als alleinige Inhaberin oder wenigftens als Inhaberin 
der Hälfte diefer Korderungen in das Grund» und 
Hypothekenbuch eingetragen werde. 

Bellagter hat Bl. — die Schlüffigfeit der Klage 
beftritten, weil 

a) daraus nicht erhelle, daß der Klägerin alles 
Eigenthum an den fraglichen Forderungen und ind- 
befondere das Recht auf die Hälfte derfelben abge- 
fprochen worben fei, und 

b) in Anfehung der anderen Hälfte die Beftim- 
mung in $. 84. des Hppotheiengejepes vom 6. No- 
vember 1843, wonach die Abtretung einer bypotbe- 
farifchen Forderung erft durch Eintragung in das 
Grund» und Hypothekenbuch Gültigkeit gegen dritte 
Perſonen, welchen nach der Anficht des Königlichen 
Dberappellationdgerichts 

Annalen, Bb. II. ©. 223. 
auch die Gläubigerfchaft des vor dem Eintrag infol- 
vent gewordenen Cedenten beizuzählen ift, ſowie 
auch gegen den Schuldner ſelbſt erlangt, dem An» 
fpruche infofern entgegenftehe, als Klägerin auf den 
erfolgten Eintrag der von ihr behaupteten Eeffionen 
nicht Bezug nehme. 

Diefe Einwendungen hat jedoch das Beyirks- 
gericht ald gegründet anzuerkennen nicht vermocht. 


Denn 
ad a. 


bie Faſſung der Einträge, mittelft welcher bie erwähnte 
Proteftation des Gütervertreterd im Grund» und Hy⸗ 
pothefenbuche verlautbart worden, ift jo unbefchränft, 
daß in deren Folge Klägerin aud nicht einmal zur 
Hälfte als Inhaberin der fraglichen Forderungen ein⸗ 
getragen werden fann und an der Verfügung über 
diefelben nach ihrem ganzen Umfange behindert ift. 
In folder Ausdehnung fteht aber Beklagtem, felbft 
wenn feiner Argumentation ad b. beizutreten wäre, 
ein Widerfpruchärecht nicht zu, da bei dem Eingangs 
geſchilderten Sachverhalte und nad) dem Grundſatze: 
nomins ipso jure sunt divisa, Klägerin bie Hälfte 
jener Forberungen durch Erbgangsrecht erworben hat 
und bie Eintragung diefer Erwerbung in das Grund⸗ 
und Hypothekenbuch nach: der beſtimmten Vorſchrift 
in $. 187. des Hppothefengefeges zu verlangen ber 
rechtigt if. Hieraus folgt, daß, infoweit das Klage 
geſuch die eine Hälfte der fraglichen Forderungen 
betrifft, Beklagten, welcher die in diefer Begrenzung 





dem Anfpruche zum Grunde liegenden Thatfachen 
nad Obigem zugeftanden hat, ſchlechterdings zu ver 
uriheilen war. 
Aber auch in Anfehung der andern Hälfte 
ad b 


täßt fi dem Anſpruche der Klägerin duch Bezug⸗ 
nahme auf $. 84. des Hypothekengeſetzes nicht mit 
Erfolg begegnen, weil es fich im gegebenen Falle gar 
nicht um Geffion hypothekatiſcher Forderungen han: 
delt. Der angezogene $. 34. ſeht voraus, daß ber 
Cedent Inhaber der abgetretenen hypothekariſchen 
Forderung fei. Als Inhaber einer bypothefarifchen 
Forderung wird aber nach $. 5. des nämlicdhen Ge— 
ſetzes jevedmal derjenige angefehen, welcher als ſolcher 
im Grund» und Hypothefenbuche eingetragen if. 
Der Gemeinſchuldner ift ala Inhaber der ihm ver 
möge Erbrechts zugefallenen Hälfte der ofterwähnten 
Forderungen in das Grund» und Hipothefenbud) 
nicht eingetragen worden und konnte daher biefen 
Antheil in der Eigenſchaft hypothekariſcher Forderun⸗ 
gen auch nicht cediren. Num giebt es zwar einen 
Fall, in welchem auch ein nicht eingetragener Forde⸗ 
rungsberechtigter eine hypothekariſche Forderung cedi⸗ 
ren kann, indem nach $. 186. des angezogenen Ge— 
ſetzes die Ceſſion eingetragener Forderungen, welche 
durch Erbfall, ohne Dazwiſchentreten einer Eeffion, 
auf andere Perfonen übergehen, auch ohne vorherige 
befondere Eintragung der Erben als nunmehrigen 
Inhaber der Forderung in das Grund⸗ und Hypo⸗ 
thefenbuch, dann zugelaffen wird, wenn fie von den 
Erben insgefammt vorgenommen wird. Diefe Bor- 
fehrift bezieht fi) aber, wie aus ihrem Haren Wort⸗ 
laute hervorgeht, auf den fperiellen Fall, daß das 
Gefammterbe in Repräfentation des Nachlaſſes cedirt. 
Die Berechtigumg einzelner Miterben, ihren Antheil 
an ererbten Forderungen au cebiren, iſt nach $. 187. 
des angezogenen Geſetzes zu beurtheilen. Hiernach 
befitt der einzelne Miterbe, fo lange er nicht als 
Inhaber der durch Erbfall Übergegangenen Forderung 
nad Höhe feines Erbantheils in das Grund» und 
Hypothefenbuch eingetragen if, nur einen Rechts 
titel zu antheiliger Erwerbung der Hypothek, mit 
welcher die vererbte Forderung verfehen ift, in ®e- 
maͤßheit $.4., was das Gefep mit den Worten aus⸗ 
brüdt, daß berfelbe für feinen Antheil die Eintragung 
diefer Erwerbung in das Grund» und Hypotheken⸗ 
buch zu verlangen berechtigt ſei. Wie nun im All 
gemeinen nad $. 82. des Hypothefengefeßes auch 
der Rechtötitel zu Erlangung einer Hypothek, bie 
gleichzeitige Uebertragung der Forderung ſelbſt vor⸗ 
audgefegt, von dem Gläubiger nad dem Betrage 
ber ganzen Borberung oder eines Theils berfelben 
an Andere abgetreten werben kann, fo ift insbefon- 
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dere auch bie Mebertragung des murerwähnten fpe- 
eiellen Rechtotitels, wenigftens an Miterben, zu- 
laͤſſig. 

Dieſer Annahme ſtehen die Schlußworte bes 
$. 187.: „und es muß diefe Eintragung (nämlich 
der Erwerbung des Antheils an ber duch Erbfall 
übergegangenen Forderung) erfolgen, wenn ein folcher 
(nämlih ein einzelner Miterbe) feinen Antheil an 
ber Forderung befonders cediren oder verpfänden 
will”, nur fcheinbar entgegen. Denn bie leßtere 
Vorfchrift bezieht fich, wie von 

Siegmann, das fönigl. jächf. Grund» und Hypo⸗ 

thefenrecht, ©. 318. 

ausgeführt worden ift, nur auf den Fall, wenn ein 
einzelner Miterbe feinen Antheil an der vererbten 
bupothefarifchen Forderung an dritte Perfonen cedirt, 
nicht aber auch folche Eefftonen, deren Zwed nur bie 
Bertheilung des Racdlaffes if. Eeffionen der 
letzteren Art fönnen erfolgen, ohne daß es eines 
Zwifcheneintragd der antheilig cebirenden Erben 
bedarf. 

Nach diefen Orundfägen war ber Gemeinfchuldner 
nicht behindert, den ihm zugefallenen Rechtstitel auf 
antheilige Erwerbung der im väterlichen Nachlajfe 
enthaltenen, in $rage ftehenden bypothefarifchen For⸗ 
derungen an bie Klägerin, ald Miterbin, zu über 
tragen, und es muß in ben von ber Klägerin behaup- 
teten antheiligen Ueberweifungen jener Forderungen, 
wenn man fie nicht ald Ceſſionen bypothefarifcher 
Forderungen gelten läßt, wenigftens die Uebertragung 
des dem Gemeinſchuldner zuftändigen Rechtstitels 
auf Erlangung der fraglichen Hppothefen gefunden 
werben. 

Hat nun demgemäß der Gemeinſchuldner noch 
vor der Eoncurderöffnung fih das ihm in Betreff 
der in Streit befangenen bypothefarifchen Forderun- 
gen zuftehenden Rechts gänzlich begeben, fo Fonnte 
auch irgend welcher Anfpruch auf diefelben nach dem 
in 1, 54. D. de div. reg. juris ausgefprochenen 
Rechtögrundfage: nemo plus juris ad alium trans- 
ferre potest, quam ipse haberet, auf die Gläubigers 
ſchaft nicht übergehen. 

Diefe Beurtheilung führt zu dem Ergebniffe, daß 
auf das relatum über die nach Obigem behaupteten 
Eeffionen zu erfennen war.” 

Auf die vom Beflagten gegen bie gedachte Ent- 
ſcheidung der erften Inftanz eingewendete Berufung 
erfannte aber das Königl. Appellationsgericht 
au Budiffin am 20. März 1863 reformatoriſch: 

„Daß es bei diefem Erfenntniffe (1. Inſtanz), 

foviel die auf den Gemeinfchulpner V. vererbte 

Hälfte der in der lage erwähnten brei hypo⸗ 

tbefarifchen Forderungen und bie für den Fall, 





daß Klägerin den ihr zurüdgegebenen Eid leiftet, 
dem Bellagten auferlegte Koftenerftattung be» 
trifft, nicht zu laffen, es hat vielmehr der Klä- 
gerin Suchen hinſichtlich der gedachten Hälfte 
der erwähnten Forderungen in der angebrachten 
Maafe nicht Statt und find die erwachfenen 
Procepfoften ebenfo, wie die durch das ergriffene 
Rechtömittel veranlaßten, unter den Parteien 
gegenfeitig aufzuheben.‘ 
Die Gründe dieſer Entfcheidung find folgende: 

„Man fann den dem Erfenniniffe erfter Inftanz 
Bl. — fig. ad b. beigefügten Entfcheidungsgründen 
vollftändig beitreten und dennoch zu einem anderen 
Ergebniffe gelangen, weil darin auf den Umftand, 
daß zu V.'s Vermögen Eoncurs entftanden, nicht 
das erforderliche Gewicht gelegt worden ift. Diefer 
Umftand ändert die ganze Sachlage. 

Wäre derfelbe nicht eingetreten, fo hätte Klägerin 
ihren genannten Bruder, als Miterben ihres Vaters, 
vermöge der zu ihren Gunften bewirften Eeffion der 
auf ihn vererbten Hälfte der in der Alage erwähnten 
Forderungen rechtlich belangen fönnen, damit er ihre 
Eintragung im Grund» und Hypothefenbuche ald 
Geffionarin gefchehen laſſe. 

Durch den ausgebrochenen Concurs hat aber ber 
Cedent alles Berfügungsrecht über fein Vermögen 
verloren und ift folches auf feine Gläubiger über 
gegangen, und es find dadurch die ihm zugehörig 
gewefenen Antheile an den erwähnten Forderungen 
Beftandtheile der Concursmaſſe geworben, wogegen 
Klägerin, welche den Eintrag der Geffion im Grund« 
und Hypothefenbuche nicht für fich hat, ohne Erfolg 
ftreitet. 

Der Grund bavon liegt in den Beftimmungen 
der einfchlagenden pofitiven ®efehe, und zwar ſchon 
der älteren, vor dem Geſetze vom 6. November 1843 
vorhandenen. 

Schon das Geſetz vom 25. Januar 1838 beftimmte 
$. 10. (Gef. u. V.⸗Bl. 1836. ©. 16.): 

„Geffionen confentirter — Forderungen dürfen 
nur mitteld Confirmation und Gonfenfes der 
Hupothefenbehörde — gefchehen, fonft find fie 
gegen die Gläubiger des Gebenten — ohne 
Wirkung.” 
Hierdurch wurde das, was bie Erl. Proceßordnung 
ad Tit. XLVL $. 2. in den Erblanden verordnet 
hatte, auch in der Dberlaufig eingeführt, und es 
unterliegt daher feinem Zweifel, daß von da eine 
ber richterlichen Beftätigung und Gonfenfes entbeh- 
rende Eeffion einer bypothekarifchen Forderung gegen 
bie Gläubiger bes Gedenten wirkungslos war. 
vergl. die in dem Wochenblatte für merkw. Rechtéf., 
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1852. ©. 421. angezogenen Entſcheidungen und 
Schriftfteller. 

Ganz daffelbe, nur in etwas erweiterter Faffung 
und mit Anwenbung auf bie an die Stelle der Be— 
ftätigung und bes Gonfenfes getretene Eintragung 
in das Grund» und Hypothefenbuch, beftimmt das 
Gefep vom 6. November 1843. $. 84. mit den 
Worten: 

„die Abtretung einer hypothefarifchen Forderung 
erlangt erft durch die Eintragung in das Grund⸗ 
und Hypothekenbuch Gültigkeit gegen dritte Pers 
fonen, wie auch gegen den Schuldner ſelbſt.“ 

Eine Analogie der Rechtögrundfäge, welche für 
den Fall gelten, daß ein Grundftüd vor Ausbruch 
des Goncurfes verfauft und außergerichtlich übergeben 
worben ift, erfcheint unflatthaft. 

Annalen des Königl. DOberappellationdgerichte, 

Br. III. ©. 223 fig. 

Hierin fann auch dadurch nichts geändert werben, 
daß ber Eebent felbft noch nicht als Inhaber der auf 
ihn vererbten Hälfte eingetragen war, und er baber 
nur den Rechiötitel zu Erlangung der Hypothef an 
feine Schwefter, die Klägerin, abgetreten hatte; denn 
ed fann daraus, daß der Eebent felbft noch nicht 
das volle Recht der Hypothek erlangt hatte, fein flärs 
fered Recht für die Geffionarin abgeleitet werben, 
ald wenn jener zuvor bereits eingetragener Inhaber 
der Forderung gewefen wäre, 

Zuvor bedarf es nach $. 186. des Geſetzes vom 
6. November 1843, wenn eingetragene Forderungen 
duch Erbfall auf andere Perfonen übergehen, ber 
befonderen Eintragung ber Erben weber an fich, noch 
bei einer Geffion oder Verpfändung, welche fpäter 
von den Erben insgefammt vorgenommen wird. 

Alein nad $. 187. muß dieſe Eintragung vor- 
ausgehen, wenn ein Erbe feinen Antheil an der For- 
derung befonder® cediren oder verpfänben will, 

Wenn nun aud) der BI. — angezogene Schrifts 
fteller hiervon eine Ausnahme bei foldhen Geffionen 
für zuläffig hält, deren Zwed nur die Vertheilung 
des Nachlaſſes ift, jo hatte er Doch dabei ungweifel- 
haft einen Fall vor Augen gehabt, wo nicht durch 
den zum Vermögen des cedirenden Miterben entſtan— 
denen Concurs die Lage der Sache wefentlich geändert 
worben ift. 

Denn wenn au ein Erbe zu feinem Antheile 
als Inhaber der Forderung legitimirt ift und, ohne 
zuvor als folcher eingetragen zu fein, biefelbe quittis 
ten ober an einen Miterben abtreten fann, fo erlangt 
doch Lepterer, fo lange feine Eintragung noch nicht 
erfolgt ift, nach der Maren und ausdrüdlichen Vor— 
fchrift des g. 186. fein Recht gegen dritte Perſonen, 
namentlich gegen bie Gläubiger des Cedenten, welche 





mit dem Augenblide der Eoncurseröffnung an deſſen 
Stelle treten und fomit nicht gebunden find, bie 
Eeffion, fei es auch nur die des Rechtstitels, zu Er- 
langung der Hypothek anzuerkennen. 

Es ift daher bie dem Gemeinſchuldner zugefallene 
Hälfte der in der Alage erwähnten Forderungen als 
ein zur Eoncursmaffe gehöriger Gegenftanb anzufehen 
und Klägerin hatte ihren Anſpruch bei dem Eoncurfe 
zu liquidiren. 

Der in der Klage angeführte Umftand, daß die 
Schuldner von dem Eebenten felbft angewiefen wor: 
ben find, die Zinfen an die Klägerin zu bezahlen 
und ſolche bis zum 1. April 1861 an diefelbe bezahlt 
haben, fann auf die Entſcheidung feinen Einfluß 
äußern. 

Es war demnach das Erfenntniß erfter Inſtanz, 
foweit dagegen von dem Bellagten appellirt worden, 
abzuändern und die Klage, fo viel die auf den Ge— 
meinſchuldner ererbte Hälfte der mehrgedachten For 
derungen betrifft, in der angebradyten Maaße abzu- 
weifen, wogegen die Proceßkoſten, in Betracht, daß 
die Klage zugleih auf Anerfennung der Klägerin 
als Eigenthümerin der einen Hälfte gerichtet und 
hierin zu deren Gunften BI. — erfannt worden ift, 
ebenfo, wie die Koften des Rechtömitteld gegenfeitig 
aufzuheben waren.” 

Gegen den reformatorifhen Theil dieſer Ent— 
ſcheſdung appellicte nun Klägerin, worauf das 
Königl. Oberappellationsgericht am 25. Juni 
1863 erfannte: 


„Daß das Urthel der zweiten Inflang aus den 
demjelben beigegebenen erfchöpfenden Gründen, wel: 
hen lediglich beizupflichten ift und in welchen das— 
jenige, was Klägerin zur Begründung ihrer entgegen- 
laufenden Anfiht in der Deductionsfchrift BI. — 
vorgebracht, bereits genügenbe Wiberlegung gefunden 
hat, wie hiermit gefchieht, zu beftätigen; es werben 
aber wegen des Wechſels ber früheren Erfenntniffe 
auch die Koften der jepigen Inſtanz unter ven Par 
teien billig gegen einander aufgehoben.” ’ 


. 34. 


Beitrag zur Lehre von der exceptio ob 
turpem causam. 
Mitgetheilt von 
Herin W. in M. 
Bei dem Gerichtsamte M. erhob E, F. P. gegen 


I. G. R. Klage auf Bezahlung von 25 Thalern, 
welche ihm Beklagter dafür verfprochen habe, daß 
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Kläger eine wegen Beleidigungen erhobene Privat 
anklage wieder zurüdnehme. 

Das Proceßgericht ertheilte folgenden, am 
1. October 1863 publicirten Befcheib: 

„Daß die erhobene Klage, weil fie auf Bezah- 
fung von Fünf und Zwanzig Thalern, als eine ver- 
fprochene Begenleiftung dafür, daß ein auf Beftrafung 
der Tochter des verflagten R. wegen Ehrverlegungen 
vom Fagenden P.'s Ehefrau gefteliter Antrag von 
Legterem zurüdgenommen, beziehentlich ein folcher 
von ihm nicht erhoben werde, gerichtet ift, nun aber 
der Grund der Gegenleiftung als eine turpis causa 
angefehen werben muß, da 

nach pofitiven gefeglichen Beftimmungen, wie 

fr. 4. $. 4. Dig. (XU, 5.) 
es anerfannter Grundfag ift, daß das Annehmen 
einer Gabe zu dem Zwede, damit der Empfangende 
eine unerlaubte Handlung nicht anzeige, ein turpe 
factum fei; 

diefer Orundfag aber nicht allein auf Verbrechen, 
die von Amtswegen, fondern auch auf ſolche, die 
auf Antrag zur Beftrafung zu ziehen find, Anwen⸗ 
dung leiden muß, dba das vaterländifche Strafgefeg 
bei legteren, abweichend vom römifchen und verjchie- 
denen neueren Rechten, nicht eine ‘Privatftrafe, fons 
dern allein eine Abfchrift des Strafbejcheides, fowie 
Beröffentlihung deſſelben als Privatgenugthuung 
fennt, die etwa erkannte Buße aber dem Inhaber 
bes Gerichts zufällt; 

außerdem aber bei dem weiten Begriffe der tur- 
pitudo, nad) welchem nicht allein ſolche Handlungen 
ald turpes zu bezeichnen find, die dem Strafgejeh 
anheim fallen, fondern auch foldhe, die gegen bie 
guten Sitten überhaupt verftoßen, 

ofr. Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 

Neue Folge Br. XXL. ©. 165. 

es an ſich geboten erfcheint, vorliegenden Forderungs⸗ 
grund als turpis causa anzufehen, bei welchem das 
von dem Staate dem Einzelnen zum Schuge eines 
fo edlen als unfhägbaren Gutes, wie Das der Ehre 
verliehene Recht, den Berleger zur Verantwortung 
und Strafe ziehen zu laffen, nur aus dem Grunde 
nicht geltend gemacht, beziehentlich auf ſolches ver- 
zichtet wird, um einen materiellen Gewinn zu er 
langen; — ſchlechterdings abzuweiſen, und ift daher 
Elagender P. die gerichtlichen wie außergerichtlichen 
Koften des Rechtöftreites ab⸗, beziehentlich zu erſtat⸗ 
ten ſchuldig.“ 

Auf von Klägerm eingewendete Appellation er- 
fannte das Königliche Appellationsgericht zu 
Leipzig im Monat Januar 1864 confirmatorifch und 
ertheilte dazu folgende Entjheidungsgründe: 





„Der Regel nach fteht dem, welcher dem Anderen 
Etwas gegeben hat, wegen ber dem Empfänger 
bei der Annahme zur Laſt fallenden turpitudo ein 
NRüdforberungsreht wider den letzteren bann zu, 
wenn ſich derfelbe entweder 

a) dafür, daß er eine verbotene Handlung 
nicht thue, oder 

b) dafür, daß er Etwas thue, wozu er fhon 
an fi rehtlidh verbunden war, Etwas hat 
geben laffen. 

(zu vergl. Glüd, Commentar zu den Pandecten, 

Bb. XII. $. 826. ©. 61 fig.) 
Diefen Fällen fteht es zwar in Hinficht auf bie bem 
Empfänger zur Laſt fallende turpitudo offenbar gleich, 
wenn berjelbe 

e) ſich Etwas dafür hat geben laſſen, daß er eine 
ihm rechtlich gebotene Handlung nicht thue. Es er- 
ſcheint jedoch in einem Falle diefer Art die condictio 
ob turpem causam um beswillen ausgeſchloſſen, 
weil fich in felbigem der andere Theil, welcher von 
dem Empfänger die Unterlafiung einer demfelben 
rechtlich obliegenden Handlung fordert, der Ratur 
der Sache nad) in pari turpitudine befindet. 

(zu vergl. Glüd, a. a. D. $. 825. sub 2.) 
Dagegen trägt im Zweifel die Annahme einer Be- 
lohnung 

d) für die Vornahme oder Unterlafjung 
einer an fich nicht unerlaubten, jedoch ebenfomwenig 
durch eine rechtliche Zwangsverbindlichkeit 
anbefohlenen Handlung die Merkmale einer 
turpis causa nidjt an fih. Wenn gleichwohl einige 
Gejegftellen 

(zu vergl. L4. 8.4., 1.5. D. cond. ob turp. caus. 

XL, 5.) 
jedoch felbfiverftändblich immer unter der Boratıs- 
fegung, daß der ®egentheil nicht in pari turpitudine 
verlirt habe, 

(vergl. 1. 4. $. 1. cit.) 
auch in Fällen diefer Art Die condictio ob turpem 
eausam für zuläffig erklären, fo liegt dem ungweifel- 
haft der Gedanke zu Grunde, daß es Berhältnifie 
geben könne, in welchen es gegen bie Ehrbarfeit und 
gegen die guten Sitten verftößt, fi das Thun oder 
Unterlaffen einer Handlung überhaupt bezahlen zu 
laſſen. 

Belannten Rechten nach haben die vorſtehenden 
Grundſaͤtze auch dann zu gelten, wenn das zu dem 
tabeinswerthen Zwede Ausbenungene nicht bereite 
gegeben worden ift, fondern ber Promittent der auf 
Gewährung des Berfprochenen gerichteten Alage mit 
-« der Berufung auf die Ungüftigkeit feines Berfpres 
hend enigegentritt. Denn augenfcheinlich enthält 
der diedfallfige Einwand nichts Anderes, ald die auf 
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Annullirung des eingegangenen Obligationsverhäft- 
niffes gerichtete, der vorgebachten Eondiction analoge 
exceptio ob turpem causam. 

Ja es machen fich bier infoweit noch firengere 
Grundfäge geltend, ald zwar aus dem Rechte auf 
die condictio überall das Recht auf die entfprechende 
exceptio folgt, dagegen in bem zulegt gedachten 
Balle dem erhobenen Einwande von Geiten bes 
Klägers nicht, wie in dem Halle der Zurädforderung 
des bereitd Gegebenen von Seiten des Bellagten, 
mit der Berufung auf die gleiche turpitudo des Pro⸗ 
mittenten entgegengetreten werben fann. 

1.3. D. eod. 
vergl. von Savigny, Syftem, Bd. IIL $. 122. 
not. n. ©, 178. 

Wendet man dieſe Grundfäge auf ben vorliegen- 
den Fall an, fo macht zwar die Saͤchſiſche Strafs 
gefeggebung die Anzeige einer criminalreghilich ſtraf⸗ 
baren Handlung dem Untertanen nur in den in 
Artikel 70. und 71. des Strafgefegbudhs von dem 
13. Auguft 1855 nambaft gemachten Fällen zur un- 
bedingten Pflicht. Nur in diefen fchlägt daher bei 
Annahme einer Belohnung für die Unterlaffung ber 
Anzeige der oben sub c. gedachte Geſichtspunkt ein. 

Wie jedoch bereits in dem von ber erflen Inftanz 
BL. — angegogenen Präfudize des Königlichen Ober 
appellationsgerichts (Zeitfchrift für Rechtspflege und 
Verwaltung, Bd. XI. Seite 167 fig.) näher nach⸗ 
gewiefen worben, ift nach den angejogenen Stellen 
der Digeften die Zuläffigfeit der Condiction, dafern 
ein bei der Begehung des Delictes felbft unbetheilig- 
ter Dritter für die Unterlaffung einer nicht fehlechter- 
dings gebotenen Anzeige fih Etwas bat bezahlen 
laffen, auf den oben sub d.*gebadhten Ball wenig- 
ftend dann zu ertendiren, wenn es ſich um ein Delict 
handelt, welches der Staat in dem Öffentlichen In« 
tereffe beftraft. Der für die Nichtigfeit diefer Auf 
faffung in dem angezogenen Präjubige geltend ge- 
machte, unzweifelhaft ganz richtige Grund, es fei 
die Annahme einer Belohnung dafür, daß einem 
Verbrecher die Möglichkeit gewährt werbe, fich der 
drohenden Strafe zu entziehen, deshalb ald verwerf- 
lich anzufehen, weil dem Staate daran gelegen fein 
müfle, daß Handlungen ber gedachten Art nicht 
unentbedt blieben, fchlägt allerdings hier, wo es fich 
um bie Zurücknahme einer Anzeige eined unter bie 
Beftimmungen in Gapitel 6. Theil II. des Straf 
geſetzbuchs fallenden Delictes und demgemäß um bie 
Zurüdnahme einer Privatanflage im Sinne bes 
Artikels 31. der Strafproceforbnung vom 13. Auguft 
1855 handelt, offenbar nicht ein. Einerſeits erfcheint 
jedoch jene Befchräntung ſchon deshalb zu eng, weil 
das an den amgezogenen Geſetzſtellen beiſpielsweiſe 
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erwähnte Berbrechen (dad furtum) nach der Auf 
fafjung des Römifchen Rechts zu bem delietis pri- 
vatis nicht, ober doch micht fchlechterdings zu ben» 
jenigen Delicten gehörte, welche einer öffentlichen 
Strafe zu unterliegen hätten; 

1. 1. D. de. publicis judieiis, (XLVIL, 1.) 

1. 2. D. de abigeis. (XLVII, 2.) 

l. ult, D. de furtis. (XLVU, 2.) 

Glüuͤck, a. a. O. Band IH. ©. 117 fig. 
anbererfeitö find bei Beantwortung der Frage, ob 
eine Handlung contra bonos mores verftoße und 
demgemäß als ein turpe factum anzufehen fei, nicht 
allein pofitive Geſehesovorſchriften, ſondern es ift 
ſolchenfalls auch das ſich in der Gegenwart geltend 
machende fittliche und Rechtsgefühl maaßgebend. 
In diefer Hinficht hatte man nun allenihalben der 
bereitö von dem Richter erfter Inſtanz aufgeftellten 
Anficht, daß es nach den fittlichen Anfchauungen der 
Jetztzeit ſchlechterdings wider die guten Sitten ver- 
ftoße, wenn auf die dem Einzelnen von dem Staate 
au dem Schupe feiner Ehre verlicehenen Rechte aus 
dem Grunde verzichtet wird, um dadurch einen 
. materiellen Gewinn zu erlangen, lediglich beizu- 
pflichten. 

Es erfcheint hierbei auch vollfommen irrelevant, 
ob das Verſprechen zunächft nur von dem Beleidiger 
ausgegangen ift, ohne von dem Beleibigten als 
Bedingung der Rüdnahme feines Strafantrags ge- 
fordert worben zu fein. Denn der Berfloß gegen 
die Ehrbarfeit, deſſen fich der Beleidigte ſchuldig 
macht, muß fchon darin gefunden werben, daß er 
das Yufgeben feines diesfallfigen Rechtes überhaupt 
zu der Erlangung eined mit der Sache felbft in 
feinem unmittelbaren Zufammenhange ftehenden 
Bortheild benupt hat, oder, wie er durch Anftellung 
ber gegenwärtigen Klage an den Tag gelegt hat, 
benugen will. 

Daß endlih das, was nah Borftehendem für 
die Beleidigte felbft zu gelten hat, auch auf beren 
Ehemann Anwendung leiden muß, folgt aus der 
Beitimmung in bem zweiten Abfape von Artifel 246. 
des Strafgeſetzbuchs. 

Aus dieſen Gründen war der Inſtanzbeſcheid 
alfenthalben zu beftätigen. Da die einfchlagenden 
Rechtsfragen jedoch als völlig zweifellos nicht ange⸗ 
fehen, demnach dem Kläger, wenn er auf anderweite 
Entſcheidung provocirt hat, eine muthwillige Streit: 
fucht nicht beigemeffen werben mögen, erjchien es 
fachentjprechend, die Koften der Appellationsinftanz 
au compenfiren.” 
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35. 
Ueber die Sadhlegitimation beim Mahnverfahren. 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. Dr. &, in D. 


Der Wagnermeifter H. in B. hatte im Juli 
1860 von einem gewiffen Hippner und deſſen 
Schwager Kaden je 10 Thaler dargeliehen erhalten 
und verfprochen, diefe Darlehne binnen 14 Tagen 
zurüdzuzahlen. Er war jedoch feiner Verbindlichkeit 
nicht nachgefommen und es beantragten deshalb, 
nachdem Hippner mittlerweile geftorben war und 
als alleinige Erben feine beiden Eltern hinterlaffen 
hatte, diefe im Verein mit Kaden im März diefed 
Jahres beim ©erichtsamte zu 2. den Erlaf eines 
Zahlungsgeboted an H., indem die Eltern Hippnerd 
in ihrem bezüglich fchriftlichen Gefuch fi darauf 
bezogen, daß der urfprünglich ihrem Sohn zuftändig 
gewefene Theil der betreffenden Forderung auf fie, 
als defjen Erben übergegangen fei. 

Das Gerichtsamt zu 2. befchied jedoch hierauf 
die Petenten, daß es, fo lange die Eltern Hippners 
fih nicht ald Erben ihres Sohnes legitimirt hätten, 
Bedenfen trage, dem Geſuch zu deferiren. 

Auf die von den Antragftellern gegen dieſe ab» 
fällige Refolution geführte und buch Bezugnahme 
auf die einfchlagenden Beitimmungen bed Geſetzes, 
die Abkürzung und Bereinfachung des bürgerlichen 
Procepverfahrens vom 30. December 1861 und bef- 
fen Motiven, begründete Beſchwerde reformirte das 
Königlihe Appellationsgericht zu Dresden 
und wies das Gerichtdamt an, das beantragte Zah⸗ 
lungsgebot zu erlafjen, indem es ſich in einer Verord⸗ 
nung vom 27. März 1862, aus welcher zugleich die von 


dem Gerichtsamte zu 2. für feine Reſolution geltend 


gemachten Gründe erfichtlich find, dahin ausſprach: 

„Wenn nun nad) BL. — und Inhalts des Anher 
erlatteten Berichts dad Gerichtsamt diefem Geſuche 
Statt zu geben um beöwillen Bedenfen getragen 
bat, weil die genannten Hippner'ſchen Eheleute, als 
Erben des urjprünglichen Mitinhabers ber gebachten 
Forderung Ernſt Morip Hippners, ſich nicht legiti⸗ 
mirt haben und daher der genannte H., wenn er in 
Folge des Zahlungsgebotes und in der Meinung, 
daß das Gericht vor befien Erlaß fi von ber Des 
techtigung der Hippner’ichen Eheleute überzeugt: habe, 
an diefelben, ohne daß fie wirklich forberungsberedh- 
tigt feien, Zahlung leifte, einen Bermögensnachtheil 
erleiden Fönne, den das Gerichtsamt nicht verurfacht 
haben wolle, fo bat man diefer Anficht des Letztern 
beizutreten nicht vermocht. 





Nach $. 28. des Geſetzes, die Abkürzung und 
Vereinfahung des bürgerlichen Procefverfahrens 
betreffend, vom 30. December 1861 fteht unter den 
dort angegebenen Borausfegungen jedem Gläubiger 
das Recht zu, auf Erlaß eines Zahlungsgebots an 
feinen Schuldner angutragen, und ift hierbei weder 
ein Unterfchied zwifchen dem urfprünglichen Forde⸗ 
tungsinhaber und defien Univerfal» oder Singular- 
fucceffjor gemacht, noch etwas Weiteres als die 
Angabe des Beitrags der Forderung und des Grun— 
deö derfelben gefordert. Die vom Gerichtsamte be- 
folgte Anficht, daß der Gläubiger, welcher den Erlaß 
eines Zahlungsgebotes beantragt, fi dem Richter 
gegenüber zur Sache zu legitimiren habe, würde fi 
daher ſchon an und für fich mit der angezogenen 
gefeglihen Borfchrift nicht vereinigen laffen, auch 
deren Zwede, dem Gläubiger für den Fall, daß über 
die Eriftenz der Forderung und über feine Berechti— 
gung zu deren Geltendmachung fein Streit obwaltet, 
eine möglichit ſchnelle Rechtshülfe zu verfchaffen, um 
fo mehr zuwiderlaufen, als in vielen Fällen, z. B. 
im Fall einer außergerichtlich bewirkten Geffion, die 
Seftftellung des Legitimationspunftes durch den Rich— 
ter ohne Gehör und bezügliche Auslaffung der Ge- 
genpartei gar nicht erfolgen fann, und wirbe im 
Uebrigen durch ein derartiges Verfahren auch gegen 
den im Allgemeinen geltenden Grundfag verftoßen 
werben, daß der Richter über die Sadlegitimation 
von Amtswegen nicht zu cognoseiren habe, die— 
felbe vielmehr nur der Gegenpartei gegenüber zu 
erbringen ift. 

vergl. Kind, Quaest. for., III. p. 317. 
Biener, Syst. proe., $. 34. 
Kori, Theorie, $. 10. 
Oſterloh, orbentl. bürgerlicher Proceß, $. 167. 
Anm. 2. 
Wochenblatt für merkwürdige Rechtöfälle, 1842. 
©. 159. 
Hiernach fann auch durch den fofortigen Erlaß des 
erbetenen Zahlungsgebots das Gerichtsamt die von 
ihm angebeutete Berantwortlichfeit in feiner Weiſe 
treffen, vielmehr muß, da der Schuldner feinerfeits 
verpflichtet ift, dafern nach Eintritt der Fälligkeit 
feinee Schuld derjenige, in deſſen Perfon die ent« 
fprechende Forderung entftanden war, verftorben ift, 
nad) defien Erben ſich zu erfundigen, H.'n auch im 
vorliegenden Falle überlaffen bleiben, die Berechti- 
gung der Hippner’fchen Eheleute zu Einziehung der 
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Forderung zu prüfen und beziehentlich für den Fall, 
daß er diefe als feine nunmehrigen Gläubiger nicht 
anerfennen follte, dem Zahlungsgebote rechtzeitig 
den ibm gefeglich nachgelaſſenen Widerfpruch ent- 
gegenzufegen. Dem Gerichte liegt lediglich ob, in 
das Zahlungsgebot Behufs der in $. 30, unter 1. 
des angezogenen Geſetzes vorgefchriebenen Bezeich- 
nung des Gläubigers die Angabe des Succeffione- 
titeld der derzeitigen Forderungsinhaber aufzunehmen 
und den Schulbner dadurch von dem behaupteten 
Uebergange der Forderung auf diefelben zu benadh- 
richtigen und zur Prüfung der Wahrheit der von 
ihnen hierunter gemachten Angaben zu veranlaffen. 

An das Gerichtsamt ergeht daher andurch An- 
weifung, die Befchwerdeführer demgemäß zu befchei- 
den und mit Erlaß des erbetenen Zahlungsgebots in 
der beantragten Maafe und unter Berüdfichtigung 
des im Vorftehenden zulegt Bemerften zu verfahren, 
als wodurch fich die erhobene Befchwerde erledigt, 
auch diefelben mit Tragung der durch gegenwärtige 
Differenz und das eingewendete Rechtsmittel entftan- 
denen Gerichtöfoften, welche Gerichtswegen zu über- 
tragen find, zu verfchonen.” 
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Ueber die Vorausfegungen, unter welchen eine 

Spolienflage, indbefonbere "gegenüber den Mit- 

gliedern einer Verwaltung&behörde, als rechtlich 

begründet erfheint. — Spoliatus ante omnia 

est restituendus. — Zur Spnterpretation ber 

Vorſchrift in $. 7. sub 3. des Competenzgeſetzes 
vom 28. Januar 1835. 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. in €. 


Die thatfächlichen Unterlagen eines zwifchen der 
Ereditanftalt für Handel und Induftrie in Deffau, 
als Klägerin, Albert M. und Gen., als Bellagten, 
und dem Stabtrath zu E., als Litispenunciatem, 
geführten Proceffes, aus welchem dieſe Mittheilung 
entnommen, ergeben fich, joweit fie zum Berftändnif 
nothwendig find, aus den Erfenntniffen der erflen 
und zweiten Inftanz und den benjelben beigefügten 
Entfiheidungsgründen, weshalb eine einleitungsweife 
Darftellung derfelben umgangen werden fann. 

Das erfte, vom Königl. Bezirksgericht zu 
Annaberg gefprochene und ven Parteien am 7. Jas 
nuar 1862 publicirte Urthel lautet folgendermaaßen: 

„Daß die erhobene Klage in der angebrachten 
Maaße nit Statt hat, es ift auch die Klägerin den 
Beklagten die Proceßloſten, jedoch ausſchließlich der 
durch die Litisdenunciation erwachſenen, zu erftatten 
verbunden. 

Hiernächkt ift die Litispenunciation für unzuläffig 
zu achten, es werben jedoch die durch felbige entflan- 
denen Koften zwifchen den Bellagten und den Litis⸗ 
denunciaten compenfirt. 





A. den Hauptproceß anlangend. 

Durch die Zugeftändniffe, welche die Beklagten 
bei den Einlaffungsabfänitten — — flg. abgelegt 
haben, ift in rechtliche Gewißheit gefegt worben, 

a) daß der fogenannte Röhrgraben im Flurbuch 
und Gteuerfatafter von E. auf die Bergfnapp- 
haft als Befigerin eingetragen ift, 

b) daß der Markſcheider Friedrich Julius W. zu 
M. in den auf der Bl. — befindlichen Klag- 
beilage D mit blauer Barbe marlirten Graben, 
und zwar an der bafelbft mit F. bezeichneten 
Stelle, ungefähr 19 Ellen unterhalb des zum 
Rothen Pochwerk gehörigen Weichfluthers, auf 
Koften des Berggebäudes „E.r Vereinigt Feld 
Fundgrube” und mit Genehmigung des Königl. 
Bergamtes M. eine Schüge eingebaut, dieſelbe 
am 31. Mai 1860 zum Gebrauch fertig gemacht, 
vollendet und durch Berfchluß gefichert hat, 

ec) daß am 1. Juni 1860 die Bellagten an ber 
Schüuͤtze ſich eingefunden, diefelbe in der in ber 
Klage Bl. — flg. befchriebenen Weife entfernt und 
in das Rathhaus zu E, haben ſchaffen laſſen. 

Ferner beruht mit Rüdficht darauf, daß die Beflagten 
der an fie nach Bl. — ergangenen peremtorifchen 
Ladung ungeachtet auf die bezüglichen Stellen der 
Klage fich nicht eingelaffen haben und deshalb infos 
weit derfelben für geftändig und überführt zu achten 
find, in rechtlicher Gewißheit: 

d) daß, wie in der Klage Bl. — angeführt if, dem 
obengenannten W. von der Klägerin die Ber- 
waltung des Berggebäubes „Et Bereinigt Feld 
Fundgrube” feit dem Jahre 1857 übertragen 
und daß berfelbe überhaupt der Bevollmächtigte 
der Klägerin iſt, 





e) daß Hieronymus D. feit 1857 als Steiger bei 
ber gedachten Grube angeftellt it und in Arbeit 
fteht, fowie daß unter deſſen Aufficht die Ein- 
bauung der Schüge erfolgt ift, efr. BI. —. 

Nicht minder ift wegen der fehlerhaften Einfaffung 
bei pet. 1. c. — für eingeräumt zu achten: 

f) daß das mehrerwähnte Berggebäubde der Klaͤ⸗ 
gerin gehört und 

g) daß die Schüge und deren Geviere in ber in 
der Klage Bl. — flg. angegebenen Weiſe ein- 
gerichtet geweſen ift. 

Dabingegen hat die Annahme eines Zugeftändnifies 
bezüglich der übrigen in den Einlaffungsabfchnitten — 
enthaltenen Behauptungen wegen fehlerhafter Ein- 
laffung mit Rüdfiht auf pet. l.c. — und — fig. 
nicht eintreten können. 

Durch jene ausdrüdlichen und fingirten Zuges 
ftändniffe erfcheint aber auch der Klaggrund vollftän- 
dig eingeräumt, fo daß an fich einer Berurtheilung 
- der Bellagten etwas nicht entgegenftehen würbe, und 
die Negata berjelben in ber Einlaffung als völlig 
irrelevant fich darftellen. 

Denn wenn ed zunaͤchſt zur Begründung ber 
Spolienflage ausreicht, daß derjenige, der ein Spolium 
erlitten, in der Detention der fpoliirten Sache ſich 
befunden habe, 

cfr. Dr. Ernſt Gottfried Schmidt, Commentar zu 

Schmidt's Lehrbuch von Klagen und Einreden, 

L Bd. $. 213. ©. 378. ed. IL 

Eurtius, Handbuch des im Könige. Sachſen gelt. 

Eivilrechts, Bd. IL 1. Abthl. 8. 493. ed. II. 
fo ift dieſem Erforderniſſe in der vorliegenden Klage 
genügt worden. Denn Klägerin hatte offenbar die 
Detention der Schüße erlangt, da nicht allein der 
Markfcheider W. fie in ihrem Auftrage an der in der 
Klage bezeichneten Stelle aufgerichtet, fertig gemacht 
und durch Berfchluß gefichert hatte, fondern auch fie 
noch am 1. Juni 1860 in ber Lage war, barüber 
nad) ihrem Belieben verfügen zu können, indem an 
diefem Tage bei der Ankunft der Beflagten nach dem 
zugeftandenen Inhalt der Klage Bl. — ein Beamter 
der Klägerin, der Steiger D., unmittelbar an ber 
Stelfe, wo die Schüge eingebaut war, fich befand, 
und alfo nach Belieben jederzeit unmittelbar auf Dies 
felbe einwirken fonnte. 

Es erledigt fi deshalb die verneinende Beant- 
wortung bes Umftandes bei pet. l.c. —, daß bie 
Klägerin in dem Befige ber Schügenvorrichtung fich 
befunden habe. 

Ebenſo irrelevant erfcheint es, ob, wie von Klä- 
gerin behauptet, von den Beflagten aber bei pet. 1. 
c. — mit Richtwiffen beantwortet worben ift, die 
Parcelle —, welche nad Ausweis der Zeichnung 
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Bl. — die Stelle des Grabens, wo die Schüuͤtze ein- 
gebaut war, umgiebt, im Befige der Bergfnappfchaft 
fi befindet und von biefer der Klägerin zum belie- 
bigen bergmännifchen Gebrauch überlaffen worden 
ift, da dieſer Umftand nur geeignet ift, darzuthun, 
daß die Klägerin ein Recht zur Benugung jener 
Parcelle gehabt habe, und folglich auch berechtigt 
gewefen ift, ihre Beamte dahin zu fenden, hierauf 
aber im vorliegenden Halle, wo es fich lediglich darum 
handelt, ob der Klägerin die factifche Möglichkeit, 
über die Schüge jederzeit verfügen zu fönnen, zur 
Seite geftanden habe, nach dem Obigen etwas nicht 
anfommt, und eben daraus, daß ein Beamter der 
Klägerin am 1. Juni 1860 bei der Ankunft der 
Beklagten bei der Schügenvorrichtung fi befunden 
hat, hervorgeht, daß diefelbe wenigftens bis zu 
diefem Tage jene factifche Möglichkeit wirklich ge 
habt hat. 

Kommt mithin Tebiglich diefe factiſche Möglich- 
feit der Verfügung über die Schüge in Frage, fo 
gelangt man ferner zu dem Refultate, daß man auch 
des Beweifes der bei den Einlaffungspunften — — 
angeführten Thatſachen für die Entſcheidung nicht 
bedarf. Denn aud die an diefen Stellen verneinten, 
bezichentlich mit Nichtwiffen beantworteten Behaup- 
tungen ber Klägerin find nur geeignet, das Berfah- 
ten derſelben als ein folches, zu welchem fie berechtigt 
gewefen, erfcheinen zu laſſen. Sollten dieſelben nicht 
in Wahrheit beruhen, fo würde zwar nach Befinden 
derjenige, welcher durch die Einfegung der Schüge 
in einem Rechte verlegt worben ift, die Klägerin 
deshalb rechtlich in Anfpruch nehmen und von ihr 
die Befeitigung der Schüge verlangen dürfen. Kei— 
nesfalls aber würde biefer Umftand geeignet fein, 
Einflus auf die Beantwortung der Frage zu äußern, 
ob Klägerin in der Detention der Schüge ſich befun- 
den habe. Unter diefen Umfänden fann auch von 
Beantwortung der Frage: ob jene Thatfachen durch 
das DI. — beigefügte Zeugniß des Königl. Berg- 
amted M. nicht wenigſtens inſoweit ald ihrer darin 
Erwähnung gefchehen und infoweit als fie obrigfeit- 
liche Handlungen der genannten Behörde betreffen, 
auch in dem jetzigen Stadium der vorliegenden, in 
den Formen des orbentlichen Proceffes behandelten 
Rechtoſache für bewieſen zu achten feien, abgefehen 
werben. 

Weiter ftellt fi die Handlungsweife der Bellag- 
ten, durch welche die Klägerin aus ber Detention 
der Schüge entfegt worden ift, ald eine ſchon an fidh 
ihrer Form nach widerrechtliche dar, als welche nad 
der Prarie 

efr. Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw., N. 8. 
XIV. ©. 237. XIX. ©. 57. 
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Wochenblatt für merkw. Rechtöfaͤlle von 1849. 
©. 315 flg., von 1850. ©. 65 fig. 343 fig. 
Annalen des Königl. Oberappellationsgerichte, 
UI. Bd. ©. 473. 
zur Begründung eines Spoliums erfordert wird. 
Es haben nämlich die Beklagten die Wegnahme der 
Schütze gegen den erflärten Willen des von ihnen 
daſelbſt angetroffenen Beamten ber Klägerin, bes 
Steigerd D., und unter Anwendung von Drohungen 
Seiten des Mitbeflagten M. gegen benfelben, fowie 
durch gewaltfame Bejeitigung ihres Berfchluffes bes 
wirft, Diefe Handlungen, welche, wie nach Lage 
der Sache anzunehmen und überdies von den Be 
Hagten bei pet. 1. c. — fig. ausdrüdlich eingeräumt 
worden ift, unter Zuftimmung aller Beklagten vor 
genommen worben find, find offenbar an fi und 
ihrer Form nad) widerrechtliche und tragen ben Cha— 
tafter von offenen Gewaltthätigfeiten an ſich, durch 
welche die Beflagten fümmtlich folidarifch zur Rüd: 
gabe der Schügenvorrichtung und Wiederherftellung 
des vorigen Zuftandes, ſowie zum Erſatz aller Schä- 
den verbindlich geworben find, ohne daß es einen 
Unterſchied macht, ob einzelne von ihnen nur auf 
Geheiß und im Auftrage der Andern gehandelt haben, 
da die Widerrechtlichkeit der Handlung dieſen Ein- 
wand nicht auffommen läßt und fie ſaͤmmtlich gedach⸗ 
ter Maafen über die Bornahme derfelben einverftan- 
den gewefen find. 
cfr. 1. 1. 8. 12. 13. D. (43. 16.), 1.152. 8.1. 2. 
D. (50. 17.), 1.6. 8.3. D. (17. 1.), 1. 157. 
pr. D. (50. 17.), 1. 11. 8. 7. D. (48. 24.) 
Unter diefen Umftänden bedarf es nur noch der 
Bemerkung, daß auch der von den Beflagten Bl. — 
unter b. gegen die Schlüffigfeit der Klage erhobene 
Einwand unbegründet if. Denn wenn auch nach 
Inhalt derfelben der Graben an ber Stelle, an welcher 
die Schüge eingebaut gewefen ift, zu dem ſ. g. Röhr- 
graben gehören und dieſer in der That eine nach 
$. 158. des Gefeges vom 2. Mai 1851, den Regal— 
bergbau betreffend, von dem Königl. Bergamte M. 
unter Goncurrenz des Nevierausfchuffes zu verwals 
tende Revieranftalt fein follte, fo würde doch im vor- 
fiegenden Falle immerhin die Klägerin und nicht der 
Revierausſchuß zur Klaganftellung berechtigt fein. 
Denn nach $. 144. des angegogenen Geſetzes haben 
die Revierausſchuͤſſe die gemeinfchaftlichen Rechte und 
Interefien jämmtlicher Bergwerfseigenthümer einer 
Revier oder gewiffer Elafien derfelben wahrzunehmen 
und repräfentiren die Gefammtheit der Bergwerls⸗ 
eigenthümer, beziehentlich gewiſſer Elafjen derſel— 
ben. Demgemäß ift auch in der den Gefchäftsfreis 
der Revierausfchüffe normirenden Beilage D. bes 
Berggefepes bei R. und m. beflimmt, ‚daß biefelben 
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bie allgemeinen Interefien der Revier wahrzunehmen, 
fie nach außenhin zu vertreten und indbefondere bei 
allen und jeden Rechtsangelegenheiten die Geſammt⸗ 
heit der Bergwerfseigenthümer der Revier oder ber 
betreffenden Glaffen derſelben aciv und paffiv zu 
vertreten haben. Nun handelt es fich im vorliegen- 
den Falle gar nicht um Rechte und Imtereffen der 
Geſammtheit der Bergwerfseigenthlimer der Nevier 
oder einer Claſſe derfelben, ebenfowenig betrifft der 
vorliegende Proceß eine Rechtsangelegenheit einer 
Nevierbetriebsanftalt, in welcher nach $. 107. ber 
Ausführungsverorbnung vom 16. December 1851 die 
Bertretung burh den Revierausjchuß einzutreten 
haben würde, fondern es ift gegenwärtig lediglich 
eine Borrichtung in Frage, welche die Klägerin als 
Befigerin eines Berggebäudes getroffen hat. Es 
fann deshalb feinem Zweifel unterliegen, daß fie 
auch berechtigt ift, eine lediglich diefe Vorrichtung 
betreffende Rechtsangelegenbeit allein zu führen. 

Wenn man nun gleihwohl in dem Erfenniniffe 
zu einem den vorfiehenden Erwägungen entgegens 
gefegten Refultate gelangt ift, fo beruht dies auf 
folgenden Gründen: 

Die Belflagten haben nämlih Bl. — unter a. 
vorgefchüßt, daß fie bei der Entfernung ber Schüpe 
nicht aus eigner Bewegung, fondern in Ausführung 
eines Beichluffes, welchen der Stabtrath zu E. als 
Sicherheitöpoligeibehörbe gefaßt habe, und zwar die 
DI. — zuerft genannten drei Beklagten ald Mitglie— 
der des Stadtraths, die übrigen Beflagten aber im 
Auftrag und auf Anordnung biefer Behörde gehan- 
delt haben. Aus den weiteren Ausführungen der 
Beklagten Bl. — ergiebt fi), daß das in dem nach 
der Zeichnung Bl. — die Barcelle bildenden Graben 
fließende Waffer in einer gewölbten Schleuße burd) 
die Stadt E. zum Betriebe der dortigen Mühlen und 
Fabrifen geleitet ift und indbefondere auch durch den 
f. g. Beuergraben bei Feuersgefahr in ben obern 
Theil der Stabt geführt wird, daß dieſe Wafferleitung 
durch bie Einfegung der Schüge Seiten ber Klägerin 
geflört werden follte und daß baher der Stadtrath 
zu €. aus ficherheitäpofizeilichen Gründen ihre Be- 
feitigung angeordnet hat. Nun haben die Beklagten 
an den angezogenen Stellen allerdings wieberholt 
auch darauf Bezug genommen, daß der Wafferlauf 
in dem bezeichneten Graben, welchen fie Bl. — und 
wiederholt in der Einlaffung felbft auf den Parcellen 
— und — als den f. g. Waffergraben im Gegenſatz 
zu dem angeblih nur die Parcelle — umfaflenden 
Röhrgraben bezeichnet haben, feit undenflicdhen Zeiten 
derfelbe geweien ſei und daß in Folge beffen der 
Stadtgemeinde E. auf das unveränderte Fortbeftehen 
diefes Laufs ein Recht zuftehe, in deſſen Beſihe dies 
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felbe von ber Klägerin burch die Einſetzung der Schübe 
geſtört worben fei. 

Wenn nun mit Rüdficht hierauf die Bellagten 
DB. — die Einfepung der Schuͤtze Seiten der Alä- 
gerin als eine unrechtmäßige Handlung bezeichnen 
und die vom Stabtrath zu E. angeorbnete Befeiti- 
gung berfelben als eine Bertkeidigungshandlung 
gegen ein Spolium der Klägerin auffaffen, fo if 
ihnen zunächft einzuhalten, daß nach dem Grunbfage: 
spoliatus ante omnia est restituendus, in bem 
Spolienproceffe die Frage, ob dem Spolianten ein 
Recht, welchem gegenüber der durch den Spoliirten 
berbeigeführte factifche Zuftand als eine Befigftörung 
ſich darftellt und vermöge deſſen der Erftere die Be— 
feitigung dieſes factifchen Zuftandes zu verlangen 
berechtigt iſt, nicht entfchieden werben fann, daß 
vielmehr vor alfen Dingen ber von dem Spolianten 
geftörte Zuftand wieder herquftellen if, und biefem 
weiter nichts übrig bleibt, als fein Recht, beziehent- 
lich feinen geftörten Befig im geeigneten Rechtewege 
wider den Spollirten geltend zu machen. Es würde 
fogar, wenn es bei jenem Befchluffe des Stadtrathe 
fi darum gehandelt hätte, ein ber Stadtgemeinde €. 
zuftändiges Privatrecht geltend zu machen, dadurch 
die Handlungsweife ber Beklagten, obſchon fie hierbei 
nur im Auftrage des Stabtraths und in Ausführung 
eines Beſchluſſes defielben handelnd aufgetreten find, 
den Charakter eines Spoliums nicht verloren haben, 
da der Stabtrath alsdann nur in feiner Eigenſchaft 
ald Vertreter der Stadtgemeinde aufgetreten wäre 
und als foldher zur eigenmächtigen Geltendmachung 
der der letztern zuftehenden ‘Privatrechte nicht befugt 
it, fondern diefelben lediglich durch Befchreiten des 
Rechtsweges geltend zu machen hat, alfo durch ben 
gedachten Beichluß lediglich die Ausführung eines 
Spoliums angeordnet und an die Bellagten ben 
Auftrag zu einem folchen ertheilt haben würde, biefe 
legtern aber als diejenigen, welche die das Spolium 
begründenden gewalttätigen Handlungen verübt 
haben, jebenfalls für ihre Perſon mit ber Spolien- 
klage belangt werben fönnten. 

f. Ofterlob, fummar. Proc., $. 57. und die oben 
angezogenen Gejfepftellen. 

Ferner kann weder in der Art und Weile, wie 
nach Inhalt der Mage und indbejondere nad) den 
ausbrüdlichen und den zu fingiren gewefenen Zuge: 
ſtaͤndniſſen der Beflagten die Klägerin den Einbau 
der Schüße bewirft und vollendet hat, eine an ſich 
und ihrer Form nach widerrechtliche Handlung ber 
Klägerin oder ihres Bevollmächtigten erblidt, noch 
auch die Handlungsweife der Beklagten als eine 
Vertheidigung des Befipftandes der Stadtgemeinde E. 
angejehen werden. Der Einbau der Schüge ift felbft 
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nach den Zugeſtaͤndniſſen der Beklagten mit Geneh- 
migung der Bergbehörde, alfo offenbar öffentlich er- 
folgt, und wenn felbft, wie Beflagte Bl. — behaupten, 
das Eigenthumsrecht an dem Röhrgraben zwiſchen 
dem Revierausfhuß zu M. und der Stadtgemeinde 
€. beftritten fein follte, indem beide daſſelbe für fidh, 
bez. für den Bergbau in Anfpruch nehmen und mit 
hin in Frage fommen fann, ob die Bergbehörbe über- 
haupt in der Sage fich befunden hat, mit Grund 
Rechtens eine derartige Genehmigung zu ertheilen, 
fo würbe zwar in dem Einbau der Schüge nad; Be- 
finden eine von der Klägerin ausgegangene Belip- 
flörung und Rechtöverlepung für die Stadtgemeinde 
€. liegen, keineswegs aber ohne Weiteres dadurch 
von ihr ein Spolium begangen worben fein, Es 
haben auch die Beflagten Thatfadhen, woraus ein 
folches fich ergeben würde, nicht vorgebracht. 


Ferner war, wie in rechtlicher Gewißheit beruht, 
der Einbau der Schüße bereit am 31. Mai 1860 
vollendet und biefelbe durch Verfchluß gefichert wor- 
den. Es war mithin, falls die Stadtgemeinde €. 
bisher im Beſitze des Rechts auf die Erhaltung des 
zeitherigen Wafferlaufs in dem Graben ſich befunden 
haben und diefer durch die Einfegung der Schüge 
geftört worden fein follte, diefelbe durch die Voll— 
endung des Einbaues aus dem Befige bereitd entſetzt, 
als die Beflagten am 1. Juni 1860 bei der Schüge 
fi einfanden. Es konnte mithin die von ihnen 
vorgenommene Befeitigung der Schüge nur den Zwed 
haben, einen verlorenen Beſitz wieder. zu erlangen. 
Nun ift aber bie Verübung von Gewalt nad) den 
Geſetzen 

cfr. 1.1. $. 27.1 17.13. 8.9. D. (43. 16.) 
nur dann erlaubt, wenn fie darauf beredinet iſt, den 
Befipftand gegen einen widerrechtlichen Angriff zu 
erhalten ober wenn fie zur Wiedererlangung des 
ducch einen ſolchen augenblidlich verlornen Beſitzes 
fofort und unmittelbar nach der Entfegung confestim, 
in ipso congressu verübt wird. Hiernach fann die 
Handlungsweife der Beklagten ſchon deshalb Feines- 
falls als eine erlaubte angejehen werden, da ihre 
Thätigfeit nicht unmittelbar nach der Befigentfegung, 
fondern erft fpäter, ex intervallo eingetreten ift, fomit 
den Charakter eines widerrechtlichen Angriffs an ſich 
tragen würde. 


Dagegen hat der Einrede, daß ber Stabtrath zu 
€. die Befeitigung der Schüge in feiner Eigenſchaft 
als Sicherheitspoligeibehörde aus polizeilihen Grün» 
den angeorbnet und ausgeführt habe, Beachtung 
nicht verfagt werden können. In diefer Beziehung 
ift in Hinblid auf die Beftimmung in 1. 167. 8. 1. 
D. (50. 17.): 





qui jussu judicis aliquid facit, non videtur dolo 

malo facere, quia parere necesse habet, 
davon audjugehen, daß derjenige, welcher auf An— 
orbnung einer Behörde, der er Folge zu leiften ver- 
möge feiner Stellung verpflichtet ift, oder im Auftrage 
berfelben als ihr Organ zur Ausführung eines von 
ihr vermöge ihrer obrigfeitlichen Machtvollfommenheit 
gefaßten Befchluffes mitgewirft hat, dadurch, wenn 


‚er fi in den Grenzen bes ihm ertheilten Auftrags 


gehalten hat, in Feiner Weife einem Dritten civil- 
rechtlich verantwortlich werben fann. Der Grund 
hiervon liegt darin, daß in dem angegebenen Fall 
ihm der Borwurf einer doloſen Hanblungsweife nicht 
gemacht werben kann, feiner Thätigfeit vielmehr unter 
ben angegebenen Umftänden der ihr nad Befinden 
außerdem aufgedrüdte Eharafter einer ftrafbaren 
Widerrechtlichfeit genommen wird. 

efr. auh Schmidt, a. a. D. $. 217. ©. 392. 

nr. 12. 

Haben baher der Beflagte und die Mitbeflagten 
St. und Sch. bei der fraglichen Gelegenheit als 
Mitglieder des Stadtratho zu E. in Ausführung 
eined von biefem gefaßten polizeilichen Befchluffes, 
die übrigen Mitbeflagten nur in Auftrag und auf 
Anordnung diefer Behörde gehandelt, fo würde ihr 
Verfahren ihnen auch nicht als ein Spolium ange- 
rechnet und wider fie eine Spolienflage nicht durch⸗ 
geführt werben fönnen. 

Daß dies aber der Fall geweſen fei, hat man ale 
in rechtliche Gewißheit gefegt anzunehmen gehabt. 
Es haben nämlid die Bellagten nach Bl. — dem 
Stadirath zu €. litem benuncirt und es ift darauf 
von dem Proceßgericht anderweiter Güte- und 
Rechtstermin anberaumt, auch hierzu nah Bl. — 


der genannte Stadtrat) vorgeladen worden. Im 


Termine it nah Bl. — in Vertretung des Stadt- 
raths zu E. der Beflagte M. erfchienen und hat zu 
feiner Legitimation die Bl. — erfichtliche Vollmacht, 
fowie in diefer Eigenfchaft den Bl. — erfichtlichen 
Sap überreicht. Die Vollmacht ift mit dem Rathe- 
ftegel verfehen und trägt die Unterfchrift des Stabt- 
ratho zu E., ſowie unter biefer die Dreier Perſonen, 
deren Eigenfchaft als Rathsmitglieder hiernach nicht 
zu bezweifeln ift. In dem erwähnten Sag tritt nach 
der Ueberfchrift der Stadtrath zu E. felbft auf. Es 
wird hierdurch die Annahme gerechtfertigt und fie 
findet in den Auslaffungen der Beklagten und bes 
Litisdenunciaten Unterflügung, daß nicht allein bie 
Erfleren dem Stabtrath, als einem beftehenden Colle⸗ 
gium, welches in feiner Eigenfchaft ald obrigfeitliche 
Behörbe den in Frage feienden Beſchluß gefaßt hat, 
haben litem benuneiren wollen, fondern auch, daß 
der Stadtrath ſelbſt in feiner angegebenen Eigenſchaft 
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in biefen Proceß ſich eingemifcht und Erflärungen 
abgegeben hat. Derfelbe hat nun aber in dem BI. — 
erfichtlichen Sap durch feinen Vorfland, den beflagten 
Bürgermeifter M., erflärt, daß bie Schügenvorrich- 
tung lediglich auf feine Anordnung entfernt worben 
fei, daß bei dem fraglichen Borfalle der Beklagte und 
die Mitbeflagten St. und Sch. ald Mitglieder des 
Stadtraths, die übrigen Mitbeflagten aber nur auf 
Anordnung und Geheiß bed Stadtraths gehandelt 
haben, fowie daß er hierbei felbft ald Berwaltungs- 
und Sicherheitspoligeibehörde thätig geweſen fei. Es 
fann feinem Zweifel unterliegen, daß bie Einrede der 
Bellagten durch dieſe Erklärung in rechtliche Gewiß- 
heit gefegt worben ift, da diefelbe, wie nadhgemwiefen 
worden, von einer Öffentlichen Behörde abgegeben 
worden ift und eine von biefer felbft ausgegangene 
amtliche Thätigfeit betrifft. 

Es ſtellt fih deshalb jene Einrede mit Rüdficht 
auf ihre Liquidität als cine proceßhindernde bar, 
weshalb es fi) nur noch fragen fonnte, ob von ber 
Klägerin eine Replik vorgefhüst und fofort liquid 
gemacht worben ift, burch welche die jener Einrebe 
nad der Erl. Proc-Drbn. ad tit. XL. $. 1. zufom«- 
mende Wirfung befeitigt und die Möglichkeit gegeben 
worben ift, annoch in die merita causae einzugehen 
und eine in dieſe felbft eingreifenve Entfcheidung zu 
geben. 

Die Klägerin hat allerdings zunähft Bl. — ber 
hauptet, daß auch, wenn die Beflagten theild als 
Mitglieder des Stabtraths zu E., theild auf beffen 
Geheiß die Befeitigung der Schüge ausgeführt haben, 
ihrer Hanblungsweife der Charakter eines Spolii 
nicht genommen werde, indem foldhenfalls der Stabt- 
rath zu €. eines Mißbrauchs feiner Amtsgewalt fich 
ſchuldig gemacht habe und dann neben den Beflagten 
deshalb in Anfpruch genommen werben fünne. Rum 
ift der Klägerin zwar darin beizuflimmen, daß, wenn 
diefe legtere Vorausſetzung hier vorhanden wäre, 
dem Bellagten, welchem ald Bürgermeifter von E. 
nad; $. 24. des Geſetzes: die fünftige Einrichtung 
der Behörden erfter Inftanz 10. betreffend, vom 11. 
Auguft 1855 die Verwaltung der dortigen Polizei 
fogar unter perfönlicher Leitung und Berantwortlich- 
feit obliegt, nicht minder den Mitbeflagten St. und 
Sch. ald Mitgliedern des Stadtraths jene Einrede 
feinesfalls zu Statten fommen, fie vielmehr ungeachtet 
defien für ihre Perfon der Klägerin wegen des der— 
felben durch ihre Thätigkeit hervorgerufenen Schadens 
civiltechtlich verantwortlich fein würden. Denn in 
diefem Kalle würde ihre Thätigfeit als eine wibers 
rechtliche anzufehen und deren Folgen von ihnen ale 
den Urhebern unzweifelhaft zu tragen fein. 

efr. Schmidt, a. a. O. ©. 392. nr. 12. 





Es ift auch nach $. 7. nr. 3, des Geſethes A. 
vom 28. Januar 1835 nicht ausgefchloffen, daß bie 
Mitglieder einer Verwaltungsbehörde, welche durch 
eine Ueberfchreitung ober einen Mißbrauch ihrer 
Amidgewalt einem Dritten Schaden zugefügt haben, 
von biefem auf Entfhädigung in Anfpruch genom- 
men werben fönnen. Die erfennende Juftigbehörbe 
ift in einem ſolchen Ball allerdings auch für befugt 
anzufehen, darüber zu cognoseiren, ob das Verfahren 
der Verwaltungsbehörde eine Weberfchreitung oder 
einen Mißbrauch der Amtsgewalt in fich ſchließt, da 
dies eben den Grund und die Borausfegung bildet, 
unter welcher wider die Berwaltungsbehörben ein 
Schaͤdenanſpruch erhoben werben fann. Sie ift jedoch 
nach fernerem Inhalt jener Geſetzesſtelle hierbei in 
doppelter Beziehung befchränft, indem fie über bie 
Nothiwendigfeit und Zwedmäßigfeit einer dabei zur 
Sprache fommenden Berwaltungsmaaßregel in Bezug 
auf das allgemeine Befte, foweit eine rechtliche Ers 
örterung darüber in den Gejegen nicht ausprüdlich 
nachgelaſſen worben ift, nicht urtheilen und Verord⸗ 
nungen der Berwaltungsbehörben nicht für ungültig 
erflären barf. 

Es mangelt jedoch zur Zeit an allen factifchen 
Unterlagen, um beurtheilen zu fönnen, ob Seiten 
des Stadtraths zu E. bei der Faſſung und Auofüh— 
rung bed mehrerwähnten Beichluffes wirklich eine 
Ueberfchreitung oder ein Mißbraud feiner Amts- 
gewalt verhangen worden fei. Die Klage felbft ent« 
hält Thatfachen, welche eine folde Annahme vecht- 
fertigen, Feineswegs und ebenjowenig find von der 
Klägerin im Berfahren dergleichen angeführt, weniger 
liquid gemacht worden. Daraus aber, daß nach 
Inhalt der Klage die Art und Weife, in welcher die 
Befeitigung der Schüge erfolgt ift, als eine an fi 
und ihrer Form nach widerrechtliche fi} darſtellt, folgt 
noch feineswegs, daß diefelbe, wenn fie durch eine 
Behörde in Ausführung eines von diefer aus polizeis 
lien Gründen gefaßten Beichluffes vorgenommen 
worben ift, eine Heberfchreitung oder einen Mißbrauch 
der Amtsgewalt Seiten biefer Behörde enthalte, da 
derfelben zur Durchführung der von ihr innerhalb 
ihrer Amtsgewalt befchloffenen Maafregeln die An— 
wendung von Zwangsmitteln zufommt. 

GErfcheint hiernach fchon aus diefen Gruͤnden jene 
Behauptung der Klägerin ungeeignet, die Wirkung 
der von den Bellagten vorgefchügten Einrede zu bes 
feitigen, fo fteht derfelben auch noch die Erwägung 
entgegen, daß die Klägerin ausprüdlich die Wieder 
herftellung des vorigen Zuftandes und die Androhung 
von Geldſtrafe für jeden Fall einer jpäteren Beſitz⸗ 
flörung fordert, ein hierauf lautendes Erfenntniß 
aber dem Beichluffe des Stadtraths zu E. geradezu 
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entgegenlaufen und mithin ben unzulaͤſſigen Ausfpruch 
der Ungültigfeit des leptern in fich fallen würde, daß 
aber, infoweit in der Klage der Erſatz der erweis- 
lichen Schäden gefordert worden ift, diefelbe in dieſer 
Beziehung allein als Schädenflage nicht aufrecht er- 
halten werben fann, weil darin die Schäden nicht 
fpecialifirt worden find und nur, dafern dies gefchehen 
ift, eine nur auf Erftattung von Schäden gerichtete 
Klage aufrecht erhalten werben fann. 

Hierdurch rechtfertigt fich die Abweifung der Klage 
gegenüber dem Beflagten und den Mitbeflagten St. 
und Sch. unbedingt. Es fonnte aber auch den übri- 
gen Mitbeflagten gegenüber, wenn ſchon bezüglich 
ihrer als der Untergebenen einer Behörde, welchen 
eine Prüfung bed von biefer als folcher gefaßten 
Befchluffes nicht zufommt und nicht zugemuthet wer⸗ 
den fann, nicht einmal das replientorifche Borbringen 
der Klägerin einfchlägt, fondern unbedingt die vorher 
entwidelten Grundfäge über die Wirfungen ber Aus- 
führung eines von einer Behörde gefaßten obrigfeit- 
lichen Befchluffes maafgebenb find, doch zu einem 
günftigeren Refultate, der völligen Entbindung und 
%oszählung von der Klage, nicht gelangt werden, 
da die Befcheinigung der Einrede immer nur eine 
einfeitige gewefen, der Klägerin biergegen der Gegen» 
beweis nicht unbedingt abgefchnitten werben fann 
und es nicht audgefchloffen ift, daß biefelbe in einer 
andern Klage durch Aufnahme einer paffenden Reptif 
auch bezüglich diefer Mitbeflagten den Einfluß jener 
Einrede befeitigen fann. 

Durch die Sachfälligfeit der Klägerin rechtfertigt 
fi auch ihre Berurtheilung zur Koftenerftattung. 

Anlangend 


die Litiödenunciation, fo ift bereitd bemerkt worden, 
wie nad) Lage der Sache davon auszugehen ift, daß 
die Beflagten dem Stadtrath zu E. felbft im feiner 
Eigenſchaft als obrigfeitliche Behörde litem denuneirt 
baben und daß berfelbe auch in biefer Eigenfchaft in 
diefem Proceß aufgetreten if. Es liegt jedoch auf 
der Hand, daß diejes von den Beklagten eingefchla- 
gene Verfahren ein völlig unzuläffiges if. Denn 
nad) der Städteorbnung vom 2. Februar 1832, für 
deren Anwendbarkeit in E, als einer in dem dem 
Wahlgefeg vom 24. September 1831 sub O ange» 
fügten Verzeichniffe genannten Stabi, nach dem Gefeß, 
die Publication und Einführung der Städteorbrung 
vom 2. Februar 1832 betreffend, die Vermuthung 
ftreitet, bildet der Stadtrath keineswegs ein mit den 
Rechten einer juriftifchen Perſon verfehenes Colle— 
gium, fondern eine politiſche Körperfchaft, welche 
nad $. 178. ald Verwalter der ftäbtifchen Gemeinde- 
angelegenheiten, als Eraft des Geſetzes beftehende 


175 


obrigfeitliche Behörde und ald Drgan der Staatd- 
gewalt auftritt. Der Stadtrath als folder kann daher 
weder Bermögendrechte erwerben, noch privatrecht« 
liche Berbindlichfeiten übernehmen, noch in Proceffen 
ald Partei auftreten. Im diefer Weife fann er nur 
für die Stadtgemeinde, welche das allein rechtöfähige 
Subject bildet und deren Vertretung ihm obliegt, 
handeln. Hat der Stadtrath in feiner Eigenfhaft 
ald Behörde in irgend einer Weife durch Weberfchrei- 
tung oder Mißbrauch der Amtögewalt dritte ‘Berfonen 
lädirt, fo können dieſe ihre Anfprüche aus den obigen 
Gründen feinesfalls gegen ihn als Collegium, fon« 
bern lediglich gegen die einzelnen Mitglieder deſſel— 
ben, falls diefelben überhaupt erfagpflichtig erfcheinen, 
geltend machen. Es wäre deshalb auch im vorlie— 
genden Fall die von den Beklagten angebrachte Litis— 
benuneiation nicht gegen den Stadtrath felbft, fon- 
dern gegen beffen Mitglieder zu richten und nicht der 
erftere, fondern die lepteren vorzulaben geweſen. 
Deshalb war im Erfenntniß die Unzuläffigfeit der 
Litisdenunciation auszufprechen, wobei man nur noch 
bemerfen will, daß, auch wenn dieſe formell richtig 
geweſen wäre, fie ald eine nothwendige nicht anges 
fehen werden fönnte, da ein wahrer Evictionsfall 
nicht vorliegt. 

Es fonnte aus den obigen Gründen auch nicht 
der Stadtrath zu E. als Pitisdenuncdat, vielmehr 
mußten in dieſer Eigenſchaft diejenigen Perfonen, 
welche die Bl. — erfichtliche Vollmacht als NRathe- 
mitglieder unterzeichnet haben, im Erfenntniffe auf 
geführt werben. 

Was endlich die Koſten der Yitisbenunciation 
anlangt, fo fehlen es, wenn ſchon diefelbe ald unzus 
Käfig ſich darftellt, doch angemeffen, diefelben zwifchen 
den Bellagten und den für den Stadtrath aufgetre- 
tenen itisdenunciaten zu compenfiren, ba es ber 
Einmiſchung der leßtern in den Proceß gar nicht 
bedurft hätte.” 

Gegen diefes Urthel wendete die Klägerin Appel 
fation ein, und es wurde darauf in einem den Par- 
teien unterm 16. Januar 1863 publicirten Urthel des 
Königlichen Appellationsgerichts zu Zwidau 
entfchieden: 

„Daß es bei dem Urthel erfter Inftang nicht fo 
allenthalben zu laffen, fondern es find die Beflagten 
am andern Theile die in der Klage gedachte Schügen- 
vorrichtung, fo wie folde Bl. — in Verbindung mit 
Bl. — befchrieben ift, an dem Orte, wo ſich diejelbe 
vor ihrer gewaltfamen Entfernung befunden, wieder 
herzuftellen, der Klägerin auch alle durch diefe Ent— 
fernung verurfachten erweislichen Schäden zu erſetzen 
folidarifch, jedoch dergeftalt, daß durch die Leiftung 
des Einen von ihnen die Andern befreit werden, 


verbunden, nicht minder bie Koſten ber erften Inftanz 
— foweit ſolche an fich zur Reftitution geeignet, als 
worüber, da nöthig, von dem Proceßgerichte bei der 
fünftigen Execution Entſchließung zu faſſen fein 
wird — der Klägerin zu ihren Antbeilen zu erftatten 
ſchuldig. 

Dahingegen wird beſagtes Urthel im Uebrigen 
und insbeſondere, ſo viel Mitbeklagte am dritten 
Theile anlangt, hierdurch beſtätigt, es iſt auch Klä—⸗ 
gerin die Koſten des Rechtömitteld den Mitbeklagten 
zu deren Antheilen zu erftatten gehalten, wogegen 
diefe Koften im Uebrigen zwifchen der Alägerin und 
den Beflagten am andern Theile compenfirt werben.” 

Dazu waren folgende Gründe beigegeben: 

„Wenn die vorige Inſtanz von der Annahme 
ausgeht, daß eine an fid) zur Begründung ber Spo— 
lienflage geeignete Befigentfegung vorliege, und bie 
Einwendungen, daß nur dem Revierausfchuffe ein 
Klagrecht zuftehen würbe und daß Klägerin felbft 
durh den Einbau des fraglichen Schügen eines 
Spoliums ſich ſchuldig gemacht habe, unbeachtlicy 
feien, fo tritt Man dem vollftändig bei. Es genügt 
hierunter die Bezugnahme auf die BI. — entwidelten 
Gründe um fo gewiffer, als Beflagte diefelben anzu—⸗ 
fechten nirgends verfucht haben, Klägerin aber, welche 
allein remedirt hat, infoweit felbftverftändlich feine 
Urfache zur Befchwerde hatte. Demnach fommt es 
lediglich darauf an, zu unterfuchen, ob die im vorigen 
Urthel — welches in Betreff deffen, was Bl. — der 
Litisdenunciation halber erfannt, von feiner Partei 
angefochten worden ift — für die gleichwohl aus— 
geiprochene Abwelfung der Klage in der angebrachten 
Maaße geltend gemachten Bedenken ald begründet 
ſich darſtellen. Diefe Bedenken beruhen, befage 
Bl. — 


a. 
was die Mitbeflagten am britten Theile anlangt, 
darauf, daß biefelben auf Befehl einer öffentlichen 
Behörde — des Stadtraths zu E. — gehandelt und 
daher für ihre PBerfonen nicht verantwortlich feien, 
was aber £ 


die Beflagten am andern Theile betrifft, welche ſelbſt 
Mitglieder des gedachten Stabtrath8 find, auf der 
Erwägung, daß die Entfernung des Schügens als 
eine vom polizeilichen Standpunfte aus getroffene 
Maapnahme einer Verwaltungsbehörde ſich darftelle 
und daß zwar hierdurch die richterliche Eompetenz im 
Falle eines Mißbrauchs oder einer Ueberſchreitung 
der Amtögewalt nicht ausgefchloffen werde, daß aber 
diefelbe nach $. 7. unter 3. des Competenzgeſetzes 
vom 28. Januar 1835 infofern bejchränft fei, ale 
der Richter weder über die Nothwendigfeit oder 
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Zwedmäßigfeit von Verwaltungsmaaßregeln in Be 
zug auf das allgemeine Befte urtheilen, noch Ber- 
orbnungen der Berwaltungsbehörden für ungültig 
erllären dürfe und daß nun im vorliegenden Falle 
einestheils die Klage fpecielle Anführungen vermiffen 
laffe, aus denen entnommen werden könne, ob wirt- 
li ein Amtsmißbrauch oder eine Meberfchreitung der 
Amtögemwalt vorliege, anderntheild die VBerurtheilung 
des Stadtrathes zu Wiederherftellung des vorigen 
Zuftandes facifh auf eine Ungältigfeitserklärung 
der betreffenden Verwaltungsmaaßregel hinauskom⸗ 
men würde. 
Zu a, 

hat man der vorigen Inftanz gleichfalls beizutreten ger 
habt. Zunächft ift nämlich durch die BL. — abgegebene 
Erflärung des Stadtraths zu E. — der als folcher, 
d.h. in feiner Eigenſchaft als öffentliche Behörde, ins 
tervenitt bat — allerdings als liquid anzufehen, daß 
die Mitbeflagten lediglich auf Anordnung des Stadt- 
rathes gehandelt haben. Dies vorausgefept, verliert 
ihre Handlungsweife offenbar den Charakter der 
Widerrechtlichkeit, wie foldhe zur Begründung der 
Spolienflage erforderlich fein würde. Denn neben 
der Bl. — angezogenen Borfchrift des römifchen 
Rechtes fteht ihnen auch Art. 94. des Strafgefeg- 
buches zur Eeite. An fi lag es unbeftritten in 
der Competenz des Stadtrathes ald Polizeibehörde, 
einen aus polizeilichen Gründen unftatthaften Bau 
bejeitigen zu laffen, wie dies 5. B. dann, wenn ohne 
bie erforderliche polizeiliche Genehmigung gebaut oder 
gegen baupolizeiliche Vorſchriften gefehlt worden, 
notwendig werden kann. Auch läßt fich nicht fagen, 
daß die Geſetzwidrigkeit des Befehles unter den vor 
liegenden Umftänden fofort in das Auge hätte fallen 
müffen, zumal den Mitbeflagten nicht angefonnen 
werden fonnte, zu unterfuchen, inwiefern dem Gtabt- 
rathe bezuglich der Waſſernutzung des Röhrgrabens 
irgend ein Befugniß zuftche oder nicht. Es würbe 
daher, wenn man Art. 94 des Strafgefepbuches nur 
auf untergeordnete Beamte beziehen wollte, den 
Mitbeflagten, foweit fie dieſe Eigenſchaft nicht haben, 
mindeftens Art. 95 des Strafgefegbuchs zu Statten 
fommen. Denn fie konnten und mußten wohl an— 
nehmen, daß fie von einer öffentlichen Behörde nicht 
zu einer wiberrechtlichen und unerlaubten Handlung 
würden aufgefordert werben. Sonad würde es aller- 
dings ungerechtfertigt fein, die Mitbellagten ber 
Klagbitte gemäß zu verurtheilen, zumal ihnen — 


Rebacleur: Dr. Theodor Tauhnig. 


fönnten fie, was damit ausgefprochen wäre, als Mit- 

urheber eines Delictes betrachtet werden — nicht 

einmal der Regreß gegen die Bellagten offen bliebe. 

Bol. Sintenis, das praft. gem. Civilrecht, $. 89. 
bei not. 52. Bd. II. ©. 144. der IL. Ausg. 

Auch über den Koftenpunkt kann ſich Klägerin 
hierunter nicht befchweren, jchon der ganze Hergang 
der Sache, wie er in ber Klage dargeftellt wird, 
fonnte Klägerin darüber nicht in Zweifel laffen, daß 
die Anordnung zum Herausreißen des Schügens von 
dem Stabtrathe zu E., beziehentlich von deſſen Vor- 
ftande, ausging. Sie konnte fi) alfo von vorn hers 
ein darüber Har werben, an wen fie ſich lediglich zu 
halten habe. 

Dagegen it Man 

zu b. 
in jegiger Inftanz zu einer anderen Auffaffung ges 
langt. 

Zunächſt ift zu bemerken, daß, wie die Verfaſſer 
des vorigen Urthels Bl. — felbft annehmen, das 
gewaltfame Herausreißen des von der Klägerin ein- 
gebauten Schügen ſchon feiner äußeren Form -und 
Erfcheinung nach als ein Eingriff in den Befig der 
Klägerin und fomit in die Privatrechte derfelben ſich 
darftellt. Es fann daher aud der Alägerin nicht 
angefonnen werden, ihrerjeits in der Klage fpecielle 
Umftäinde anzuführen, aus denen hervorginge, daß 
fi} der Stadtrath dabei eines Amtsmipbrauche, 
oder doch einer Ueberſchreitung feiner Amtsgewalt 
ſchuldig gemacht habe. Dies um fo weniger, ald Kläge- 
tin natürlich nicht wiffen konnte, von welden Er- 
wägungen dabei Seiten ded Stabtrathes ausge: 
gangen worden, wedhalb fie von ihrem Standbpunfte 
aus lediglich auf Die allgemeine Negation eined Rech— 
ted der Belflagten, beziehentlich des Stadtrathes, ſich 
hätte befchränfen müſſen (eine Negation, die ſchon in 
ber erhobenen Klage und deren Schlußbitte von ſelbſt 
liegt), man müßte ihr denn anfinnen wollen, alle 
überhaupt denkbaren Motive des Stadtrathes in der 
Klage zu erwägen und im Voraus zu widerlegen. 
Es war daher vielmehr Sache der Bellagten am 
andern Theile, ihrerſeits zu ereipiren und mithin auch 
zu befheinigen oder doch näher zu begründen, inwie⸗ 
fern ihnen ein Recht, die gewaltfame Befeitigung des 
Schügens anzuordnen, zugeftanden habe, 
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Demnaͤchſt fann Man ſich mit der obenerwähns 

ten Interpretation der Vorſchrift in 
$. 7. sub 3. des Competenzgefeßes vom 28. Januar 

1835. 

nicht allenthalben einverftanden erklären. Aus dem 
erften Abſchnitte dieſer Borfchrift geht hervor, daß 
unter ben dort gedachten Borausfegungen eine Klage 
auf Wiederherftellung des vorigen Zuftandes nicht 
ausgefchloffen if. ine dem entjprechende PVerur- 
theilung wird nun allerdings thatfächlich die Folge 
haben, daß die betreffende Maafnahme der Ver— 
waltungsbehörde ihrer Wirkung nach wieder aufges 
hoben wird. Hatte man aber diefe Folge unter 
dem Verbote, die Verordnungen der Verwaltungs» 
behörden für ungültig zu erklären, inbegriffen wiffen 
wollen, fo hätte Man offenbar eine Klage auf Her 
ſtellung des vorigen Standes der Sache überhaupt 
ausjchliegen müflen. Jenes Verbot läßt fi daher 
theils nur feinem Wortlaute nach auf die aus druͤck⸗ 
liche, formelle Ungültigfeitserflärung beziehen, theils 
nur dahin verftehen, daß Verordnungen der Berwals 
tungsbehörben nicht im Allgemeinen ihrer Regalität 
nad) von dem Richter zu prüfen ſind, fondern diefer 
lediglich zu unterfuchen hat, ob in dem vorliegen— 
den fpeciellen Balle eine NRechtöverlegung, wie 
fie das Gefeg erwähnt, dadurch herbeigeführt worden 
fei, noch ganz zu gefchweigen übrigens, daß von 
Verorbnungen ded Stabtrathes zu E., als einer 
unteren Berwaltungsbehörbe, überhaupt nicht die 
Rede fein könnte. Was aber das Berbot des richter- 
lichen Urtheild über die Rothwendigfeit und Zweck— 
mäßigfeit von Berwaltungsmaaßregeln in Bezug 
auf das allgemeine Beſte betrifft, fo führt dies 


nicht dazu, daß die Klage ſchon durch die bloße 
Berufung auf eine ſolche Nothwendigfeit ausgejchlof- 
fen würde, fondern es hat vielmehr nach $. 14. dej- 
felben Geſetzes der Richter ſolchenfalls mit der zus 
fländigen Berwaltungsbehörbe fih zu vernehmen und 
diefer infoweit die Eognition zu überlaffen. 
Demgemäß ift denn nun aud) der gegenwärtig 
erfennende Gerichtshof mit der Königl. Kreispirection 
allhier in Gommunication getreten. Die Königl. 
Kreisdirection aber hat befage des in beglaubigter 
Abfchrift beigefügten Recommunicates sub O nad) 
vorgängiger Erörterung der Sache dur die Amts- 
bauptmannfchaft Annaberg fi dahin ausgefprocdhen, 
daß, obwohl im Allgemeinen die Befugniß der Polizei- 
behörden aus feuer» oder nahrungspoligeilichen Grüns 
den Maafnahmen ber hier fraglichen Art zu treffen, 
anzufennen fei, dazu doch im vorliegenden Falle 
eine audreichende Beranlaffung nicht vorgelegen, ber 
Stadtrath daher die feiner Amtsgewalt gezogenen 
Grenzen allerdings überfchritten habe. Hiernach iſt 
jedenfalls feftgeftellt, daß einestheils der gebetenen 
Verurtheilung zur Wieverherftellung des vorigen 
Zuftandes aus dem Gefichtspunfte des öffentlichen 
Rechtes ein Bedenken nicht entgegenfteht, anderntheils 
die Berufung des Stadtrathes, beziehentlich der in 
Anfpruch genommenen Mitglieder deffelben, auf die 
polizeiliche Rothwendigfeit der getroffenen Maaß— 
nahme als unbeachtlich fi} darftellt, wobei noch un» 
erörtert bleiben fann, inwiefern ein wirklicher Amts— 
mißbrauch vorliege. Man will daher nur noch 
bemerken, daß die Vorjchriften in $. 35. verbunden 
mit $. 31. ded Gewerbegeſetzes vom 15. October 
1861, auf welche fih übrigens Beklagte nicht bezogen 
haben, bier fon um deswillen nicht in Betracht 
fommen können, weil die Zerftörung der fraglichen 
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Schügenvorrichtung Tängft vor Erlaf des gedachten 
Geſetzes erfolgt war, übrigens die in $. 33. gedachte 
rüdwirfende Kraft des lepteren, foweit fie überhaupt 
bier in Frage kaͤme, auf die nach $. 35. zu beurtheis 
lenden Fälle nicht erftredt ift, ganz zu gefchweigen 
noch, ob $.35. auf fünftliche Wafferläufe, welche als 
bergmännifche NRevierbetriebdanftalten anzuſehen, zu 
beziehen, oder richtiger, ob in ſolchem alle unter der 
in $. 35. gedachten Berwaltungsbehörbe nicht aus— 
ſchließlich das Bergamt zu verftehen fei. 


Erfcheint nun hiernach die Klage den Beklagten 
gegenüber dergeftalt begründet, daß leßteren auch die 
exceptio divisionis nicht zur Seite fteht, fowohl 
wegen ber Untheilbarfeit der Leiftung, als deshalb, 
weil ihre Berpflichtung auf einer unerlaubten Hand⸗ 
lung beruht, 

vergl. Sintenis, a. a. O. 8. 89, unter 1. und 2. 

Bd. IL. ©. 143. 144. der II. Ausg. 

fo konnte fich nur noch fragen, ob eine fofortige Vers 
urtheilung einzutreten habe, oder zunächft auf Beweis 
der Klage zu interloquiren fei. Es entfteht diefe 
Frage lediglich mit Rüdficht auf die Einlaffung bei 
Punkt 31. 32., infofern die Feſtſtellung der Beſchaf— 
fenheit des Schügen allerdings fir die Erecutions- 
fähigfeit der Berurtheilung nicht entbehrt werden 
fann, denn die zur Begründung der Klage an ſich 
erforderlichen Thatfachen find, wie bereits die vorige 
Inftanz Bl. — dargelegt hat, genugfam eingeräumt 
worden. Ob nun die Einlafjung zu Punkt 31. 32, 
zu allgemein fei, will Man dabingeftellt laffen, gewiß 
ift aber, daß Bellagte, da fie nidyt nur dem Herauds 
reißen des Schügens beigewohnt, fondern die eingels 
nen Theile beffelben fogar auf das Rathhaus bringen 
laffen und mithin von deren Befchaffenheit norhwens 
Dig genaue Kenntniß erlangt haben müffen, ſich dars 
über beftimmt bejahend oder verneinend und nicht 
blos, wie gejchehen, mit Nichtwiſſen zu erflären 
hatten. 

vergl. Annalen des K. S. Oberappellationdgerichts, 

Bd. 1. S. 449 fig. 

Es erfcheint daher um fo unbedenflicher, fie hierunter 
der Klage für geftändig zu achten, als fie gegen ben 
gleichen Ausfpruch der vorigen Inſtanz Bl. — ſich 
nicht einmal geregt haben. Demnach waren Beflagte 
ohne Weiteres in der Hauptfadhe zu verurtheifen, 
wodurch zugleih der Koftenpunft fich rechtfertigt. 
Inzwifchen fonnte diefe Verurtheilung nicht, wie 
Bl. — gebeten worden, auf Unterfagung fernerer 
Befisftörungen bei Strafandrohung erſtreckt werben, 
da die Spolienffage Tebiglic ein remedium recu- 
perandae possessionis ift und bag Petitum berfel- 
ben daher nur auf Rüdgabe der entzogenen Sache, 


beziehentlich Wiederherftellung des vorigen Zuftandes, 
fowie Erſatz der Schäden gerichtet werben fann. 
3.8. Schmidt, Lehrbuch von Klagen und Ein- 
reden, $. 216. 
Oſterloh, fumm. bürg. ‘Proc., IIL Aufl. $. 56. 57. 
im @ingange. 

Die Feſthaltung diefes Unterfchiedes erfcheint aber 
auch deshalb nothwendig, weil im Spolienprocefle 
auf die Qualification des Befiges irgend etwas nicht 
anfommt, vielmehr bloße Detention genügt, und der 
Grund, weshalb diefer ohne nähere Unterfuchung 
ihrer Rechtmäßigkeit Schug gewährt wird, in ber 
offenbaren, ſchon äußerlich fih fundgebenden Wider: 
rechtlichfeit der Entziehung gefunden werden muß, 

vergl. Oſterloh, a. a. O. $. 57. bei not. 9. 
während bei den remediis retinendae possessionis 
mindeftens wirklicher juriftifcher Befig erfordert wird, 
die Erörterung der Frage, ob ein ſolcher Beſitz vor« 
handen fei, aber nicht in den Spolienproceß gehört 
und daher der richterliche Ausfpruch in letzterem Feine 
Anerkennung des Rechtes, zu befigen, enthalten, fons 
dern den Spolianten nur zu Wiederherftellung der 
auf offenbar widerrechtliche Weife entzogenen Deten- 
tion verpflichten fann. 

Was endlich wegen der Koften des Rechtsmittels 
erkannt worben, bedarf mit Rüdficht auf die theils 
reformatorijche, theils confirmatorifche Entfcheidung 
in der Haupfache feiner befonderen Begründung.” 

Das in den vorftchenden Entfheidungsgründen 
angezogene Recommunicat der Kreisdirection zu. 
vom 25. October 1862 (CO) lautet: 

x. „Wenn au die Königliche Kreisdirection 
nicht Bedenken tragen würde, den Stadtrath zu €. 
in Fällen der dringendften Notwendigkeit, zu Ber 
hütung weitreichender Galamitäten für berechtigt zu 
halten, aus feuerpolizeilihen oder nahrungspolizeis 
lichen Gründen die Benugung eines im Privateigen- 
thume befindlihen Rechtes, Seiten eines an ſich 
privatrechtlich dazu befugten Intereffenten, fo lange 
jene Nothwendigfeit währt und infoweit die ergriffene 
Verwaltungsmaaßregel das zu erreichende Ziel nicht 
überfchreitet, zu hindern, fo fieht fie ſich doch außer 
Stande, in Bezug auf den vorliegenden Fall, eine 
ſolche Billigung auszuſprechen und den Inhalts des 
geehrten Communicatd vom Stadtrathe zu E. ge 
faßten Beſchluß als notwendig oder auch nur zweck⸗ 
mäßig anzuerfennen. 

Denn wenn von ihm die Behauptung aufgeftellt 
worden, daß das Wegreifen des von der Klägerin 
in den Röhrgraben eingefegten Schügen zum Schutze 
der Er Fabrifen, Mühlen und andern Etabliffements 
und der darin befchäftigten vielen Arbeiter aus nahe 
ungspolizeilichen Gründen verfügt worden, fo findet 





dies in den laut des unterm 16. laufenden Monats 
aufgenommenen und sub voto remiss. beiliegenden 
Protokolls veranftalteten amtshauptmannfchaftlichen 
GErörterungen keinerlei Beftätigung, vielmehr ergiebt 
fi aus ihnen und dem dazu gehörigen Croquis, daß 
nur der Stehen Fabrif, einem verhältnigmäßig uns 
bedeutenden Etabliffement, durch befagten Schüßen 
Nachtheil drohen fonnte, die übrigen Etabliſſements 
dagegen davon gar nicht betroffen wurden, indem 
zu ihnen das Wafler nach wie vor im Röhrgraben 
feinen Lauf behielt. 

Aber auch der zweite vom Stadtralhe geltend ge 
machte Grund, daß fein Beichluß von feuerpolizeis 
lichen Rüdfichten geboten gewefen, verliert bei nähe- 
rer Betrachtung der Umftände feine Haltbarkeit. 
Denn abgefehen davon, ob es nicht, was bis jet 
unermittelt geblieben, ohne zu große Beſchwerde des 
ftäptifchen Aerars, möglich war, vom Weichfluth« 
graben und dem Punkte E. nach dem Punfte B. ein 
Gefälle berzuftellen, wodurch das Wafler in ben 
Feuergraben und buch ihn in den Sammelteich der 
obern Stadt zu leiten war, find ed vorzüglich zwei 
Gründe, welche der unter andern Umftänden als 
nothwendig ſich barftelenden Fürforge des Stadtraths 
die Eigenfchaft einer völlig gerechtfertigten Handlung 
im gegebenen Falle entziehen. 

Einmal nämlich muß, nad) den bereitd gedachten 
Erörterungen, angenommen werben, daß zu der Zeit, 
ald der Schügen demolirt wurde, die Wafferleitung 
nach dem Beuergraben ſich feineswegs in einem voll- 
fommen und augenblidlich brauchbaren Zuftand bes 
fand, vielmehr nach dem Ginfchlagen des Schügen 
die dazu erforderlichen Vorbereitungen getroffen wor- 
den find. Diefer Mangel widerlegt von felbft die 
Annahme, daß der Schügen fofort und unter allen 
Umftänden zu befeitigen war, wenn nicht die Stadt 
großer Gefahr ausgefei® werben ſollte, wenigftens 
burfte der Stadtrath fich nicht für berechtigt achten, 
die Entfernung von durch dritte Berfonen veranlaß- 
ten Hinderniffen mitteld Gewalt burchaufegen, wenn 
ein gleiches Behindernig von feiner Seite geduldet 
worden war. Sodann aber überfchritt die von ihm 
verfügte Maaßregel die ihr geftedten Grenzen und 
das mit Rüdfiht auf die wohlerworbenen Rechte 
beittee Berfonen darin zu haftende Maap. 

Es ift als conftatirt anzufeben, daß der mit einem 
Schloſſe verwahrte, nicht feR eingefegte, fondern zum 
Ziehen eingerichtete Schügen zu jeder Stunde ge- 
öffnet und dem Waſſer der frühere Lauf gegeben 
werben fonnte. Das vom adbhibirten Sachverftän- 
digen abgegebene Gutachten befagt, die Wirkung fei 
diefelbe gewefen, der Schügen mochte befeitigt oder 
gezogen werden. Der Officiant der Klägerin bes 
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hauptet, daß, um bie Oeffnung des Schuͤtzen zu jeder 
Zeit möglich zu machen, ber Schlüffel dazu einer in 
der Rähe wohnenden Berfon zur Aufbewahrung übers 
geben worden fei. 

Diefe Einrihtung war auslaͤnglich zum Schutze 
der Stadt gegen Waffermangel in Brandfällen, denn 
in den wenigften Bällen befinden fich dergleichen 
BWafferleitungen, dafern fie fonft in gutem und brauch» 
barem Zuftande, in ununterbrochener Thaͤtigkeit. 
Nun wirb zwar Seiten des Stabtraths in Abrede 
geftellt, daß man ihn von diefer Verfügung in Kennts 
niß gefegt habe, allein ift dies auch begründet, fo 
ftand es ihm frei und war an ihm, felbft auf Tref- 
fung einer ſolchen Einrichtung zu beftehen. Daß er 
dies berücfichtigt und geihan, hat von ihm nicht be= 
hauptet werben fünnen. Geſetzt aber auch, es fei 
Seiten der Klägerin und ihrer Gefchäftsführer ein 
derartiges an fie gerichtetes Anverlangen verweigert 
worden, was nicht ausjchloß, fie durch geſetzliche 
Zwangsmittel zum Nachgeben zu nöthigen, fo war 
es doch den Umftänden nach nicht indicitt, zur fofor- 
tigen Demolirung des Schügens noch vor dem Ein- 
tritte eined Nothfalles überzugeben. Es ift laut der 
Erhebungen außer Zweifel, daß der Schügen mittels 
einiger Arthiebe fofort befeitigt worden ift. Diefe 
leichte Zerftörbarfeit der nachtheiligen Anlage geftattet 
ed, den damald noch nicht eingetretenen Augenblid 
abzuwarten, in welchem fie ohne Gefährdung ber 
Stadt nicht länger geduldet werben durfte. 

Die Königliche Kreisdirection ift daher der Anficht, 
daß, wenn auch die vom Stabtrathe befchloffene 
Maafregel, an ſich und unter gewiſſen Umftänden, 
als nothwendig und unabwenbbar ſich barftellen 
fönnte, doch im vorliegenden Halle rüdfichtlich der 
Ausführung, nah Art und Zeit, die feiner Amts- 
gewalt von den Rechten dritter Perfonen gezogenen 
Grenzen ohne dringende Veranlaffung überfchritten 
worden find.” ıc. 

Gegen das Urthel zweiter Inſtanz appellirten bie 
Klägerin und die Beflagten, es wurde jedoch baffelbe 
vom Königlichen Oberappellationsgerichte in 
einem ben Parteien am 17. September 1863 publi- 
cirten Urtheile beftätigt. 

Die beigefügten Gründe lauten: 

„A. Zur Appellation der Bellagten am 
andern Theile. 

Die vorige Inftanz hat die von ihr ausgefprochene 
Berurtheifung der Bellagten am andern Theile auf 
die Anficht der Königlichen Kreisdirection zu Zwidau, 
mit welcher fie fich in VBernehmung geſetzt, gegründet, 
daß die von dem Stabtrathe zu E. angeordnete Be- 
feitigung der in der Klage befchriebenen, im Befige 
der Klägerin befindlich gewefenen Schupvorridtung 
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am Röhrgraben ſich als eine ungerechifertigte, eine 
Ueberfchreitung feiner Amtsgewalt involvirende poli- 
zeifiche Maafregel darftelle (zu vergl. Bl. —). Da 
Beklagte am andern Theile in ihrer Nppellationss 
debuctionsfchrift BI. — der Richtigfeit dieſer Anficht 
der Königlichen Kreisbirection zu Zwidau wider 
fprochen und ihre Appellation lediglich auf dieſen 
Widerfpruch geftügt haben, fo mußte ſich das Ober: 
appellationsgericht veranlaßt finden, in diefem Bezuge 
mit dem Königlichen Minifterium des Innern, als 
der der gedachten Kreisdirection vorgefehten Berwal« 
tungsbehörbe, in Communication zu treten und Dems 
felben die Gognition über den Widerfpruch der Be 
Hagten anheim zu geben. 

Nachdem nun aber das Königliche Minifterium 
des Innern — mie die abfchriftliche Beilage sub © 
bes Räheren befagt — nad; vorgängiger anderweiter 
Erörterung der Anficht der Kreisdirection zu Zwidau 
beigetreten ift und die von dem Stabtrathe zu E. 
unternommene Zerftörung ber fraglichen Schußvor- 
richtung ebenfalls als eine vom polizeilichen Stand- 
punfte aus unter den vorwaltenden Berhältniffen 
nicht gerechtfertigte Maaßregel erachtet hat, fo konnte 
die Beftätigung der angefochtenen Entſcheidung der 
vorigen Inſtanz, ungeachtet der von den Beflagten 
am andern Theile Dagegen eingewendeten Appellation, 
feinem weiteren Bedenken unterliegen. 

Denn darüber, daß die Entfcheidung der Juftizs 
behörbe im vorliegenden Falle unmittelbar von der 
BVorfrage bedingt ift, ob die von dem Stadtrathe zu 
E., befien Mitglieder Bellagte am andern Theile find, 
angeorbnete und ausgeführte Demolirung ber Fläge- 
riſchen Schugvorrichtung als eine in deſſen Amtd- 
bereihe und Amtsgewalt Tiegende Maafregel zu be- 
trachten und aufrecht zu erhalten war, läßt ſich ein 
begründeter Zweifel nicht erheben; es ift dies von der 
vorigen Inftanz zu b. Bl. — ausführlich nachgewie⸗ 
fen, von den Beflagten am andern Theile felbft auch 
nicht weiter beftriten worben. 

B. Die Appellation der Klägerin betr., 
it lediglich auf die Gründe der vorigen Inftanz 
DB. — und Bl. — zu verweifen, denen weiter etwas 
hinzuzufügen die unerheblichen Einwendungen der 
Klägerin Bl. — feine Beranlaffung geben.” ıc. 

Das in den vorftehenden Entjheidungsgründen 
angeführte Recommunicat des K. Minifteriums 
des Innern vom 13. Juni 1863 (O) folgt nad)- 
ſtehend: 

„Das Miniſterium des Innern pflichtet, nachdem 
Es zuvörderſt die betreffenden, vor der Amtshaupt⸗ 
mannfchaft zu Annaberg ergangenen Acten eingefor- 
dert und bie Kreisdirection zur anderweiten Auslaf- 
fung veranlaßt hat, der von ber gulehtgenannten 





Behörde in dem Communicate an dad Appellationd- 
gericht zu Zwidau BI. — ausgefprochenen Anficht, 
daß von dem Stabtrathe zu E. in dem vorliegenden 
Falle die Grenzen feiner Amtögewalt, ver privatrecht- 
lich betheiligten Klägerin gegenüber, ohne dringende 
Beranlaffung, überfchritten worden, Seinerfeits eben» 
fall bei. 

Denn wenn die von dem genannten Stabtrathe 
aufgeftellte Behauptung, daß die von ihm unter- 
nommene Bejeitigung der im Mühlgraben bei €. 
von der Klägerin angebrachten Schügenvorridhtung 
aus gewerbs- und nahrungspolizeilichen Rüdfichten 
zum Schuge der am Graben liegenden Mühlen und 
fonftigen gewerblichen Etabliffements geboten geweſen 
fei, fih um deswillen als irrelevant barftellt, weil 
wie bei der amtshauptmannfcaftlichen Localerpebition 
Bl. — ſich herausgeftellt hat, das Röhrwafler, felbft 
wenn die Schügenvorridhtung gefchloffen ift, ben er- 
wähnten Etabliffements durch den Flußgraben wieder 
zugeführt und lediglich der an fi} nur unbedeutenden 
N.'ſchen Spinnerei das Waffer des Röhrgrabens 
entzogen wird, fo erübrigt nur noch die Brage, ob, 
um bei entftehender Feuersgefahr der Stadt das be— 
nöthigte Waffer zuzuführen, für den Stabtrath die 
Nothwendigkeit vorgelegen habe, die Befeitigung ber 
Schügenvorrichtung ohne Weiteres polizeilich vorzu- 
nehmen. Da jedoch das Wafler aus dem Röhr- 
graben, wie von der Amtshauptmannfchaft zu Anna- 
berg in ihrem an bie Kreisdirection erftatteten Berichte 
ausdrüdlich bemerft wird und wie ſich auch aus den 
Auslaffungen der Bellagten Bl. — ergiebt, nicht 
fortwährend läuft, fondern nur bei entftehender Feuers⸗ 
gefahr in den fogenannten Feuergraben geleitet und 
durch diefen der Stadt zugeführt wird, fo wird zwar, 
um den Feuergraben mit dem benöthigten Waſſer 
fpeifen zu fönnen, es ſich nöthig machen und daher 
dem Stadtrathe das Recht Ju wahren fein, die in ' 
den Röhrgraben eingebaute Schügenvorridhtung jedes⸗ 
mal bei Feuersgefahr inſoweit zu befeitigen, als der 
Wafferzufluß zum Feuergraben dadurch behindert wird. 
Allein da der Schüpe zu diefem Zwede zum Aufziehen 
eingerichtet ift und überdies die diesfallfige Vorrich— 
tung im Nothfalle fofort und ohne große Mühe, 
beziebentlih auf Anorbnung des Stabtraths, als 
Polizeibehörde, geöffnet werden fann, fo vermag 
Man auch dieffeits eine unbedingte Unverträglichkeit 
des Vorhandenſeins des Schügen mit dem vom 
Stadtrathe zu vertretenden öffentlichen wohlfahrts- 
polizeilichen Interefie nicht anzuerfennen, ſonach aber 
auch die von dem Stadtrathe unternommene Zerftö- 
rung des Schügen, als eine polizeilich gebotene Maaß- 
regel, nicht für gerechtfertigt zu erachten.” 
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37. 
Die Ehefrau ift verbunden, dem Ehemanne über 
bie von ihr während der Ehe eigenmächtig erho= 
benen Nußungen ihres Vermögens, foweit es 
nicht die @igenfchaft von Receptitiengut hat, Rech: 
nung abzulegen und bdiefelben zu erſtatten. — 
Erforderniffe zur Begründung einer hierauf 
gerichteten Klage. 
Mitgetheilt von 
Herrn 8, in ®. 


Earl Traugott B. zu Ober-D. erhob unter dem 
9. Juli 1862 gegen Johanne Eleonore gefch. B. in 
G. eine Klage folgenden Inhalts: 

„Kläger ift an Oftern 1856 — am 24. März 
1856 — mit der Beflagten ehelich verbunden worden 
und bis zum 7. April 1862, wo diefe Ehe durch rich« 
terfiche, an dieſem Tage mittelft Eidesleiſtung der 
Beklagten purificirte Entfcheidung getrennt wurde, 
der Ehemann der Bellagten gewefen. 

Während diefer ganzen Zeit des Beftchens biefer 
Ehe, vom 24. Mir; 1856 bis zum 7. April 1862, 
hat die Beflagte die dem Aläger als ihrem Ehemanne 
zuſtaͤndig geweſenen Nugungen des ihr zugehörig ges 
wejenen eheweiblichen, dem Kläger inferirten Ver— 
mögens: 

a) die Zinſen von 600 Thlen. —⸗ —⸗ gegen 
vierprocentige Jahreszinfen von ihr ausgelichenen 
Gapitalien, 

b) bie vierprocentigen Zinfen von 508 Thlm. 
15 Ngr. — Eapital, welches Bellagte aus dem ihrem 
erften Ehemanne, weiland Earl Gottlieb W. zu ©., 
gehörigen Bauergute no. 67. zu ©. ald Einbringen 
zu fordern gehabt, und welches nachgehends als 
Nachlaßſchuld in diefer Höhe bei den Acten W. 35. 
Bl. — sub Cap. XXVII. aufgeführt worden ift, 
und ebenfo 

ec) bie Nugungen von ihrem Erbantheile an dem 
von ihrem früheren Ehemanne, weiland Carl Gott: 
lieb W. zu G., auf diefelbe nach Höhe eines Bier: 
theils vererbten Bauergutes Cat. no. 67. zu G., zu 
welchem die Flurbuchsnummern — (bier folgt das 
Verzeichniß diefer Nummern) — gehörig, und auf 
welchem nur 40 Thlr. — —- Hnpothef eingetragen 
gewefen, welches Gut einen Rettowerth von minbe- 
ftens 8000 Thlen. — — gehabt hat und noch hat, 
dem Kläger nicht zufommen lafjen und für fich zus 
rüdbehalten. 

Während nun Kläger bereit ift, die von der 
Bellagten ihm ald Heirathsgut wirklich gewährten 
Illaten an 
”— 12 10 Thlen. — — Baarvermögen, 


2) 55 Thlen. — —, den Werth von zwei Hals 
ben, berfelben ebenfo wie 
3) die aus dem Eheprocefje ihr zu erftattenden 
Koften derfelben zurückzugeben und gegen bie ad 
a. b. ec. ihm zukommenden Nugungen zu compen- 
firen — als wozu fih Kläger andurch ausdrücklich 
erbietet —, erhebt er wegen der sub a. b. c. gedachten 
Anforderungen aus der Zeit vom 24. März 1856 
bis mit 7. April 1862, welche fich zu 4 Proc. jährlich 
auf diefe Zeit zu mindeftend 
145 Thlr. — Nor. — Pf. ada. für 600THlr. a4 Proc. 


122 » 26 » 7 s adb.für508 Thlr. 15 Nor. 
a 4 Proc. 
40 » 11 = — » ade. für 1965 Thlr. Erb» 


728 Thir. TNgr. TRE theil & 4 Proc., ald Vier: 
theil von 8000 Thlen., abzüglich 40 Thlen. Grund- 
fchuld, dem Gutswerthe, berechnen, auf Grund des 
während des Beſtehens der Ehe ihm gefeglich zuftändig 
gewefenen ehemännlichen Nießbrauchsrechtö und wegen 
der von Beflagter darüber abzulegenden Berechnung 
gegen Bellagte diefe Klage, fordert darauf, unter 
durchgängigem Eidesantrag, Einlaffung und Antwort 
und bittet um ein Erfenntmiß: 

daß Bellagte über die von ihr während des Bes 
ftehens ihrer Ehe mit Rlägerm in der Zeit vom 
24. März 1856 bis zum 7. April 1862 von ihrem 
Bermögen an den sub a. b. c. gedachten Außen- 
ftänden und Grundbeſitz bezogenen und beziehentlich 
zu beziehen gewefenen Nutzungen dem Kläger Rech— 
nung abzulegen und den fich ergebenden Reinertrag 
abzüglich ihrer Gegenforderungen dem Kläger her- 
auszuzahlen, demfelben auch die Proceßkoſten ab» 
und zu erflatten ſchuldig.“ 

Der Inhalt des rechtlichen Verfahrens ergiebt fich 
aus den nachfolgenden Erfenntniffen. 

Daß in erfter Inftany von dem K. Bezirfögericht 
zu B. abgefaßte Erkenntniß (publicitt am 29. Novem- 
ber 1862) Iautete nämlich dahin: 

„Weil zwar im Allgemeinen dem Ehemanne bas 
Recht nicht abgefprochen werben mag, von der Ehefrau 
Rüderftattung der ihm von derfelben entzogenen Nus 
Hungen von Dotalgegenftänden und zur Feftftellung bes 
Betrags vorherige Rechnungsablegung ſelbſt nach ge— 
trennter Ehe zu verlangen, indem diefer Meinung die im 

Wochenbl. f. merfw. Rechtöf., Jahrg. 1852. ©. 223. 
mitgetheilte Entfcheidung deshalb nicht entgegenfteht, 
weil es fich in dem dort vorgelegenen Balle um Nu— 
gungen von Bermögensbeftandiheilen handelte, welche 
dem Ehemanne eigenthümlich gehörten, deren Bers 
waltung aber von bemjelben der Ehefrau überlaffen 
worben war; 

weil ferner auch daraus, daß Kläger während ber 
zwiſchen den Parteien beftandenen Ehe bie Zurüd- 





behaltung der Rugungen des eheweiblichen Bermögens 
von Seiten der Ehefrau ftillfchweigend geduldet hat, 
ein Berluft des Nüdforberungsrechts nicht gefolgert 
werben fann, ba durch das bloße Stillſchweigen des 
Ehemannes zu der von der Ehefrau fih angemaßten 
Erhebung der Nupungen ihres Einbringens ein Ver— 
sicht auf das ehemännliche Nießbrauchsrecht und Be- 
ftellung von Receptitiengut nicht begründet wird; 
vgl. Gottschalk, sel. disc. for. cap., tom. I. 
cap. VI. pag. 78. ed. UI. 
weil jedoch zur thatfächlichen Begründung eines 
Anfpruchs der Eingangs gedachten Art vor Allem 
die genaue Bezeichnung der Bermögensgegenftände, 
deren erhobene Nugungen zurücfgeforbert werben, und 
die Behauptung, daß und auf welche Weife dieſe 
Gegenftände dem Ehemanne ein» und zugebracht wor⸗ 
den feien, erforderlich ift, in beiden Beziehungen aber 
das Klagvorbringen für den durchgängig gebrauchten 
Eidesantrag zu unbeflimmt und allgemein ſich dar 
ftellt, indem Kläger theild die BI. — sub a. erwähn- 
ten, zufammen 600 Thle. — —⸗ betragenden aus⸗ 
geliehenen Eapitalien im Einzelnen nah Summen 
und Schuldnern nicht näher bezeichnet, theild auf die 
Behauptung fich befchränkt hat, daß ihm Beklagte 
während der Dauer der zwilchen ihnen beftandeneu 
Ehe die Nutzungen des ihr zugehörigen eheweiblichen, 
dem Kläger inferirten Bermögens nicht zukommen 
laffen und für fich zutückbehalten habe, darüber aber, 
daß Etwas dem Ehemanne von der Ehefrau inferirt 
worben fei, wegen Allgemeinheit dieſes Begriffs 
der Eidesantrag, zumal wenn verfchiedenartige Ber- 
mögensbeftandtheile, wie im vorliegenden Falle ſowohl 
Außenftände, als ein ideeller Antheil an dem Eigen- 
thum von Orundftüden in Frage ftehen, nicht zuges 
laffen werden fann, wenn man erwägt, baß die 
Illation der dos durch Vornahme einer zu Degrün- 
dung der Schlußfolgerung, daß ein Vermögensftüd 
dem Ehemanne von der Ehefrau ald Heirathögut 
überlaffen worden fei, geeigneten Handlung bewirkt 
wird, welche nach PVerfchiedenheit der Vermögens 
objecte verſchieden ift und bald in einer förperlichen 
Uebergabe, bald in einer Willenserklärung, bald in 
anderen Uebertragungsacten befteht; 
weil ferner dem hieraus fich ergebenden Mangel 
der Klage auch dadurch nicht abgeholfen wird, daß 
Beklagte bei Eingehung der Ehe mit dem Kläger im 
Befige der Vermögensbeftandtheile, deren von ihr 
erhobene Nupungen Kläger fordert, ſich befunden zu 
haben, theils beim 6. und 8. Einl.⸗Punkt, fowie 
Bl. — ausprüdlich, theils durch unterlaffene Beant- 
wortung des Klagabſchnitts sub a. Bl. — ſtillſchwei⸗ 
gend eingeräumt hat, indem ber bloße Befig von 
Bermögendbeftandtheilen auf Seiten der Ehefrau bei 
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Eingehung der Ehe den Beweis der Illation berfels 
ben nicht erfegt, wozu noch fommt, daß Kläger, indem 
er Bl. — gewiffe Bermögensftüde als wirklich ge- 
währte Illaten bezeichnet, welches Anführen eine 
Unterfcheidung zwifchen wirklich und nicht wirklich 
inferirtem Heirathsgut aufftelt, in eine Unklarheit 
verfällt, welche zu heben ihm auch durch die Erläu- 
terung Bl. — nicht gelungen ift, vielmehr daraus 
der nurerwähnte Unterfchied erft recht deutlich her— 
vorteitt, und bie BL. — angezogenen Rechtsgrund⸗ 
fäge, nach welchen Kläger das Niepbrauchsrecht auch 
an dem ihm nicht „faetifch oder „thatfächlich” oder 
„wirklich in Befip gegebenen Vermögen ber Bellag- 
ten überfommen zu haben glaubt, immer nur unter 
der Borausfegung gelten, daß eine Illation voraus- 
gegangen ift: 

fo hat Klägers Suden, immaaßen ed angebracht, 
nicht Statt. Es ift auch derfelbe der Bellagten die 
verurfachten Procepfoften zu erftatten verbunden.“ 

Auf die hiergegen vom Kläger eingewendete 
Appellation erging von Seiten des K. Appellas 
tions gerichts zu Budiffin folgendes, am 21. März 
1863 publicirtes Erfenntniß: 

„Da nad fähfifshem Rechte einem Ehemanne 
unbeftritten das Recht der Benugung des gefammten 
Vermögens feiner Ehefrau, mag es nun in Dotals 
oder Baraphernalgütern beftehen, zufommt, und bier 
von nur diejenigen Bermögensbeftandtheile berfelben 
ausgefchlofien find, welche fie entweder bei Ein- 
gehung ber Ehe fi als Receptitiengut zur eigenen 
Benupung vorbehalten hat, oder welchen während 
der Ehe durch ausprüdlihe oder ftilljchweigende 
Uebereinkunft beider Ehegatten die Eigenfchaft des 
Neceptitiengutes beigelegt worden ift, hierzu aber, 
wie auch von ber vorigen Inftanz Bl. — anerfannt 
worden, keineswegs ausreicht, daß der Ehemann 
während ber Ehe die Zurüdbehaltung des cheweib- 
lichen Bermögend von Seiten der Ehefrau ſtillſchwei⸗ 
gend gebuldet hat, indem buch das bloße Still 
fchweigen des Ehemannes zu ber von der Ehefrau 
fid) angemaßten Erhebung der Nugungen ihres Vers 
mögens ein Verzicht auf das chemännlice Nieß- 
brauchsrecht und Beſtellung von Receptitiengut nicht 
begründet wird, woraus zugleich folgt, daß in Bezug 
auf das Niepbrauchsrecht des Ehemannes an ſich ein 
Unterfhied zwiſchen demjenigen Vermögen der Ehe 
frau, welches fie ihm wirklich eingebracht hat, und 
demjenigen, welches fie ihm hätte einbringen follen, 
nicht befteht, diefer Unterfchied vielmehr hauptſaͤchlich 
erft dann hervortritt, wenn es fi um die Rüdgabe 
bes eheweiblichen Einbringens von Seiten des Ehe- 
mannes handelt, nun aber Beflagte in den Einlaf- 
fungsabjchnitten 1. 2. 6. und 8., fowie BL. — ge 
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nügend zugeftanden, daß fie während ber zwifchen 
ihre und dem Kläger beftandenen Ehe an Vermögen 

a) 500 Thle. —⸗ —» in zindbar ausgeliehenen 
Gapitalien, 

b) 508 Thle. 15 Ngr. —⸗ auf dem ihrem ver- 
Rorbenen erften Ehemanne Earl Traugott Gottlieb 
W. in ©. gehörig geweſenen Bauergute no. 67. zu 
G. hypothekariſch haftendes zinsbares Kapital, und 

e) den vierten Theil ded nurerwähnten, von ihrem 
eriten Ehemanne hinterlaffenen Bauergutes zu ©. 
befefien, die Nutungen hiervon aber demſelben nicht 
habe zufommen laſſen, und daher in Betracht, 
daß zu präfumiren iſt, Beflagte habe von den vor- 
bemerften Bermögendobjecten Nuhungen bezogen, 
weldye während der Dauer der Ehe dem Kläger ger 
bührt hätten, derfelben die Berpflichtung obliegen 
würde, zu Beftitellung des Beitrags der von ihr ges 
zogenen und ſonach dem Kläger zu gemährenden 
Nutzungen Rechnung abzulegen, wenn nicht Beklagte 
Bl. — ercipirt hätte, 

1) daß Kläger wiederholt und mit ausbrüdlichen 
Worten unter Acceptation der Beklagten erflärt habe, 
daß er auf ihr übrige Vermögen außer den baar 
ihm übergebenen 100 Thlen. — —» und zwei 
Kalben keinerlei Rugungsanfprüche mache, ingleichen 

2) daß Kläger defienungeachtet von den oben 
sub a. erwähnten 500 Thlen. — — ausgeliehenen 
Gapitalien einige Male die Zinfen eincaffirt und an 
ſich genommen habe, fowie, daß Kläger während 
der ganzen Dauer der Ehe der Bellagten nicht das 
Geringfte zu Anfchaffung von Kleivungsftüden ges 
geben, fie vielmehr alle ihre diesfallfigen Bedürfniſſe 
aud eigenen Mitteln zu beftreiten gehabt habe, auch 
daß Beklagte, als fie wegen lebendgefährlicher, vom 
Kläger gegen fie verübter Mißhandlungen gendthigt 
geweien, ein Jahr lang getrennt vom Kläger zu 
leben, fich felbft ihren Unterhalt habe verfchaffen 
und hierzu zunächft die Zinfen von den gedachten 
500 Thlen. ⸗⸗ —s habe verwenden müflen, nicht minder 

3) daß Bellagte noch vor Eingehung der Ehe 
mit Klägerm nicht nur auf die Zinfen von den oben 
sub b. aufgeführten 508 Thlen. 15 Nor. —-, fon- 
dern auch auf die Nutzungen bes sub c. erwähnten 
vierten Theiled des von ihrem erften Ehemanne hin» 
terlafjenen Bauergutes zu G. zu Gunften ihres 
Sohnes erfter Ehe verzichtet habe, was ihr fo lange, 
ald fie mit Klägerm noch nicht verheirathet gewefen, 
und fie ſonach frei über ihre Vermögen verfügen 
fönnen, offenbar frei geftanden, und was zur Folge 
haben mußte, daß Kläger auf jene Zinfen und Nur 
pungen, als zum Vermögen der Bellagten nicht mehr 
gehörig, feine Anfprüche wuͤrde machen können, felbft 
wenn er nach Eingehung der Ehe fich hiermit nicht ein» 


verftanden erflärt hätte, obwohl auch dies nach der Bes 
bauptung der Beklagten Bl. — gefchehen fein fol, 

fo daß die Beantwortung der Frage, ob und ins 
wieweit Bellagte zur Rechnungsablegung verpflich- 
tet fei, zunächft von dem Beweife der von berfelben 
vorgefehügten Ausflüchte abhängt und daher hierauf 
zu erfennen gewefen: fo ift es, anlangend bie gefors 
berte Rechnungsablegung wegen der Nuhungen von 
den oben unter a. b. und c. aufgeführten Vermögens» 
gegenftänden der Beflagten, bei dem vorigen Erfennt- 
niffe nicht zu laffen, fondern daſſelbe dahin abzuaͤn⸗ 
dern: daß Beflagte die vorftehend unter 1. 2. und 3. 
erwähnten Ausflüchte binnen dreiwöchiger Brift, 
Klägerm der Gegenbeweis, auch beiden Theilen die 
Gewiffensrührung und andere Rechtszuftändigfeiten 
vorbehältlich, wie Recht, zu erweifen ſchuldig, worauf 
in der Hauptfadhe ſowohl, als der Koften halber fer 
ner ergehet, was Recht ift. Dagegen ift im Uebrigen 
und foviel die geforberte Rechnungsablegung wegen 
der Zinfen von einem angeblich noch zinsbar aus— 
gelichenen Gapitale der Beflagten von 100 Thlrn. 
—⸗— betrifft, in Betracht, daß die Behauptung 
Klägers, die Beflagte, welche nur 500 Thlr. — —⸗ 
in ausgeliehenen Gapitalien befeffen zu haben zugeſtau⸗ 
den hat, habe Gapitalien im Betrage von 600 Thlrn. 
—s — + jinbar ausgeliehen gehabt, nicht nur jeder 
näheren Begründung und felbft der Bezeichnung des 
angeblichen Schuldners entbehrt, fondern daß aud) 
Kläger im Widerfpruch mit jener Behauptung Bl. — 
ſelbſt fagt, „er fordere Zinfen von der Bellagten zu 
4 Proc, ausgeliehener Eapitalien an zufammen 500 
Thlr. — —⸗“, das vorige Erfenntnif, worin Aläger 
mit feinem Suchen in der angebrachten Maafe ab- 
gewiefen worden, wie hiermit gefchieht, zu beftätigen, 
die durch das eingewendete Rechtsmittel entftandenen 
Koften aber unter den Parteien gegenfeitig aufzuheben.‘ 

Nachdem nunmehr Beklagte das Rechtsmittel der 
Appellation ergriffen hatte, ftellte das 8. Oberappels - 
lationsgericht mittelft Erfenntniffes vom 22. Mai 
1863 die Entfcheidung erfter Inftanz auf durchgängige 
Abweifung der Alage in ber angebrachten Maaße unter 
Eompenfation der Koften des Rechtömitteld wieder 
ber, jedoch aus folgenden Gründen: 

„Dur die Verehelihung erlangt der Ehemann 
zwar ohne Weiteres das Befugniß zur Berwaltung 
und Nutznießung des eheweiblichen Vermögens, infos 
fern diefes nicht durch einen vor Eingehung der Ehe 
gemachten Borbehalt oder durch eine fpäter ausdrüd- 
lich oder ftilffchweigend getroffene Uebereinkunft die 
Eigenfchaft von Receptitiengut erhält. Allein wie 
Derjenige, welcher von dem dem ehemännlichen Nieß- 
brauchsrechte unterworfenen eheweiblichen Vermögen 
Eapitalien gegen Berzinfung erborgt oder ein zu le» 
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terem gehöriged Grundftüd zur Bewirthichaftung oder 
in Baht übernommen hat, die während der Ehe ent 
ftandenen Zinfen und Nugungen mit der Wirkung 
ber fiberation nur an den Ehemann abentrichten fann, 
fo fteht auch dem Ehemanne an fich wegen dieſer 
Anfprüche nur ein Klagrecht gegen Ienen, nicht aber 
gegen die Ehefrau felbft zu, und nur dann ift ihm 
dieferhalb gegen Leptere vorzufchreiten unbenommen, 
wenn und foweit fie, in feine chemännlichen Befug- 
nifje eingreifend, die ihm gebührenden Nugungen und 
Zinfen eigenmächtig erhoben und an fich genommen hat. 

Bon dieſem rechtlichen Geſichtspunkte aus betrach- 
tet, erſcheint nun die vorliegende Klage mangelhaft. 
Diefelbe verfolgt Anfprüche theild auf Zinfen von 
außenftehenden Eapitalien der Bellagten, theild auf 
Nupungen von einem der Lepteren antbeilig zugehö- 
tigen Grundftüd, welches, wie von der Bellagten 
ohne Widerfpruch des Klägers Bl. — unter b. bes 
hauptet worden, und ſchon nad der von biefem felbft 
Bl. — gelieferten Darftelung anzunehmen ift, nicht 
von ber Bellagten, jondern von einem Dritten be- 
wirthichaftet wird. Es handelt ſich ſonach um Ans 
fprüche, welche nur unter der vorerwähnten Boraud- 
fegung von dem Kläger gegen die Bellagte geltend 
gemacht werden fünnten. 

Gleichwohl hat ſich Aläger, diefe Anfprüche for- 
mulirend, unter Eidesantrag BI. — nur darauf bes 
zogen, daß die Beflagte ihm, während des Beſtehens 
der mit ihm am 24. März 1856 eingegangenen und 
am 7. April 1862 durch Rechtöjpruch aufgelöften Ehe 

a) die Zinfen von 600 Thlen. — —s gegen vier 
procentige Jahreszinfen ausgeliehenen Eapitalien, 

b) die vierprocentigen Zinfen von einem mit 508 
Zhlen. 15 Ngr. —» ihrem verftorbenen erften Ehe 
manne Carl Traugott Gottlieb W. eingebrachten und 
auf dem von dieſem hinterlaffenen Bauergute haften- 
den Gapitale, und 

ec) die Nupungen von dem nurgebachten, ihr nach 
dem Tode ihres erfien Ehemannes zum vierten zen 
angefallenen Gute 
nicht zufommen laffen und für ji 
behalten habe. Wbgefehen davon, daß, foviel 
den Klagpunft. unter b. betrifft, der Kläger ganz 
unaufgeflärt gelaffen hat, worauf die Behauptung 
beruhe, daß das dort erwähnte Kapital ein zu vier 
Procent zu verzinjendes ſei, ſtellt fich fowohl rüd- 
ſichtlich dieſes Klagpunftes, als auch in Anfehung 
der Klagpunfte a. und c. Das Anführen: „es babe bie 
Bellagte dem Kläger Zinfen und Nutzungen nicht 
zufommen laffen und für fich zurüdbehalten”, nament- 
lich für den gebrauchten Eidesantrag ald viel zu all« 
gemein und unbeftimmt dar. Denn daraus, daß bie 
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Beflagte, wie Kläger angiebt, Lepterem zeither jene 
Zinfen und Nutzungen nicht hat zukommen laſſen, folgt 
noch nicht mit Nothwendigfeit, daß die Beklagte folche 
jelbft erhoben habe. Jene Worte fönnen ebenfo füg- 
lich auf einen bloßen Widerfpruch bezogen werben, - 
welchen die Beklagte dem Borhaben des Klägers, 
gedachte Zinfen und Nugungen von dem zu deren 
Abentrihtung verbundenen Schuldner einzuforbern, 
entgegengefept hat, einen Widerfpruch, welcher, wenn 
er wirklich ftattgefunden haben follte, den Kläger 
nicht ohne Weiteres dazu ermächtigen würde, feiner 
Befriedigung halber anftatt an den eigentlichen Zah— 
lungspflichtigen an bie Beflagte fich zu halten. Was 
aber die fernere Behauptung des Klägers betrifft, daß 
die Beflagte die fraglichen Zinfen und Nugungen 
für fih zurüdbehalten habe, fo giebt auch dieſe 
über den Sinn, welchen Kläger damit hat verbinden 
wollen, feinen beitimmten Aufſchluß; fie erfegt 
nicht, fondern umgeht nur die Bezugnahme auf 
eine von Seiten ber Bellagten wirklich vorgenom« 
mene Ginziehung der fraglichen Emolumente. Dan 
würde daher, wollte man gedachte Klaganführun- 
gen durch ben darüber angetragenen Eid in Ge 
wißheit fegen lafien, in völlig unguläffiger Weife die 
Enticheidung.nicht von dem Urtheile des Richters, 
fondern von ber völlig unaufgeflärten Borftelung 
abhängig machen, welche dem Kläger bei jenen Aus— 
drüden vorgefhwebt hat. Nun hat zwar diefe Lüden- 
haftigfeit in Betreff des Klagpunftes a. infofern theils 
weife Abhülfe erhalten, ald die Ausdlaffungen der 
Bellagten Bl. — das Geſtaͤndniß derfelben invol- 
viren, rüdfichtlich eines Eapitalbetrags von 500 Thlen. 
— — zum Theil Zinfen erhoben zu haben. Allein, 
da «8 fich bei dem Klagpunkte a. um einen Anfpruch 
handelt, welcher, felbft wenn er von der Beklagten im 
ganzen Umfange zugeftanden worden wäre, nad) ber 
eigenen Angabe des Klägers Bl. — nur auf 145 Thlr. 
—⸗ —⸗ fich belaufen würde, diefer Betrag aber von 
den von dem Kläger Bl. — eingeräumten Gegen- 
forderungen der Bellagten fogar noch überftiegen 
wird, fo vermochte jened Zugeftändnig auch nicht 
einmal zu einer theilweilen Aufrechterhaltung der 
Klage zu führen, vielmehr war dieſe unter Berurtheis 
lung des Klägers in Erftattung der Proceßkoſten erſter 
Inftanz, durchgehende in der angebrachten Maaße 
abzumweifen und demzufolge das erftinftanzliche Er— 
fenntniß, infoweit es in zweiter Inftanz abgeändert 
worden, wiederherguftellen, mit Rüdjicht auf den in den 
Entfcheidungen eingetretenen Wechfel aber in gleicher 
Weife, wie dies in Anfehung der Koften zweiter Inſtanz 
DI. — gefchehen, auch in Betreff der Erpenfen der ge- 
genwärtigen Span Sompenfation auszufprechen.” 
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Zu Begründung der Haftung des Gefihäftäheren 

aus den von bem Inſtitor eingegangenen Gefchäf: 

ten genügt ed, wenn aus den Umſtänden ſich 

ergiebt, daß nah dem Willen der Gontrahenten 

für Rechnung bed Geſchäftsherrn habe contrahirt 
werben follen. 


Mitgetheilt von 
Herrn A. — in L. 


Bei dem Handelsgerichte zu Leipzig klagten im 
Februar 1862 die Beſitzer des Ritterguts Döllnitz 
gegen S., den in Leipzig wohnhaften Bachter der 
Reftauration 3. g. K. bei Leipzig wegen 56 Thlen. 
18 Nor. —» reſtirenden Kaufpreifes für gelieferte 
Goſe unter Eidesantrag wie folgt: 

Bellagter, welcher feit mehreren Jahren bie Re- 
ftauration 3. g. 8. bei Leipzig pachtweife inmehabe 
und derfelben einen Gefchäftsführer Namens H. vor- 
geiept habe, mit dem Auftrage, die dieſes Etabliffe- 
ment betreffenden Gefchäfte für feine, Beflagtens, 
Rechnung zu beforgen und alle diesfallſige Beftellun- 
gen für ihm zu bewirken, habe zum Betriebe gedachter 
Reltauration auf vorgängige Beftellung feines ge- 
nannten Gefchäftsführers von der zum Rittergute 
Dölnig gehörigen Gofenbrauerei die auf der unter A. 
beiliegenden Rechnung näher bezeichneten Duantitäten 
Goſe zu den beigefegten Zeiten (November und Des 
cember 1861) und Preiſen, welche legtere dem ges 
nannten Gefchäftsführer bei ber Beftellung befannt 
gewejen und von ihm genehmigt worden feien, übri- 
gend auch mit den Preifen, welche die erwähnte 


Brauerei ihren übrigen Kunden und Beklagtem ſelbſt 
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bei den frühern Beftellungen zu berechnen pflege, 
übereinftimmten, Fäuflich geliefert erhalten, und es 
babe H. beregted Bier für Bellagten an- und in 
Empfang genommen und infofern darüber verfügt, 
als daffelbe in Bellagtens obgedachter Reftauration 
und folglich auch für Rechnung deflelben confumirt 
und in den Nupen deifelben verwendet worben fei. 
Bellagter fei ſonach ihnen dafür die sub A. fpecifieitte 
Summe von 56 Thlen. 18 Rgr. —⸗ ſchuldig ges 
worden. Obſchon nun Bellagter in feiner Eigen- 
haft als Pachter d. g. K. bereitd zu wiederholten 
Malen diejenige Gofe, welche fein Geichäftsführer 
bei mehrerwähnter Brauerei von den bier in Frage 
befangenen Lieferungen beftellt und geliefert erhalten, 
unweigerlih aus eigenen Mitteln an den mit ber 
Eincaffirung diefer Gelder betrauten Bierverleger N. 
volftändig bezahlt habe, weigere er ſich doch, Mah— 
nens ungeachtet, den obigen Saldo zu berichtigen. 

Beklagter beftritt die Statthaftigfeit der Klage; 
er räumte zwar ein, daß er die Reitauration 3. g. 8. 
bei Leipzig inne habe, ver er feit Juli 1861 einen 
Gefchäftsführer Namens H. mit dem Auftrage vors 
gefegt, die diefes Etabliffement betreffenden Gefchäfte 
au beforgen, wollte jedoch nicht willen, ob H. die 
fraglichen Duantitäten Goſe beftelt und erhalten, 
wie er denn auch demfelben hierzu feinen Auftrag 
ertheilt habe. Auch wollte er nur einmal Geld an 
den Bierverleger N. bezahlt haben, jedoch nicht in 
feiner Eigenfchaft ald Pachter d. g. K., fondern um 
9 zu controliren; dies fei der Betrag der Rechnung 
für Monat Juli gewejen und diefen habe er nicht 
aus eignen Mitteln, fondern nur erft dann gezahlt, 
ald er das Gelb von H. erhalten, Die fonftigen 
Einwendungen gegen die Klage find aus den nach—⸗ 
ftehenden Entſcheidungen zu entnehmen. 





Die erfte Inſtanz, das Handelsgericht zu 
Leipzig, hielt mittelt Befcheids d. d. pabl. 20. Mai 
1862 die Klage aufredit und madjte, was bie geleug- 
neten Einlaffungspunfte anlangt, Die Entſcheidung 
von mehrern alternativen Delatid über die an den 
Geihäftsführer des Bellagten erfolgte Ablieferung 
der in Rebe flehenden Quantitäten ®ofe, ingleichen 
über bie geforderten Preiſe abhängig. Die Entfcheis 
dung war alfo motivirt: der Beklagte habe zugeftan- 
den, die Reftauration 3. g. K. feit dem 1. Juli 1861 
pachtweife inne zu haben und berfelben einen Ges 
fhäftsführer Namens H. mit dem Auftrage, die dies 
ſes Etablifjement betreffenden Gefchäfte zu beforgen, 
vorgefegt, felbigen auch (nah Bl. —) in diefer 
Eigenfchaft bei Gericht angemeldet zu haben; unter 
folden Umftänden fünne darauf, ob der Beklagte 
‚dem genannten H. auch noch eine befondere Anwei- 
fung zur Beftellung der auf der Alagbeifuge sub A. 
verzeichneten Quantitäten Goſe ertheilt, oder doch 
zum Wenigften denfelben ausdrüdlich angewiefen 
habe, für feine, des Beklagten, Rechnung ber 
Beforgung ber fraglichen Gejchäfte fich zu unterziehen 
und alle diesfallfigen Beftelungen für ihn, den Be- 
klagten, zu bewirken, wie foldyes von ihm ad pet. — 
geleugnet worden, weiter Etwas nicht an, indem 
vielmehr jene Eingangs erwähnte, von dem Bellagten 
zugeftandene Auftragsertheilung im Allgemeinen bie 
Ermächtigung zur Beftellung der in Rede ſtehenden 
Gofe für die genannte Reitauration in fich fchließe 
und die Verpflichtung des Mandanten zur Erfüllung 
der von dem Mandatar in feinem, des Mandanten, 
Intereſſe abgefchloffenen Berträge nach allgemeinen 
Rechtsgrundſaͤhen fo lange ald begründet anzufehen 
fei, ald nicht behauptet und bargethan worden, daß 
jenes allgemeine Mandat aus befondern Gründen 
auf den conereten Fall feine Anwendung finden fönne; 
fonach könne der Beflagte der Bezahlung der geflag- 
ten 56 Thle. 18 Rgr. —⸗ fich nicht entbrechen, vor- 
ausgefept, daß der mehrerwähnte H. die auf der 
Beifuge A. verzeichneten Quantitäten Gofe zu den 
dafeldft angegebenen Zeiten und Preifen von dem 
Rittergute Döllnig geliefert erhalten und in die Re- 
ftauration z. g. K. verwendet habe ıc.; weiter habe 
zwar der Beklagte behauptet, daß er fih zu Anfange 
des Monats September 1861 mit dem Bierverleger 
bed Klägers unter dem befonders erklärten Einver- 
ſtaͤndniß H.'s dahin geeinigt, daß er, der Beklagte, 
mit Bezahlung der Goſe gar nichts mehr zu thun 
haben wolle und vielmehr H. in Zukunft die Gofe 
felbft bezahlen muͤſſe; diefes ala Exception zu betrach- 
ten und nad Befinden für den Bellagten günftige 
Anführen könne jedoch gegenwärtig um beswillen 
feine rechtliche Beachtung finden, weil der Beflagte 
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einen Theil der lage, nämlich die Beftellung und 
Lieferung der Goſe mit negando beantwortet habe, 
ohne fi über Annahme oder Zurüdichiebung des 
von dem Kläger ald Beweismittel gebrauchten Eides 
zu erflären, weshalb zur Zeit lediglich auf das 
delatum zu erfennen fei. 

Auf die von dem Bellagten eingewendete Be- 
rufung erfannte das Königl. Appellationsgericdht 
zu Leipzig mittelft Urthels d. d. publ. 27. October 
1862 reformatorifch auf Abweifung ber Klage in der 
angebrachten Maafe, e8 wurden jeboch die Koſten 
beider Inftangen compenfirt. Die beigefügten Ent- 
[heipdungsgründe find folgenden Inhalte: 

%. „Die Hauptfache anlangend, flügt ſich bie 
erhobene Klage auf ein nicht mit dem Bellagten 
felbft, fondern mit einem angeblichen Stellvertreter 
defielben abgefchloffenes Kaufgeſchaͤft. Eine noth— 
wendige Borausfegung der Berpflichtung des Auf 
traggebers gegen ben Dritten ift befannten Rechten 
nad) die, daß fich der Stellvertreter bei dem Abſchluſſe 
des Vertrags und in Beziehung auf letzteren als 
Stellvertreter, d. bh. feine Willensrichtung, daß er 
durch den Vertragsabſchluß nicht fein eigenes, ſon⸗ 
dern das Vermögen des Mandanten zu vinculiren 
beabfihtige, in unzweideutiger Weife zu erkennen 
gegeben habe. 

vergl. Sintenis, Civiltecht, Band 2. $. 102. 
©. 368. ed. II. 
In diefer Hinficht enthält die erhobene Klage folgende 
Behauptungen: 

a) Der Beflagte habe zu der Zeit des Rauf- 
abfchluffes die Reftauration z. g. K. bei Leipzig pacht⸗ 
weije innegehabt, und derjelben in ver Perſon des 
eigentlichen Gontrahenten einen Geſchaͤftoführer mit 
dem Auftrage vorgefept, die dieſes Etabliffement bes 
treffenden Gefchäfte für feine, Beflagtens, Rechnung 
zu beforgen und alle diesfallfigen Beftellungen für 
ihn zu bewirken, biefer aber die ftteitigen Bierquan⸗ 
titäten zu dem Betriebe der gedachten Reftauration 
beftellt und geliefert erhalten, auch imfofern über 
felbige verfügt, als diefelben in ber vorgedachten 
Reftauration confumirt worden feien, und 

b) der Beflagte habe bereits früher gu wieder 
holten Malen Bier, welches der Gejchäftsführer aus 
der Brauerei der Kläger erfauft und geliefert erhal⸗ 
ten, unweigerlich und aus eigenen Mitteln an ihren, 
ber Aläger, Mandatar bezahlt. 

Nur in fo weit enthält die erhobene Klage, in 
Bezug auf ein die Perſon des Bellagten bindendes 
Obligationsverhältniß, thatjächliches Material, wo— 
gegen fi} die bei p. 1. c. 31—34. zu lefenden An» 
führungen fon ihrer Faſſung nad lediglich ale 
Folgerungen barftellen. 


se Me 


Augenſcheinlich geht 
8. 


die Tendenz der Kläger dahin, den von dem Bellag- 
ten feinem Manbatare ertheilten Auftrag, als eine 
allgemeine, zu Beforgung eines umfangreichen Ger 
fäftes, in Bezug auf weldes mannigfaltige, bei 
Ertheilung deſſelben noch nicht vollftändig zu über- 
fehende Berhandlungen mit Anderen, und mithin 
auch der Abſchluß verfchiedener, in ihrer Specialität 
nicht voraudzufehender Verträge nöthig werben fün- 
nen, ertheilte Bevollmächtigung barzuftellen. Hier: 
duch allein wird jedoch an der Beurtheilung bes 
vorliegenden Sachverhaͤltniſſes nichts geändert. Denn 
aus der Eriftenz eines ſolchen allgemeinen Auftrags 
folgt zwar, daß der Auftraggeber die von feinem 
Mandatare demgemäß in feinem Namen eingegan- 
genen Berbindlichkeiten auch dann zu vertreten habe, 
wenn er einen fpeciellen Auftrag deshalb nicht ertheilt 
haben follte; feineswegs kann jedoch daraus gefolgert 
werben, daß derfelbe von allen Berbindlichkeiten, bie 
aus Rechtögefchäften herruͤhren, die fein Bevollmaͤch⸗ 
tigter eingegangen ift, wenn fie nur überhaupt ihrer 
Natur nad möglicher Weife unter jenen allgemeinen 
Auftrag fallen können, ohne Weiteres und ſelbſt dann 
getroffen werde, wenn biefe Rechtsgefchäfte auch ber 
Form ihres Abſchluſſes nach nicht als in Gemäßheit 
jenes Auftrags eingegangen anzufehen find. Selbft 
angenommen baber, daß aus ben sub a. gebadhten 
Thatfachen ein ſolcher allgemeiner Auftrag, das ge- 
fammte Reftaurationsgefchäft auf den Namen bed 
Beklagten zu betreiben, gefolgert werben könnte, 
würde bei Beurtheilung der verbindlichen Wirkung 
eined conereten Bertrags nicht nur bie Frage, ob 
derfelbe feinem Wefen nach unter jenen allgemeinen 
Auftrag zu fubfumiren fei, fondern auch die weitere 
Frage aufzuwerfen fein, ob berfelbe in der Weife 
eingegangen worben fei, daß angenommen werben 
müffe, ed habe in dem Willen der Eontrahenten ges 
legen, die Berfon des Mandanten zu verpflichten. 
Ein Fall diefer Art würde, auch abgefehen von einer 
bei dem Geſchaͤftsabſchluſſe felbft erfolgten ausbrüd- 
lien Namhaftmachung des eigentlichen dominus 
negotii, 3. B. dann vorliegen, wenn ber Inflitor das 
ihm übertragene Gefchäft unter der Firma feines Auf- 
traggebers betrieben hätte. Derartige Thatumftände 
liegen jedoch in dem gegenwärtigen Falle nad Inhalt 
der Klage augenfcheinlich nicht vor, und es kann in 
biefer Hinficht namentlich auch aus dem Umftande, 
dag die der Klage beigefügte Rechnung auf ben 
Namen des Beflagten geftellt ift, ſchon an fi, fo 
wie deshalb eiwas Gegentheiliges nicht gefolgert 
werben, weil bie Aläger nicht behauptet haben, daß 
der Veberfendung ber Waare eine mit ber Klage- 


beifuge gleichlautende Factura beigelegen habe, Ande⸗ 
rerſeits folgt aber auch aus demjenigen, was in ber 
Klage über das Wefen jenes Auftrags vorgebradht 
mworben, noch feineswegs, daß jelbiger auf einen 
Betrieb der gefammten Wirthichaft in dem Namen 
des Bellagten gegangen fei. Denn wenn beip.Le. 
6—10. behauptet wird, der Auftrag fei dahin ertheilt 
worden, die das Reftaurationsetabliffement beireffen- 
den Gefchäfte für feine, des Beklagten, Rechnung 
zu beforgen und alle diesfallfigen Beftellungen für 
ihn, den Beklagten, gu bewirken, fo läßt dieſe Baf- 
fung offenbar auch die Auslegung zu, das Mandats⸗ 
verhältniß fei in der Weife abgefchloffen worden, daß, 
wie immer die zwifchen dem Mandatar und Man- 
danten beftehenden Rechte und Berbinblichfeiten be- 
ſchaffen geweſen fein mögen, doch nach Außen bin 
und bei den mit Dritten abzufchließenden Berträgen 
der Mandatar nur in feinem eigenen Namen Bers 
bindlichfeiten einzugehen befugt fein folle. Die Mög- 
licheit derartiger Berabredungen liegt auf der Hand 
und in der That kommen diefelben z. B. bei Baw 
aecorden nicht felten vor. 

Andererfeitö kann auch in dem Wefen der hier 
vorliegenden Gefchäftsübertragung fein Hinderniß 
diefer Annahme gefunden werden. Wie bereit er- 
wähnt, haben die Kläger gar nicht behauptet, daß 
die Schanfgerechtigfeit in dem Namen oder unter 
der Firma des Bellagten audgeübt worden fei. 
Wenn lepterer dagegen Bl. — ſelbſt einräumt, daß 
er nur die Schanfconceffion gehabt, und daß dem 
gemäß die Uebertragung des Betriebes auf einen 
Gefchäftsführer bei der Obrigkeit angemeldet worden 
fei, fo fann zwar in dem Umftande, daß gleichwohl, 
wie Kläger Bl. — anführen, das durch bie Eon- 
ceffion erworbene Recht dem Mandatar zu felbft- 
Rändiger Betreibung überlaffen worden, möglicher 
Weife eine Uebertretung ber deshalb beftehenden 
polizeilichen Borfchriften gefunden werben, ed ver 
mag dies aber an dem civilrechtlichen Berhältnifien 
der Parteien um fo weniger etwas zu Ändern, als 
die Kläger darauf, daß fie die betreffende Anmeldung 
überhaupt gefannt und durch felbige zu Eingehung 
des flreitigen Geſchaͤfts veranlaßt worden feien, fich 
nicht bezogen haben. 

Nach der Anficht der gegenwärtigen Inftanz er 
ſcheint namentlich aber ſchon der obengedachte Grund, 
daß Kläger auf einen in dem Namen bed Beklagten 
erfolgten Geſchaͤftsabſchluß ſich nicht bezogen, durch⸗ 
fchlagend. 

Eben fo wenig erfcheint auch 

ad b. 


der Umftand, daß Bellagter bei einer früheren Ges 
legenbeit eine Schuld feines Mandatard, wenngleich, 
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wie behauptet worden, aus eigenen Mitteln bezahlt 
habe, fowohl an fich, als in Verbindung mit dem 
sub a. erwähnten Sadjverhältniffe geeignet, eine 
Haftverbindlichkeit des Beflagten rechtlich zu begrüns 
den. Offenbar fann ein derartiges Vorfommniß ben 
Verkäufer nicht der Verbindlichkeit überheben, fich 
bei dem Abſchluſſe weiterer Lieferungsverträge dar— 
über Gewißheit zu verfchaffen, von welcher Belchaf- 
fenheit das awifchen dem Befteller und deſſen Aufs 
traggeber beftehende Auftragsverhältniß fei, und in 
weſſen Namen die weitere Beftellung erfolgte. Einen 
in biefer Hinficht verhangenen Irrthum hat der Ber: 
fäufer unzweifelhaft felbft zu vertreten. 

Die erhobene Klage konnte daher, fofern fie gegen 
die Perfon des Bellagten gerichtet if, ald aus— 
reichend fubftantiirt nicht angefehen werden. Bei 
der Zweifelhaftigfeit ber einfchlagenden Sach⸗ und 
Rechtöverhältniffe und da biefelben allerbings nicht 
ungeeignet erfcheinen, eine nicht unerhebliche, wenn⸗ 
gleich für die erhobene Eidesklage nicht als durchs 
ſchlagend anzufehende Wahrfcheinlichfeit zu begrün- 
den, daß das ftreitige Kaufgefchäft allerdings in dem 
Ramen und Auftrage des Bellagten abgeſchloſſen 
worben fei, fchien ed angemeffen, bie in erfter Inſtanz 
entftandenen Unfoften, wie bei dem Wechſel ber 
Erfenntniffe jedenfall auch die Koften der Appellas 
tionsinftan; unter den Parteien zu compenfiren.” 

Auf die von den Klägern eingewendete Appella- 
tion ftellte das Königl. Oberappellationsgericht 
die Entfcheidung erfter Inſtanz durch Urthel vom 
Jahre 1863 wieder ber. 

Diefem Urthel waren folgende Entſcheidungs— 
gründe beigefügt: 

„Man ift mit ber erften Inſtanz darin einvers 
ftanden, daß nad den Bl. — ausgehobenen Zuge 
ftändniflen des Beflagten der in der Klage genannte 
H. ald Gefhäftsführer der von dem Bellagten pacht⸗ 
weife betriebenen Reftauration z. g. K. in jo allge 
meiner und unbefchränfter Weife beftellt, und als 
folher durch die dem Gerichte hierüber erjtattete 
Anzeige zugleih nad Außen bin fo beftimmt und 
unzweideutig bezeichnet worden ift, daß die von ihm 
für das gedachte Gtabliffement mit britten Perſonen 
abgefchloffenen Berträge über Lieferung von foldhen 
Artikeln, welche zu dem Betriebe defjelben verwendet 
zu werden pflegen — und zu biefen gehören offenbar 
die ftreitigen Quantitäten Bier —, in den Bereich 
derjenigen Geichäfte fallen, zu deren Bornahme er 
mit rechtöverbindlidher Wirfung für und gegen den 
Beklagten ermächtigt gewefen if. Welcher befondere 
Obligationsnerus in Bezug auf Geſchaͤfte diefer Art 
zwifchen dem Bellagten und H.'n, foviel ihr gegen- 
feitiged Verhaͤltniß und befien innere Beziehung zu 


einander anlangt, vermöge fpecieller Vereinbarung 
beftanden und ob H. in ®emäßheit berfelben in ber 
That für eigene, nicht für des Bellagten Rechnung 
contrabirt habe, bleibt für die aus jenen Gefchäfts- 
abfhlüffen entfpringenden Rechte Dritter felbftver- 
ftändlich einflußlos. H. ſtellt ſich nach Außen hin 
als institor des Beflagten bezüglich des im Eingange 
erwähnten Etabliffements dar, für deſſen Wirfungs- 
freis die in der gerichtlichen Anzeige liegende lex 
praepositionis maaßgebend ift, und wierer daher 
ſelbſt unbezweifelt berechtigt geweſen ift, Innerhalb 
des ihm zugewieſenen Gefchäftöfreifes für Rechnung 
und im Namen des Bellagten oder ber umter beffen 
Namen betriebenen Reftauration zu contrahiren, fo 
bedarf e8 auch Seiten derjenigen, welche mit ihm in 
diefer Maaße contrahirt haben, nicht noch des befon- 
deren Nachweifes, daß ihnen jene lex praepositionis 
befannt geworben fei, und daß fie eben auf Grund 
derfelben nicht den factifch eontrahirenden Geſchaͤfto⸗ 
führer, fondern den Beklagten als Gefchäftsheren 
zu verpflichten beabfichtigt haben. Damit ift nicht 
gefagt, daß alle von dem Gefchäftsführer eingegan- 
gene Gefchäfte, welche an und für fich dahin zu rech⸗ 
nen fein würben, fchlechthin und ohne Unterſchied als 
jolhe gelten müffen, die er als Inftitor, folglich 
für Rechnung feines Präponenten, gemacht hat. 
Im Gegentheile ift der zweiten Inſtanz darin voll- 
fommen beizuftimmen, daß zu Begründung biesfall- 
figer Haftung des Geſchaͤftsherrn der Nachweis ges 
hört, ed babe der Inftitor in Beziehung auf feine 
Stellung als foldher und mit der Abficht, den ®e- 
ſchaͤftoherrn verbindlich zu machen, contrahirt, ba 
ihm durch fein Bertretungsverhältniß zu dem Letzteren 
die Befähigung, auch für eigene Rechnung zu con« 
trabiren, in der Regel und abgefehen von befonderen 
vertragsmäßigen oder gefeglihen Beichränfungen, 
nicht entzogen if. Um aber jene Beziehung eines 
Geſchaͤfts auf den Geichäftsheren berzuftellen, muß 
nicht gerade ausbrüdlich im Namen bes Lepteren 
contrahirt worden fein, ed genügt dazu, wenn aus 
den Umftänden fi ergiebt, daß nach dem Willen 
der Contrahenten für Rechnung des Gejchäftsheren 
babe contrahirt fein follen. Im vorliegenden Falle 
ift nun nach der Anficht des Oberappellationsgerichte, 
ganz abgejehen davon, ob das Anführen in Klag- 
abſchnitt 12. und 13. die zum Eidesantrage geeignete 
Berufung darauf enthalte, daß ausprüdlich für 
die vom Bellagten pachtweife betriebene Reftauration 
beftellt worden fei, wenigftend aus dem Umftande 
die hierauf gerichtete Abficht der Betheiligten zur 
Genüge zu entnehmen. Denn, wie in Klagabfchnitt 
44—53. behauptet wirb, hat H. ſchon vor ben im 
Streite befangenen Bierlieferungen andere dergleichen 





für die Reftauration z. g. 8. beftellt und empfangen, 
und daß hierbei allerfeitö Beiheiligte darüber einver- 
ftanden gewefen feien, es fei nicht für eigene Rech— 
nung H.'s, fondern für Rechnung der von ihm als 
Gejchäftsführer vertretenen Reftauration, mithin 
unter Berpflichtung des Bellagten, beflellt und ges 
fiefert worden, geht aus den Zugeftänbnifien in der 
Anmerkung zu Einl.⸗Punkt 44—53. DI. — verbuns 
den mit BI. —, Inhalts deren Aläger die Bezah— 
lung derfelben von dem Beflagten felbft gefordert und 
erhalten haben, fattfam hervor, während die weitere 
Behauptung des Bellagten, die Zahlung mit dem 
von H. erhaltenen. Gelde geleiftet zu haben, um fo 
gewiffer einflußlos bleibt, als er nicht einmal zu be- 
haupten vermocht hat, daß Kläger damit befannt 
oder einverftanden gewefen feien, daß die Zahlung 
von ihm blos im Auftrage H.'s, nicht vermöge eige: 
ner Verbindlichkeit geleiftet werde. Sind aber hier⸗ 
auf unter denfelben Intereffenten ohne irgend eine 
erfennbare Beränderung der Umftände weitere Ge- 
fhäfte gleicher Art, wie die vorausgegangenen, ger 
macht worden, fo ift nicht anzunehmen, daß dies 
unter anderen, bad Rechtöverhältniß unter ven Con— 
trahenten und die daraus entipringende Berbinblich- 
feit wefentlih umgeflaltenden Umftände gefchehen fei, 
fo lange nicht ein Anhalt dafür in befonderen that- 
fächlihen Berhältniffen gegeben iſt. Abgefehen zu- 
nächft von der erceptivifchen Behauptung Bl. —, 
daß Bellagter ben Klägern durch deren BI. — ge- 
nannten Beauftragten ausbrüdlich erklärt habe, für 
fernere Bierlieferungen an H. nicht zu haften — 
eine Behauptung, welche aus dem Bl. — angegebenen 
procefjualifchen Grunde nach der gegenwärtigen Lage 
der Sache für jept unberüdfichtigt bleiben muß —, 
liegt feinerlei thatfächliches Moment dafür vor, daß 
H. in Anfehung der jegt freitigen Biere nicht in fei- 
ner Eigenſchaft ald Gefchäftsführer der mehrerwähn- 
ten Reftauration, fondern felbfiftändig und für eigene 
Rechnung contrahirt habe. Im Hinblide auf die 
beträchtlihe Quantität des nach Bl. — in der Zeit 
vom 24. November biß 14. December 1861 bejogenen 
Bieres fann die Entnahme deffelben zu H.'s ober 
der Seinigen perfönlichem Verbrauche nicht wohl in 
Frage fommen, ebenfowenig ift ferner aus den Acten 
zu erfehen, daß H. neben feiner Stellung in Beflag- 
tens Reftauration noch in anderer Eigenſchaft in die 
Lage gefommen fein könne, jene Quantitäten Bier 
gewerbmäßig zu beziehen; endlich hat Beflagter felbft 
weder darauf, daß befondere Berhältniffe der gedach⸗ 
ten Urt obgewaltet haben, fidy berufen, noch über: 
haupt (vergl. die Anmerkung zu Einl.-PBunft 11—17.) 
mit Beftimmtheit in Abrede geftellt, daß H. mit 
der ausgefprochenen Beftimmung für die oftgebachte 
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Reftauration das Bier beftellt habe, vielmehr allent« 
halben nur feine Haftung dafür mit rechtlich uns 
haltbaren Einwänden gegen bie Geltung des inftis 
torifchen Verhaͤltniſſes, beziehentlih mit Rüdficht 
auf das obgebadhte erceptivifche Vorbringen, be⸗ 
ſtritten. 

Hat unter dieſen Umſtaͤnden die erſte Inſtanz 
nach Bl. — die Entſcheidung der Sache noch von 
dem delatum darüber, daß H. das ſtreitige Bier auch 
wirflih in der Reftauration z. g. K. verwendet 
habe, mit abhängig gemacht, fo darf ſich Beflagter 
dadurch um fo weniger für befchwert erachten, als, 
die Wahrheit der Verwendung vorausgefept, nicht 
der mindefte Grund vorliegt, die gleich anfänglich 
von dem Gontrahenten beabfichtigte Beftimmung bes 
Bieres für jene Reftauration in Zweifel zu ziehen. 

Aus diefen Gründen hat Man fi) veranlaßt 
gefunden, das Erfenntniß erfter Inftanz, und zwar 
durchgängig, wieder herzuftellen, ba die hierburch wies 
der auflebenden Beſchwerden des Beflagten Bl. — 
offenbar unerheblih find. Die Bl. — verfuchte 
Ausführung, daß für den Umfang und bie rechtliche 
Wirkung des inftitorifchen Verhaͤltniſſes H.'s das 
zwifchen dem Legteren und dem Bellagten beſtehende 
befondere Abfommen maafgebend fei, wiberftreitet 
befannten Rechtögrundfägen (1. 13. 8. 3 sqq. D. d. 
institt. act.) und bedarf nad; dem ſchon oben hier- 
über Bemerften feiner weiteren Widerlegung, wie 
fih denn auch die BI. — angeregte Frage, ob bie 
Berufung auf jenes Abfommen mindeftens aus dem 
Gefichtöpunfte einer Ausflucht eventuell Beachtung 
verdiene, hierdurch von feldft erledigt. 

Der wiederholte Wechfel der Entſcheidung rechts 
fertigt die Compenfation der Koflen voriger und 
jepiger Inſtanz.“ 


Ueber die Zuläffigfeit und Erforderniffe ber Eides⸗ 
leitung vor einer anderen Behörde, ald dem 
Proceßgericht, indbefondere vor überfeeifchen 
Behörben, 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 


Die verehel. S. hatte in dem zu dem Vermögen 
ihres Ehemannes beim Gerichtsamte im Bezirfögerichte 
Dresden anhängigen Schuldenmwefen ihr aus mehrern 
taufend Thalern beftehendes Einbringen liquibirt und 
ed waren ihr, auf Grund des von ihr unternommes 
nen Beweifes, verfchiedene Eide rehtsfräftig zuerfannt 
worden. Sie beantragte fpäter beim Eoncurögerichte, 





daß ihr die Ableiftung diefer Eide vor ber Behörde 
ihres Wohnortes geftattet werden möge, indem fie 
anführte, fie fei bereits im Jahre 1868 mit ihren 
Familienangehörigen nad; Amerifa ausgewandert, 
habe ihren weſentlichen Wohnfig in New⸗Nork ges 
nommen, wofelbit fie noch wohne und mit ihrem 
Ehemanne die Schanlwirthſchaft gemeinſchaftlich be: 
treibe; fie könne ihr Gefchäft ebenfowenig wie ihre 
Kinder verlaffen, ferner die bebeutenden Koflen ber 
Her» und Hinreiſe nicht aufbringen und möge fi 
auch den Gefahren einer folchen nicht ausfegen. 

Dad Eoncursgericht ertheilte Cam 26. Septem⸗ 
ber 1862) der verehel. S. abfällige Befcheidung, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

„Zwar ift bie Entfernung der juratura vom Sitze 
des Proreßgerichts eine bedeutende; allein diefer Um⸗ 
Rand wird dadurch aufgewogen, daß auch gegenwärtig 
ein bebeutendes Object Gegenftand der Eidesleiftung 
ift. Hierzu kommt, daß der verehel. ©. beziehentlich 
auf Grund der in der Unterfuchung gegen den Ehe 
mann abgelegten Zugeftändniffe vor der Eidesleiftung 
umfangreiche Borhalte zu machen find. Wenn nun 
auch ber fremden Behörde die Acten nicht communicirt 
werben fönnen, fo bleibt zwar noch übrig, einen Aus» 
zug aus ben Aeten mitzutbeilen. Allein abgefeben 
von der Frage, ob auf diefe Weife dem Intereffe der 
Shen Gläubigerfhaft volltändig genügt wird, fo 
deutet der Bl. — geftellte Antrag auf Mittheilung 
ber Schriftftüde in deutfcher und englifcher Sprache 
die Annahme an, daß entweder die verehel. ©. der 
englifchen Sprache, oder die dortigen Richter der 
deutfchen Sprache unfundig find — Rüdfichten, welche 
das Verlangen der ©. ald ungerechtfertigt erfcheinen 
laſſen.“ 

Gegen dieſe Entſchließung wendete die Klägerin, 
verehel. S., im Monat Auguft 1863 Appellation ein 
(der Beflagte, der verordnete Curator litis specialis, 
hatte nämlich inzwifchen noch ein Rechtsmittel gegen 
ein Erfenntniß eingewendet, welches zur vorgefegten 
Behörde einberichtet worden war); allein das Königl. 
Appellationsgericht zu Dresden verwarf unterm 
24. September 1863 ihre Berufung aus folgenden 
Gründen: 

„Bas zunächft den formellen Einwand betrifft, 
welchen Beflagter Bl. — gegenüber der Berufung 
der Klägerin daraus hergeleitet bat, daß bie letztere 
diefe Berufung erft nach Ablauf faft eined Jahres 
nach der Bl. — erfolgten Eröffnung der dermalen 
von ihr angefochtenen erftinftanzlichen Entſchließung 
erhoben hat, fo erjcheint jener Einwand unbeachilich, 
da befanntlich die proceßleitenden Entfchliefungen der 
Untergerichte der Rechtskraft nicht fähig find. 

vgl. Wochenblatt f. m. R., Jahrg. 1841. 6.232. 
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Dahingegen iſt in Betreff der für die Entſcheidung 
des vorliegenden Streitpunktes maaßgebenden Grund» 
ſaͤtze Folgendes zu bemerken: 

Hinſichtlich der Abnahme von Eiden, welche in 
anhaͤngigen Rechtoſtreitigkeiten Seiten der Parteien 
abzuleiſten ſind, muß in Gemaͤßheit der Vorſchrift in 
$. 1. des Reſeripts vom 21. März 1820 als Regel 
feftgehalten werben, daf die Eidesabnahme vor dem⸗ 
jenigen Richter ftattzufinden hat, vor welchem ber 
Rechtsſtreit anhängig it. Nun erfcheint es zwar, 
unter Berüdfichtigung der Vorfchriften in Nov. 124. 
cap. I. und in $.2. des obgedachten Referipts, fowie 
einem in ber Sächfifchen Spruchpraris feftftehenden 
Gerichtöbrauche zufolge unter Umftänden nicht unzu⸗ 
läffig, unter der Borausfegung, daß die ſchwörungs⸗ 
pflichtige Partei an einem vom Sitz des Procefgerichts 
zu entfernten Ort wohnt und die Abnahme des Eides 
vor dem Proceßgericht mit unverhältnigmäßigem Zeit 
und Koftenaufwande für diefelbe verbunden fein 
würde, unter gewiffen, hier nicht näher zu erörtern- 
den Bedingungen bie keiftung eines zuerfannten Eides 
ausnahmaweife vor der Behörde des Wohnortes der 
Ihwurpflichtigen Partei zu geftatten. Die Entſchlie⸗ 
fung darüber, ob dem hierauf gerichteten Anverlan- 
gen eines Schwörungspflichtigen zu entfprechen fei, 
beruht jedoch lediglich jederzeit auf richterlichem 
Ermeffen und hat fich daher ſtets nach den bejon- 
deren Umftänden des einzelnen Falles zu beftimmen. 

vgl. Wochenblatt für merlw. Rechtsf., Jahrg. 
1855. ©. 31., Jahrg. 1863. ©. 206. 
Das Hauptaugenmerk ift hierbei darauf zu richten, 
daß die auf mehr äußerlichen Gründen berubende 
Rüdficht auf die Interefien des Schwurpflichtigen 
nicht zu einer Verlegung der materiellen Rechte und 
Interefien feines Proceßgegners führe. 

Wenn ſchon nun im vorliegenden Halle nicht nur 
die große Entfernung des angeblich gegenwärtigen 
Aufenthaltsorts der Klägerin — Rew-Dorf — vom 
Sig des Procepgerichts, als der mit einer Reife von 
dort nach Dresden verbundene bedeutende Zeit» und 
Koftenaufwand außer Zweifel beruht und auch bie 
BI. — von der Alägerin in Bezug genommenen pers 
fönlichen Berhältniffe derfelben einige Berüdfichtigung 
verbienen, fo ift Doch auf der anderen Seite zu be- 
rüdfichtigen, daß aus der befonderen Beichaffenheit 
des gegenwärtigen Rechtsſtreites fih in der Sache 
felbft liegende gewichtige Bedenlen gegen die Bewilli- 
gung der Abnahme der von der Klägerin zu leiftenden 
Eide Seiten ihres gegenwärtigen perfönlichen Ridy« 
ters ergeben. In diefer Beziehung iſt insbefondere 
darauf hinzuweiſen, daß gemäß der rechtöfräftigen 
Entiheidungen Bl. — und Bl. — der Klägerin vor 
Abnahme der von ihr abzuleiftenden Eide noch gewiſſe, 





BL — und Bf. — näher angegebene Vorhalte zu 
machen find, welche offenbar nur von einem Richter 
in zwedbienlicher Weife vorgenommen werben fünnen, 
welcher das thatſaͤchliche Material des vorliegenden 
Rechtöftreits, wie nicht minder die in demfelben zur 
Anwendung gelangten Rechtsgrundſätze volftändig 
fennt, fowie daß nach Bl. — von der Klägerin mit 
Leiſtung des BI. — ımter V. geförmelten Eides eine 
beftimmte eidliche Speeification der einzelnen ihr Sei⸗ 
ten ihres Ehemannes auf ihr Einbringen zurüd- 
gewährten Beträge zu verbinden ift, und bei diefen 
unter Umftänden eine eingehende Berftändigung der 
Klägerim erfordernden Berhandlungen möglicher Weiſe 
die Nothwendigfeit der Siftirung der Eidesfeiftung 
und einer fofortigen Entſchließung des proceßleitenden 
Richters über das fernere Berfahren hervortreten fann. 
Daß ein mit den bierländifchen Verhältnifien und 
gefeglichen Beftimmungen nicht vertrauter überfeeifcher 
Richter, welchem jedenfalld nur Auszüge aus den 
Brocefacten, unter feinen Umftänden aber diefe felbft 
mitgetheilt werben könnten, diefen Erforderniflen zu 
entfprechen im Stande fein werde, läßt fich bei ber 
großen Berfchiedenheit der Berhäftniffe und des pro- 
cefrechtlichen Berfahrens, welche binfichtlich des In- 
landes und bes dermaligen Wohnortes der Klägerin 
obwaltet, nicht ohme Weiteres annehmen. 

Das gleiche Bedenken tritt aber im vorliegenden 
Falle auch hinſichtlich des Stellvertreters des Beklag— 
ten hervor, welcher in Fällen der hier fraglichen Art 
von dem fchwurpflichtigen Theile auf feine Koften zur 
Vertretung der Rechte des Proceßgegners bei ber 
Eidesleiftung zu beftellen it. Wenn ſchon nämlich 
in Rechtöftreitigkeiten einfacherer Art durch einen 
folchen Stellvertreter die Rechte der Gegenpartei ge 
nügend gewahrt werden fönnen, fo würde doch bei 
der nicht zu verfennenden verwidelteren Natur bed 
vorliegenden Rechtöftreitd und ber Berfchiedenheit der 
Berhältniffe auch der für Beklagten in New⸗NYork zu 
beftellende Stellvertreter nicht wohl in der Lage fein, 
die Intereflen des Beflagten allenthalben in der Weife 
zu vertreten, wie diefem bei eigener Gegenwart bei 
der Berhandlung die Füglichkeit geboten fein würbe. 

Ueberdies kommt in Betracht, daß Klägerin voll 
fändig unterlaffen hat, das beftimmte, im vorliegen- 
den Fall zu requirirende ausdländifche Gericht, dem 
fie für ihre Perſon zur Zeit unterworfen ift, näher zu 
bezeichnen, was um jo nothwendiger war, 

vgl. Blätter für Rechtspflege in Thüringen und 
Anhalt, Br. VL ©. 117. Br. IX. ©. 358. 

als ſich bei dem hierlaͤndiſchen Richter die Kenntniß 

der in New: Mork beftehenden Gerichtöverfaffung nicht 

vorausfegen läßt und einem Gericht nicht zugemuthet 

werden fann, fich auf umfängliche Proceßhandlungen, 
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wie im vorliegenden Fall die beantragte Requiſttion 
fein würde, aufs Geradewohl und ohne irgend welche 
Gewähr des Erfolgs, einzulaffen, im gegenwärtigen 
Fall aber fi nicht einmal ohne Weiteres annehmen 
käßt, da an dem Wohnort der Klägerin ſich ein zu 
Abnahme von Eiden verfaflungsmäßig befugtes und 
in den hierländifchen Inflitutionen entfprechender 
Weife zur Verwaltung der Rechtöpflege organifirtes 
Givilgericht befinde, welches ſich auf Erfordern der 
Abnahme der gegenwärtig in Frage befangenen Eide 
unterziehen würde. Wenn nun ſchließlich auch der 
dutch eine Reife der Klägerin nach Dresden entſtehende 
Koften» und Zeitaufwand bei der Größe des in Rrage 
befangenen Proceßobjects als ein unverhälinifimäßiger 
nicht einmal ſchlechterdings angefeben werben kann, 
fo hat das Königliche Appellationsgericht die von ber 
Klägerin erhobene Berufung, wie hiermit gefchieht, 
zu verwerfen befchloffen.” ıc. 

Das Königl. Oberappellationsgericht, auf 
defien Entſchließung die verehel. S. weiter provoeirt 
hatte, erachtete es indeſſen bedenklich, ihre Berufung 
ju verwerfen und verordnete unterm 16. Sanuar 1864 
wie folgt: 

„Das Oberappellationdgericht hat den Anfichten 
ber vorigen Inftanzen, von welchen die Klägerin auf 
ihre Gefuch um Abnahme der ihr rechtöfräftig zuer⸗ 
kannten Eide vor der Behörde ihres Wohnorts Rew⸗ 
Dorf abfällig befchieden worden ift, nicht beitreten 
fünnen und bemerkt Folgendes: 

Auf Grund der in Cap. J. ver 124ften Novelle 
Juſtinians enthaltenen Beftimmung: 

„Si vero partes vel unam ex illis aliis in locis 
esse contigerit, jubemus, absentem in pro- 
vincia, in qua degit, juramenta secundum 
dietum a nobis modum actis intervenientibus 
apud provinciae praesidem vel apud defenso- 
rem locorum praestare‘, 
hat ſich, zugleich in Anerkennung einer durch die 
Berhältniffe gebotenen Nothwendigfeit, in ber Praris 
der Grundſatz gebildet, daß eine ſchwurpflichtige Pro- 
teßpartei, welche von dem Orte bed Gerichts fo ent⸗ 
fernt wohnt, daß ihr die Reife nach demfelben nicht 
wohl zuzumuthen ift, verlangen fann, daß ihr die 
Eidesleiftung im Orte ihres Domicils nachgelaffen 
werde. 
vgl. Biener, Syst. proc. judic., Tom. J. $. 111. 
not. 4. 
Diefer Grundſatz hat auch in der BI. — angezogenen 
Berordnung der vormaligen Landesregierung vom 
21. März 1820. $. 1. und 2. Beftätigung gefunden. 
Zwar ift bezüglich der Frage, ob einem derartigen 
Verlangen ftattzugeben fei, die richterliche Erwägung 
nicht ausgefchlofen, allein eine abfällige Entſchließung 
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bes Richterd wird, wenn nicht ganz befonders über- 
wiegende Gründe dafür vorliegen, nicht leicht gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen. 

Was den vorliegenden Fall betrifft, jo erkennen 
auch die vorigen Inftanzen an, daß eine Reife ber 
jegt in New-Dorf domicilirenden Klägerin für diefe 
mit einem bedeutenden Aufwande an Zeit und Koften 
verbunden fein und für die Klägerin als Ehefrau 
und Mutter doppelt fchwierig fein möge; fie haben 
aber nad) Bl. — und Bl. — aus der Befchaffenheit 
bes Falles die gewichtigften Bedenken gegen die Be 
willigung der Leiftung der der Klägerin zuerkannten 
Eide in Amerika entnehmen zu müffen geglaubt. Diefe 
Bedenken hat man in jepiger Inftanz nicht für erheb⸗ 
lich genug achten können; denn 

a) ift nicht abzuſehen, warum nicht auch der ame- 
rifanifche Richter follte in den Stand gefegt werben 
fönnen, nach Befinden unter Zugiehung eines Dol- 
metfchers, der Klägerin vor der Eidesabnahme Die 
etwa erforderlichen Borhaltungen zu machen und fie 
über den Sinn und die Bedeutung der zu fdywören- 
den Eide ausreichend zu verſtaͤndigen. Allerdings 
wird ed nothwendig fein, Daß das Requifitionsjchreiben 
eine ausführliche Darlegung des Falles und derjeni- 
gen Momente, auf welche der den Eid abnehmende 
Richter fein befonderes Augenmerk zu richten haben 
werbe, enthalte und daß ihm aus den einfchlagenden 
Acten Abfchriften derjenigen Stellen, welche der Klä—⸗ 
gerin vorzuhalten feien, mitgetheilt werben; die mög- 
licher Weife hiermit für den Richter verbundene größere 
Arbeit kann aber keinesfalls einen Grund abgeben, 
die zu dem fraglichen Zwede beantragte Requilition 
der entfernten, ausländifchen Behörde abzufchlagen; 

b) daß auch in den Nordamerifanifchen Freiftaaten 
wie in anderen civilifirten Staaten gehörig organificte, 
verfaffungsmäßig zur Abnahme von Eiden befugte 
Behörden beftehen und auch dort die Rechtöpflege in 
geordneter Weife durch Beamte, welche in den Rechten 
bewandert, verwaltet werden, mag mit Grund nicht 
bezweifelt werben, vielmehr ift man nach den gemach⸗ 
ten Erfahrungen zu der Annahme berechtigt, daß bie 
im conereten Falle zur Anwendung fommenden Rechts⸗ 
fäge, da fie auf Rechtögefchäfte ſich beziehen, welche 
präfumtiv in jedem geordneten Staate vorfommen 
und durch Geſetze geregelt find, auch dem amerifani- 
ſchen Richter genügend befannt feien. Ebenfo if 

c) nicht abzufehen, warum zu bezweifeln fein 
follte, daß der für den Bellagten, den zu dem gedach⸗ 
ten Schuldenwefen geordneten Curator litis specialis, 
zu beftellende Stellvertreter in der Lage fein werde, 
die Intereffen des Beflagten allenthalben genügend vers 
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treten zu können, denn auch in dieſer Hinficht fpricht 
die VBermuthung dafür, daß der requirirte Richter, 
dafern Bellagter die Wahl feines Gtellvertreters ihm 
überlaffen follte, dieſe Function nur einem tüchtigen, der 
Rechte ausreichend fundigen Manne übertragen werde. . 

d) Das fernere Bedenfen BI. —, daß von der 
Klägerin mit der Leiftung ded BI. — unter V. geför 
melten Eides eine beftimmte eidliche Specification der 
einzelnen ihr von ihrem Ehemanne auf ihr Einbringen 
zurüdgewährten Beträge zu verbinden fei, hat ſich da⸗ 
durch erledigt, daß Klägerin dieſe Specification bereits 
DI. — fg. bewirkt hat. Mit Ruͤckſicht auf diefelbe lann 
dem erwähnten Eide ſchon jegt eine entfprechende ver- 
änderte Faſſung gegeben werden. 

Rad) dem Allen hat das Oberappellationdgericht 
Bedenken tragen müflen, die Eingangs gebachte Be- 
rufung der Alägerin als unbegründet zu verwerfen, 
vielmehr hat dafjelbe befchlofien, die richterliche Ent⸗ 
ſchließung Bl. — wiederum aufzuheben und anzuorb- 
nen, daß dem mehrerwähnten Antrage der Klägerin, 
ihe die Eidedleiftung vor der Behörde ihres Wohnoris 
nachzulaſſen, ftattgegeben und demzufolge, wenn Hlä- 
gerin zuvörberft, wo ihre Wohnung in News Mork fich 
befinde, näher angezeigt, auch Behufs der Beitellung 
eined dortigen Stellvertreter des Bellagten Zehn Tha- 
ler erlegt haben wird, mit Requifition der bortigen 
competenten Behörde durch Bermittelung des Königlich 
Sähfifhen Minifteriums der Juftiz und nach Befin- 
den des der auswärtigen Angelegenheiten verfahren 
werde. Es hat aber das Eoncurdgericht darauf Bes 
dacht zu nehmen, 

1) daß das zu erlaffende Requifitionsfchreiben 
eine ſachgemaͤße Inftruction für den zu requirirenden 
Richter enıhalte und daß diefer für den Nothfall um 
Zusiehung eines der deutſchen wie ber englifchen 
Sprache glei mächtigen Dolmetfchers erfucht werde, 

2) daß jenem Schreiben, außer den Formeln ver 
von der Klägerin zu leitenden Eide, auch noch unter 
Hinweifung auf die betreffenden Acten und Folien 
Abſchriften von denjenigen Actenftellen beigefügt wers 
den, bie nach Anficht des Gerichts und des Beflagten 
— welchem Legtern eine binnen dreiwöchentlicher Praͤ⸗ 
eAufivfrift zu bewirfende fperielle Bezeichnung aufzu⸗ 
geben ift — zu einem Borhalte vor der Eidesleiftung 
dienen follen, endlich 

3) daß von dem Requifitionsjchreiben und fämmt- 
lichen Beilagen deflelben auch eine Ueberfegung in 
die englifche Sprache beigefügt werbe. 

Im Uebrigen find die durch die vorgebachten 
Maaßnahmen erwachſenden Koften von der Klägerin 
zu tragen und einzubringen.” 


Offtein ber Berlagshandlung. 
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Beginn des Laufes der Furzen Verjährung. 
Derſelben gegenüber kommt der Grundſatz: agere 
non valenti non currit praescriptio, nicht zur 
Anwendung. — Spatium deliberandi. Anfang 
befielben. — Grundfäße über die Ertinctivverjäh: 
rung von Rechten, welche einer hereditas jacens 
zuftehen, — Was ift der Beſitzer eines mit einem 
Auszuge belafteten Gutes nach eingetretener Ver: 
jährung einzelner Leiftungen, resp. nach dem 
Tode des Auszüglers, Behufs Herbeiführung der 
entfprechenden Ginträge im Grund- und Hypothe⸗ 
fenbuche von dem Außzügler, beziehentlich deffen 
Erben, zu verlangen berechtigt? 

ie fe 7: 


36,78 Mitgetheilt von 
Herrn W. in L. 


Auf einem Bauergut in R. haftete laut Kauf vom 
7. März 1833 ein Naturalauszug für Johann Fried» 
rich B. Lepterer hatte über die bis Weihnachten 
1844 gefällig gewordenen Leiftungen am 27. December 
1844 gerichtlich quitlirt. Er ftarb am 3. November 
1858, indem er ald Inteftaterbberechtigte vier unmün- 
dige Kinder eines vor ihm verftorbenen Bruders hin- 
terließ. Eines der leteren, Frieberife Pauline B., 
ftarb bald darauf am 8. April 1860, ohne daß von 
ihre ober für diefelbe eine Erklärung über Antritt ober 
Ausfhlagung des ihr antheilig angefallenen Nach— 
lafjes ihres Oheims abgegeben worden war. 

Unter Bezugnahme auf diefe Thatfachen verflagte 
nun am 22. März 1862 der Defiper des gedachten 


Bauerguted die Mutter und angebliche alleinige 
SInteftaterbin jener Friederife Pauline B. auf antheis 
lige Quittirung und Willigung in Löſchung des vor- 
gedachten Auszugsrechtes, indem er in der Klage 
noch anführte, daß er bei Lebzeiten des Auszüglers 
fämmtliche Auszugspräftationen an denfelben richtig 
abgeführt habe, daß aber, felbft abgefehen hiervon, 
den Erben defielben nad Maafgabe des Geſetzes 
vom 23. Juli 1846 ein Anfpruch des fraglichen 
Auszuges halber nicht zuftehe, da feit dem Tode ihres 
Erblaflers (3. November 1858) bereits drei Jahre 
verfloffen feien; daß ferner die Bellagte felbft der 
Beerdigung des gedachten Auszüglers beigewohnt 
habe, und daher ihr jegt nicht mehr das Recht zuftche, 
von dem ihr ald Erbin ihrer Tochter Friederife Paus 
line deferisten Antheile des Nachlaſſes defielben ſich 
foszufagen, vielmehr wider die Beflagte angenommen 
werben muͤſſe, daß fie die ihr antheilig deferitte Erb» 
fchaft ſtillſchweigend angetreten habe; gleichwohl aber 
diefelbe fich fowohl weigere, Quittung über den Aus» 
zug zu geben, ald auch von dem betreffenden Nach— 
laffe fi) lodzufagen. Das Petitum der Klage lautete 
dahin: „daß Bellagte als theitweife gefepliche Erbin 
weiland Johann Friedrich B.'s, dafern fie eine von 
ihr früher oder doch im Jahre 1861 erflärte Losfagung 
von deffen Rachlaffe nachzuweifen nicht vermag, zu 
ihrem Antheil an deffen Hinterlaffenfchaft über den 
gedachten Auszug gerichtlich zu quittiren und in Lö— 
ſchung der dafür beftellten Hypothef zu willigen, auch 
die durch verzögerte Einwilligung in diefe Löſchung 
dem Kläger entftandenen erweislichen Schäden ıc. zu 
erſetzen ſchuldig“. 

Beklagte beſtritt die erfolgte Lieferung des Aus— 
zugs an Johann Friedrich B., ſethzte ferner durch die 
betreffenden Nachlaßacten in Liquidität, daß fie nur 





zum vierten Theile Erbin ihrer Tochter Friederike 
Pauline geworben fei, und machte hauptfächlich gel- 
tend, wie die Berjährung nicht gegen fie angezogen 
werben fönne, weil 

a) ihre Kinder, und namentlich auch ihre verftor- 
bene Tochter Friederife Pauline B., als Unmündige 
zu Erhebung einer Klage nicht berechtigt gewefen und 
feit vem Tode ihres Onkels, des Auszüglerd B., der 
zugleich ihr Vormund gewefen, bis zum 7. December 
1861 feinen Bormund gehabt hätten, weshalb in 
Bezug auf fie der Grundfag: „agere non valenti 
non currit praescriptio“ zur Anwendung fomme, 

b) weil weber die Beflagte, noch ihre Kinder von 
ihrem Rechte eine Wiffenfhaft gehabt hätten, was 
ihnen infofern nüge, als die dreijährige Verjährung 
erft von der Zeit der erlangten Wiffenfchaft an zu 
laufen beginne. 

Das K. Bezirksgericht fchenfte jedoch diefen 
Einwendungen feine Beachtung, veruriheilte vielmehr 
— ohne die Behauptungen bed Klägers wegen ber 
angeblich erfolgten Abführung der Auszugspräfta- 
tionen weiter zu berüdfichtigen — lediglich auf Grund 
der Berjährung die Bellagte dahin, „daß fie als 
theilweife Erbin Johann Friedrich B.'s zu ihrem 
Antheile in Löfchung des für denfelben haftenden 
Auszugs zu willigen, auch die durch die verzögerte 
Einwilligung in diefe Löfchung dem Kläger erwach- 
fenen Schäden dem Kläger zu erfegen und die Koſten 
zu erftatten ſchuldig“. In den Nationen ward darauf 
hingewiefen, „daß Beklagte, da fie das in den Geſetzen 
georbnete einjährige spatium deliberandi rüdjichtlich 
des ihrer Tochter angefallenen und auf fie übergegan- 
genen antheiligen Erbredhts an dem Nachlaß Johann 
Friedrich B.'s (welches spatium, angenommen, ed 
habe für die unmündige Briederife Pauline B. nicht 
laufen können, doch unbezweifelt für die Bellagte, 
welche vorlängft Aenntnig von dem Tode Johann 
Friedrich B.'s gehabt, von dem Anfall des Nachlafjes 
ihrer Tochter, alfo vom 8. April 1860, zu laufen 
begonnen habe) hätte vorübergehen laffen, ohne fid) 
vom Nachlaſſe Johann Friedrich B.'s Tosjufagen, 
antheilige Erbin deffelben geworben fei”, fowie „daß 
auch diejenigen Auszugsleiftungen, wegen deren be— 
haupteter Richtleiftung möglicherweife die Löfchungs- 
erflärung zurüdgehalten werden Fönnte, d. i. die Lei— 
ftungen aus den Jahren 1855, 1856, 1857 und 1858 
— die früheren feien ſchon bei Rebzeiten Johann 
Friedrich B.’8 verjährt — durch Verjährung erlofchen 
feien, da der oben unter b. hervorgehobenen Behaup- 
tung des Bellagten nicht beizupflichten fei, indem 
das Geſetz vom 23. Juli 1846 ausdrüdlich den Schluß 
des Jahres, in welchem die Forderung erwachfen, als 
den Anfangspunft der Verjährung bezeichne, auch in 
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$. 13. leg. eit. die Wiebereinfegung in den vorigen 
Stand gegen die Folgen diefes Geſetzes für unſtatt⸗ 
haft erkläre, und eine Anwendung ber allgemeinen 
Grunbfäge auf dieſes erceptionelle Geſetz die Abficht 
des Geſetzgebers, die Forderungsberechtigten zu un— 
verzögerter Geltendmachung ihrer Rechte anzuhalten 
und dadurch die Schuldner vor der Nothwendigfeit 
eines nach Verfluß längerer Zeit rüdfichtlich ber vom 
Geſetze betroffenen Gattungen von Forderungen mits 
unter fehr ſchwer zu führenden Beweifes der Zahlung 
zu [hügen, vereiteln würde”. 

Das K. Appellationsgericht zu Leipzig con« 
firmirte auf Appellation der Beflagten im Mai 1863 
in folgender Weife: 

„Dieweil die Bl. — eingewendete Berufung 
allenthalben als unbeachtlich ſich darftellt, wenn man 
erwägt, wie 

1) darüber, daß Johann Friedrich B. bei feinem 
am 3. November 1858 erfolgten Ableben die vier 
Kinder feines vor ihm verftorbenen Bruders, Johann 
Gottfried B., als alleinige Inteftaterbberechtigte hin⸗ 
terlaffen habe, nad der Erflärung des Bellagten 
ad p. 1. c. — Einverftändniß zwifchen ven Parteien 
obwaltet, 

2) ıc. 

3) daß demzufolge, wenn und fo lange bie zu 
der successio ab intestato in den Nachlaß ihres 
Oheims berufenen Geſchwiſter B. diefen Nachlaß 
nicht angetreten hatten, der feßtere als eine hereditas 
jacens anzufehen und nad) den von der leßteren gel— 
tenden Rechtögrundfägen zu behandeln war, 

4) aus dem Sape unter 3. ſich ergiebt, daß, falls 
zu der gedachten Berlaffenfchaft Rüdftände des BI. — 
näher bezeichneten Auszugs gehört haben follten, bes 
züglich diefer Rüdftände weder der Beginn der auf 
dem Geſetze vom 23. Juli 1846. $. 1. sub 9. und 
$. 2. beruhenden furzen Berjährungsftift, noch deren 
Fortlauf irgend welchen befonderen Befchränfungen 
unterworfen war, da befanntlich im Allgemeinen die 
hereditas jacens als juriftifche Perſon (repräfentis 
vend die Berfon des Berftorbenen) betrachtet wird, 
und namentlich ſowohl Rechte erwirbt, als obligirt 
wird, fomweit dies ohne eine eigene Handlung 
bed Erwerbers, bezichentlich des zu Berpflichtenden 
gefhehen fann, 

zu vergl. Arndts, in Weiske's Rechtslericon, 
Br. IV. ©. 2. 

Puchta, Pandecten, $. 447. 

Shering, Abhandlungen aus dem R. Rechte, 
©. 189. 1%. 

Sintenis, Eivilrecht, III. $. 159. 

Mühlenbrucd, Bortfepung von Glück's Commen- 
tar, Bd. 43. ©. 40 fig., inbef. ©. 75. 





bemgemäß aber eine liegende Erbfchaft rüdfichtlich 
ber wiber biefelbe laufenden, beziehentlich anfangen- 
den Klagenverjährung befondere Bergünftigungen 
um fo weniger beanfpruchen fann, als befanntlich 
derfelben, fo weit fie bei der Fortfegung des von dem 
Erblaſſer begonnenen Ufucapionsbefipes activ betheis 
ligt ift, vermöge eines jus singulare 

zu vergl. 1.44. 8.3. 1.40. D. de usurp. et usuc. 

(41. 3.) 

Arndtö,l.c. ©. 3. not. 18. 

Mühlenbruch, J. e. ©. 71. 
das Recht zufteht, die angefangene Erſitzung zu voll- 
enden, obwohl Beſitz ald etwas Factifches, wobei ein 
natürlicher Wille voraudgefegt wird, der hereditas 
nicht zugefchrieben wird, 

au vergl. 1. 1. 9.15. D. si is qui test. (47. 4.) 

Shering, l. cc. ©. 247 fig. 
und dem zu Folge es eine doppelte Unbilligfeit fein 
würbe, einerfeit8 zu Gunften der hereditas jacens 
die gewöhnlichen Regeln der Acquifitivverjährung 
gelten au laffen, obfchon fie an fich nicht auf dies 
felbe Anwendung leiden fünnen, andererfeitd aber 
die allgemeinen Säge der Erftinctivverjährung zu 
Gunſten der liegenden Erbfchaft zu befhränfen, 
tropdem, daß biefe Säge nach den generellen, von 
der hereditas jacens geltenden Principien gegen die— 
felbe Platz greifen, 

5) daß, da die unter 4. gedachte Verjährung 
rüdjichtlich aller fraglichen Ruͤckſtaͤnde, foviel deren 
bei dem Tode des Exblaffers etwa vorhanden gewefen, 
mindeftens mit dem 1. Januar 1859 zu laufen 
begonnen hat, diefelbe in Ermangelung eines nad 
$. 5. leg. eit. zu der Unterbrechung geeigneten Vor: 
ganges bereits am 31. December 1861 vollendet wor 
den ift, auch der ſonach mit Ablauf diefes Tages 
eingetretene Berluft des Klagerechtes dadurch nicht 
abgewendet wird, daß die fucceffionsberechtigten Ge⸗ 
ſchwiſter B. während der Verjährungszeit unmuͤndig 

"und nicht bevormundet gewefen find, weil, fo lange 
von Seiten oder im Namen der leßteren eine Erflä- 
rung über den Antritt des Nachlaffes nicht abge- 
geben worben war, nicht dieſe Unmündigen, fondern 
die hereditas jacens dem Auszugspflichtigen als 
Gläubiger gegenüberftand, mithin das befondere Pri⸗ 
vilegium der Minorennen, foweit ein folches über: 
haupt dermalen noch rüdfichtlich der Verjährung ans 
zuerkennen ift, 

zu vergl. Zeitfchrift für Nechtöpfl. u. Verw., N. F. 
Br. 6. S. 305., Br. 8. ©. 191. 
zu jener Zeit nicht in Frage fommen fonnte, vielmehr 
die Verlaflenfchaft (eben fo, wie in dem durch die 
l. 21. 8. 1. D. de neg. gest. (3. 5.) 
entfchiedenen Balle der für eine hereditas jacens 
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geführten negotiorum gestio Die gegen ben nego- 
tiorum gestor zu erfüllenden Berbindlichfeiten auf 
den antretenden Erben mit übertragen werben) bei 
der fpäteren Antretung nicht anders, als belaftet mit 
der Einrede der inzwifchen abgelaufenen Berjährung 
auf die Erben überging, zu gefchweigen, daß eine 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen ben 
Ablauf der kurzen Berjährungszeit und beren Folgen 
nad) $. 13. des oben gedachten Saͤchſiſchen Geſetzes 
überhaupt nicht Statt findet; 

6) wenn die Beflagte BI. — behauptet, daß aus 
den Acten ſich nicht ergebe, daß bezüglich des von 
ihrer Tochter auf fie trandmittirten Erbrechtes an 
3. 8.8.8 Nachlaſſe das spatium deliberandi abge- 
laufen fei, der Beklagten hierunter nicht beigepflichtet 
werden mag, da — will Man auch dahin geftellt 
fein laſſen, ob jene Deliberationgfrift ſchon bei Leb— 
zeiten der genannten Tochter biefer gegenüber ver 
ftrichen fel, und ferner davon abjehen, daß die Be— 
flagte, welche geftändiger Maafen nah Bl. — zu 
Anfang des Jahres 1862 „Kenntniß von dem Nach- 
laſſe B.'s erhalten”, auch in dem Laufe bes vors 
liegenden Rechtöftreites von diefer Berlaffenfchaft fich 
nicht Toßgefagt hat — in jedem Falle ihr die Erwiz- 
gung entgegenfteht, daß 

a) das spatium deliberandi befanntlih von dem 
Zeitpunfte zu laufen beginnt, wo der Erbe die Dela- 
tion des Erbrechtes erfahren hat, 

zu vergl. Eurtius, Handbuch, IL. $. 888. 
Wochenblatt für merkwürdige Nechtsfälle, 1847. 
©. 21. . 

b) ber Regel nad) vorausgefegt werden darf, 
daß, wenn ein Erblaffer ab intestato verflirbt, die 
in defien Nähe wohnenden, zu der Inteftatfucceffion 
berufenen Verwandten mit dem Tode oder mindeftens 
alsbald nad; demfelben ausreichende Wiſſenſchaft 
darüber befigen, daß ihnen ein Erbrecht an dem 
Rachlaſſe des defunctus zuftche, 

ec) die Bellagte dem Begräbniffe des Oheims 
ihrer Tochter nach ihrem Zugeftändniffe ad p.1.c. 43. 
felbft beigewohnt, und präjumtiv das ab- intestato 
erfolgte Ableben ihrer in dem Wohnorte der Bellag- 
ten, R., verflorbenen Tochter bei oder fofort nach 
deſſen Eintritt erfahren hat, dem zu Folge aber auch 

d) angenommen werden muß, daß bie Beklagte 
mindeflend zu dem zuleßt angegebenen Zeitpunfte 
darüber nicht in Ungewißheit gewefen fei, daß ihrer 
Tochter ein Erbrecht an den Nachlaß ihres Oheims 
deferirt, und biefes Necht auf fie transmittirt wor⸗ 
den fei, 

hiernach allenthalben aber 

e) nicht ſich bezweifeln laͤßt, daß die Beklagte 
bereits vor länger als Jahresfrift, von der Behäns 
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digung der Klage an zurüdgerechnet, Wiffenfchaft 
von dem Anfalle des betreffenden Erbrechtes gehabt 
habe; 

7) obgleich die Beklagte von dem Klaͤger in der 
Klageſchrift als alleinige Erbin ihrer Tochter be— 
zeichnet worden iſt, in Wahrheit dagegen dieſe Toch— 
ter nach Bl. — der Beilagsacten Lit. B. No. 21. 
nur zu einem Biertheile beerbt hat, doch eine zu 
einer Gompenfation der Koften führende Pluspetition 
dem Kläger nicht zur Laft gelegt werden darf, da er 
von der Bellagten die verlangte Quittung nur „nach 
ihrem Antheile an der Hinterlaſſenſchaft B.'s“ gefors 
dert hat, 

endlich 

8) bie an dem Schluffe der Deductionsfchrift 
DI. — enthaltenen Bemerkungen lediglich die Frage 
betreffen, wieweit einzelne der von dem Kläger ber 
rechneten Ertrajudicialien zu der Reftitution geeignet 
find, und mithin, da diefe Frage mit vollem Rechte 
in dem Erkenntniſſe Bl. — nicht berührt worden ift, 
nicht zu dem Gegenſtande der jegigen Entſcheidung 
zu machen, fonbern eventuell erft in ber Executions— 
inftanz zu der Erledigung zu bringen find, 

fo ift das Bl. — zu lefende, am 29. November 
1862 publicirte Erfenntniß der eingewendeten Be- 
rufung ungeachtet zu beftätigen, es ift auch die Be— 
flagte bei der Unerheblichfeit des von ihr eingewen- 
deten Rechtömitteld die Koften deſſelben dem Kläger 
zu erftatten verbunden.” 

Auf anderweite Appellation der Beflagten erfannte 
das 8. DOberappellationsgeriht im Januar 
1864 theilweife reformatorifch, indem es an Etelle 
der oben wörtlich wiedergegebenen condemnatoria, 
wie fie von der erſten Inſtanz ausgefprochen worden 
war, die Beklagte nur verurtheilte, „die Löfchung des 
für Johann Friedrich B. ıc. eingetragenen Naturals 
auszuges, foviel die bis zu deſſen Tode — den 
3. Rovember 1858 — fällig gewordenen Präftationen 
betrifft, gefchehen zu laſſen“, auch die Koften beider 
Appellationsinftangen compenfirte, im Uebrigen aber 
beftätigte. Hierzu waren folgende Kationen ges 
geben: 

„Daß hinfichtlich der bis zum Ableben Johann 
Friedrich B.'s fällig gewordenen Auszugsgebührnifie 
jedes Borderungsrecht gegen die Kläger als Auszugs- 
träger duch Verjährung verloren gegangen fei, 
hat man auch in gegenwärtiger Inſtanz nicht als 
zweifelhaft anzufehen vermocht. Es bedarf dieſerhalb 
feines nähern Eingehens auf die von ber vorigen 
Inſtanz BL. — unter 4. entwidelten Grundfäge von 
der hereditas jacens und die von ber Beflagten 
gegen deren Anwendbarkeit im vorliegenden Halle 
DE. — vorgebrachten Bemerkungen, da das Geſetz 
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vom 23. Juli 1846 wegen Einführung einer furzen 
Verjährungsfeift für gewiffe Forderungen hierunter 
alfenthalben klare Maaße giebt. Denn es find in 
dieſem Gefege 8.1. sub 9. Auszugspräftationen unter 
denjenigen Forderungen, welche der eingeführten drei— 
jährigen Verjährung unterliegen follen, ausdruͤcklich 
mit aufgeführt, und wenn in $. 2. beftimmt werde, 
daß der Anfang diefer Verjährung von dem Schluffe 
bed Jahres an zu berechnen, in welchem die betref- 
fenden Anſprüche gefordert werden fonnten, jo 
ift dies fchon dem Wortlaute nach nicht anders zu 
verftehen, als daß die Verjährung von Ablauf des 
Jahres an beginnen folle, wo die berfelben unter 
liegenden Forderungen fällig geworben, keineswegs 
aber auf die Abwefenheit von Hinderniffen ber Gel 
tendmachung des Anſpruchs in der Perfon des 
Forderungsberechtigten zu beziehen, deren Vor— 
handenfein an fi immer nur ald Grund zu einer 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand gegen den 
Ablauf der Frift und deren Folgen in Betracht kom— 
men fönnte, welche gleichwohl nach $. 13. des Ges 
ſehes ausdrüdlich ausgefchloffen worden. Hiernach 
erfcheint der Umftand, daß die minderjährige Tochter 
der Bellagten, F. P. B., melde vom Kläger als 
Mitinteftaterbin des Auszüglers B. bezeichnet worben, 
bis zu ihrem am 8. April 1860 eingetretenen Tode 
unbevormundet geblieben und fomit zur Klagerhebung 
nicht im Stande gewefen, irrelevant, vielmehr muß 
die Verjährung der etwaigen Auszugsrüdftände als 
mit Schluß des Jahres 1861 eingetreten erachtet 
werben, da der Auszügler gedachtermaaßen bereits 
im November 1858 verftorben ift und eine Unter 
brechung der Verjährung in Gemäßheit $. 5. des 
mehrgebachten Geſetzes nicht flattgefunden, Beklagte 
wenigftend auf eine ſolche ſich zu beziehen nicht vers 
mocht hat. 

Eben fo wenig ließ ſich mit Grund bezweifeln, 
daß Beflagte, welche unbeftrittenermaaßen nach einer 
gewiffen Quote Erbin ihrer fhon genannten Tochter 
F. P. B. geworden, infoweit, als diefer der Nachlaß 
des Auszüglers B. ab intestato angefallen, antheilig 
auch zur Vertretung des leßtern verbunden ift. Denn 
wenn man auch nicht annehmen will, daß das spa- 
tium deliberandi rüdfichtlih des Antritts der Erb⸗ 
fhaft des Auszüglers B. jchon bei Lebzeiten. der 
Friederife Pauline B. diefer gegenüber verſtrichen 
geweien, da Diefelbe noch während ihrer Unmündig- 
feit verftorben und ihr feit dem Tode bes Auszüglers 
B., welcher zugleich ihr Altersvormund gewefen, fein 
neuerer Altersvormund augeorbnet worben, und wenn 
man ferner felbft zugeben wollte, daß nicht liquid 
vorliegt, Beflagte habe bei Ableben ihrer genannten 
Tochter — am 8, April 1860 — von einem biefer 


beferirten und mithin auf fie ſelbſt transdmittirten 
Erbrechte an den Nachlaß des Auszüglers B. Wifs 
fenfchaft gehabt, fo ift doch fo viel gewiß, daß ber 
Bellagten bad spatium deliberandi rüdfidhtlich ver 
Verlaffenfhaft des Auszüglers B. mindeftens von 
Anfang ded Jahres 1862 zu laufen begonnen haben 
würde, weil nad Bl. — von ihr zugeftanden wor« 
den ift, zu dieſem Zeitpunfte Kenntniß von einem 
Nachlaſſe B.'s und einem ihrer verftorbenen Tochter 
Friederife Pauline daran antheilig zuftändigen In— 
teftaterbrechte erlangt zu haben, und es muß baber, 
da feitdem mehr ald Jahresfrift verftrichen, ohne daß 
fie fih von dem Nachlaſſe des Auszüglers B. [os- 
gefagt, der immittelft eingetretene Rechtöftreit aber 
felbftverftändlich zu einer Suspendirung ihrer des- 
fallfigen Erflärung fie nicht berechtigen fonnte, 
allerdings angenommen werben, daß Beflagte als 
antheilige Repräfentantin des Auszügler „B.'ſchen“ 
Nachlaſſes in activer, ſowohl wie paffiver Beziehung 
— wenn auch in legterer im Zweifel nicht ultra vires 
hereditatis — zu betrachten fei. 

(Decis. 57. de ao. 1661. 

Kind, quaest., II. 56. pag. 229 sq., II. 57. 

pag. 237. edit. 2.) 

Dap übrigens bei Feftitellung dieſes Anfangstermins 
für den Lauf des annus deliberationis die nad) 
Bl. — am 22. März 1862 bei Gericht eingereichte 
Klage vorzeitig erhoben erfcheint, würde jedenfalls 
‚ nunmehr, nachdem immittelft die Deliberationsfrift 
abgelaufen, ohne daß Beflagte die fragliche Erbſchaft 
repudiirt, nicht noch zur Zurüdweifung der Klage 
führen fönnen. 

Wenn indefien auch in den bisherigen Beziehun— 
gen gegen die Beftätigung der vorigen Entfcheidung 
fein Bedenfen ſich ergab, fo hat man doch nicht in 
gleicher Maaße mit dem fich einzuverftehen ver- 
mocht, was ald Folge davon Bl. — ausgefprochen 
worben ift. 

Zwar ift das von dem Kläger BI. — geftellte 
Berlangen einer von der Beklagten ihr zu ertheilen⸗ 
den gerichtlihen Quittung in die Bormel der 
condemnatoria ganz richtig nicht mit aufgenommen 
worden, da daffelde nur in Hinficht auf die gleich— 
zeitig vom Kläger, wiewohl allerdings nicht mit der 
für das dabei gebrauchte Beweismittel des Eides— 
antrags erforderlichen Specialität, vorgebradhte Be- 
hauptung der wirklich erfolgten Abentrichtung fämmts 
licher Auszugsgebührnifie bis zum Tode ded Aus 
züglers fich gerechtfertigt haben würde, welche in den 
vorigen Inftangen ganz mit Stillfcyweigen übergan- 
gen worden, ohne daß Kläger hiergegen Widerſpruch 
erhoben hat, Allein auch die Bl. — erfolgte Bew 
urtheilung der Beflagten dahin: daß fie in Löfchung 
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des für den Auszügler B. auf Klägers Grundftüd 
haftenden Raturalauszugs zu willigen verbunden 
fei, hat man infofern nicht für begründet zu erachten 
vermocht, ald damit ausgedrüdt gefunden werben 
fönnte, daß Bellagte, um bie Löfchung jenes Aus- 
zugs zu ermöglichen, eine eigne Thätigfeit, und zwar 
unter Aufwenbung fogar von Koften, zu entwideln 
gehalten und einem besfallfigen Zwangsverfahren 
(zu vergl. 8. 70. des Erecutiondgefeges vom 28. Fe⸗ 
bruar 1838) unterworfen fein folle. Hierzu liegt 
fein Grund vor, denn die zum Bortheile des Schuld» 
nerd eingetretene Verjährung eines an ihn zu er- 
hebenden Anfpruchs gewährt vemfelben doch nur eine 
Einrede, womit er dem dennoch erhobenen Anfpruche 
entgegen treten kann, 

(Unterholgner, Berjährungslehre, II. Bo. $. 258. 

und 309. 

Gurtius, Handbuch, II. $. 573.) 
hödhftens einen Grund zu Anftelung einer Provo- 
cationdflage für den Fall einer vom Gläubiger ber 
eingetretenen Berjährung ungeachtet erfolgten Ans 
fpruchsberühmung, keineswegs aber ein Klagreiht, 
um den Gläubiger zu einer Thätigfeit Behufs ber 
vom Schuldner für nöthig erachteten ausdrüdlichen 
Liberation, bezüglich zu einer befonderen Erklärung 
darüber, daß fein Anfpruch durch Berjährung ver- 
loren fei, zu nöthigen. in weiterer Nachtheil, als 
der Verluft feiner Forderung, fann den Oläubiger 
in Folge feiner desidia nicht teeffen und nur ein 
paffives Verhalten wirb ihm durch letztere vorges 
zeichnet. 

Nach diefem Geſichtspunkte würde daher Klägers 
Suchen, foweit folches auf der behaupteten Verjäh— 
tung beruht und auf Einwilligungserflärung der 
Beflagten in Löfchung der des Auszugs halber bes 
ftellten Hypothek gerichtet worden, fogar gänzlich) 
zurüdzuweifen gewefen fein, wenn nicht Beflagte im 
Laufe des Proceffes dem Eintritte der Verjährung 
widerfprochen und hierburch die Rothwendigfeit einer 
Entfheidung über diefen Punkt felbft hervorgerufen 
hätte. Allein als Folge der Anerkennung ber Be- 
hauptung Klägers, daß ein Anſpruch auf die betreffen- 
den Auszugspräftationen durch Verjährung erlojchen 
fei, in Verbindung mit dem Umftande, daß Beflagte 
zur antheiligen Vertretung des Nadlafjed des Aus- 
züglers B. für verbunden zu erachten gewefen, konnte 
fich immer nur fo viel ergeben, daß Bellagte zu einem 
Geſchehenlaſſen der Löfchung der desfallfigen Hy— 
pothef zu verurtheilen fei — was übrigens auch für 
die Zwede des Klaͤgers völlig audreicht. 

Wie in diefer Hinficht, fo machte ſich eine Abände- 
rung der BI. — enthaltenen condemnatorifchen Formel 
aber auch noch in anderer Beziehung erforberlih. > 





Denn einerfeits Fann felbit das bloße Gefchehen- 
faffen der Eaffation des Eintrags im Hypothefen- 
buche der Beklagten blos infoweit zugemuthet werben, 
als es fih um rüdftändige Auszugspräftatio- 
nen handelt, nicht wegen ded Ausjugsrechtes im 
Allgemeinen, da biefes durch Verjährung gar 
nicht würbe haben erlöfchen können (vergl. $. 28. 
des Hypothekengeſetzes), fondern das Erlöfchen deſ⸗ 
felben ganz unabhängig von einer Willenserklärung 
der BeHlagten, lediglich durch den Ablauf der Zeit, 
auf welche es beftellt worden — hier die Lebenszeit 
des Auszüglers —, bedingt erfcheint (vergl. $. 100. 
-diet. leg. sub 1.), andererfeits fann von einem Ans 
fpruche auf erweisliche Schäden wegen vergögerter 
Einwilligung ber Bellagten in Löfchung der Hy- 
pothef wegen rüdftändiger Auszugsgebühr- 
niffe dann nicht wohl die Rede fein, wenn Beflagte 
zur Erflärung einer ſolchen Einwilligung, wie ge 
zeigt worden, gar nicht verbunden war. Auf einen 
erflärten Widerſpruch der Bellagten gegen eine 
diesfalls von ihre bei der Hppothefenbehörde 
bereits beantragte und von dieſer beabfichtigte 
Loͤſchung hat aber Kläger ſich nicht zu beziehen ver 
mocht. 

Die nach dem Allen nöthig gewordene Abände- 
rung in ber Formel der condemnatoria rechtfertigt 
zugleich bie theilweiſe abändernde Entſcheidung wegen 
bes Koftenpunftes und die Bergleihung der Koften 
jeßiger Inftanz, wogegen, was das wiederholte 
Zurüdfommen der Beflagten Bl. — sub 8. auf bie 
Behauptung betrifft, daß einige Ertrajubicialien des 
Hägerifchen Sachwalters nicht reftituabel und bezie⸗ 
hentlich in Wegfall zu bringen feien, man ſich dem 
diesfalls BI. — von ber vorigen Inſtanz Bemerften 
anſchließt.“ 


— er 


4l, 


Zu Feftftellung des Todes einer Perfon, deren 
Nachlaß obervormunbjchaftswegen zu reguliren 
ift, genügt für die aus dem obervormundſchaft⸗ 
lihen Gefihtöpunfte zu faffenden Refolutionen 
eine relative Gewißheit, d. i. eine ſolche, welche 
nad vernünftigem Grmeffen feinen erheblichen 
Zweifel über den erfolgten Tod übrig läßt. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©, in €. 


Der verehelichte A. war aus feiner Wohnung weg- 
gegangen, ohne daß die Seinigen wußten, wohin; 
als derfelbe nach einiger Zeit nicht zurüdgefehrt 
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war, erftattele die Ehefrau A.'s dem Gerichtsamte 
zu E. Anzeige hierüber. Daffelbe ftellte bezüglich A.'s, 
für den ein Abweſenheitsvormund beftellt wurde, 
Erörterungen an, welche dem Berichtsamte die Ueber: 
zeugung gaben, daß A., und zwar in der Neiße, feis 
nen Tod gefunden habe, und da 9. aufer feiner 
Ehefrau auch minberjährige Kinder hinterließ, fo 
wurde obervormundfchaftswegen bejchlofien, ben 
Nachlaß A.'s gerichtlich zu reguliren und mit Bes 
flellung von Alterdvormünbern für die Unmündigen 
unter Aufhebung der Abwejienheitsvormundfchaft zu 
verfahren. Gegen diefe Entfchliegung wendete bie 
Ehefrau A.'s „Appellation” ein, in welcher fie zur 
Beſchwerde erhob, daß die angeftellten Erörterungen 
für ausreichend befunden worden waren, um auf 
Grund derjelben den Tod ihres Ehemannes als er= 
wiefen anzufehen und demaufolge den gedachten Be— 
ſchluß zu faſſen. Auf diefes Rechtsmittel erließ das 
Königl. Appellationsgericht zu Budiſſin fol- 
gende Verordnung: 

„Wenn nun aud) die bezüglich der Ipentität ber 
nad Bl. — am 6. April 1863 in dem Mühlgraben 
zu F. vorgefundenen Leiche mit dem genannten A.'s 
— indbefondere mit Hinblid auf die Bl. — in Be- 
treff deö Lebensalter und der vorgefundenen Zahn- 
lüden hervorgetretenen Thatumftände — entftandenen 
Zweifel nicht für umerheblih zu erachten find, fo 
liegt doch in Berüdfichtigung der fonftigen Ergeb- 
niffe der ftattgehabten Erörterungen und namentlich 
um beswillen, weil die Bl. — unter 1. bis mit 9., 
fowie unter 11. genannten Perſonen die gedachte 
Leiche für diejenige ihres Bruders und reſp. Schwa⸗ 
gers A. mit Beftimmtheit anerkannt, diefe ihre Aus- 
fagen auch BI. — eiblich beftärft haben, ein fehr 
hoher Grad von Wahrfcheinlichkeit für Die Annahme 
der Fdentität der Leiche vor, und trägt man deshalb 
fein Bedenfen, ben Tod bed genannten 9. für er 
wiefen und die angefochtene Refolution für gerecht 
fertigt anzufehen, dafern der BI. — abgehörte Schuh- 
macher M. die von ihm erflattete Ausfage annoch 
eidlich befräftigt. 

An das Gerihisamt E. aber ergeht hierdurch 
Verordnung, bie Intereffenten demgemäß zu befcheis 
den, die Befchwerbeführerin, deren Redhtömittel, die 
gedachte Eidesleiftung vorausgejept, andurch als 
unbegründet verworfen wird, und deſſen Koften fie 
allein zu tragen verbunden ift, mit bemjelben abzu- 
weifen und das weiter in ber Sache Erforderliche zu 
beforgen.” 

Gegen dieſe Berorbnung wendete die Ehefrau 
A.s anderweit Appellation, eventuell Befchwerbe 
ein, worauf folgende Berorbnung des Königl. 
Juftizminifterii vom 15. März 1864 erging: 
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„Die Eompetenzfrage betreffend, fo handelt es 
fih für jet nur darum, ob die über A. eingeleitete 
Abweienheitövormundfchaft wieder aufzuheben und 
mit der Regulirung feines Nachlaſſes, fowie mit Bes 
ftellung von Bormündern für feine unmündigen Kin 
der zu verfahren fei. Dies find Fragen, welche zu 
den Juftizverwaltungsfacdhen gehören, in welchen 
nach $. 36. des Geſetzes, die höheren Juſtizbehörden 
und den Inftanzenzug in Juſtizſachen betr., vom 
28. Januar 1835 feine Appellationen, fondern nur 
Beſchwerden fatifinden. Sollten bei der Regulirung 
des A’ichen Radlaffes Parteien bervortreten, von 
welchen, ſei e8 aus dem Leben, ober aus dem Tode 
A.'s, Rechte hergeleitet werden, die von anderer 
Seite befttitten werden, jo würben folche Anfprüche 
zur rechtlichen Ausführung zu verweifen fein, und 
wenn fodann durch die zwifchen ſolchen Parteien 
getroffenen richterlichen Entſcheidungen ſich der eine 
oder der andere Theil befchwert fände, fo würde 
alsdann dem Befchwerten das Rechtsmittel ber 
Appellation zuftehen, über welches im geordneten 
Inftanzenzuge zu erfennen wäre. 

In diefem Stadium befindet ſich aber die vorlies 
gende Sache, wenigftens zur Zeit, noch nicht und 
das Juftizminifterium hat daher das eingewendete 
Rechtsmittel nur ald Beſchwerde zu betrachten und 
darüber als über eine foldhe zu cognosciren gehabt. 

Hierbei fommt aber in Betracht, daß, da 9. 
nicht in feiner Wohnung und in der Umgebung fei- 
ner Angehörigen und Befannten verftorben ift, eine 
abfolute materielle Gewißheit über feinen Tod gar 
nicht erlangt werben fann. Formell würde berjelbe 
durch Todeserflärung feftgeftellt werben fünnen, wozu 
e8 jedoch eines Antrages und des Ablaufes der gefeh- 
lihen Zeit bedürfen würde. 

Dagegen muß für bie aus dem obervormund- 
ſchaftlichen Gefichtspunfte zu faſſenden Refolutionen, 
wobei namentlich das Intereffe der Kinder, und zwar 
in erfter Linie, in Betracht fommt, eine relative Ge- 
wißheit des Todes, d. i. eine ſolche, welche nad 
vernünftigem Ermeſſen feinen erheblichen Zweifel 
übrig läßt, genügen. Cine ſolche aber darf in dem 
vorliegenden Falle allerdings angenommen werden. 

Die verehelicht gewefene A. ſelbſt bat BI. — 
die bei dem nach BI. — in der Nähe von Görlig, 
wohin 9. fih nad Bl. — begeben hatte, aus dem 
Waſſer gezogenen Leichnam gefundenen Effecten und 
Kleider als foldhe, wie fie ihr Ehemann getragen 
habe, und das dabei befindliche Tafchentuch als ein 
ſolches, wie fie deren felbft befige, anerfannt; das 
Alter ihres Ehemannes hat bei der Aufhebung, ber 
Natur der Sache nach, nur ungefähr gefchägt wer: 
den fönnen, ihre Angabe der bei bemfelben vorhan- 





denen Zahnlüden beruht, wie fie ſelbſt fagt, keines⸗ 
wegs auf genauer Zählung, das Format der Brief- 
tafche nur auf fubjectiver Schägung, während deren 
Inhalt nach Bl. — entfchieden auf A. deutet, endlich 
fann die Farbe des Müpenfutters, abgefehen von 
ber Möglichkeit, daß 9. ſich unterwegs eine neue 
Müpe gekauft habe, ſich durch das dreimöchige Liegen 
im Waffer verändert haben. Ebenſo hat der BI. — 
abgehörte Schuhmacher die dem Leichnam abgenom⸗ 
menen Stiefeln ald feine für A, gefertigte Arbeit 
tecognoßeirt. 

Dagegen haben die Bl. — sub 1—9. und 
sub 11, eidlich abgehörten Gefchwifter und Schwäger 
A.'s den gefundenen Leichnam als den ihres Bruders, 
tefp. Schwagers mit voller Beflimmtheit anerkannt, 
und es hat nach der Anzeige ded Ortsrichters BI. — 
das von diefen nächften Verwandten zum Boraus 
angegebene ſehr jpecielle Kennzeichen an dem Körper 
deffelben fich vorgefunden. 

Das Juftigminifterium trägt nad) dem Allen, 
zugleih im Hinblid auf den Bl. — erfichtlichen 
Todtenfchein, Fein Bedenken, den Tod A.'s für den 
vorliegenden Zwed ald genugfam conftatirt zu bes 
trachten und es daher bei der Bl. — erfichtlichen 
Verordnung bed Appellationsgerichts zu Budiffin bes 
wenden zu laffen, zumal in derſelben noch die Ber- 
eidung des obgedachten Schuhmadjers angeordnet 
worben if und Man fi von ber beantragten Ab⸗ 
börung der Bl. — benannten Zeugen, welche nach 
dem eigenen Anführen in der dortigen Eingabe ber 
Aufhebung des Leihnams nur aus Neugierde bei 
gewohnt haben, und von denen daher eine größere 
Aufmerkfamfeit, ald von den zugezogenen Berwandten 
nicht zu erwarten ift, einen entfcheidenden Einfluß 
nicht verfprechen fann. 

Das Appellationsgericht zu Budiſſin hat daher, 
wie hiermit verordnet wird, durch das Gerichtsamt 
E. die verw. 9. mit der erhobenen Befchwerbe abzu- 
weifen.” xx. 


42. 


Der 8. 27. der Eivilprocegnovelle vom 30, De: 
cember 1861 findet nur in denjenigen Fällen 
Anwendung, in welchen der Bermiether gegen 
feinen Abmiether auf fofortige Räumung ber 
Miethlocalitäten Flagt. 
Mitgetheilt von 
Heren KL in Dr. 


In einem mit dem oben ©. 127, unter nr. 26. 
mitgetheilten ganz gleichartigen Nechtöfalle iſt auf 


eine über das Königl. Appellationdgericht zu D. 
geführte Beſchwerde unterm 15. Bebruar 1864 an 
den Beichwerbeführer folgende Verordnung des 
Königl. Juſtizminiſteriums ergangen: 


„Das JZuftigminifterium hat Sich einer Eognition 
über dieſe Befchwerbe nicht in dem Sinne unter 
zogen, als ob bei Ihm gegen die von den genannten 
Behörden (Bezirkögerichtsamt Dresden und Appellas 
tiondgericht Dresden) auf Zuruͤckweiſung Ihres (des 
Beſchwerdeführers) Klaganbringens gefafte richter- 
liche Entſchließung Abhülfe gefucht werden könne. 
Wohl aber hat Es Sich einer Prüfung der ftreitigen 
Frage infofern zugewendet, als Ihm in dem Geſetze 
vom 30. December 1861, die Abkürzung und Ber- 
‘ einfachung des bürgerlichen Proceßverfahrens betr., 
auf welchem die von Ihnen getroffene Wahl jener 
Proceßart zunächft beruht, $. 34. Ermächtigung zu 
Entſcheidung der bei Ausführung dieſes Geſetzes fich 
ergebenden Zweifel ertheilt worden ift. 


Bei diefer Prüfung hat Man jedoch die von 
Ihnen beftrittene Auffaffung der genannten Behörden 
nicht mißbilligen fönnen. 


Wie aus Ihrem von dem Juftizminifterium nebft 
den übrigen einfchlagenden Acten eingeforberten Klag- 
anbringen hervorgeht, verfolgt legteres den Zwed, 
fon jegt Rs Verbindlichkeit dazu feftgeftellt zu 
fehen, daß berfelbe die von Ihnen ermiethete Woh—⸗ 
nung am 1. April diefed Jahres verlaffe. Es han- 
delt fich alfo nicht um eine ſchon fällige Miethräu- 
mung, fondern um die vorläufige Anerkennung ber 
Verpflichtung zu einer erſt fpäter vorzunehmenden 
folhen Räumung, und es ift in biefer Beziehung 
der von dem Appellationsgerichte in Sachen M. '/. 
2. und Gen. hervorgehobene materielfrechtliche Unter 
ſchied zwifchen der Klage auf Erfüllung einer bereits 
fälligen Berbindlichfeit und der Anerkennung bes 
Berbundenfeind zu einer fpäteren Leiftung auch nad) 
der Anficht des Yuftizminifteriums für die Entjceis 
dung ber vorliegenden Frage nicht unerheblih. Das 
Geſetz vom 30. December 1861 bezeichnet in $. 27. 
nur die Klage auf Räumung der Miethlocale als in 
der Procefart des Geſetzes von 1839 verfolgbar, 
und es muß ſchon aus diefer Wortfaffung geſchloſſen 
werben, daß damit allein der Anſpruch auf Erfül- 
fung der ſchon eriftent gewordenen Räumungspflicht, 
nicht auch die antieipirte lage auf Beftftellung einer 
erft fpäter fällig werdenden Leiftung gemeint fei. 
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Noch deutlicher aber wird dies aus ber in dem⸗ 
felden Paragraphen weiter getroffenen Berfügung, 
nad; welcher die Ladungsfrift gegen den deshalb in 
dem Gefege von 1839 beftimmten Zeitraum erheblich 
verfürzt werden fann, indem hieraus klar hervorgeht, 
daß ber Geſetzgeber Fälle im Auge gehabt habe, in 
benen eine foldhe Befchleunigung wünjchenswerth ift, 
welche felbft noch den ohnehin raſchen Gang bes 
Bagatellproceſſes übertrifft. 

Das Bepürfnig einer ſolchen Befchleunigung wird 
aber regelmäßig nur dann vorhanden fein, wenn es 
fi um fofortiges Freiwerden einer Miethwohnung, 
alfo um eine Verbindlichkeit handelt, deren Erfüllung 
fofort verlangt werben fann, nicht auch ba, wo bie 
Pflicht zur Räumung nad der eigenen Angabe des 
Klägers erft zu einem fpäteren Zeitpunfte eintritt. 

Kann ſonach der Gebrauch des Bagatellproceffes 
nach dem jegigen Stande der Gefepgebung für An- 
fprüche, wie der von Ihnen erhobene einer ift, nicht 
eingeräumt werben, fo ift doch nicht zu verfennen, 
daf für diefelben unter Umftänden ein befchleunigter 
Procefgang eben jo erwänfcht fein fan, wie für 
die im Gefege vom 30. December 1861 ausdruͤcklich 
bezeichneten Klagen, und es ift daher bei Abfaffung 
des den dermalen verfammelten Landftänden vor— 
gelegten Entwurfes einer bürgerlichen Proceporbnung 
darauf Bedacht genommen worden — zu vergl. 
8. 919. sub 5. diefes Entwurfes —, daß fünftig 
alle Anfprüce aus Mierhverhäftniffen, fo lange der 
Miether noch nicht geräumt hat, im abgefürzten Ber- 
fahren geltend gemacht werben können.“ 


Miscellen. 


Eruenuangen, Auſtelluugen ꝛc. Seine König« 
liche Majeftät Haben dem Affeffor beim Gerichtsamte 
Dresden, Woldemar Mühlmann, den Gharakıer eines 
Commiſſionsrathes in der V. Elaffe der Hoftangordnung 
beizulegen gnädigft gerußt. 

Mit Allerhöchter Genehmigung find die Gerichts— 
räthe Guftav Eomund Jungnidel beim Bezirfögerichte 
Zwickau und Dr. Theodor Wolf beim Bezirfögerichte 
Leipzig in gleicher Dienftftelung — Grfterer zum Bes 
zirfägerichte Dreöden, Letzterer zum Bezirkögerichte 
Zwickau, verfegt worden. 





Medactenr: Dr, Theodor Tauhnip. 
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Ueber den Begriff: „Handelsſache“. — Bor: 
behaltlofed Compromiß über Verlängerung ber 
Friſt zum rechtlichen Verfahren enthält eine tacita 
prorogatio fori. — Prorogatio fori ift in 
Handelögerichtöfachen zuläffig. 


Mitgetheilt von 
Herrin O. — in D. 


Unter dem 7. Juni 1862 reichte Rudolph €. 
gegen Robert H—I, mit welchem er feit dem März 
1858 gemeinfchaftlich ein Manufacturwaaren » Babri- 
eationd- und Handeldgefchäft betrieben, bei dem 
Gerihtsamte im Bezirkögerichte Eh. eine Alage ein, 

‚in weldyer er darauf ſich bezog, daß die zwifchen ihm 
und Beklagtem beftandene Sorietät übereinkünftlich 
im März 1859 wiederum aufgelöft worden fei und 
auf Grund des Über diefe Separation ſchriftlich ab» 
gefaßten Vertrags einen Anfpruch auf gewiſſe Spinn- 
majchinen und eine Summe von 796 Thalern geltend 
machte. Es fei nämlich hinfichtlich einiger zu dem 
früher gemeinfchaftlic; betriebenen, in Folge bes 
Separationsvertrags aber von Klägerm für feine 
alleinige Rechnung übernommenen Spinnereiwerfe 
gehöriger Spinnmafchinen (fogen. Selfactors) bedun⸗ 
gen worden, daß unter gewiffen, fpäter eingetretenen 
Boraudfegungen Kläger diefelden nicht zu dem in 
der Inventur dafuͤr angefegten Werthe zu behalten 
und ſich anrechnen zu laffen brauche, vielmehr eine 
PBrivatlieitation derfelben unter beiden Eontrahenten 
innerhalb einer dieferhalb befonders beftimmten Prü- 
cluſtvfriſt veranftaltet werben und deren Ergebniß für 
die Werthöbeftimmung diefer Mafchinen maaßgebend 


fein folle. Binnen diefer Frift habe nun er, Kläger, 
das höchfte oder vielmehr, da Beflagter innerhalb 
der geftellten Friſt fich gar nicht erflärt, das alleinige 
Gebot, welches nicht unbeträchtlich hinter dem in ber 
Inventur angenommenen Preife zurüditehe, auf ge- 
dachte Mafchinen gethan, fie feien mithin zu dieſem 
minderen Preife fein Eigentbum geworden und Be: 
Hagter verbunden, nicht nur fein desfallfiges Eigen- 
thumsrecht anzuerfennen, fondern auch bie in den 
geforderten 798 Thalern zu Bellagtens Antheile bes 
ftebende Differenz zwifchen dem Inventur⸗ und den 
durch die Privarlicitation feftgeftelten Preife dem 
Separationsantrage gemäß buch Baarzahlung aus- 
zugleichen. 

Im anberaumten Gütetermine compromittirten 
die beiderfeitigen Sachmalter auf doppelte Friſten 
für das Berfahren, der Sachwalter des Beflagten 
erflärte aber bei anderweitem Erfcheinen im Redyte- 
termine — welcher auf den nämlichen Tag anberaumt 
war —, daß er das forum um deswillen deprecire, 
weil der Proceß vor das Handeldgericht gehöre. 
An diefer. forideelinatorifchen Erception hielt er auch 
im fchriftlichen Berfahren feft. 

Das Bezirksgericht zu Ch. ging auch auf die- 
fen Einwand ein und erfannte unterm 8. November 
1862 folgendermaaßen: 

„Da der gegenwärtige Rechtöftreit ein aus einem 
Handelögefellfchaftsvertrage, welcher, worüber die 
Barteien ad pet. lit. cont. 1. und 3. einverflanden 
find, früherhin zwifchen denfelben beftanden gehabt, 
im Monat März 1858 aber wieberum aufgehoben 
worben ift, hervorgegangened Rechtöverhältniß be- 
trifft, ein folches aber nach der ausdrüdlichen Vor⸗ 
fchrift in 8.8. 3.a. der Ausführungsverorbnung zum 
allgem. deutfchen Handelögefepe vom 30. December 
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1861 aud nad Auflöfung der Geſellſchaft lediglich 
vor das Handeldgericht gehört, wie denn überhaupt 
die Beitimmungen in Art. 273. und Art. 274. des 
angezogenen Handelsgeſetzes ſelbſt, nach welchen auch 
die Anſchaffung von Geräthen und fonftigen beweg— 
lihen Sadyen, welche bei dem Gewerböbetriebe un- 
mittelbar benugt werden, ald Handelsgefchäfte, nicht 
minder die von einem Kaufmanne gejchloffenen Ver— 
träge im Zweifel als zum Betriebe des Handeld« 
gewerbes gehörige angefehen werben follen, Teinen 
Zweifel darüber geftatten würben, daß im vorliegen» 
den Balle, in weldem es fi) zunaͤchſt um einen 
zwifhen Kaufleuten, Behufs der Regulirung ihrer 
beiderfeitigen, aus der früher beftandenen Handels— 
gejellichaft refultienden Anſprüche und Verbindlich— 
feiten, abgefchloffenen Vertrag, ſodann im Speciellen 
um das Cigenthum mehrerer bei dem Betriebe des 
frühen, gemeinfchaftlich betriebenen Babrications- 
geihäfts verwendeten Mafchinen handelt, die Com— 
petenz des Civilrichters ausgeſchloſſen erfcheint — 
fo hat des Klägers Suden vor dem Gerichtsamte 
im Bezirfögerichte nicht Statt.” 

Auf die hiergegen von dem Kläger eingewendete 
Appellation reformirte jedoch das Königl. Appels 
lationsgeridht zu Zwidau mittels eines am 
8. September 1863 publicirten Urthels und erfannte 
fofort hauptfächlich auf den vom Kläger beferirten, 
theild acceptirten, theild referirten Eid, mas näher 
anzuführen im gegenwärtigen Zuſammenhange nicht 
intereffirt. 

Diefem Urthel waren folgende, die Competenzfrage 
ausführlich behandelnde Entfcheidungsgründe beis 
gefügt: 

„l. 

Der gegenwärtig erfennende Gerichtshof theilt 
mit der vorigen Inftanz die Anficht, daß die vorlies 
gende Rechtsſache an ſich zur Eompetenz des Hans 
delsgerichts gehört hätte. Zwar würde man Bedenfen 
tragen, die in Brage befangene eigenthümliche Stipu- 
lation wegen eventueller PBrivatlicitation von Mafchi- 
nen als ein Handelsgeichäft im Sinne des Art. 271,1. 
verb. mit Art. 273. Abſ. 2. zu betrachten, da ber 
Zwed der Stipulation leineswegs die Anfchaffung 
von Maſchinen, fondern vielmehr die Audeinander- 
fegung der Miteigenthümer einer wenigftens im ges 
wiffen Sinne gemeinfchaftlich gebliebenen Sache war. 
Dagegen läßt ſich das ftreitige Nechtöverhäftnig aller 
dings unter $. 8. sub 3. a. der Verordnung vom 
30. December 1861 fubfumiren. Nach diefer Beftim- 
mung gehören naͤmlich vor die Handeldgerichte unter 
andern auch diejenigen Streitigkeiten, welche die Ein— 
gehung eines Handelögefellfchaftsvertrags und das 
hieraus hervorgehende Rechtsverhäliniß der Gefell- 


fchafter zu einander betreffen, und zwar fowohl wähs 
rend bed Beftehens, als auch nach Auflöfung der 
Geſellſchaft. Unzweifelhaft werden hierdurch auch 
Differenzen getroffen, welche durch Liquidation eines 
gemeinfchaftlichen Gefchäfts oder durch die fonftige 
Auflöfung und Theilung deſſelben veranlaßt werben; 
denn mag auch die nächite und unmittelbare Ver— 
anlafjung derfelben fein, welche fie wolle, ihr Urfprung 
läßt fi immerhin auf das Societätöverhälmig als 
ſolches zurüdführen. Deshalb kann es auch nach 
Anſicht der jetzigen Inſtanz keinen Unterſchied machen, 
daß von den Parteien nach beſchloſſener Auflöſung 
ihres Societaͤtsgeſchaͤfts ein befonderer Separations⸗ 
vertrag abgeſchloſſen worden, und eine Beſtimmung 
dieſes Vertrags es iſt, welche die entſtandene Diffe- 
renz zu naͤchſt veranlaßt hat, und für deren Entſchei— 
dung die Norm giebt. Immerhin iſt es das aus dem 
Geſellſchaftsvertrage hervorgegangene Rechtsver— 
haͤltniß — deſſen Erledigung durch den Separationd- 
vertrag zwar vorbereitet, aber in der bier fraglichen 
Beziehung nicht definitiv geregelt war —, in deſſen 
Bereich auch der vorliegende Streit fällt, und zwar 
um fo gewiffer, ald die Beftimmung in $. 8. des 
Separationdvertragd Bl. — im Grunde auf ein Fort 
beſtehen des gemeinfhaftliden Eigenthums an den 
dort erwähnten Maſchinen bis zum Ablaufe des 
geichloffenen Auflöfungsvertrags binausfommt, ins 
jofern Kläger nur bei nicht erfolgender Kündigung 
des Vertrags die Mafchinen zu übernehmen, andern- 
falls aber die Wahl hatte, im Wege der eventuell 
vereinbarten Privatlicitation eine Theilung herbeis 
zuführen. In diefer Beziehung alfo wenigftens 
dauerte das aus dem Geſellſchaftsvertrage her» 
vorgegangene Rechtsverhaͤltniß noch fort — ober, 
was auf dafjelbe hinausfommt, es lebte unter gewif- 
fen, thatfächlich eingetretenen Eventualitäten wieder 
auf —, und infofern läßt fich allerdings fagen, daß 
Die gegenwärtige Differenz dieſes Reditsverhältnig 
betreffe. Wenn dabei die Beflimmung in $. 8. 
unter 3a. der Verordnung vom 30, December 1861 
in dem oben angebeuteten weiteren Sinne verflan- 
den worden ift, jo fommt dies noch keineswegs auf 
analoge Anwendung hinaus (welhe Man mit 
Rüdfiht darauf, daß die zur Regelung der Gompe- 
tenz der Handelsgerichte ertheilten Borfchriften an 
ih die Natur von Ausnahmebeftimmungen haben, 
nicht für zuläffig achten würde) und rechtfertigt ſich 
durch Die Erwägung, daß offenbar durch jene Dis— 
pojition das gange Gebiet der actio pro socio, welche 
befanntlicy unter Umftänden auch auf Theilung des 
gemeinfchaftlichen Eigenthums geht, hat getroffen 
werben follen, und daß, wollte man jene Dispofition 
etwa blos auf diejenigen Fälle befchränfen, in welchen 





es fih um Ausführung ober Interpretation einzelner 
Beftimmungen eines Geſellſchaftsvertrags handelt, 
bamit eine große Anzahl von Rechtsverhältniffen der 
Gompetenz der Handelsgerichte entzogen werden wuͤr⸗ 
den, welche ihrer inneren Natur nad) dahin gehören 
und auf Grund der Borfchriften des Handelögefeß: 
buchs zu entjcheiden fein würben. 

Man fann hiernad; davon abſehen, zu erörtern, 
ob fich die vorliegende Streitigfeit nicht auch unter 
$. 8, 5. der Verordnung vom 30, December 1861 
bringen lafle, da der Separationsvertrag im Wefent- 
lihen darauf binausfommt, daß die verfchiedenen, 
den Parteien gemeinfchaftlichen Handelsniederlaffun- 
gen (worunter zweifellos auch Fabriketabliſſements 
zu verftehen) von dem einen ober anderen der zeit— 
herigen Gefellichafter übernommen, mithin antheilig 
veräußert wurden, die entftandene Differenz aber die 
Ausführung diefes is Saas betrifft. 


Nach Borftehendem 4 Man alfo auch in jetziger 
Inſtanz der Anficht, daß die von Bellagtem vor 
gefhüste Ausfluht der Imcompetenz bed Proceß— 
gerichts an fi begründet fein würde. Allein nad 
Bl. — war Bellagter durch feinen BI. — legitimir- 
ten Sachwalter im Gütetermine erfchienen und hatte, 
ohne gegen die Competenz des Proceßgerichts Aus: 
ftellungen zu machen, mit Klägerm wegen bes abzu- 
fependen Verfahrens auf doppelte Friften compromits 
tirt. Erſt nachdem dies gefchehen, hat ſich Beflagter 
nach Bl. — anderweit zum Rechtötermine angegeben 
und bie Behauptung aufgefellt, daß die Sache vor 
das Handelsgericht gehöre, eine Behauptung, welche 
er in feinem Einlaffungsfage BI. — näher auszu- 
führen verfucht. Allein das erwähnte Eompromiß 
enthält, wie in ber Praris angenommen wird, 

vergl. Krig, Sammlung von Rechtsfällen (Leipzig, 
1845.), Bd. V. no. V. ©. 133 flo. 
Zeitfchrift für Rechtöpfl. u. VBerw., N. F. Bd. XVI. 
Bräj. no. 118. ©. 143. 
einen ftillfehweigenden Verzicht auf die Einrede der 
Incompetenz, oder mit andern Worten, eine tacita 
prorogatio fori; denn indem Kläger über die Friften 
eines Berfahrens, defien es, wenn fein Einwand bes 
gründet war, gar nicht beduͤrſte, mit Alägerm fich 
einigte, gab er zu erkennen, daß er bem von Klägerm 
gewählten Richter fi unterwerfen wolle. Hätte er 
nur eine eventuelle Abfegung des Verfahrens be» 
abfichtigt, fo hätte er folches ſogleich erflären und 
daher das Gompromiß nur mit Vorbehalt feiner 
erwähnten Ausflucht eingehen müflen. Mit lepterer 
ift daher Beflagter nicht zu hören, wenn anders eine 
prorogatio fori überhaupt möglich und ftatthaft war, 
was fogleich näher erörtert werben foll, 


Die jetzige Inftanz will nicht verfennen, daß bie 
Beantwortung der Frage, ob eine an ſich zur Com— 
petenz der Handeldgerichte gehörige Sache durch 
ausbrüdliches oder ftillfchweigendes Compromiß bei 
einem anderen, in Hanbelsfachen an fid) nicht com» 
petenten Gerichte anhängig gemacht werben fönne, 
nicht unerheblichem Zweifel unterliegt. Die Verord⸗ 
nung vom 30. December 1861 enthält darüber eben⸗ 
fowenig, wie das Einführungsgefeh vom 30. ‘Des 
cember 1861 und das Handelögefegbuch ſelbſt eine 
ausprüdliche Vorſchrift. Wenn legteres in Art. 3, 
beflimmt, daß in Ermangelung eines befonderen 
Handelsgerichts .das gewöhnliche Gericht an deſſen 
Stelle trete, wenn $. 5. des Einführungsgeſetzes fagt, 
daß an Orten, wo ein Bedürfniß ſich berausftellt, 
Handelögerichte aus rechtöfundigen und faufmännis 
ſchen Mitgliedern errichtet werden follen, wenn end» 
lich $. 8. der Verordnung vom 30. December 1861 
die Feftftelung der Competenz der Handelögerichte 
mit den Worten einleitet: „vor bie Handelsgerichte 
gehören” x, fo läßt fi daraus allenthalben nur 
fo viel folgern, da die Kompetenz der Handelsgerichte 
in dem Sinne eine ausfchließliche it, wie die eines 
jeden anderen, von dem Staate eingefegten Gerichts 
innerhalb des ihm zugewiefenen Wirfungsfreifes, mit 
anderen Worten, daß der Kläger nicht zwifchen bem 
Handelsgerichte und dem gewöhnlichen Eivilgerichte 
die Wahl hat und der Beflagte verlangen fann, 
in Handelsfachen vor dem Handelsgerichte Recht zu 
leiden. Damit iſt offenbar noch nicht unbedingt aus» 
geichloffen, daß durch Einverftändniß der Par— 
teien im einzelnen Balle ein anderes, an fich incom«- 
petentes Gericht an die Stelle des Hanbeldgerichts 
gefegt werde. Eben fo wenig läßt ſich letzteres aus 
der in ber 

Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Berw., R.F. Bd. XXII. 

©. 189 fig. 

abgebrudten Verordnung des Königlichen Minifte- 
riums ber Juſtiz vom 1. März 1862 ableiten. Daß 
nämlich bei Aenderungen in ber Organifation der 
Gerichte auch die bereitd anhängigen Rechtsſachen 
bei denjenigen neuen Behörben, welche an die Stelle 
der zeither competenten getreten find, fortzuftellen 
feien, fann, wenn legtere gänzlich aufgehoben wor: 
den, überhaupt gar nicht in Zweifel gezogen werben. 
Daffelbe muß daher confequenter Weife gelten, wenn 
nur eine theilweife Aufhebung ftattfindet, d. h. Die 
Eompetenz des am ſich fortbeftehenden Gerichts in 
Beziehung auf eine gewiffe Gattung von Rechtsſachen 
aufhört. Darin, daß legtere bei der bis dahin com» 
petenten Behörde anhängig geworben find, kann na= 
türlich ein Compromiß der Parteien nicht gefunden 
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werben, benn ber Kläger hatte, ald er bie Klage 
erhob, hierunter nicht die Möglichfeit einer Wahl 
und ebenfowenig ber Bellagte Damals ein Recht, die 
Eompetenz des gewählten Gerichts zu beftreiten. Im 
Zweifelsfalle ift vielmehr anzunehmen, daß die Fort⸗ 
ftellung ber Sache vor dem nad den neueren orga— 
nifatorifchen Gefegen zuftändigen Gerichte der Wil- 
lensmeinungen der Parteien entfprechen werde, indem, 
hätte jenes Gericht ſchon bei Beginn des Rechiöftreis 
tes eriftirt, der Kläger präfumtiv eben bei biefem 
Gerichte geklagt, der Beklagte dagegen daſſelbe als 
die competente Behörde anzuerkennen gehabt hätte. 
Dies fchließt wiederum an ſich nicht aus, daß bie 
Parteien ausdrüdlich oder ſtillſchweigend übereinfom« 
men, die Sache bei demjenigen Richter, vor welchem 
fie anhängig geworben, auch zu Ende zu führen. 
Wie es in folchem Falle zu halten fei, darüber wird 
in ber Verordnung vom 1. März 1862 etwas nicht 
gefagt; fie kann alfo nicht ald Beweis dafür ange 
fehen werden, daß nad Anficht des Königlichen 
Minifteriums der Juftiz in Handelsfachen eine pro- 
rogatio fori ausgefchloffen fei, ganz zu gefchweigen 
noch, daß eine derartige Rechtsanſicht als ſolche für 
den Richter wenigftend nicht fo ſchlechterdings maaß— 
gebend fein würde, Inwiefern endlich aus der Be- 
fimmung in $. 12. Abf. 3. der Verordnung vom 
30. December 1861 ein argumentum e contrario 
nicht abgeleitet werben fönne, wirb weiter unten 
Erwähnung finden. Man ift fonach hinfichtlich der 
berührten Frage im Wefentlichen auf die allgemeinen 
Grundſaͤtze verwieſen. 

Bezüglich der lehteren iſt vor Allem daran feft- 
zuhalten, daß jebe prorogatio fori, geſchehe fie auss 
drüdlich oder ſtillſchweigend, auf ein vertragsmäßiges 
Verhaͤltniß hinauslommt, und daher in dem Sage: 
jus publicum privatorum pactis mutari nequit, ihre 
nothwenbige Begrenzung findet, daß fie aber in jeder 
Beziehung dem Eompromiffe auf einen Schiedsrichter 
(nicht) gleichfteht und daher auch an andere Bebdin- 
gungen gebunden ift. Ein gewählter Schiedsrichter 
nämlich ift eine bloße Bertrauensperfon der Parteien, 
welcher buch das Gompromiß ber leßteren feine 
öffentliche Autorität erlangt und daher namentlich 
feinem Schiedsfpruche ebenfowenig felbft die erforder- 
liche Vollſtreckung geben fann, als gegen leßteren die 
gewöhnlichen Rechtsmittel ftattfinden. Der in Folge 
der prorogatio fori angegangene Richter dagegen 
nimmt keineswegs die Stelle eines bloßen Schieds— 
tichters ein, fondern handelt allenthalben vermöge 
feiner Autorität gerade fo, als wenn er der an ſich 
competente Richter wäre. 

Bergl. Bayer, Vorträge über den gem. orbentl. 
Eivilproceg, VIII. Aufl. $. 77. S. 283. u. 238. 


Dfterloh, orbentl. bürgerl. Proceß, III. Aufl. 
$. 187. bei not. 16. 

Hieraus folgt, daß, während im Allgemeinen jebe 
beliebige Privatperfon zum Schiedsrichter gewählt 
werden fann, die Möglichkeit der prorogatio fori 
vorausfept, daß der gewählte Richter nicht nur über- 
haupt richterliche Competenz habe, fondern auch fpes 
ciell ald Nichter für diejenige Art von Rechts— 
ſachen inftallirt fei, welche durch Prorogation vor 
fein forum gebracht werben fol. Denn burch den 
vertragdmäßigen Willen der Parteien fann er nicht 
Eigenfhaften erlangen, welche zu verleihen nur die 
Staatögewalt berechtigt ift. Deshalb kann 3. B. eine 
Givilfache nicht dur Compromiß der Parteien vor 
einer Berwaltungsbehörde oder vor einem bloßen 
Griminalgerichte anhängig gemacht werben, obwohl 
der Vorſtand oder ein Mitglied diefer Behörde als 
bloßer Schiedsrichter fungiren können. 

Vergl. Bayer, a. a. D. ©. 237. 

Dfterloh, a. a. D. bei not. 11. 

Mit anderen Worten: die Incompetenz bes Rich— 
terö fann durch prorogatio forı nur den Berfonen 
der Barteien, nicht aber der Sache gegenüber fanirt 
werben, oder: es laun fich Jemand zwar einem 
Richter unterwerfen, welcher nicht fein ordentlicher 
Richter ift, aber Niemanden durch Gompromiß zu 
einem Richter im engern Sinne erheben, welchem die 
tichterlihe Function nicht im Allgemeinen von ber 
Staatögewalt verliehen worben ift. 

Deshalb fteht auch ein privilegium causae in 
der Regel oder body wenigftens dann, wenn ed auf 
Gründen des öffentlichen Rechts beruht, der proro- 
gatio fori entgegen, 

Bayer, a. a. D. ©. 236. sub 1. 

Ofterloh, a. a. O. bei not. 12. 

Biener, syst. proc. judic., $. 23. 

Buſch, im Archive für die civiliſtiſche Praris, 

Br. XIX. ©. 26 flg., inbeſ. ©. 37. 48. 

und es fönnte dann nur das eine Glaufalgericht dem 
andern, nicht aber diefem Claufalgerichte ein für die 
fragliche Gattung von Rechtsſachen nicht competented 
Gericht durch Prorogation fubftituirt werben, wäh- 
rend, wenn die ausfchließliche Competenz des Rich— 
ters auf einem privilegium personae beruht, die 
prorogatio fori ausnahmsweiſe nur dann nicht zuge» 
lafien werben fann, wenn dem an ſich nad) allgemei- 
nen Orundfägen jederzeit möglichen Berzichte auf 
perfönliche Vorrechte ein öffentliches Intereſſe ent» 
gegenfteht. 

Bergl. Buſch, a. a. O. ©. 41. 

Für den erſteren Fall — das privilegium causae 
— bietet nad) ſaͤchſiſchem Rechte die Competenz ber 
Ehegerichte ein Beiſpiel, 





vergl. Annalen des K. S. Oberappellationsgerichts, 
Br. V. ©. 216. no. 23. 
für den legterwähnten Ausnahmefall der privilegicte 
Gerihtöftand der Militairperfonen, bei weldhem das 
bisciplinelle Intereffe der Prorogation entgegenfteht, 
Dfterlob, a. a. D. not. 13. 
während 3. B. angenommen wurbe, daß diefe Pros 
rogation bei Staatöbienern in Bezug auf das ihnen 
durch $. 11. des Gefeßes sub C. vom 28. Januar 
1835 zugewiefene forum nur in amtlichen und dienſt⸗ 
lien Angelegenheiten ausgefchloffen fei, 
Wochenblatt für merkw. Nechtsfälle v. 3. 1842. 
S. 116. 
und wohl Niemand bie Zuläffigfeit derfelben bei den 
$. 6.11. 2.3. und 4. des nämlichen Gefeges er- 
wähnten Perſonen und Eorporationen bezweifeln 
oder bezweifelt haben dürfte. 

In Bezug auf Handelsgerichtöfachen im Sinne 
ber Berorbnung vom 30. December 1861 num ift vor 
Allem zu bemerken, daß ein folcher Zweifel überhaupt 
nur gegenüber den ®erichtsämtern in den Be— 
sirfsgerichten entfiehen fann. Denn die übrigen 
Gerichtsaͤmter (bez. in den ſchoͤnburgſchen Receßherr⸗ 
fhaften die dortigen Gerichte) haben innerhalb ihrer 
Bezirke ebenfalls die Eompetenz von Handelsgerichten 
(8. 12. der angez. Verordn.), und wenn baber eine 
Handelsfache, welche an ſich vor einem Handels— 
gerichte im Bezirkögerichte zu verhandeln wäre, coms 
promißweife bei einem ſolchen Gerichte anhängig ge- 
macht würde, fo ginge legteres in feiner Hinficht über 
feine fachliche Eompetenz hinaus. Hiergegen läßt 
fih, wie fchon beiläufig erwähnt, ein argumentum 
e contrario aus $. 12. Abf. 3. der mehrerwähnten 
Verordnung nicht ableiten. Die Zuläffigfeit bes 
bort erwähnten Gompromiffes würbe nämlich auch 
ohne bejondere Beftimmung felbftverftändlich gewes 
fen fein; allein da der an fich incompetente Richter 
nicht verpflichtet ift, im Falle einer prorogatio fori 
die fragliche Streitfache zu verhandeln, 

vergl. Bayer, a. a. O. ©. 235. unter 3. 

DOfterloh, a. a. D. bei not. 9. 
fo würde es ohne die BVorfchrift in 8.12. Abſ. 3. cit. 
in ber Willfür des Handelögerichts im Bezirfögerichte 
gelegen haben, die etwa compromißweife bei ihm an« 
haͤngig zu machenden, an ſich nicht zu feiner Zuftän- 
bigfeit gehörigen Nechtsfachen zurüdzumweifen. Diefe 
Eventualität ift ed daher, welcher vorzubeugen jene 
bejondere Vorſchrift bezwedt, und infofern war fie 
auch nothwendig. Ebendeshalb aber fann daraus 
nicht gefchloffen werben, daß der Gefeggeber von ber 
Annahme ausgegangen fei, ed wäre ohne biefelbe 
die prorogatio fori überhaupt für unzuläffig zu 
achten gewejen. 
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Anders fteht die Sache im BVerhältniffe zu den 
Gerihtsämtern in den Bezirkögerichten. Diefe haben 
innerhalb ihrer Bezirke in Handelsfachen an fich feine 
Jurisdiction, indem infoweit die befonders organifir- 
ten Handelögerichte in den Bezirfögerichten an ihre 
Stelle getreten find. Es könnte daher auf den erften 
Anblick erfcheinen, als fei dem Obigen zufolge infos 
weit auch die prorogatio fori für ausgefchloffen zu 
achten. Wenn man gleichwohl dieſe Frage zu vermei- 
nen hatte, jo beruht dies auf folgenden Erwägungen: 

Nah Obigem fommt es vor Allem darauf an, ob 
man bie — wenn auch, worauf zurüdzufommen ift, 
nicht fireng durchgeführte — Competenz befonderer 
Gerichte in Handelsfachen als eigentliches privile- 
gium causae oder vielmehr als privilegium per- 
sonae, nämlid; des Handelsftandes, anfehen fönne, 
und beziehentlich, ob ein Interefje des Staates ob» 
waltet, mit welchem ein Verzicht auf dieſes privile- 
gium unvereinbar wäre. Prüft man von biefen 
Gefihtöpunften aus die organifatorifchen Beſtimmun⸗ 
gen der Verordnung vom 30. December 1861, fo 
findet man die Kompetenz ber Handeldgerichte, als 
foldyer, foweit fie nicht dem Gebiete Der fogenannten 
gemifcht freiwilligen Gerichtöbarfeit anheimfält (8.8. 
no. 11.), in einer doppelten Richtung abgegrenzt, 
nämlich nicht bloß gegenüber den Sachen, welde 
vor ihr forum gehören follen, fondern auch in Bezug 
auf die Berfonen, zwifchen denen diefe Sachen zu 
verhandeln find. Denn während bei den unter no. 3. 
4. 5. 6. erwähnten Streitigfeiten ber Bellagte ſchon 
ber Ratur der Sache nah dem Handeldftande im 
Sinne des Handeldgefegbuchs angehören muß und 
dies bei no. 9. wenigftens thatfächlich faft ausnahme- 
(08 der Fall fein wird, richtet fich bei no. 1. und 8. 
bie Kompetenz des Handelsgerichts nicht blos nach 
der Beichaffenheit der Sache, fondern auch nad) dem 
Stande des Bellagten, und nur bei no. 2. und 7. 
fommt lediglich die erftere in Betracht, wobei aud) 
hier wieder zu bemerken ift, daß wenigftens in ben 
meiften der hierher zu rechnenben Fälle beide Parteien 
oder doch eine derfelben dem Hanbelöftande angehören 
werben. Man hat es fonach nicht mit einem reinen 
privilegium causae zu thun, fonbern ed liegt viel 
mehr ein gemifchtes Verhaͤltniß wor, welches theils 
als privilegium causae, theild als privilegium per- 
sonae ſich darſtellt. Fragt man nun weiter, welcher 
diefer beiden Geſichtspunkte prävalire, fo wird man 
fi) ſchon nach dem zeither Bemerkten für das Leptere 
zu entfcheiden haben; denn man findet, daß gerade 
die am bäufigften vorfommenden Streitfadhen ($. 8. 
unter 1.) nur infoweit vor bie Handelsgerichte ges 
wiefen find, ald der Beklagte dem Handelsſtande (im 
weiteren Sinne bes Handelsgeſetzbuchs) angehört, 
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und daß über bie nämlichen Streitigfeiten, wenn 
der Beklagte anderen Standes ift, die gewöhnlichen 
Eivilgerichte als ſolche zu urtheilen haben, während 
in den meiften andern Fällen der Stand des Beflag- 
ten wenigftens thatfächliche Vorauoſetzung ber 
Eompetenz des Handelögerichts bildet. Man gelangt 
alfo auf diefem Wege zu dem Ergebniffe, daß es nicht 
fowohl die objective Befchaffenheit der Streitigfeiten 
an-fih war, welche den Gefeggeber veranlaßte, ſolche 
vor befondere Gerichte zu weifen, nicht das Interefie, 
welches der Staat an der Sache als folder zu neh 
men hatte, fondern daß man vielmehr dem Handels- 
ftande ein Privilegium einräumen wollte, welches 
im Wefentlihen darauf hinausfommt, die ihn betrefs 
fenden Rechtsangelegenheiten durch Gerichte entjchie- 
den zu fehen, welche zum Theil mit Perfonen aus 
feiner eignen Mitte befegt find. Diefe Annahme 
beftätigt fih, wenn man erwägt, daß der Staat an 
der Art und Weife, wie Handelsfachen behandelt und 
entfchieden werden, ein anderes Interefie nicht wohl 
haben fann, als dasjenige, welches er an einer ge 
deihlichen Rechtspflege überhaupt nimmt. Wollte 
man einwenben, daß dem Staate an Förderung des 
Handeld und der Induftrie befonders gelegen fein 
müffe, jo würde dem entgegen au halten fein, daß er 
ein gleiches Interefje auch an dem Gedeihen anderer 
Erwerbszweige, 3. B. der Landwirthſchaft, hat. Rüd- 
fihten, wie fie unter anderen in Anfehung der Eher 
bifferengen ftattfinden oder auch 3. B. in Folge des 
Bergregales wegen der Bergfachen früher manßgebend 
erachtet wurden, laffen fich daher hier faum denfen. 
Man fieht alfo auch nicht ein, daß duch Verhandlung 
einer Hanbelsfache vor einem anderen, ald dem Han⸗ 
delögerichte, das öffentliche Interefle beeinträchtigt 
werben follte. Roc weniger fann, foweit ein privi- 
legium personae in Frage fommt, von einem dis— 
eiplinellen oder fonftigen Interefie des Staates bie 
Rede fein, welches dem wirklichen Berzichte auf daf- 
felbe entgegenftünbe. 

Dazu fommt noch, wollte man ein ſolches Interefle 
in der einen oder andern Richtung benfbar finden, 
dann wenigftens vorausgefegt werden müßte, daß die 
einmal für nothwenbig erfannte Einfegung organi- 
firter Gerichte auch confequent durchgeführt worben 
wäre. Wie wenig dies der Fall, lehrt der erfte Blid 
auf die Berorbnung vom 30. December 1861. Nur 
für die gerichtsamtlichen Bezirfögerichte, alfo nur für 
den Heinften Theil des Landes, find Handelsgerichte 
im engeren Sinne des Wortes eingefegt worden; im 
Uebrigen vertreten die gewöhnlichen Gerichte deren 
Stelle, welche in feiner Beziehung anders, als bie 
Gerichtsämter in den Bezirksgerichten organifirt find. 
Nur hat der Gefeßgeber durch $. 12, Abf. 2. und 3. 


den Barteien bie Möglichfeit geboten, im Fall beide 
dies wollen, Handelsſachen aus allen Yandestheilen 
vor bie Handelögerichte im engern Sinne zu bringen, 
oder doch, fobald auch nur eine Partei Dies wünfcht, 
wenigftens durch biefe Gerichte entſcheiden zu laflen. 
Nichts zeigt deutlicher, als gerade diefe Beftimmungen, 
daß man lediglich einem Wunfche des Handelsftan- 
bes entfpreche, daß man demfelben die Füglichfeit, 
von Perfonen aus feiner eigenen Mitte gerichtet zu 
werben, barbieten, nicht aber ihn hierzu aus Grün« 
ben bed öffentlidhen Interefies nöthigen wollte. 
Wäre lepteres die Abſicht des Geſetzgebers gewefen, 
fo würde es — felbft wenn die Organifation befon- 
dere Handelögerichte durch das ganze Land nicht 
durchführbar oder doch bedenklich erfchienen wäre, ben 
Handeldftand nach Umftänden vor örtlich entfernte 
Gerichte zu weifen — doch in der That mwenigftens 
fehr nahe gelegen haben, anftatt des $. 12. Abi. 2. 
vielmehr vorzufchreiben, daß alle, vor den Gerichts— 
Amtern anhängige Handelsfachen (etwa mit Ausnahme 
der Wechfelfachen) unbedingt an die eigentlichen Han« 
belägerichte zum Berfpruche einzufenden feien. Wenn 
daher die Verordnung vom 30. December 1861 feine 
Beftimmung enthält, durch welche ausdrücklich unter- 
fagt würde, Handelsfachen auch vor den gewöhnlichen 
Eivilgerichten (ald welche hier eben nur die Gerichts— 
ämter in den Bezirfögerichten in Betracht fommen) 
anbängig zu machen, falls beide Parteien damit eins 
verftanden find, fo fann der Grund nicht darin gefucht 
werben, daß man ein ſolches Verbot für jelbftverftänd- 
lich geachtet hätte, fondern vielmehr nur darin, daß 
man es nicht beabfichtigte. 

In der That ift der Unterfchied, welcher in dem 
einen ober anderen Falle hinfichtlich der Behandlung 
der Sache eintritt, nicht einmal ein nothwenbiger. 
Das in $. 12. Abf. 1. der oftgedachten Verordnung 
den dort erwähnten, die Stelle der Handelögerichte 
vertretenden Gerichtsämtern eingeräumte Befugniß, 
faufmännifche Sachverſtaͤndige zu ihrer Inftruction 
von Amtswegen zuzuziehen, fol ja ohnehin nur info- 
weit ftattfinden, als ed nad den bürgerlichen 
Procefgefegen dem Richter erfter Inftanz ge— 
ftattet ift. Folglich würden die Gerichtsämter in 
den Bezirkögerichten, wenn bei ihnen compromißweife 
Handelsſachen anhängig werden, hiervon ganz in 
derfelben Maaße Gebrauch machen können, wie die 
übrigen Gerichtsämter. Entfcheidet mithin das Pros 
ceßgericht felbft, jo würde der Gang des Proceſſes 
ganz der nämliche fein. Nur wenn Actenverfendung 
von dem Gerichtsamte im Bezirksgerichte befchloffen 
werben follte, würde ſich der Unterfchied herausftellen, 
daß dann in alle Wege nicht das Handelögericht im 
Bezirfögerichte, fondern das Bezirksgericht felbft zu 


entfcheiden haben würde, da der Ausdrud „Gerichts⸗ 
Ämter” in $. 12. Abf. 2. nur auf die im Abf. 1. er- 
wähnten Gerichtsämter bezogen werden kann. Allein 
auch das Bezirfögericht würde nicht behindert fein, 
zu feiner Inftruction das Gutachten faufmännifcher 
Sahverftändiger Amtöwegen zu hören. 

Nah alledem ift nicht abzufehen, daß der proro- 
gatio fori in dem hier fraglichen Falle ein öffentliches 
Intereſſe entgegenftünde. Es läßt ſich aber auch mit 
Grund nicht einwenden, daß hier einer Behörde durch 


Compromiß der Parteien eine richterliche Gewalt bei⸗ 


gelegt werden würde, welche ihr nicht vom Staate 
ertheilt worden wäre, aljo das an die Spiße dieſes 
Theiles der Rationen geftellte Princip verlegt werde. 
Denn den Gerichtsämtern in den Bezirfögerichten 
ift ihre Eigenfchaft ald Eivilgerichte im Allgemeinen 
durch $. 8 flg. der Verordnung vom 30. December 
1861 fo wenig entzogen worden, als die handelsrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten dadurch aufgehört haben, im All— 
gemeinen Eivilvechtsfachen zu fein. Wenn alfo das 
Gerichtsamt im Bezirfögerichte eine bei ihm compro» 
mißweife anhängig gemachte, an ſich zur handels- 
gerichtlichen Competenz gehörige Rechtsfache verhan- 
delt und entjcheidet, fo geht es über feine Function 
als Eivilgericht an fi nicht hinaus, fondern macht 
ſolche nur in einem Falle geltend, wo fie der Beflagte 
hätte ablehnen fönnen. 

vgl. Bayer, a.a.D.&.237. verb. „wenn jedoch” ıc. 

Buſch, a. a. O. ©. 34, unter IIL 1. 
Dazu fommt noch, daß die oberen Inftanzen für beis 
derlei Gerichte die nämlichen und insbefondere für 
Handelögerichtsfachen nicht anders, als für die übri- 
gen Eivilfachen zufammengefept find. Ein wefentliches 
Gewicht würde übrigens auf die Praris zu legen fein, 
welche in Beziehung auf die bereits erörterte Frage im 
Verhältniffe des bereits früher beftandenen Handels: 
gerichtö zu Leipzig zu den übrigen Eivilgerichten bes 
obachtet worden ift. Der gegenwärtig erfennende 
Gerichtöhof hat Feine Gelegenheit gehabt, mit diefer 
Praris fpeciell befannt zu werden, doch ſcheint nach 
demjenigen, was von 

Hänfel, der Handeldgerichtsproceh (im Anfang 

zu deffen Verfahren in geringf. Rechtsf., Leipzig, 
1844. Th. IL), $. 5. not. 26. 

bemerkt wird, auch in diefem Berhältniffe die proro- 
gatio fori durch ausdrüdliches oder ſtillſchweigendes 
Eompromiß keineswegs für unzuläffig erachtet worden 
zu fein. Zwar fpricht der erwähnte Schrififteller nur 
von Fällen, in welchen vermöge eines ſolchen Com— 
promifjes die Competenz des Handelsgerichts begrün- 
bet werden follte (und es dürfte vielleicht auch die 
Frage faum in anderer Richtung aufgetaucht fein, da 
der vor dem Eivilgerichte belangte Beklagte es wohl 
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felten in feinem Intereffe gefunden haben mag, bie 
Zuftändigfeit des Handelsgerichts geltend zu machen); 
gewiß unterliegt es aber zufolge der obigen allgemei« 
nen Orundfäge bei weitem geringeren Bebenfen, bie 
prorogatio fori von einem Specialgerichte für gewiſſe 
Glaffen von Civilſachen auf ein im Allgemeinen com⸗ 
petentes Gericht zu geftatten, als umgefehrt. 

Endlich mag nur noch beiläufig angedeutet wer 
ben, daß die von der gegenwärtigen Inftang gewon- 
nene Rechtsanficht vom praktiſchen Standpunfte aus 
fiyer den Vorzug verdienen dürfte. Die Ausjchlies 
fung ber tacita prorogatio fori würde wenigftens bei 
firenger Verfolgung ihrer Eonfequenzen dazu führen, 
daß eine zur Kompetenz ded Handelsgerichts gehörige, 
aber ohne Widerfpruch des Beflagten vor dem Ge- 
richtsamte im Bezirksgerichte verhandelte Sache felbit 
nach formell eingetretener Rechtöfraft der Entſcheidung 
ald nichtig caffirt, begiehentlich jede Klage, wenn gegen 
die Entfheidung remedirt worden wäre, auch ohne 
barauf gerichtete Befchwerde des Beklagten von Amts⸗ 
wegen zurüdgewiefen werden müßte. Erwaͤgt man, 
daß die Eompetenz nicht fo genau abgegrenzt ift, um 
nicht im einzelnen Falle zu Zweifeln Anlaß zu geben 
— wie dies unter andern auch der vorliegende Fall 
beweift —, fo wird man nicht verfennen, daß hier 
durch oft genug den Parteien gegen ihren beiberfeitis 
gen Willen und ohne ihr Verfchulden nuglofe Koften 
und Weiterungen verurfacht werben würben, was 
doch in der That zur Förderung der Rechtspflege 
nicht beitragen könnte, während im umgefehrten Falle 
ein Rachtheil für die leptere nicht abzufehen iſt.“ 

Beide Theile appellitten gegen dieſe Entfheibung, 
und zwar namentlich auch der Kläger deshalb, weil 
die Sache überhaupt ald eine Handelögerichtöfache 
angefehen und nur mit Rüdficht auf eine ftilfchwei- 
gende prorogatio fori die Eompetenz des Civilgerichts 
für begründet erachtet worben fei. Es wurde aber 
infoweit von dem Königl. Oberappellations- 
gericht im Februar 1864 confirmatoriich entſchieden 
und in den Entfcheidungsgründen biesfalls Fol— 
gendes bemerkt: 

„In Bezug auf die Kompetenz des Gerichtöftan- 
des und die Zuläffigfeit der im Güte- und Rechte- 
termine BI. — durch ein vorbehaltlofes Compromiß 
auf eine Berboppelung der zum Berfahren beftimmten 
gefeglichen Friſten thatfächlich erfolgten Prorogation 
des Gerichtöftandes hat man den Gründen ber vorigen 
Inftanz im Wefentlichen beipflichten müffen, obwohl 
man der Anficht derfelben ſich auch darin anjchließt, 
daß nadı $. 8. sub 3a. der Verordnung, die Ausfüh- 
rung des allgemeinen deutfchen Handelsgeſetzbuchs ıc. 
betr., vom 30. December 1861 die vorliegende Rechts⸗ 
fache als eine zur Kompetenz der Handeldgericdhte ges 
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hörige anzufehen fei, da fie die enbliche und vollftän- 
dige Auseinanderfegung der Geſellſchafter betrifft, und 
der Umftand, daß in Bezug auf diefe und insbeſon— 
dere in Bezug auf die zum ©efellfchaftsvermögen 
gehörigen Selfactors vertragsmäßige Beftimmungen 
getroffen worden find, der angeftellten Klage, zumal 
unter Berüdfichtigung der Bl. — bemerflich gemach⸗ 
ten Berhältniffe, den Charakter einer actio pro socio 
nicht entzieht. Im Uebrigen ift bei ver Ausführlichkeit 
jener Rationen nur Folgendes noch hervorzuheben: 

Als Regel ift feftzubatten, daß die PBrorogation 
des Gerichtöftandes im Eivilproceffe zuläffig ift, wenn 

1) der willfürlich gewählte Richter ein folcher ift, 
der im Allgemeinen bie für bürgerliche Rechtöftreitig- 
keiten erforderliche richterliche Competenz befigt, und 

2) daß nicht die Parteien für ihre Perjon oder 
der Sireitgegenftand aus politijchen Rüdfichten aus— 
drüdlich und ausfchließlich an gewiffe Gerichte gewie- 
fen worden find. 

Daß die Gerihtsämter nach Maafgabe des Orga- 
nifationdgefeges vom 11. Auguft 1855 an ſich und in 
ihrer amtlihen Stellung diefe allgemeine richterliche 
Gompetenz haben, ift nicht zu bezweifeln und es mag 
dabei nur darauf bingewiefen werben, daß nad) Art. 3. 
des Handelsgefegbuhs und nad $. 12. der Ausfüh- 
rumgsverorbnung da, wo noch feine Handelsgerichte 
beftehen, die Gerichtsämter an deren Stelle treten und 
nad $. 3. ibid. die Mitglieder der Bezirksgerichte, 
von welchen die Geſchaͤfte des ©erichtsamtes im Bes 
zirfögerichte beforgt werden, zur Bildung der Handels» 
gerichte zu verwenden find. Hiernach enthält weder 
das Handelsgeſetzbuch jelbft, noch das Einführungs- 
gefeß irgend eine ausdrüdliche Beftimmung, daß ba, 
wo Handelögerichte beftehen, eine ‘Prorogation des 
Gerichtöftandes, vermöge deren eine der in $. 8. ge- 
dachten Rechtsfachen vor einem andern Gerichte zu 
verhandeln und zu entfcheiden fein würde, unzuläflig 
fei. Auch in der angezogenen Ausführungsverorbnung 
ift feine derartige Beftimmung und nicht einmal eine 
ſolche Dispofition Besen worden, welche darauf 
fließen ließe, daß man fich bei deren Abfafjung eine 
ſolche Prorogation des Gerichtöftandes in Handels: 
fachen als unftatthaft vorgeftellt habe. Die Beftim- 
mung in $. 11. am Schluffe, daß den Handelsgerichten 
nicht Karen fein foll, die Acten zum Verſpruch an 
das Bezirksgericht einzufenden, betrifft nur die beim 
Handelsgerichte anhängig gewordenen Sachen, in 
denen fi, wie auch in gewillen andern gefeglich be— 
ftimmten Fällen, das Proceßgericht dem eignen Ver— 
fpruche der Sache nicht entziehen foll; der zweite und 
dritte Abfaß des $. 12. Dagegen erfennt zwar das Recht 
der Parteien an, auch in ſolchen Handelsfachen, welche 
nach $. 12. Abjag 1. zur Competenz eines der dort 
gebachten Gerichtsämter gehören, eine Entjcheidung 
erfter Inftanz vom Handelsgerichte zu erfordern oder 
dahin zu compromittiren, daß die Sache vor dem 
Handelögerichte im Bezirfögerichte anhängig gemacht 
werbe, fie verbieten aber nicht, daß die Parteien ein 
Eompromiß abſchließen, nach welchem eine der an bie 
Handelögerichte gewiefenen Streitfachen von Anfang 
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an vor einem Gerichtsamte, welches dabei nicht die 
Eigenſchaft eines Handelögerichts hat, bei welchem 
aljo auch die Vorſchrift in $. 12. Abfap 2. nicht an« 
wenbbar ift, verhandelt werden fol. 

Die Bl. — angezogene Juftizminifterialverorbnung 
über die Fortftellung der vor dem 1. März 1862 bei 
den Gerichtsämtern in den Bezirfögerichten anhängig 
gewordenen Handelsjachen bei den betreffenden Han= 
delögerichten geht zwar von der an fich richtigen Prä⸗ 
mifje aus, daß die Öerichtsämter in den Bezirfägerich- 
ten von diefem Tage an feine Competenz ald Han— 
delögerichte haben, daraus folgt aber nicht, daß bie 
procefjualifche Berhandlung einer Handelsſache aus- 
fhließli vor einem Handeldgerichte oder einem für 
Handelsjachen competent erklärten Berichtsamte erfols 
gen dürfe. Auch hat das K. Oberappellationdgericht 
jeinerfeitö die Anficht feftgehalten, daß die Abgabe der 
vor dem 1. März bei den Gerichtsämtern in den Ber 
sirfägerichten anhängig gewordenen Handelsfachen 
an die Handelsgerichte nur mit Zuftimmung der Be: 
theiligten erfolgen fönne, entgegengefegten Falls alfo 
das Gerichtsamt zu deren Feſtſtellung competent und 
geeignet ſei. 

etrachtet man die Errichtung und die Verhältnifle 
der Handelögerichte überhaupt etwas näher, fo gelangt 
man zu der eberzeugung, daß diefelben nicht ſowohl 
aus Rüdfichten des öffentlichen Rechtes, ald im In- 
terefje der zum Handelsftande gehörigen Privaten ins 
Leben gerufen worden find. Das Handeldgefegbuch 
erfordert fie, wie aus Art. 3. hervorgeht, nicht als ein 
Inftitut, welches für den Handelsverfehr unentbehrlich 
fei, und wenn man diefe Anficht bei der Einführung 
des Handelögefegbuchs in Sachjen nicht ebenfalls ges 
habt hätte, * würde man ſich nicht auf eine gewiſſe 
Anzahl von Handeldgerichten, deren Bezirke nur einen 
verhältnigmäßig geringen Theil der Bevölferung um- 
faflen, befchränft haben. Die Begünftigung, weldye 
dabei dem Einzelnen zufommen’ follte, befteht in einer 
Behandlung feiner Redytsangelegenbeiten, bei welcher 
ibm, nächft einer etwa möglichen befonderen Beichleu- 
nigung des Gefchäftsganges, durch die Concurrenz 
der faufmännifchen Mitglieder des Handeldgerichts 
eine ®arantie geboten werden foll, daß auch in ſolchen 
Recdhtöverhältniffen, bei denen e8 einer befonderen, bei 
dem Givilrichter nicht vorauszufegenden Fachkenntniß 
bedarf, eine zwedmäßige und erfchöpfende Beurtheis 
fung ermöglicht werde, während in anderer Beziehung, 
mit Ausnahme des Handelögerichts zu Leipzig, in der 
Regel und foweit nicht das Handelögefegbud etwas 
Anderes vorjchreibt, das Verfahren bei den Handels- 
gerichten ſich nad) den allgemeinen Proceßgeſehen rich- 
tet, Der ebengedachte Bortheil würde auch bei der Ver⸗ 
handlung vor dem Gerichtsamte eines Bezirksgerichts 
den Parteien duch Zuziehung und Befragung eines 
faufmännifch gebildeten Sacverftändigen in gewiſſem 
Umfange gewährt werden können, jedenfall aber ift 
eine Berzichtleiftung auf denfelben zuläffig, da er nicht 
im Interefje des Staates, fondern nur in dem Intereffe 
des einzelnen Privaten und der einzelnen Rechtsfache 
einzutreten hat.” 
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Bei Anfprüchen eines auswärtigen Staated an 

Saͤchſiſche Staatsangehörige haben die Gerichts- 

behörden des Inlandes fich der Entfcheidung und 
aller Rechtshülfe zu enthalten. 


Mitgetheilt von 
Herrn Advocat 9,8, 9, in D. 


Das Königliche Appellationsgericht zu Dresden 
hatte in einem im Jahre 1854 gefprochenen, in 
Rechiöfraft übergegangenen Erfenntnifie in Sachen 
des Actors der Preuß. Regierung, Klägers /. Som- 
merbrobt, Beklagten, entſchieden, 

daß bei Anfprüchen einer Berwaltungsbehörde des 
Auslanded gegen einen Sächfifchen Staatsangehö- 
tigen auf dasjenige zurüdzugehen fei, was nad) 
gemeinem Proceßrechte über das Object des Civil: 
procefied gelte, Die bewährteften Lehrer des gemeinen 
Civilproceſſes aber 
Börner, Handbuch des deutfch. gem. Broceffes, 
Bo. 2. No. XXVI. $. 21. a. E. ©. 48. 
Mittermaier, im Archiv für civ. Braris, Br. 4. 
©. 316 fig. unter e. 
Pfeiffer, praft. Ausführungen, Bd.3. S. 304 flg. 
493 flg. 561 flg. 
ber Anſicht wären, daß in Fragen der hier vor- 
liegenden Art (die erhobene Klage betraf eine 
Preußifche Einfommenfteuer und war gegen einen 
Sachſen gerichtet) gemeinrechtlich die Competenz 
des Eivilgerichts begründet fei. 

Nachdem nun in einem andern Falle das König- 
lich Preußiſche Kreisgericht zu G. wegen eines Anz 
ſpruchs auf Erbfchaftsftempel bei dem Stadtgericht 


u D. 2208 Thle. —⸗ —» (nad 8 8 Beorent von 
27,600 Thlen. — — +), die fih im Depofitum des 
legteren befanden, inhibirt hatte, Rellten bie babei 
betheiligten hauptfächlich Preußiſchen und Saͤchſiſchen 
G.'ſchen Fideicommißerben, geftügt auf obgedachte Ent⸗ 
fcheidung, gegen den Actor des Preußifchen Staats- 
fiscus im September 1854 PBrovocntiondflage an. 
Nach derfelben war im Jahre 1838 Frau Ehriftiane 
Sriederife ©. geb. von M., eine Preufin, mit Hin- 
terlaffung eines Teftaments, wonach fie ihrem Gemahl 
von ihrem Vermögen die Iebenslängliche Nugnießung, 
deſſen Familie 27,600 Thle. —⸗ —» und den Reft 
ihrer Schwefter, der verehel. Adv. G., beftimmt hatte, 
in Dresden geftorben, deren Gemahl ©. aber nad) 
Antritt des Nachlafies feiner Gattin nah Sachſen 
übergefiedelt. Nach Ableben des legteren forderten 
ferner aus deſſen Nachlaſſe Provocanten die ihnen 
von der ©. geb. von M. beftimmten 27,600 Thlr. 
— —, wovon das KR. Preuß. Kreisgericht zu ©. 
die gedachte Erbfchaftsfteuer in Anfprud nahm und 
den entfprechenden Betrag mit Arreft belegt hatte. 
Die Berechtigung hierzu erfannten Provocanten jedoch 
nicht an, weshalb fie baten, 
daß Provocat wegen des gerühmten Anfpruchs 
binnen Sächfifcher Frift die Hauptflage bei dem 
Königlichen Stadtgeriht D. (als derjenigen Bes 
hörde, bei welcher der G'ſche Rachlaß anhaͤngig 
und das fragliche Fideicommiß deponirt fei) ein- 
aureichen, widrigenfalls ihm deshalb ewiges Still- 
ſchweigen werde auferlegt werben, auch bie erwach⸗ 
fenen Proceßkoſten ab» und zu erftatten verbunden. 
Provocat fchüpte Dagegen die Einrede der In« 
competenz bed — zu D. vor, weil 


die Entſcheidung von — uͤber Verbindlichkei⸗ 
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ten zu Staatsabgaben nach $. 8. des A.-Geſetzes 
vom 28. Januar 1835 den Juftigbehörden überhaupt 
nicht zuftehe, R 


nach der Convention zwifchen Sachſen und Preußen 
von 1839. Art. 7. Provwocationsflagen nur vor dem 
Gerichte, vor welches die rechtliche Ausführung des 
Hauptanfpruchs gehöre, anzuftellen wären, im vor⸗ 
liegenden Falle aber der Anfpruch ein rein perfönlicher 
fei und die Provocanten meiftens Preußiſche Unter- 
thanen wären, weshalb die Provocationsklage vor 
einem Sädfifchen Gerichte nicht Statt habe; 
3. 
ruͤckſichtlich der Sächfifhen Provocanten fei ferner 
das genannte Gericht incompetent, weil die Beftims 
mung, nach welcher Provocanten ihrem inzwiſchen 
verftorbenen Erblaffer (dem heres institutus) fub- 
ftitwirt worden, ein integrirender Theil des Teſta— 
ments der Erblafferin des Lepteren fei. Hiernach 
gehöre die Ausführung diefer Beftimmung vor bie 
nämliche Behörde, welche das Teftament felbit aus⸗ 
zuführen und darnach den Nachlaß zu reguliren ge» 
habt habe, alfo vor das Königlich Preußiſche Kreis: 
gericht zu ©, 
Dagegen beftritten Provocanten 
zu 1. 
die Anwendbarkeit ded gedachten Geſetzes vom Jahre 
1835 auf den vorliegenden Fall, weil daffelbe nur 
auf fächfifche Berhältniffe und Behörden anwendbar 
fei, alfo nicht mit auf Anſprüche eines ausländi— 
ſchen Staates an fächfifche Objecte. 
Das 
zu 2. 
Ausgeführte erledige ſich dadurch, daß im vorliegen» 
den Falle das forum arresti, zu welchem übrigens 
auch noch das forum hereditatis trete, weil Die im 
Stadtgericht D. für die G.fchen Inteftaterben depo- 
nirten und mit Beſchlag belegten Gelder eine noch 
ungetheilte Maffe des G.eſchen Nachlafjes feien, 
den Grund der Provocation abgebe. 
3u 3. 
enblich beriefen fi Provoranten darauf, daß, wie 
auch dad Appellationsgericht zu Dresden entjchieben 
habe, die Erbſchaft von ihnen lediglich aus dem Nadh- 
lafje des institutus zu fordern gewefen fei, woraus, 
da dieſer als fächfifcher Unterthan geftorben, von 
felbRt folge, daß die Regulirung diefer Angelegenheit 
lediglich vor das forum domiceilüi des verftorbenen ©. 
gehöre. 
Hierauf entfchied das Stadtgeriht zu D. im 
Juni 1855: 
„Die Hauptfache anlangend, fo hat es bei der 
vom Provocaten Bl. — abgegebenen Erklärung, 


daß er nur von dem aus dem Nachlaffe der verftor- 
benen Hauptmann ©. herrührenden Fideicommiß- 
capital der 25,000 Thlr. —⸗ —⸗ die Stempel: 
abgabe beanfpruche, fein Bewenden; 

biernächft ift Provocat gegen die Bl. — auf- 
geführten Mitprovocanten Reinhold Theodor ©. 
und Amalie geb. ©., jegt verehel. H. wegen bes 
nah Berhältnig ihrer Perceptionsberechtigung an 
obgedachtem Fideicommißcapitale auf fie fallenden 
Antheild der vorermähnten Stempelabgabe mit ber 
Hauptflage binnen fächfifcher Frift bei Verluſt fei- 
nes Klagrechts einzufommen fchuldig, worauf zwi⸗ 
fchen den beiden nurgenannten Mitprovocanten und 
Provocaten in der Hauptfacdhe fowohl, als der Pro⸗ 
cepfoften halber ferner ergehet, was Recht ift, 

dagegen hat das Bl. — erfihtlihe Suden der 
übrigen Provocanten allhier nicht Statt, es find 
auch diefelben dem Provocaten bie verurfachten 
Proceßloſten antheilig zu erflatten verbunden”, 

und ftügte fich deshalb auf folgende Gründe: 
„A. Zur Berurtheilung. 

In Anſehung der beiden Mitprovocanien Rein- 
hold Theodor G. und Amalie H. geb. ©. tritt Feiner 
der vom Provocaten für die beantragte Abweifung 
ber Provocationsklage geltend gemachten Gründe ein, 
denn 


u. 

das aus der Natur des den Gegenftand ber Diffa- 
mation bildenden Anfpruchs als einer öffentlichen 
Abgabe, fowie aus der Beilimmung in $. 8. des 
Geſetzes vom 28. Januar 1835 unter A. entlehnte 
Bebenfen, hat Betreffs der Ebengenannten, welche 
beide, nadı ihren BI. — angegebenen Wohnorten zu 
ſchließen, dem Königlid Saͤchſiſchen Unterthanen- 
verbande angehören und für welche es fi alfo um 
eine von einem auswärtigen Staate prätenbirte. 
Abgabe handelt, nicht geiheilt werden fönnen, da bie 
obige Gefepesvorfchrift der Sache nah nur auf 
Irrungen wegen der von Sächfifchen Staatsangehö- 
tigen zu erhebenden inländifchen Staats» oder ſonſti⸗ 
gen Öffentlichen Abgaben Anwendung leidet, wogegen 
bei Anfprüchen diefer Art, welche von einem fremden 
Staate gegen einen bieffeitigen Staatsangehörigen 
verfolgt werben, wie aud) das Königliche Appella- 
tionsgericht zu Dreeden in Saden des Actord der 
Königli Preußiſchen Regierung zu Breslau, Klaͤ⸗ 
gers, gegen Louis Friedrich Sommerbrodt, Beflagten, 
ausgeſprochen hat, nad den infoweit geltenden Grund- 
fägen des gemeinen Procefrechts die Competenz bed 
Civilrechts begründet erfcheint, 

Ruͤckſichtlich der verehel. H., welche ihren ordent- 
lichen Gerichtöftand bei dem Königlichen Stabtgericht 
zu D. hat, bedarf es daher auch feines weiteren 
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Nachweiſes, daß fie den Königlich Preußifchen Steuer- 
fiscus bier zur Anftellung der Hauptflage habe pro» 
vociren dürfen, um fo weniger, als Provocat felbft 
die ftreitige Stempelfteuer als eine von den einzelnen 
Fideicommißinterefjenten zu entrichtende perfönliche 
Abgabe dargeftellt hat. Nur in Anfehung des Mit 
provoranten Reinhold Theodor ©. hat man nöthig, 
b 


das durch die Verfügung des Königlichen Kreis— 
gerichts zu G. und die in deſſen Folge angeorbnete 
Zurhdhaltung eines zur Dedung ber prätendirten 
Stempelabgabe ausreichenden Betrages bei Dem dies— 
feitigen Depofito begründete forum arresti biesfalls 
zu Hülfe zu nehmen. 

Die Richtigkeit deffen, was in diefer Beziehung 
vom Provocaten BI. — gegen die Anwendbarkeit 
ded Art. 27. der dort erwähnten Convention vom 
Jahre 1839 bemerkt worden ift, fann hier ganz dahin» 
geftellt bleiben, da diefe Ausführung ſich im Wefents 
lichen auf die Vorausfegung ftüht, daß dem Pros 
vocaten ausfchließlih Bürger des eigenen Staats 
gegenüberftänden, eine Borausfegung, welche, wie 
gedacht, bei dieſem Mitprovocanten nicht eintritt. 
Sonach, und da die der Klage zu Grunde liegende 
Diffamation vom Provocaten nicht nur nicht beftrit- 
ten, fondern im Laufe des vorliegenden Proceffes 
mehrfah, wenn auch mit der Bl. — erfichtlichen 
Beſchraͤnkung, wiederholt wird, hat der Berurtheilung 
der Provocaten betreffs diefer beiden Provocanten 
nichts entgegengeftanden und man hat nur noch zur 
Widerlegung des Bl. — Entwidelten auf die auch 
bereitö von den Provocanten zu den Acten gebrachte 
Berorbnung des Königlichen Appellationdgerichts zu 
Dresden zu verweifen. 

B. Zur Abweifung. 

Anders verhält es fih dagegen mit den übrigen 
Mitprovocanten. Diefelben find fämmtlich Königlich 
Preußische Staatsangehörige, wie man wenigftens 
nach ihren refpectiven Wohnorten annehmen muß, 
in welcher Beziehung auf das Rubrum der Klage 
hinzuweifen, und fann hierbei namentlich der von 
dem BI. — unter J. 1. b. als in Liegnig wohnhaft 
aufgeführten Rudolph Ferdinand ®. nah BL. — 
anfcheinend erft im Laufe des Proceſſes vorgenommene 
Wohnortswechſel felbitverftändlich nicht und zwar 
um fo weniger in Betracht fommen, als nicht einmal 
zu erſehen, ob fein Aufenthalt in Maftricht bleibend 
und mit der Aufgabe feiner Staatsangehörigfeit in 
Preußen verbunden fein werde. 

Sonad) macht fich diefem Theile der Provocanten 
gegenüber das bereitd oben bei A. a. berührte Be- 
denken allerdings infofern geltend, als es fich bei 
ihnen um eine von dem Öteuerfiscuß bes eigenen 


Staats beanfpruchte Stempelabgabe und fomit um 
eine präfumtiv auch nach der Königlich Preußifchen 
Gefepgebung zu dem Reſſort der Derwaltungs- 
behörben gehörige Frage handelt, zu deren Erörte— 
rung und Entſcheidung fi das Königliche Stadt— 
gericht nicht für competent erachten lann. 

Der von dem Kreidgericht zu ©. an einem Theile 
der G.'ſchen Berlaffenfchaft ausgebrachte Arrefl vers 
mag hierbei deshalb feinen Unterfchied zu machen, 
weil hierdurch der Anfpruch felbft, zu defien Siches 
rung die Beſchlagnahme erfolgte, feine rechtliche 
Ratur nicht ändert und namentlich nunmehr keined⸗ 
wegs ausſchließlich auf das arreftirte Object gerichter 
erfcheint. Wielmehr ift derjelbe ein rein perfönlicher 
Anſpruch gegen die einzelnen Fideicommißberechtig⸗ 
ten, welche die fragliche Stempelfteuer, nachdem das 
ihr unterworfene Fideicommißcapital von den Erben 
zu dem Depofitum der Nachlaßbehörde eingezahlt 
worben, nah Berhältnig ihrer jedesmaligen ‘Pers 
ceptiondrate allein noch zu vertreten haben würden, 
nad) wie vor geblieben, und am wenigften läßt ſich 
behaupten, es ftehe die zur Gognition des Eivil 
richter® gehörige Frage über die Anlegung und Fort 
dauer des Arreſts mit der Entfcheidung über die 
Rechts beſtaͤndigkelt des Anfpruchs felbft, zu deſſen 
Sicherung jener verfügt wurde, in ſo untrennbarem 
Zuſammenhange, daß der Richter nunmehr auch die 
nad) den Grundfägen des öffentlichen Rechts feiner 
Beurtheilung an ſich entzogene Hauptforberung 
dennoch vor fein forum zu ziehen ſich für ermächtigt 
achten dürfte. Nur beiläufig mag bemerft werben, 
daß auch auf den Gerichtsftand der Erbſchaft hier 
deshalb nicht zurüdgegangen werben fonnte, weil 
die ftreitige Abgabe eben nicht als ein gegen ben 
Rachlaß verfolgbarer, aus der PBerfon des Erblaffers 
herrührender Anfpruch, fondern ald eine erft nad 
dem Tode des Lepteren in ber Perſon des Honorir- 
ten zur Entftehung gelangte und daher auch nur 
gegen biefen gerichtete Forderung ſich darftellt, waͤh⸗ 
rend bie für Verhandlung der Hauptfache bei dem 
Stabtgericht zu D. aus den Bl. — jet. BI. — fig. 
angebeuteten Berhältniffen entlehnten Zwedmäßig- 
feitögründe offenbar da nicht von Gewicht fein wür« 
den, wo es ſich um eine Röthigung des Provocaten 
zu der Wahl gerade diefes fori handelt. 

Endlih folgt auch aus dem oben erörterten 
Geſichtspunkte von felbft, daß die Provocanten aus 
der von dem Provocaten Bl, — noch vor dem Ters 
mine erflärten Bereitwilligfeit zur Einreichung ber 
Hauptflage bei dem Königlichen Stabtgericht feinen 
Gewinn ziehen fönnen. Denn wenn auch den Pros 
vocanten unbedenflich darin beizutreten if, daß bie 
Erklärung eines Bellagten, ſich der Klage unterwers 
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fen au wollen, die Annahme Seiten des Gegners 
nicht erft noch bebürfe, um für Erfteren bindend zu 
werben, und die beliebige Rüdnahme jener einmal 
abgegebenen Erklärung vor erfolgter Acceptation dem 
Beklagten Feineswegs offen ftehe, fo würde boch eine 
compromiffarifche Einigung ber Parteien, eine an 
fi nicht zu dem Reffort des Eivilrichters gehörige 
Differenz vor demfelben zum Austrag bringen zu 
wollen, diefen felbftverftänlich zu der Verhandlung 
der Sache weder zu berechtigen, noch au verpflichten 
im Stande fein, und es fann daher der ‘Provocat, 
feinem obigen wirfungslofen Erbieten nachzukom— 
men, confequenter Weife nicht erft noch genöthigt 
werben.” 


Auf die von beiden Theilen eingewendeten Appel» 
lationen erfannte das K. Appellationsgericht zu 
Dresden in einem am 25. April 1856 publicirten 
Erfenntnifle: 

„Die Hauptfache anlangend, ift ed auf des 
Provocaten Berufung bei gedachtem Beſcheide 
(der erften Inſtanz) nicht zu laffen, fondern es 
bat auch der Mitprovocanten Reinhold Theodor 
Ehrenfried G.'s und Amalien verehelidte H- 
geb. &. Suchen allhier nicht Statt und find 
diefelben die in erfter Inftanz aufgelaufenen 
Proceftoften zu ihren Antheilen dem Provoca— 
ten zu erftatten ſchuldig. Dahingegen wird im 
Uebrigen auf der Provocanten Berufung ber ger 
dachte Beſcheid hiermit beftätigt. Die durch Die 
gebrauchten Rechtsmittel verurfachten Koften 
werben unter den Parteien gegen einander auf- 
gehoben”, 
aus folgenden Gründen: 

„Die Entfcheidung der Sache hängt, was bie 
Hauptfache betrifft, von Prüfung der Frage ab, ob 
über den Anſpruch des Königlich Preußiſchen Steuer- 
fiseus auf Entrihtung der in der Klage gedachten 
Stempelabgabe überhaupt von Saͤchſiſchen Gerichten 
im Civilproceffe entfchievden werden fann. Denn ift 
diefe Frage zu verneinen, fo verfteht es ſich von 
felbft, daß der Provocat zu Geltendmachung eines 
ſolchen Anſpruchs vor demfelben auch nicht provocirt 
werben fann, die Provocationsflage vielmehr als 
unftatthaft angefehen werden muß. 

Das Appellationsgericht ift nun allerdings in 
der in den Entfcheibungsgründen voriger Inftanz 
BI. — angesogenen Rechtsfache, in welcher übrigens 
von den Parteien felbft die Gompetenz des hiefigen 
Stadtgerichts gar nicht beftritten worden war, von 
der Anficht ausgegangen, daß Forderungen eines 
auswärtigen Staats, gegen einen diesſeitigen Staats» 
angehörigen, wenn fie auch eine nach ben Gefepen 


jenes Staats zu entrichtende öffentliche Abgabe ber 
treffen, Gegenftand einer Klage im Eivilprocefwege 
fein fönnten. 

Allein jene unter andern Parteien ergangene 
techtöfräftige Entfcheidung lann für den vorliegenden 
Fall an fich nicht maaßgebend fein, bei nochmaliger 
Berathung aber hat man fi) davon überzeugen müfs 
fen, daß die dort feftgehaltene Anficht auf unzureis 
chenden Gründen beruht. 

Mag es nämlich auch richtig fein, daß das 
Gefep vom 28. Januar 1835 unter A. zunächft nur 
den Zwed hat, die Gompetenzverhältniffe zwiſchen 
den Juſtiz⸗ und Berwaltungsbehörben des Inlandes 
feftzuftellen, und erſcheinen daher namentlih auch 
die Beftimmungen beffelben in $. 3. 4. und 5. wegen 
unmweigerlicher Leiſtung der Rechtshülfe auf die Re— 
quifitionen ausländifcher Berwaltungsbehörben ohne 
Zweifel nicht anwenbbar, fo würde man bo zu 
weit geben, wenn man die Anfprüche ausländifcher 
Verwaltungsbehörden an Saͤchſiſche Staatsangehös 
rige oder im Inlande aufbältliche Ausländer, wo fie 
eine nach den Geſetzen des Auslandes zu entrich- 
tende öffentliche Abgabe betreffen, ald Object des 
Eivilprocefies und zur Berhandlung in diefen geeignet 
betrachten wollte. 

Das Grundprincip, welches dem angejogenen 
Saͤchſiſchen Gefege unterliegt, ift, daß der Rechts— 
weg nur ftattfinde in Fragen über privatredht- 
liche Berhältniffe, daß alfo eine Civilproceß— 
fache nur vorliegt, wo es fi um Geltendmachung 
eines aus einem Privatrechtsverhältniffe ent 
ftandenen Anſpruchs handelt. 

Diefes Princip iſt als ein aus der Natur ber 
Sache folgendes, allgemein gültiges anzufehen, und 
wird auch von angefehenen Schriftftellern als richtig 
anerfannt. 

vergl. Pfeiffer, praftifche Ausführungen, Bd. IH. 
©. 189 fig. 
Klüber, öffentliches Recht des deutfchen Bundes, 
$. 295. 
Maurenbrecher, deutfches Staatgredht, $. 181. 
$. 186. 
Weiß, deutfches Staatsrecht, $. 336. 
Nur herrfcht allerdings in der Ausführung deſſelben 
nach gemeinem Rechte Streit, und es wird insbeſon⸗ 
dere für den Fall, wenn der wegen einer Staats 


‚oder andern Öffentlichen Abgabe auf Grund gefeh- 


licher Beftimmungen in Anſpruch Genommene das 
Recht des Staates oder der ihm gegemüberftehenden 
öffentlichen Corporation, dieſe Abgabe zu fordern 
oder feine Steuerpflichtigfeit beftteitet, von manchen 
Schriftſtellern, vorzüglicd; aus älterer Zeit, 





vergl. Gönner, Handbuch des gemeinen deutfchen. 
Rechts, Bd. IL. No. XXVL $. 21. 
und die übrigen BI. — der Sommerbrodt’fchen 
Acten angezogenen Schriftftelfen, 
einer folden Differenz unter mehr ober weniger 
Mopification der Charakter einer Juftigfache bei- 
gelegt. Inveffen fann bei einer confequenten Durch⸗ 
führung jenes oberften Grunbfages, wie fie außer 
in Sachfen in neuerer Zeit in der Gefeßgebung und 
Praris wohl faft aller andern deutfchen Staaten 
Anerkennung gefunden hat, 
vergl. z. B. Entfcheidung des Baier’fchen Oberappel- 
lationdgerichts in Betreff der Grenzen zwiſchen 
eivilgerichtlichen und adminiftrativen Zuftänden. 
Nördlingen, 1853. (Aus dem Beilagsheft zu 
den Blättern für abminiftrative Praris, Jahrg. 
1853.) no. 1. 2. 3. 
in Wahrheit nicht zweifelhaft fein, daß es ſich auch 
in einem folden Falle lediglih um ein Berhältnig 
des öffentlichen Rechts, nit um ein auf einem 
Privatreichstitel beruhendes Recht oder ein Privat- 
zechtöverhältnig handelt, und der Staat nicht als 
Privatperfon die Stelle der Gegenpartei vor dem 
Richterftuble einzunehmen hat, fondern in feiner 
öffentlich -rechtlichen Bedeutung als Staatsgewalt 
aufgefaßt werben muß, folglich darüber nur die zur 
Ausübung diefer Stantsgewalt berufenen competenten 
Berwaltungsbehörben zu entſcheiden haben. 


Hierin macht e8 feinen Unterfchied, ob ein aus- 
ländifcher Staat auf Grund des in feinem Gebiete 
geltenden öffentlichen Rechts eine ſolche Abgabe 
fordert, oder ob der Staat, welchen der Richter felbft 
angehört, ald Impetrant aufteitt. Denn die Ber- 
hältniffe des öffentlihen Rechts überhaupt, nicht 
blos das Gebiet des einheimischen öffentlichen 
Rechts ift dem Nichterftuhle entzogen, und bie Bor- 
ſchriften des erſteren ändern ihren Charakter dadurch 
nicht, daß fie in einem auswärtigen Staate zur 
Anwendung kommen follen. Rur darin ift ein 
Unterſchied zu machen, daß ber inländifchen Ver— 
waltungsbehörbe der Richter, wenn er zur Boll 
ftrefung ihrer Verfügungen gegen das Bermögen 
des Pflichtigen aufgefordert wird, die Rechtöhülfe zu 
leiften, verpflichtet ift, Dagegen einer auswärtigen 
Berwaltungsbehörde gegenüber eine ſolche Berbind- 
lichkeit — in Ermangelung von Staatsverträgen — 
nicht befteht. Die Frage aber, ob demungeachtet 
im legteren Falle eine ſolche Rechtöhülfe der fremden 
Behörde zu leiften und die von ihr erlaflenen Ber 
fügungen im Inlande zu vollſtrecken feien, gehört 
weder dem ivils, noch dem Procefigericht an, ſondern 
füllt in das Gebiet des Staatorechts. 
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Sie fann daher nicht der Entfcheivung ber 
Gerichtöbehörde, als folcher, fondern wegen der bier 
einfchlagenden ftaatörechtlichen und internationellen 
Ruͤckſichten, nach Analogie der in der Verordnung: 
vom 31. Mär; 1821 (Geſetzſamml. S. 43.) wegen 
der Requifitionen ausländifcher Behörden in Abgabe- 
defraubationsfachen gegebenen Beftimmung, fowie 
der Vorſchriften in $. 10. unter 3. und 4. des Ge⸗ 
ſehes unter B., bie höheren Juftigbehörben betref⸗ 
fend, vom 28. Januar 1835 und ber Verordnung 
zu Ausführung dieſes Geſetzes vom 28. März 1835, 
$. 12., ingleichen der Berorbnung vom 6. Februar 
1840 (Geſetz⸗ und Berorbnungsblatt S. 12.) ledig- 
lich dem Ermeffen des Königlichen Juftigminifte- 
riums, als der oberften Inftizverwaltungsbehörde, 
unterliegen. Daß bei ber von Lepterem anzuftellen- 
den Prüfung nach Befinden auch die Frage über 
die Rechtmäßigfeit der geforberten Abgabe mit im 
Erwägung zu ziehen fein wird, ändert nichts in ber 
Sade. Denn es führt dies nicht dazu, ber zu 
faffenden Entſchließung den Charakter einer richter⸗ 
lichen Entfcheidung beizulegen, fondern beruht nur 
auf der allgemeinen, dem Staate obliegenden Für- 
forge, Rechiöverlegungen oder Beeinträdhtigungen 
der Interefien jeder Art von feinen Einwohnern ab« 
zuwenden ober wenigftens bazu nicht bie Hand zu 
bieten. 

Hieraus folgt für ben vorliegenden Fall, daß 
über die Berbindlichkeit der Provocanten zur Ent« 
richtung einer Stempelabgabe an den Preußifchen 
Steuerfiscus wegen des in dem Teftamente Chris 
ftianen Friederilen G. geb. von M. ihnen ausgeſetz⸗ 
ten Bermächtniffes zunächft nur die Königlich Preus 
ßiſchen Steuerbehörben zu cognoscren haben, und 
daß, wenn gegen deren Ausfpruch von den Interefr 
fenten Widerfpruch erhoben wird, dieſer im verfafs 
fungsmäßigen Wege vor den bort bazu beftellten 
Behörden zur Erledigung zu bringen if. Sind bie 
Preußifchen Behörden in der Lage, ſich zur Aus- 
führung ihrer Befchlüffe und zu Einziehung der be- 
treffenden Abgabe der Hülfe Sächfifcher Gerichto— 
behörben bedienen zu müffen, fo wird dadurch für 
Leptere doch nicht die Befugniß begründet, über bie 
Rechtmäßigkeit jener Abgabenforderung im einzelnen 
Balle zu entfcheiden, fondern fie haben lediglich, 
bevor fie einer ſolchen Requifition nachgehen, möge 
diefelbe übrigens auf eine bloße prowiforifche Bes 
ſchlagnahme von Nachlaßgegenftänden zu Sicherung 
der Abgabe oder auf Bollfiredung ber Hülfe gerich« 
tet fein, die Genehmigung des Königlichen Juſtiz⸗ 
minifteriums einzuholen, indem ber im Jahre 1839 
wegen Leiſtung gegenfeitiger Rechtshuͤlfe zwiſchen ber 
Krone Sachen und der Krone Preußen gefchlofiene, 





durch Die Verorbnung vom 21. December 1839 be» 
fannt gemachte Staatsvertrag auf Requifitionen 
Preußifcher Gerichtsbehörden in Eivil- oder Erimi- 
nalfachen fih beſchraͤnklt, alſo auf Forderungen 
Öffentlicher Abgaben keine Anwendung leidet. 
Befindet das Juftizminifterium, daß der Requifition 
Folge zu leiften fei, fo fann von ben Sädfifchen 
Zuftizbehörben nur über ſolche Widerſprüche, welche 
die Form bes etwa eingeleiteten Erecutionsverfah- 
tens betreffen, oder im lepteren felbit, 3. B. durch 
Interventionen, erſt neu entftchen, noch eine Ent⸗ 
ſcheldung ertheilt werden; materielle Einwendungen 
dagegen gegen die Verpflichtung zu Entrichtung der 
den Betheiligten angefonnene Abgabe würden zur 
Eognition der requiritenden Behörde und nad Be- 
finden ber ihr vorgefegten Verwaltungsbehörbe zu 
bringen fein. Entſcheidet ſich dagegen das Juftiz- 
minifterium dafür, daß die Requifition ber Preußi⸗ 
ſchen Behörde zurüdzumeifen fei, fo ift damit ohne 
dem jede weitere Beranlaffung zu einer Kognition 
Saͤchſtſcher Gerichtöbehörben in dieſer Angelegenheit 
befeitigt. 

In feinem Falle alfo ift die Möglichfeit gegeben, 
daf der Preußifche Steuerfiscus das Recht auf die 
Erhebung der geforderten Stempelabgabe vor ben 
Saͤchſiſchen Juſtizbehörden klagend zu verfolgen habe, 
weil dieſer Anfpruch nicht auf einem Privatrechts- 
verhältniffe beruht, fondern lediglich öffentlich recht⸗ 
licher Ratur ift und im Civilproceßwege nicht geltend 
gemacht werben fann. 

Aus dieſen Gründen war dem Berlangen bes 
Provocaten Bl. — entjprechend auch das Suchen 
der beiden in Sachſen wohnhaften ‘Provocanten, 
Reinhold Theodor Ehrenfried G.'s und Amalien 
verehel. H., in Betreff deren die vorige Inftanz die 
Klage für zuläffig erachtet hatte, als allhier unftatt- 
haft abzumweifen, während die Frage, ob es nicht 
vielleicht formell richtiger fein würde, ihr Suchen 
als fchlechterbings unftatthaft zu bezeichnen, nad) 
Lage der Sache dahin geftellt bleiben fonnte. In 
Folge ihrer Sachfälligfeit mußten die gedachten bei- 
den Mitprovocanten auch die Proceffoften erfter In— 
ftanz zu ihrem Antheile dem Provocaten zu erftatten 
für fchulbig erachtet werben. 

Dagegen war auf der Provocanten Berufung 
der Befcheid voriger Inftanz im Uebrigen, infoweit 
darin nämlich das Suchen der übrigen ‘Provocanten 
bereits als allhier unftatthaft abgewiefen worden ift, 
und die Letzteren zur Koftenerftattung verurtheilt 
worben find, au beftätigen.” 

Mittelt Inferats hatte aber das Appellationd- 
gericht zu Dresden das Stadigericht zu D. zugleich 
angerwiefen, bevor es auf die BI. — ber Proceßacten 
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erwähnte Requifition des Königl. Preugifchen Kreis- 
gerichts oder fonftige in Betreff der Einziehung oder 
Sicherftelung der dort gedachten Erbſchaftsſtempel⸗ 
abgabe von Königl. Preußifchen Behörden erlaffene 
Requifitionen etwas Weiteres verfüge, Bericht zu 
erflatten. 

Darauf flügten nun Provocanten — von denen 
Mitprovocanten noch überdies gegen die Entſcheidung 
der zweiten Inflanz appellirt hatten — einen An- 
trag and Stadtgericht auf Aufhebung ber Inhi— 
bition unter Bezugnahme darauf, Daß nad) den 
Entfcheidungsgründen zu dem Erfenntniffe des Appel- 
lationsgerichts, 

einer Requifition ausländifcher Berwaltungs- 
behörben, möge diefelbe übrigens auf eine bloße 
proviforifche Bejhlagnahme von Nach— 
laßgegenftänden zu Sicherung einer Abgabe 
oder auf Bollftrefung der Hülfe gerichtet fein, 
ohne Genehmigung bes Juftizminifteriums nicht 
Statt zu geben fei, 
fowie auf die obengedachte Inferatverorbnung. 

Das Stadigericht zu D. refolvirte Berichte: 
erftattung. Die Gfchen Erben flellten nunmehr das 
Erforderliche zur Unterftügung ihres Widerfpruche 
gegen die Anfprüche des Königl. Preußischen Steuer- 
fiscus vor, worauf das Königl. Appellationd- 
gericht zu Dresden am 2. October 1856 ver- 
orbnete: 

„Daffelbe babe auf den Bericht, welchen das 
vormalige Stadtgericht zu D. unter dem 22./28. Juli 
laufenden Jahres in Berfolg des von ben Inteſtat⸗ 
erben G.'s gegen den Fortbeftand der von genann- 
tem Gtadigerichte wegen eines von der Königl. 
Preuß. Steuerbehörbe geltend gemachten, neuerdings 
nad Bl. — flg. der Acten unter G. auf 2000 Thlr. 
—⸗—⸗ herabgefegten Stempelſteueranſpruchs ver⸗ 
fügten Inhibition erhobenen Widerſpruchs erftattet, 
die Sache mittelft Vertrags zur Kenntnif des König- 
lichen Juftigminifteriums gebracht, Letzteres aber 

24. vorigen 
4. laufenden 
Monats Seine Entfchliegung in Bolgendem zu er- 
fennen gegeben: 

Das Königliche Minifterium habe den gebachten 
Widerfpruch für unbegründet befunden. — Daf die 
25,000 Thle. — —⸗ um deren ®erfleuerung es 
fi) gegenwärtig nur noch handele, aus dem Ber- 
mögen ber im Jahre 1838 verftorbenen Ehegattin 
des genannten ®., gebornen von M., herrühren, 
daß dieſe noch zur Zeit ihres Ablebens und bei Er- 
richtung des Bl. — Actor, in beglaubigter Abfchrift 
erfichtlichen Teftaments Preußische Unterthanin ges 
wefen und ihren Wohnfig in Preußen gehabt habe, 


hierauf mittelft Berorbnung vom 





werde nicht befttitten, und gehe aus den fo eben ge- 
dachten Acten Bl. — hervor. 

Nun habe aber die verftorbene ©. in $. 2. des 
gedachten Teftaments ihren Ehemann zwar zum 
Univerfalerben ernannt, dabei aber ausdrüdlich hin- 
zugefügt, daß derfelbe bis zu feinem Tode im Befig 
und in der Nupniefung ihres Vermögens ver- 
bleiben und daſſelbe nach defien Tode anderen PBer- 
fonen, infonderheit. was die fraglichen 25,000 Thlr. 
— —-⸗ betreffe, den gegenwärtigen Impetranten, 
den Inteftaterben ©.'8, zufallen folle. 

Ob G., als Pflichttheilberechtigter,. ſich diefe 
befchränfte Einſetzung gefallen zu laſſen gebraucht, 
fünne dahin geftellt bleiben. Es liege nicht vor, 
daß er derfelben irgend widerfprochen habe; vielmehr 
habe er den Nachlaß feiner Ehegattin in Gemäßheit 
des gedachten Teftamentd angetreten, babe, nad) 
dem eigenen Anführen der Impetranten BI. — Act,, 
die Erbfhaftsfteuer davon nur ald Nutznießer ent 
tichtet, und habe in dem feinerfeits im Jahre 1851 
errichteten Teftamente die obgedachte Verfügung zu 
Gunften feiner Inteftaterben nicht nur ausdrüdlich 
genehmigt, fondern auch noch vervollftändigt. Er 
habe fich daher die etwaige Beichränfung feiner Rechte, 
welche darin liegen möchte, gefallen lafien. 

Die gegenwärtigen Impetranten hätten auf bie 
fraglichen 25,000 Thle. —⸗ —» überhaupt feinen 
andern Anfpruch, ald aus der gedachten, von ©. 
genehmigten, teftamentarifhen Verfügung der Ehe- 
frau des Leptern. Sie müßten ſich daher, abgeſehen 
von den gefeplichen Beitimmungen des Preußifchen 
Rechts, welche die testatrix präfumtiv bei der Er- 
richtung ihres Teftaments im Auge gehabt habe, 
gefallen laffen, daß fie in Gemäßheit jener Ver— 
fügung als die eigentlichen Eigenthumserben anges 
ſehen, und mithin zur Berfteuerung ber fraglichen 
25,000 Thlr. — —» als foldye angehalten würden. 
Sie fuccedirten in diefelben nicht ald G.'s, fondern 
als der G.'in Erben. 

Da nun nad Obigem die legtere als Preußifche 
Unterthanin verftorben fei, und aus diefem Grunde 
von dem Königlih Sächſiſchen Binangminifterium 
nad Bl. — Act. ein Anſpruch auf Entricdytung des 
Erbfchaftsftempels von den fraglichen 25,000 Thlen. 
—-⸗ —« nicht gemacht werde, im Uebrigen aber 
die verftorbene ©. bis zu ihrem Tode auch ihren 
Wohnfig in Preußen gehabt habe, und mithin die 
fraglichen 25,000 Thle. — —» nad) dem Grund— 
fage: mobilia — wozu auch Schuldforderungen 
gehörig — ossibus inhaerent, auch als ein Preußi- 
ſches Nachlaßobject zu betrachten feien, fo fönne 
auch dem Königlich Preußiſchen Staatsfiscus ein 
Anfpruch auf Erhebung der Erbfchaftsftempelfteuer 
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von demfelben nicht abgefprochen werben. Etwaige 
Einwendungen gegen die materielle Begründung 
diefes Anfpruchs nach Preußifchen Geſetzen würden 
lediglich vor den Königlich Preußifchen Verwaltungs» 
behörden geltend gemacht werben müſſen. 

Es werde daher das, Bezirfögericht. zu. D.,. der 
angezogenen. Verordnung des Königlichen Juſtiz⸗ 
minifterii gemäß, angewiefen, den von der Königlid) 
Preußifhen Behörde berechneten Stempelbetrag. von 
den. fraglichen 25,000 Thlen. — —» auf. deren 
Requifition auszuantworten. 

Schließlich habe das Königliche Juſtizminiſterium 
in gedachter Seiner Verordnung noch bemerft: durch 
diefe Ausantwortung werde zwar fowohl die. inzwi⸗ 
{hen verfügte Inhibition,, als auch der. Widerſpruch 
gegen. diejelbe Erledigung finden; allein ein Grund 
zu letzterem liege nad dem Obigen,  abgefehen 
davon, daß von den Impetranten nicht: blos. auf 
Widerruf, fondern bis zur definitiven Entſcheidung 
über den Anfpruch, welche nunmehr erfolgt fei, die 
Genehmigung zur Innebehaltung eines entfprechen- 
den Geldbetrags ertheilt worden, nicht vor. 

Das Minifterium der Juſtiz erachtete ſonach die 
Snhibition der fraglichen 2000 Thle. — ⸗ — x nicht 
nur. formell für begründet, fondern ed ging aud) 
noch weiter, indem es die Ausantwortung des von 
Preußifcher Behörde beanjpruchten Stempelbetrags 
auf deren Requifition anorbnete, welcher Anordnung 
auch auf Antrag des Preußifchen Steuerfiscus rüd- 
ſichtlich 

der Betheiligten Königl. Preußiſchen Staats— 
untergebenen 
gefügt ward. 

Die Sächſiſchen Fideicommißintereſſenten lehn— 
ten dagegen unter Berufung darauf, daß ihnen 
gegenüber die obgedachte Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz die Rechtskraft noch nicht beſchritten habe, 
die Ausführung der Miniſterialverordnung wegen 
des von ihnen beanſpruchten Antheils an den frag— 
lihen 2000 Thlen. — —» ab, diefelbe ward auch 
in deſſen Folge filtirt und von dem Königl. Ober- 
appellationsgericht zu Dresden in einem am 
30. Januar 1857 publicirten Erfenntniffe 

die Entfcheidung der zweiten Inſtanz unter 
Eompenfation der Koften der dritten Inftanz 
beftätigt, weshalb ſich dafjelbe auf folgende Gründe 
ftügte: 
(Schluß folgt in der nächſten Nummer.) 
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Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefeke und Verord⸗ 
nungen. Das 3. und 4. Stück des Geſetz⸗ und Ber- 
orpnung&blatte® für das Königreih Sachſen (vom 
Jahre 1864) enthält: No. 16. Allerhöchſte Verordnung, 
die Publication des von der beutfchen Bunbedverfamm« 
lung wegen @inführung eines proviforifchen Bunbes- 
Berpflegsreglements am 31. December 1863 gefaften 
Befchluffes betreffend, vom 27. Februar 1864. No. 17. 
Bekanntmachung, den Schillerverein zu Leipzig betreffend, 
vom 1. Bebruar 1864. No.18. Deeret wegen Befläti« 
gung der Statuten ber Sächfifchen Gußſtahlfabrik in 
Döhlen bei Dreven, vom 12. Kebruar 1864. No. 19. 
Geſetz, einige Abänderungen des Geſetzes über Erfüllung 
der Milltairpflicht vom 1. September 1858 betreffen, 
vom 23. Februar 1864. No. 20. Ausführungsver- 
orbrung bierzu von bemfelben Tage. No. 21. Aller: 
hochſtes Decret wegen Beflätigung eines Nachtrags zu 
den Statuten der landſtändiſchen Bank des Königlich 
Sachſiſchen Markgrafthums Oberlauflg, vom 8. Februar 
1864. No. 22. Derret wegen Beftätigung der Statuten 
für die Braugenoffenfchaft zu Großenhain, vom 9. Fe⸗ 
bruar 1864. No. 23. Befanntmahung, eine Anleihe 
der Stadt Annaberg betreffend, vom 1. März 1864. 
No. 24. Gefe zur Erläuterung ber Beſtimmung im 
$. 69, 3. des Milltairſtrafgeſetzbuchs vom 11, Auguft 
1855, vom 1. März 1864. No. 25. Geſetz, einige 
Erläuterungen der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung 
betreffend, vom 10. März 1864. — Letzte Abſendung: 
am 24. März 1864. 


Ernennungen, Auſtellungen, Berfegung in 
den Aubeftand ıc. Seine Königliche Majeftät haben 
ben zeitherigen Borftand des Gerichtsamts Dreöden, 
Gerihtsamtmann Hofrat Cduard Morig Thiemann 
zum Geheimen Juftizrathe bei dem Juſtiz-Miniſterium 
zu ernennen und dem Gerichtdamtmann beim Gerichtö- 
amte Schirgiöwalde Felix Bernbarb Lucian Heink bei 
feiner Berfegung in gleicher Eigenſchaft zum Gerichts- 
amte Dredven den GEharafter eines Hofraths in ber 
IV. Klaffe ver Hofrangordnung beizulegen gnädigſt 
geruht. 


Seine Majeflät der König haben ven erflen Secre⸗ 
tair bei der Kreisdirection zu Leipzig, Referendar Breis 


herren von Sedendorf, zum Regierungsaffeflor, ben 
Gendarmerie-Gerretair beim Minifterium bed Innern, 
Berndt, den zweiten Secretair bei ber Kreißbirection 
zu Bubiffin, von TZümpling, und ben Acceſſiſten bei 
ber Kreißbirection zu Dresden, von Harttmann, zu⸗ 
gleich zu Referendaren bei den genannten Behörden zu 
ernennen gerubt. 


Seine Majeftät der König haben dem Geheimen 
Finanzratb Edeln von ber Planig vie machgefuchte 
Verſetzung in Ruheſtand mit der geſetzlichen Penflon, 
unter befonderer Anerkennung feiner langjährigen treuen 
und vorzüglichen Dienftleiftung, allergnaͤdigſt zu bewilli⸗ 
gen gerubt. 


Drden. Seine Majeflät ver König haben dem 
Appellationsrathe, Polizeidirector Mepler zu Leipzig 
die Annahme und das Tragen bed ihm von des Königs 
von Preußen Majeftät verlichenen Kronenorbens 3. Claſſe 
zu geftatten allergnädigft gerubt. 


Seine Majeftät der König Haben gerubt, dem 
Kriegs-Minifterial-Seeretair Walther, in Anerkennung 
feiner langen und vorzüglichen Dienſtleiſtung, bei Ge- 
legenheit feines HOjährigen Dienftjubiläums, das 
Ehrenfreug vom BVerbienftorden allergnäpigfl zu ver 
leihen. 


Seine Majeftät ver König haben allergnäpigft ge— 
rubt, dem flelvertretenden Vorfigenven im Directorium 
der Leipzig ⸗Oresdner Eiſenbahncompagnie, Abvocat 
Dr. Einert, und dem Vorſitzenden des Ausfchuffes 
berfelben, Stadtrath Dr. Vollſack, beide in Leipzig, 
das Ritterkreuz vom Bervienftorben zu verleihen. 


Seine Majeftät der König Haben dem Staate- 
minifter Freiberrn von Beuft die Annahme und Ans 
legung des demjelben von Seiner Kaijerlichen Majeftät 
dem Sultan verlichenen Mejidjid- Ordens J. Claſſe zu 
geftatten gerußt. 


Zodesfälle. Geflorben: am 25. März; 1864 der 
Finanzprocurator, Advocat Auguſt Friedrich Kuhn in 
Chemnitz. 


NRedacteur: Dr. Theodor Tauchnitz 


Offiein der Verlagehandlung. 
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Schluß des ©. 215. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


nl. 

Zwar laͤßt ſich nicht in Abrede flellen, daß das 
Geſetz unter A. vom 28. Januar 1835 zunächft nur 
die Competenzverhältniffe der Juſtiz- und BVBerwal- 
tungsbehörben des Inlandes betrifft, deffen ungeachtet 
find die darin enthaltenen Beftimmungen auch infor 
fern, als bei den zur Frage fommenden Rechtes 
angelegenheiten Unterthanen auswärtiger Staaten 
concurriren, für die Beftimmung des Wirfungss 
freifes der Behörden maaßgebend, weil diefe letz— 
teren bei Ausübung ihrer amtlichen Bunctionen an 
die organifchen Einrichtungen ihres Staates gebun- 
den find und die Grenzen, welche für ihre amtliche 
Thätigfeit beftehen, nicht Üüberfchreiten dürfen. Sind 
nun nad) $. 8. des gebachten Gefeges Streitigfeiten 
über die Berbindlichfeiten zu Staatsabgaben, zu 
welchen die Stempelfteuer, fo weit fie von einem 
Staate erhoben wird, ihrer Natur nach unzweifelhaft 
gehört, der Eognition der Juftizbehörben entzogen 
und den Berwaltungsbehörven zur Entfcheidung 
überlaffen, fo folgt, daß auch dann, wenn ein aus⸗ 
wärtiger Staat einen Anfpruch wegen einer Stempel: 
abgabe geltend macht, die Juſtizbehörden fi zur 
Entſcheidung über dieje außerhalb ihres Wirfungs- 
freijes liegende Angelegenheit nicht für competent hal- 
ten können. 

2. 

Nach dem oben angezogenen Gefege unter A. 
vom 28. Januar 1835 befchränft fi die Competenz 
der Juftigbehörben im Wefentlichen auf die Berhält- 
niffe, welche Privatrechte betreffen. Privatrechte 
find die Rechte und Verbindlichkeiten ber einzelnen 
Bürger, ohne Rüdficht auf die Rechte des Staates 


— fönnen 


und bie ber ER Gemalt. 
diefe Rechte theild aus Normen des Privatredhtes, 
theils aus Normen des öffentlichen Rechtes, wenn 
fhon das erftere vorzugsweiſe die Beftimmungen 
über die Begründung diefer Rechte umfaßt, das 
feßtere dagegen hauptfächlich die Beziehungen auf 


den Staat berüdfichtigt. Zur Competenz der Juftiz- 
behörden gehören aber blos die Privatrechtöverhält- 
niffe, fei es, daß ſolche blos zwiſchen den Bürgern 
des Inlandes unter fich beftehen, fei es, daß dabei 
auch Bürger eines auswärtigen Staates betheiligt 
find. 

Um ein folches Privatrecht, wie es vorauszu⸗ 
fegen ift, wenn die Juftizbehörde zur Cognilion fi 
für berechtigt halten fol, handelt es fich aber nicht, 
wenn ein auswärtiger Staat eine Stempelabgabe 
fordert, die ihm vermöge feiner eigenen Verfaſſungs⸗ 
gefege zufommt. Denn der Berechtigte ift hier nicht 
ein Privatmann, fondern der auswärtige Staat, als 
folder; das Recht, welches geltend gemacht wird, 
befteht hier nicht in einem Privatrechte, fondern 
einem Hoheitsrechte; die Quelle des Anſpruchs end- 
lich bildet bier nicht ein Geſetz, durch welches der 
Rechtazuftand der einzelnen Bürger regulirt oder 
gefichert werden foll, fondern eine Berwaltungd- 
anordnung, welche eine fefte und beftimmte fein, eben 
fo gut aber auch auf befonderen Inftructionen und 
einzelnen für den concreten Fall erteilten Borfchriften 
beruhen kann. 


’ 3. 

Wollte man die Entjcheidung über eine von 
einem auswärtigen Staate verlangte Stempelabgabe 
vor das forum der Auftigbehörden des Inlandes 
ziehen, fo würde es an allen und jeben Normen feh- 
fen, welche dabei zur Anwendung zu bringen wären. 
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Die Gefege des Inlandes über die Stempelfteuer 
könnten nicht maaßgebend fein, weil fie blos für das 
Inland gelten. 

Auf die Gefege des Staates, welcher auf die 
Abgabe Anfpruch macht, fönnte nicht gurüdgegangen 
werden, weil ſolche als bloße Berwaltungsgefege für 
den inländifchen Richter nicht bindend fein könnten. 
Allgemeine Grundfäge über die Stempelabgabe be- 
ftehen nicht, und können nicht beftehen, weil es dabei 
blos auf Gründe der Zweckmaͤßigkeit anfommt, über 
welche die oberfte Staatögewalt zu uriheilen und 
durch die Berwaltungsbehörben, ald ihre unmittel- 
baren Organe, zu disponiren hat. Bon einem Ein- 
verftändniffe der Interefjenten über die Anwendbar- 
feit der ausländifchen Geſetze über die Stempelabgabe 
fann enbfi wegen der Unterſcheidungsmerkmale, 
welche das eigenthümliche Weſen des öffentlichen 
Rechtes im Gegenfage zu dem Privatrechte bilden, 
feine Rede jein. 

4. 

Ein Bedürfniß, die Rechte der Inländer. gegen 
Anfprüche auswärtiger Staaten wegen der Stempel- 
abgabe durch Geftattung einer !Brovocationdflage 
wegen lepterer zu fichern, liegt ebenfalld nicht vor. 
Denn die Borfchriften, welche das öfterd gedachte 
Geſetz unter A. vom 28. Januar 1835 über bie 
Verbindlichkeit der Fuftigbehörden zur Bollftrefung 
der Gntfcheidungen der Berwaltungsbehörden ent 
hält, beziehen fich blos auf das Inland. Eben fo 
wenig leidet ber im Jahre 1839 wegen 8eiftung ge 
genfeitiger Rechtshuͤlfe zwiſchen der Krone Sachſen 
und der Krone Preußen gefchloffene, durd) die Ber 
orbnung vom 20. December 1839 befannt gemachte 
Staatövertrag auf öffentliche Abgaben Anwendung. 
Es ift daher der Fall ganz ausgefchloffen, daß 
auf Requifitionen Preußifcher Steuerbehörden von 
Seiten der inländischen Juftizbehörden irgend eine 
Verfügung getroffen werden könnte, zu deren Erlebis 
gung es einer Provocation des Preußiſchen Steuer 
fiscus bebürfen follte. 


b. 

Eine YJuftizbehörde kann zur Entſcheidung in 
einer gewiſſen Angelegenheit nicht berechtigt fein, 
entweder, weil ihr bie Rechtöpflege in der fraglichen 
Art von Sachen nicht zufteht, oder, weil ihr die 
Ausübung der ihr zuftändigen Gerichtöbarfeit in dem 
gerade vorliegenden conereten Falle nicht zufommt. 
Im legteren Falle kann der Mangel der Eompetenz 
durd ein Compromiß der Parteien, wenigftens der 
Regel nach, gehoben werben. In dem erfteren Falle 
iſt ein ſolches Compromiß ausgeſchloſſen. So viel 
den vorliegenden Fall betrifft, ſo liegt der Grund 
der Incompetenz darin, daß die Juſtizbehörden uͤber 





bie zur Sprache gebrachte Rechtsſtreitigkeit feine Ge— 
richtöbarfeit haben. Es fann daher auf die Erflä- 
rung des Provocaten BI. —*) aus diefem Grunde 
fein entfchievened Gewicht gelegt werden. 

6 


Ob die inländifche Steuerbehörbe, wenn fie von 
der ausländifchen Steuerbehörde wegen Einziehung 
einer Stempelfteuer requirirt wird, diefer Requifition 
fih gemäß zu bejeigen habe, dies ift eine Frage, 
deren Beantwortung nicht hierher gehört. Eben fo 
wenig liegt eine Beranlaffung vor, fi ſchon jetzt 
darüber ausdzufprechen, ob, wenn der Preußifche 
Steuerfiscus beim Königl. Saͤchſiſchen Juſtizmini— 
fterium auf Einziehung der fraglichen Stempelabgabe 
antragen und letzteres dieſem Antrage mit Rüdjicht 
auf die Analogie der von der vorigen Inftanz BL. — 
angegebenen Geſetze fügen follte, die Juftigbehörbe 
der Hülfsvolftredung fich unmeigerlich zu unterziehen 
haben würde. 

Aus diefen Gründen hat man bie vorige Ent- 
ſcheidung beftätigt. Da jedoch die Beurtheilung ber 
Sade zweifelhaft war, auch die Entjcheidungen ger 
wechjelt hatten, fo mußten die Koften der gegenwär- 
tigen Inftanz compenfirt werben.” 


45. 


Vertragsabſchluß durch Stellvertreter, Inter 
ceffion, Greditauftrag. — Unftatthaftigfeit des 
Eidedantrags über dad Anführen, e8 habe Jemand 
mit einer Firma contrahirt, oder Waaren an eine 
Firma ıc. geliefert. — Ueber die Bezeichnung 
„Werkführer einer Fabrik”. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in 2. 


Der Inhalt der in erſter Inftanz theilweife auf- 
recht erhaltenen, in den höhern Inftangen jedoch 
durchgaͤngig unfchlüfig befundenen Klage, fowie des 
abgefehten Berfahrens ergiebt fi, foweit es von 
Intereffe ift, aus den nachftehend mitgetheilten Er— 
fenntniffen zweiter und dritter Inſtanz. Einſender 
theilt diefelben daher ohne Weiteres mit: 

I. Urthel des Königl. Appellationsgerichts 
zu Leipzig (Juli 1862): 

„Dieweil der zweiten und dritten, auf Abweifung 
der bei dem zweiten Klagepunfte ex jure cesso der 
verw. P., verw. gewefene H—I, geltend gemachten 
actio venditi gerichteten Beichwerde des Bellagten 


*) wonach derſelbe fich zur Anfiellung ber Hauptflage bereit 
erflärt hatte. 





DB. — rechtliche Beachtung nicht gu verfagen ges 
weien, da ; - 
nad der Sachdarſtellung in der Klagefchrift Bl. — 
angenommen werben muß, daß ber behauptete Hauf- 
abſchluß, ſowohl was bie in. der Rechnung sub B. 
sub no. 1. 2. 2b. und 3., ald auch bie in der nän- 
lichen Rechnung sub no. 4— 15. verzeichneten Quan⸗ 
titäten Cigarren anlangt, durch mündliche Beredung 
des Beflagten und des DI. — genannten Earl 9. 
erfolgt fein joll, ö 
die Klage eben fowohl die Behauptung, daß H. bei 
der Vereinbarung biefer Kaufgefchäfte dem Beklagten 
ausvrüdlih, er contrahire im Auftrage und für 
Rechnung ber verw. H—l, erflärt, als auch die 
Bezugnahme auf fonftige Vorgänge vermiffen läßt, 
welche, deren Berität vorausgefegt, als geeignet 
betrachtet werben bürften, bie Folgerung zu recht 
fertigen, e8 habe dem Beklagten ein Zweifel darüber 
nicht beigehen fönnen, daß nicht das Vermögen H.'6, 
fondern das Vermögen ber verw. H—l dasjenige fei, 
welches ihm mit der actio emti haften, und dem er 
feinerfeits mit der actio venditi verhaftet fein ſolle, 
3. 
die Klage zwar folgende Anführungen enthält: 

3) 9. fei zur Zeit der Kaufabſchluͤſſe Werkführer 
ber verw. H—I, und biefe Inhaberin derjenigen 
Gigarrenfabrif gewefen, welche damals unter ber 
Firma I. J. H—l zu R. mit obrigfeitlicher Eoncef- 
fion beftanden habe (p. 1. c. 72. 73. und 67 —69.), 

b) die H—I habe die bei den Kaufabfchlüffen 
von H. angenommenen Beftellungen genehmigt (p. 1. 
e. 70. 71. 74. und 90. 92.), 

ec) bie Beftellung der in der Rechnung B. sub 
4—15. aufgeführten Quantitäten Eigarren habe 9. 
für die Birma I. 5. H—I angenommen (p. l. c. 90. 
und 91.), 

d) die Rechnungspoften aub no. 1.2. 2b. und 3. 
babe Bellagter von der verw. gewefenen H—l em» 
pfangen (p. 1. c. 63. 75. 76.) und 

e) Bellagter habe auf feine Gefammtjhuld an 
1429 Thle. 7 Ngr. — den Betrag von 366 Thlen. 
8 Rgr. —» zu ben unter ©. verzeichneten Zeiten, 
„für Rechnung der Frau H—I und nach deren Ber- 
orbnung & Conto“ bezahlt (p. 1. c. 117. 119. 120, 
121. und 122.); 

feine diefer Anführungen jedoch geeignet erfcheint, 
das sub 2. hervorgehobene Bedenken gegen die Statt» 
haftigfeit der Klage zu befeitigen und die Entſtehung 
eines Obligationsnerus zwifchen ber verw. H—I und 
dem Bellagten, welche der legtere allenthalben, und 
mit dem befonderen Zufage geleugnet bat, daß er 
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niemald mit der verw. H—I ober deren Babrif- 
geihäfte, fondern ftets nur mit dem Gigarrenfabri- 
fanten 9. auf die vorgängige ausdrüdliche Mitthei- 
lung deſſelben, „er babe fich felbft etablirt und bitte 
ihn mit einem größeren Auftrage zu beehren”, contra⸗ 
birt habe (BI. —), in foplüffiger Weife darzulegen, 
und zwar das Anführen 

sub a. aus dem zweifachen Grunde, einmal weil 
die Bezeichnung „Werkführer” nicht ausreicht, eine 
Präfumtion für die Eriftenz einer lex praepositionis 
zu rechtfertigen, welche dem mehrernannten H. zu 
dem Abſchluſſe von Lieferungsgefchäften für feine 
Dienſtherrſchaft ermächtigt babe, und ſodann, meil 
die Berufung darauf mangelt, daß ber Bellagte — 
welcher dies Bi. — ausddrüdlich verneint — bei der 
Bereinbarung der ftreitigen Kaufgefchäfte von der ge- 
dachten Stellung H.'s als Berkführer der H—l'ſchen 
Fabrif Kenntniß gehabt, und auf welche Weife er 
felbige erlangt habe; 

das Anführen 

sub b., weil es als Schlußfolgerung aus uner- 
wähnt gebliebenen factifchen Specialitäten fich für 
den gebrauchten Eidesantrag nicht eignet, und Übers 
dies in materiellsrechtlicher Hinficht irrelevant if, da, 
wäre von H. in eignem Namen, und nicht in erflär« 
tem Auftrage der verw. H—l mit dem Bellagten 
contrahirt worden, eine Genehmigung der ernannten 
H—t für fi allein und ohne den Hinzutritt einer 
Geffion der von H. erworbenen Klagerechte oder 
anderer contractlicher Vorgänge in feiner Weife die 
Wirkung hätte Außern fünnen, für die H—I ein 
Klagerecht gegen den Beklagten zu ſchaffen; 

das Anführen 

sub c., weil es nicht mit Sicherheit erfennen 
läßt, ob damit eine ausbrüdliche Erklärung H.'s, 
„er nehme die Beftellung für die Firma I. 5. H—I 
an”, bezeichnet fein folle, oder ob ed nur eine eins 
feitige Schlußfolgerung des Klägers enthalte, mithin 
auch bei diefem Satze den befannten Requifiten 
einer Gewiſſensklage nicht genügt worden ift; 

das Anführen 

sub d., weil ohne den Nachweis, daß bie betref- 
fenden Kaufgefhäfte von H. in erflärtem Auftrage 
ber verw. H— vereinbart worden jeien, und daß 
daher der Beflagte lediglich die letztere als feine Mit- 
contrahentin zu betrachten gehabt habe, ber Umftand, 
daß die Lieferung der erfauften Waare nicht von 9. 
felbft, fondern von einer dritten Perſon bewirkt wor- 
den, felbft wenn er in Wahrheit beruhte, nicht qua- 
lifieirt fein würde, ein zu Geltendmadhung ber actio 
venditi berechtigendes Obligationsverhältniß zwiſchen 
biefer dritten Perſon und dem Beflagten zu erzeugen, 
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zu gefchwweigen, daß nähere Angaben darüber, ob bie 
Zufendung mit einer Bactura der Firma J. F. H—I 
begleitet gewefen fei, ober ob die verw. H—l ſich 
hierbei dem Bellagten fonft als diejenige Perfon, 
welche die Lieferung bewirfe, zu erfennen gegeben 
habe, fehlen, und daher der nöthige Aufichluß dar 
über mangelt, ob das Vorbringen sub d. nicht eben- 
falls nur eine einfeitige Schlußfolgerung des Klägers 
enthalte; 

endlich das Anführen 

sub e., weil daffelbe, da die dabei einſchlagenden 
thatfählichen Vorgänge gänzlich verfchwiegen geblies 
ben find, unzweifelhaft für den gebrauchten Eides— 
antrag ungeeignet it, ald weshalb die Frage dahin 
geftellt bleiben kann, ob diefes Anführen bei einer 
fpeciellen Faffung, und angenommen, es berubte in 
Wahrheit, die Folgerung rechtfertigen könnte, ber 
Beklagte habe durch die an die H—I, beziehentlich 
nad) deren Anweifung geleifteten Zahlungen factifch 
anerfannt, daß die legtere in Betreff aller in ber 
Klagebeilage B. erwähnten Kaufgeſchaͤfte diejenige 
Berfon fei, welcher er mit der actio venditi obligirt 
mworben; 

im Uebrigen 


in Betreff der Bemerkungen Bl. — annoch befonders 
hervorgehoben werden mag, daß, wenn 9. die frag« 
lichen Lieſerungsgeſchaͤfte wirklich in der Abficht, die 
verw. H—I verbindlich zu machen, bezichentlich für 
diefelbe die actio venditi zu erwerben, abgefchloffen, 
und die H—l biefe Gejchäftsführung genehmigt, 
H. aber verabfäumt hätte, bei dem Bertragsabfchlufie 
dem Bellagten zu erklären, baß er nicht in eigenem 
Namen, fondern als Stellvertreter der H—I und für 
deren Rechnung contrahire, der Beflagte fi einen 
nachträglichen Eintritt in die zwifchen ihm und 9. 
entfiandene obligatio nicht würde gefallen zu laffen 
brauchen, da für feine Willensbeftimmung bei dem 
Abſchluſſe der ftreitigen Kaufgeſchaͤfte, mit Rüdficht 
auf Gegenanfprüde und fonft in verfchiedenen Bes 
siehungen, die Frage von wefentlichem Einfluffe fein 
könnte, ob er mit der actio venditi der H—l oder 
dem angeblichen Stellvertreter derfelben, H., verhafs 
tet werbe, foldhenfalld es vielmehr einer befonderen 
Ceſſion dieſer Klage Seiten H.'s an die HAl bedurft 
haben würde, um der legteren ein Alagerecht gegen 
den Bellagten zu verſchaffen, eine Geflion, die, wäre 
fie erfolgt, die Rechtslage des legteren um beswillen 
nicht ungünftiger hätte geftalten fönnen, weil bems 
felben einerfeitd das Befugniß, gegen bie von ber 
H—I, und nunmehr dem Kläger als deren Eeffionar, 
erhobene actio venditi aus der Perſon H.'s zu ercis 
piren, anderer Seits das Recht verblieben fein würde, 


mit der actio emti nad) wie vor unmittelbar gegen 
H. vorzugehen; 

fo ift e8 bei dem Bl. — zu lefenden, am 12. Fe— 
bruar 1862 publicirten Erkenntniſſe, infoweit darin 
ber bei dem zweiten Klagepunfte geltend gemachte 
Anfpruch für fchlüffig begründet erachtet, demgemaͤß 
die Entſcheidung von Ableiftung des einen oder ande- 
ren der Bl. — geförmelten delata unter Borbehalte 
der Eidesrelation oder Gewiſſensvertretung abhängig 
gemacht und der Kläger nur für den Fall der Leiftung 
des einen oder anderen der vorerwähnten Eide zu 
Erftattung der Proceßfoften verurtheilt worben ift, 
auf das zweite und dritte Gravamen des Beklagten 
BI. — nicht zu lafjen, fondern es hat Klägerd Suchen 
auch rüdfichtlic) des zweiten Klagepunftes in ber 
angebrachten Maaße nicht ftatt, und ift der Kläger 
dem Bellagten bie in erfter Inftanz aufgelaufenen 
Koften fchlechterbings zu erftatten ſchuldig. 

Dahingegen ift fothanes Erkenntniß, infoweit 
darin die Klage bei dem erften Klagepunfte ald un« 
ftatthaft begründet zurüdgewiefen worden, mit dem 
Bemerken, daß 


aa. 
nach Anficht der gegenwärtigen Inftanz das BI. — 
vorgetragene Abkommen, fo weit es überhaupt vers 
ftändlich iſt, und fo viel die nach dem 28. Mai 1856 
angeblich gelieferten Tabafe anlangt, bei dem ber 
Kläger günftigften Auslegung ſich lediglich als ein 
zwijchen den Barteien vereinbarter, auf eine obligatio 
futura gerichteter Interceffiondvertrag auffaflen läßt, 
d. h. als ein Vertrag, wonach ſich der Bellagte an- 
heifchig gemacht haben foll, als Intercedent für dies 
jenige KRaufgelderfchuld zu haften, welche zur Ent« 
ftehung gelangen würbe, wenn über die Bl. — näher 
bezeichneten Duantitäten Tabak (18 Centner Amba- 
lema und 37—40 Gentner Brafiltabad) zu ben 
fol. — eit. gedachten Preifen und dafelbft erwähnten 
Bedingungen ein Kaufgefhäft zwifchen der verw. 
H—! und dem Kläger zur Perfection und Ausfuͤh— 
rung fommen follte, in welcher Beziehung es genügt, 
darauf zu verweifen, daß der Kläger ſelbſt BI. — 
bie Firma 3.5.9 —I, als deren Inhaberin er Bl. — 
die Wittwe H—l angiebt, als die Schulpnerin des 
Kaufpreifes für die nach dem Abfchluffe jener Ueber: 
einfunft in der Zeit vom 31. Mai bis 15. September 
1856 angeblich gelieferten Quantitäten Tabaf, und 
den Bellagten Bl. — ald den Garanten diefer Liefe- 
rungögefchäfte bezeichnet, der Satz: „er erfuche den 
ernannten H. für die Firma I. 5. H—I x. abzu⸗ 
laffen“, Bl. — im Zweifel von der Aufforderung, 
ein Kaufgefchäft mit diefer Firma zu vereinbaren 
und zu tealifiren, zu verftehen ift, und die unflaren 
Worte: „nad Höhe des bedungenen Preifes”, 
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‚ferner: „bie bedungene Zahlungsfrift”, Bl. —, 
deren fich der Beflagte der Darftellung nach bei der 
Bertragsofferte bedient hat, follen fie dem Zufammen- 
hange nach einen Sinn gewähren, eben nur auf dies 
jenige Preishöhe und diejenige Zahlungsfrift bezogen 
werben fönnen, welche er, der Beklagte, ſich als die 
der Wittwe H—l zu verwilligende bebinge, und 
welche zwiſchen dem Kläger und ber leßteren zu ver⸗ 
einbaren fei, folle fein, Bellagtens, Interceffionsver- 
fprechen wirkfam werben, 

bb. 

jwar von einem Gingehen auf die Frage, ob bie 
sub aa. gedachte Interceffion als eine cumulative 
Principalinterceffion, oder nur als Bürgfchaft, oder 
ald mandatum qualificatum zu betrachten fei, abge: 
fehen werden fann, weil, felbft wenn man Bürgfchaft 
oder qualificittes Mandat annehmen wollte, der Be- 
Flagte, da er ben behaupteten Interceffionsvertrag 
ad p. 1. c. 5 flg. BI. — feleugnet hat, nicht beredh- 
tigt fein würde, die BI. — sub c. herworgehobene 
exceptio excussionis mit Erfolge geltend zu machen 
(zu vergl. bie in dem durch die Zeitfchr. für Nechtspfl. 
u. Berw., R. F. Bd. 11. p. 275 flg. veröffentlichten 
Erkenntniffe des Königl. Oberappellationsgerichts 
dargelegten, auch von der gegenwärtigen Inftanz be 
folgten Grundſaͤtze), jedoch 

co 
die auf Erfüllung des Interceffionsverfprechens ger 
richtete Klage in Betreff der sub aa. gedachten 
Rechnungspoften, auch abgefehen von dem in erfter 
Inſtanz hervorgehobenen Grunde, ſchon deshalb als 
unfhlüffig fundirt erfcheint, weil nach der in ber 
Klage enthaltenen Sachdarſtellung jenes Berfprechen 
bed Bellagten, angenommen, es wäre eriheilt wor⸗ 
den, nur unter der Borausfegung ein Hagbares wer: 
ben fonnte, daß die obligatio principalis, auf welche 
fi der Interceffiondvertrag bezog, wirklich zwifchen 
dem Kläger und der verw. H—I, als Inhaberin der 
Firma J. 8. H—l, zur Perfection und Realifirung 
gelangte, und überdies der Kläger die adp.l.c. — 
Bl. — erwähnte Bedingung*), von welcher nad) der 
eigenen Angabe deſſelben der Beflagte die Verbind— 
lichkeit feines Interceffionsverfprechens abhängig ges 
macht hat, erfüllte, nun aber 
@) das Anführen adp.l.c. —, 

„Kläger lieferte an die Firma J. 5. H—l auf 

deren Erſuchen die in der Rechnung sub A. 

verzeichneten Quantitäten Tabale zu den daſelbſt 

angegebenen Zeiten und Preifen”, 
im Unflaren läßt, mit welchet phyfifchen Perfon die 


*) daß Deflagtem angezeigt werben müffe, wenn bie verm. 
9 1 mit ihren Ratenzahlungen innehalte, 


behaupteten Kaufgefchäfte vereinbart, und ob der Eon» 
fens über Waare und: Preishöhe durch ausprüdliche 
Deredung, ober ober factiſch durch Zufendung mit 
gleichlautender Factura und Annahme, ober: durch 
Verbrauch der auf Beitellung, gelieferten, und nach⸗ 
träglich zu. den geſchaͤftsuͤblichen Preiſen berechneten 
Waare erzielt worden fein foll, ein derartiges mehr- 
deutiges, unbeftimmtes und: lediglich als eine Schluß⸗ 
folgerung aus unerwähnt gebliebenen. thatſächlichen 
Borgängen fich darſtellendes Vorbringen ſich befannt- 
lich für den: gebrauchten Eidesantrag nicht eignet 
und dieſer Mangel in dem gegenwärtigen Falle um 
fo bedeutfamer hervortritt, als nach Beſchaffenheit 
der aus den Parteiverhandlungen ſich ‚ergebenden 
Streitpunfte die Aufgabe des Klägers weſentlich 
darin beftand, fpeeiell und klar darzulegen, daß der 
Beklagte rüdfichtlich -der in der Nechnung A, erwaͤhn⸗ 
ten Kaufgeichäfte mit der ald Inhaberin der Firma 
3. 8. HA bezeichneten verw. H—l, nicht aber mit 
dem in ber Klage vielfach genannten Garl 9. in 
einen Obligationsnerus getreten ſei, 

weiter 

P) die Bezugnahme darauf, daß ber Kläger dem 
Beflagten nad) jedesmaligem Ablaufe der viermonat- 
lichen, von den BI. — angegebenen einzelnen Liefe— 
rungstagen zu berechnenden Friſt angezeigt, Die 
Witwe H—I habe die betreffende Poft unberichtigt 
gelaffen, gänzlich fehlt, und von felbft einleuchter, 
daß die allgemein gehaltene und für den Eidesantrag 
ebenfalls ungeeignete Bemerkung ad p.1. ce. 50—56.**) 
Bl. — diefen Mangel nicht erfegen kann; 


dd. 
was die drei erften Poften der Rechnung sub A. 
Bl. — anlangt, die vorftehend sub cc. «. hervor- 


gehobene Unzulänglichfeit der Begründung ber Klage 
hier ebenfalls einfchlägt und überdies die Klagefchrift 
einen fichern thatfächlihen Anhalt vermiffen läßt, 
um das behauptete Interceffionsverfprechen auch auf 
jene drei Poſten beziehen zu können; 
endlich 
ee. 

da die vorftehend herworgehobenen Erwägungen ge— 
nügen, um die erfolgte Abweijung der Klage bei. 
dem erſten Klagepunfte zu rechtfertigen, es nicht einer 
Aufzählung der übrigen Mängel bedarf, an benen 
die leßtere leidet, und die fich bei einem Eingehen 
auf Einzelheiten und aus dem Inhalte der Replifs 
fehrift ergeben, 


**) daß Kläger von biefem Umfianbe (ba bie Empfängerin 
feine Zahlung geleitet) den Beklagten in Kenntniß gejept, 
ihm auch bereits unter bem 1. October und 22. Rovember 1856 
Rechnung gefenbet und furz vor Weihnachten befielben Jahres 
wiederholt um Ausgleichung feines Guthabens erfucht habe. 


det von dem Kläger eingewenbeten Berufung uns 
geachtet zu betätigen, und erledigt fich hierdurch zugleich 
das erfte Gravamen des Beklagten BI. — 10." 
U. Entfheidungsgründe zu dem confirma- 
torifhen Urthel des Königl. Oberappella- 
tionsgerichts zu Dresden (December 1862): 


L 
Den erften Klagpuntt betreffend. 

Der Kläger hat ſich in feiner Deductionsfchrift 
Bl. — zunäaͤchſt damit befchäftigt, die Gründe zu 
widerlegen, aus welchen in erfter Inftanz fein Suchen 
bei diefem Klagpunfte in der angebrachten Maaße 
abgewiejen worben ift. Das Königliche Oberappella- 
tiondgericht befolgt nun allerdings die Anficht, daß 
bei dem Handel nach Probe der Verkäufer zur Be— 
gründung der actio venditi bie probemäßige 
Lieferung in fchlüffiger Weife zu behaupten und ein- 
tretenden Falls nachzuweiſen hat. 

Annalen des Königlichen Oberappellationsgericdyts, 

Bd. I. S. 555. Br. IV. ©. 111. 

Die Behauptung des Klägers aber, daß diefer Nadh- 
weis im vorliegenden Falle entbehrlich gewefen fein 
würde, weil er ſich darauf bezogen, daß die Empfän- 
gerin die Waare ohne Ausftellung angenommen, und 
der Beklagte felbft erft im Jahre 1857, nachdem bie 
gelieferten Blättertabafe zu Cigarren verarbeitet 
worden, gegen dieſe Ausftellungen erhoben habe, 
beruht auf der Borftellung, daß der Bellagte die 
Tabakblätter von dem Kläger erfauft und ber leptere 
fie nur, auf Veranlaſſung des Bellagten felbft, an 
die Firma I. F. HAl in R. abgeliefert habe, wäh- 
rend fich ein ganz anderer Standpunft für die Beant- 
wortung diefer Frage ergiebt, wenn man das in ber 
Klage sub L geſchilderte Rechtsgefhäft nicht als 
einen zwijchen dem Beflagten ald Käufer und dem 
Kläger ald Verkäufer der in der Klagbeifuge A. 
Bl. — in Verbindung mit BI. — fpecificirten Quan- 
titäten Tabak abgejchloffenen Kauf, fondern, mit der 
vorigen Inftanz, ald einen Interceflionsvertrag aufs 
faßt. Und diefe Auffaffung hat man auch in gegen- 
wärtiger Inftanz nad den eigenen Angaben des 
Klägerd BI. — über den Inhalt der am 28. Mai 
1856 zwifchen dem Kläger und dem Beklagten im 
Beifein H.'8, deſſen Eigenfchaft als Werfführer der 
verwittwet gewejenen H—I (anderweit verwittwete P.) 
bier allerdings von feinem wejentlichen Einfluß ift, 
Rattgefundenen Verabredung für die richtige anerfen- 
nen müffen. Der Bellagte foll nämlich bei dieſer 
Gelegenheit dem Kläger eröffnet haben, daß er dieſem 
H. für die unter der Firma 3. F. H— beſtehende 
Eigarrenfabrif eine Beftellung von 300,000 Stüd 
Eigarren gegeben habe; um fich nicht nur bie uns 
unterbrochene Lieferung, fondern auch die gleichmäßige 
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Beſchaffenheit des Materials thunlichſt zu fichern, 
habe Beklagter den Klaͤger erſucht, an ernannten 
H. für die Firma J. F. H—I zu dem angegebenen 
Zwede die Bl. — gedachten Quantitäten Ambalema- 
und Brafiltabaf zu den dort gedachten Preifen ab» 
zulaſſen; er mache fich dagegen verbindlich, für die 
richtige und pünftliche Bezahlung der Preiſe aufzu- 
fommen, indem er verfpreche, felbft die Zahlung 
zu leiften, wenn die Witwe H—l die bebungene 
Zahlungsfrift, vier Monate nach Empfang der Waare, 
nicht einhalten follte. Schon die Behauptung, daß 
ber Beklagte den Kläger erfucht habe, einer dritten 
Perſon, nämlich der Inhaberin der Firma H—, 
eine Quantität Tabak für beftimmte Preife zu liefern, 
fchließt die Annahme, daß er diefen Tabak für feine 
PBerfon von dem Kläger zu faufen beabfichtigt 
babe, deshalb aus, weil fie nicht den Willen, als 
Selbftfäufer aufzutreten, fondern nur die Auffordes 
rung, einen Kauf über eine gewiffe Gattung von 
Waaren nad) beftimmten Quantitäten und Preiſen 
mit einer dritten Perſon abzufchließen, diefe Auffor- 
derung aber nach der Meinung des. Königlichen 
Oberappellationsgerichts ganz deutlich enthält. Hat 
der Beklagte dem Kläger hierbei eröffnet, daß er ber 
reits eine Beitellung von 300,000 Stüd Eigarren 
bei der Firma H—l gemacht habe, und daß ihm 
daran gelegen fei, daß die Lieferung ununterbrochen 
und mit thunlichſt gleichmäßiger Befchaffenheit des 
— zur Fabrication der beftellten Gigarren zu vers 
wendenden — Materials erfolge, fo ift damit nur, 
wie auch die Klage felbft Bl. — bezeichnet, das 
Motiv jener Aufforderung und der dabei nach Bl. — 
ausdrüdli übernommenen Haftung für die richtige 
Bezahlung der Kaufpreife angegeben und zugleich 
das Intereffe nachgewiefen, welches der Beflagie 
daran hatte, daß der Kläger die gewünfchte Lieferung 
an bie verwittwete H—I übernahm, 

Eben fo beftimmt, ald die Aufforderung, mit 
einer dritten Perfon zu contrahiren, den Willen, dies 
fen Vertrag felbft einzugehen, ausfchließt, würde die 
Zufage, für die richtige und pünftliche Bezahlung 
der Kaufpreife aufzufommen und ein zu diefem Behufe 
abgegebenes Berfprechen, die Zahlung felbft zu lei— 
ften, wenn die verwittwete H—l die bebungenen 
Zahlungsfriften nicht innehalte, darauf hinweifen, 
daß nur ein Interceffionsvertrag beabſichtigt worben 
fei. Man fann diefe Interceffion als: eine ſolche 
betrachten, welche in der Form eines Mandates er- 
folgt ift, 

vergl. Puchta, Pandecten, $. 326. 
denn das mandatum qualificatum (der Grebitauf- 
trag) befteht eben darin, daß Jemand in feinem In- 
terefe den Andern auffordert, ein Rechtsgefchäft mit 





einer dritten Perfon einzugehen und biefer dabei 
Eredit zu geben. 

1.6. 8. 4., 1.12. 8. 13. 14., 1.32. D. mand. 

(17. 1.) 

88. 5. 6. J. de mand. (3. 26.) 

von Keller, Pandecten, $. 316. 
Es fann aber auch, wenn man das entjcheidende 
Gewicht auf das ebenerwähnte Verfprechen legt, und 
berücfichtigt, daß allem Anſcheine nach die verwitt- 
were H—l mit dem Kläger wegen ber betreffenden 
Tabafslieferungen bereits in Unterhandlung geftan- 
den haben mag, das BI. — behauptete Rechtsgefchäft 
zwiſchen dem Beklagten und dem Kläger in feiner 
Geſammtheit als ein gewöhnlicher Interceffionsvertrag 
des heutigen Rechtes aufgefaßt werben, bei welchem 
ſich der Bellagte verpflichtet haben würde, für eine 
zufünftige Berbinblichfeit der verwittweten H—I gegen 
den Kläger einzuftehen. Daß auch, außer dem Falle 
eines Grebitmandats, wegen einer noch nicht vor« 
handenen, fondern erft noch in Ausficht ftehenden 
Verpflichtung intercedirt werben Eönne, ift nicht zu 
bezweifeln, 

1. 41. pr. D. de fideijuss. (46. 1.) 

1.3. 8. 4. D. de administrat, rer. (50. 8.) 

von Keller, I. c. $. 288. 
nur verfteht es fich, wie bereits in voriger Inftany 
bemerflich gemacht worden ift, von felbft, daß die 
Verbindlichkeit der Intercedenten ſolchenfalls erft mit 
dem Entftehen der künftigen Obligation in Wirkſam⸗ 
feit tritt. 

An diefer Auffafjung des in der Klage vorgetras 
genen Rechtögefhäfts vermögen auch die an fich 
etwas ungenauen Worte: „wenn bie verwitiwete 
H—! die bedungenen Zahlungsfriften nicht inne 
halten follte”, etwas nicht zu ändern. In dem Zu: 
fammenhange, in welchem biefelben gebraucht worden, 
und bei der Verbindung, in welche fie mit der vers 
wittweten H—I, an welche der Tabak abgelaffen 
werben follte, gebracht worben find, unterliegt wenig⸗ 
ftend die Annahme gar feinem Zweifel, daß fie nur 
auf eine der H—I zur Bezahlung der Kaufpreife für 
die an fie zu liefernden Quantitäten Tabak, aber 
in feinem Falle auf eine dem Beklagten zur Bezah— 
lung der von ihm bei der Firma H—I (angeblich) 
beftellten Cigarren ertheilte Zahlungsfrift bezogen 
werden dürfen. Das Ungenaue der Darftellung und 
beziehentlich der Ausdrudsweife liegt nur darin, daß 
in der Klage der Lieferungsvertrag zwifchen H. als 
Stellvertreter der verwittwet gewefenen H—I und 
dem Kläger noch nicht als ein perfect zu Stande ge- 
fommener, fondern als ein noch abzufchließender dar⸗ 
geftellt wird. Indeſſen läßt fich nach der fchon oben 
erfolgten Andeutung und mit Berüdfichtigung der 
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Niederfchrift diefer anſcheinende Widerfpruch durch 
bie fehr nahe liegende Vorausſetzung erflären, daß 
zwifchen der verwittweten H—I, welche nad Bl. — 
noch vor dem 28. Mai 1856 eine Quantität Tabat 
vom Kläger zur Probe empfangen und zu Eigarren 
verarbeitet haben fol, und dem Aläger über bie Lie- 
ferung einer größern Quantität davon, den Preis 
und die Zahlungsftiiten bereitd eine vorläufige, dem 
Abfchluffe nahe Verabredung ftattgefunden habe. 
Im Weſen das Nämliche gilt auch von der gleich 
darauf folgenden Stelle ver Klage, wo es heißt, der 
Beklagte habe fih die Bedingung geftellt, daß H.'n 
geftattet werde, bie erfaufte ‘Partie (Tabaf) in monat» 
lihen Raten zu entnehmen, wobei hinwieverum Bl. — 
die H—l als Empfängerin und diejenige Perfon be 
zeichnet wird, welche „ihre Ratenzahlungen” an 
Klaͤgern zu leiften habe. Auch der Umftand, daß 
nah Bl. — bei der, am 28. Mai 1856 zwifchen dem 
Kläger und dem Bellagten getroffenen Uebereinfunft 
die Quantität, ber Preis des zu liefernden Tabaks 
und die Lieferungszeiten beſtimmt worden fein follen, 
fteht mit der Auffaffung diefer ebereinfunft als eines 
Interceffionsvertrags durchaus nicht im Widerfpruch, 
wenn man nur erwägen will, daß der Beflagte als 
Intercedent ein ſehr nahes Intereffe daran hatte, den 
Umfang und die Borausfegungen feiner Haftver- 
bindlichfeit genau bezeichnet und begiehentlich begrenzt 
zu fehen. 

Weshalb aber der Bellagte feinen Zwed, „ſich 
die ununterbrochene Lieferung der bei der Firma H—l 
beftellten Eigarren in thunlichſt gleicher Befchaffenheit 
des Materials zu ſichern“, nur dadurch hätte erreichen 
fönnen, daß er den Tabaf felbft einfaufte, und nicht 
auch dadurch, daß er den Kläger zur Lieferung an 
die H— unter feiner Garantie für die richtige 
und pünftliche Abtragung des Kaufpreiſes veranlaßte, 
ift nicht abzufehen. Hätte er das Erftere wirklich 
beabfichtigt, fo würde er vorausfeplich bei der Firma 
HA nicht die Lieferung fertiger Eigarren für einen 
zum Voraus beftimmten Kaufpreis — wie gleich— 
wohl nah Bl. — gefchehen fein foll —, fondern 
nur bie Anfertigung der lehteren aus ben hierzu von 
ihm ſelbſt herzugebenden Tabaksblättern gegen ein 
gewiffes Arbeitslohn beftellt haben. 

Endlich hat aber auch der Aläger felbft in der 
Klagſchrift BI. — die unmittelbar vorher gefchilderte 
Berabredung nicht als einen Lieferungsfauf, fondern 
lediglich als einen Interceffionsvertrag aufgefaßt, 
denn er behauptet (BI. —), daß er der Birma H—I 
auf deren Erfuchen und infolge der ihm von dem 
Bellagten ertheilten Zuficherung die in der Beifuge A. 
gedachten Quantitäten Ambalemas und Braflitabaf 
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zu ben ebendafelöft angegebenen Zeiten und Preifen 
geliefert habe, und daß ihm diefelbe — die Firma 
H—I— dafür 1084 Thlr. 3 Nor. 5 Pf. ſchuldig 
geworben fei. Er bezeichnet aljo die Firma H—l 
felbft als die Käuferin, und die von dem Beklagten 
übernommene Berpflichtung, den Kaufpreis zu be- 
zahlen, wenn die verwittwet gewefene H—l die ihr 
gefegten Zahlungsfriften nicht innehalte, als das 
Motiv, welches ihn bewogen, der H—I Tabak auf 
Credit zu liefern. Gleichermaaßen wird auch Bl. — 
gefagt, daß der Kläger auf Bellagtens Beranlaffung 
und unter defien Garantie die fraglichen Tabafe 
an die Firma H—, und nicht, daß er diefe Tabafe 
an den Beklagten als Käufer geliefert habe. Die 
in ber legteren Beziehung von dem Kläger BI. — 
erhobenen Einwendungen find theils unflar, theils 
unerheblih. Unklar ift es, wie aus dem Anführen, 
Kläger habe infolge der ihm ertheilten Zuficherung 
des Bellagten, nämlich des Bl. — gedachten Ver- 
fprechens, die Zahlung felbft zu leiften, wenn die 
H—1 die ihr bedungenen Zahlungsfriften nicht inne 
halte, irgend etwas gegen die Annahme eines Inter- 
ceſſions⸗ und für die Annahme eines Kaufvertrags 
zwiſchen dem Kläger und dem Bellagten foll gefolgert 
werden fönnen. Zu rügen ift dabei nur die ganz 
willfürliche Unterftellung, daß die hierbei erwähnten 
Zahlungsfriften ſolche ſeien, welche dem Bellagten 
von der Firma H—I geftellt worden. Unerheblich 
ift ed ferner, daß in der Klagbeifuge A. der Beflagte 
als Käufer der Firma HA als diejenige bezeichnet 
wird, an welche der Verkäufer nach Ordre des Käus 
ſers abgeliefert habe. Diefe Faſſung der Beilage 
fteht mit den oben referirten, über das Sachverhaͤlt⸗ 
niß in der Klagfchrift felbft enthaltenen Anführungen 
im Widerfpruch, und jene müfjen, wie felbftverftänd- 
lich, allein ald maaßgebend betrachtet werben. Daf 
ber Bellagte eine mit der gedachten Klagbeifuge 
gleichlautende Rechnung bei der Ablieferung ſelbſt 
vom Kläger empfangen habe, ift in der Klage, welche 
bemerkter Maaßen den Bellagten gar nicht als Selbft- 
fäufer bezeichnet, nicht behauptet worden; es ift alfo 
nicht zu erörtern, ob in der ftilfchweigenden Annahme 
folder Rechnung das Anerfenntniß des Bellagten, 
daß er ald Käufer zu betrachten fei, zu finden fein 
würde. Daß auf die Bafjung des Petitums dem 
factifchen Inhalte der Klage gegenüber feine Rüdfjicht 
genommen, insbefondere bei einer Eideöflage nur die 
dem PBetitum vorangefchidten thatjächlichen Angaben 
zu berüdfichtigen und hiernach zu prüfen iſt, ob dieſe 
das PBetitum rechtfertigen, ift befannt. 


Rebacteur: Dr, Theodor Tauchnitz. 


Aus dem bisher Angeführten bürfte zur Genüge 
erhellen, daß die von dem Kläger BL. — aufgeftell- 
ten, das eigentliche Sachverhältniß betreffenden Ber 
hauptungen, infofern fie darauf hinausfommen, daß 
der Beflagte die in der Beifuge A. fpeeificirten 
Tabake felbit vom Kläger erfauft und ald Käufer zu 
bezahlen verfprochen, die H— aber biefe Kaufpreife 
innerhalb der Frift, weldhe dem Beflagten für bie 
Bezahlung der bei der Firma H—l beftellten Cigar⸗ 
ven verftattet worden, babe. herbeifchaffen wollen, 
dem Inhalte der vorliegenden Klage zuwiberläuft, 
fowie denn auch BI. — die in der Klage nicht mit 
enthaltene Behauptung eingeflocdhten worden ift, daß 
Bellagter am 28. Mai 1856 erklärt habe, daß bie 
Lieferung einer Quantität Ambalema- und Brafil- 
tabaf zur Probe ein für ihn gemachtes Gefchäft fei. 

Geht man nun, wie, beiläufig bemerkt, der Kläger 
im Berfahren BI. — felbft gethan, davon aus, daf 
der DI. — gefchilderte Vertrag nur ein Interceffiond- 
vertrag, nach Befinden in der Form eines Credit⸗ 
auftrags, geweien fei, wobei es auf fich beruhen 
fann, ob der Bellagte mit dem Bl. — gedachten 
Berfprechen nicht eine principale, fondern blos eine 
fubfiviäre Haftung übernommen babe, fo würde man 
weiter auch zugeben müffen, daß, wenn fidh der Be- 
flagte, wie ihm zu thun jedenfalls freigeftanden hätte, * 
für die feinerfeits übernommene Haftung die probe 
mäßige Lieferung der fraglichen Tabafe zur Bedin— 
gung — im eigentlihen Sinne — gemacht hätte, 
die Handlungen der verwittweten H—I und bie von 
der lepteren widerfpruchslos erfolgte Annahme und 
Verarbeitung einer unprobemäßigen Waare dem 
Beflagten nicht ohne Weiteres präjudicirt, und daß 
felbft die Annahme der aus dieſer unprobemäßigen 
Waare gefertigten Cigarren dem Kläger gegenüber 
nicht ohne Weiteres als ein Verzicht auf jene Bedin- 
gung geltend gemacht werben könnte. Allein, obſchon 
der Kläger Bl. — felbit von einer Probemäßigfeit 
der an die Firma H—l gelieferten Ambalema» und 
Brafilblätter fpricht, vermißt man doch in der Klage 
das directe Zugeftändniß, daß fich der Beflagte die 
Probemäßigfeit der Lieferung ausdrüdlich bedun— 
gen, oder daß zwifchen dem Kläger und der H—l 
bereitd ein Handel nah Probe abgefchlofien ge— 
weien, und die Interceffion des Bellagten ſich 
auf einen fertigen Handel nach Probe bezogen habe. 


(Schluß in der gleichzeitig erfheinenden Nummer 29.) 
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(Schluß aus No. 28.) 


Die Eröffnungen, welche der Bellagte dem Kläger 
über die Berarbeitung des zur Probe bereits an die 
Firma H—l abgelieferten Tabafs und das Motiv 
feiner Interceffion gemacht haben foll, weifen wohl 
darauf hin, daß der Beflagte eine diefer Probe ent- 
ſprechende Lieferung gemwünfcht und erwartet habe, 
fprechen aber doch nicht gerade aus, daß er biefe 
Lieferung verlange und zur Bedingung feiner Zah— 
lungopflicht mache. Indeſſen fonnte von einem deci— 
fiven Ausfpruch über diefe Zweifelöfrage ebenfo, wie 
in ber vorigen Inſtanz abgefehen werden, da ſchon 
aus dem BI. — an erfter Stelle erörterten Grunde 
die Klage beim erften Klagpunkte unfchlüffig war. 

In dem hierauf bezüglichen Theile der Deduction 
Bl. — ift der Kläger abermals auf die ſchon zur 
Genüge befprochene und widerlegte Behauptung zu- 
rüdfommen, daß fein Interceffionds, fondern ein 
Kaufvertrag vorliege. Bleibt man bei der richtigen, 
dem dermaligen Inhalte der Klage entfprechenden 
Auffaffung der vorigen Inftanz ftehen, fo ift e8 ganz 
confequent, daß die Berbindlichfeit des Bellagten 
aus dem libellirten Interceffiondvertrage erft in Wirk⸗ 
famfeit treten fonnte, fobald die obligatio principalis, 
wegen deren das Interceffiondverfprechen ertheilt wor⸗ 
den, vorhanden war, es gehörte mithin zur Begrüns- 
dung des vorliegenden Anfpruchs das, mit Rüdficht 
auf den gebrauchten Eidesantrag, fchlüffige Anführen, 
daß der Kläger die in der Rechnung sub A. vom 
28. Mai 1856 ab verzeichneten Duantitäten Am— 
balema= und Brafiltabaf an die Inhaberin der Firma 
HA zu ben beigefegten Preifen käuflich abgeliefert 
habe. 

Mit Recht bemerkt die vorige Inftanz unter Hin- 
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weifung auf die befondere Befchaffenheit der vorlie- 
genden Differenz, daß das Anführen BI. —, 
„der Rläger habe der Firma H—l (ber Ei- 
garrenfabrifant 3. F. H.) die in der Rechnung 
sub A. verzeichneten Quantitäten Tabak zu 
den bafelbft angegebenen Zeiten und Preifen 
geliefert“, 
fih für den gebrauchten Eidesantrag nicht eigne, weil 
fi daraus nicht erfehen Fäßt, mit welcher die Firma 
vertretenden Perfon der Kläger den Lieferungsvertrag 
abgefchloffen haben, an welche Perſon die Ablieferung 
bewirft und auf welche Weife der Kaufpreis feft- 
geftellt worden fein foll. Ohne diefe factifchen Unter 
lagen ift jene Behauptung allerdings nur ein Urtheil, 
eine Schlußfolgerung, deren Richtigkeit nicht bemeffen 
werden und die unter allen Umftänden nicht ‚den 
Gegenftand der Eidegleiftung abgeben fann. Die 
hiergegen von dem Kläger BI. — vorgebradhten Ein- 
wendungen find nicht erheblich. Wie man daraus, 
daß der Aläger feiner Klage die beiden Rechnungen 
sub A. und B. beigefügt hat, folgern könnte, daß 
swifchen ihm und der Inhaberin der gedachten 
Eigarrenfabrif oder einer fonft hierzu ermächtigten 
Perſon ein Vertrag über die Lieferung ber fraglichen 
Tabake und ber für diefelben zu berichtigenden Kaufe 
preife abgefchloffen und demzufolge die Ablieferung 
der Waare an die erwähnte Firma gefchehen fei, 
ift um fo weniger zu begreifen, als in der Rechnung 
sub A. die Firma H—I nicht einmal als die Ber- 
fäuferin bezeichnet worden ift. Der Kläger fcheint 
die Angaben, welche er in feinen Klagbeifugen ges 
macht hat, mit den Thatfachen zu verwechfeln, welche 
er in der Klagfchrift felbft in fchlüffiger Weife vor- 
zutragen gehabt hätte. Eben fo wenig fann daraus, 
daß bei der Verhandlung vom 28. Mai 1856 H. als 





die Perfon bezeichnet worben fein foll, an welche ber 
Kläger die für die Firma H—l beftimmten Tabafe 
liefern follte, die Folgerung gezogen werben, daß 
H. auch wirklich Namens der Firma H—l den Liefe- 
rungsfauf abgefchloffen und Kläger an biefen für 
die Firma 3.8. H—l abgeliefert habe. Am wenig» 
ften kann die Möglichkeit, daß Kläger bei feiner 
Angabe Bl. — died behaupten wollen, die für den 
Eides antrag unentbehrliche Behauptung der Thats 
fache, daß es wirklich geſchehen ſei, eriegen. Wenn 
endlich auch nach den auf den vorliegenden Kalt übri- 
gens nicht anwendbaren Borfhriften des Handels 
gefegbuchs der Faufmännijchen Firma in gewiflen 
Beziehungen eine Perfönlichfeit beigelegt worden ift, 
fo kommt viefelbe doch bei ber rein proceſſualiſchen 
Trage, ob der Eidesantrag über die Behauptung, 
es ſel mit einer Firma contrahiet werben, nicht in 
Betracht. Auch dei Bereimen; weiche die jurifliiche 
Berfönlichkeit befigen, und durch ein flatutenmäßiges 
Directorium vertreten. werden, läßt das Königliche 
Oberappellationsgericht den Eidesantrag nicht über 
das Anführen zu, daß mit dem Vereine oder mit dem 
Direstorkum beflelben ein Vertrag abgeſchloſſen wor- 
den ſei. 

Annalen des Königlichen Oberappellationdgerichts, 

Band U. Seite 511. 

Die von der vorigen Inftanz mit Recht vermißten 
faetifchen Angaben find daher im 12.—21. Einlaf- 
fungspunfte nicht enthalten, denn diefe beziehen ſich 
nur auf die Berhandlungen vom 28. Mai 1856 
und die Garantie des Beltagten für eine noch bevor- 
ftehende Lieferung. Uebrigens ift bier nur noch zu 
gedenfen, daß, wenn felbft Beflagter die fraglichen 
Tabate für feine Perſon ald Käufer beftellt und nur 
die Ablieferung an H. für die Firma H—l veranlaßt 
hätte, die Klage doch immer aus dem Grunde uns 
fehläffig fein würde, weil auch in dieſem Halle die 
richtig an die,gedachte Firma, d. h. an H. oder eine 
andere zu deren Vertretung befähigte Perſon und 
für die Firma darzuthun geweſen wäre. 

Hiernähft hat Kläger felbft Bl. — angeführt, 
daß fich Beflagter bei der Verhandlung vom 28. Mai 
1856 die Bedingung geftellt habe, daß ihm angezeigt 
werden müfle, wenn die Empfängerin mit ihren 
Ratenzahlungen nicht innehalte. Wörtlic) fo fol nad 
der Erklärung Bl. — die Aeußerung des Beklagten 
gelautet haben. 

Der äußern Form nad würde man nicht behin- 
dert fein, diefe Benachrichtigung allerdings für eine 
wahre Bebingung der übernommenen Haftung, und 
nicht blos für eine Nebenverpflichtung des Klaͤgers 
anzufehen. Es würde fi auch der Zweck biefer 
Bedingung unfchwer erfennen lafen, wenn man 
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bebenft, daß der Beflagte die aud den von Klägerm 
zu liefernden Tabafe von der H—l zu fertigenden 
Cigatren als fertige Waare, within Material und 
Arbeit zu bezahlen hatte, und ed ihm, um ſich der 
angeblich gegen den Kläger übernommenen Berpflich- 
tung halber ſicher zu flellen, wohl von Intereffe fein 
mußte, zu wiflen, ob die H—l ihre Obliegenheiten 
als Principalſchuldnerin erfüllt habe. Indeſſen bleibt 
es doch, abgefehen noch davon, daß eine Frift für 
die Rotification nicht beftimmt worden fein fol, un- 
gewiß, ob hier eine conditio, oder nur eine Zufage 
beabjichtigt worden fei; ed mag daher diefer Grund 
der Abweifung auf ſich beruben, und der Erwägung 
Klägers anheim fallen, bei Anftellung einer’ ander 
weiten Klage den Bebenfen ber vorigen Inftanz in 
diefem Punkte vorforglich abzuhelfen. 

Schlieglih bedarf es feiner befondeten Ausein- 
anderfegung, daß fih das Zahlungsverſprechen des 
Bellagten nad der eignen Gefchichtderzählung des 
Klägers nur auf die Bezahlung der Kaufpreiſe bezie- 
hen könnte, welche für die noch zu liefernden Quan⸗ 
titäten Tabak zu entrichten gewefen wären. 

I. 


Den zweiten Klagpunft betrefjend. 

Die Unfhlüffigkeit des Hägerifchen Anführens 
bei diefem Theile der Klage ift von der vorigen 
Inſtanz Sag für Sag fo treffend nachgewiefen wor 
den, daß es hierbei nur noch weniger Bemerkungen 
bedarf. 

Zu a Bl. —. 

Die Begeihnung „Werkführer” läßt allerdings 
den Umfang der Berechtigungen und den Wirkungs- 
kreis, weldyen H. in der Eigarrenfabrif 3. 5. H—I 
gehabt haben fol, nicht mit Beftimmtheit erkennen. 
Es iſt befannt, daß dieſer Ausprud nicht bloß bei 
Sabrifs, fondern auch bei gewöhnlichen Handwerls⸗ 
geihäften vorfommt und in der Regel damit bie 
Berfon bezeichnet wird, welche den technifchen Gr- 
fdäftsbetrieb unmittelbar zu leiten und zu beaufſich⸗ 
tigen hat. In diefem Sinne fann der Werfführer 
ein „praepositus“ jein, e8 darf aber diefes Verhaͤlt⸗ 
niß mit dem eines Juftitor und der bei dieſem für 
die Verpflichtung des Gefchäftsheren aus ben Vers 
trägen des erfteren maaßgebenden lex praepositionis 
nicht verwechjelt werden. Der Werkführer fann, 
braucht aber nicht zugleich der Inflitor des Geſchaͤfts 
zu fein. Daß H. in der Klage einmal Gejchäfts- 
führer, das andere Mal Werkführer genannt wird, 
trägt mindeſtens nichts zur Aufklärung bei; ed würde 
übrigens auch, wenn man von diefem Mangel an 
Genauigkeit abjehen wollte, die Behauptung, daß H. 
Beihäfts- oder Werkführer geweſen fei, für den 
gebrauchten Eidesantrag kaum beftimmt genug fein. 
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Zu b. B. —. 

Die vorige Inftanz hat die Behauptung Klägers, 
daß die H—l bie bei &. gemachte Beſtellung bes 
Beflagten auf 800,000 Stüd Eigarren „genehmigt 
habe, ald eine aus unerwähnten Thatfachen gezogene 
Schlußfolgerung bezeichnet und deshalb den Eides— 
antrag Über diefe Behauptung für unflatihaft erflärt. 
Diefer Ausfpruch ift an fich richtig, denn die Geneh- 
migung beffen, was ein Anderer gethan, befteht in 
einer innern Willensrichtung, deren Dafein erft aus 
thatfächlichen Erfcheinungen, ausdrüdlicher Erklärung 
oder concludenten Handlungen erfennbar wird und 
techtlihe Wirkſamkeit empfängt. Der Kläger bat 
aber nicht angeführt, wie die H—I ihre Genehmigung 
zu erfennen gegeben habe. Wie bierbei der vorigen 
Snftanz Bl. — der Vorwurf einer Actenmwidrigfeit 
gemacht werben konnte, ift nicht abzuſehen, denn die 
im 5. und 6. Einlaffungspunfte erwähnte Eröffnung 
des Bellagten gegen den Kläger, „daß er bei 9. 
für die Firma H—l eine Beftellung auf 300,000 
Stud Cigarten gemacht habe”, auf welche fich der 
Beflagte zu Begründung biefes Vorwurfs berufen 
hat, kann mit der Frage, ob die Genehmigung diefer 
Beftellung Seiten der H—l in einer für den Eides- 
antrag geeigneten Maafe angeführt worben fei, 
offenbar in gar feinen logifchen Zufammenhang ge- 
bracht werben. Eher hätte man die Frage ftellen 
Können, ob in der Klage die Behauptung, daß bie 
H—I ihre Genehmigung gegen H. ausdrücklich 
erflärt habe, zu finden fei? Allein eine dem Kläger 
beifällige Beantwortung biefer Frage würde nicht 
einmal genügt haben, der Klage aufzuhelfen, weil 
fih, wie bereitö BI. — bemerkt worben ift, durch eine 
folche einfeitige Erflärung die H—l fein Klagrecht 
gegen den Bellagten verfchaffen konnte, wenn H. in 
eignem Namen mit dem letzteren contrahirt hatte. 

Selbſt wenn H. der Werkführer der H—l ge: 
wefen wäre, hätte fich nicht ohne Weiteres annehmen 
laffen, daß ver Bellagte die Beftellung bei der Firma 
H—I machen und H. fie nur für dieſe habe anneh— 
men wollen. Um hierüber mit Sicherheit urtheilen 
zu fönnen, hätte es eben der von ber vorigen Inftanz 
BI. — vermißten fpeciellen Angabe über die Art und 
Weife der Beftellung und bie bei demfelben obgewal- 
teten Verhaͤltniſſe bedurft. Bloße Wahrfcheinlich- 
feitögründe, wie fie der Kläger daraus herzuleiten 
ſucht, daß nad dem Atteſtate Bl. — die Wittwe 
H—t ihrerfeits Eonceffion zur Cigarrenfabrication 
befige, H. aber, „der fih Geſchaͤftoführer ber 
Eigarrenfabrit der Wittwe H—I genannt”, ver 
geblich um eine folche Eonceffion nachgefucht habe, 
fönnen, da fich der Kläger des Eivedantrags über 
die Alage bedient hat, nicht in Berlidfichtigung ge 





zogen werben und noch weniger zu einer Abweichung 
von den über den Eidesantrag geltenden proceßrecht⸗ 
lichen Grundfägen führen. 

Zu d. BI. —. 

Der Kläger hat nur in Anfehung der. in ber 
Rechnung B. sub 1. 2. 2b. 3. gedachten Eigarren- 
poften behauptet, daß fie dem Bellagten von ber da⸗ 
maligen Inhaberin der Firma I. 5. H—I beſtehenden 
Eigarrenfabrif geliefert worden ſeien; binfichtlich der 
Poſten sub No. 4—15. ift BI. — nur gefagt worben, 
daß auf Grund einer neuen Beftellung, welche von 
dem ernannten H. für bie Firma J. F. H—I ange 
nommen und von gedachter Frau H—l genehmigt 
worden, der Beflagte anderweit die in ber obgedach⸗ 
ten Rechnung sub 4—15. aufgeführten 450 Biertel- 
kiſtchen Cigarren empfangen habe. Daß diefe Liefes 
rung von der Wittwe H—I an den Beflagten bewirkt 
worden fei, if an biefer Stelle nicht ausprüdlich 
gefagt, es läßt fih auch nicht annehmen, daß die 
Worte „und unter beftändiger Ueberwachung bes 
Beflagten ausgeführt‘ fo zu verftehen feien, daß bie 
HA felbft die Fabrication ausgeführt hatte. 

Uebrigens würbe die Behauptung, daß Beflagter 
diefe Eigarren von der verw. H—I geliefert erhalten, 
aus denfelben Gründen, welche von der vorigen In— 
Ranz in Bezug auf das Anführen über bie Poften 
1.2. 2b. 3. geltend gemacht worben find, unfchlüffig 
erfcheinen. Durch die Bezugnahme auf die gleich 
zeitig erwähnte Beftellung fann dieſer Mangel nicht 
befeitigt werben, weil eben auch eine bei der H—I 
erfolgte Beftellung nicht in fchläffiger Weife behaups 
tet werben if. Wollte man aber in dem Anführen 
Klägers Bl. — wenigftens bie beſtimmte Behaup- 
tung finden, daß die fraglichen Cigarren in dem 
Fabriflocale der H—I und von den in ihren Dien- 
ften ftehenden Arbeitern vwerfertigt worden feien, fo 
wirbe doch weder biefer Umftand, noch die Ueber: 
wachung der Arbeit an und für fich allein eine actio 
venditi der H—l gegen den Bellagten begründen, 
wenn ber legtere nicht mit ihre, fondern mit H. und 
für deffen Rechnung contrahirt hätte. 

Run hat zwar der Kläger, und dies ift auch im 
weiten Theile feiner Debuction wiederholt von ihm 
geltend gemacht worden, Bl. — behauptet, daß ber 
Beflagte am 28. Mai 1856 gegen den Kläger felbft 
erklärt habe, daß er bei H. eine Beftellung auf 
300,000 Stüf Eigarren für die Firma H—I ge: 
macht habe. Aber auch diefes Anführen ift nicht 
geeignet, die Klage aufrecht zu erhalten. Zuwörberft 
nämlich bleibt e8, wenn man zumal den Bl. — von 
dem Kläger nicht beftrittenen Inhalt der Urfunde 
Bl. — berüdfichtigt, ungewiß, ob Beflagter bei diefer 
Eröffnung H. oder die HA ale den Inhaber der 





Firma 3. F. HA ſich vorgeftellt hat, auch würde 
«8, wenn man felbft von biefem Bedenken abſehen 
wollte, jedenfalls noch der fchlüffigen Behauptung, 
dag die H—l die Beftelung ausgeführt und bie 
fraglichen Eigarren dem Beflagten von biefer geliefert 
worben feien, beburft haben. Sodann erfcheint aber 
auch die gedachte Mitiheilung in Anfehung des beim 
zweiten Klagpunfte behaupteten Rechtsgeſchäfts nur 
ald ein außergerichtliches Zugeftändniß, nicht als ein 
obligatorifcher Act. Auf diefes Zugehändniß, welches 
nur ald Beweisgrund in Betracht fommen Fönnte, 
und von bem Beklagten überdies noch geleugnet 
worben ift, lann, da fich ber Kläger über dad be— 
hauptete Lieferungsgefchäft felbft des Eidesantrags 
bebient hat, vermalen feine Rüdficht genommen wers 
den. 
Zu e. Bl. —. 

Was endlich noch die eingeräumten Zahlungen 
anbetrifft, fo fönnte darin, daß ſolche an die H—I 
geleiftet worden fein follen, nach Befinden ein thats 
ſaͤchliches Anertenntniß des Umftandes liegen, daß 
die fraglichen Eigarren bei der H—I beftellt und von 
diefer dem Beflagten geliefert worden feien. Um dies 
aber mit Sicherheit zu beurtheilen, wäre zu willen 
nöthig, unter welchen fpeciellen Berhältniffen die 
Zahlung erfolgt if. 

Das Anführen Bl. —, „Bellagter habe auf feine 
Schuld die Summe von 366 Thlın. 8 Nor. — Bf. 
für Rechnung und nad Verordnung der Frau H—I 
a conto bezahlt, auch die in der Beifuge D. ange 
gebene Forderung von 39 Thlın. 27 Rgr.3 Pf. durch 
Gegenrechnung getilgt’‘, giebt hierüber feinen zuver⸗ 
läffigen Aufſchluß. Die meiften der in der Beifuge 
C. angegebenen Zahlungen follen an H., eine einzige 
an einen gewifien 2. „für Rechnung” der Firma 
3. 5. HA geſchehen fein. Hierin liegt abermals 
ein Urtheil, und die in der Klage hinzugefügten Worte 
„nah Berorbnung” laffen nicht einmal erfennen, 
ob die H—I den Beklagten ausprüdlich angewiefen 
haben foll, Zahlungen auf die Kaufpreife der in ber 
Rechnung B. verzeichneten Eigarren für ihre Rech— 
nung an genannten Empfänger zu leiften, ob fich 
alfo diefelbe bei diefer Gelegenheit als die Forderungs⸗ 
berechtigte gegen den Bellagten gerirt habe? Die 
Beifuge D. enthält Forderungen des Beklagten an 
die H—l; daß ſich der Kläger als Ceflionar der 
H— diefe Forderungen anrechnen lafjen will, bes 
weift noch feineöwegs, daß der Bellagte binfichtlich 
ber sub II. libellirten Forderung Schuloner ver 
Erfteren geweſen fei, und auf eine ausbrüdliche 
Erklärung des Beflagten, daß er dieſe Kaufgelder 
der H—I ſchulde und feine Forderungen an dieſe 
auf jene in Abrechnung bringen wolle, hat ſich der 
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Kläger nicht berufen. Uebrigens würde man, wenn 
auch der Bellagte einen Theil der Kaufgelder am die 
HA felbit oder auf deren ausbrüdliches Begehr und 
in ihrem Namen an eine dritte Berfon bezahlt hätte, 
darin noch fein Anerfenntmiß, daß er auch die übris 
gen Zahlungen an dieſelbe zu leiten ſchuldig ſei, 
fondern nur ein Wahrfcheinlichfeitsmoment dafür 
erbliden können, daß er in der That wegen biefer 
Eigarren in Gefchäftäverbindung mit ber Firmen- 
inhaberin geftanden haben möge.‘ 


46. 


Ueber die rechtliche Natur von Steinbruchdabbau- 
rechten. — Einrede der enormen Berlegung bei 
Derträgen über biefelben. 


Mitgetheilt von 
Herin —r in D. 


A. hatte das zeitweilige Abbaurecht an einem 
Steinbruche unter gleichzeitiger Ueberlaffung ded von 
ihm darin gefällten Steines und des im Bruche vor- 
handenen und benugten Handwerfözeuges für bie 
Kaufs- oder Abfindungsfumme von 400 Thlın. —⸗ 
— an B. überlaffen, und klagte von Lepterem ben 
Reſt diefer Summe im Betrage von 300 Thlen. — 
— ein. Der Beklagte behauptete, die eigentliche 
Kauffumme fei nur 100 Thle. — —⸗ gewefen und 
ed liege demnaͤchſt ein Scheingefchäft infofern vor, 
als in ber von den Eontrahenten auf Grund der 
mündlichen Verhandlungen aufgefegten fhriftlichen 
Bertragsurfunde die Kauffunme anftatt ihres eigent« 
lichen Betrages von 100 Thlen. — — aus gewiflen 
(hier nicht in Betracht gelangenden) Gründen als 
auf 400 Thlr. —⸗ —s fich belaufend angegeben wors 
den fei. Im Uebrigen fchügte Beflagter die Einrede 
ber laesio enormis vor, welche er durch dad Anfüh- 
ten zu begründen verfuchte, daß das ihm vom Kläger 
käuflich überlaffene Abbaurecht ortöfundig einen Werth 
von 100 Thlen. bis 130 Thlen. —⸗ —« habe. 

Dad Bezirksgericht Pirna verwarf in feiner 
am 4. Januar 1863 publicirten Entſcheidung bie 
Einrede der enormen Berlegung,: „indem, abgejehen 
von dem allgemeinen Anführen, daß das in Rebe 
ftehende Abbaurecht ortöfundig einen Werth von 
höchftens 100—130 Thlen. —⸗ —⸗ gehabt, bie 
querela laesionis enormis bei einem Scheingefchäfte, 
welches Beklagter behaupte, füglich nicht zuläffig, im 
Uebrigen aber die Grundfäge jener bei Abbauberech- 
tigungen, ald Sachen von ungewiſſem Ertrage und 
Werthe, wie bei der emtio spei, worunter das jehige 
Object unbedenklich zu rechnen fei, keine Anwendung 





finden”. Es wurbe ſich hierbei von der prima 
auf 
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fr. 10. und 12. D. (18. 4.) 
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bezogen. 

Das. K. Appellationsgericht au Dresden 
beftätigte auf Beflagtens Berufung diefe Entfcheidung 
unter dem 30. April 1863, indem ed Folgendes aus- 
führte: 

„Dagegen hat 

Beklagtens fechfte Befchwerbe 
für ungegründet erachtet werden müffen. 

Obgleich man nämlich der vorigen Inftanz nicht 
beipfliditen fann, wenn diefelbe Bl. — die von dem 
Beklagten vorgebrachte Einrede der Verlegung über 
die Hälfte um deswillen hat für unftatthaft anfehen 
wollen, weil Lepterer das fragliche Gefchäft für ein 
Schyeingefchäft erflärt habe, da, auch angenommen, 
daß die eine dieſer Einreden die andere an ſich aus— 
Schließe, Bellagtem dennoch, nach der im Sächfifchen 
Procefrechte geltenden Eventualmarime, freigeftanden 
haben würbe, beide gleichzeitig vorzufhügen, fo hat 
man doch auch in jegiger Inftanz ein Kaufsgefchäft 
über ein Steinbruchsabbaurecht als ein folches an- 
fehen muͤſſen, auf welches die in Betreff der Verlegung 
über die Hälfte geltenden Orundfäge feine Anwendung 
leiden können, da, wie nicht zu bezweifeln, 

vergl. Sintenis, praft. gem. Givilrecht, $. 116. 

unter V. 3. 

biefe Grundfäge — abgefehen noch von ber nicht 
ganz zweifellofen Frage, ob auch der Käufer ſich 
auf-folche berufen könne — doch nur auf Käufe über 
ſolche Gegenftände anzuwenden find, die einen ber 
ſtimmten, fofort duch Abfhägung zu ermittelnden 
Werth haben, wohin aber ein Steinbruchsabbaurecht 
nicht gerechnet werben fann. Denn der Werth eines 
ſolchen Rechtes — wollte man auch hierbei die Frage, 
ob folches ein widerrufliches oder ein unmwiberrufliches 
fei, ganz bei Seite fegen — würde boch jedenfalls 
nur nad dem Werthe der in dem Bruche noch zur 
Ausnugung vorhandenen Steinmaffe zu bemeffen fein. 
Angenommen nun aber au, es follte der Umfang 
und eubifche Inhalt diefer Maffe fich mit Beftimmts 
heit ermitteln Tafjen, fo ift doch als erfahrungsmäßig 
feſtſtehend zu betrachten, daß eine ſolche Steinmaffe 
- feineswegs immer von durchgängig gleicher Befchaf- 
fenheit ift, und liegt e8 in der Natur der Sache, daß, 
inwieweit bies der Fall, und wieviel daher die Stein- 
mafle nad Maafgabe ihrer Brauchbarfeit werth fei, 
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fih nicht im Boraus befiimmen läßt, fondern erft bei 
dem allmäligen, weiteren Abbrechen der Maffe ficdh 
ergeben fann. Immer wird daher ein Kauf über 
ein Steindruchsabbaurecht als ein Gefchäft zu betrach⸗ 
ten fein, von welchem 

Treitſchke, Kaufeoniract, $. 15. 
fagt, daß es aus dem Sachkaufe und Hoffnungsfaufe 
gemifcht ſei. Da num aber außer Zweifel beruht, 
daß eine Wiederaufhebung des Kaufs wegen behaup- 
teter Berlehung uͤber die Hälfte bei gewagten Kaufs- 
gefhäften, bei Hoffnungsfäufen, nicht verlangt wers 
den kann; 

Sintenis, a. a. O. 

Treitſchke, a. a. O. 8. 109. 
fo folgt aus dem Allen, daß bie hier vom Beklagten 
auf eine angebliche Verlegung geftügte Ausflucht zur 
Beachtung nicht geeignet if.“ 

Das K. Oberappellationsgericht ließ jedoch 
in feiner am 28. September 1863 publicirten Ent- 
fheidung dem Bellagten auch den Beweis ber von 
ihm vorgeſchuͤtzten Einrebe der enormen Verlegung 
nad, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Inſofern Beflagter wegen ber auch im vorigen 
Urthel conform mit der erften Inftang angenommenen 
Unbeachtlichfeit der von ihm Bl. — vorgefchüßten 
Ausflucht der laesio enormis ſich beſchwert erachtet 
hat, ift deſſen Appellation nicht unbegründet ew- 
ſchienen. 

Daß die bemerkte Einrede proceſſualiſch nicht 
buch die gleichzeitig vorgebrachte Erception des 
Scheingefhäfts ausgefchloffen war, wie bie erfte 
Inftanz Bl. — ausgefprochen hatte, if von ber 
zweiten Inftanz Bl. — bereits richtig bemerkt wor⸗ 
den; allein man hat in Letzterer der Anficht Beifall 
gegeben, daß die Örundfäge von der refeindirenden 
Wirfung einer vorgefommenen Verlegung über die 
Hälfte auf den vorliegenden Fall um beswillen feine 
Anwendung litten, weil der Gegenftand des in Frage 
ſtehenden Kaufgefchäfts ein Steinbruchsabbaurecht 
fei und legteres feiner Natur nach ſich nicht zu einem 
beftimmten Werthe abfchägen laffe, vielmehr in bie 
Kategorie der gewagten Kaufsgefchäfte falle. Dem 
hat man jedoch beizutreten nicht vermocht. Der 
Steinbruch, um defien Ausbeutung es fi) im vor- 
liegenden Falle handelt, ift nach dem eigenen Anfüh- 
ren des Klägers BI. — räumlich genau begrenzt und 
es läßt fih a priori wenigftens nicht annehmen, daß 
es fachfundigen Berfonen unmöglich fein werde, ein 
eben fo beftimmtes Urtheil darüber, welcher Werth 
dem darin anftehenden und zum Wbbruche geeigneten 
Geftein beigulegen und wie hoch demnach unter Be— 
rüdfichtigung des nothiwendig auf die Gewinnung 
des Steines zu verwendenden Aufwandes ber Werth 
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bes diedfallfigen Abbaurechtes zu veranſchlagen fei, 
abzugeben, wie folches unbedenklich in Betreff bes 
Werthes und resp. der Ertragsfähigfeit anderer 
Grunbftüde ertheilt zu werben pflegt. Notoriſch find 
auch, wie Beflagter BI. — mit Recht bemerkt, fach: 
verftändige Tarationen von Steinbrüchen (namentlich 
Sandfteinbrüden in der oberen Elbgegend) zeither 
häufig und unbeanftandet vorgefommen. 

Wenn die vorige Inftanz es als erfahrungsmäßig 
feſtſtehend betrachten zu können glaubt, daß bie in 
einem Steinbruche zum Abbruche oder Abbaue vor- 
handene Steinmaffe nicht immer von durchgängig 
gleicher Beichaffenheit fei, fo ift hiergegen nur zu 
bemerfen, daß eine folche Erfahrung dem Richter als 
ſolchem nicht wohl beimohnen fann, und daß es viel⸗ 
mehr lediglich den Sachverſtaͤndigen zu überlaffen fein 
möchte, im-gegebenen einzelnen Falle ſich darüber, ob 
eine Berfchiedenheit des Geſteins anzunehmen und 
welcher Einfluß einer folchen auf die Möglichkeit 
einer Abſchaͤtzung überhaupt beizulegen, auszufprechen. 
Auch auf die vom Kläger Bl. — bemerften Zufällig. 
feiten, deren ähnliche auf die Benupung anderer 
Grundftüde bald mehr, bald weniger lucrativ machen 
fönnen, läßt fi) bei Beantwortung der Frage der 
Tarabilität überhaupt Fein entfcheidendes Gewicht 
legen, vielmehr ift auch nach diefer Richtung hin die 
Bemerkung zu wiederholen, daß es lediglich Sache 
der Erperten felbit fein kann, zu beurtheilen, einer 
feits ob im conereten Falle dergleichen Zufälligfeiten 
zu befürchten, andererfeits ob und welchen Einfluß 
diefelben auf eine hinreichend beftimmte Werthsermits 
telung nad) dem gewöhnlichen Laufe der Dinge aus- 
zuüben geeignet find. Mit einem Kohlenabbau— 
rechte, infofern es fich bei diefem um ein der Bes 
augenfcheinigung in der Regel nicht zugängliches, 
unter der Erde befindliches Object handelt, if libri- 
gend das Abbaurecht in Betreff eines zu Tage liegen- 
den Steinbruchs jebenfalld nicht in Parallele zu 
ftellen, und es ift daher daraus, daß vielleicht in 
einzelnen Fällen erfteres als feinem Werthe nad 
genau beftiimmbar nicht angefehen worden, feine 
Analogie herzuleiten. 

Eine andere Frage war die, ob die Einrede der 
enormen Berlegung von dem Beflagten in genugfam 
fchlüffiger Weife vorgebracht worden, um auf deren 
Beweis erkennen zu fünnen. Nidyt ohne einigen An— 
ſchein find hiergegen von der erften Inftanz (BI. —), 
fowie vom Kläger (BL. —) Bedenken erhoben worden; 
denn allerdings hat Beflagter zu Begründung der 
gedachten Ausfluht Bl. — ſich lediglid darauf be- 
zogen, daß das vom Kläger ihm überlafjene Abbau- 
recht ortölundigermaaßen höchftens einen Werth von 
100 bis 130 Thalern habe, während doch nad 


Inhalt der Klage außer dem Abbaurechte auch noch 
der im Steinbruche vorhandene, bereitö gefällte Stein 
und das darin vorhandene und benutzte Handwerks⸗ 
zeug als Gegenftände des abgefchloffenen Kaufes in 
Betracht gelangen und daher ed darauf anfommen 
würde, ob der Gefammimwertb aller dieſer drei 
Objeete unter der Hälfte des behaupteten Kauf— 
preifes der 400 Thle, — —⸗ zurüdgeblieben. Wie 
indefien ſchon die vorige Inſtanz aus diefem Umftande 
feinen Grund gegen bie Berüdfichtigung‘ der frag- 
lichen Ausflucht hergeleitet, diefelbe vielmehr lediglich 
wegen der angenommenen aleatorischen Beſchaffenheit 
des betreffenden Gejchäfts für ausgeſchloſſen erachtet 
hat, fo bat man auch in jepiger Inſtanz Bedenken 
getragen, dieſerhalb jene connere Ausflucht zurüd: 
zuweiſen, indem boch immer bie Behauptung : vots 
liegt, daß das in der Klage behauptete Ges 
fhäft eine enorme Verlegung des Beklagten enthal⸗ 
ten würbe und bei Beurtbeilung von Ausflüchten, 
namentlich connerer, der der Beflagte außerdeim vers 
luftig geben würde, die Braris befanntlich von. mil 
deren Grundfügen ausgeht. 

Dem Alten zufolge hat man dem Beflagten neben 
der ihm bereits zum Beweiſe ausgefepten Ausflucht 
des Scheingejchäfts auch Die bisher beiprochene Aus- 
flucht der enormen Verlegung zu beweifen nachzulaf—⸗ 
fen gehabt, wobei berfelbe, wie fid von jelbft ver- 
Reht, darauf Bedacht zu nehmen haben wird, das 
vorbemerfte, aus der ‘Pluralität der Kaufsobjecte 
entſtehende Bedenlen zu beſeitigen.“ 

Dieſe Entſcheidung wurde auch in vierter In— 
ſtanz unter dem 23. Januar 1864 beftätigt, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

„Inhalts der BI. — fig. erfichtlichen Klage und 
des Nachtrags Bl. — hat Kläger an den Beklagten 
für eine Kaufſumme von 400 Thalern Das zeitweilige 
Abbaurecht an einem vom Kläger auf — Grund und 
Boden mit Genehmigung der Gemeinde — angeräum« 
ten Steinbruche unter gleichzeitiger Ueberlaſſung des 
darin vom Kläger gefällten Steines und bed im 
Bruche vorhandenen und benutzten Handwerkszeuges 
fäuflich abgetreten. Die vom Beflagten Bl. — vors 
gefchügte Ausflucht der enormen Berlegung iſt von 
der erften und zweiten Inftang als unbeachtlich zurüd- 
gewiefen, von der dritten Inftanz aber zum Beweife 
ausgefegt worden. Das Königliche Oberappellations- 
gericht ift der zulegt gedachten Enticheldung und den 
dafuͤr Bl. — angeführten Gründen bei anderweiter 
Erwägung allenthalben beigetreten und bemerkt au 
BWiderlegung des vom Kläger Bl. — fig. Vorgebrach⸗ 
ten Folgendes: 

Der bier in Rede ftehende Kaufvertrag über ein 
Sanpfteinabbaurecht fann zu den gewagten Kauf- 





geihäften, welche eine Wiederaufhebung des Kaufes 
wegen enormer Berlegung ausſchließen, nicht gerech- 
net werden, da. das Kaufsobject in dem Befugnifie 
befteht, einem bereits eröffneten und BI. — räumlich 
abgegrenzten Sanditeindruch abzubauen. . Die erfte 
Inftanz hat Bl. — angenommen, daß Abbauberech- 
tigungen der vorliegenden Art von ungewiflem Ertrage 
und Werthe jeien, und deshalb der emtio spei gleich 
fländen. Nun rechnet zwar 

Treitfchke, Kaufcontract, $. 13, pag. 17. 
Käufe über dad Recht, auf dem Grund und Boden 
des Berfäufers nach Foffilien zw graben, deren 
Borhandenfeim nur vermuthet wird, zu ben 
Hoffnungsfäufen (emtiones spei s. alene). Allein 
im vorliegenden Falle. handelt es fi nicht um das 
Reit, in. fvemdem Grund und. Boden Foſſilien auf- 
zufuchen, von deven Borhandenfein man nicht über 
zeugt. ift (dem fogenannten Schürfen), fondern um 
den Abbau von Sandftein in einem dem Umfange 
nach genau beftimmten Steinbruche. Kerner hat die 
Umterfcheidimg des römifhen Rechts zwiſchen nad). 
wachfendem und nicht nachwachſendem Geftein, fowie 
die Anficht, daß das nachwachſende Geftein zu den 
Früchten zu zählen fei, 

cfr. Gluͤc, Commentar, Theil 25. Seite 111 fig. 

Heimbach, die Lehre von der Frucht, ©. 21 flg. 
bei dem heutigen Stande der Naturwiſſenſchaft jeden 
Werth verloren, 

er. Keil, im Archive für civiliftifche Praxis, 

Band 35. Seite 375. 

fo daß Abbauverträge unter die Känfe einer gehofften 
Sadje (emtiones rei speratae), in deren Begriff vie 
Bedingung, ut res emta nascatur, enthalten ift, 

efr. Sintenis, Civiltecht, $. 97. not. 69. Th. 2. 

©. 294. Ed. 2. 

nicht ſubſumirt werden können. Die zweite Injtanz 
Bl. — rechnet die Kaufverträge über Abbaurechte 
unter bie von 

Treitjchfe, a. a. O. $. 15. 
aufgeführten, aus dem Sachfaufe und dem Hoff: 
nungsfaufe gemifchten Gejchäfte, bei welchen eine 
Sache zwar der davon gehofften Nugungen wegen 
gefauft wird, aber doch ungewiß ift, ob und wieviel 
fie davon hergeben werde. Allein abgejehen davon, 
daß das Abbaurecht fich unmittelbar auf die abzus 
bauenden Foflilien bezieht, ift der angezogene Rechts— 
lehren ‚weit entfernt, bei dem Berfaufe einer Sadye 
von ungewifjen Ertrage die Anfechtung des Kauf: 
vertragd wegen enormer Verlegung ohne Weiteres 
auszufchließen, indem derſelbe in Uebereinftimmung 
mit 

Bangerow, Reitfaden, $. 611. Anmerf. II. 
zwar eine Refeiffion wegen laesio enormis bei einem 
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Hoffnungsfaufe für unftatthaft erflärt, hierbei jedoch 
ausdrüdlich hervorhebt, daß Käufe über ſolche Sachen, 
deren Werth wenigſtens nad einer auf Erfahrung 
gegründeten Wahrfcheinlichkeit fich beftimmen laffe, 
unter die Hoffnungsfäufe, deren Natur die Refeiffion 
ausjchließe, nicht gerechnet werben dürfen. 

cfr. Treitſchke, Kaufconiract, $. 109. ©. 261. 

Bon voriger Inſtanz it Bl. — mit Recht darauf 
hingewiejen worden, daß notoriih ſachvetſtaͤndige 
Tarationen von Steinbtüchen ınd namentlich Sand⸗ 
fteinbrüchen in der oberen Elbgegend, either häufig 
und unbeanftander vorgefommen find. Die Bedenten, 
welche Kläger Bl. — gegen die größere ober gerin- 
gere Zuverläffigfeit von dergleichen Abſchaͤtzungen vor- 
bringt, fommen nicht in Betracht, da es genügt, wenn 
nur der wahrſcheinliche Werth des Gefteind, welches 
den Gegenitand des in Rede fiehenden Abbaurechts 
bildet, wermittelt werden Tann, die Frage aber, ob 
diefe Ermittelung möglich fei, dem Ermeſſen der 
Sahverftändigen zu überlafien if. Endlich legt 
Kläger BI. — darauf Gewicht, daß das zwiſchen den 
Barteien abgeichlofiene Kaufgeſchaͤft fich lediglich auf 
ein zeitweiliges Abbaurecht, welches eimem zeit- 
weiligen Pachtrechte gleichftehe, beziehe. Nach vos 
miſchem Rechte fomıte das Abbaurecht (jus lapidis 
eximendi) fowohl durch Kauf» ald durch Pachtver- 
trag erworben werben. 

cfr. 1. 6. D. de donat. (39. 5.) verbis: 
„Sed si is, qui a me emerat, sive mercede 
eonduxerat, ut paterer eum sibi (lapides) jure 
eximere*, 

Eines Eingehens auf die Frage, ob Abbaurechte 
an Foffilien, welche in fremdem Grund und Boden 
lagern, mit Rüdficht darauf, daß dieje Hoffilien nicht 
als Früchte, fondern ald ein Theil des fremden Grund⸗ 
ftüds felbft anzufehen find, Gegenftand eines Pacht⸗ 
vertrag fein fünnen, und ob insbeſondere das Rechts⸗ 
verhältniß, in welchem Kläger nad) ber Darftellung 
Bl. — zu der Gemeinde — in Betreff des in Rebe 
ftehenden Steinbruchs fteht, aus dem Gefichiäpunfte 
eined Kauf» oder Pachtvertrags aufzufaſſen fei, bedarf 
es nicht, da die Grundfäße über Anfechtung wegen 
laesio enormis in der Regel auch bei Mieth- und 
Pachtvertraͤgen Anwendung leiden. 

cfr. Bangerow, feitfaden, $. 611. Theil 3, 
pag. 331. 

Die BI. — flg. wiederholten Einwendungen des 
Klägers gegen die Scylüffigfeit. des exceptiviſchen 
Vorbringen find bereits von voriger Inflany Bl. — 
ausreichend widerlegt worden.” 


— -, En 


47. 
Zur Lehre vom Beweiſe zum ewigen Gebächtniß, 


Mitgetheilt von 
Herrn 9, in €. 


Die Ereditanftalt für Inbuftrie und Handel zu 
Defiau hatte zum Zwecke der rechtlichen Geltend⸗ 
machung ihres Eigenthumsrechtes an dem fogenann- 
ten Hüttengraben in E. gegenüber dem Babrifbefiper 
Chriſtian Friedrich B. dafeldit einen Beweis zum 
ewigen Gedaͤchtniſſe unternommen und benjelben theils 
auf Urkunden, theild auf einen Zeugen geftügt. Der 
Impetrat B. proteftirte fowohl im Productionster⸗ 
mine als auch im Berfahren wider bie Edition der 
Deweisurfunden und Abhörung des benannten Zeus 
gen, wurde aber damit Seiten des Procefgerichts 
mittelft folgender Refolution zurüdgewiefen: 

„Weil nach befannten proceßrechtlichen Beftim- 
mungen berjenige, ber ein Geſuch um Geftattung der 
Deweisführung zum ewigen Gedaͤchtniß überreicht, 
die Gefahr des Berluftes der von ihm inducirten 
Deweismitiel nicht einmal zu befcheinigen nöthig 
hat, 

vergl. Ofterloh, orbentl. Proceß, 2. Aufl. $. 251. 

not, 14. und 15. 
wie denn Überhaupt ein dergleichen Gejuch nicht leicht 
zurüdgewiejen werben fol, 

ferner der ald Beweiszeuge benannte Bergfchreiber 
Rari Wilhelm O—r nad; Ausweis des Bl. — in 
beglaubigter Abfchrift erſichtlichen Beſtallungsdecrels 
beteitö am 26. Rovember 1799 geboren if, demnach 
im Greifenalter fteht, und bie Gefahr, denfelben durch 
den Tob zu verlieten, für ben Beweisführer fehr 
nahe liegt, 

‚ weiter die beiden Beweisurfunden sub I. und IL, 
die übrigens ald öffentliche einer Recognition nicht 
bedürfen, wenn auch nicht gerade ihr Berluft zu bes 
fürditen fleht, doch mit dem Inhalte des von dem 
benannten Beweiszeugen zu erftattenden Zeugniffes 
im genauen Zuſammenhange ftehen, und gewifler- 
maaßen als Unterlage für die Fünftige Abhörung 
dienen follen, 

endlich in dem nach Einreichung des Beweiſes 
zum ewigen Gebädtniß ftattfindenden Productions 
verfahren über die Zuläffigfeit der gebrauchten Ber 
weismittel gar nicht geftritten werben darf, 

vergl. Oſterloh, orbentl. Proceß, 2. Aufl. 8. 161. 

not. 31. 


fo ift die Bl. — beaniragte Befragung des benann⸗ 
ten Beweiszeugen salvo jure des Gegentheils, und 
zwar — ba das Proceßgericht der in der 

Zeitfchrift für Rechtspflege und Berwalt., N. F. 

Bd. XXLUL ©. 234 fig. 

vertheidigten Anficht, daß bie in ber oben angezoge⸗ 
nen Eivilproceßnovelle enthaltenen Borfchriften über 
Theilnahme der Parteien am Zeugenverhör auf die 
Beweisführung zum ewigen Gedaͤchtniß feine Anwen- 
dung erleiden follen, nicht beitreten fann — in Ge- 
mäßheit der in ber Eivilproceßnovelle 98. 17. 18. 
19. 20. und 21. ertheilten Borfchriften vorzunehmen, 
und ift diefe Refolution beiden Parteien abfchriftlich 
zuzuſtellen.“ 


Diefe Reſolution wurde auf die von B. einge—⸗ 
wendete Appellation durch Verordnung des Königl. 
Appellationdgerichts zu Zwidau vom 3. März 
1864 beftätigt. Im diefer Verordnung heißt es: 


„Die alte Proceforbnung machte tit. XXVII. 
in Betreff des Befugniffes, Zeugen zum ewigen 
Gedaͤchtniſſe abhören zu Iaffen, einen Unterfchied zwis 
ſchen dem Kläger und dem Bellagten. Von erflerem 
wurde verlangt, daß er die Gefahr des Berluftes 
oder doch feine Behinderung an fofortiger Klagerhe— 
bung beſcheinige, dem legteren dagegen wurde jenes 
Befugnig außerhalb eines bereits anhängigen Pro- 
ceſſes ohne eine ſolche Befchränfung eingeräumt. Die 
Erl. Proc.Ordu. ad tit. XXVIL befeitigte dieſen 
Unterfchied und geftattete dem Kläger die probatio 
in perpetuam rei memoriam in demfelben Umfange, 
in welchem fie feither dem Beflagten zugeflanden 
hatte, dehnte auch deren Zuläffigfeit auf Urkunden 
aus, „da ein Theil fonft an dem nöthigen Beweis 
oder Gegenbeweis periclitiren möchte”. Es ergiebt 
fi) hieraus, daß im vorliegenden Falle der Eredit- 
anftalt nicht einmal der von ihr Bl. — zum Ueber- 
fluffe beigebrachte Nachweis, daß fie in Gefahr fei, 
den Zeugen zu verlieren, anzuſinnen war, während 
in Betreff der Urkunden zwar an fich diefe Gefahr 
wenigftens zum Theil fraglid) fein fönnte, diefer Um— 
ftand aber deshalb nicht entjcheidend ift, weil bie 
Urkunden mit dem Zeugenbeweife in fo engem und 
nothwendigem Zufammenhange ftehen, daß ohne Bors 
legung der erfteren die Abhörung ded Zeugen in der 
beantragten Maaße gar nicht möglich fein würde, 


Das Königliche Appellationsgericht hat daher die 


eingewenbete Berufung, wie hierdurch gefchieht, au 
verwerfen beſchloſſen 20.” 
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Ueber dad Wefen ber testamenta reciproca 
und correspectiva, 


Mitgetheilt von 
Herrn ©, in D. 


Bei dem Gerichtsamte zu Mügeln erhoben im 
Mai 1862 Johann Ehriftian V. und Genoffen gegen 
Johann Auguft H., als Zuftandsvormund des geifted- 
kranken Carl Auguft W., Klage, deren wefentlicher, 
den Entfcheidungsgründen zu dem Erkenntnifſe drit- 
ter Inftanz vorausgeſchickte thatfächliche Inhalt fol- 
gender ift: 

Johann Andreas B. und deſſen Ehefrau, Marie 
Rofine geb. W., haben am 12. April 1843 ein ge- 
meinfchaftliches Teftament dahin errichtet, daß zuvör⸗ 
derit V. feine nurgedachte Ehefrau und feine vier 
Kinder dergeftalt als Erben eingefept hat, daß die 
Ehefrau feinen gefammten Nachlaß allein erhalten, 
feine Kinder aber mit demjenigen, was fie von ihrem 
Bater bei deffen Lebzeiten erhalten, abgefunden fein 
follen; hierauf die verehel. B. ihren genannten Ele 
mann und ihren geiftesfranfen Sohn erfter Ehe, Carl 
Auguſt W., dergeftalt als Erben eingefegt hat, daß 
ihre Sohn nur den Pflichttheil, den übrigen Nachlaß 
aber der Ehemann erhalten folle, wobei die verchel. 
B. für den Kal, daß fie ihren Mann überlebe, ihren 
gedachten Sohn erfter Ehe und ihre vier Stieffinder 
dergeftalt ala Erben ernannt hat, daß ihr Sohn ein 
Dritttheil, die vier Stieffinder aber zwei Dritttheile 
ihres Nachlaffes befommen follen. 

Nachdem Johann Andreas B. am 17. April 1843 
verftorben war und bie Ehefrau deffelben als Univer- 
falerbin fih des ehemännlichen Nachlaſſes angemaaßt 


hatte, ift von Lepterer am 6. Juni 1855 ein anber- 
weites Teftament errichtet worden, in welchem fie 
unter Uebergehung der Stieffinder ihren Sohn Earl 
Auguft W. als alleinigen Erben eingefept und ver 
fhiedene Legate dritten Perfonen vermacht hat. Die 
verw. V. ift am 22. December 1861 verftorben und 
das zulegterwähnte Teftament derfelben am 30. Januar 
1862 dem Beflagten, ald Bormund des geiftesfranfen 
leiblihen Sohnes der Teftatrir, publicirt worden. 
Die Kläger, als die in dem früheren Teftamente als 
Miterben eingefegten Stieflinder, beziehentlidh die 
Erben der lepteren, fordern in der Rlage, daß bas 
Teflament der verw. ®. vom 6. Juni 1855 für un- 
gültig erflärt und Bellagter verurtheift werde, zwei 
Dritttheile des Nachlaffes der Mutter feines Tuenden 
den Klägern zu überlaffen. 

Der nach abgefeptem Verfahren von dem Bezirfs- 
gerichte zu Oſchatz ertheilte, am 19. Februar 1863 
publicirte Befcheid Tautet folgendermaaßen: 

„Daß das von Marien Rofinen verw. V. unter 
dem 6. Juni 1855 errichtete Teftament zu Recht 
nicht beftändig, vielmehr das unter dem 12. April 
1843 von derſelben mit ihrem am 17. April 
deffelben Jahres verftorbenen Ehemann Johann 
Andreas V. errichtete gegenfeitige Teftament als 
in Kraft ftehend anzufehen, deshalb auch Bes 
Hagter auf Grund bes zuletzt gedachten Teflas 
ments zwei Drititheile des Nachlaſſes der ver» 
ftorbenen Mutter feines Tuenden den Klägern 
zu überlaffen, auch die Proceßkoſten zu erftatten 
ſchuldig. 
Entfheidungsgründe: 

Die Entſcheidung in gegenwärtiger Sache hängt 
von ber Beantwortung der Brage ab, ob die in der 
Beifuge A. BI. — abfchriftlich enthaltenen gemein- 
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fhaftlichen und gegenfeitigen Teftamente Johann 
Andreas V.'s und defien Ehefrau Marien Rofinen 
V. geb. W. als correfpectiv zu betrachten. 
Zunaͤchſt iſt allerdings 
vergl. Göſchen, Vorleſungen über das gemeine 
Eivifrecht, IL. Aufl. $. 905. 
davon auszugehen, daß, wenn auch mehrere Tefta- 
mente in einem und demſelben Auffage enthalten, 
doch die Gültigkeit und Rechtöbeftändigfeit eines jeden 
einzelnen Teftamentd abgefondert für fich zu betrach— 


ten. Daher fteht es in der Regel Jedem der meh⸗ 


teren Teftatoren frei, einfeitig dad von ihm errichtete 
Teftament dur Errichtung eined neuen oder auf 
andere Weife aufzuheben, ohne daß dadurch bie 
Gültigfeit oder die Rechtöbeftändigfeit der übrigen im 
Mindeften gefährdet wird. 

Dieſe Regel gilt im Allgemeinen felbft dann, 
wenn die mehreren Teftatoren einander gegenfeitig 
zu Erben eingefegt haben, in welchem Falle man 
dad gemeinfchaftlihe Teftament ein testamentum 
reciprocum nennt. Nur wenn die gemeinschaftlich 
errichteten Teftamente correspective find, verhält es 
fid) anders. 

Das Wefen der f. g. Eorrefpectivität 

vergl. Zeitfchrift für Rechtspflege u. Berwaltung, 

Br. XIX. ©. 352 fg. 
Annalen des 8. S. Oberappellationdgerichts, 
Bd. II. ©. 163 fig. 

befteht aber darin, daß die Gültigfeit und Wirkſam— 
feit des einen Teſtaments von der Gültigfeit und 
Wirkfamkeit des andern abhängt, fo daß anzunehmen 
ift, feiner der Teftirer würde fo, wie gefchehen, teftirt 
haben, wenn er nicht vorausgefegt hätte, daß es bei 
ber correfpondirenden Verfügung des andern Teftirers 
fein Verbleiben haben ſolle. Infoweit tritt, um ber 
Gültigkeit folder correfpectiven Verfügungen, auch 
wenn fie in der Form eined Teftaments eingefleidet 
find, die Wirkfamfeit zu fihern, die Natur der dem 
deutfchen Rechte eigenthümlichen Erbverträge vermit- 
telnd ein, und es ift im confequenter Anwendung 
defien, was von Erbverträgen überhaupt und injon- 
derheit von Verträgen gu Gunſten Dritter gilt, davon 
auszugehen, daß in Fällen der nurgedachten Art der 
überlebende Teftator, zumal wenn er nad) dem Ableben 
des zuerft Verftorbenen defien Erbſchaft auf Grund 
des correjpectiven Teftamentsd angetreten, zur Erfüls 
lung der Dispofitionen des Lehteren auch in Bezie- 
bung auf fein eignes Bermögen gehalten fei. 

Ob nun aber im concreten Falle ein gemeinfchaft- 
liches und gegenfeitiges Teftament auch ein corre- 
fpeetives ſei, dafür fann nad dem Obigen nicht 
defien Form, fonvdern nur der Inhalt und die aus 


foldyem zu entnehmende Abfidyt der Teftameniserrich- 
ter enticheidend fein. 

Es handelt fi aljo,*wie auch an den oben an 
gezogenen Stellen der Zeitfchrift für Rechtspflege und 
Verwaltung und der Annalen des Königl. Sädf. 
Oberappellationsgerichts ausprüdlich hervorgehoben 
wird, um eine quaestio facti, wobei die vorhandenen 
legtwilligen Berfügungen um die Willensmeinung 
ber Teftamentserrichter zu erkennen, ihrem ganzen 
Zufammenhange nach aufzufaffen find. 

Betrachtet man aber nun von biefem Geſichts⸗ 
punfte aus die BI. — in Abfchrift erfichtlichen teftas 
mentarifchen Beftimmungen in ihrem Zufammenhange 
und ihrem gegenfeitigen Verhältniffe, fo gelangt man 
allerdings zu der Ueberzeugung, daß Johann Andreas 
B. nicht fo, wie Bl. — im $.1. und 8. 2. gefcheben, 
teflirt haben würbe, wenn er nicht vorausgefept hätte, 
daß es bei ven Verfügungen feiner Ehefrau, nament» 
li den zu Gunſten der Bl. — genannten Stief- 
finder und deren nachgelaffenen Kinder getroffenen 
Dispofitionen, fein Berbleiben haben und biefe 
unwiderruflich fein follten. Denn nur unter dieſer 
Vorausſetzung und Annahme läßt es ſich erklären, 
daß V. nah BI. — mit Ausſchluß feiner leiblichen 
Kinder feine genannte Ehefrau als Erbin feines ge 
fammten Radjlaffes und Vermögens eingefegt. Wollte 
man zur Entfräftung und Widerlegung diejer Anficht 
auf die Bl. — zu leſende Erflärung des Teftators: 

„Seine Kinder feien bei ihrer Berheirathung und 
Anlegung eigner Wirthichaft von ihm wegen 
ihres väterlichen Erbtheild im Boraus vollkom⸗ 
men anftändig abgefunden worden“, 
ferner: 
„außer einer Naturalausftattung hätte Jedes 
derjelben mindeftens die Summe von Eintaufend 
Thalern —⸗ —- bereitd empfangen, und ba 
feine eigenen Mittel hierzu nicht ausreichend 
geweien, fo habe er für fie das ihm von feiner 
Ehefrau mit Fünf Taufend Thalern —⸗ —⸗ 
baar eins und zugebrachte Vermögen zum Theil 
mit verwendet, jo daß er fürchte, daß nad) Abzug 
und Berichtigung des Einbringens feiner Ehe: 
frau von feinem Nachlaſſe Etwas nicht übrig 
bleiben werde”, 
fi berufen, fo ift hiergegen zu bemerken, daß V. 
ja keineowegs mit voller Beitimmtheit ausgefprochen, 
wie von jeinem Nachlaffe Etwas nicht übrig bleiben 
werde und von einer fpecielleren und genauen Er⸗ 
wägung in biefer Beziehung gewiß nur deshalb abs 
geiehen hat, weil ihm durch die von feiner Ehefrau 
getroffenen, BI. — erfichtlichen Beflimmungen dem 
Intereſſe feiner Kinder und Nachlommen genügend 
Rechnung getragen ſchien. 
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Die vorftehenden Erwägungen führen mit innerer 


Nothwendigkeit zu der Annahme, daß die hier frag- 
lichen Teftamente als correfpeetive zu betrachten, und 
fann demgemäß daran, daß die Bl. — von Marie 
Rofine V. geb. W. getroffenen teftamentarifchen Bes 
fimmungen annoch zu Recht und in voller Kraft 
beftehen und die verehel. B. in feiner Weife berechtigt 
war, diefelben durch das fpäter unter dem 6. Juni 
1855 errichtete Teftament wieder umguftoßen, um fo 
weniger ein gegründeter Zweifel obwalten, als fie 
nad Inhalt der Beifuge B. Bl. — auf Grund des 
mehrgedachten, Bl. — erfichtlichen correfpectiven 
Teftaments ihres Ehemannes defien Nachlaß ange 
treten hat. 

Auf die Bemerkung Bellagtens in der Anmerfung 
zum 5ten Einlaffungspunfte Bl. —, daß die verw. V. 
die in dem Protokolle Bl. — bemerften 3370 Thlr. 
— — nicht als Erbſchaft B.’6 in Empfang genom- 
men, vielmehr lediglich zu ihrer theilweiſen Befriedi⸗ 
gung wegen ihres Einbringens erhoben habe, kann 
aber um jo weniger ein Gewicht gelegt werben, als 
nad Harem Inhalte des nurgedachten, von ber V. 
genehmigten und unterzeichneten Protokolls diefelbe 
ganz ausprüdiih als Teftamentserbin ihres verftor- 
benen Ehemannes den Empfang der dort bemerften 
3370 Thle. — —» Kaufgelver befannt hat. 

Im Hinblid auf dasjenige, was vorſtehend er- 
örtert und erwogen worden, fowie im Hinblid auf 
die Zugeftändniffe des Bellagten ad p. 1. c. 1.2. 4. 
16. 17. 20. erfchien die Verurtheilung des letzteren 
in Gemäßbeit des Bl. — geftellten Petitums als 
allenthalben durchaus begründet.” 

Beklagter appellirte Dagegen, worauf das Königl. 
Appellationdgericht zu Leipzig folgendes, am 
5. October 1863 eröffnetes Erkenntniß ertheilte: 

„Dieweil bei Beurtheilung des von dem Beflag- 
ten eingewenbeten Rechtsmittels von folgenden Er 
wägungen auszugehen gewefen ift: 

1 


da für die Beantwortung der Frage, 
ob Marie Rofine verw. B. diejenigen letztwilli⸗ 
gen Berfügungen, welche fie in dem mit ihrem 
Ehemanne Johann Andreas B. gemeinſchaftlich 
errichteten, der Klage unter A. in Abfchrift beis 
gegebenen Teftamente Bl. — zu Gunften ihrer 
dort gedachten vier Stieffinder getroffen hat, nach 
dem Tode ihres Ehemannes, und nachdem fie 
auf Orund diefes Teftaments des ehemännlichen 
Rachlaffes fih angemaapt gehabt, mit Erfolge 
Rechtens in dem von ihr fpäter errichteten, BI. — 
in Abfchrift erfichtlichen Teftamente widerrufen 
fönnen? 

lediglich der Inhalt jenes gegenfeitigen Teftaments 





zum Anhalte zu nehmen ift, ba die Mläger fonftige 
Borginge, aus denen fich Aufichluß über die Willens: 
meinung der erwähnten Zeftirer erlangen ließe, in der 
Klage nicht angeführt haben, 

2 


daß gegenfeitige Teftamente, auch wenn fie durch 
einen und benfelben Solennitätsact errichtet worben, 
mithin fogenannte testamenta simultanea find, den 
Erbverträgen nicht gleichfieben, vielmehr einjeitig 
widerrufen werben bürfen, dafern nicht entweder 

a) die Teftitenden die Umwiderruflichkeit ihrer 
gegenfeitigen teftamentarifchen Verfügungen verein- 
bart haben, ober 

b) dieſen Verfügungen der Charakter der Corre⸗ 
fpectivität beiwohnt, 

vergl. Mühlenbrud, in ber Fortfegung von 
Glück's Pandecten, $. 1428. Band 38, Geite 
220 fig. 

Gottschalk, disc. for., tom. II. c. 1. p. 16. 
ed. 2. 

Zeitfchrift für Nechtöpflege und Bermwaltung, 
N. 5. Br. 12. ©. 365., Bd. 14. ©. 269, 
Br. 19, ©. 352. 

3. 
daß ein Ball der unter Nr. 2. a. erwähnten Art 
gegenwärtig nicht vorliegt, da in dem gegenwärtigen 
Teftamente der B.'ſchen Eheleute weder ein pactum 
de non mutando, noch eine derogatorifche Elaufel, 
noch fonft eine Beftimmung Aufnahme gefunden hat, 
durch welche fih die Teſtirenden vertragsweife des 
Rechtes begeben hätten, ‚einfeitig von ihren legtwillis 
gen Berfügungen wieder zurüdtreten zu bürfen, 

4. 


daß das Teftament der V.'ſchen Eheleute auch für 
ein correfpectives nicht gehalten werden kann, wenn 
man berüdfichtigt, 

a) daß der Teftirer, wie es mit feinem oder feiner 
Ehefrau Nachlaffe dann gehalten werden folle, wenn 
lehtere verftürbe, nachdem fie bereits feine Erbin ge- 
worden fein wärbe, nicht berührt, vielmeniger für 
den Eintritt diefer Eventwalität irgend etwas dis⸗ 
ponirt hat, und daß mithin feine Beranlaffung vor 
liegt, auf die Brage einzugehen, ob dann, wenn bie 
in einem gegenfeitigen Teftamente getroffenen Dis- 
pofitionen des Borverftorbenen fih auch auf das 
dem Ueberlebenden zugehörige Bermögen beziehen, 
ber Ueberlebende dieſe Dispofitionen anerkennen 
müffe, nachdem er das gegenfeitige Teftament aner- 
fannt und demfelben gemäß die Erbſchaft des Bor- 
verftorbenen angetreten hat, 

b) daß zwar ber Teftirer in 88. 1—3. des ge 
genfeitigen Teftaments in Bezug auf feine vier Kinder 
erfter Ehe, welche er neben feiner Frau ald Erben 





eingefegt, die Erflärung abgegeben hat, wie dieſelben 
fhon bei feinen 2ebgeiten ihrer Erbanfprücde halber 
vollftändig befriedigt worben feien und deswegen 
ihrer Stiefmutter feinen gefammten Nachlaß zu über- 
laſſen haben, in dem Weigerungsfalle aber auf den 
Pflichttheil befchränft, auch verbunden fein follten, 
auf diefen fih alles Dasjenige anrechnen zu lafien, 
was fie von ihm ald Ausftattung, beziehentlich zu 
Anlegung eigener Wirthfchaft bereitd erhalten hätten 
— daß jedoch der erften Inſtanz nicht beigetreten 
werden fann, wenn bdiefelbe Bl. — lediglih aus 
diefer eben hervorgehobenen Verfügung die Eorrejpec- 
tivität bed vorliegenden gegenfeitigen Teftaments 
hergeleitet hat, weil, abgejehen von dem gleich zu 
erwähnenden Bedenken, welches der Annahme einer 
Eorrefpectivität entgegenfteht, zu einem Urtheile bar- 
über, ob überhaupt jene Verfügung erorbitanter Natur 
fei und in ganz augenfälliger Weife zum Nachtheile 
der Kinder des Teſtirers gereiche, nur nach einer 
Darlegung derjenigen Bermögensverhältniffe zu ger 
langen fein würbe, in welchen fich derfelbe zur Zeit 
feines Todes befunden hat, und weil, da in Bezug 
hierauf die Klage feinerlei Auskunft giebt, es an 
einer jeden thatjächlichen Unterlage für die in dem 
Inſtanzurthel hingeftellte Annahme gebridht, ber Te- 
flator werbe zu jener Verfügung fich nicht veranlaßt 
gefunden haben, wenn feine Ehefrau ſich nicht her 
beigelaffen hätte, ewentuell auch feine Kinder mit zu 
Erben ihres dereinftigen Nachlaſſes einzufegen, als 
weshalb denn auch ganz dahin geftellt bleiben kann, 
ob überhaupt aus dem Umftande, daß in einem 
reciprocirlichen Teftamente der eine von mehreren 
Honoritten vorzüglich bedacht worden, fih ohne 
Weiteres folgern ließe, es fei dies lediglich um deo⸗ 
willen gejcheben, weil ber jo Bevorzugte feinerfeits 
letztwillige Verfügungen getroffen habe, welche den 
weniger begünftigten Mithenorirten zum Boriheile 
gereichen, endlich 

ce) daß die Ehefrau des Teftirers in dem gemein: 
ſchaftlich mit dieſem Lepteren errichteten Teſtamente 
auch ihrerfeitö nirgends angedeutet hat, daß fie nur 
mit Rüdficht auf das Teftament ihres Ehemannes 
ihre Stieffinder fo, wie gefchehen, bedacht habe; 

fo ift es auf die eingewendete Berufung bei dem 
BL. — erfichtlichen, am 19. Februar 1863 publicirten 
Erfenntnifje allenthalben nicht zu laſſen, jondern es 
hat dad Suchen der Kläger in ber angebrachten 
Maaße nicht Statt, es find auch diefelben dem Be- 
flagten die in erfter Inſtanz erwachfenen Koften zu 
erftatten fehuldig, wogegen die Koften des Redhis- 
mittels, mit Rüdfiht auf den Wedel der Ent- 
ſcheidungen, zwiſchen ven ‘Parteien compenfirt wer⸗ 
den.’ 
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Das Königl. Oberappellationsgeript be— 
ftätigte mittelft Erfenntnif vom 29. Januar 1864 
dieje Entſcheidung aus folgenden Gründen: 


„1. 

Das von den Alägern BI. — in Abfchrift bei- 
gebrachte Teftament der V.'ſchen Eheleute ftellt ſich 
als ein uno actu ausgefprochener und niebergejchrie- 
bener fegter Wille der genannten Eheleute Dar, welcher 
feinem Inhalte nach zwei Teftamente über zwei Erb» 
ſchaften dergeftalt enthält, daß die von ben beiden 
Teftatoren getroffenen legtwilligen Beftimmungen 
unabhängig nebeneinander beftehen und in Betreff 
ihrer Gültigkeit und Rechtsbeftändigfeit abgefondert 
für ſich nach Maaßgabe der für widerrufliche Teftas 
mente beftehenden gefeglichen Borfchriften zu beurthei- 
fen find. Hierbei fommt darauf, daß die B.’ichen 
Eheleute fich gegenfeitig als Erben eingelegt haben, 
und daher das von ihmen errichtete Teftament 
als ein wechfelfeitiges (testamentum reciprocum) 
anzufehen ift, etwas nicht an, da wechjelfeitige Teta- 
mente, ohne Unterfchied, ob fie von Eheleuten oder 
anderen Perfonen herrühren, im Zweifel weber ben 
uniderruflichen fegtwilligen Verfügungen, den Erb» 
einfegungss oder Erbverträgen gleichgeftellt werben 
dürfen, noch bei ihnen die Mbficht eined jeden ber 
Teftatoren, daß fein Teftament nur dann gelten folle, 
wenn ber legte Wille des andern Teftators bei Kraft 
bleibe — die fogenannte Eorrefpectivität — ohne 
Weiteres vermuthet werben fann. Bielmehr treten 
die für correfpective Teftamente geltenden Grundſaͤtze 
nur dann ein, wenn die Teftatoren in dem wechſel— 
feitigen Teftamente ſolche Anordnungen getroffen 
haben, aus welchen mit Beftimmtheit zu erfehen ift, 
daß nad ihren Willensmeinungen die ausgefproche- 
nen leptwilligen Verfügungen fich gegenfeitig bebins 
gen und von einander abhängig fein follen, 4. B. 
indem fie ſich ausbrüdlich des Rechts, das Teftament 
einfeitig zu widerrufen, begeben oder über den ges 
meinfchaftlichen Nachlaß, als ein Ganzes, zum Beften 
dritter Verſonen verfügt haben u. f. w. 

vergl. Mühlenbrud, in der Fortfegung von 
Glüͤck's Commentar, Bd. 38. ©. 214 flg. 

Hartmann, die Lehre von den Grbverträgen 
und von gemeinſchaftlichen Teftamenten, 1860. 
©. 121 fig. 134 fig. 

Auch find diefe Grundfäge zeither von den fädh- 
ſiſchen Spruchbehörben beim Rechtfprechen befolgt 
worden. 

vergl. Biener, quaest., cap. 40. 41. in opusc. 
Tom. 1. pag. 182 aq. 

Zeitfchrift für Rechtspflege u. Berwalt., R. F. 
Bd. XIV. ©. 269 fig. 





a 


Annalen des Königl. Oberappellationsgerichts, 
Bd. II. ©. 53 fig. 

Nicht minder ift in 9. 2199. des publicitten, wies 
wohl noch nicht in Kraft getretenen Königl. Sädhf. 
bürgerlichen Gefegbuch® bei der Lehre von bem ges 
meinfchaftlichen legten Willen die Borfchrift an die 
Spige geftellt worden, daß die Verfügungen ber 
mehreren Erblaffer, felbft wenn fie ſich gegenfeitig 
auf den Todesfall bedenken, in der Regel als unab» 
hängig von einander zu betrachten find, bie eine 
Berfügung daher wegfallen fann, ohne daß dies auf 
die andere Einfluß hat. 


In dem vorliegenden Teſtamente ift nun feine 
Beitimmung enthalten, aus welcher die Abficht der 
Teftatoren, daß die Wirkfamfeit des einen lebten 
Willens von der Bültigfeit und Wirffamfeit des von 
dem andern Theile audgefprochenen legten Willens 
abhängig fein folle, fi erkennen läßt. Denn der 
Ehemann B. hat Bl. — ausprüdlich angeordnet, 
daß feine Ehefrau fich feines gefammten Nachlaſſes 
ganz allein anmaaßen foll. Keineswegs aber hat er 

- diefelbe in der Gebahrung mit dieſem Nachlaffe be 
fhränft oder dahin eine Berfügung getroffen, daß 
das von ihm zu hinterlaffende Bermögen der verehel. 
V. ganz oder theilweife nach dem Tode feiner nurs 
genannten Ehefrau auf die Kläger oder fonftige 
dritte Perfonen übergehe. Die verchel. B. hat aber 
zunächkt ihre Notherben, ihren Ehemann und ihren 
leiblihen Sohn, und hierauf für den Fall, daß fie 
ihren Mann überleben würde, ihre vier Stieffinder 
und ihren leiblichen Sohn, und zwar erftere zu zwei 
Dritttheilen, legteren zu einem Dritttheil, als ihre 
Erben eingefept. Die legtere Beftimmung enthält 
jedoch eine bloße Bulgarfubftitution, welche mit dem 
Augenblide, wo die verehel. V. ein anderweites Te 
ftament, in welchem fie ihren leiblihen Sohn als 
Univerfalerben eingefegt, jede Wirfung verloren har, 
da die Teftateir in dem am 12. April 1843 errichte- 
ten Teſtamente dem ihr gefeglich zuftehenden Befug- 
niffe, den erwähnten legten Willen beliebig zu wider- 
rufen, nicht entfagt hat. 

3: 

Die Kläger behaupten BI. —, daß das vorlie- 
gende Teftament deshalb ald ein correfpectives anzu⸗ 
feben fei, weil 

a) die V.'ſchen Eheleute zu Folge des Eingangs 
des von ihnen gemeinfchaftlich errichteten Teftaments 
DI. — dem Gerichte gegenüber erklärt haben, daß 
fie fich entſchloſſen hätten, ihren gegenfeitigen legten 
Billen zu errichten, daher bäten, denfelben anzuhören, 
niederzufchreiben, in eine Urkunde zu bringen und 
ſolche verwahrlich im Amte nieberzulegen, 
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b) im Teftamente, nachdem der Iepte Wille des 
Ehemannes niebergefchrieben worden, Bl. — bemerkt 
fei: „worauf defien Ehefrau alfo teſtirte“, ingleichen 
beide Ehegatten Bl. — gemeinfcaftlih auf den 
Todesfall eines jeden von ihnen die daſelbſt gedach⸗ 
ten Heinen Legate milden Stiftungen vermadht, und 
gemeinfchaftlich dem Teſtamente die f. g. Eobicillar- 
elaufel beigefügt, endlich der Schluß des Teftaments 
dahin laute, daß die Teftamentserrichter dieſen uno 
actu audgefprochenen legten Willen auf Borlefen 
durchgängig genehmigt, und daß fie daran weder 
etwas abjuändern, noch etwas hinzuzufegen hätten, 
frei, wohlbedächtig und ungegwungen erklärt, darüber 
auch den Handfchlag abgelegt haben. 

Die nurgedachten Momente find jedoch nicht 
geeignet, bie Anficht der Kläger zu begründen, daß 
die Teftatoren bie in dem gegenfeitigen Teltamente 
getroffenen Beftimmungen nicht als einzelne, fondern 
ald zufammen bejtehend und gegenfeitig einander 
eorreipondirend angejehen haben. 


Ada 
Der Errichtung eines gemeinfchaftlichen oder ge⸗ 
genfeitigen Teftaments geht in der Regel eine Ber: 
abredung der Teftatoren, ihren legten Willen gleich 
zeitig und gemeinfchaftlic zu errichten, voraus, 
weshalb fat in allen reciprofen Teflamenten im 
Eingange ſich die oben sub a. gedachte Bemerkung 
findet, daß die Teftatoven gefonnen feien, u. ſ. w. 
Das nurgedadhte präparatorifche Uebereinfommen 
enthält jedoch feinen die Parteien verpflichtenden 
Contract, fondern lediglich die Berabrebung der 
Teftatoren, daß fie fich gegenfeitig als Erben ein- 
fegen und mithin der Ueberlebende den Nachlaß des 
zuerft Verfterbenden erhalten folle. Diefes Abfommen 
findet durch die Errichtung des Teftaments feine 
Erledigung, fo daß bie Brage, ob von den Teftatoren 
vie Errichtung einer widerruflichen legtwilligen Ber- 
fügung oder eines Erbvertrags beabfichtigt worben 
fei, lediglich mit Rüdficht auf die letztwillig getroffe- 
nen Beftimmungen beantwortet werden fann, mithin 
eine quaestio faeti ift. 
vergl. Haffe, im rheiniſchen Mufeum für Juris: 
prubenz, Bo. VI. ©. 260, 
Befeler, Lehre von den Erbverträgen, Th. 2. 
Br. 1. ©. 331. 
Mühlendbrud, a. a. O. Br. 38. ©. 219. An— 
merf. 77a. 
Biener, I. c. Opusc. Tom. UI. p. 183. 184. 
Im vorliegenden Teftamente find jedoch Aus- 
brüde, welche auf die Errichtung eines Erbvertrags 
bezogen werben können, nicht zu finden, vielmehr 
deuten die wiederholt gebrauchten Worte: „lehter 





Wille” Bl. —, „letztwillige Dispofition” BI. —, 
„testator“ und „teftiren” Bl. — und „Teſtaments⸗ 
errichter“ Bl. — zunächft nur auf bie Abficht der 
Teſtatoren, widerrufliche letztwillige Beftimmungen 
zu treffen. 

Ad b 

Die reciprofen Teftamente werben in der Regel 
dergeftalt abgefaßt, daß jeder der mehreren Teftatoren 
die Erbeinfegung und die fonftigen von ihm beabfich- 
tigten legtwilligen Verfügungen getrennt erklärt und 
hierauf die Teftatoren die übrigen etwaigen gemein— 
ſchaftlichen Dispofitionen gleihfam als eine Perſon 
in verbundener Rede treffen. 

cfr. Biener, l. c. p. 183. 

Diefe Form, welche auch im vorliegenden Halle 
beobachtet worden ift, erfcheint für die Beurtheilung 
der Frage, ob das Teftament aus dem Gefichtöpunfte 
eines correfpectiven legten Willens aufzufaflen fei, 
einflußlos, da im diefer Beziehung nicht die Form, 
fondern der Inhalt des Teftaments entſcheidet. Nicht 
minder unerheblich ift, daß die Teftatoren am Schlufje 
des Teftamentsd den uno actu ausgejprochenen legten 
Willen genehmigt haben, da wedhjeljeitige Teſtamente 
ſich eben dadurch von andern Tejtamenten unterjchei- 
den, daß die Teftatoren durch einen Solennitätsact 
ieftiren, und einander gegenfeitig zu Erben einjegen, 
gleichwohl aber die Verfügungen der einzelnen Teſta⸗ 
toren, ſoweit nicht das Gegentheil aus dem Teita- 
mente hervorgeht, unabhängig von einander bes 
ftehen. 

vergl. Muͤhlenbruch, a. a. DO. Band 38. 

©. 215. 

Endlich enthält die am Schluſſe des Teftaments 
erwähnte Genehmigung beim Vorleſen leviglich die 
Erklärung der Teftamentserrichter, daß ihr lepter 
Wille richtig niedergefchrieben fei, wogegen eine Er, 
Härung des Ehemannes, durch welche er diejenige 
Berfügung, die von feiner Ehefrau zu Gunſten der 
Kläger, feiner leiblichen Kinder, getroffen worden ift, 
acceptirt habe, gänzlich zu vermiffen ift, weshalb von 
der Frage, welche rechtliche Wirkungen einer ſolchen 
Acceptation beizulegen jeien, 

vergl. Hartmann, a. a. O. ©. 121. verb. mit 
Bl. — 
abgefehen werden fann. 


8. 

Die erite Inſtanz ift nach Bl. — zu einer abs 
weichenden Anficht gelangt, weil es ihr auffällig 
eridienen ift, daß der Ehemann B. feine Ehefrau 
als Univerfalerbin feines gefammten Nachlaſſes ein- 
gefegt, feine leiblichen Kinder aber bis auf ben 
Pflichttheil, in welchen fie das bei Lebzeiten Erhaltene 
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ſich einrechnen laſſen follen, enterbt hat, Run hat 
aber der Teftator die nurgebachte Dispofition in 
$. 2. des Teftaments felbft dadurch motivirt, daß 
jedes feiner leiblichen Kinder von ihm außer einer 
Naturalausftattung die Summe von 1000 Thlen. 
— — + erhalten habe, und daß er, der Teftator, zu 
Gewährung diefer Gelder zum Theil das Einbringen 
feiner Ehefrau von 5000 Thlen. —⸗ —» mit vers 
wendet habe, fo daß er fürchte, daß nach Berichti- 
gung des Einbringens der Ehefrau von feinem 
Nachlaffe Etwas nicht übrig bleiben werde. Füuͤt die 
vorliegende Entjcheidung ift die „BL. — beruͤhrte 
Frage, welches Vermögen der Ehemann. zur Zeit 
feines Todes hinterlaffen habe, völlig einflußlos, 
indem feldft in dem Falle, daß der Vater der Kläger 
beabfichtigt haben follte, feine Ehefrau mehr, als 
feine Kinder Teptwillig zu begünftigen, zwar nad 
Befinden den Hlägern eine Klage auf Gewährung, 
beziehentlich Ergänzung ihres Pflichttheils zuftcht, zu 
der Annahme aber, daß die Beihränfkung der Kläger 
auf den Pflichttheil lediglich mit Nüdjicht auf die 
Ginfegung derfelben als fubftituirte Erben Seiten 
der Ehefrau erfolgt fei, alle factifchen Unterlagen 
fehlen würden. 

Aus diefen Gründen ift die Entſcheidung der 
vorigen Inſtanz in der Hauptfadhe und in Betreff 
des Koftenpunftes beftätigt worden, wogegen bie 
duch das neuere Rechtsmittel entftandenen Koften 
wegen ded in den früheren Inftanzen eingetretenen 
Wechfels der Erfenntniffe gegen einander aufgehoben 
worden find.” 


49. 


Die Verordnung, bie Abwartung gerichtlicher 
Termine durch Rechtscandidaten in Nachvoll— 
macht der in der Sache beauftragten legitimixten 
Sachwalter betreffend, vom 24. Juli 1845 findet 
auf removirte Advoraten Feine Anwendung. 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. — in 


Am 7. December 1863 erließ das Königl. Appel 
lationsgericht zu Leipzig an das Gerichtsamt 2, 
eine Berordnung folgenden Inhalts: 

„Nach Ausweis der x. Acten hat in Nachvoll- 
macht des Adv. &., ald Sachwalters des Beklagten, 
der removirte Adv. MD. für diefen leptern den Schwös 
rungstermin abgewartet. Da die Verordnung vom 
24. Juli 1845 (Gef.- u. Berorbn.- Bi. v. 3. 1845. 
©. 105.) die abvocatorifche Vertretung einer Partei 





in gerichtlichen Terminen ausnahmsweiſe nur folchen 
dem Sachwalterſtande nicht angehörigen Perfonen 
geftattet, welche durch Approbation der gefertigten 
Probeſchriften eine Anwartichaft auf Erlangung der 
Advocatur erworben haben und Behufs der Borbil- 
dung zu dieſem Amte auf der Erpedition des von 
der betreffenden Partei mit Vollmacht verfehenen 
Sachwalters arbeiten, die von dem leptern aus— 
geftellte Nachvollmacht mithin nur dann eine von 
dem Gericht zu beachtende Legitimation gewährt, 
wenn der Subflitut zu den vorbezeichneten Perfonen 
gehört, bei removirten Advocaten aber die Boraus- 
fegung einer Anwartfchaft auf das Amt der Advocas 
tur und der Ausbildung zu demfelben nicht ein- 
fhlägt, fo hätte ernannter Y. von dem Proceßgerichte 
zu Abwartung des Schwörungstermind nicht zuge 
laffen, der Adv. £. aber der Nachbevollmachtigung 
9.'s fi enthalten follen. Der Vorgang veranlaft 
das K. Appellationsgericht, dem Gerichtsamte L., wie 
hiermit gefchieht, die Weifung zu ertheilen: 


a) den Adv. £. und D. zu bedeuten, den erftes 
ren, daß er in Zufunft von einer Nachbevollmädhti- 
gung D.'s zu Abwartung gerichtlicher Termine 
Abfand zu nehmen, den legtern, daß er fich der 
Annahme derartiger Nachvollmachten zu enthalten 
habe, 


b) die von dem Av. &. für die Nachvollmacht, 
für die Abwartung des Schwörungstermins und die 
in demfelben erfolgte Anzeige einer Appellation 
Bl. — liquwidirte Gebühr als unpaſſirlich in Wegfall 
zu ftellen und den ernannten Sachwalter unter Ver: 
weifung auf die Beftimmungen der obenerwähnten 
Verordnung hiervon in Kenntniß zu fegen, 

e) Den aber in’s Künftige die Zulaffung zu 
Abwartung gerichtlicher Termine auf Grund einer 
ihm von einem Sachwalter eriheilten Nachvollmacht 
nicht zu geftatten.” 

Gegen diefe dem D. mitgetheilte Weifung wen— 
dete derjelbe Recurs ein, auf welchen nach vorgän- 
giger Berichts- und Vortragserftattung das Königl. 
Juftizminifterium unterm 7. Mär; 1864 folgende 
Verordnung erließ: 

„Das Juftigminifterium hat die Befchwerde, 
welche der vormalige Advocat D. in 8. wider bie 
ihm von dem Appellationdgerichte zu Leipzig ertheilte 
Weifung eingewendet und Bl. — weiter ausgeführt 
hat, für unbegründet erachtet. 

Wenn 9. in feiner Ausführungsfchrift von dem 
Sage ausgeht, daß zum Bevollmächtigten, mithin 
auch zum Rachbevollmächtigten jeder beftellt werben 
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fönne, welcher bie Berechtigung habe, vor Gericht 
erfcheinen zu können, daß ihm diefes Recht nicht 
verloren gegangen fei, und daß ihm daher auch das 
Befugniß nicht entzogen werden dürfe, ald Nach— 
bevollmächtigter des Adv. X. dafelbft, oder eines 
andern Sachwalters vor Gericht thätig zu fein, fo 
bat er den Unterſchied unberüdfichtigt gelaffen; 
welcher zwiſchen einem gewöhnlichen Bevollmächtig« 
ten und einem Nechtöbeiftande befteht. Während 
naͤmlich allerdings die Vertretung einer Partei in 
denjenigen Angelegenheiten, deren Beforgung juris 
ſtiſche Bildung nicht erfordert, jeder übernehmen 
fann, welder in feinen eignen Angelegenheiten ges 
richtsfaͤhig ift, fo ift doch die Partei in Anfehung 
folder Gefchäfte, zu deren awedmäßiger Behandlung 
Rechtöfenntniffe erforderlich find, mag nun die Ber« 
tretung, oder die Affiftenz bei mündlichen Verhand⸗ 
lungen, oder die Fertigung juriftifher Schriften in 
Frage fein, in der Regel an den Beiſtand eines 
im Befige der Fähigkeit zur Ausübung der jurifti« 
chen Praris befindlichen Sachwalters gewiefen. Eine 
Ausnahme von diefer Regel, welche bier nicht in 
Trage kommt, befteht zunächft rüdfichtlih der Ver— 
tretung in Streitigfeiten über ganz geringfügige 
Civilanſprüche. Die weitere Ausnahme aber, welche 
durch die Verordnung vom 24. Juli 1845 (Geſetz⸗ 
fammlung von 1845. ©. 105.) in Anfehung einer 
gewiffen Kategorie von Rechtscandidaten ſeſtgeſetzt 
worden ift, kann ber Beichwerbeführer zu Begrün- 
dung des von ihm in Anfprucdh genommenen Befug- 
niffes nicht für fich anführen. Diefe Verordnung 
fpriht von der Abwartung gerichtlicher Termine 
durch ſolche Nechtscandidaten, welche die zu Aus- 
übung der juriftiichen Praris erforderlichen Probes 
fhriften bereits gefertigt haben, "jedoch zur Praris 
noch nicht abmittirt find, und fann daher ſchon 
ihrem Wortlaute nach auf foldhe, wenn auch juriftifch 
gebildete Perfonen, nicht bezogen werden, welche 
dieſes Stadium der Candidatur längft hinter ſich 
haben, zur juriftifchen Praxis zugelaffen, jedoch 
der Mdvocatur fpäter wieder entfegt worden find. 
Hauptfächlich geben aber auch die diefer Verordnung 
porausgegangenen ftändigen Anträge und Verhand⸗ 
lungen 
(vergl. Randtagsacten von 1843, Beilagen zu 
den Protofollen der II. Kammer, 3. Samms 
lung ©. 476., Beilagen zu den Protofollen 
ber I. Kammer, 2. Sammlung S. 490 fig. 
und Landtagsacten I. Abtheil. 2. Sammlung 
©. 1605.) 
beutlih an die Hand, daß diefe Berorbnung im 
SIntereffe der Ausbildung der Candidaten für ihren 
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fünftigen Beruf, und bamit fie fidh, wie die Ber- 
orbnung ſelbſt ſich ausdrüdt, in biefem Theile ihres 
Berufes (der Terminsabwartung) Haltung und 
Uebung aneignen können, erlafien worden ift, und 
daß, wenn dabei auch dad Intereffe der Sahwal- 
ter, bei denen die Candidaten arbeiten, erwähnt 
wird, dieſe Ruͤckſicht doch eine untergeordnete gewe⸗ 
fen ift, wie denn deren Erwähnung überhaupt nicht 
geeignet fein fann, eine Anwendung der Berorb- 
nung auf andere Perfonen, als die darin ausdrüd« 
li genannten Candidaten zu rechtfertigen. Auf 
die Borfchrift der Advocatenordnung $. 18. fann 
ber Recurrent mit Erfolg um deswillen nicht Bezug 
nehmen, weil bier nur von Nachbevollmaͤchtigung 
folcher Berfonen die Rede it, welche nach den Ge— 
fegen zur Annahme von Nachvollmachten geeignet 
find, während im Uebrigen auf die am Schluffe 
der Deductionsfchrift geltend gemachten Billigfeite- 
rüdfichten zu Gunſten des Beſchwerdeführers, den 
einfchlagenden procefrechtlihen Grundſaͤtzen gepen- 
über, feine Rüdficht genommen werben fann. 


Das Juſtizminiſterium hat daher die D.fche 
Beſchwerde verworfen, und veranlaft das Appella- 
tionsgericht zu Leipzig, D.’n mit dem ergriffenen 
Rechtsmittel abweifen zu laffen ꝛc.“ 


Miscellen, 


Unzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 5. Stück des Gefeg- und Verord— 
nung&blattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1864) enthält: No. 26. Deeret wegen Beflätigung 
der Statuten für die Braugenoffenfchaft zu Zwickau, 
vom 27, Sebruar 1864. No. 27. Derret wegen Ber 
flätigung ber Statuten der Sächſiſchen Rückverſiche- 
rungsgefelihaft, vom 2. März 1864. No. 28. Ber- 
ordnung, bie Notizen bei Einliefrung von Eträflingen 
betreffend, vom 9. März 1864. No. 29. Berorb- 
nung, bie Publication der mit der Regierung bed 
Herzogthums Sachen» Goburg- Gotha wegen gegenfeiti- 
gen Schutzes der Waarenbezeihnungen geſchloſſenen 
Uebereinkunft betreffend, vom 9. März 1864. No. 30. 
Decret wegen Beflätigung der revidirten Statuten deö 


Rebarteur: Dr. Theodor Taudnip. 


Vorſchußvereins zu Frankenberg, vom 11. März 1864. 
No. 31. Bekanntmachung, den Verzicht des Vorſchuß⸗ 
vereins zu Frankenberg auf die ihm bewilligte Stempel- 
befreiung betreffend, vom 22. Mär; 1864. No. 32: 
Alerhöchfle Berorbnung, eine Ernennung in bie erfle 
Kammer der Stänbeverfammlung betreffend, vom 
23. Mär; 1864. No. 33. Belanntmachung, die Be— 
forgung der Branbverficherungsangelegenbeiten bei den 
Hofgebäuden, ben unter landbauamtlicher Auffict 
fiehenden Staats⸗, fowie den Berg- und Eifenbahn- 
gebäuden betrefiend, vom 1. April 1864. — Kepte 
Abiendung: am 13. April 1864. 


Ernennungen, Anftellungen ıc. Seine König« 
liche Majeftät Haben den Amtshauptmann Rudolph 
von Sandersleben zum Geheimen Finanzrath zu 
ernennen gerußt. 


Seine Königliche Majeflät haben dem Vorſtande 
bed Gerichtsamts Schwarzenberg, Gerichtsamtmann 
Karl Richard Hedrich, unter Genehmigung deſſen zeit 
weiliger aushülfsweifer Verwendung bei dem Yufliz« 
Minifterium den Charakter eined Juftizraths mit dem 
Range eines Appellationsraths in ber IV. Klaffe der 
Sofrangorbnung zu verleihen in Gnaden gerubt. 


Immatrienlation von Advocaten. Vom Juſtiz⸗ 
minifterium iſt der Univerfitaͤtsgerichtsactuar Dr. Fried» 
rich Gotthelf Morig Meltzer in Leipzig zum Adyocalen 
ernannt und als folcher verpflichtet worben. 


Todesfälle. Geftorben: am 19. April 1864 ber 
Gerichtäpirertor und Advotat Gar! Auguft Ehrig in 
Baugen; am 20. April 1864 der Bezirksgerichtsactuar 
Edward Grnft Wolff im Dresden; am 24, April 
1864 der Bezirkögerichtörath Julius Schneider in 
Dredven; am 29, April 1864 der Geheimrath a. D. 
Buftav von Flotow, Gomthur des Berbienft-Orbens, 
in Dredven. 


Dffiein der Berla,shanblung, 
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50. 


Inwieweit ift eine wegen des @inbringend ber 
Ehefrau des MBerfäuferd auf dem veräußerten 
Grundſtücke haftende Cautionshypothek ala ein 
Hinderniß anzufchen, welches die wirfliche Erfül— 
lung des Kaufes ohne freiwillige Mitwirkung der 
Ehefrau unmöglich madt, und der auf Erfüllung 
gerichteten actio emti bed Käufer entgegen: 
fteht? — Die Berurtheilung des auf Ueberlaffung 
des Givileigenthums beklagten Berfäuferd wird 
durch Differenzen, welche zwifchen ben Kaufs- 
intereffenten über einzelne Punkte des von dem 
Berfäufer refervirten Auszuges obwalten, nicht 
aufgehalten, und hat ber Berfäufer eventuell feine 
biesfallfigen Ansprüche mittelft befonderer Klage 
geltend zu machen. 


Mitgetheilt von 
Herrn ®, in ® 


©. flagte im Jahre 1863 wider Schn. bei dem 
Gerichtsamte zu R. auf Erfüllung eines Hausfaufes. 
Die Barteien waren darüber einverflanden, daß 

1) Beflagter im September 1862 fein Haus für 
890 Thlr. —⸗ —⸗ an Klägern verkauft, dabei aber 
für fi und feine Ehefrau freie Herberge in dem 
veräußerten Grundftüde ſich vorbehalten habe, 

2) daß weiter ftipulirt worben fei, daß bie Ueber» 
gabe am 16. September 1862 ftattfinden und bie 
Zahlung des Kaufpreifes durch Uebernahme einer 
Hypothek von 500 Thlen. — ⸗ —⸗ und Baarzahlung 
von 390 Thlen. — — erfolgen jolle, 


3) daß die Naturalübergabe des Haufes an dem 
beftimmten Tage geichehen, auch die Zahlung der 
390 Thlr. — —s bewirkt worden fei. 

Kläger behauptete noch weiter, 

4) daß Bellagter ausbrüdlich ſich verpflichtet 
habe, eine auf dem verfauften Hausgrundftüd für 
feine Ehefrau wegen des Einbringens derſelben zur 
Höhe von 195 Thlen. — —- haftende Gautions- 
hypothek Löfchen zu laffen, 

5) daß zwei Tage nad) dem Abfchluffe von dem 
Beklagten dem Kläger ein der Klage unter A. ab- 
Ichriftlich beigefügter Kaufaufſatz vorgelegt, und legs 
terer von den Parteien genehmigt und vollzogen wor⸗ 
den fei, 

auch 

6) er, Kläger, ber von ihm übernommenen Vers 
pflidtung gemäß alsbald nach feinem Einzug in das 
erfaufte Haus die Auszugswohnung für Bellagten 
hergeftellt und eingerichtet, und Letzterer dieſelbe bes 
zogen habe. 

Das Petitum der Klage war auf Erfüllung bes 
in derfelben nebft Beifuge A. befchriebenen Kaufes, 
Verſchaffung des Eivileigenthums an dem Haufe, 
Leiſtung von Quittung über die gefchehenen Zahluns 
gen und Herbeiführung der Löfchung jener Eautions- 
hypothek, fowie Erftattung der erweislihen Schäden 
gerichtet. 

Der Bellagte ſtellte das Berfprechen ad 4. durch» 
aus in Abrede, gab zu 5. zu, daß er dem Kläger 
einen Kaufauffag vorgelegt habe, bemerkte jedoch, 
daß Kläger einige Zufäge hinzugefügt habe, eine 
Genehmigung oder Bollgiehung diefes Auffapes aber 
feinerfeits (d. I. Seiten des Beflagten) nicht erfolgt 
fei, er, Beklagter, vielmehr dem Kläger nur Quits 
tungen über bie bewirkten Zahlungen ausgeftellt habe. 





Zu 6. erflärte Bellagter, daß er die neue Auszugs— 
wohnung nur gezwungen bezogen habe, obwohl fie 
noch nicht fertig hergeftellt fei, indem ber Kläger aus 
feiner frühern Wohnung die Läden weggenommen 
und fo die erftere unbewohnbar gemacht habe. Unter 
mehrfachen Ausftellungen wider die Eonftruction der 
Auszugswohnung und Negation einzelner minber- 
wefentlicher Beftimmungen der Klagbeifuge A. in 
Betreff des dem Bellagten rejervirten Auszuges 
machte aber legterer hauptſächlich geltend, wie Klä— 
gers Verlangen, daß Bellagter die für feine Ehefrau 
auf dem verfauften Grundftüd haftende Illatenforde— 
zung zur Löfchung bringen lafje, unftatthaft fei, da 
Beklagter dies nicht ohne freiwillige Mitwirfung fei- 
ner Ehefrau thun fünne, diefe aber die Löfchung fo 
lange verweigere, ald Kläger nicht feinen contract- 
kichen Quittungen allenthalben nachgefommen fei und 
bei-dem fonach- vorliegenden Balle der Unmöglichkeit 
directer Bertragderfüllung die Klage nur auf dad 
id quod interest hätte gerichtet werden fünnen. 


In der Replif widerſprach Kläger dem Borbrin- 
gen des Bellagten, gab aber zu, daß er von dem 
Beklagten Quittungen über die gezahlten Kaufgelver 
erhalten habe, „doch befänden fich diefe auf einem 
von der Urfchrift der Klagbeifuge A. verſchiedenen 
Bogen”. 

Das Königl. Bezirksgericht zu Mittweida 
ließ es zunächſt bei diefer Erklärung des Klägers in 
Betreff der Quittungen bewenden, durch welche fich 
das auf nochmalige Quittungsleiftung bezügliche 
Klaggefuch erledige, da Kläger feinen rechtlichen 
Anfpruch darauf habe, daß die fraglichen Quittungen 
auf dem nämlichen Bogen ausgeftellt würden, auf 
welchem ſich die Klagbeifuge A. befinde, verurtheilte 
aber fonft ven Beflagten ad petita libelli, indem es 
defien Einwendungen für unerheblich erachtete, weil 


„a) Bellagter, daß er die von dem Kläger her- 
gerichtete Auszugswohnung wirklich bezogen, zuge- 
fanden habe, übrigens aud die Herftellung der 
Auszugsräume durch den Käufer der ihm von dem 
Verkäufer zu gewährenden Einräumung des Eivil- 
eigenthums nicht vorauszugehen, fondern nachzufolgen 
habe, und, ſelbſt hiervon abgefehen, das Vorbringen 
des Beflagten, weldyes nicht die essentialia bes 
Kaufcontractes, fondern lediglich Nebenpunfte defjel- 
ben betreffe, nur auf eine exceptio non rite adim- 
pleti contractus hinauslaufe, die unter Umftänden 
zu Bormirung von Schädenanfprüchen führen, gegen» 
wärtig aber um fo mehr auf ſich beruhen fönne, als 
Bellagter fi deren Geltendmachung zu befonderer 
Ausführung vorbehalten habe, 

weiter, 
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b) infofern von Beflagtem verneint worben fei, 
daß er bei dem Abſchluſſe dem Kläger gegenüber die 
Verpflichtung übernommen habe, die Hypothek wegen 
des Einbringens der Ehefrau löfchen zu laffen, zur 
Zuerfennung bes delati über biefen Theil der Klage 
darum nicht zu gelangen fei, weil Beflagter ſchon 
an ſich als Verkäufer für die Loͤſchung diefer in die 
Kauffumme nicht mit eingerechneten und deshalb dem 
Kläger als dem Käufer nicht mit überwiefenen Hypo⸗ 
thef Sorge zu tragen verbunden fei, 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bd. V. 

©. 268. 

und bie Erfüllung diefer ihm ſchon ohnehin obliegens 
den und eines befonderen biesfallfigen Verſprechens 
nicht erft bebürfenden Verpflichtung auch für den 
Fall, daß die Ehefrau des Beflagten die Aufgebung 
der fraglichen Hypothek zur Zeit noch verweigern 
follte, unter den vorliegenden Umftänden darum 
feineswegs als eine rechtlich unmögliche Forderung 
bezeichnet werben fönne, weil es fich -bier um die 
Hypothek für eine gewöhnliche Gelpforberung handele, 
deren Löfchung durch Rüdzahlung des Schuldbetrags 
an die Forberungsberechtigte in der Gewalt des Bes 
klagten liege und baher für ihn erzwingbar fei. 

Annalen, IV. ©. 469. V. ©. 49." 

Dad Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
erfannte im November 1863 reformatorifh auf Abs 
welfung der Klage in der angebrachten Maaße. Die 
Rationen lauten: 

„Der Kläger hat fein Sachgefuh nah Bl. — 
wörtlich dahin gerichtet, 

daß Beflagter den in der Klage nebft Beifuge A. 
bejchriebenen Kauf zu erfüllen, daher aber 
Klägerm das Givileigenthum an dem — Haus— 
grundftüde zu verfchaffen, ihm auch über vie 
angegebenen Zahlungen Quittung zu leiften, 
nicht minder das eheweibliche Einbringen ber 
195 Thlr. — — auf dem betreffenden Folium 
zu Löſchung zu bringen, ſowohl die erwachfenen 
Schäden, ingleichen die Proceffoften zu erftatten 
ſchuldig. 

Nach den von ber vorigen Inſtanz DI. — zuſam⸗ 
mengeftellten Zugeftänbniffen bes Bellagten, Inhalts 
deren der erfolgte Abſchluß eines Kaufgefhäfts, das 
Object deffelben, der bevungene Preis, die Modalität 
ber Zahlung beffelben, bie Zeit und der Erfolg ber 
Uebergabe, mithin das Wefentlihe der getroffenen 
Berabredungen feftfteht, ift an ſich die Verbindlichkeit 
des Bellagten, dem Kläger das Civileigenthum an 
dem verkauften Haufe zu verfchaffen, nicht zweifelhaft 
und würde es daher, Behufs der alljeitigen Beftftel- 
lung des zwiſchen den Parteien vereinbarten Rechtö« 
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geihäfts, lediglich der Conftatirung einzelner Neben: 
punfte, bezüglich deren die Angaben der Parteien 
von einander abweichen, durch Ableiftung der deshalb 
wechfelfeitig angetragenen Eide bebürfen. 

Hiernähft würde, wenn auch auf dem erfauf- 
ten Grundflüde liquider Maaßen wegen des Ein- 
bringens der Ehefrau des Bellagten nach Höhe von 
195 Thlen. — —⸗ eine Cautionshypothel haftet, 
deren Seiten des Klägers zu bewirfende Uebernahme 
zwischen den Parteien nicht ftipulirt ift, in der Eri- 
ftenz dieſer Hypothef an fich nicht ein unüberwinds 
liches Hinderniß der Realifirung des Kaufgefchäfts, 
d. i. ber Uebertragung des Civtlbeſitzes an den Als 
ger, liegen. Denn abgefehen davon, daf dem Kläger 
es freiftehen würde, das gedachte Pfandrecht einft- 
weilen unter Vorbehalt des Regrefled wider den 
Beklagten mit zu übernehmen und für den Ball, daß 
er fpäter aus dem Pfandrechte in Anfpruch genom- 
men würde, diefen Regreß geltend zu machen, fönnte 
fogar in Frage fommen, ob nicht der Kläger in der 
Kaufsflage unter dem Erbieten zu Uebernahme jener 
Hypothek zugleich die Beftelung geeigneter Caution 
wegen der hieraus ihm entitehenden Bertretung zu 
verlangen berechtigt fein würde. 

®ergl. L. 12. $. 1. D. de perie. et comm. 

(18. 6.) 

L. 1. O. de eviect. (8. 45.) 

Treitfchfe, Raufcontract, $. 46. in fin. 
Allein der Kläger hat feinen diefer Auswege gewählt, 
vielmehr von dem Bellagten die Gewährung des, 
von ber ernannten Hypothek freien, Eivil- 
befiges gefordert. In diefer Beziehung vermag nun 
die gegenwärtige Inftanz der Bemerkung der vorigen 
Richter BI. —, wonach 

„es fi hier um eine gewöhnliche Geldſchuld 

handele, deren Löſchung durch Ruͤchzahlung des 

Schuldbetrags an die Forderungsberechtigte in 

der Gewalt des Bellagten liege und für ihn 

erzwingbar ſei“, 
nicht beizupflichten. Denn offenbar fann das ehe 
weibliche Einbringen, wegen deſſen eine Hnpothef 
an dem Grundftüde des Ehemannes annotirt worden 
ift, mit anderen bupothefarifchen Forderungen und 
namentlich den gewöhnlichften Arten derfelben, mit 
den auf Kündigung ftehenden Darlehnscapitalien, 
weber überhaupt, noch insbeſondere in der hier in 
Frage ftehenden Beziehung, d. i. in Betreff der dem 
Schuldner jederzeit gebotenen Möglichkeit, den Gläu- 
biger zu Rüdnahme des Eapitald zu awingen, 
nicht identificirt werben. Bielmehr ift durch das 
Geſetz vom 6. Rovember 1843. 8. 38. No. 1. der 
Ehefrau im Allgemeinen die Berechtigung zugefpro- 
hen worden, an den Immobilien des Ehemannes 


wegen ihres Mobiliareindringend eine Hypothek, 
fraft des Gefepes und ohne daß es dazu ber 
Willenserklärung des Schuldners bedarf, zu 
erwerben. Dem Ehemanne ift dagegen (abgeſehen 
von der in $. 42. 1. c. nachgelaffenen befonderen 
rehtlihen Ausführung etwaiger Cinwenduns 
gen, für deren Erifteng und Begründung in dem 
vorliegenden Falle es an jeder Andeutung fehlt) bes 
züglicy der Modalität ber Sicherftellung und 
ver Füglichkeit, eine Löfchung des Pfandrechtes ein« 
feitig herbeizuführen, nad $. 43. leg. cit. nur das 
Befugniß eingeräumt worden, bei erfolgter Intabu- 
lation der Hypothek auf mehreren Immobilien nad 
Befinden die Löfchung des Eintrags auf einzelnen 
derfelben zu verlangen. Es ergiebt ſich hieraus, daß, 
fo wenig wie ein anderer Pfandgläubiger zu Aufgabe 
feines Pfandrechts gegen ihm zu gewaͤhrende anbere 
Sicherheit rechtlich gezwungen werden fann, eben 
fo wenig ein derartiges Zwangsrecht in dem vorlie— 
genden Falle ald ein dem Bellagten wider feine Ehe- 
frau zuftändiges bezeichnet werden darf. Der Ehe 
mann ift aber auch die Einwilligung in Löfhung der 
Hypothek nicht einmal gegen die Rüfgewährung 
des Einbringens zu fordern berechtigt, weil nad) 
erfolgter Auszahlung er wiederum die Illation des 
Gezahlten von feiner Ehefrau zu verlangen befugt 
fein, und fomit die Auszahlung augenfcheinlich der 
Ehefrau feine Sicherung ihrer Dotalforderung bieten 
würde. Run würde zwar ber Anfpruch bes Ehe— 
manne® auf wiederholte Illation ded der Ehefrau 
ausgezahlten Dotalvermögend dann hinwegfallen, 
wenn bei der Auszahlung dem legteren Receptitienz 
eigenjchaft gegeben würde. Allein dies könnte wäh- 
rend der Dauer der Ehe nur buch freie beider 
feitige Einigung der Ehegatten bewirkt werben, 
und würde daher der Ehemann auch felbit dann, 
wenn er auf fein Verwaltungs- und Nießbrauchs— 
recht verzichtete, die Ehefrau zu Rüdnahme des infe- 


rirten Vermögens und Verwilligung ber Hypothefens 


löfhung zu zwingen fi; außer Stande befinden. 
zu vergl. Heyne, Commentar, Bd. 1. ©. 234. 
Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bd. 2. 
©. 44. 

Siegmann, Grund- und Hypothekenrecht, S.148. 

und 230 fig. 

Hiernach liegt allerdings ber Ball vor, daß ber 
Bellagte, fo viel die Tilgung des fraglichen 
Pfandrechtes anlangt, den dem Kläger gegenüber 
eingegangenen Verpflichtungen ohne freiwillige Mits 
wirfung eine® Dritten nicht zu genügen vermag. 
Unter diefen Umftänden haben die Bl. — Seiten 
ded Beflagten angesogenen, auch von ber gegen- 
wärtigen Inſtanz befolgten ®rundjäge Pag zu grei⸗ 
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fen, und iſt daher dem Klaͤger nicht die Klage auf 
Erfüllung der eigentlichen vertragsmäßigen Lei— 
fung, ſondern nur ein Anſpruch auf das id quod 
interest zu geftatten. Wenn aber Kläger Bl. — 
bemerkt, 
daß die fraglide Hypothefenlöfhung fi 
ſehr leicht dadurch bewerfftelligen lafle, daß 
Deklagter von der Kauffumme eine dem ches 
weiblihen Einbringen entfprechende Summe an 
ihn, den Kläger, zurüdzahle, indem in biefem 
Balle er 
a) entweder das Einbeingen in Anrechnung auf 
den Kaufpreis mit übernehmen, oder 
b) auch ſolches zur Auszahlung bringen fönne, 
fo würde, ganz abgefehen davon, daß der Fall sub a. 
eben nicht zu der Löfchung der Hypothek führen, die 
Eventualität sub b. aber wiederum nicht ohne Zus 
fimmung der Ehefrau des Bellagten realifirt werden 
fönnte, diefe Art und Weife der Erledigung der ent 
ftandenen Differenz, welche fi den in dem Gingange 
als möglich bezeichneten Modalitäten annähern würde, 
doch in feinem Falle dem auf Gewährung des hypos 
thefenfreien Eivilbefiges gerichteten Klaggefuch ent: 
ſprechen, mithin jedenfalls in dem gegenwärtigen 
Proceſſe nicht fich realifiren laffen. 


Es könnte noch in Frage fommen, ob nicht min» 
beftens eine theilweife Aufrechtechaltung der Klage 
in jo fern ftatthaft fei, als in dem Gefuche auf Er» 
füllung eines Kaufes über ein Immobile zugleich das 
Berlangen der Bollziehung einer den Vorfchriften 
von $. 143. des Hypothelengeſetzes entfprechenden 
Urfunde, minbeftens das Verlangen des Aner- 
fenntniffes der aus dem abgejchlofienen Kauf: 
geſchaͤfte abzuleitenden Verbindlichfeiten enthalten ift, 
überdies auch der Kläger von dem Bellagten aus— 
drücklich Quittung über die geleifteten Kaufgelder⸗ 
zahlungen gefordert hat, und biefen jämmtlichen Ver 
pflichtungen nachzufommen, der Bellagte auch bei 
ber jegigen Sachlage unbehindert fein würde. Allein 
will Man auch darauf fein Gewicht legen, daß der 
Kläger die aus $. 143. leg. cit. fich ergebende Ber- 
pflichtung des Verkäufers in der Klagefchrift und 
dem Sadjgefuche nicht befonders hervorgehoben hat, 
fo ift doch dieſe Verbindlichkeit, wenn nicht deshalb 
ausdrüdliche Berabredung getroffen worden war, 
nur ein Theil und eine nothwendige Folge der haupts 
fächlichen Obliegenheit des Berläufers, dem Käufer 
den Eivilbefig des Grundftüds zu gewähren. Kann 
alfo die legtere in dem concreten Falle nicht zur Gels 
tung gebracht werben, jo findet eben fo auch die 
erftere ihre Erledigung, oder es gewinnt zum Min- 
deften das auf Bollziehung einer Kaufurkunde ges 


richtete Suchen des Klägers lebiglich die Eigenſchaſt 
einer Klage auf Anerfenntniß bes betreffenden 
Forderungsrechted des Klägers. Eine ſolche aber 
darf befanntlich dann nicht gugelafien werden, wenn 
das Recht ſelbſt, deſſen Anerlenntniß verlangt wird, 
bereits Hagbar gemacht werben fann. 

zu vergl. Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Berw., N. F. 

BD. 20. ©. 20. 

Eine ſolche Klage ift daher auch in dem vorlies 
genden Falle nicht ftatthaft, da die Anflellung der 
actio emti, welche unter den vorliegenden Umftänden 
aus einer Klage auf Erfüllung bes Kaufes in einen 
Anſpruch auf Erftattung der gehörig zu fpecifici« 
renden Schäden fi verwandelt, dem Kläger jeder- 
zeit unbenommen bleibt. Soviel dagegen den Anſpruch 
ded Klägers auf Quittungsleiftung betrifft, be— 
züglich deffen wider ihn, den Kläger, die Dis- 
pofition BI, — Rechtskraft erlangt hat, jo hat der 
felbe Bl. — bereitd zugegeben, daß er außer- 
gerichtlihe Quittung des Beklagten erhalten 
babe. Run würde zwar mit Rüdficht auf die mehr- 
erwähnte Dispofition des $. 143. des Hupothefen- 
geſetzes dieſer Umſtand das Befugniß des Klägers 
nicht ausſchließen, die Aufnahme einer wiederholten, 
der eidlichen Ablehnung nicht unterworfenen Quittung 
in die auszufertigende gerichtliche Kaufsurkunde zu 
verlangen, und infoweit der Anficht der vorigen Ins 
ftanz BL. — nicht beigepflichtet werden fönnen. Da 
inzwifchen, wie oben ausgeführt worben ift, nad 
den Verhältniffen des conereten Falles nicht einmal 
ein Recht des Klägers auf Ausfertigung einer gericht« 
lich vollgogenen Kaufurfunde zu Flagen, anerkannt 
werden mag, fo muß das Euchen ded Klägers, wels 
cher Privatquittung geftändiger Maaßen erhalten, 
auf eine befondere Zufage gerichtlicher Quittung 
aber ſich nicht bezogen hat, auch in biefer Rüdficht 
bei der jegigen Sachlage als unftatthaft bezeichnet 
werben. 

Ungeachtet der völligen Abmweifung ber Klage 
find die Koften beider Inftanzen compenfirt wor⸗ 
den, weil aus der Klagbeantwortung fich ergiebt, daß 
dem Kläger an fich ein Kaufrecht wider ben Beflagten 
zuftehe, der Grund, aus welchem das legtere mittelft 
einer auf das tradere gerichteten actio emti nicht 
verfolgt werben kann, ein von dem Kläger nicht ver- 
ſchuldeter ift, vielmehr den Beklagten minbeftens der 
Vorwurf trifft, daß er ein Kaufgefchäft abgejchlofjen 
bat, ohne ſich vergewiffert zu haben, ob er daſſelbe 
auszuführen im Stande fei, endlich die Beurtheilung 
des Falles von Beantwortung verfchiebener zweifel- 
hafter Rechtsfragen abhängt, beziehentlich, ſoviel die 
Koften des Rechtsmittels anlangt, weil reformato- 
riſch erfannt worden.” 


245 


Auf eingewendete Appellation des Klägers warb 
von dem Königl. Oberappellationsgericht im 
Anfang des Jahres 1864 das Erfenntniß der erften 
Inſtanz wieder hergeflellt, aus folgenden Grün 
ben: 

„Das Königliche Oberappellationsgericht pflichtet 
zwar der Anficht der vorigen Inftanz in Betreff der 
Trage, ob eine Klage auf directe Bertragserfüllung 
zuläffig fei, wenn der Bellagte ſich außer Stande 
befindet, bie ſchuldige Leiftung felbft zu gewähren, 
im Allgemeinen bei, und bat diefelben in ähnlichen 
Fällen 

vergl. Annalen, Band I. Seite 19., Band IV. 

Seite 102. 469., Band V. Seite 49. 

wiederholt ausgejprochen; allein mit der Anwendung 
des Orundfages, daß bei liquider Unmöglichkeit die— 
fer Leiſtung an die Stelle der Klage, auf directe Er— 
füllung des Bertrags, der Anfpruch auf das id quod 
interest trete, auf den vorliegenden Ball hat man 
ſich nicht einzuverftehen vermocht. 

Eine Unmöglichkeit der Directen Vertragserfüllung 
fann nämlich nur dann angenommen werben, wenn 
die fchuldige Leiftung entweder der Ratur der Dinge 
zufolge nicht vollzogen werben fann — abfolute Uns 
möglichkeit — oder wenn es dazu ber freiwilligen, 
nicht erzwingbaren Mitwirfung einer dritten Perſon 
bedarf. 

Annalen, Band V. Seite 49. 

Die Löfchung einer gewöhnlichen Hyporhef zu bes 
ſchaffen, ift in dieſem Sinne feine für den Schulpner 
unmögliche Handlung, weil diefe Hypothek voraus- 
feglich gegen Zahlung der Schuld freiwillig aufgege- 
ben wird, beziehentlich deren Aufgabe dadurd) er- 
swungen werden fann. Run ift man zwar nad) 
dem Anführen Klägers BI. — anzunehmen berechtigt, 
daß die für die Ehefrau des Beklagten auf dem ver- 
fauften Grundfüde haftende Hypothef auf Grund 
des gejepfichen Rechtstiteld zum Eintrag gelangt fei, 
und es ift richtig, daß, nach der Meinung des Ober 
appellationsgerichte, die Ehefrau außer dem Balle 
einer wirklichen Reftitution des Einbringens oder 
eines Receptitienvertrags, felbft durch Auszahlung 
ber eingetragenen Summe, zur Aufgabe einer folchen 
Hypothek nicht gegwungen werden fann. Zu berüd- 
fihtigen ift aber auch, daß die auf Grund des geſetz⸗ 
lichen Rechtstitel eingetragene Hypothek der Ehefrau 
nur die Eigenfhaft einer Cautionshypothek wegen 
ihren erweislichen Illaten befigt, und daß durch 
ben auf einfeitigen Antrag der Ehefrau bewirkten 
Eintrag ber ihrerſeits angezeigten Summe noch fein 
Beweis für die Eriftenz und Höhe dieſer Illaten ges 
führt wird. Diefen Beweis hat die Ehefrau felbft 
zu führen und der Ehemann ift, nach der Beftimmung 


in $. 42. des Hypothelengeſehes vom 6. November 
1843, auch während der Ehe noch berechtigt, eine 
Loͤſchung der Hypothek zu verlangen, wenn bie Ehe- 
frau ihm nichts inferirt hat. Zu diefem Ende fan 
er fich der negatorifchen Klage, nach Befinden auch 
zunächft der Provocation ex lege diffamari bes 
dienen. 
Annalen, Band VIII. Seite 309. 

Befondere Schwierigkeiten bei der Bollftredung 
des Erfenntniffes laſſen fi unter den hier obwal- 
tenden Berhältniffen, mit Rüdficht auf Bellagtens 
Aeußerung Bl. — sub 1.*), nicht befürchten, es 
fäßt fih fogar annehmen, daß es demfelben gelingen 
werbe, feine Ehefrau zu Aufgabe ihres Pfandrechts, 
nad; Befinden, gegen andere genugfame Sicherſtel⸗ 
fung zu vermögen. Uebrigens würde ed auch ein» 
tretenden Falls Sache der weiteren Erwägung und 
Refolution des Proceprichters fein, zu beflimmen, 
ob dasjenige, was ber Beklagte in Gemäßheit der 
techtöfräftigen Entfcheidung: „die Hypothek zur Lö— 
fhung zu bringen”, bereit gethan Kat, ausreiche, 
um bie Einleitung oder Bortftellung des erecutivifchen 
Berfahrens, wenigftend auf Zeit, zu beanftanben. 

Nach diefen Prämiffen hat man fein Bedenken 
getragen, die unbebingte Berurtheilung des Beflag- 
ten herzuftellen. Der Bellagte hat pet. lit. cont.1.2., 
in der Anmerfung zu pet. lit. cont. 4. und pet. hit. 
cont. 5. 6. 12. 18. 22, 26. den Abfchluß des betref- 
fenden Kaufes in feinen wefentlichen Punkten, bie 
Berichtigung der baar zu erlegenden Kaufgelder und 
die Uebergabe des erfauften Grundftüds eingeräumt. 
Seine von dem Inhalte der Klage und der Klag- 
beifuge abweichenden Angaben betreffen nur das 
Berfprechen, die ehemeiblihe Illatenhypothek zur 
Löſchung zu bringen, und den Umfang ber einzelnen 
Verpflichtungen, welche der Kläger in Anfehung des 
vorbehaltenen Wohnungsauszugs übernommen hat, 
woran fich zugleich die Behauptung fehließt, daß der 
Kläger feinen Verpflichtungen wegen Herftellung der 
Auszugswohnung nicht genügt habe. Das Ver 
fprechen, die Hnpothef zur Löſchung zu bringen, war 
nicht erforderlich, um Alägers diesfallfigen Anſpruch 
zu begründen; denn da, wie fi aus Bellagtens 
obigen Zugeftändniffen ergiebt, der Kläger dieſe 
Hypothek nicht in Anrechnung auf die Rauffumme 
übernommen, die feßtere vielmehr theils baar, theils 
durch Hebernahme einer ihm zur Berichtigung über: 
wiefenen anderen Hypothekenſchuld an 500 Thalern 


) Der Beflagte hatte an ber eltirten Metenftelle erflärt, daß 
feine Ehefrau In Löfhung ihres Ginbringens nur bann einwilli- 
gen wolle, wenn ber Kläger bie Auczugewohnung ber Ders 
abrebung gemäß herftelle, } 
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—⸗ —r vollftändig gebedt hat, fo war Bellagter 
fhon in Folge des Haufcontractes felbft verbunden, 
dem Kläger bie hypothekenfreie Uebergabe zu ge 
währen. 

vergl, Annalen, Band V. Seite 268. 

Anlangend die den Auszug betreffende Differenz, 
fo brauchte diefelbe für die Zwecke des gegenwärtigen 
Proceſſes nicht erörtert zu werden. Sollte Kläger 
den ihm diesfalls obliegenden Berpflichtungen nicht 
genügt haben, fo bleibt e8 zwar dem Bellagten un- 
benommen, feinen Anfpruch auf Anerkennung, bezie- 
hentlich Erfüllung diefer Verpflichtungen gegen den 
Kläger mittelft befonderer Klage geltend zu machen; 
der im Uebrigen durch Zahlung der Kaufgelber, 
Uebergabe des Grundftüds und Beziehung der Aus» 
zugswohnung bereits ausgeführte Kaufvertrag kann 
aber durch diefe Differenz in feiner rechtlichen Wirf- 
famfeit nicht alterirt, und die Verbindlichkeit des Be— 
Hagten, dem Kläger das Eigenthum durch Eintragung 
in das Grundbuch zu verfchaffen, um fo weniger 
aufgehoben ober beanftandet werben, als dem Käufer 
nicht zugemuthet werden fann, Baulichfeiten, die ſich 
der Auszügler vorbehalten hat, eher vollziehen zu 
laffen, als bis er das Eigenthum an dem erfauften 
Grundftüde erlangt hat. Ein fhriftlicher Vertrag 
ift nach dermaligen Rechten nicht nöthig, um in Ge— 
mäßheit der rechtöfräftigen Entſcheidung den Eintrag 
des Kaufes zu bewirken; denn bie Vorſchriften in 
$. 142 flg. des Hnpothefengejeges vom 6. November 
1843 bejagen nicht, daß der Rechtötitel der nach» 
gefuchten Eintragung unbedingt Durch eine das bes 
treffende Rechtögefchäft jelbft enthaltende Urfunde bei 
der Orund- und Hypothefenbehörde nachgewieſen 
werden müffe, und wenn auch das gedachte Geſetz 
die rechtöfräftige Entſcheidung als Rechtsgrund oder 
Rechtstitel zur Eintragung nicht ausprüdlich aner— 
fennt, fo ift es doch nicht zweifelhaft, daß die zur 
Vollſtreckung eines jolchen Erfenntniffes erforderlichen 
Eintragungen auf Requifition des Proceßrichters von 
der Grund» und Hppothefenbehörbe vorzunehmen find. 
Die den Umfang des Auszugs betreffende Differenz 
aber würde, da der Gintrag eines folchen ohne fpes 
ciellere Angabe der einzelnen Berechtigungen und 
Verpflichtungen erfolgt, den Bellagten ebenfalls nicht 
behindern, nach $. 41. des angejogenen Geſetzes die 
Eintragung des ihm wenigftend im Allgemeinen gar 
nicht beftrittenen Auszugsrechts für fi, feine Ehe 
frau und feine Kinder zu verlangen. Der weiteren 
Erörterung der obgedachten, über die einzelnen Aus— 
jugsgegenftände und damit in Verbindung ftehen- 
den befonderen Verpflichtungen des Auszugsträgers 
enıftandenen Differenz, ift auch durch die Entſchei— 
bung der eriten Inftanz, welche nach Bl. — diefen 


Streit der befonberen Ausführung überlaffen und bie 
Verurtheilung BL. — im Allgemeinen auf Erfüllung 
bes „zwijchen den Parteien abgefchlofienen‘‘ Kaufes 
gerichtet hat, nicht vorgegriffen worden. 

Aus diefen Gründen ift dad Erkenntniß erfter 
Inſtanz wieder hergeftellt worden. Dagegen konnte 
dem Antrage Klägerd, den Beflagten auch zur Aus⸗ 
ftellung einer Quittung über die geftändlich bezahlten 
Kaufgelder zu verurtheilen, fchon deshalb nicht ents 
fprochen werben, weil denſelben infoweit die Rechts⸗ 
feaft der ebengedachten Entfcheidung, gegen weldhe 
er fein Rechtsmittel eingewendet hat, entgegenfteht. 


Hinfichtlich der Koften bedarf die Entſcheidung 
feiner befonderen Rechtfertigung.‘ 
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Proceffualifche Bedeutung bed Grundſatzes: reus 
negans non excipit jurejurando delato et 
acceptato, in dem Falle, wenn bie Klage auf 
zwei befonderen Klagfundamenten beruht, von 
benen das eine zugeftanden, das andere geleugnet 
it, — Anwendbarkeit jener Nechtöregel auf ben 
Kläger, welcher eine auf dem delatum ſtehende 
Ausflucht Teugnet. 


Mitgetbeilt von 
Herrn —r in D. 


A. klagte gegen B. auf Bezahlung einer Reft- 
ſchuld von 138 Thlen. 27 Nor. 5 Pf., und ftügte 
feinen Anfpruch theils auf einen mit B. über ver- 
ſchiedene Quantitäten Getreide abgefchloffenen Kauf, 
theils auf die Behauptung, daß am 7. Yuguft 1862 
von den Parteien eine gegenfeitige Berechnung über 
den vom Bellagten gefchuldeten Kaufpreis für das 
bis zu dieſem Tage erfaufte Getreide einerfeits und 
die von dem Beklagten bis zu dem nämlichen Tage 
geleifteten Zahlungen anbererfeitd vorgenommen wors 
den fei, und daß bei diefer Gelegenheit der Beklagte 
dem Kläger ausprüdlic befannt habe, daß er ihm 
anno den Betrag von — Thlen. — Nor. — Pf. 
ſchulde, auch ihm die Bezahlung dieſes Neftes aud- 
drüdlich zugefagt habe. 

Der Bellagte räumte in der Ginlaffung ben 
erften, auf dem Kaufsgefchäfte felbft beruhenden 
Klaggrund ein, während er unter ausdrüdlicher 
Annahme des ihm angetragenen Eides das auf das 
behauptete Schuldanerienntnig begügliche Klaganfühs 
ten (beim Iten bis Löten Einlaſſungsabſchnitt) in 


Abrede ftellte umd im Uebrigen feinerfeits unter 
Eidesantrag ercipirte, daß er dem Kläger außer 
denjenigen Abfchlagszahlungen, weldye ihm der Lep- 
tere in der Klagfchrift felbft bereits zugeftanden hatte, 
noch eine weitere Baarzahlung von 40 Thlrn. —- 
—s geleiftet und außerdem die Summe von 7 Then. 
17 Ngr. 6 Pf. durch Fäufliche Ueberlafjung von 
Brod, Pflaumen und Weintrauben in glei hohem 
Werthe gewährt habe. 

Die erfte Inftanz erfannte in Anfehung des unter 
den Parteien im Berfahren ſtreitig gebliebenen Bes 
trages von 47 Thlen. 17 Nor. 6 Pf. auf das delatum 
über die Ausflucht. 


Hiergegen appellirte Kläger, welcher verlangte, 
daß zunädhit auf das delatum über die Klage zu 
erfennen und, nur die feiftung deſſelben voraud- 
gelegt, ibm das delatum über die Ausflucht nachzu— 
laffen fei. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Dres 
den beftätigte den Beſcheid des Procepgerichts, jedoch 
mit einer die Eidesnotul betreffenden Verbeſſerung, 
indem es feiner Entjcheidung vom 29. September 1863 
folgende Gründe beifügte: 


„Es ift dem Kläger zwar darin beigupflichten, 
daß (beim ten bis 1dten Einlaſſungsabſchnitt) in 
fplüffiger Weife auf ein von dem Beflagten vor 
der Klaganftellung dem Kläger gegenüber erflärted 
Schuldanerfenntniß und Zahlungsverfprechen an ſich 
ald auf einen zweiten Klaggrund Bezug genommen 
worden if. Denn nad der vom Kläger hierunter 
gemachten Sachdarſtellung handelt es fich bei den 
in den nurerwähnten Einlaſſungsabſchnitten behaup- 
teten Thatfachen nicht blos um ein außergericht 
liches Zugeftändniß eines Rechlsverhaͤltniſſes von 
Seiten des Berpflichteten gegen den Berechtigten, 
welches nur ald Beweisgrund für das Dafein des 
urfprünglich begründeten Rechtöverhältnifies in Be— 
tracht gelangen fönnte, fondern bas in der Alage 


behauptete Anerfenntniß fällt in das Gebiet des. 


Anerfennungsvertrags, welcher mit dem Willen, ſich 
durch das Anerkenntniß ſelbſtſtaͤndig zu verpflichten, 
verbunden if. 


vgl. Bähr, die Anerfennung als Berpflichtungs- 
grund, 8. 44. Seite 164 flg. Seite 169. 


Allein unrichtig find die Folgerungen, weldye Kläger 
Bl. — und Bl. — hieraus für den vorliegenden 
Ball herleitet, und insbefondere entbehrt der Bl. — 
und Bl. — geftellte Antrag, daß in Anfehung des 
gegenwärtig unter den Parteien noch ftreitigen 
Theiled der geflagten Forderung im Betrage von 
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47 Thlen. 17 Nor. 6 Pf. zuvörderſt auf den über 
die vom Beklagten beim Hten bis 14ten Einlaffungs- 
punkte geleugneten Alagbehauptungen angenommes 
nen Eid und nur erft unter vorausgefegter Leiftung 
biefes letzteren Eides auf den über das ausfluchts— 
weife Vorbringen Bl. — angetragenen Eid zu erw 
fennen geweſen fei, der rechtlichen Begründung. 
Denn als Klaggrund fann das Vorbringen bes 
Klägers bei den nurgedachten Klagabfchnitten nad 
einem von dem Königlichen Appellationsgerichte bis— 
ber feftgehaltenen Grundfage unter den Berhäftniffen 
der gegenwärtigen Sache um beswillen nicht geltend 
gemacht werden, weil das auf dem Eide flehende, 
vom Bellagten Bl. — verneinte Schuldanerfenntniß 
und Zahlungsverfprechen bier mit einem anderen, 
genau daffelbe verfolgenden und rechtlich gleich wirk- 
famen Klaggrunde zufammentrifft, diefer aber durch 
das Zugeftändniß des Bellagten (vergleiche Ein- 
laffungspuntt — BI. — flg.) bereits im rechtliche 
Gewißheit gefegt und nur noch durch Ausflüchte 
beitritten ift. Beklagter hat nämlich an der zulept 
gedachten Stelle der Einlaffung die von dem Kläger 
über das urjpränglich zwifchen ihnen beftandene 
Rechtöverhäftnig gemachten Angaben und insbeſon⸗ 
dere den Umftand, daß er für die in der Klagbeis 
fuge A. Bl. — aufgeführten Quantitäten Getreide, 
welche er vom Kläger erfauft, fowie für das vom 
Lepteren in feinem Auftrage beforgte Mahlen dieſes 
Getreides dem Kläger den Betrag von — fchuldig 
geworben fei, unumwunden eingeräumt unb babei 
Bl. — nur vorgefhügt, daß er dem Kläger außer 
ben in jener Alagbeifuge eingeräumten Zahlungen 
im Gefammtbetrage von — noch weitere Beträge 
von beziebentlih 40 Thlen. —⸗—⸗ und 7 Thlen. 
17 Rgr. 6 Bi. auf die geflagte Forderung entrichtet 
habe, Der eigentliche Zwed der Klage ift demnach 
für fid) bereits durch die Zugefländniffe beim — 
bis — Einlafjungspunfte erreicht und nur des Bes 
Hagten Gegenangriff fteht materiell noch in Frage. 
Wenn aber materiell bei der Entſcheidung auf 
das fragliche Anerfenntniß und Zahlungsverfprechen 
ald Klaggrund Feine weitere Nüdficht zu nehmen 
it, fo kann dies auch aus der blos formellen 
Ruͤckſicht nicht gefchehen, daß das hier in Betracht 
gelangende Klagvorbringen auf dem Eide flieht und 
Beklagter den ihm darüber angetragenen Eid aus— 
brüdlich angenommen hat. Die in der Erläuters 
ten Proceß-Ordnung ad Tit. XVI. $. 3. ent 
haltene Vorfchrift, daß in dem Balle, wenn ber 
Bellagte den Klaggrund, über welchen ihm der Eid 
angetragen ift, geleugnet und den Eid ausdrüdlich 


oder ftillfchweigend angenommen hat, die Borfchü- 
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gung peremtorifcher Ausflüchte unftatthaft if, kann 
in Berhäftniffen der bier fraglichen Art nicht zur 
Anwendung gebracht werden, und man barf nicht 
in Befolgung jener formellen Vorſchrift auf ben 
angenommenen Eid erfennen wollen, um bie gegen 
den anderen Klaggrund erhobenen Ausflüchte abzu- 
fhneiden, infoweit fie materiell auch dem geleugne⸗ 
ten Anerfenntniffe und Zahlungsverjprechen ents 
gegenftehen. Denn der Proceß hat lediglich den 
Zwei, dad Nechtöverhältnig wieder herzuftellen, 
welches nach den PBarteibehauptungen geftört worden 
fein fol. Für biefen Zwed find bie Formen des 
Proceſſes blos Mittel, deren es nad) erreichten 
Zwede, wie dies im gegenwärtigen Falle beim erften 
Klaggrunde nad) deſſen Zugeftändniffe liquid vor 
liegt, weiter nicht bedarf. 

Hiernächft fonnte aber das Klagvorbringen beim 
Oten bis 13ten Einlaffungspunfte auch nicht als 
Replik gegen die von dem Bellagten, dem oben 
Geſagten zufolge, vorgefhügte Ausflucht der Zah— 
lung in Betracht gelangen, da Bellagter (BI. —) 
zur Befcheinigung derfelben dem Kläger den Eid 
angetragen und Kläger diefen Eid ſtillſchweigend 
angenommen hat. Denn es ift hier der ſchon er- 
wähnte, in der GErläuterten Procef-Ordnung ad 
Tit. XVI. $. 3. enthaltene Grundfag: negans non 
excipit, jurejurando delato et acceptato, weldyer 
nad) der vom Königlichen Appellationsgericht feit- 
gehaltenen Rechtsanficht auch auf den Kläger, der 
Die auf den angenommenen Eid geftellte Ausflucht 
leugnet, infofern zu beziehen ift, als er nur ſchwö— 
zen, nicht aber repliciren Fann, zur Anwendung zu 
bringen. Demgemäß fann von einer Beachtung 
des Anführens Bl. — auch in der Eigenjchaft einer 
Replik nicht die Rede fein, vielmehr war der ange: 
fochtene Beicheid, in welchem auf den vom Kläger 
über die Ausflucht der Zahlung angenommenen Eid 
erfannt worden ift, zu beftätigen. Soviel aber den 
DB. — unter a. geförmelten Eid anlangt, fo „hat 
Man, obſchon Aläger feinerjeits eine befondere Auss 


ftellung in dieſer Beziehung nicht erhoben, doch — j 


mit Nüdficht darauf ꝛc.“) — es angemefjen gefuns 
den, den hierauf bezüglichen Eid richterlichem Amts—⸗ 


*) Diefer Theil der Gnifheidungsgrände betrifft die in der 
Ueberfährift bezeichneten Kragen nicht. 
Anmerk, bes Einf. 


— — 
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halber zu Vermeidung ſonſt möglicher Mental- 
tefervationen, fowie im vorftehenden Erfenntniffe 
geichehen ift, zu verbeffern. Diefer Verbeſſerung 
ungeachtet war jedoch die Berurtheilung des Klägers 
in Erftattung der durch fein unerhebliches Rechie- 
mittel entftandenen Koften auszufprechen.” 


Miscellen. 


Orden. Seine Königlihe Majeftät haben zu ge 
nehmigen gerubt, daß der ordentliche Profeffor ver 
Rechte an der Univerfität Leipzig, Geheimrath Dr. von 
Wächter, und der orbentliche Profeffor der prak— 
tiſchen Staats⸗ und Gameralwiffenfhaften, Hofrath 
Dr. Roſcher ebendaſelbſt, die ihnen von Seiner 
Majeſtät dem Kaiſer von Rußland verliehenen Orden, 
und zwar erſterer den St. Stanislausorden erſter Claſſe, 
Dr. Roſcher denſelben Orden zweiter Claſſe, annehmen 
und tragen. 


Bollftändig ift im Verlage von Bernbarb Tauchnitz 
erfhienen und Durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
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I. Mit welchem Zeitpunfte ift der formelle Gon: 
curöprocch als beendigt anzufehen, dergeftalt, daß 
bad nach 8. 20. des Gefeßes vom 7. Juni 1849 
fuspendirte Recht auf Inwechſelhaftnahme des 
Schuldners wieder auflebt? — II. Berückſichti— 
gung des zufünftigen Erwerbes cined Gemein: 
ſchuldners bei Abfaffung des Hauptdiftributiong: 
abſchiedes. 
Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 

Die unter J. bezeichnete Frage iſt zwar bereits 
in dem Aufſatze in No. 25. sub 43. des Wochenblatts 
fm. R. vom Jahre 1861 (S. 197 fig.) beſprochen 
worden, in dem damals vorliegenden concreten Balle 
jedoch nicht zur Entfcheidung in dritter Inſtanz ge 
langt. Auch weicht der gegenwärtig vorliegende Ball 
von dem früheren in mehreren Beziehungen ab, wes— 


halb die Mitiheilung deffelben nicht unintereffant fein 


möchte. Der status causae ift furz folgender: 

Der Maurermeifter Carl Eduard S. war mittels 
rechtöfräftigen Befcheives vom 27. April 1861 zu 
Bezahlung einer eingeflagten Schuld nah Wechjels 
recht verurtheilt worden und hatte auch im Jahre 
1862 einige Zeit Wechfelarreft verbüßt, war jedoch 
aus feßterem am 16. Mai 1862, als an welchem 
Tage zu feinem Vermögen der Concursproceß eröffnet 
wurde, entlaffen worden. Im September 1863 be» 
antragte der betreffende Wechfelfläger die Fortſtellung 
des Hülfsverfahrens gegen S. und insbefondere deffen 
anderweite Inhaftnahme, indem er fih darauf bezog, 
daß S.'s Ereditwefen beendigt fei. Auf Anfrage 


theilte das Concurögericht mit, daß nad) feiner — 
des Concursgerichts — Anficht das fragliche Erebit- 
weien am 30. Juli 1863 feine Enbfchaft erreicht habe, 
weil an biefem Tage der Hauptvertheilungsbefcheid 
rechtöfräftig geworden fei. Das Handeldgericht 
fügte hierauf den Erecutionsanträgen des Wechfel- 
klaͤgers. 

Gegen dieſe Entſchließung appellirte der Beklagte, 
indem er, unter Bezugnahme auf die Concursacten, 
beſtritt, daß der zu ſeinem Vermögen eröffnete Con— 
cursproceß bereits beendigt fei und in dieſer Bezie— 
hung insbeſondere Folgendes hervorhob: Zur Maſſe 
feien, außer den ihm gehörig geweſenen Mobilien, 
die vorhandenen baaren Gelder, die Zinfen zweier 
Gapitalien im Gefammtbetrage von circa 4000 Then. 
—⸗ —, welche bes Cridars verftorbener Vater den 
Kindern des Erfteren mit der Beftimmung, daß ber 
Eridar auf feine Lebenszeit den Nießbrauch haben 
folle, legirt gehabt, und endlich die fogenannten 
Zeuggelver, d. h. die Gelder, welche ein Maurer- 
meifter für die Benugung des von ihm zu haltenden 
Handwerkäzeuges und für Leitung der ihm übertras 
genen Baue von feinen ©efellen, Handlangern und 
Lehrlingen zu beziehen pflege, gezogen worden. Es 
fei ihm die Verpflichtung auferlegt worben, über dieſe 
feinen perfönlichen Erwerb bildenden Zeuggelder von 
Zeit zu Zeit Rechnung abzulegen und den dritten 
Theil derfelben zur Maffe abzulaffen. Im Goncurs- 
verhöre fei ed zu einem Hauptvergleiche gefommen, 
wobei man fi in Betracht, daß die Activmaffe nicht 
ein für allemal feftgeftanden habe, fondern durch 
Einzahlung der Zinfen von den obengedachten Capi-— 
talien und des Drittiheil® der Zeuggelder immer 
wieder vergrößert werde, fih dahin geeinigt habe, 


250 


daß Die Bertheilung ber eingehenden Gelder alljähr- 
lich ftattfinden ſolle. Auf Grund der publicirten 
Locatoria fei nun auch ein Diſtributionsabſchied ab- 
gefaßt und den Betheiligten befannt gemacht, dem— 
gemäß auch die im Deposito befindlichen Gelder bie 
auf einen feinen Reft ausgezahlt worden. Am 
Schluffe des Diftributionsbefcheides heiße ed aus- 
druͤcklich: „Mit diefer Auszahlung ift die erfte Maſſe— 
vertheilung erfolgt”; daraus erhelle, daß dieſer Abſchied 
nicht ein Hauptdiftributionsabjchied, fondern nur ein 
Interimsabfchied fein ſolle. Es fei aber auch nicht 
die ganze vorhandene Maffe vertheilt, fondern noch 
ein Reft im Eoncursdepofitum zurüdbehalten worden. 
Hierzu fämen noch die Zinfen jener Gapitalien und 
der dritte Theil der Zeuggelder, bezüglich welcher die 
Einzahlungspflict des Cridars fortdauere. 

Der Kläger, welchem diefe Borftellung des Bes 
Hagten vorgelegt wurde, zog bierauf zwar feinen 
Antrag auf Mobiliarerecution einftweilen zurüd, 
inhärirte dagegen feinem Verlangen auf Verfügung 
der Wechſelhaft gegen den Bellagten, in welder 
Beziehung das Handelögericht bei feiner früheren, 
dem Kläger beifälligen Entſchließung beharrte. 

Bon Seiten des Königl. Appellationsgerichts 
zu Dresden erging hierauf unter dem 27. October 
1863 folgende Verordnung: 

ıc. „Nach Inhalt der Acten unter — hat der 
Beflagte bei dem Gerichtsamte im biefigen Bezirks: 
gerichte unterm 4./5. März 1862 unter dem Anfühs 
ren, daf er von verfchiedenen Öläubigern, welche fich 
bei dem zu feinem Vermögen früherhin anhängig 
gewefenen und durch Die einige Monate zuvor erfolgte 
Ausjhüttung der Maſſe beendigten Concurſe nicht 
gemeldet gehabt, wegen Bezahlung ihrer Forderungen 
gedrängt werde, um die Abhaltung eines Verhörs 
zwifchen ihm und diefen Glaͤubigern nachgeſucht, am 
14. defjelben Monats aber von dieſem Antrage abs 
feben zu wollen erflärt, unter Weberreihung eines 
fein Bermögen betreffenden Status anderweit feine 
Infolvenz angezeigt, und um Eröffnung des Con— 
curfed zu feinem Vermögen gebeten. Bei den Seiten 
ded Gerichtd über das Vermögen des Beflagten, zu 
welchem nach deſſen Angabe DI. — auch die Zinfen 
von einem zufolge teftamentarijcher Beftimmung jei- 
nes Vaters feinem (des Bellagten) Niefbrauche unter- 
worfenen Capitals gehören follten, angeftellten Er— 
örterungen hat Clara Marie ©. die Zinfen von dem 
ihr aus dem Nachlaſſe ihres Großvaters, Earl Adolph 
S.'s, auf Grund eines von diefem bei Gericht nies 
dergelegten und angeblih am 10. Mai 1858 eröffnes 
ten Teftaments zugefallenen, nad Inhalt der Mit: 
theilung der dritten Abtheilung des Gerichtsamts 
im biefigen Bezirkögerichte Bl. — in 2544 Thlrn. 


S Ngr. 7 Di. beftehenden Vermächtniſſe an ihren 
Vater, den Bellagten, auf deſſen Lebenszeit abgetre⸗ 
ten (vergl, die Regiftratur Bl. —), und es ift, nadı« 
bem 2epterer, der ſich zuvor ſchon damit, daß diefe 
Zinjen zur Befriedigung feiner Gläubiger verwendet 
werden follten, einverftanden erklärt gehabt (Bl. —), 
die Erklärungen feiner Tochter ausdrüdlich angenom- 
men hatte, die Eröffnung des Concurſes zu deffen 
Vermögen von dem Gerichtsamte am 16. Mai 1862 
befchlofien worden (vergl. Bl. —). In diefem Eon- 
curdproceffe nun find, nachdem Clara Marie ©. ſich 
damit einverftanden erflärt hatte, daß zur Sicher: 
ftelung des Goncurfes wegen der erwähnten Zinfen 
das ihr ald Vermaͤchtniß zugefallene Capital durch 
Anfauf von Staatspapieren einftweilen zinsbar an— 
gelegt und Gerichtswegen verwaltet werde (Bl. —), 
die für fie im Depofitum der Nachlaßbehörde aufs 
bewahrten 2544 Thlr. 5 Nor. 4 Pf. dem Goncure- 
gericht überwiefen und nach Höhe von 2534 Thlrn. 
24 Nor. —- in Königlih Saͤchſiſchen Landrenten- 
briefen zinsbar angelegt worden (Bl. — und Bl. —). 
Nachdem nun aud noch der Gemeinfchuldner den 
dritten Theil von feinem perfönlichen Erwerbe, welcher 
in der Hauptfache in dem von den durch ihn befchäfr 
tigten Gejellen und Lehrlingen an ihn zu entrichten» 
den fogenannten Zeuggelve befteht, an feine Gläus- 
biger mit dem Verſprechen abgetreten hatte, den 
betreffenden Betrag allwöchentlih unter fpecieller 
Angabe des Beitandes feiner Leute an den Güter 
vertreter einzuzahlen (Bl. —), haben die laut Bl. — 
in dem am 12. Januar 1863 angeftandenen Berhörs: 
termine erfchienenen Goncursgläubiger die angemel- 
deten Forderungen unter Erlaß jedweder Befcheini- 
gung in der Bl. — unter No. — bemerften Höhe 
anerfannt und in deren antheilige gleichmäßige Be— 
friedigung aus der Maſſe gewilligt, hierüber aber 
noch beichloffen, daß die fünftig eingehenden Zinfen 
und Arbeitögelder jährlich einmal unter die Gläu— 
bigerfchaft vertheilt werden follten (Bl. —). Nachdem 
der hierauf abgefaßte, laut Bl. — am 28. Februar 
1363 befannt gemachte Locationsbefcheid ohne An— 
fehtung in Rechtskraft übergegangen war, ift von 
dem Goncursgericht mit Abfaffung des Bl. — anzu 
treffenden, laut Bl. — am 20. Juli 1863 befannt 
gemachten, ebenfalls rechtskräftig gewordenen Diſtri— 
butionsbefcheides verfahren, in demfelben aber der 
Betrag fowohl derjenigen Zinfen, welde von dem 
vorhin erwähnten Gapitale bis dahin aufgelaufen 
und zum Boncurödepofitum gefommen find, als auch 
des nach BI. — von dem Gemeinihuldner nach und 
nad zum Concursdepoſitum eingezahlten Zeuggeldes 
fammt den fonftigen Beftandtheilen der verfügbaren 
Mafje unter die in dem Locationsbefcheide genannten 
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Gläubiger, jedoch laut Bl. — bergeftalt vertheilt 
worden, daß auf deren Forderungen nur 14 Procent 
zur Auszahlung gebracht, die darnach von dem 
gegenwärtigen Depofitalbeflande übrig gebliebenen 
9 Thle. 11 Ngr. 1 Pf. aber im Gerichtsdepoſitum 
behalten worden find, und es ift am Schluffe des 
fraglichen Beſcheides ausdrüdlich bemerkt worden, 
daß mit der Auszahlung der hiernach auf die Gläus 
biger ausfallenden Raten die erfte Maffevertheilung 
beendigt fei. 

Dei dem in Vorftehendem dargelegten dermaligen 
Stande des am 16, Mai 1862 zu S.'s Vermögen 
eröffneten Creditweſens hat nun das Königliche 
Appellationsgericht die der zur Beſchwerde gezogenen 
Refolution — zu Grunde liegende Annahme, daß 
diefer Concursproceß fchon gegenwärtig als beendigt 
anzufehen jei, für begründet zu adhten nicht ver- 
modht. 

Soll in einem Goncursproceffe, bei welchem bie 
Maffe noch gewifle künftige Zufläffe zu erwarten bat, 
ein vor Eingang diefer Zuflüffe abgefaßter und bes 
fannt gemachter Diftributiondbefcheid nicht blos als 
ein interimiftifcher, fondern als ein Hauptbiftribus 
tionsabfchied, welcher den Concurs abjchließt, ange 
jehen werden, fo müjfen in demfelben nach der von 
dem Königlichen Appellationsgerichte befolgten, von 
Demjelben audy in der in dem 

Wochenblatte für merkw. Nechtöfälle, Jahrgang 

1861. ©. 199. 

zum Abdrud gelangten Berorbnung ausgejprochenen 
Anſicht nicht nur die ſaͤmmtlichen Gläubiger, welche 
an der Maffe zu participiren haben, nad; Namen 
und Forderungäbeträgen aufgeführt worden fein, fon- 
dern Man muß aud; aus demfelben erfehen, nad 
welden Maaßſtab die eventuellen künftigen Zuflüffe 
unter die Gläubiger vertheilt werben ſollen, und es 
müffen die Lepteren auf jene Zuflüffe angewiefen 
worden fein. 

Aus dem Difteibutionsbefcheide BL. — flg. geht 
nun aber — ganz abgefehen von dem etwaigen zu— 
fünftigen Erwerb des Gemeinfchuldners, rüdjichtlich 
defien auf die Frage, ob er überhaupt als Theil der 
Concursmaſſe behandelt und als folder unter die 
beim Eoncurje betheiligten Gläubiger vertheilt werden 
fönnen, weiter unten zurüdzufommen fein wird — 
in Betreff der fünftig fällig werdenden Zinfen von 
dem großväterlichen Bermächtniß der Clara Marie S., 
welche unzweifelhaft ald ein Theil der Concurdmaffe 
betrachtet werden müſſen, nicht hervor, nach welchem 
Quotalverhaͤltniß diefelben in Zufunft unter die 
Gläubiger vertheilt werben jollen, und wenn Man 
ſelbſt mit der vorigen Inftanz einen Maaßſtab hierfür 
in derjenigen Bertheilung, welche in dem Diftribus 


tiondbefcheide unter — enthalten ift (Bl. —), finden 
wollte, fo würde ed doch immerhin noch an dem 
Ausſpruche gebredhen, daß die darin genannten 
Oläubiger wegen der ohne Dedung verbliebenen 
Rechte ihrer Forderungen nach deren Verhältniß auf 
jene zufünftig fällig werdenden Zinfen angemwiefen 
fein follten. Was zur Ausführung der Theilung 
jener Zinfen noch zu thun ift, erheifcht mithin feinet- 
wegs allein die Thätigfeit eines Nechnungsverftändis 
gen, fondern auch um deswillen noch diejenige des 
Eoncursrichters, weil der wirklichen Bertheilung ber 
richterliche Ausfpruch der Anweifung der Gläubiger 
voraudzugehen hat. Hierzu fommt aber noch, daß, 
ald worauf Bellagter Bi. — mit Recht aufmerfjam 
macht, nicht einmal die zur Zeit der Abfaflung 
jenes Diftributionsbefcheids vorhanden gewefene baare 
Maffe darin vollftändig zur Bertheilung gebracht und 
am Schluffe diefes Beſcheides ausdrüdlich bemerft 
worden ift, daß mit der dort gedachten Auszahlung 
die erfte Maffevertheilung beendigt ſei; denn hier⸗ 
nad fann nicht anderd angenommen werben, als 
daß bei der Abfafjung jenes Beſcheides das Abfehen 
nur auf eine vorläufige Vertheilung des bis dahin 
baar angefammelten Theils der Eoncursmafle gerichtet 
gewefen jei. 

Wenn nun zwar mit Nüdficht darauf, daß hier 
nad der in Rede fiehende Concursproceß zur Zeit 
als definitiv beendigt noch nicht gelten, demzufolge 
aber, ba derjenige Anfpruch, welchen Kläger gegen 
Bellagten im Erecutiondwege durch Anlegung der 
Wechfelhaft weiter verfolgen will, bereits vor ber 
Eröffnung des Eoncurfes entftanden gewefen, biefes 
Erecutionsmittel nad) der Beitimmung in $.20. des 
Geſetzes über den Schulvarreft und Wechſelproceß 
vom 7. Juni 1849 für jegt noch nicht als zuläffig 
angejehen werben fann, die vorliegende Berufung 
für begründet befunden werben mußte, fo hat doch 
damit feinedwegs anerkannt werden follen, daß bie 
Concursglaͤubiger und der Eridar durch ein dahin- 
gehendes Abkommen, daß das von Letzterem mit ber 
Zeit zu erwerbende neue Vermögen fortdauernd zur 
Maſſe gezogen und nad) und nach unter die Erfteren 
zur Bertheilung gebracht werde, das Ende des Eon- 
cursproceſſes beliebig hinausfchieben fünnten. 

Zur Concursmaſſe ift in der Regel, und abgefehen 
von Deinjenigen, was der Cridar während der Dauer 
des Goncurfes fih erwirbt und vor deſſen Beendi⸗ 
gung noch nachträglich zur Maffe gelangen läßt, nur 
dasjenige Bermögen des Erivars zu rechnen, welches 
von der Öläubigerfchaft bei Eröffnung des Eoncurfes 
erworben wird und bis zu deſſen Beendigung durch 
den Gebrauch der dem Gemeinſchuldner zuftehenden 
Rechte erworben werben fann, 
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vergl. Dabelow, Lehre vom Concurſe der Gläu- 
biger, ©. 538, und 713. 

und es ift nur eine Confequenz dieſes Grundfages, 
wenn nad einer von den Rechtslehtern vertheidigten 
und in der Praris anerfannten Anficht auch Forde— 
zungen des Cridars, welche beim Ausbrucdhe des 
Concurſes zwar ſchon zur Erifteng gefommen, jedoch 
noch nicht fällig waren, ald zur Concursmaſſe gehörig 
gelten, weil das, wenn auch künftige Forderungsrecht 
auch jchon, bevor es geltend gemacht werben fann, 
als ein Beftandtheil des gemeinfchuldnerifchen Ber 
mögend betrachtet werden muß. Gleiches gilt von 
ſolchen Forderungen, auf deren Entftehung für den 
Ball des Eintritts einer Bedingung der Eridar beim 
Ausbruche ded Concurſes bereits ein Recht erworben 
gehabt. 

Bergl. Bünther, Eoncurs der Gläubiger, ©. 69. 
"Wochenblatt f. m. R., Jahrg. 1863. ©. 389. 

Wenn es nun auch im vorliegenden Falle im 
Hinblid auf die Erklärungen des Bellagten und 
feiner Tochter Elara Marie ©. (Bl. — und BI. —), 
fowie nah Bl. — wenigfiens nach den vorliegenden 
Acten zweifelhaft bleibt, in welchem Umfange der 
Bellagte das Nießbrauchsrecht an dem laut Bl. — 
zum Depofitum des Eoncursgerichtd gelangten groß- 
väterlichen Bermädiniffe der Clara Marie ©. fraft 
teftamentarifcher Beitimmung fchon vor dem Auss 
bruch des jegt noch nicht beendigten Eoncurfes erwor- 
ben haben mag, und inwieweit alfo fchon aus diefem 
Grunde die Zinfen von jenem Legat als zur Eon» 
eurdmafie gehörig betrachtet werben müffen, fo ift 
doch der Anfpruch auf dieſe Zinfen unzweifelhaft 
dadurch ein Beftanbtheil der Mafle geworden, daß 
berfelbe von Clara Marie S. noch vor der Concurs⸗ 
eröffnung an den Bellagten auf deſſen Lebenszeit 
abgetreten und biefe Ceſſion von Letzterem ausbrüd- 
li angenommen worden ift (vergl. BI. —). 

Wenn gleih nun aber in Folge deſſen diefe 
Zinfen auch infoweit, als diefelben erft in der Zus 
funft fällig werben, als Beſtandtheil der Mafle ans 
zufehen und im Hauptdiftributionsbefcheide im Vor—⸗ 
aus zu vertheilen find, fo kann doch das Gleiche von 
dem dritten Theile des perfönliden Erwerbes, 
welchen der Beklagte möglicher Weife fünftig noch 
machen kann und welchen er an die Goncurdgläubiger 
mit dem Berfprechen abtreten zu wollen erflärt hat, 
ben betreffenden Betrag allwöchentlih an den Eon» 
curövertreter abzuführen, offenbar nicht gelten. Denn 
die Ausficht des Gemeinſchuldners auf Erwerb 
durch eine von ihm erft zu entfaltende Thärigfeit 
bildet fein Vermögensobject; dasjenige aber, was er 
möglicher Weife in Zufunft fich verdienen wird, bildet 
auf alle Bälle feinen Beſtandtheil feines gegenwär- 


tigen Vermögens und kann daher weder als folches 
behandelt und zur Eoncurdmaffe, zu welcher nad) 
dem oben Ausgeführten nur das gegenwärtige Ber 
mögen des Cridars gehört, gezogen, noch überhaupt 
zum Gegenſtand einer Eejlion gemacht werben, da 
Leptere eine beftehende Forderung vorausfegt. Dem 
zwifchen dem Cridar und ver Gläubigerfchaft wegen 
Ablieferung eines Drititheild des noch zu erwerbens 
den Arbeitöverdienftes getroffenen Abkommen fann 
daher jedenfalls (und zwar auch nur diefer Glaäubi— 
gerfchaft gegenüber, unbefchadet alfo der etwaigen 
Anfprüche dritter, bei gegenwärtigem Goncurfe nicht 
betheiligter Berfonen, die erft während defien Dauer 
Forderungen an den Eridar erworben haben) recht» 
liche Gültigkeit und Wirkſamkeit nur etwa in Betreff 
desjenigen Erwerbes beigelegt werden, welchen der 
Gemeinſchuldner während der Dauer des Eon- 
eursprocefjes wirflich macht, keineswegs dage— 
gen kann das Ende eined Concursproceſſes, wenn 
man das dadurch für den Eridar für deffen Dauer 
begründete Verhaͤltniß, gegen den Zweck des Con— 
curſes und zur offenbaren Benachtheiligung aller 
Perſonen, die mit dem Cridar nach dem Ausbruch 
des Concurſes fh in Schulpverhältniffe einlaffen, 
zu einem dauernden, möglicher Weife bis an fein 
Lebensende bleibenden perfönlichen Zuftand machen 
will, nicht davon abhängen, ob der Gemeinfchulnner 
noch Ausſicht auf fünftigen Erwerb hat; der Con— 
eursproceß hat vielmehr feine Endſchaft mit der 
Beendigung des für denfelben gefeplich vorgefchries 
benen Verfahrens, mithin mit dem intritt der 
Nechtöfraft desjenigen rechtlichen Erfenntniffes zu 
erreichen, welches nach den Geſetzen beftimmt ift, Die 
vorhandene Koncurdmaffe an die einzelnen per 
ceptionöberechtigten Gläubiger zu vertheilen, 

vergl. Wochenblatt f. m. R., Jahrgang 1863. 

S. 389. 

und dieſes Erkenntniß oder der fogenannte Haupt- 
diftributionsabfchied ift jederzeit von Amtswegen zu 
ertheilen, fobald es nad) Feftftellung der angemeldes 
ten Forderungen und erlangter Ueberlicht über den 
Activbeftand des bei der Eoncurseröffnung der Gläu— 
bigerfhaft abgetretenen Vermögens, beziehentlich fos 
weit daflelbe nicht erft in fünftig fällig werdenden 
Außenftänden befteht, nach deſſen Berfilberung ges 
ſchehen kann. Eine jede Abrede zwifchen der Gläu— 
bigerfchaft und dem Eridar, weldye die willlürliche 
Hinausjchiebung des Endes des Goncursprocefied 
bezwedt und etwa in der Hoffnung, baß der Cridar 
noch Etwas erwerben werde, was alddann zur 
Goncurdmaffe gezogen werben fönnte, oder etwa in 
der Abficht getroffen wird, andern, beim Goncurfe 
nicht betheiligten ©läubigern zum Nachtheil den 


253 


Eridar für die Zukunft vor Vollftredung der Hülfe 
in das von ihm fpäter zu erwerbende Vermögen oder 
gegen Anlegung der Wechfelhaft fiher zu ftellen, ift 
für den Eoncursrichter, der, wie fchon bemerft, durch 
das Geſetz verpflichtet it, von Amtöwegen für den 
orbnungsmäßigen Verlauf der Goncurje und für 
deren fchleunige Beendigung zu forgen, in alle Wege 
unverbindlich, und er hat ſolche ungültige Berabre- 
dungen, da fie fih eben auf etwas ganz Anderes, 
ald die Eoncursmaffe beziehen, bei der Leitung 
des Concursproceſſes ohne Weiteres unbeachtet zu 
lafien. 

Wenn nun hieraus für den vorliegenden Fall 
folgt, daß die Beendigung des hier in Rede fichenden 
Concuroproceſſes dadurch, daß der Cridar fich bereit 
erklärt hat, zur Befriedigung der Concursgläubiger 
einen Theil feines zufünftigen Erwerbes dem Güter 
vertreter regelmäßig zu überliefern, in feiner Weiſe 
aufgehalten werden darf, .fo fpricht man dem Ge— 
richtsamt im hiefigen Bezirksgericht gegenüber bier- 
mit die Erwartung aus, daß daffelbe den fraglichen, 
bei ihm anhängigen Eoncursproceh durch Abfaffung 
eined Hauptdiftributionsbefchheide, in welchem zwar 
die zufünftigen Zinfen des Bermächtniffes der Clara 
Marie S. unter die Gläubiger zu vertheilen find, 
der zufünftige Erwerb des Gemeinjchuldners jedoch 
nicht zu berüdjichtigen ift, nunmehr mit thunlichfter 
Beichleunigung feinem Ende zuführen werde. 

An dad Handelsgericht im hieſigen Bezirksgericht 
aber ergeht hiermit die Anweifung, das genannte 
Gerichtsamt von dem Inhalte gegenwärtiger Ver— 
ordnung in Kenntnig zu ſetzen, mit der Bollfiredung 
ber BI. — wider Bellagten verfügten Wechfelhaft 
jedoch bis zu der auf dem angegebenen Wege dem» 
nähft zu erwartenden Beendigung des zum Ber 
mögen des Bellagten dermalen noch anhängigen 
Eoneursproceffied Anftand zu nehmen. Hierdurch 
erledigt fi die Berufung Bl. —, und werden die 
Koften des Rechtsmitteld wegen des eingetretenen 
Wechſels der Entjchließungen zwifchen den Parteien 
gegen einander aufgehoben.” 

Die hiergegen nunmehr von dem Beflagten ein— 
gewendete Berufung wurde vom Königl. Obers 
appellationsgericht unterm 20. Februar 1864 
aus nachliehenden Gründen verworfen: 

„Das Geſetz vom 7. Juni 1849 über den Schuld« 
arreft und Wechfelproceß fhreibt in $. 20. vor, daß 
wiber einen Gemeinjchuldner während des Con» 
eurfes auf die bei deſſen Eintritt bereits beftandenen 
Schuldanſprüche der Schuldarreft nicht zu verfügen, 
und wenn er bei Ausbruch ded Concurſes bereits in 
Wechſelhaft ift, nicht fortzufegen fei, auch die Ver— 
jährung der Wechfelffagen, fo lange der Concurs 


dauere, fchlafe. In Sachſen wird befanntlich bie 
Zeit der Eröffnung eines Eoncurjes, nicht aber der 
Zeitpunft, zu welchem derfelbe beendigt ift, öffentlich 
befannt gemacht, da gefepliche Beftimmungen, welde 
dem Goncursrichter in ähnlicher Weife, wie }. 2. 
die preußifche Goncursorbnung vom 8. Mai 1856. 
8. 277. die Verpflichtung auferlegen, durch einen 
Beſchluß, die Beendigung des Concurſes auszufpre- 
hen, und degtere öffentlich befannt zu machen, fehlen. 
Ebenfowenig fchreiben die fächfifchen Gejege mit Bes 
ftimmtheit vor, mit welchem Zeitpunfte das Ende 
eined Goncurfes anzunehmen fei. Die Nachtheile, 
welche aus diefem Mangel beftimmter gefeplicher 
Vorſchriften in diefer Beziehung für einen Wechſel— 
gläubiger bei Verfolgung feiner Anfprüce gegen 
einen Wechfelfchuldner, zu defien Vermögen der Eons 
curöproceß eröffnet worben ift, entftehen Fönnen, 
find von 

Mothes, im Archive für deutfches Wechfelrecht, 

Th. 1. ©. 267 fig. 

näher entwidelt worden. 

Nun ftimmt zwar das Oberappellationdgericht der 
von voriger Inftanz im 

Wochenblatt für merfwürdige Rechtsfälle, Jahrg. 

1861. ©. 197 fa. . 

ausgefprochenen, nad Bl. — wiederholten Anficht 
bei, daß die Beendigung des formellen Concurſes 
und der Wiedereintritt ded nach $. 20. vom 7. Juni 
1349 fuspendirten Rechts auf MWechfelarretur des 
Schuldners nicht auf die wirklich erfolgte Ausfchüttung 
der Maſſe zu verlegen, fondern auf die Rechtskraft 
des Hauptdiſtributionsabſchieds zu befchränfen, und 
in Concurſen, bei welcher die Maſſe noch gewifje 
fünftige Zuflüffe gu erwarten bat, ein zwar vor Ein- 
gang diefer Zuflüffe, jedoch zu einer Zeit, zu welcher 
das Locationsurthel in allen feinen Punkten Rechtö- 
fraft erlangt bat, und purificirt worden ift, abgefaß- 
ter und befannt gemachter Diſtributionsabſchied nicht 
blos als ein interimiftifcher, fondern al8 ein Haupt- 
vertheilungdbefcheid dann anzufehen fei, wenn in 
demjelben nicht nur die ſämmtlichen Gläubiger, welche 
an der Muffe zu participiren haben, nah Namen 
und Borderungsbeträgen aufgeführt worden find, 
fondern auch aus demjelben erfehen werben fann, 
nah welchem Maaßftabe die eventuellen: künftigen 
Zuflüffe unter die Gläubiger vertheilt werden follen. 
Dagegen hat Man der Anfiht Bl.—, daß außerdem 
noch erforderlich fei, daß der Vertheilungsbeſcheid den 
tihterlichen Ausfpruch enthalte, daß die darin ges 
nannten Öläubiger wegen der nicht voll beftiebigten 
Forderungen nad deren Verhäftniß auf jene fünftis 
gen Zuflüffe angewiefen fein follten, nicht beizu- 
treten vermocht. Denn abgejehen davon, daß eine 
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folche Anweiſung weder geſetzlich vorgefchrieben, noch, 
mit Ausnahme der außenftehenden Licitationdgelvder- 
raten für verfteigerte Grundftüde, üblich, ja felbft, 
zumal in größeren Goncurjen, eine Zutheilung und 
Zufprehung von Activen, deren Eingang erft fünftig 
erwartet wird, an einzelne oder mehrere Gläubiger 
zur eigenen Einziehung nicht ausführbar ift, 

efr. Mothed, a. a. D. ©. 268. 
fann der zufällige Umstand, daß der Diftributiond- 
abjchied eine Anweiſung der Außenftände nicht ent 
hält, ein enticheidendes Merkmal bei Beantwortung 
der Frage, ob eine Haupt» oder bloße Interims- 
vertheilung vorliegt, nicht abgeben. 

Denn die Grundlage für die Distributoria bildet 
das Locations» oder Defignationsurthel, da letzteres 
die Beftimmung hat, feftzuftellen, welche Gläubiger 
und nad welden Beträgen und in welcher Reihen— 
folge diefelben aus der Concursmaſſe zu befriedigen 
find. Sobald das Lorationsurthel allenthalben puri= 
fieirt und rechtöfräftig geworben ift, ift durch dafjelbe 
die Norm für die Art und Weife, wie die Concurs— 
mafle unter die einzelnen Gläubiger zu vertheilen ift, 
gegeben. Nun genügt zwar die Rechtokraft ber 
Locatoria für ſich allein noch feineswegs, um fofort 
eine Hauptveusheilung der Maffe vornehmen zu füns 
nen, da legtere außerdem vorausfept, daß nicht nur 
die Ermittelung derjenigen Bermögenstheile des Ges 
meinfchulpners, welche die Concursmaſſe ausmachen, 
fondern auch deren Befchlagnahme, Einziehung, bes 
ziehentlich Verſilberung vorausgegangen und über 
haupt die Concursmaſſe in eine Lage gefeht worden 
fei, welche deren Bertheilung geſtattet. Wenn jedoch 
zu einem Goncurfe Forderungen gehören, welche eine 
fojortige Vertheilung nicht zulaflen, 3. B. weil über 
diefelben Rechtöftreitigfeiten anhängig find, oder weil 
fie in jährlichen, erſt fünftig betagten Renten oder 
in jährlichen fortlaufenden Nupungen von Lehn⸗ und 
Fideicommißgütern u. ſ. w. beftehen, fo ift der Con— 
eursdrichter nicht behindert, in einer zu ertheilenden 
Distributoria die Maſſe zu berechnen, deren Beitand 
zu ermitteln, unter die Gläubiger nach Maafgabe 
des Locationsurthels zu vertheilen, und die erft fünfs 
tig eingehenden Zuflüffe einer fpäteren Vertheilung 
vorzubehalten. Der Concurs ift in dem nurgedachten 
Falle als beendigt anzufehen, wenn die gefällte 
Distributoria die rechtokraͤftige Norm für die Art 
und Weife, in welcher die künftigen Zuflüffe zu ver- 
theilen find, enthält, indem ſolchenfalls die nicht voll 
beftiedigten Gläubiger ald Miteigenthümer anzufehen 
find, unter welche jene Zuflüfie nad) deren Einhebung 
nach Höhe ihrer Forderungen zu vertheilen find, 

In dem zu Beflagtens Bermögen eröffneten Ere; 
ditwefen bildeten unter Anderm die Bl. — näher 


bezeichneten Zinfen von einem der Tochter des Eri- 
darsd, Glara Marie ©., zuftehenden Gapitale an 
2544 Thlen. 5 Ngr. 2 Pf., welche die genannte ©. 
auf Lebenszeit ihres Vaters den Gläubigern deſſelben 
zur Befriedigung cedirt hat, fowie der dritte Theil 
des Arbeitöverdienfted des Cridars, welcher von letz⸗ 
terem feinen Gläubigern mit dem Verfprechen, den 
Betrag allwöchentlich zu berechnen und einzuzahlen, 
abgetreten worden ift, einen Theil der Concursmaſſe. 
Nachdem nun die Goncursgläubiger nah Bl. — 
(der Beilagsacten) einen Bergleid dahin abgeſchloſſen 
haben, daß Die angemeldeien Forderungen unter 
Erlaß jeder Beicheinigung in der Bl. — ibid. anges 
gebenen Höhe als richtig anerkannt, und antheilig 
gleihmäßig aus der Maſſe befriedigt, die Fünftig 
eingehenden Zinfen und Arbeitögelder aber jährlich 
ein Mal unter die Gläubiger vertheilt werden follten, 
ift ſowohl ein Locationobeſcheid Bl. —, ald auch ein 
Diftributionsabichied Bl. — flg. der Goncursacten 
publicirt worden und in Rechtefraft übergegangen. 
In der zulegt erwähnten Distributoria ift der zur 
Zeit der Abfaſſung derfelben zum gerichtlichen Des 
pofitum eingezahlte Maffenbeftand auf 890 Thlr. 
16 Nor. 5 Pf. berechnet, hiervon 152 Thlr. 27 Nor. 
9 Pf. Eoncursfoften berichtigt, und die übrigen 
737 Thlr. 18 Ngr. 6 Pf. unter die Gläubiger, deren 
Forderungen zufammen auf 5201 Thlr. 23 Nar. 
4 Pf. feitgetellt werden, dergeſtalt vertheilt worden, 
daß den Öläubigern 14 PBrocent, mithin zufammen 
723 Ihlr. 7 Nor. 5 Pf. gewährt, 9 Thle. 11 Rar. 
1 Pf. aber im Depofitum zurüd- und künftiger Ver— 
theilung vorbehalten worden find. Da in dem jept 
vorliegenden rechtöfräftigen Bertbeilungsbefcheid bie 
Gläubiger, welche auf den geringfügigen Depofitals 
beitand und die fünftig eingehenden Zuflüffe einen 
Anſpruch haben, nad) ihren Namen und Forderungs— 
beträgen aufgeführt find, fo war hierdurch nach der 
Anficht des Dberappellationsgerichts der Maaßſtab 
gegeben, nach welchem die anberweite Diftribution 
unter die Oläubiger zu erfolgen hat. 

Aus diefen Gründen würde Man, falls Kläger 
gegen die vorige Entfcheidung remedirt hätte, fein 
Bedenken getragen haben, die Entichliegung erfter 
Inſtanz Bl. — wieder herjuftellen. Dagegen er- 
Icheint die Berufung des Bellagten BI. — als völlig 
unerheblich. Denn derjelbe hat fih Bl. — durch 
die vorige Entſcheidung für befchwert erachtet, weil 
durch leßtere der zu feinem Bermögen anhängige 
Concurs Ieviglih aus dem formellen Grunde, daß 
das Eoncurägericht eine definitive Distributoria noch 
nicht abgefaßt und publicirt habe, als nicht beendigt 
angefehen worden fei, während doch der materielle 
Grund, daß durch die Abtretung der Zinfen von ben 


ber Tochter des Eridars gehörigen Eapitalien und 
des Dritttheild des Arbeitöverdienftes der Maffe noch 
fortwährend Gelder. zufließen, zu berüdfichtigen ge- 
wefen wäre. Da die gedachten Zinfen und der britte 
Theil des Arbeitsverdienftes den Gläubigern des 
Beflagten auf deſſen Lebenszeit abgetreten worden 
find, fo läuft die obige Beſchwerde des Beflagten 
auf das Berlangen hinaus, daß der Concurs, fo 
lange er, Beflagter, am Leben fich befinde, als ans 
hängig angejeben und erft mit feinem Tode, mithin 
zu einem Zeitpunfte beendet werde, zu welchem die 
Möglichkeit einer Geltendmachung des Wechfels mit 
telft Perfonalarrefis aufhört. Diefes Verlangen 
aber ijt völlig ungerechifertigt, da nach Obigem der 
Eoncursproceh mit der Hauptvertheilung, und nicht 
mit ben fpäter eintretenden nadträgliden Verthei— 
lungen der erft nad) der Hauptdiftribution gefälligen 
tebenslänglichen Renten oder anderer fünftiger Zus 
flüffe fein Ende nimmt. Nicht minder gereicht die 
Entſcheidung voriger Inftanz Bl. —, daß zunaͤchſt 
ein Hauptdiftributionsbefcheid abzufaſſen und mit 
Bollfirefung der Bl. — wider Bellagten verfügten 
Wechfelhaft bis zur Rechtöfraft des gedachten Haupts 
vertheilungsbefcheided anzuſehen ſei, aus den Ein— 
gangs erwähnten Gründen zum Vortheil des Bes 
klagten. Auch hat leßterer gegen die Anweifung der 
zweiten Inftanz Bl. — Über die Art und Weife, wie 
die nurgedadhte Hauptdiftribution vorzunehmen fei, 
eine befondere Befchwerde nicht gerichtet, fo daß für 
dad Oberappellationdgericht eine Veranlaſſung nicht 
vorliegt, fi über die Anſicht Bl. —, daß bei der 
Abfaffung des Hauptdiftributionsbejcheides der zus 
künftige Erwerb des Gemeinfchuloners nicht zu bes 
rüdjichtigen fei, auszufprechen, zumal einerfeit® biefe 
Anficht mit der Meinung Bl. —, daß die Haupt: 
vertheilung eine Anweifung der Gläubiger auf die 
jur Zeit der Vornahme derfelben noch nicht eingegan- 
genen zufünftigen Zuflüffe der Maffe enthalten müfle, 
im Zufammenhange fteht, anderer Seits es aber 
bedenklich fallen muß, in Betreff der Gültigfeit und 
Wirkſamkeit der Gejlion des Arbeitsverdienites Seiten 
des Beklagten an die Concursgläubiger, foweit der 
Erwerb des Beklagten nad) beendigtem Goncurfe in 
Frage gelangt, ohne vorgängiges Gehör der bethei- 
ligten Gläubiger, und zu einer Zeit, wo in biejer 
Beziehung eine Entfchließung der eriten Inftanz nicht 
gefaßt worden ift, eine Entjcheidung zu fällen. 

Dei der Unerheblichfeit des gebrauchten Rechte: 
mitteld ift Beflagter zu Erftattung der durch daffelbe 
verurfachten Unfoften verurtheilt worden.” 





53. 


Auch dann, wenn rechtöfräftig auf einen Schieds— 

eid bezüglich ber legitimatio ad causam activa 

erfannt ift, fteht ed dem Kläger frei, erftere durch 
andere Beweiämittel darzuthun. 


Mitgetbeilt von 
Herren 8, in D. 


In einem ganz geringfügigen Rechtöftreite war 
die Berurtheilung der Beflagten B. mitield Beſcheids, 
welcher demnaͤchſt in Rechtskraft überging, davon 
abhängig gemacht worden, daß der Kläger A. den 
von ihm darüber: daß ihm die den Streitgegenfland 
bildende ©eldforderung von &. und D. abgetreten 
worden jei, angetragenen und ihm von der Bellagten 
zurüdgegebenen Eid leifte. 

Vor Anberaumung des Schwörungsterming übers 
reichte jedoch der Kläger eine gerichtliche Urfunde, 
worin X. und D., unter Acceptation des Klägers A., 
befannten: daß fie die gedachte Forderung bereits 
am 23. Juni 1862 (d. i. noch vor Anftellung der 
Klage) mit allen ihnen hierunter zuftehenden Rechten 
an den Kläger abgetreten haben und diefe Eeflion, 
foweit nöthig, hiermit auch nochmals ausdrücklich 
und wiederholt ausgeiprochen haben wollten. 

Der Kläger bat, ihn mit Rüdfiht auf den Ins 
halt diefer Urkunde mit der Leiftung des gedachten 
Eides zu verihonen, welchem Verlangen jedoch Bes 
flagte widerfprach, indem fie auf Leiftung des er- 
fannten Eides Seiten des Klägers beftchen zu wollen 
erflärte. 

In dem zu Erörterung diefer Differenz anbes 
raumten Berhandlungsternine ertheilte nun das 
Proceßgericht fchließlih den Beſcheid: „daß 
Kläger mit Ableitung des ihm Bl. — auferlegten 
Eides zu verfchonen und es, unter Kompenfation der 
durch den Ineidentftreit verurjachten Koflen, nun— 
mehr unbedingt bei Demjenigen zu bewenden habe, 
was Bl. — für den Fall der Reiftung des gedachten 
Eides erfannt worden”. 

Und diefe Entfcheidung wurde dann auch auf 
Berufung des Bellagten vom Königl. Appellas 
tionsgericht zu Dresden, unter Berurtheilung 
der Bellagten zu Erjtattung der dem Kläger burch 
das eingewerdete Nechtsmittel verurfachten Koften, 
betätigt. Aus den diefem Erfenntniffe zweiter 
Inftanz beigefügten Entfheidungsgründen ent 
nehmen wir Folgendes: 

„Wenn in einem rechtlichen Erkenntniſſe die 
darin ausgefprochene Berurtheilung der verflagten 
Partei von der Leiſtung eines Gides Eeiten bes 
Klägers ald von einer Bedingung abhängig gemacht 


worden, fo ift dabei mit Rüdfidyt darauf, daß uns 
nöthige Eideeleiftungen, wie jede andere entbehrliche 
Proceßhandlung, möglichft au vermeiden find, jeder 
zeit ald etwas Selbftverftändliches zu jubintelligiren, 
daß ed der Eideoleiſtung nur dann bedürfe, wenn 
fi nicht die Lage der Eache nachträglich noch der— 
geftalt aͤndern jollte, daß die Annahme des Eides 
völlig überflüfig wird, und es wirb daher niemals 
zweifelhaft erfcheinen, daß, dafern 3. B. der Bellagte 
nachträglich die durch den erfannten Eid betroffene 
Thatfache einräumt und dadurch deren Beweis ent- 
behrlich macht, alddann die Eideöleiftung nicht ftatt- 
zufinden, bei der im Erkenntniß daran gefnüpften 
Berurtheilung des Bellagten aber es nichtöbeftos 
weniger zu bewenden habe. Wenn nun nach einem 
feftftehenden fächfifchen Gerichtobrauch die Sachlegi- 
timation, infofern es fih dabei um die Anwendung 
ber für die Erweiſung der des Beweifes bedürftigen 
Barteivorträge im Allgemeinen geltenden proceß— 
rechtlichen Normen handelt, dem Alaggrunde im 
engeren Sinne bed Wortes, in welchem man nur 
diejenigen Klagbehauptungen darunter verficht, aus 
denen die Exiſtenz des dem geflagten Anfpruch zu 
Grunde liegenden Schuldverhältniffes in objectiver 
Hinficht gefolgert werden foll, nicht allenthalben 
gleichzuftellen it und namentlich in dieſer Beziehung 
die Regel gilt, daß die Beibringung der Sachlegiti— 
mation in jedem Stadium des Procefjed, und zwar 
ſelbſt nach deſſen redhtöfräftiger Entfcheidung noch 
mit rechtlichem Erfolge bewirft werden fann, 
vergl. Kind, quaest.,, Tom. II. ce. XLVII. 
©. 317. (Ausg. 2.) und die in der Note d, 
dafelbft angezogenen älteren Rechtölehrer. 
Biener, syst. proc., T.I. 8.34. ©. 60. (Ausg. 
v. I. 1834.) 
Zeitfchrift für NRechtöpflege und Verwalt., N. 8. 
Br. XIX. ©. 234. 
Wochenblatt für merfw. Rechtof., Jahrg. 1852. 
S. 162 fig. 
hieraus aber von felbit folgt, daß aud die wegen 
der Unguläffigfeit einer Veränderung der Beweis— 
mittel nach vechtöfräftiger Entſcheidung uͤber die 
Gidesdelation in der erläuterten Proceßordnung zu 
Tit. V. $. 9. enthaltene Vorſchrift auf den Theil 
einer auf den Eid geftellten Klage, der ſich auf die 
Suchlegitimation des Klägers bezicht, nicht Anwen- 
dung leidet, und daher dem Kläger, der fid in der 
Klage oder, wie im vorliegenden Fall Bl. — ge 
fhehen, bei Begründung feines Klagrechts im Ver— 
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handlungstermin zur Befcheinigung des feine Sach— 
legitimation betreffenden Anführend der Gewiſſens— 
rührung bedient hat, dur Pie Auferlegung des 
Schiedseides darüber auf Grund der erfolgten Relas 
tion defjelben die Befugniß, zur Vermeidung der 
Eidesleiftung den Uebergang des geflagten Forde— 
rungsrechtes auf ihn durch ein anderes Beweismittel 
darzuthun, nicht entzogen werden fann, 

vergl. Annalen des Königl. Oberappellations- 

gerichts, Br. VI. ©. 421. 

fo läßt fi aud) das Bl. — anzutreffende, in diefem 
Punkte mit dem Befcheide erfter Inſtanz überein- 
flimmende rechtliche Erfenntniß infoweit, als in dem— 
felben die Leiftung des dafelbft gedachten Eides als 
eine Bedingung der Bl. — ausgefprocdhenen Ber- 
urtheilung der Beflagten hingeftellt worden ift, nicht 
fo verfteben, als babe dadurch zugleich feftgeftellt 
werden follen, daß diefe Eidesleiftung in jedem Falle, 
alfo au dann Plag zu greifen habe, wenn Kläger, 
wie ihm nad dem Obigen freigeftanden, die in Rebe 
ftehende Eeffion auf anderem Wege in rechtliche Ges 
wißheit fegen und dadurch die Nothwendigleit der 
Eidesleiftung befeitigen follte, Die Bedingung, 
von deren Eintritt in dem gedachten Erfenntniß die 
Verurtheilung der Beflagten abhängig gemacht wor- 
den, liegt darin, daß Kläger den behaupteten Lcber- 
gang des libellirten Anfpruchs auf ihn annoch dars 
thue, nicht aber darin, daß dies gerade durch Leiftung 
des BI. — gedachten Relatums gefchehe, auf welches 
bei damaliger Sadjlage nur um deswillen zu erfens 
nen war, weil fi Kläger bis dahin eines anderen 
Beicheinigungsmitteld ald des Eidesantrags in Be— 
treff feiner Legitimation eben nicht bedient gehabt, 
auch nicht vorausgefehen werden fonnte, Daß er im 
ferneren Laufe des Procefied von feinem Rechte, hier—⸗ 
für ein anderes Beſcheinigungsmittel beizubringen, 
Gebrauch machen werde. Aus der Rechtskraft der 
Enticheivung Bl. — kann daher die Nothwendigfeit 
einer Leiftung des fraglichen Eides zur Herbeiführung 
der Sachfälligfeit der Beflagten nicht hergeleitet wers 
den, fofern die vom Kläger neuerdings Bl. — beis 
gebrachte, an umd für fich für ihren Inhalt vollfoms 
men beweisfeäftige öffentliche Urfunde zur Sachlegis 
timation des Erſteren ausreicht. 

Dies Legtere ift nun aber wenigftens für bie 
Örgenwart in feiner Weife au bezweifeln, da ıc. 
und es ftellt ſich fomit die Leiſtung des oftgedachten 
Eides als völlig entbehrlich, deshalb aber als uns 
ftatthaft dar.” 
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54, 
Zur Lehre von ber Provoration ex lege 
Diffamari. 
Mitgetbeilt von 
Herrn D, in ©. 


Unter dem 2. Auguft 1862 reichte Karl Briebrich 
Michael D. aus ©t. gegen Johanne Gleonore R. 
aus PB. bei dem Gerichtsamt zu St. eine Provoca- 
tiondflage ein und führte darin an: er fei Eivilbefiger 
der in St. gelegenen — Grundftüde und babe diefe 
von dem Ehemanne der Provocatin erfauft; während 
der Befipzeit des Lepteren babe die Provocatin eine 
Einbringensforderung von 200 Thlen. —⸗ —s auf 
biefen Grundftüden eintragen laffen, da aber bie 
Provocatin ihrem Ehemanne nichts eingebracht habe, 
fo fehe er fich zur Erhebung der gegenwärtigen Pros 
vorationsklage veranlaft. Auf Provocantens Antrag 
beftätigte das Procefgericht, daß D. als Eivilbefiger 
der fraglichen Orunpftüde eingeragen und daß auf 
deren Hypothekenbuchéfolien für die Provocatin eine 
Einbringensforderung von 200 Thlen. —⸗ — » vers 
lautbart fei. 

Auf erlaffene dilatorifche Vorladung erfchienen 
zwar die Parteien in dem Verhörstermine, es unters 
ließ aber die Provocatin, fidh über die Provocations— 
lage zu erflären. Das Procefgericht ertheilte 
unter dem 31. October 1862 folgenden Beſcheid: 

1. „Und weil, die Hauptfache anlangend, die 
von dem klagenden Karl Friedrich Michael D. erho- 
bene Klage für begründet zu erachten, indem eine 
Diffamation, im Sinne der gegenwärtigen Proceß— 
art, darin zu erbliden gewefen ift, daß Provoratin 
Sohanne Eleonore R. Inhalts des Bl, — zu lefenden 


gerichtlichen Atteftes eine Gindringensforberung nach 
Höhe von zweihundert Thalern auf den Grund⸗ 
buchöfolien der zur Zeit von deren Berlautbarung 
ihrem Ehemanne zugehorigen Grundftüden hat ein- 
tragen laffen und nun Provocatin in dem anbe- 
raumten Verhörstermine zwar erfchienen, ſich aber 
nicht über die wider fie erhobene Klage und die der— 
felben zu Grunde liegenden Urfunden erklärt hat, 

jo ift Provocatin die aufgelaufenen Gerichts» und 
Anwaltfoften zu bezahlen fhuldig und ergeht auf 
Provocantens ferneren Antrag weiter in der Sadıe, 
was Rechtens iſt.“ 

Auf Provocantens weiteren Antrag ladete das 
Proceßgericht die Parteien peremtoriſch zu einem 
Verhörstermine vor. In dieſem erſchienen wiederum 
beide Parteien, die Provocation widerſprach der Klage 
und verſäumte ſich an der Einreichung des Ein— 
laſſungsſatzes. 

In erſter Inſtanz wies darauf das Königl. 
Bezirksgericht zu P. durch Erkenntniß vom 
27. Mai 1863 die Klage aus folgenden Gründen 
angebrachtermaaßen ab: 

„Die Klage, welche den jetzt zu entſcheidenden 
Rechtöftreit einleitet, ift auf eine angebliche Diffa- 
mation geflüßt, welche der Provocant Seiten der 
Provvcatin erlitten zu haben vermeint. 

Nachdem die bei der vorliegenden Proceßgattung 
gefegliche monitorifche Ladung Seiten der Provocatin 
unberüdfichtigt geblieben, erjchien diefelbe ber hier- 
auf erlaffenen peremtorifchen Ladung zu Folge ge— 
hörig vertreten in dem anberaumten Verhörstermine, 
ohne jedoch in folchem einen Vergleich mit dem Pros 
vocanten zu fehliefen, dahingegen hat fie ſich, wie 
bereits vom Provocanten BI. — richtig hervorgehoben 
worden ift, an dem nach Bl. — erft am Tage nad 





dem Friftablaufe eingegangenen Einlafjungsfage ver- 
fäumt. 

Diefer Eontumazfall verpflichtet zu um fo forg« 
fältigerer Prüfung der Schluͤſſigkeit und Statthaftig- 
feit der erhobenen Klage. 

In diefer Beziehung ergeben fi nun auch ſehr 
erhebliche Bedenken, welche zum Theil aus den über 
den Prorocationdproceß geltenden geſetzlichen Bes 
flimmungen zum Theil aus dem Wefen und der 
rechtlichen Bedeutung des den Ehefrauen in $. 38. 
unter 1. des Hypothefengefeges vom 6. November 1843 
wegen ihres beweglichen Einbringens eingeräumten 
Befugniffes berzuleiten find. 

Der Provocant gründet nämlich feine Klage bar 
auf, daß auf Anlangen der Provocatin für dieſelbe 
200 Thle. — —s eheweibliches Einbringen auf drei 
in der Klage näher bezeichnete, dermalen dem Pros 
vocanten zugehörige Grundftüde, als Leptere noch 
der Ehemann der Provocatin befeffen habe, einge: 
tragen worden und auf folden noch verhaftet fei, 
während doch Provoratin ihrem Ehemanne nicht das 
Geringfte eingebracht habe. 

In wie weit hiermit den an eine fchlüffige Pro— 
vocationsklage ex lege diffamari zu machenden Er— 
forderniffen genügt worden, wirb die Anwendung 
folgender allgemeiner rechtlicher Geſichtspunkte er— 
geben: 

Unter Diffamation verfteht man befanntlich jede 
Aeuperung, weldhe dahin geht, daß jemand eines im 
Eivilprocefie fagbaren Anipruches an des Anderen 
Perſon oder Bermögen fi rühmt, ohne daß es einen 
Unterfchied macht, ob jene Aeußerung vor Gericht 
oder außergerichtlich, mündlich oder ſchriftlich, gegen 
den Anderen felbft oder gegen Dritte, umbetheiligte 
Perſonen gethan, und ob ihr eine bedingte oder un« 
bedingte Faſſung gegeben worden. 

Provocationdflage anzuftellen aber ift nur ber- 
jenige berechtigt, welchem ber erfolgten Diffamation 
zu Bolge eine dem gerühmten Anfpruche entfprechende 
Berbindlichkeit obliegen foll, welcher alſo, follte der 
gerühmte Anfpruch klagend verfolgt werben, in dem 
biesfalls anzuftrengenden Proceſſe die Parteirolle des 
Bellagten zu führen und den Beweis nicht zu über 
nehmen haben würde. 

Was dagegen das ehemweiblihe Einbringen und 
die demfelben nah Sächſ. Rechte verlichene Sicher: 
ſtellung anlangt, fo iſt zunaͤchſt foviel außer allem 
Zweifel, daß dur die Illation beweglicher Bers 
mögendgegenftände, von denen im gegenwärtigen 
Falle blos die Frage, lediglich zwiſchen den beiden 
betheiligten Ehegatten ein Obligationenverhältnig 
entfleht. 
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Der Ehemann, welcher jene Illaten vermöge des 
ihm zuſtehenden Nutznießungs- und Verwaltungs— 
rechtes in Bezug auf das eheweibliche Vermögen, zu 
feiner Dispoſition geſtellt verlangen kann, hat ledig— 
lich die Verpflichtung, ſeiner Ehefrau nach Auflöſung 
der Ehe oder in den ſonſt den Geſetzen nach die 
Ruͤckgabe bedingenden Fällen die ihm eingebrachten 
Oegenftände und bez., foweit fie vertretbare waren, 
blos ebenfoviel von derſelben Gattung zurüd zu 
geben, und lediglich auf diefes Rüdforberungsredt 
befchränft fich das Befugniß der Ehefrau. 

Namentlich tritt diefelbe in keinerlei Rechtöver- 
hältnig zu Dritten, mit denen ihr Ehemann bezüglich 
der Illaten ein gültiges Rechtögefchäft, 3. B. einen 
Kauf über vertretbare Cinbringensbeftandtheile abge: 
ſchloſſen hat, dieſe Berfonen werden niemals ihre 
Schuldner, vielmehr befchränft fi ihr Necht auf 
ihren Ehemann. 

Diefe offenbar weit gehenden Befugnifle des Ehe 
manns ließen ed dem Saͤchſ. Geſetzgeber von jeher 
und zwar mit Recht und ſchon aus politifchen Grüns 
den angemefjen ericheinen, andererfeitd auch den 
Ehefrauen Sicherftelung ihres Einbringens halber 
zu gewähren. 

Diefem praftifchen Bedürfniffe wurde zu ver 
ſchiedenen Zeiten auf verfchiedene Weife Rechnung 
getragen und zulegt bei der auf das Hypothefenweien 
bezüglichen neuen Geſetzgebung durch die in $. 38. 
ded Geſetzes vom 6. November 1843 unter 1. aufs 
genommene Beltimmung, Inhalıs deren die Ehefrau 
zu Erwerbung einer Hypotbef kraft des Geſetzes und 
ohne daß es dazu einer Willenserklärung des Ehe: 
mannd bedarf, an des Letzteren Immobilien wegen 
ihres demfelben bei Eingehung der Ehe oder während 
der Ehe ein» und zugebrachten beweglichen Vermö— 
gens berechtigt ift. 

Was das Wefen einer fo beftellten Hypothel be> 
teifft, fo leuchtet ed, wenn man nur feithält, daß die 
Ehefrau zur Rüdforderung ihres Einbringens wäh. 
rend des Beftchend der Ehe, abgefehen von einigen 
bier nicht einfchlagenden Bällen, in der Regel nicht 
berechtigt ift, ein, daß diefelbe ſchon um deswillen 
den definitiven Hypotheken nicht gleich au ftellen; denn 
wollte man felbft den übrigen nicht gerechtfertigten 
Sag annehmen, daß eine foldhe Hypothek an bie 
Stelle der urfprünglichen Einbringengforderung trete, 
fo würde doch die Ehefrau durch den obenerwähnten 
rechtlichen Grundfag, über jene Hypothek während 
des Beftehend der Ehe zu verfügen, nicht berechtigt 
fein. 

Dazu fommt ferner, daß nicht nur nadh der Stel- 
lung, welche die oberwähnte Beftimmung in bem 
Hypothelengefege gefunden, fondern auch nad ber 
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rechtshiſtoriſchen Entwidelung bes fraglichen Infti- 
tuts, in welcher legteren Beziehung namentlih auf 
das Mandat vom 4. Juni 1829 hinzumeifen, eine 
ſolche eines eheweiblichen Einbringens halber einge- 
tragene Hypothel offenbar den Charafter einer Caus 
tionshypothek an ſich trägt, denn fie ift in dem Hy 
pothefengefege in demfelben Baragraphen aufgeführt, 
in welchem noch andere gefepliche Hypothelen, welche 
auddrüdlich als Cautionshypothelen bezeichnet wors 
den, genannt und aus dem Umftande, daß fi) unter 
Letzteren nicht auch die für die Ehefrauen wegen ihres 
Einbringens geſetzlich beftimmte Hypothek mit befin- 
bet, wird diefer der gleiche Gharafter nicht abge- 
ſprochen werben können, ba der Zwed des bezüglichen 
Inſtituts eben nur ber ift, der Ehefrau wegen der 
fünftigen Reftitution ihres beweglichen eheweiblichen 
Einbringens, welches ja, und hierin liegen fernere 
Gründe für die behauptete Cautiondqualität, zur 
Zeit feiner Eintragung weder bereits fällig, noch für 
den Fall, daß darunter ſich unvertretbare Sachen, 
welche der Ehemann zunächſt in Natur zurüdf zu 
geben und nur für den Fall ihres Untergangs mit 
Geld zu entfchädigen hat, ſich befinden, ein bereits 
beftimmter und unbedingter Anspruch ift, Sicherheit 
zu gewähren. 

Wollte man aber von ber gegentheiligen Anficht 
ausgehen, jo führte dies in der That dazu, daß man 
den Ehefrauen mit der Erecution anzufangen ger 
ftattete, denn dann wäre ihre Forderung bezüglich 
ihres beweglichen Ginbringens, wäre nur einmal bie 
ihnen deshalb vom Geſetze zugebilligte Hypothek ein- 
getragen, eine alljeitig unanfechtbare. 

Dies hat aber das Hypothekengeſez eben gar 
nicht beabfichtigt, wie aus den in dem fchon erwähnten 
8. 38. und in $. 42, enthaltenen Beftimmungen her 
vorgeht, denen zu Folge der Eintrag eines eheweib- 
lichen Einbringens nicht unter allen Umftänden und 
ganz gewiß dann nicht, wenn er ohne zuvor erflärte 
Einwilligung des Ehemanns erfolgt ift, den Beweis 
für die Exiſtenz des eingetragenen Einbringens lie 
fert, wozu er auch der Natur der Sache nach nicht 
beitimmt fein fonnte, und ed dem Ehemanne auch 
auspdrüdlich vorbehalten worden, feine etwaigen Wider: 
fprüche gegen den erfolgten Eintrag rechtlich auszu— 
führen und ſodann deſſen Löfchung fuchen zu fönnen. 

Hieran fnüpft fich die fernere, für den vorliegen» 
den Fall insbefondere wichtige Frage, wie ſich das 
Verhältniß geftaltet, wenn ein Grundſtück, auf wels 
chem ein cheweibliches Eindringen eingetragen iſt, 
von dem daſſelbe bisher befigenden Ehemanne weiter 
veräußert wird. 

Das zunächft der Ehemann an dem Berfaufe 
feines Grundftäds durch jenen Eintrag nicht ver: 





hindert werben fann, folgt ſchon aus dem allgemeinen 
Grundfage, daß jeder über fein Cigenthum frei zu 
verfügen befugt ift, foweit dies ohne Benachtheilis 
gung Dritter gefchehen kann. 

Durch die bloße Veräußerung des ihr ihres @in- 
bringens halber verpfändeten ebemännlichen Grund- 
ftüds, durch den bloßen Wechſel in der Perfon des 
Befigers deſſelben leidet aber die Ehefrau ebenfo- 
wenig Rachtheil ald jeder andere Hupothefengläus 
biger. 

Aber eben weil fie durch Veräußerung des ihr 
verpfändeten ehemännlichen Orundftüds nicht benach⸗ 
theiligt werden darf, erlifcht auch ihre an demfelben 
erlangtes Bfandrecht nicht Durch diefelbe, denn wenn 
auch zugegeben werden mag, daß fie daſſelbe lediglich 
durch das beſondere Berhättniß, in welches fie die Ehe 
zu dem bisherigen Befiger des fraglichen Grundſtücks 
gebracht, erworben hat, fo fteht doch unbeftritten bie 
Dinglichfeit auch eines ſolchen Pfandrechts der An« 
nahme der etwa aufzuftellenden Anficht, daß mit dem 
Augenblide, wo ihr Ehemann aufhörte Befiger des 
fraglichen Grundftüds zu fein, auch ihr Pfandrecht 
erlöfchen muͤſſe, weil ſich daffelbe lediglich auf das 
eheliche Berhältnig gründe, entgegen. 

Es würbe dies auch, abgefehen von ber angeführ« 
ten Dinglichfeit ded Rechts, geradezu dem wohlmeis 
nenden Zwede des Geſetzes, welches eben den Ehe: 
frauen aud ohne Zuthun ihrer Ehemänner wegen 
des bemjelben eingebrachten beweglichen Vermögens 
Sicerftellung gewähren will, zuwiderlauſen, denn 
dann brauchte ja nur ein böswilliger Ehemann fein 
Grundftüf, an dem feine Ehefrau ihres beweglichen 
Einbringens halber fi hatte Hypothek beftellen laſ⸗ 
fen, veräußern, und feine Ehefrau verlöre ihre Sicher» 
ſtellung und die Abficht des Gefepgebers wäre ver- 
eitelt. 

Sonach bleibt eine einmal für eheweibliches Ein- 
bringen beftellte Hypothef beftehen, bis der Anſpruch 
auf ihre Löfchung im Rechtöwege ausgeführt und 
erlangt worben. 

Hieran kann felbftverftändlich der Umftand etwas 
nicht ändern, ob im Beräußerungsfalle die fragliche 
Hypothek auf das Kaufgeld mit in Anrechnung ges 
bracht worben oder nicht. 

Es entfteht nunmehr die fernere Frage, ob der 
dritte Befiger des verpfändeten Grundftüds von ber 
Ehefrau feines Vorbefigers, welche an jenem ihres 
Einbringens halber eine Hypothek erlangt hat, die 
Löſchung derfelben verlangen fann gegen Beftellung 
einer gleich guten Sicherftellung oder Ausbezahlung 
der eingetragenen Einbringendforberung. 

Es ift ein befannter Rechtägrundfag, daß Nies 
mand mehr Rechte auf einen Andern übertragen 
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fann, als er ſelbſt hat; gewährt nun aber das 
Hypothelengeſez der Ehefrau das Recht, ihr beweg⸗ 
liches Einbringen auf dem Grunpftüde ihres Ehe— 
manned eintragen zu laffen, ohne dies Befugniß etwa 
an die Bedingung zu fmüpfen, daß der Ehemann 
nicht auf andere Weife gemügende Sicherftellung zu 
leiften vermöge, fchließt dafjelbe vielmehr in 8. 42. 
jeden Widerfprudy gegen den Eintrag aus, und be- 
hält in 8.43. dem Ehemanne lediglich das Recht vor, 
wenn das Ginbringen auf mehrere ihm gehörige 
Grundſtücke eingetragen worben, verlangen zu kön— 
nen, den Eintrag auf die zur Sicherftellung feiner 
Ehefrau nöthigen Grundftüde befchränfer au fehen 
und im Mebrigen deffen Löſchung zu beanfpruchen, 
fo erhellt, daß fo viel audy nur der dritte Beſitzer 
bes oder der verpfändeten Grundſtücke verlangen 
kann. 

Wollte man ihm aber das Recht einräumen, bie 
Löſchung eines eheweiblichen Einbringens der Ehe 
frau feines Vorbefigers felbft gegen Bezahlung der 
fraglihen Summe in baarem Oelde erzwingen zu 
fonnen, fo würde dadurch eben wieder der gute Zweck 
des Geſehes vereitelt werden, denn nach der fo aud- 
gezahlten Summe würde der Ehemann fraft feines 
Verwaltungs» und Nupnießungsrechtes am eheweib- 
lien Bermögen greifen und Die Ehefrau wäre aber 
mals ohne Sicherftellung. 

Wäre aber im Falle der Veräußerung eines 
Grundftüds eines auf demjelben eingetragenen ehe⸗ 
weiblihen Cinbringens gar feine Erwähnung ge 
ſchehen, weit entfernt, daß dafjelbe auf die vereinbarte 
Kaufjumme angerechnet worben, fo würde dem Käu— 
fer einerfeits die in $. 21. des Hypothekengeſetzes 
ihm eingeräumte Befugniß, von den ihn angehenden 
und intereffirenden Stellen bed fraglichen Hypotbhes 
kenbuchs Einficht zu nehmen und beglaubigte Aus— 
züge verlangen zu fönnen, entgegenftehen, anderer 
feits eine, vieleicht auch auf dolus zu gründende 
Klage gegen feinen Verkäufer zuftehen, in alle Wege 
aber fönnte dadurch das Recht der beiheiligten Ehes 
frau nicht alterirt werben. 

Wendet man nunmehr bie im Boritehenden ent 
widelten rechtlichen Grundfäge auf den zur Ent— 
ſcheidung vorliegenden Fall an, fo ergiebt ſich Fol- 
gendes. 

Provorant hat zu Begründung feiner Klage 
angeführt, Provocatin behaupte, ihrem Ehemanne 
200 Thlr. —⸗ —⸗ theild in baarem Gelde, theils 
in Effecten ein» und zugebracht zu haben, und fei 
dieſe ihre Forderung auf drei in der Alage näher bes 
zeichneten Grundſtücken, weldye früher ihrem Ehemanne 
gehört hätten, deren jeßiger Eivilbefiger aber er, der 
Provocant, fei, auf der Provocatin Anmeldung eins 


getragen worden; biefelbe habe aber in der That 
ihrem Ehemanne nicht Das Geringſte eingebracht. 

Nah dem ftyliftiichen Zufammenhange, in wels 
chem der Behauptung der Provocatin, ihrem Ehe 
manne 200 Thle. —⸗ —⸗ ein» und zugebradht zu 
haben, in der Klage Erwähnung geſchehen, iſt zu— 
vörderft feine andere Auslegung wohl möglid, als 
daß die gedachte Behauptung von der Provoratin 
bei der Gelegenheit ihrer Anmeldung ihres Einbrin- 
gend zum Behufe des Eintrags befjelben auf die 
damals ihrem Ehemanne zugehörig gewejenen Orund- 
ftüde aufgeitellt worden, hierin aber liegt offenbar 
nicht eine Berühmung dem Provocanten gegenüber, 
welcher ja damals noch in feinerlei Beziehung weder 
zu den verpfändeten Grundftüden, noch zu der auf 
foldyen eingetragenen Einbringensforderung fand. 

Wollte man aber aus der vom Provocanten ges 
wählten Sapconftruction, welche mit dem Präfens 
bewirkt worden, den Schluß ziehen, daß Provocatin 
noch neuerdings und in der Gegenwart und — um 
noch einen Schritt weiter zu gehen — fogar dem 
Provocanten gegenüber die fragliche Behauptung, in 
welcher allein eine Berühmung gefunden werden 
fönnte, aufgeitellt habe, fo würde diefer Umſtand 
doch noch immer nicht den Provocanten zu Anſtel— 
lung einer Provocationsklage gegen die jepige Pros 
vocatin berechtigen, denn ba, wie oben bereits ers 
wähnt worden, durch Illation cheweiblichen Vermö— 
gens nur zwijchen dem Chemanne und der Ehefrau 
ein Schuld- und bey. Forderungsverhäftniß erzeugt 
wied, fo fann ed offenbar nicht eine einen Dritten 
zu Anftelung einer Provocationoklage ermächtigende 
Berühmung eined Bermögensrechtes genannt wer— 
den, wenn eine Ehefrau jenem Dritten gegenüber 
behauptet, ihr Ehemann ftehe in Folge einer folchen 
Illation zu iht in einem ſolchen Schuldverhätmiffe, 
denn fie rühmt fi ja nicht eines Rechtes, welches 
ihr diefem Dritten gegenüber zuftünde. 

Hieran wird auch dann nichts geändert, wenn, 
wie gegemwärtig der Fall, jene Eindringensforderung 
mit einem an den jegt jenem Dritten zugehörigen 
Grundſtücken beitellten Pfandrechte verfehen ift, denn 
da die Forderung der Ehefrau zunäcft nur gegen 
ihren Ehemann gerichtet ift, und ihr Genüge ge 
fchieht, wenn von dieſem ihre Forderung zur Zeit 
der Fälligkeit der legteren befriedigt wird, dahingegen 
fie nicht berechtigt if, das ihr verpfändete Grundſtück 
fo ohne Weiteres in Anſpruch zu nehmen und aus 
demjelben Dedung zu verlangen — dies ſchon des— 
halb nicht, weil fi ja noch gar nicht überfehen läßt, 
ob die Einbringensforderung überhaupt eriftire und 
worin das Einbringen beftanden habe, und ob ſich 
darunter nicht namentlich unvertreibare Orgenftände 
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befunden, durch deren Rüdgabe in Natur der Ehe⸗ 
mann in fo weit liberirt wird, und ob diefe Gegen- 
ftinde noch vorhanden — vielmehr fie der Cautions— 
qualität der ihr beftellten Hypothek halber nur erft 
dann, wenn fie von ihrem Hauptſchuldner — d. i. 
ihrem Ehemanne — vergeblih Befriedigung gefor- 
dert hat, fich an das ihe verpfändete Grundſtück hal 
ten kann, fo ruͤhmt ſich eine Ehefrau zumächit nicht 
eined Nechted gegenüber dem Befiger des ihr für ihr 
Einbringen verpfändeten Orundftüds, fondern nur 
eines Rechtes gegen ihren Ehemann, welches jedoch 
mit einer Cautionshypothek an dem Grundflüde 
eines Andern verſehen ift. 

Wollte man nun in dem letzteren hier vorliegen- 
den Falle einhalten, die Provocatin habe ſich mit 
der Behauptung, ihrem Ehemanne 200 Thlr. — —⸗ 
eins und zugebracht zu haben, mindeftens eines even« 
tuellen Rechtes dem Provocanten gegenüber implicite 
infofeen gerühmt, als fie gleichzeitig behauptet habe, 
fie önne fih, wenn ihr Ehemann feiner Zeit ihre 
Einbringensforderung nicht befriedige, ſubſidiariſch 
deshalb an dem ihre verpfündeten Grundſtücke echo: 
len, fo würde dieſer Einwand — abgejehen davon, 
daß in der Klage nicht einmal behaupter, weniger 
noch bejcheinigt worden, daß die Provocatin auf dies 
fes ihe Pfandrecht nur entfernt dem Provocanten 
gegenüber Bezug genommen — ſofort durd) die Bes 
merkung erledigt werden, daß ja der Provocant nicht 
nur felbft behauptet hat, fondern auf feinen Antrag 
Bl. — auch amtlich bezeugt worden iſt, daß der Pro— 
vocatin 200 Thle, —⸗ —-⸗ ald Einbringensforberung 
auf den jegt dem Provocanten gehörigen Grund» 
ftüden eingetragen worden find, dieſes formell be- 
ftehende Recht aber feines Beweiſes bedarf und bie 
Provocatin nicht genöthigt werden kann, die Recht— 
mäßigfeit defjelben Hagend auszuführen, vielmehr 
dem Provoranten ed überlajfen bleiben muß, wie 
und. gegen wen er im orbentlichen Proceſſe ein ihm 
etwa zuftchendes Recht auf Löſchung der fraglichen 
Hypothek auszuführen und die VBerwilligung derſel— 
ben Seiten der hierbei Berheiligten erzwingen zu 
fönnen gebenft. 

Dem fteht auch der Umftand nicht entgegen, daß, 
wie aus dem ber Klage in beglaubigter Abſchrift beis 
gegebenen Kaufcontracte, Inhalts deſſen Provocant 
die der Provocatin wegen ihres Einbringend vers 
pfänderen Örundjtüde von dem Ehemanne der Pro— 
vocatin — und zwar, wie aud dem Datum dieſes 
Kaufcontracts jowohl, als der zu foldem gehörigen 
Recognitionsregiftratur in Berbindung mit dem ges 
richtlichen Atteſte Bl. — hervorgeht, zu einer Zeit, 
zu welder das Einbringen der Provoratin bereits 
auf denfelben eingetragen war — erfauft hat, aller 


dings erhellt, die bezuͤgliche Einbringensforberung 
nicht auf das Kaufgeld in Anrechnung gebracht wor: 
den, fomit ed den Anſchein gewinnt, als fei die 
Leiftung des Provocanten eine höhere, als die ver- 
einbarte; denn abgejchen davon, daß die Möglichkeit 
eined hierunter zwiſchen ihm und feinem Verkäufer 
abgejchlofjenen mündlichen Abkommens wenigftens 
nicht ausgefchloffen iſt, und Provocant fi durch 
Einſicht der bezüglichen Grundbuchsfolien fehr bald 
Kenntniß von den Hppothefenverhäftniffen derjeni- 
gen Grundſtücke verfchaffen fonnte, deren Ankauf er 
beabfichtigte; jo fann unter diefer Nachläffigfeit Seis 
ten ded Provocanten oder dem vielleicht vorgekom— 
menen dolus Seiten des Ehemanns der Provocatin 
gewiß nicht die Letztere leiden und zu rechtlicher Aus— 
jührung eines Rechtes genöthigt werden, deſſen Eris 
ſtenz bereits liquid iſt. 

Ganz das Nämliche aber würbe gelten, wollte 
man der oben begründeten Anſicht zuwider bie eines 
Einbringens halber eingetragene Hypothek als eine 
ganz definitive anjehen, denn dann wäre ja auch 
deren unbedingte Exiſtenz auch erwiefen, und dem 
Provocanten würde es, wollte er Löſchung der bes 
züglichen Hypothek erreichen, obliegen, im ordent⸗ 
lichen Rechtswege Thatſachen an= und auszuführen, 
welche ihn zu jenem Verlangen berechtigten, nicht 
aber fünnte der Inhaberin einer folhen Hypothek 
angemuthet werben, nach vorausgegangener PBrovo- 
cation ihr bereitd erwiefenes Recht noch einmal zu 
beweijen oder deſſen Fortbeftehen, für welches be— 
kanntlich die Vermuthung ftreitet, darzuthun. 

Die lehztere Betrachtung führt auf ein ferneres 
Bedenken, welches der Statihaftigkeit der erhobenen 
Klage entgegen ftebt. 

Jedem Provocationdprocefie muß ein Hauptpro- 
ceß entſprechen, und es fann der erftere nur gegen 
denjenigen angeftellt werben, welcher im feßteren ben 
Beweis des gerühmten Anſpruchs zu führen hat, es 
kann aber, wie im Borftehenden gezeigt worden, die 
:Brovocatin zur Uebernahme der Hägerifchen Partei— 
tolle in einem der jegigen Provocation entſprechen⸗ 
den Hauptprocefje nicht gendthigt werben und würde 
derjelbe im Gegentheil, da das Ergebniß, welches 
er herbeiführen fönnte, jchon jegt erreicht ift, ebenfo 
wie die ber Provocatin in diefem Hauptproceffe etwa 
in denkbarer Weiſe aufzuerlegende Bewrisführung 
ein geradezu nuglofer fein, fo folgt hieraus von 
felbft, daß auch die vorgängige Provocation unftatts 
haft ift. 

Rimmt man hierzu endlich noch, daß Provocant 
die nach feinem Dafürhalten erlittene Diffamation 
durch nichts bejcheinigt hat — denn bie afferbings 
beicheinigte Eriftenz einer noch ungelöfchten, für die 
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Provocatin beftellten Hypothef kann man feinesfalls 
unter den Begriff der Diffamation bringen —, fo 
ift die erfolgte Abweifung ber erhobenen Provoca— 
tionsflage gewiß gerechtfertigt. 

Daß man diefelbe nur in der angebrachten Maafe 
ausgeiprochen hat, ift um deswillen gefchehen, weil 
Provocant möglicher Weife nach Umftänden, 3. B. 
daß ſich die Provocatin der Fälligkeit ihrer Ein— 
bringensforbderung und daß fie deren Befriedigung 
ſchon jegt aus den Grundſtücken des Provocanten 
fordern könne, gerühmt babe, anzuführen und zu 
beicheinigen im Stande ift, welche ihn zu Anftellung 
einer Provocationsklage auch gegen die jeige Pro- 
vocatin berechtigen fönnten. 

Nur beiläufig und zu fürzlicher Widerlegung der 
Bl. — vom Provocanten aufgeftellten Behauptung 
möge bemerkt fein, daß die in dem Beſcheide Bl. — 
ausgeſprochene Anficht, daß die erhobene Provo— 
cationsflage begründet fei, den gegenwärtigen Urs 
thelöverfaffern ſchon um deswillen nicht präjudiciren 
fonnte, weil es in dem Proceßſtadium, in welchem 
jener Bejcheid ertheilt worden, nod) gar nicht an der 
Zeit war, über dad Materielle zu erfennen und, da 
PBrovocatin noch nicht peremtoriſch geladen war, in 
der Hauptfache aud) nicht Ungehorfams halber gegen 
fie erfannt werden konnte.” 

Gegen diefe Entfheidung appellitten beide ‘Bar- 
teien, Provocant, weil feine Klage angebradhtermaa- 
gen abgewiefen und er zur Bezahlung der Proceß— 
foften verurtheilt worden, Provocatin, weil die Klage 
nur angebrachtermangen und nicht ſchlechterdings 
abgewiefen worden war. 

Das Königl. Appellationdgericht zu Dres: 
den erfannte unter dem 24. October 1863. 

„Daß es bei der Bl. — zu lefenden am 17. Juni 
1863 befannt gemachten Entjcheidung nicht zu laf- 
fen; fondern es ift Provocatin wegen der in der 
Klage gedachten, von ihr in den Anmerkungen zum 
4. und 5. Einlafjungspunfte Bl. — fich zugefchrie- 
benen Hypothek an den Grundftüden des Provorans 
ten zu Sicherftellung ihres angeblichen Einbringend 
im Betrage von 200 Thle. — —⸗ die Hauptflage 
binnen dreiwöchentlicher Brift bei Vermeidung ewi— 
gen Stillfhweigend, gegen den Provocanten anzu— 
jtellen ſchuldig, worauf in der Sache, ſowie aud) der 
Koften dieſes Provocationsprocefies halber, fo weit 
darüber nicht bereits Bl. — rechtöfräftig erfannt 
worden, ferner ergeht, was Necht ift. 

Entiheidungsgründe: 
I Zu Provoratens Berufung. 

Bei Prüfung der Statthaftigfeit der vorliegenden 
Provocationsklage entjteht zumächft die Frage, ob 
der in den Gründen des erjten vom Proceßgericht 


felöft in diefer Sache abgefaßten Beſcheides BI. — 
enthaltene Ausſpruch, daß die erhobene Klage für 
begründet zu achten, der Nechtöfraft fühig und des— 
halb für die gegenwärtige Entſcheidung ald maaß— 
gebend zu betrachten fei, weil Provocatin gegen 
diefen ihr auf vorgängige, Bi. — erlaffene Ladung 
Bl. — bekannt gemadhten Befcheid ein Nechtsmittel 
nicht eingewendet hat. Indeflen hat man der voris 
gen Inftanz zu Bl. — darin beizupflichten, daß dies 
nicht der Ball fei. Der deeifive Inhalt des gedach— 
ten Beicheids ging nah Bl. — nur dahin, daß 
Provoratin die aufgelaufenen Koften zu bezahlen 
ſchuldig ſei und auf Provocantens ferneren Antrag 
weiter in der Sache ergebe, was Recht ſei. Eine 
Entſcheidung über das materielle Rechtsverhältnig 
der Parteien (die merita causae) hat hiernach ganz 
außer dem Bereiche der eigentlichen richterlichen 
Eognition gelegen, und es war auch in der That 
eine ſolche Entfcheidung damals, wo es fih nur um 
die Folgen des Ungehorfams des Bellagten im erften 
— monitorifch anberaumtn — Termine und um die 
Brage über die Fortitellung des Proceffed durch anz 
derweite peremtorijche Ladung handelte, die Provo— 
catin aber in der Hauptfache noch gar nicht rechtliches 
Gehör gefunden hatte, und eben fo wenig, in Er— 
mangelung peremtorifcher Ladung, deifen für vers 
luftig erachtet werben fonnte, gar nicht zu ertheilen. 
Der beiläufige Ausſpruch über die Schlüffigfeit der 
Klage in den dem Beſcheide einverleibten Gründen 
bilvet alfo nicht die nothwendige Unterlage des Bes 
fcheides felbit und daher auch feinen integrirenden 
Theil der Entfcheidung, fondern gehört zu den fogen. 
fubjectiven Entfcheidungsgründen, welche nur den 
Gedanfengang des erfennenden Richters bezeichnen, 
aber nicht in Rechtöfraft übergehen. 

v. Savigny, Spk. des heut. Röm. Rechts, Th. VI. 

$. 291. ©. 361. 
Zeitfchr. |. Rechtspfl., N. F., Bd. V. ©. 385. f. 
Br. VI. ©. 201. 

Mit Recht it ſonach das Bezirksgericht davon 
ausgegangen, daß die Beurtheilung der Statthaftig« 
feit der Klage bei der gegenwärtig nach andermweiter, 
peremtorijcher Ladung der Provocatin in der Sache 
zu ertheilenden Entfheidung dem erfennenden Rich- 
ter noch offen ftehe. Die Bedenfen jedoch, welche in 
der angefochtenen Entſcheidung gegen die Klage er— 
hoben worden find und zu deren Abweifung in der 
angebrachten Maaße geführt haben, hat man in ges 
genwärtiger Inſtanz theilweife für nicht begründet, 
im Uebrigen aber für durch die Zugeftändniffe der 
Provocatin erledigt befunden. 

Wenn nämlich die vorige Inftanz Bl. — geltend 
macht, daß durch) Illation eheweiblichen Bermögens 


nur zwijchen dem Chemanne und ber Ehefrau ein 
Schuloverhältniß begründet werde, und hieran das 
durch nichts geändert werde, wenn die Ginbringen- 
jorderung mit einem Pfandrechte an einem nachher 
von einem Dritten, hier dem Provocanten, erworber 
nen Örundftüde verfehen fei, weil die Ehefrau nicht 
berechtigt erfcheine, das ihr verpfändete Grundftüd 
fo ohne Weiteres in Anfpruch zu nehmen, vielmehr 
fie fih zunaͤchſt an ihren Ehemann halten und von 
diefem zur Zeit der Fälligfeit ihrer Forderung Ber 
friedigung verlangen fünne, erft dann aber, wenn 
dies vergeblich gefihehen, fie ih an das ihr cau— 
tionsweife verpfändete Grundftüd halten fünne, dieſe 
Gautionshypothef aber formell durch den Eintrag in 
das Grund» und Hypothekenbuch zu Recht beitche 
und feined Beweiſes bedürfe, die Ehefrau alfo auch 
nicht genöthigt werden fönne, dem dritten Erwerber 
gegenüber die Rechtmäßigkeit der Cautionshypothek 
flagend auszuführen, vielmehr dem PBrovocanten 
überfaffen bleiben müffe, wie und gegen wen er im 
ordentlichen Proceffe ein ihm etwa zuftehendes Recht 
auf Löfhung der Hypothek auszuführen fi getraue, 
fo vermag man dieſer Schlußfolgerung allerdings 
nicht beigupflichten. 

Die Provocationsklage findet überall ftatt, wo 
fih Jemand eined gegen die Perfon eines Andern 
oder an einer demfelben gehörigen Sache ihm zus 
ftehenden Anſpruchs berühmt hat. Sie ift fein ſub— 
fidiarifches Rechtömittel, fondern concurrirt electiv 
mit andern aus demſelben Rechtöverhältniffe ents 
fpringenden Klagen, insbefondere auch mit der Nes 
gatorienklage, durch welche fich der Gigenthümer 
eines Grundſtücks gegen eine von einem Dritten 
ausgegangene Anmaaßung eines dinglichen Rechts, 
und darunter auch eined Pfandrechts, an diefem 
Grundftüde vertheidigen fann. 

Gottschalk, Diss. for. t. I. c. VII. p.73 sq. 

ed. 2. 

Sie ift ferner auch dann zuläffig, wenn der Dif— 
famant ſich eines noch von Eventualitäten abhängis 
gen, an eine Bedingung oder Zeitbeftimmung ges 
fnüpften Rechtes berühmt bat, 

Gottschalk, Diss. for. t. III. e. XIL p. 1702q. 

ed. 2, 
und fegt nur voraus, daß den Provocaten die Bes 
weislaft rüdjichtli des von ihm fich zugefchriebenen 
Rechtes treffe. 

Aus der Natur einer Cationshypothek folgt hier- 
naͤchſt auch keineswegs, daß die Ausführung der 
Anfprüche, zu deren Sicherftellung die Hypothek 
dient, lediglich oder doch zunächit nur gegen den ur— 
ſprünglichen Schulpner, nicht gegen den Nachbefiger 
des verpfändeten Grundſtücks zu erfolgen babe. 
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Vielmehr fchreibt das Hypothekengeſetz vom 6. Nos 
vember 1843. $. 79, 80. ganz allgemein für alle 
Hypotheken, alfo auch für die in $. 38. des Geſetzes 
erwähnten, auf geſetzlichem Rechtstitel beruhenden 
vor, daß der hypothekariſche Gläubiger gegen einen 
dritten Befiger des verpfündeten Grundflüds ſich 
fogleih, unbeſchadet feiner Anfprüche an den per 
fönlichen Schuldner, der hupothefarifchen Klage be- 
dienen und Befriedigung aus dem Grundſtuͤcke juchen 
fünne. Er mufi folglih auc zu Anftellung diefer 
hypothefarifchen Klage, oder, wenn die gerühmte 
hypothelariſche Forderung noch nicht fällig iſt, zu der 
Klage auf Anerkenntniß dieſes Pfandrechts von dem 
Befiger provoeirt werden fönnen. Inwieweit bages 
gen die Klage auf wirkliche Befriedigung aus dem 
Pandgrundftüde, wenn es fih um eine Gautions- 
hypothek für inferirte Mobilien handelt, um den Ans 
ſpruch auf Erſatz des Werthes der fegteren zu begruͤn— 
den, die Anführung bejonderer thatfüchlicher Momente 
vorausfegen möchte, braucht hier nicht unterfucht zu 
werden, da zur Zeit ein folches Verlangen der Pros 
vocatin nicht vorliegt. 

Endlich wird durch den Eintrag des Einbringens 
in das Hypothekenbuch an und für fi allein nur 
die formelle Eriftenz der Hyporhef in Gewißheit ges 
fegt. Das Gefep vom 6. November 1843 beftimmt 
aber in $. 38. ausprüdlich, daß, melden Einfluß 
diefe Eintragung auf den Beweis des Einbringens 
— von welchem die materielle Rechtöbeftändigfeit der 
Hypothek abhängt — habe, nach den Umftänden, uns 
ter denen fie geſchehen, zu beurtheilen fei, und läßt 
zugleich in $. 42. demjenigen, welcher einem foldyen 
Eintrage widerfpricht, nad, feine Einwendungen 
rechtlich auszuführen, um ſodann bie Löſchung fuchen 
zu können. Es folgt alfo hieraus, daß die Ehefrau, 
fobald die Richtigkeit des von ihr angemeldeten Ein- 
bringens und damit ihr Recht auf die Cautionshypo— 
thef beftritten wird, die Beweislaft trifft und fie den 
ihr diesfalls obliegenden Beweis nicht durch Die bloße 
Berufung auf den — für die Beweislaft einfluglofen 
— Eintrag, fondern nur nad) Befinden, auf die Um- 
ftände, welche diefen Eintrag begleitet und ihn hers 
vorgerufen haben, 3. B. ein dabei erflärtes Aner⸗ 
kenntniß ihres Ehemannes, ſtützen fann. 

Sobald alfo der Fall vorliegt, daß eine Ehefrau 
fich eines für fie wegen ihres angemeldeten Einbrin— 
gend eingetragenen Pfandrechts an einem, früher 
ihrem Ehemanne zugehörigen, von diefem aber, ohne 
daß eine Ueberweifung diefer Hypothek an den Käus 
fer als unbezahlted Kaufgeld ftattgefunden, vers 
äußerten Grundſtücke berühmt hat, erfcheint der dritte 
Befiger diefes Grundftüds, wenn er die Richtigfeit 
des Einbringens beftreiten zu fönnen glaubt, wohl 
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berechtigt, nicht nur mit der Negatorienklage Löſchung 
des Einbringens zu verlangen, ſondern nach ſeiner 
Wahl die Ehefrau zu Geltendmachung ihrer An— 
ſprüche auch vor der Zeit, wo fie Reſtitution des Ein- 
bringens forbern fönnte, d. b. au Anftellung einer 
Klage auf Anerfenntniß ihres Pfandrechts zu pros 
vociren. 

Dagegen iſt, wenn man den Inhalt der gegen— 
wärtigen ‘Brovorationsflage in das Auge faßt, nicht 
zu beftreiten, daß der Provocant, wie die vorige In— 
ftanz Bl. — und BI. — angedeutet hat, auf eine direct 
gegen ihn oder gegen fein Grundftüd gerichtete Be— 
ruͤhmung fih in geeigneter Weife eigentlich nicht 
bezogen hat. Denn der limftand, daß die Brovocatin, 
wie BI. — angeführt, ihrem Ehemanne 200 Thlr. 
— ⸗ — zugebracht zu haben behauptet, und dieſes 
Einbringen zum Eintrag angemeldet hat, erhellt nicht 
einmal mit Beftimmtheit aus den zum Beweife der 
Diffamation und zur Begründung der Klage auf Ans 
trag Provocantens BI. — zu den Acten gebrachten 
gerichtlichen Zeugniffe, da das letztere nur den erfolge 
ten Eintrag des Cinbringens beftätigt, über bie 
Grundlage diefes Eintrags aber und ob ein Antrag 
der Provocatin dazu Beranlaffung gegeben habe, feine 
Auskunft giebt. Es würde aber auch felbft, wenn 
die Anmeldung des Einbringens durch Provoratin 
beigebracht wäre, fi immer noch bejweifeln laffen, 
ob aus dieſer Erflärung, welche zunächit nur die Be- 
hauptung eines derfelben an ihren Ehemann zuftehens 
den perfönlichen Anfpruch® und eines gefeglichen 
Rechtötitels auf Erlangung einer Hypothef an des 
Ehemannes damaligem Grunbftüde in fich fchließt, 
ber Nachbefiger des Ehemannes eine Provorations- 
Hage gegen die Ehefrau erheben fönne, wenn Der 
Eintrag durch die Grunds und Hypothefenbehörde 
erfolgt if. Denn das blos paffive Verhalten der 
Ehefrau, daß fie die Hypothek hat fortbeftehen laſſen, 
ungeachtet ein Dritter dad Eigenthum des Pfand» 
grundftüds erworben hat, würde ald eine Berühmung 
nicht behandelt werben fönnen. 

Indeſſen erledigt fich diefes Bedenfen, welches an 
fih die Abweifung der Provocatlonsklage in der an« 
gebrachten Maaße bedingen würde, nach der Anficht 
des Appellationdgerichts Durch Die in dem Einlaffungss 
fage Bl. — und injonderheit in den Anmerfungen zu 
Kinfaffungs-Abfchnitt 4. und 5. Bl. — und Bi. — 
von der Provocatin abgelegten Zugeftänpniffe. Denn 
diefe Auslafjungen geben deutlich zu erfennen, daß 
ſich die Legtere das vom Provocanten beftrittene 
Pfandrecht an den Grundſtücken des Lepteren noch 
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gegenwärtig wirffich zufchreibt, Sie hat fi alfo we- 
nigſtens jegt der vom Provocanten urgirten Berühs 
mung wirklich fchuldig gemacht und fann ſich daher 
auch nicht beſchweren, wenn fie auf ®rund derfelben 
zur Anftellung der Hauptflage für verbunden erachtet 
wird. Zwar ift dieſer Einlafjungsfag verfpätet; Zu- 
geftändniffe des Bellagten find jedoch in jedem Stande 
des Proceſſes zu beachten, und es würde offenbar nur 
zu ganz nuplofen procefiualifchen Weiterungen fühs 
ren, wenn man die Klage jept noch als unftatts 
haft abweifen und den Provocanten erft nörhigen 
wollte, auf Grund der nunmehr unummwunden erflärs 
ten Berühmung anderweit Diffamationsflage zu ers 
heben. 

88 verfteht fih aber von felbft, daß, wenn mit 
Hülfe dieſes Zugeftänpniffes die an fih unftatthafte 
Klage aufrecht erhalten wird, gegen die Provocatin 
nicht zugleich die nachtheiligen Folgen des Ungehors 
ſams eintreten können, ihr alfo nicht ewiges Still- 
ſchweigen auferlegt werden darf, fondern ihr lediglich 
die Anftellung der Hauptklage binnen der gefeglichen 
Helft aufzugeben ift. Ohne dies würde, felbft wenn 
die Klage fchlüffig wäre, der Provocatin die ihr als 
Ehefrau wegen ihres Einbringens nach Vorfchrift der 
4ten Decifion vom Jahre 1661 zuftehende Rechtswohl⸗ 
that der MWiedereinfegung in den vorigen Stand, 
welche dem Gerichtsbrauche zufolge bei allen pros 
ceffualifchen Berjäumniffen anzuwenden ift, 

Gottschalk, Dise. for. t. I. c. XXI. p. 227 2q. 
ed. 2. 
zu Statten fommen, und, der Beſtimmung der ange: 
zogenen Decifion zufolge, ihr, zu Vermeidung von 
Meiterungen, auch von Amtswegen ertheilt werden 
fönnen. 

Vorfiehendem gemäß war auf des Provocanten 
Berufung die angefochtene Entfcheidung fo, wie im 
gegenwärtigen Erkenntniß geſchehen, abzuändern. 

II. Zur Berufung der Provocatin. 

Aus dem zur Berufung des Provocanten Auss 
geführten und der daran gefnüpften Abänderung ber 
angefochtenen Entfcheidung zu feinen Gunſten ergiebt 
ſich von felbft, daß das Verlangen der Provocatin 
Bl. —, die Klage folle ſchlechterdings abgewiefen 
werben, für völlig ungerechtfertigt zu achten iſt.“ 

Provocatin appellirte gegen dieſe Entfcheidung 
und verlangte, Daß die Klage ſchlechterdings abge» 
wiefen oder doch wenigftend das Erkenntniß I. Ins 
ſtanz wiederhergeftellt werde. 
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(Schluß des S. 264. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


Das Königl. Oberappellationsgericht er— 
fannte unter dem 10. März 1864 reformatoriſch und 
Rellte die Entfcheibung erfter Inſtanz aus folgenden 
Gründen wieder her. 

„Wenn das Oberappellationsgericht unter Abs 
änderung des Erkenntniſſes voriger Inftang die in 
eriter Inftanz ertheilte Entſcheidung wieder hergeftellt 
hat, fo findet dies feine Berechtigung vom formalen 
Standpunkte aus. Man ift nämlich mit der vorigen 
Inftanz darin nicht einverftanden, daß eine zu Er— 
hebung einer Provocationdflage berechtigende Diffa- 
mation vorliege. Die Behauptung eined Rechts 
erfcheint als Diffamation nur unter der Vorauss 
fegung, daß derjenige, gegen welchen ein Recht ber 
hauptet worden if, die Eriftenz dieſes Rechtes verneint. 
Hätte nun Beflagte den Antrag auf Eintragung einer 
Illatenhypothek auf den Folien der damals ihrem 
Ehemanne angehörigen Grundftüde gefellt und fomit 
ein nad) Befinden auch nur eventuelles Forderungs⸗ 
recht gegen ihren Ehemann behauptet, fo würde dies 
fem, wenn er die Ihatenforderung nicht zugeftehen 
wollte, mit Rüdficht auf die Beftimmung $. 30. des 
Mandate, die Aufhebung der ſtillſchweigenden HY- 
pothefen betreffend, vom 4. Juni 1829, verbunden 
mit $. 42. des Geſetzes, die Grund⸗ und Hnpothefen- 
bücher xc. betreffend, vom 6. November 1843, das 
Recht zuftehen, feinen Widerfpruch auf dem Rechts- 
wege zur Geltung zu bringen und feine Ehefrau zum 
Beweife der behaupteten Forderung auf dem Wege 
des Provorationsprocefied zu nöthigen. Ob dieſes 
fein Recht auch auf feinen Rachfolger im Beſitze des 
verpfändeten Grundftüds ohne Weiteres und ohne 
Unterſchied übergehe, oder ob diefem vielmehr nicht 


Befeitigung der von ihm nicht in Abrechnung auf das 
Kaufgeld übernommenen Hypothef, oder aber eine 
Pfandflage gegen die Inhaberin der Hypothek zu- 
fiehe, kann zu Zweifeln Beranlaffung bieten, im ges 
genwärtigen Falle aber fommt dies Alles ſchon darum 
nicht in Betracht, weil aus dem gerichtlichen Zeug- 
niffe BI. — sub 2., auf welches Provocant zur Her- 
ftellung der gefeglich erforderten Befcheinigung der 
behaupteten Diffamation fich bezogen hat, fo wenig 
ald aus dem beim 2. und 3. Einlaffungspunfte ein» 
geräumten Theile der Klage hervorgeht, daß Provo— 
catin den Antrag auf VBerlautbarung ihres Illaten- 
anfpruchs im Grund» und Hypothekenbuche ohne 
Wiffen oder gegen den Willen ihres Ehemannes ge- 
ftellt hat, fo daß gar nicht beurtheilt werben kann, 
ob der Ehemann, der durch den Eintrag als Schuld— 
ner feiner Ehefrau bezeichnet worben if, die Richtig— 
feit der angemeldeten Forderung zu beftreiten oder 
zuzugeftchen gemeint gewefen fein würde. 

68 hat daher auch das Erfenntniß voriger In» 
ftanz in jenem Gintrage in das Grund» und Hypo- 
thefenbuch eine gegen den Provocanten gerichtete 
Diffamation nicht erblidt, wohl aber das Vorhan— 
benfein einer folchen aus ben Anmerfungen zum 4. 
und 5. Abfchnitte der Alagbeantwortung abgeleitet. 

Nun könnte es allerdings faum einem Zweifel 
unterliegen, daß, wenn die in ben gedachten An— 
merfungen enthaltenen Aeußerungen nicht erft in 
Folge der proceffualifchen Aufforderung zur Beants 
wortung ber erhobenen Klage, fondern vor deren 
Anftellung vorgelegen hätten, in ihnen eine Diffa- 
mation, welche zur Erhebung einer Provocationd- 
Hage binreicht, zu finden fein würbe, Allein aus 
der Art der Beantwortung der Klage läßt fich nicht 
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ruͤckwaͤrls ein Argument für ihre Schluͤſſigkeit neh— 
men, nicht dasjenige ergänzen, worauf die Klage 
ſelbſt hätte müffen Bezug nehmen können, um funbirt 
zu fein. Eine Analogie bejfen aber, was in Negas 
torienflagfachen über die in ‚der Klagbeantwortung 
enthaltene Berbalturbation angenommen zu werben 
pflegt, läßt für den Provocationsproceß fih um fo 
gewifjer nicht ſtatuiren, als nach der Erläuterten Pro- 
ceforbnung $. 5. ad tit. V. fogar die Beicheinigung 
der behaupteten Diffamation der Vorladung auf die 
erhobene Provocationdflage vorauszugehen hat, und 
der Provocationsproceß, der am fich eine Anomalie 
enthält, am Allerwenigften in ſolchen Fällen eine Be- 
günftigung zu beanfpruchen hat, wo dem Provocanten 
andere gefeglihe Wege zu Wahrung, beziehentlich 
Erlangung feines Rechts zu Gebote ftehen. 

Man hat demzufolge der Anficht der erflen In- 
tanz über die Unftatthaftigfeit der erhobenen Provo⸗ 
cationsklage beitreten müffen, und hat in Bolge des 
Wechſels der Entfcheidungen Compenfation der Kos 
ften des Rechtsmittels einzutreten.” 


59. 


Zur Lehre von der nominatio auctoris.*) 


MitgetHeilt von 
Heren 9. — ind 


Die verehel. 3. in K. vindicirte mittelt einer 
beim Gerichtsamte im Bezirksgerichte Leipzig ein- 
gereichten Alage von ©. ein Bloß, mit dem Bemer- 
fen, daß der inzwifchen in Concurs verfallene Holy 
händler C. T. daffelbe widerrechtlicher Weije von 
ihrem Eibgrundftüde hinweggenommen und fodann 
in Bellagtend Beſitz gebracht, letzterer auch dieſes 
Floſſes ſich angemaaßt und ſolches in feinen einzel 
nen Beftandtheilen in feiner Niederlage untergebracht 
habe. Drei Tage vor dem anberaumten Verhörs— 
termine fam der Beflagte mit einer nominatio auctoris 
ein, indem er anführt, daß €. T. das Floß ihm 
zwar zum Kaufe angeboten, er jedoch daſſelbe käuflich 
nicht übernommen, und nur erft fpäter, nachdem T. 
es zur Sicherftellung für Forderungen, bie ihm, ©., 
an T. zugeitanden, zurüdgelaffen, allerdings, wie- 
wohl lediglich in der Abficht, daffelbe vor drohender 
Bäulnig zu jhügen, der es im Waſſer ausgeſetzt ger 
weien, aufs Lager genommen habe. Sonach befige 
er das Floß nicht in eignem Namen, fondern im 
Namen feines Schuldners T., weshalb die Klägerin 
wegen weiterer Ausführung ihres Anfpruchs an den 


*) Bu vergl. Wochenbl. f. m. R., Jahrg. 1869, ©. 444. 
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Carator bonorum bes T. ſchen Ereditwefens zu ver 
weifen fei. - 
Im Termine wiberfprach die Klägerin dem Inhalte 
der ihre vorgelegten Eingabe und es wurde unter 
Ausjepung des Verfahrens über die Hauptfache behufs 
künftiger Beicheidsertheilung über biefen Incident⸗ 
punkt ein Inrotulationstermin anberaumt. Später 
befteitt in einer befondern Eingabe die Klägerin bie 
Statthaftigfeit der nominatio auctoris aus Gründen, 
deren befonderer Anführung es hier nicht bebarf, da 
fie aus den nachfolgenden Entjcheidungen ſich zur 
Genüge werben erkennen laſſen, auch fam der Güter» 
vertreter im T.'ſchen Erebitwefen mit einer Schrift 
zu den Acten ein, in welcher er das ftreitige Floß 
für die T.'ſche Concursmaſſe in Anſpruch nahm. 
Das Proceßgericht entjchied, daß der von 
Beflagtem bewirkten auctoris nominatio, da biefelbe 
noch vor dem erften Termine angezeigt worden, ber 
nominatus aber laut Bl. —, daß Bellagter die den 
Gegenſtand der Klage bildenden Hölzer und Breter 
nur in feinem, ded nominatus, Namen befige, ein- 
geräumt habe, in Gemäßheit $. 3. ad Tit. IV. ver 
Erl. Proc.Ordn. Bolge zu geben, Klägerin daher 
mit der erhobenen Klage an dad forum domicilü 
zu verweifen und- dem Bellagten, wie dem auctor 
nominatus bie Koften ber Differenz zu erftatten fchuls 
dig fei. 
Auf die Berufung der Klägerin entfchied das 
Königl. Appellationsgericht zu Leipzig: 
„Dieweil auch bei anderweiter Erwägung ber 
Sache die von dem Bellagten Bl. — unternommene 
nominatio auctoris weder als verfpätet, noch fonft 
als unftatthaft hat betrachtet werben mögen, indem 
1) die Bl. — fortvauernd behauptete Gleichftel- 
fung der auctoris nominatio und der Litisdenuncia— 
tion in Bezug auf die für fie geordneten Friſten und 
die Holgen einer Berfäumnig an legteren mit der 
Wortfafjung der einjchlagenden Beitimmungen der 
Erl. Broc»Drdn. ad Tit. IV. in fo fern unvereinbar 
erfcheint, ald 
a) die generifche Verwandtſchaft beider Inftitute 
zwar recht füglich Veranlaſſung geben fonnte, die⸗ 
felben gemeinfchaftlih in einem Titel unter der 
Rubrik: „von der Litisdenunciation” zu behandeln, 
in den einzelnen Paragraphen dieſes Titels aber bie 
auf die Litisdenunciation begüglichen Beftimmungen 
($.1.und 2.), von denen Die nominatio auctoris betrefe 
fenden ($. 3.) ſtreng gefondert, und die legteren noch 
überdem mit den hinreichend begeichnenden Worten: 
„und wie hiernächſt von der Litisdenunciation 
die nominatio auctoris gar wirklich unterſchie⸗ 
den 10.‘ 

eingeleitet worden find, 
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b) indbefonbere darüber, daß bie Vorfchrift in 
$. 1., wonach „bie Litispenunciation bei deren Ber 
luſte wenigftend acht Tage ante terminum bewerf- 
ftelligt werden fol”, nur für die Streitanfündigung 
im Gegenſatze zu der auctoris nominatio berechnet 
fei, nad) dem fonftigen Inhalte diefes Paragraphen, 
welcher auf die auctoris nominatio in feiner Weife 
paffen würde, ein begründeter Zweifel nicht obwalten 
fann, ein Herüberziehen jener Dispofition in bie 
Lehre von der auctoris nominatio aber um fo bebenf- 
licher erfcheinen müßte, als Formvorfchriften der ges 
dachten Art befanntlich eine analoge Anwendung 
nicht geftatten, übrigens ed auch in $. 3. eit. an 
einer Beſtimmung über die Zeit der Anbringung der 
auctoris nominatio feineöwegs fehlt, vielmehr in 
biefer Beziehung dort ausdrüdlich verorbnet wird, 
daß diefelbe „bald Anfangs und noch vor dem erften 
termino bei 5 Thlen. — —- oder 10 Thlrn. — —⸗ 
zu bewerfftelligen” fei, und die Annahme der Klaͤ— 
gerin BI. —, es habe hierdurch nur das zuvor in 
$. 1. geftellte Präjudiz („bei deren Berlufte) durch 
Androhung einer Geldſtrafe verftärft werben follen, 
als völlig willtürlich bezeichnet werben muß, 

e) die zu weiterer Unterflügung ihrer Anficht von 
ihe BE. — geltend gemachte Gleichheit der ratio legis 
nicht vorhanden ift, da die dem Litisdenuncianten 
zur Pflicht gemachte Einhaltung einer adhttägigen 
Frift Hauptfächlich den Zwed hat, dem Proceßgericht 
bie nach erfolgter Streitanfündigung von Amtowegen 
zu bewirfende Aufhebung bes bereits angefegten und 
bie damit zu verbindende Anberaumung eines ander 
weiten Gütes und Rechtötermins möglich zu machen, 
während bei ber auctoris nominatio (mit Ausnahme 
vielleicht ded bier nicht vorliegenden Falles, wenn 
der nominatus der ®erichtöbarfeit des Proceßgerichto 
. gleichfalls unterliegt) ähnliche Rüdfichten nicht ein» 
treten, und ber von der Klägerin Bl. — angebeutete 
Grund, daß fie bei früherer Anmeldung der auctoris 
nominatio die Koften der Terminsabwartung BI. — 
würde haben erjparen können, ſich ſchon durch die 
Erwägung erledigt, daß, da fie dem Anbringen ded 
Beklagten überhaupt als unftatthaft widerfprochen, 
jener Termin ohnehin in feinem Falle entbehrlich ge» 
worben fein würbe, 

2) in fo weit die Klägerin die Zuläffigfeit der 
auctoris nominatio gegenwärtig deshalb für aus— 
geſchloſſen angeſehen wiffen will, weil der Beflagte 
durch die eigenmächtige Anmaaßung der libellirten 
Hölzer fi eines spolii fhuldig gemacht habe, es 
genügt, darauf hinzuweijen, daß die Klage nirgends 
eine Andeutung darüber enthält, daß der Bellagte 
bei der dem nachmaligen Gemeinfchuldner €. T. zur 
Laft gelegten heimlichen Wegführung des Floſſes aus 


dem Befipe der Klägerin irgendwie comeurrirt, ober 
auch nur um biefelbe, oder daß T. die fraglichen 
Hölzer sine jure befige, gewußt habe, und eben fo 
die von der Klägerin Bl. — aufgeftellte Schlußfolge- 
rung, mittelft deren fie barzulegen verfucht hat, baß 
die ftreitigen Holjwaaren, bevor fie in. die Hände 
des Beflagten gelangt feien, von mehrernanntem T. 
lediglich in ihrem Namen befefien worden, jedes 
thatfächlichen Anhaltes in der Klagefchrift entbehrt, 
wenn aber nad; den dortigen Anführungen das 
MWiderrechtliche des Gebahrens des Beflagten darin 
zu fuchen fein fol, daß er nach dem Ausbruche des 
Goncurfes zu T.'s Vermögen die fraglichen Hölzer 
zu feiner Sicherfiellung auf fein Lager genommen 
habe, foldhes eines Theild nur das Rechtsverhaͤltniß 
des Bellagten zu der T.'ſchen Gläubigerfchaft berüb- 
ren würde, anderen Theild in der von dem Con—⸗ 
eursvertreter DI. — allenthalben beftlätigten Sach⸗ 
darftellung des Bellagten Bl. —, nach welcher vie 
Hölzer von T.'n jelbft bereits früher zu feiner Dedung 
bei ihm zurüdgelaffen worden feien, feine vollftändige 
Erledigung findet, und der Einwand der Klägerin 
BL. —, daß das diesfallfige Borbringen ald uns 
befcheinigt zur Zeit feinen Anſpruch auf rechtliche 
Beachtung zu machen habe, ſchon durch die Worte 
der El, Proc»Drbn. J. c.: 
„und hierauf ohne ferneren Beweis — ber 
Kläger an des nominati orbentliches Forum 
verwiefen werben fol”, 
zur Genüge widerlegt wird, wobei nur noch zu be 
merfen, daß bie von ihre Bl. — verfuchte Auslegung 
dieſer Gefegesftelle außer dem von ihr felbft citirten 
Dfterloh, orbentl. bürgerl. Proceß, $.194. Bd. J. 
©. 339. (Ausg. III) 
auch die Autorität 
Griebner’s, Discuss ©. 173. 5. v. „Bewerk—⸗ 
ftelliget” (ed. IL.) 
und 
Biener’s, syst. $. 328. ad not. 4. pag. 308. 
ed. II. 
gegen ſich hat, fo viel aber hiernächft 
3) bie weit zweifelhaftere, übrigens bisher von 
feiner Seite angeregte Frage anlangt, ob ber Beflagte 
in feiner Eigenfchaft ald Pfandbefiger (vergl. BI. — 
in Verbindung mit BI. —) zu denjenigen Perſonen, 
welche die flreitige Sache „nicht für ſich ſelbſt, ſon— 
dern von eines anderen wegen innehaben“, zu rech— 
nen, und ſomit überhaupt mit ber auctoris nomi- 
natio zu hören fei? man ber bejahenden Meinung 
vor der von 
Hommel, $lavius, S. 525. no. ITI. (Ausg. 3.) 
Biener, |. e. 
vertheidigten verneinenden deshalb den Vorzug ge 





geben hat, weil auch in den Bällen des fogenannten 
abgeleiteten Befipes, zu weldhen der des Fauftpfand- 
gläubigers gehört, 
Savigny, Befig, $. 9. ©. 126 fig. 
Mühlenbruch, Lehrb. der Band., Th. IL. 8.238. 
©. 48. Ausg. 3. 
Schweppe, röm. Privatrecht, Bo. IL. 8. 215. 
S. 13. Ausg. 4. 
von einem Befige in eigenem Namen, d. h. alfo von 
einem mit dem animus domini, ober rem sibi 
habendi verbundenen nicht eigentlicd) die Rebe fein 
kann, vielmehr der Sache nad) auch hier nur eine 
bloße Detention, welcher jedoch ausnahmsweife ver 
möge pofitivrechtlicher Beftimmung der Bortheil der 
Beſitzrechtsmittel zu Gute fommt, vorliegt, und wenn 
man ba6 Recht ber nominatio auctoris überall da 
ceffiren laſſen wollte, wo ber jeweilige Befiper an 
bem eine gewiſſe Zeit lang fortgefepten Innehaben der 
Sache ein eigenes vermögensrechtliches Intereſſe 
habe, man ſehr bald dahin gelangen würde, daſſelbe 
in ben bei weiten meiften Faͤllen bloßer factiſcher 
Detention, namentlich auch bei dem Pachter, Com⸗ 
mobatar ıc., denen es doch im Allgemeinen zugeftan- 
den wird, audfchliegen zu müſſen, weshalb denn 
auch der Sequefter und der precario accipiens (gleich. 
falls Fälle des abgeleiteten Befiges) fchon von 
Martini, Analeect. for., p. 409. ad not. 30. 
unter diejenigen gerechnet werden, welchen das Recht 
zu nominiren nicht zu verfagen fei, und eben fo 
Dayer, Bortr. über den gem. Eivilpr., ©. 61. 
Aufl. 7. D 
Mittermaier, Archiv für civil. Praris, Bd. III. 
©. 404. 


das Gleiche jpeciell von dem Fauftgläubiger ald aus» 
gemacht annehmen, 

4) die Frage, ob ſchon jept über den Koften- 
punft definitiv zu entfcheiden und beziehentlich auch 
die Klägerin zu Erftattung der auf Seiten bes 
pominatus erivachjenen anzuhalten geweſen ſei, ge⸗ 
genwärtig bahingeftellt bleiben fann, ba in Diefer 
Deziehung fpecielle, von ber Beantwortung der 
Haupifrage unabhängige Einwendungen ber. Kläs 
gerin nicht erhoben worden, 

fo ift der BL. — zu lefende, am 27. Juni 1859 
publicirte Befcheib Cerfter Inftanz), der eingewendeten 
Appellation ungeachtet, zu beftätigen ac.” 

Auch in dritter Inſtanz wurde confirmatorifch 
erfannt. Die Rationen des am 21. Januar 1861 
publicitten Urthels des K. Oberappellationd- 
gerichts lauten alfo: 

„Den von der vorigen Inftanz für die Recht- 
zeitigfeit und Zuläffigfeit der vom Beklagten BI. — 
bewirkten nominatio auctoris Bl. — angeführten 
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Gründen hat Man beisutreten gehabt und baher 
gegenwärtig nur zur Wiverlegung besjenigen, was 
von der Klägerin neuerlich BI. — dagegen vorgebracht 
worden ift, Folgendes zu bemerfen: 

1. Daß der nominatio auctoris die Natur einer 
procefhindernden Einrede zuzufchreiben fei, ift aud) 
nach ſaͤchſiſchem Rechte anzunehmen. 

Biener, syst. proe. jud., $. 319. 

Allein aus diefem Umftande fann die Klägerin eine 
Einwendung gegen das vorige Erfenntnif deshalb 
nicht ableiten, weil e8 nad der Bl. — angezogenen 
fpeciellen Beftimmung der erläuterten Proceßordnung 
dann, wenn ber nominatus die Behauptung bed 
Beflagten, daß er in defien Namen befige, beftätigt, 
feines weitern Nachweijes berjelben bedarf, eine 
Borfchrift, deren Auslegung nach dem Zeugnifie ber 
Bl. — bereits angeführten Schrififteller in der fäch« 
ſiſchen Praxis zu Zweifeln niemald Veranlaſſung 
gegeben hat. Im vorliegenden Falle hat aber ber 
im T.'ſchen Schuldenwejen beitellte Gütervertreter 
nach der BI. — von ihm abgegebenen Erklärung das 
Eigenthum an den in der Klage befchriebenen Höls 
zen für die Maffe des von ihm vertretenen T.'ſchen 
Schuldenweſens in Anfpruch genommen und bier- 
durch das Anführen des Beflagten, daß er biefelben 
nicht in eignem Namen, oder doch nicht animo domini 
befipe, genugfame Beftätigung erhalten. Hierdurch 
wird bderfelbe aller weitern Betheiligung an dem 
gegenwärtigen Redhtöftreite überhoben, und es ill 
daher auch nicht abzufehen, inwiefern er fi an dem 
Beweife feiner proceßhindernden Einrede verfäumt 
haben ſollte. i 

2. Die Behauptiing, daß der Beklagte fih nad 
dem Inhalte der Klage eines Spoliums ſchuldig ge- 
macht habe, fucht Klägerin neuerlich BI. — dadurch 
zu begründen, daß bas in der Klage erwähnte eigen- 
mächtige Wegführen der fraglichen Hölzer Seiten 
des Gemeinſchuldners T. eine Beftgentfegung nicht 
involvire. Allein da fich der genannte T. nach ihrem 
eignen Anführen Bl. — jener Hölzer ohne ihr Bor 
wiflen und ihre Genehmigung bemädhtigt und dies 
felben ohne ihre Einwilligung zu verkaufen verfucht 
hat, fo fann auch nach den über den Berluft des 
Beſitzes einer beweglidhen Sache geltenden Rechts— 
grunbfägen nicht bezweifelt werden, daß er fie dadurch 
aus dem Befige der ihrem Gewahrjam entzogenen 
Hölzer geſetzt habe. 

efr. 1. 15. Dig. de acquir. v. amitt. possess. 
(XLL 2.) 
Sollte daher auch die Aneignung berfelben durch den 
Beflagten auf rechtswidrige Weife erfolgt fein, fo 
würde Doch, wie bereits BI. — bemerkt worben, Dies 
nur von den T.'ſchen Gläubigern geltend gemacht 





werben fönnen, während bie Klägerin fi nad dem 
bisherigen Stande der Sache wegen ihrer Anfprüche 
nur an biefe als die Rechtönachfolger T.'s und 
die eigentlichen Befiger zu halten gehabt haben 
würde. x. 


56. 

In wie weit Fann nach bereits erfolgter Berich- 
tigung von Abvocatenfoften deren Feſtſtellung, 
beziehentlich Reftitution verlangt werden? 
Mitgetheilt von 
Herrn 9, in W. 

Im Juni 1863 Hagte der Rentier E. 9. €. in 
D. bei dem Gerichtsamte W. gegen ben daſigen 
Advocaten V. auf Rüderflattung von 46 Thlen. 
2 Nor. 8 Pf. Koften, die er ihm für Dienfte in ver 
fdiedenen außergerichtlichen Rechtsfachen aus den 
Jahren legtverfloffenen Decenniums, jedoch vor dem 
Jahre 1859, nad und nad) bezahlt hatte. Nach 
Höhe von 40 Thlen. — —» begründete er feinen 
Anſpruch fo: 

Für verfchiedene Bemühungen nah St. und H., 
mehrtägige Anweſenheit dafelbit, Verhandlung bei 
einem Kaufe, Bertigung, Bemühung bei ber Ueber: 
gabe, Fortlommen, Diäten, Meilengebühr ıc. beim 
Berfaufe feiner Immobilien habe ihm Bellagter ein 
nicht weiter fpecialifirted Baufchquantum von 60 Then. 
—⸗ —s abgeforbert. Es fei dies aber zuviel gefor- 
bert, namentlich deshalb, weil bie Anweſenheit des 
Beklagten in St. und H. der fraglichen Angelegen- 
beit halber nicht eine mehrtägige, fondern nur eine 
einen und einen halben Tag andauernde gewejen 
und weil Bellagter zum Fortlommen ben Wagen des 
Klägers benupt habe. Weil die Mühwaltungen bes 
Beklagten mit 20 Thlen. —⸗ —» verhältnißmäßig 
bezahlt gewejen wären, forbere er 40 Thle. —⸗ —» 
als indebite gezahlt zurüd, 

Begen des Refles der Rlagfumme proburirte 
Kläger mehrere Liquidationen ded Bellagten, welche 
er nach erfolgter Bezahlung hatte feſtſtellen laſſen. 
Die ihnen beigefügten Feſtſtellungsdecrete ergaben 
theils mit Rüdficht auf die unangemefjene Höhe ein» 
zelner Anjäge theild wegen einzelner Leberfchreituns 
gen ber gefeplichen Tare für Mundum und Beſtell⸗ 
gebühr einen Abftrich dieſer Liquidationen in ber 
Summe von 6 Thlr. 2 Rgr. 8 Pf. Diefe Summe 
fordert Kläger gleichfalls als indebite solutum von 
dem Bellagten zurüd. 

Zur Rechtfertigung feiner Alage nahm Kläger 
allenthalben auf das in dem Wochenblatt für merk 
würbige Rechtsfälle, 1863. in No. 1. unter 2, II. 
©. 3 flg. mitgetheilte Präjubiz Bezug. 
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Bellagter widerſprach der Klage in factifcher Be⸗ 
ziehung nur, infoweit ihm darin gewiſſe jaljche that» 
fählihe Angaben bei der Liquidation obgedachter 
60 Thle. —⸗ — ⸗ untergelegt waren, beftritt aber 
ihre Statthaftigkeit und fchügte compenfationsweife 
Segenanfprüche vor, die der Gegner in der aus 
nachftehendem Erlenntniſſe erſichtlichen Höhe aner- 
fannte. 

Das Gerichtsamt W. wies den Kläger mit feinem 
Suchen ſchlechterdings ab, verurtheilte ihn auch in 
die Koften aus nachlehenben Gründen: 

„Rah Bl. — find die Parteien darüber einver- 
Randen, daß diejenigen Advocatenkoſten, welche Klä- 
ger Bl. — jet. BI. — als indebita von dem Beflag- 
ten zurüdfordert, von lepterem für Mühwaltungen 
in nicht ftreitigen Rechtoſachen angefegt worden find. 
Gleichergeſtalt herricht nach BL. — darüber unter den 
Parteien Einverftändnif, daß die Mühwaltungen 
beim Berfaufe der Immobilien des Klägers, für 
welche Beflagter diefem nach Bl. — jet. BI. — einen 
Koftenbetrag von 60 Thlen. —⸗ —⸗ abgeforbert, im 
Jahre 1858 Statt gehabt haben, während aus ben- 
jenigen Liquidationen, welche mit zehn Blatt sub I. 
No. 1— 10, dem Fascifel des Königlichen Gerichts: 
amts W. von 1862. ad No, 223. I. beiliegen, ſich 
ergiebt, daß die in nurgebachtem Fascikel BL. — und 
Bl. — gerichtlich feſtgeſtellten Koſten fänmtlich wegen 
Mühewaltungen vor dem Jahre 1858 entflanden 
find. Da nun von dieſen Koften nah Bl. — und 
Bl. — Kläger einen Betrag von 46 Thlr. 2 Ngr. 8 Pf. 
als indebite solutum von dem Beklagten zurüdver« 
langt, fo erhellet, daß die Frage, ob died Berlangen 
ftatthaft fei, nach den bis Ende des Jahres 1858 
beftandenen gefeglichen Beftimmungen, vornehmlich 
alfo nach ber unter dem 26. November 1840 erſchie⸗ 
nenen Tarorbnung, nach welcher bie Gerichts⸗, Advo⸗ 
taten» auch Rotariatögebühren gefordert und gezahlt 
werben follen (Geſetz⸗ und Berorbnungsblatt vom 
Jahre 1840. ©. 373 flg.), zu entſcheiden ift. 

Diefe Tarorbnung enthält nun in Cap. II. sub, 
No. 38. ©. 413. folgende Beftimmung: 

„In Anfehung der außergerichtlichen Gefchäfte 
und Bemühungen, ald wegen Entwerfung eines Tes 
ftamentes, Kauf», Pacht» oder andern Gontracts, 
einer Donations⸗, Geffions- und anderen Urkunde, 
eines Erbiheilungs- und anderen Receſſes, ingleichen 
eines Eheftiftungd», Succefions- und anderen Ber: 
trages, wegen Treffung eines außergerichtlichen Ver⸗ 
gleiches oder Accords u. f. w. mag es in Betreff der 


Gebühren alfo gehalten werben, daß, dafern zwiſchen 


dem Advocaten und feinem Gonftituenten über bie 
von Erfterem liquidirten Gebühren ein Privatabfom- 
men nicht Statt findet, vielmehr eine Moderation 





fodann eintretenden richterlichen Ermeflen und ber 
Moderation felbft auf die Wichtigkeit und Weitläus 
figfeit des Gefchäftes, ingleichen auf den Fleiß, bie 
Mühe und Zeit, die darauf zu verwenden gewejen 
ift, infoweit ſolches aus den Privatacten oder fonft 
fi ergiebt, Rüdficht genommen und darnach die Be- 
ftimmung der Gebühren ermeffen werben foll.“ 

Wenn aber — was aus dem eigenen Anführen 
bes Klägers Bl. — und den Eingangs gedachten 
2iquidationen sub I. No. 1—10. hervorgeht, — 
ſaͤmmtliche in Streit befangene Koften für auferge- 
richtliche Gefchäfte und Bemühungen des Beklagten 
aufgelaufen, fo folgt aus vorftehends wörtlich refe— 
rirter Vorfchrift der Tarordnung vom 26. November 
1840, daß über deren Angemefjenbheit zunaͤchſt das 
Privatablommen der Parteien und nur in beffen 
Entftehen richterliched Ermeffen zu entfcheiden hatte. 
Es folgt weiter, daß von einem indebite solutum 
nicht die Rebe fein fann, wenn in Folge eines fol- 
chen Brivatabfommens für außergerichtliche Gefchäfte 
und Bemühungen Kläger dem Bellagten einen Be- 
trag gezahlt hat, deſſen Höhe ihm nachgehends un- 
angemeflen ericheint, ohne daß jedoch — ein Fall, 
welcher die eondictio indebiti rechtfertigen würde — 
Kläger dem Bellagten unwahre Angaben über die 
thatfächlichen Unterlagen feiner Koftenforberung nach⸗ 
weifen fann. 

Nun it an dem Zuftandefommen eines folchen 
Privatabfommend unter den Parteien nach den eiges 
nen Behauptungen des Klägers nicht zu zweifeln, 
um jo weniger, ald nad; dem Wortlaute der ange⸗ 
zogenen Vorſchrift der Tarorbnung der Fall eines 
Privatabfommend unter den Parteien ald der ge 
wöhnliche und daher zu vermuthende bezeichnet wird, 
Nah Bl. — jet. Bl. — hat Kläger die in Streit 
befangenen 2iquidationspoften an 40 Thlen. ——, 
5 Thlem. 7 Nor. 8 Pf., — Thlr. 15 Nor. —⸗, 
— Thlr. 4 Rgr. —⸗, — Thle. 6 Nor. —⸗ ohne 
Einwand auf die bezüiglichen Liquidationen an den 
Beklagten bezahlt, und er hat damit ebenfo, wie durch 
fein jahrelanges Stilfchweigen, als durch conclus 
dende Handlungen fein Einverftändnig mit der Höhe 
biejer Liquidationen um fo gewiffer an den Tag ges 
legt, je weniger die nach Bl. — wenigftens in An» 
fehung des klagbar gemachten Boftens von 40 Thlen. 
—⸗ —⸗ von ihm gebegte Borausfepung, daß ber 
betreffende Anja den Vorjchriften der Tarordnung 
entipreche, ihm gegen diefe Auslegung feines Bench- 
mens jchüpen fann, anerwogen nad} der angezogenen 
Beitimmung der Tarorbnung vom 26, November 
1840 eigentliche Vorfchriften über die Höhe der für 
bie in Frage befangenen Gefchäfte zu fordernden Ges 
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. berfelben verlangt oder fonft nöthig wird, bei dem 


bühren nicht beſtanden, fonbern die Beftimmung über 
ſolche der Einigung der Intereffenten, in zweiter 
Reihe aber richterlichem Ermeſſen überlafien blieb, 
fo daß nun diefe Vorausſethung, dafern Kläger fie 
wirflih gehabt, auf einer ignorantia juris beruht, 
deren Folgen er fich zugufchreiben hat. 

Hat man auf Grund biefer Erwägungen ben 
DB. — jet. BI. — klagbar gemachten Anſpruch bes 
Klägerd wenigftens infoweit für unftatthaft anzu- 
fehen, als zu feiner Begründung nur die unanges 
meſſene Höhe, nicht auch die Unmahrheit ber den 
bezüglichen Liquidationen zu Grunde liegenden facti- 
ichen Angaben zur Beichwerbe gezogen worden ift, 
jo fann man fi in dieſer Auffaflung auch durch 
das BI. — von dem Kläger allegirte Praͤjudiz des 
Königlichen Appellationsgerichts zu Leipzig nicht bes 
irren laffen. Es läßt naͤmlich dad Referat der bes 
treffenden Entfcheidung in dem 

Wocenblatte für merfw. Rechtsfälle, 1863. S. 83. 
die Frage offen, ob bei diefer Enticheidung es fi 
um Rüderftattung für außergerichtlihe Bemühungen 
aufgelaufener Koften, oder nicht vielmehr um Rüd- 
erftattung von in ftreitigen Rechtsſachen entftandenen 
Koften gehandelt. 

Für die legtere Meinung aber darf man fi ſchon 
um deswillen unbedenklich entfcheiden, weil in bem 
Erfenntniffie von „dem Rüdforberungsredhte des 
Elienten, der von dem Sachwalter über den Inhalt 
der Tarorbnung beſchwert worden”, bie Rede ift, 
num aber über die Anfäge der hier in Frage befans 
genen Koften für außergerichtliche Bemühungen der 
Inhalt der Taxordnung pofitive Beftimmungen nicht 
enthält, weshalb von einer Beichwerung über den 
Inhalt der Tarordnung in biefer Beziehung füglich 
nicht gefprochen werden fann, hierüber aber noch 
außerdem die nach dem allegirten Praͤjudiz durch bie 
revidirte Taxordnung vom 26. November 1840 nicht 
aufgehobene Beftimmung des Mandats vom 12. Seps 
tember 1812 Über das tarmäßige Liquidiren der Kos 
ften und folgerecht auch die über das im Falle der 
Zuwiderhandlung begründete Rüdforderungsrecht bed 
Elienten rüdfichtlih der außergerichtliden Ge— 
fhäfte des Advocaten fhon nach demfelben Man- 
date, aus welchem erft 

vergl. C. A. C. UI. Abthl. I. pag. 339. 
die oben angezogene Beftimmung der Tarordnung 
vom 26. November 1840 in lehtere wörtlich wieder 
aufgenommen werden, genau dieſelbe Modification 
erlitten gehabt. 

Iſt aber in der BI. — allegirten Entſcheidung 
die hier vorliegende Frage wegen Nüderftattung bes 
reits bezahlter Koſten für außergerichtliche Gefchäfte 
nicht berührt, jo fann man auch im gegenwärtigen 





Falle die dort zu Gunften des Glienten aufgeftellte 
Bermuthung nicht anwenden, daß biefer nämlich in 
dem durch die öffentliche Stellung des Sachwalters 
gerechtfertigten Bertrauen, derfelbe werde feine Koſten⸗ 
liquidation den beftehenden Tarvorjchriften und dem 
Umfange feiner Mühwaltungen entjprechend einge 
richtet haben, zu deſſen Befriedigung verſchritten fei; 
man muß vielmehr aus der Seiten bed Elienten er- 
folgten Zahlung und feinem nachherigen jahrelangen 
Stillfgweigen auf den den Worten ber Tarorbnung 
nach gewöhnlichen Fall eines Privatabfommens zwi⸗ 
fhen den Imtereffenten fchliegen. 

Nah einem foldhen Privatabfommen fann aber, 
wie ſchon gezeigt, dem Kläger nur dann bie con- 
dictio indebiti zufommen, wenn er von dem Be- 
Hagten über die factifchen Unterlagen feiner Koften- 
forderung getäufcht war. Demnach mußten durchaus 
unftatthaft erjcheinen 

a) die BL. — von dem Kläger aufgeftellten Ans 
fprüche von je 15, 4, und 6 Ngr. —», da, wie fid) 
aus dem Feftitellungsdeerete Bl. — des Fascifeld ad 
No. 233. I. ergiebt, diefe Poſten allein der Höhe der 
bezüglichen Liquidationsjäge halber für paſſirlich nicht 
geachtet worden find, 

b) die in dem Bl. — zurüdgeforderten Betrage 
von 5 Thlen. 7 Ngr. 8 Pf. laut Feftftellungsdecrets 
Bl. — sub b. des Fascifeld ad No. 233. I. mitent- 
haltene Poft von 1 Thlr. 6 Ngr. —⸗ aus gleichem 
Grunde, 

ec) der Bl. — Hagbar gemachte Anfpruch auf 
40 Thle. —⸗ —s einerfeitd deshalb, weil nur in 
einigen Stüden Kläger deſſen thatjächliche Unter 
lagen beftreitet, im Uebrigen aber auch unzuläffiger 
Weiſe auf die Höhe des betreffenden Liquidations- 
anjages feinen Anfpruch auf Rüderftattung nad) 
Bl. — gründet, amdererfeits ſchon deshalb, weil 
dem Anfpruche des Klägers, foweit er foldhen BI. — 
und Bl. — auf die angeblich unrichtigen Angaben 
des Bellagten über gewiſſe factifhe Berhältnifie 
gründet, die Rechtöregel in 

const. 9. pr. de condict. indeb. (11, 1.): „Inde- 

bitum solutum sciens non recte repetit“, 

entgegenſteht. Wenn nämlich, wie Kläger 1 1. bes 
hauptet, des Beklagten Anwefenheit in St. und 9. 
nicht, wie in ber in Frage befangenen Liquidation 
nah Bl. — zu lefen gewejen, eine mehrtägige ges 
wefen, fondern nur einen und einen halben Tag 
gedauert hat, wenn ferner Bellagter zur Beförde— 
rung nad H. und St. ded Klägers ihm zur Ber: 
fügung geftelltes Geſchirr benupt hat, jo find das 
Dinge, die dem Kläger nicht unbefannt geblieben 
fein können, fo daß er in der That, als er den 
Bellagten für mehrtägige Anmefenheit in St. und 
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Fortfommen bezahlt, gewußt haben muß, daß er eine 
Nichiſchuld bezahle. 

Hat man aber auch, wie gefchehen, ein Privat 
abfommen über die Höhe ber in Frage befangenen 
Gebühren zwifchen dem Kläger und dem Bellagten 
anzunehmen, fo fließt doch dies Privatabfommen 
den Anfpruch auf Rüderftattung derjenigen Gebühren 
nicht aus, welche Beflagter dem Kläger unter dem 
Borgeben von Mühmwaltungen abgeforbert, deren er 
in der That fih gar nicht für ihn unterzogen. 
Dies if, wie fih aus dem Seftitellungsbecrete 
Bl. — sub a. und c. des Fascikels ad No. 253. I. 
beziehentiich durch Berechnung ergiebt, mit der Bl. — 
zurüdgeforberten Summe von 5 Thlen. 7 Ngr. 8 Pf. 
nach Höhe von 4 Thlen. 1 Ngr. 8 Pf, der Fall. 

Es würde daher die Berurtheilung des Beflagten 
zur Rüderftattung dieſes Betrages zu erfolgen gehabt 
Haben; allein dieſe Verurteilung fchließt der Um⸗ 
ftand aus, daß Kläger dem Bellagten folgende Gegen» 
anjprüche zugeftanden: 

— Thlr. 12 Ngr. 7 Pf. vgl. Bl. — sub 1. jet. Bl. — 
— : 26 »- 8» vgl. Bl. — aub b. jet. Bl. — 
— . 14 » 5» vgl. Bl. — sub. jet. Bl.— 

2 » 24 » 8» vgl. Bl. — subll.jet. B.— 
4 Thle. 18 Rgr.8 Pf. Summa, 
wobei nur noch bemerft werden mag, daß man bem 
DI. — geftellten Berlangen der Parteien nad) ge 
richtlicher Feftftellung der Bl. — des Fascilels Y. 
(vergl. Bl. — hor. act.) liquidirten Koſten durch 
deren Prüfung entfprocdhen, aber feinen Grund ge- 
funden hat, davon etwas abzuſtreichen. 

Da hiernach die Gegenanſprüche des Beflagten 
die dem Kläger zuzubilligende Summe um — Thlr. 
17 Ngr. — überfleigen, fo fonnte befannten Red)» 
ten nach von einem zu Recht beftehenden Anfpruche 
bes Klägers nicht mehr die Rebe fein, und war des⸗ 
halb fowohl in der Hauptfache als der Koften halber, 
wie gefchehen, zu entſcheiden.“ 

Auf von dem Kläger eingewendete Appellation 
erfannte das König. Appellationdgericht zu 
Leipzig im Jahre 1864 reformatorifch alfo: 

„Dieweil Klägers Beichwerben rechtliche Beachtung 
nicht hat gefchenkt werden fönnen, ba, anlangend 

a) die Bl. — und — fig. näher bezeichneten 
40 The. —⸗ —⸗, den Abweifungsgründen voriger 
Inſtanz Bl. — fig. lediglich beizuftimmen geweſen ift, 
die Bl. — und — wiederholt für eine entgegengeſetzte 
Anfiht angerufene, von dem Königlichen Appella- 
tiondgerichte zu Leipzig ertheilte, im Wochenblatt für 
merfiv. Rechtöfälle, Jahrgang 1863. No. 1. ©. 3. 
zum Abdrude gebrachte Entſcheidung aber für eine 
dem Kläger günftigere Auffafjung ſchon darum nicht 
maaßgebend werden fann, weil es fi in jener 
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Rechtsſache ausweislich der Darüber ergangenen Acten 
sub No. 1891, 61. Bl. — um NRüderftattung von 
in einer treitigen Berwaltungsfache für Abfafjung 
einer Beſchwerde⸗, fowie einer Recursſchrift entftan- 
denen Advocatenkoften gehandelt hat, auf welche die 
in jener Entſcheidung angezogenen gefeplichen Bor- 
fcheiften in Anwendung zu bringen waren, während 
gegenwärtig ein von dem Beklagten für außer: 
gerichtliche Gejchäfte und Bemühungen gefordertes 
und bezahlt erhaltenes Bauſchquantum in Frage 
fteht, bezüglich defien nad) Borfchrift der Tarorbnung 
vom 26. November 1840. Cap. IL. No. 38. (Gefep- 
und Berordn.»Blatt ©. 413.) eine Privatvereinigung 
zulaͤſſig war, deren Zuftandefommen nach den über 
einftimmenden Anführungen der Parteien BI. — flg. 
und — fig. nicht bezweifelt werden kann, weiter, 

b) was die BI. — i. f. näher bezeichneten vier 
Boften im Hauptbetrage von 6 Thlen. 2 Nor. 8 Pf., 
deren Rüdforderung dermalen freitig geworden ift, 
anlangt, zwar die jept erfennende Behörde 

aa) der Anficht der vorigen Inftanz BL. —, daß 
Beklagter 4 Thlr. 1 Nor. 8 Pf. aus dem Grunde 
zurädgugeben verpflichtet fei, weil diefer Betrag aus 
Gebühren und Berlägen beftehe, welchen derſelbe 
dem Kläger unter dem Borgeben von Mühwaltungen 
abgeforbert, deren er in der That fich nicht unterzogen 
habe, beizupflichten gehabt hat, und was 

bb) die übrigen, lediglich aus abgeminderten Ge: 
bühren beftehenden 2 Thlr. 1 Ngr. —⸗ betrifft, die 
Thatfache der Bezahlung fpeciell zuliquidirter 
Koftenbeträge, wären auch foldye in außergerichtlichen 
Angelegenheiten entftanden, den Antrag auf Mode 
ration und das Recht der Zurüdforderung der nach 
dem Feftftellungsbecrete zuviel angefegten Koſten nicht 
ausfchließen würde, und Bellagter ſelbſt nicht zu 
behaupten vermocht hat, daß der Bezahlung der in 
Rebe ftehenden Liquidationen eine Verhandlung vor⸗ 
ausgegangen fei, woraus fich das Zuftandefommen 
einer PBrivatvereinigung im Sinne der Tarordnung 
erkennen laſſe, folglich nach Anficht des Königlichen 
Appellationsgerichts die Berurtheilung Bellagtens 
auch in Betreff der obgedachten 2 Thlr. 1 Ngr. —⸗ 
an fich gerechtfertigt fein würde, 

einer Eondemnatoria in Anjehung biefer beiden 
Poſten aber die Erwägung entgegentritt, daß nad 
den BI. — angezogenen Zugeftändnifien Klägers dem 
Beklagten nidyt blos die hier zufammengeftellten Ge— 
genanfprüce von 4 Thlen. 18 Nor. 8 Pf. an den- 
ſelben zuftehen, fondern fogar die Bl. — sub 1. und 
DI. — in Bezug genommene, den Acten in dem 


Medacteur: Dr, Theodor Tauchnitz. 


30. November 


Originale sub G. beigefügte, amtlich feftgeftelfte 
Koftenberechnung in Sachen des Klägers '/. Käftner 
für den Beklagten ein ben Reftbetrag der Reſtitutions⸗ 
fumme an 1 Thlr. 14 Ngr. —» überfteigendes Gut⸗ 
haben nachweift, 

fo ift der Bl. — erfichtliche, am 28. September 
1863 publicirte Befcheid (erfter Inftanz) der einges 
wendeten Berufung ungeachtet zu beftätigen, es ift 
auch Kläger, da fein Rechtsmittel ohne Erfolg ges 
blieben, dem Beklagten bie durch ſolches verurſachten 
Koften zu erftatten ſchuldig.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefeke nnd Verord⸗ 
nungen. Dad 6. Stück des Geſetz- und Verord⸗ 
nungsblattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 
1864) enthält: No, 34. Decret wegen Beflätigung 
ded erften Nachttags zu den Statuten der Zmeigeifen- 
bahngeſellſchaft zu Großenhain, vom 15. März 1864. 
No. 35. Deeret wegen Beftätigung der Statuten bed 
Vorfchußvereind zu Neuftadt bet Stolpen, vom 23. März 
1864. No. 36. Deeret wegen Beftätigumg der Status 
ten für bie Männer- Kranken, Hülfs- und Unter 
fligungscaffe zu Dcberan, vom 23. März 1864. No. 37. 
Verorpnung, die Erläuterung von Art, 49. der mit der 
Königl. Preußiſchen Megterung abaefchloffenen Ueber 
einkunft über die Leiſtung gegenfeitiger Nechtahülfe vom 


14. Detoßet _ 1939 Yetreffend, vom 2. April 1864. 


No. 38. Bekanntmachung, die Anleihe ver Stadt Leipzig 
betreffend, vom 9. April 1864. No. 39. Geſetz, das 
Hazarbfpiel, andere Spiele und Wetten betreffend, vom 
11. April 1864. No. 40. Derret wegen Beftätigung 
des Regulativd für bie Sparcaſſe zu Elſterberg, vom 
14. April 1864. No, 41, PVerorbnung, die Aichung 
und Stempelung von Tafelwaagen betreffend, von 15. 
April 1864. No. 42, Derret wegen Beftätigung eined 
Nachtrags zu dem Statut der WebersInnung zu Meerane, 
vom 15. April 1864. No. 43. Deeret wegen Beftäti« 
gung des Regulativs für die Sparcaffe zu Eifenberg mit 
Morigburg, vom 18. April 1864. No. 44. Verord⸗ 
nung, die Aufhebung bes $. 26. ber die Aufnahme ber 
Inventarien ꝛc. betreffenden Verorbnung vom 18. No— 
vember 1833 betreffend, vom 21. April 1864. No. 46. 
Bekanntmachung, den Bezirks» Armenverein zu Voigts-— 
berg betreffend, vom 30. April 1864. No. 46. Derret 
wegen Beflätigung der Statuten der Zöblitzer Serpentin- 
ſtein⸗Actien⸗ Geſellſchaft im Hamburg, vom 7. Mai 1864 
— Letzte Abſendung: am 21. Mai 1864. 
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57. 


Locatio eonductio operis. — Iſt in dem Ein- 
ziehen des Bauherren in das neuerbaute Wohn: 
haus, resp. in der miethweifen Ueberlaffung 
einzelner Theile deffelben an Abmiether unter 
allen Umftänden eine tacita approbatio operis 
zu finden? — Rechtliche Folgen der tacita 

approbatio. 

Mitgetheilt von 

Herrn W, in & 


Die factifchen Verhältniffe des Rechtsfalles, in 
welchem die in der Ueberſchrift angebeuteten Fragen 
zur Beantwortung gelangten, ergeben fi) aus den 
nachfiehend abgedrudten Erfenntniffen von jelbft. 
Das K. Bezirksgericht zu Leipzig entfchied in 
eriter Inftanz im Jahre 1863 in folgender Weife: 

„Weil Beflagter bei dem erften Einlaffungspunfte 
zugegeben hat, unter dem 7. April 1862 den in der 
Klagbeifuge sub A. enthaltenen Bauverdingungss 
vertrag mit dem Kläger abgejchloffen zu haben, und 
der Lehtere des Beweifes der Behauptung, daß er 
feinerfeits diefen Vertrag erfüllt, d. i. das von dem«- 
felben neu aufzuführende Wohngebäude in der bes 
dungenen Weife aufgeführt und zu Johannis 1862 
in vollfommen bewohnbarem Zuftande dem Bellag- 
ten uͤbergeben habe, dadurch, daß der Letztere bei 
dem 12. Einl.⸗Punkte zugeftanden hat, Diefes vom 
Kläger neu aufzuführen gewefene Wohngebäude zu 
der nurangegebenen Zeit theils felbft in Gebrauch 
genommen, theild Andern miethmweife überlaffen zu 
haben, überhoben worden ift, indem in diefer vors 
behaltlofen Befipe, fowie Gebrauchsnahme des bes 
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treffenden opus eine tacita approbatio deſſelben Seiten 
Beklagtens, welche denſelben zu Bezahlung der vers 
fprochenen Accordfumme verpflichtet, erblidt werben 
muß, bei diefer Sachlage aber das Anführen Ber 
Hagtend BI. —, daß Kläger den fraglichen Bauver- 
bingungsvertrag nicht gehörig erfüllt, namentlich das 
betreffende opus nicht vollendet und in einzelnen 
Theilen dafjelbe mangels und fehlerhaft hergeftellt 
habe, nur ald fogenannte exceptio non rite adım- 
pleti contractus fih darftellt, welche befanntlich auf 
einen bloßen Schädenanfprud, aljo eine Compen- 
fationseinrede, hinausläuft, mithin Beflagter, wenn 
er diefer feiner Einrede hätte Berüdfihtigung ver- 
fhaffen wollen, den Schaden, ben er durch die bes 
hauptete mangelhafte und fehlerhafte Herftellung des 
betreffenden opus erlitten, nicht allein quantificiren, 
fondern aud in der erforderlichen Maaße tharfächlich 
begründen hätte jollen, fo ift Beflagter — zu bezah—⸗ 
fen ſchuldig.“ 

Auf Appellation des Bellagten erfannte das K. 
Appellationsgericht zu Leipzig im Herbft 1863 
teformatorifch, indem es dem Beflagten den Beweis 
feines Bl. — flg. jet. Bl. — zu lefenden erceptivi« 
[hen Anführens nachließ. Die Gründe lauten: 

„Die Approbation eines opus Seiten des locator 
operis fann befanntlich, wie jede andere Willens» 
äußerung, fowohl mit ausdrücklichen Worten, als 
auch ftillihweigend bewirkt werben. Eine tacita 
approbatio fegt jedoch in gleicher Weife, wie über- 
haupt alle ſtillſchweigenden Willenserflärungen, vors 
aus, daß von der Handlung, aus welder die Ges 
nehmigung des opus abgeleitet werden foll, mit 
Sicherheit auf das Dafein des Willens der Geneh— 
migung zu fchließen fei, 

von Savigny, Syſtem ıc. IIL ©. 245, 
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und es folgt hieraus, daß die Frage, ob in dem 
einzelnen Falle eine derartige approbatio angenom« 
men werben könne, nicht anders, ald unter Berüd- 
fihtigung aller einfchlagenden factifhen Verhaͤltniſſe 
fi beantworten läßt. Insbeſondere hat diefer Ges 
fichtöpunft auch in folhen Fällen Geltung zu bes 
anfpruchen, wo es ſich darum handelt, ob in dem 
Beziehen oder Bermiethen eines neuen Gebäudes 
Seiten des Bauherrn eine Approbation des Baues 
zu finden fei oder nicht. Der Regel nach wird aller 
dings davon ausgegangen werden müffen, daß ber 
locator operis, zieht er felbit in das Haus ein, oder 
vermiethet er dafjelbe, hiermit anerfenne: es fei daf- 
felbe geeignet, dem Zwede, zu dem es erbaut worden, 
zu genügen, und es fei der redemtor feinen contracts 
lien Berpflichtungen nachgefommen. Denn e8 ents 
fpricht im Zweifel nicht dem Verfahren eined bonus 
psterfamilias, eine unvollendete Wohnung zu bezies 
ben oder Anderen zur Bewohnung zu überlaffen. 
Ueberdies fagt es ſchon das natürliche Rechtögefühl, 
daß, wer eine von einem Dritten gelieferte Sache 
vorbehaltlos in Gebrauch nimmt, diefelbe präfumtiv 
hierdurch als brauchbar und acceptabel genchmige. 
Allein ebenfowenig läßt fi verfennen, daß es Fälle 
giebt, in denen es unftatthaft fein und zu der größ— 
ten Prägravation des Bauheren führen würde, wenn 
man aus der von ihm begonnenen Benupung des 
Haufes ohne Weiteres eine ausnahmelofe Approba— 
tion des opus folgern wollte. Wenn ein Kaufmann, 
der bei dem Neubau eines Haufes beabfichtigt, fein 
Geſchaͤft in die Barterrelocale defjelben zu verlegen 
und deshalb die früher innegehabten Näume gefüns 
digt hat, bei Eintritt dieſer Kündigungszeit mit feinen 
MWaaren das in dem Neubau befindliche Gewölbe 
bezieht, oder ein Hausbeſitzer, deſſen Baumeifter 
wegen örtlicher polizeilicher Beftimmungen (wie 3. B. 
in Leipzig während der Mefje) den Fortbau fiftiren 
muß, die in dem Neubau bereits fertig hergeftellten 
Gewölbe für Die Zeit der Meſſe vermierhet, obwohl 
in beiden Fällen das legte Stodwerf des Haufes 
noch nicht aufgebaut oder das Aufjegen des Daches 
noch nicht beendet worden ift, fo wird von einer 
approbatio der universitas consummationis im Sinne 
der 1. 51. $.1. D. loc. cond. (19. 2.) nicht die Rede 
fein können. Dies ſchon um deswillen nicht, weil 
in Fällen der gedachten Art e8 dem Baumeifter gar 
nicht in den Sinn fommen fonnte, das Werk als ein 
fertiges zu bezeichnen und die Approbation deſſelben 
von dem Bauherrn zu fordern. Aehnliche VBerhälts 
niffe werben namentlich aud eintreten, wenn blos 
einzelne Arbeiten an einem Haufe verbungen worden 
find, insbefondere foldhe, deren Vollendung nicht 
unbedingte Vorausfegung der Bewohnbarkeit ift, 


z. B. das Abpugen des neuen Gebäudes, die Renos 
vation eines Treppenhaufes u. dergl. m. 

Aus dem Gefagten ergiebt fich die wichtige pro« 
cefjualifche Folge, daß zwar einerfeitd wider den— 
jenigen Bauherrn, weldyer dad opus in Gebrauch 
nimmt, ohne ſchon vorher in dem Belige einer bes 
fonderen weitergehenden Garantie des conductor 
operis zu fein, oder einen Vorbehalt feiner Anfprüche 
ausdrüdlich dem redemtor operis zu erfläten, bie 
Vermuthung gilt, daß er das opus approbirt habe, 
daß aber andererfeits demjelben nicht die Küglichkeit 
entzogen werben darf, die Eriftenz bejonderer Um— 
fände an» und auszuführen, welche geeignet find, 
die Annahme eines tacıtus consensus auszufchließen. 
Als Umftände der fraglichen Art werden theils foldhe 
Momente gelten müfjen, aus denen fich ergiebt, daß 
überhaupt von einem vollendeten opus, deſſen Appro- 
bation der conductor habe, verlangen mögen, nicht 
habe die Rede fein fönnen, wie z. B. in dem oben 
erwähnten Falle, wo das Dach noch nicht aufgefeht 
war und gleichwohl der Bauherr die Parterrelocale 
bezog oder vermiethete, theild aber auch andere Ber- 
hältniffe, welche far an den Tag legen, daß die 
Benupung des Bauwerkes von dem Bauheren aus 
anderen Oründen, nicht aber in der Abſicht der 
Approbation unternommen worben fei. Ein Beifpiel 
der legteren Art giebt der Fall, wo der locator nad) 
Abſchluß des Bauvertrages einzelne Theile des neuen 
Gebäudes in dem Vertrauen auf die Pünktlichkeit 
ded conductor im Boraus vermiethet, oder in ber 
nämlichen Zuverfiht feine eigene frühere Wohnung 
gekündigt hat, und alſo für ihn ein Zwang vor» 
lag, ungeadtet der mangelnden Vollendung des 
Werkes die Benupung defielben, fo weit fie möglich 
war, zu beginnen. Es mag nicht behauptet werben, 
dag in Fällen diefer Art es eines ausdrüdlich von 
dem conductor erflärten Vorbehaltes zu Wahrung 
fernerer Anfprüche bedürfe. Denn der Baumeifter 
ift nicht befugt, aus der Benupung des Bauwerkes 
durch den locator mehr für ſich abzuleiten, als nad 
den Regeln des vernünftigen Denkens unter den 
conereten Umftänden abgeleitet werden fonnte, Diefe 
fönnen aber in dem einzelnen Falle, indbefondere an 
Orten, wo Mangel an Wohnungen berrfcht, ſehr 
wohl dazu führen, daß der Bauherr es feinem Ins 
tereffe mehr entfprechend erachtet, die Unbequemlich- 
feiten und Nachtheile, welche mit dem Beziehen einer 
noch nicht fertigen Wohnung oder der Cinräumung 
einer folden an Miethöleute verbunden find, auf 
fih zu nehmen, als fich den Koften und Weiterungen 
eines doppelten Umzuges oder den Schädenanfprüchen 
auszufegen, welche aus abgefchloffenen Miethverträs 
gen in dem Falle der nicht erfolgenden Gebrauchs⸗ 





überlaffung wider ihn geltend gemacht werben fünn« 
ten. Daß hier, wie überhaupt in dem wechfelfeitigen 
Rechtöverhältniffe zwifchen locator und conductor, 
vorzugsweiſe der Richter an das arbitrium boni viri 
gewiefen ift, verftcht fi von felbit; insbefondere 
werben auch Fälle vorfommen, wo das weitere Bes 
nehmen des locator, 3. B. wenn der Baumeifter nach 
dem Einzuge des Bauherrn den Bau weiter der 
Vollendung zuführt und der leptere fodann ohne 
Widerfpruch den Gebrauch Jahre lang fortfept, die 
Benupung auf die anfänglich nicht fertig gewordenen 
Räume ausdehnt u. dergl. m., fpätere Ausftellungen 
des Bauherrn an dem opus geradezu dolos erfcheinen 
laffen müßte, wo alfo in der Fortfegung bed Ger 
brauchs eine approbatio gefunden werden muß, welche 
aus dem Beginne der Benupung noch nicht zu 
folgern war. 

Soviel den vorliegenden Rechtöftreit anlangt, fo 
hat der Beflagte, nachdem er am 24. Mär; 1863 
von dem Kläger auf Zahlung des Reſtes des Accorb- 
quantums verflagt worden, zugeftanden, daß er das 
contractgemäß zu Johannis 1862 herzuftellen gewe⸗ 
fene Haus theils felbft in Gebraud; genommen, theils 
Anderen miethweife überlaffen habe. Wenn Kläger 
Bl. — ein noch weiter gehendes Zugeſtaͤndniß des 
Bellagten daraus abzuleiten gefucht hat, daß der 
legtere den 1. c. heraudgehobenen passus der Klage 
in der Einlaffung nicht beantwortet hat, fo ift hierin 
dem Kläger nicht beizupflichten. Denn der Beklagte 
hat an anderer Stelle des Einlaſſungsſatzes bei 
Ausführung feiner Ausflucht Bl. — die betreffende 
Behauptung des Klägers, 

„daß er allen in $. 2. des Contractes feſtgeſetz⸗ 
ten Bedingungen nachgefommen fei”, 
ausdrüdlich beftritten. 

Irrelevant erfcheint ebenfo das Anführen des 
Klägers BI. —, 

„daß er das Haus dem Bellagten in vollfom- 
men bewohnbarem Zuftande zu Johannis 1862 
übergeben habe”. 
Denn von einer eigentlichen Uebergabe des Be- 
figes an dem Neubau Seiten des conductor an 
den locator fann, da der letztere Befit und Eigen» 
thum fchon vorher hatte, 
zu vergl. 1. 33. $. 1. D. de usurp. et usuc. 
(41. 3.) 
1. 9. D. de rei vind. (6. 1.) 
Weiske, Skept. prakt. Behandlung einiger civil 
rechtlicher Gegenftände, ©. 38. 
nicht die Rede fein. Die fragliche Behauptung ent 
hält daher entweder eine rechtliche Unmöglichkeit oder 
eine unflare Berweifung auf befondere, nicht ans 
geführte, fartifche Borgänge und eignet fich dem zu 
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Folge nicht zu dem gebrauchten Eidesantrage. Wie 
daher die Begründung der Klage lediglich in der 
darin auf die Vollendung des Baues und eine 
ſtillſchweigende Approbation defjelben genommenen 
Beziehung gefunden werden fann, fo hängt (da der 
Bellagte in dem erften Verfahren auf einen bei 
dem Beginne der Benupung gegen den Kläger 
erflärten Vorbehalt feiner Anfprüche fih nicht 
berufen hat) nach dem oben Bemerkten die Entſchei— 
dung des Nechtöftreites zunächft von der Frage ab, 
ob der Bellagte mit dem erwähnten Zugeftändnifle 
ad p. 1. c. 12. Anführungen folder Art verbunden 
habe, welche der eingeräumten Benugung des Haufes 
die Eigenfchaft eines die Approbation involvirenden 
factum concludens zu entziehen geeignet find. In 
dieſer Bezichung ift der Inhalt der Anmerkung zu 
p. l. e. 12,*) jedenfalls ungureihend. Denn wenn 
der Beklagte im Vertrauen auf die Reellität des 
Klägers einzelne Theile ded neu au erbauenden i 
Haufes im Voraus vermiethet hatte, fo konnte wohl 
hieraus ein gewiffer Zwang für ihn entfliehen, den 
Mietholeuten den Einzug in dad noch nicht fers 
tige oder in einzelnen Theilen fehlerhaft ausgeführte 
Haus zu verftatten; allein in welcher Weife ber 
Bellagte durch den früheren Abſchluß jener Mierhs 
contracte genöthigt gewefen fei, felbft das unvolls 
endete oder fehlerhaft ausgeführte Haus zu 
beziehen, ift nicht zu ergründen, das Bl. — zu 
fefende erceptivifche Anführen daher unſchlüſſig. 
Inzwifchen ift diefem Mangel in der rechtzeitig eins 
gebrachten Duplif noch tempeftiv 
vergl. Ofterloh, ordentl. bürgerl. Proc., $. 239. 
Note 11. 
in nothbürftiger Weife infofern abgeholfen worben, 
als der Beklagte Bl. — behauptet hat, daß, 
„wenn Beflagter fowohl als auch mehrere 
Miethebewohner das Haus bezogen haben, 
dies um deswillen gefchehen fei, weil fie im 
Vertrauen auf Klägers Verfprechen ihre frühes 
ten Logis gefündigt hätten“, 
Hierin liegt das Anführen, daß der Beflagte 
a) die an Mierhöleute überlaffenen Wohnungen 
ben legteren um deswillen eingeräumt habe, weil er 
diefen gegenüber vorher fi rechtlich vincu— 
lirt hatte, 
b) ſelbſt aber das Haus bezogen habe, weil 


) Der Bellagte hatte 1. c. bemerft, daß er das Haus theils 
felbR in Gebrauch nehmen, theils andern Mietheleuien habe 
überlaffen müffen, „da er auf bie Reellität Klägers ſich vers 
laffen und beshalb das Haus im Voraus vermieihet gehabt 


habe‘, 
Anmerf, des Einf. 
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er feine Wohnung für Johannis 1862 ge— 
fündigt hatte. 

Es wird Sache des Beklagten fein, in dem Be 
weife auszuführen, daß auf dieſe Weife beide Ber 
fügungen unter a. und b. nur in Folge des von ihm, 
dem Beflagten, nicht verfchuldeten Zwanges der Vers 
hältniffe von ihm unternommen worden feien. 

Inzwiſchen würde felbftverftändlich der Nachweis 
diefer Umftände allein nicht ausreichen, um eine 
Entbindung des Bellagten von der erhobenen Klage 
herbeizuführen. Denn ein Benußen eines Haujes 
durch ben Befiper und mehrere Mierhöleute wird 
der Regel nach nur dann flattfinden fönnen, wenn 
das Haus felbft mindeftens in der Hauptſache ein 
bewohnbares ift. Schon hieraus folgt, daß in einem 
Falle diefer Art aus dem Zugeftändniffe der erfolgten 
Benugung zu Gunften des Baumeifterd wenigftens 
fo viel abgeleitet werben darf, daß nicht fowohl ihm 
" der Beweis der Erfüllung feiner contractlichen Ber- 
pflichtungen, als dem Bauherrn der Beweis feiner 
Ausftellungen obliegt, mit anderen Worten: daß die 
legteren nicht als geleugneter Klaggrund, fondern 
als exceptio non rite adimpleti contractus aufju- 
faffen find, und der Anfpruch des Bauherrn auf eine 
Schaͤdenforderung fich reducirt, welche er nach Höhe 
des Minderwerthes, ben das gelieferte opus ber 
Unvollftändigfeit und der Behlerhaftigfeit halber nach 
Berhältniß der auf Vollftändigfeit und Fehlerfreiheit 
berechneten Accordfumme gehabt hat, zu quantificiren 
hat und an ber legteren zu fürzen befugt if. Bon 
der vorigen Inftanz ift in diefer Beziehung der Man- 
gel einer ſolchen Quantificirung als hauptfächlicher 
Grund für die Zuruͤckweiſung der Ausflucht Bl. — 
hervorgehoben worden. Inzwifchen hat der Bellagte 
Bl. — mindeftens fo viel angeführt, daß der Scha- 
den, welchen Kläger ihm durch die accordwidrige 
Ausführung des Baues zugefügt hat, bei Weitem 
mehr betrage, ald die Summe, welche Kläger mittelft 
der Klage von dem Beflagten fordere, und cd mag 
daher, nach den befanntlich über die mildere Beurthei- 
lung der Sclüffigfeit von Ausflüchten geltenden 
Grundfägen, und da, wenn auch das Bl. — beis 
gebrachte Gutachten erft längft nach gefchehener Ab- 
fegung des erften Verfahrens, mithin an fich zu fpät, 
zu den Acten gebracht worben ift, doch ſchon in den 
Auslaffungen Bl. — eine ausreichende Bezugnahme 
auf fperiell gerügte Mängel des Haufes enthalten if, 
dem Bellagten die Büglichfeit, unter gleichzeitigem 
Nachweiſe der oben unter a. und b. hervorgehobenen 
Momente, den fraglichen Schädenanfpruch näher zu 
betailliren und zur Ziffer zu bringen, nicht verfagt 
werden. Im Mebrigen ſteht der Umftand, daß die 
von dem Beflagten gerügten Mängel des Baues 


mindeftens in der Hauptfache fofort bei der Prüfung 
erfennbar waren, der Nachlaſſung des Beweifes 
nicht entgegen. Denn vermag der Beklagte darzu- 
thun, daß in feiner Handlungsweife eine Approba- 
tion nicht enthalten fei, fo fann auch der fonft gel- 
tende Grundſatz, daß nach gefchehener vorbehaltlofer 
Approbation lediglich die verborgenen, dem dolus 
des conductor zur Laft fallenden Mängel in Ans 
flag zu bringen find, nicht zur Anwendung ges 
langen. 

Die Eompenfation der Koſten, des Rechtsmittels 
bedarf feiner befonderen Rechtfertigung.” 

Auf Klägers Appellation betätigte das Königl. 
Dberappellationggericht im März 1864 mit fols 
genden Gründen: 

„Kläger hat feine Beranlaffung, fi durch die 
Entſcheidung voriger Inſtanz für befchwert zu 
achten. 

Uebernahme, beziehentlich generelle Approbation 
eines Bauwerfes ſchließt nämlich in der Regel zwar 
bie exceptio non adimpleti contractus, nicht aber 
ohne Weiteres die exceptio non rite adimpleti con- 
tractus, namentlich nicht infoweit aus, ald es ſich 
um Fehler handelt, welche nicht zu Tage liegen. 

Wird daher dem an fich ald Zeichen der Appros 
bation geltend gemachten Einzuge des Beflagten in 
das vom Kläger in Accord gebaute Haus dieſe 
Qualification dur den Nachweis der Bl. — unter 
a. und b. ausgehobenen Thatfachen entzogen, fo 
hätte fich wohl fragen mögen, inwiefern Beflagtem 
ein weiterer Beweis des ihm durch Klägers angeb⸗ 
liche Vertragswidrigfeit zugegogenen Schadens anzu⸗ 
finnen gewefen, oder Mlägerm der Beweis der Ders 
tragderfüllung obgelegen, wogegen Kläger jelbft 
Bl. — anerkennt, daß die aus der Ingebrauchnahme 
des opus gefolgerte Approbation nicht ausſchließt, daß 
der Bauherr nad; Befinden wegen einzelner Theile 
ded opus noch Anſprüche an den Baumeifter haben 
und geltend machen fönne, was ber Forderung ber 
Accordfummen gegenüber aber auf einen Beweis der 
Erception hinführt. 

Iſt hiernach das Bl. — Bemerfte unerheblich, 
fo gereicht es unter dieſem Geſichtspunkte dem Kläger 
lediglich zum Vortheile, daß bie vorige Inftanz ben 
Bellagten zu Eompenfation ber von ihm auszufüh- 
renden Schäden auf die Accorbfumme nur bei vor— 
audgefegtem Rachweife der Bl. — unter a. und b. 
ausgehobenen Momente zugelafien hat. 

Allein auch abgefehen hiervon, fönnen die Ein- 
wendungen Klägers gegen die Relevanz jener Mo— 
mente nicht ald gelungen gelten, da einem Bauherrn 
offenbar nicht zuzumuthen ift, fi der Benugung 
feines Eigenthums im Hinblid darauf zu entfchlagen, 


daß der Barumeifter durch Vertragswidrigfeiten und 
Verzug in der Erfüllung ihm ſchadenserſahpflichtig 
wird. Eine firenge Durchführung des vom Kläger 
Bl. — *) empfohlenen Weges müßte 3. B. zu den 
empfindfichften Berluften für den Baumeifter führen, 
dafern bei endlichem Austrage des Rechiöftreites 
eonftatirt würde, daß berfelbe auch nur in einem 
Punkte den Vertrag nicht erfüllt habe, wogegen 
durch factifche Uebernahme des Werkes Seiten des 
Bauherrn dem Baumeifter unter allen Umftänden 
fein Schaden erwäcdhft, vielmehr im Zweifel deſſen 
Intereffe nur gefördert wird. 

In Betreff der gegen die Exception in quantita- 
tiver Hinfiht Bl. — anderweit vorgebrachten Ein: 
wendungen endlich genügt eine Verweifung auf das 
von voriger Inſtanz Bl. — in diefer Beziehung 
völlig ſachgemaͤß Bemerkte, defjen Widerlegung dem 
Kläger in ale Wege nicht gelungen iſt.“ 


58. 


Zu $$. 8. 9. 10. 15. und 19. bed Heimaths- 
gejeßed vom 26. November 1834 in Verbindung 
mit $. 2. des Erlaͤuterungsgeſetzes vom 12. October 
1840, mit dem Mandate vom 13. Mai 1831 
und mit $$. 43. b. 48, der Allgemeinen Städte: 
ordnung. — Folgen der Gaffation eines irrthüm— 
licher Weiſe ertheilten Heimathicheines. 


Mitgeiheilt von 
Herrn Adv. ©, in ®. 


In einer Verwaltungsftreitigfeit, welche zwiſchen 
den Heimathöbezirten L,, M. und W. wegen der 
Heimathsangehörigfeit des im Auslande geborenen, 
im Jahre 1836 in M. mit einem Hausgrundftüde, 
jedoch ohne perfönliche Wohnfignahme dafelbft, an: 
fällig gewordenen und als Bürger verpflichteten, 
vom Jahre 1836 bis zum Jahre 1861, ohne Ge- 
winnung bed Bürgerrechtes, in L. ald Sachwalter 
thätig und wohnhaft gewejenen, am 26, October 1861 
aber in die Strafanftalt zu W. eingelieferten und 
aus derfelben am 26. Januar 1863 entlaffenen &. 
bei dem Gerichtsamte M. anhängig geworden war, 
wurde in eriter und zweiter Inſtanz die Gemeinde 
W., in dritter Inftanz die Gemeinde M. für heis 


*) Kläger hatte 1, e. darauf hingemwicfen, daß Beflagter 
jeder Verfügung über das opus ſich hätte enthalten follen, ba 
ihm eventuell ein Anſpruch wegen Erftattung aller Schäben an 
den Kläger zugeftanden hätte, und biefer auch wegen ber Koften 
eines doppelten Umguges bes Beflagten, fewie feiner Abmiether 
hätte vorkommenden Falls auflommen müffen. 

Anmerf, bes Einf. 
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mathspflichtig erachtet. Die Gründe der in biefer 

mehrfach intereffanten Berwaltungdftreitigfeit ergan⸗ 

genen Entfcheidungen — deren Ausführlichkeit eine 

nähere Geſchichtserzaͤhlung als überflüfig erſcheinen 

läßt — find folgende: 

I. Entfheidung der Kreispirection Leipzig 
vom 8. Auguft 1863: 

„Soviel fi aus den Acten BI. — fig. und 
Bl. — ergiebt, ffammt der in Rede ftehende E. aus 
T. im Großherzogthume Sachfen- Weimar und ift 
fomit von Geburt Ausländer. Derfelbe ift aber 
nachmals der hierländifchen Staatsangehörigfeit da⸗ 
durch theilhaftig geworben, daß er fich im Jahre 
1836 in M. anfäjfig machte und bei diefer ®elegen- 
heit ald Unterthban und in dem genannten Orte als 
Bürger in Pflicht genommen wurde. 

In M. hat er jedoch niemals gewohnt, viel 
mehr hat er fich fortwährend in 2. aufgehalten und 
dafelbft, nah Approbation feiner Probeſchriften, 
abvocatorifche Praris betrieben, und zwar bis zum 
Jahre 1861, wo er in Eriminalunterfuhung fam 
und in die Strafanftalt zu Waldheim eingeliefert 
wurde. 

Es ift nun dem £. Seiten des Stabtrathed zu 
M. ein auf den dortigen Heimathsbezirk lautender 
Heimarhsfchein ausgeftellt worden, in welchem auf 
die Beftimmung in $. 8. a. 2. des Heimathsgeſetzes 
Bezug genommen wird, 

Allein auf Grund dieſer heimathörechtlichen 
Beſtimmung würde für Z, ein Heimathsredht in M. 
nur dann begründet worden fein, wenn er bafelbit 
— was jedod; dem Obigen zufolge nicht der Fall 
gewefen — während eines Zeitraums von fünf 
Jahren nah Erlangung der Anfäffigfeit gewohnt 
hätte. 

Es beruht daher jener Heimathöfchein auf irri— 
gen Borausfepungen und ift daher infofern als 
unwirffam und nichtig zu betrachten. 

Es wird fi aber weiter fragen, ob bem X. 
in M. nad) den Beftimmungen des Mandate vom 
13. Mai 1831 Aufnahme zu Theil geworden if, 
da er, wenn folches der Ball wäre, nah Maaßgabe 
von $. 9. des Heimathögefeges in M. die Heimath 
zu beanfpruchen hätte. 

Diefe Frage ift jedoch nach den Auslaffungen 
beffelben Bl. — zu verneinen und finden diefe Aus- 
laffungen dadurch Beftätigung, daß bei dem Stabt- 
rathe zu M. über eine etwaige Aufnahme des X. 
Acten nicht angelegt und gehalten worden find. 

Sonach wird davon auszugehen fein, daß eine 
mandatmäßige Aufnahme des &. bei Öelegen- 
beit feiner Anfäſſigmachung in M. nicht ftattgefun- 
den bat, fowie denn aud das angezogene Mandat 
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fi fowohl feiner Weberfchrift nach als feiner im 
Eingange bezeichneten Tendenz zufolge nur auf 
ſolche Ausländer, welche in hiefigen Landen Gewerbe 
und Handarbeit treiben wollen, nicht aber auf foldhe 
bezog, welche fich lediglich anfälfig machten, ohne 
fidy in ber einen oder der anderen Qualität nieber- 
aulaffen. 

Unter diefen Umftänden bleibt fein anderer Aus- 
weg übrig, ald der: die Heimath des X. nach der 
Sclußbeftimmung in $. 9. des Heimathsgeſetzes 
feitzuftellen und ihn demjenigen Drte als heimaths— 
angehörig zuzuweiſen, an welchem er fi zulegt — 
von demjenigen Zeitpunfte an, wo feine Heimathd« 
angehörigkeit zuerft amtlich in Frage fam, zurüd- 
gerechnet — ein Jahr lang aufgehalten hat. 

Als diefer Ort war aber Waldheim zu betrach- 
ten, wofelbft £. nad) Bl. — vom 26. October 1861 
bi6 zum 26. Januar 1863, alfo über Jahresfrift, 
detinirt gewejen iſt.“ 

I. Entfheidung der Kreisdirection Leipzig 
vom 12. November 1863: 

„Zur Rechtfertigung diefer Entſcheidung ift in 
der Hauptfache auf die der erftinftanglichen Entjcheis 
dung untergelegten Gründe, denen allenthalben bei- 
zutreten gewefen, Bezug zu nehmen und nur zur 
Wiverlegung der Einwendungen der Recursfchrift 
Folgendes zu bemerfen: 

Es ift in heimathrechtlicher Beziehung einflußlos, 
ob £. in 2. ein zur Gewinnung des Bürgerrechte 
verpflichtende3d Gewerbe betrieben hat, da nad 
$. 8. a. 2. des Heimathögefeges nur die Gemwin- 
nung bed Bürgerrechts ſelbſt bierunter maaß- 
geben ift. 

Hiernächft fommt auch darauf, ob X. in Wald; 
heim fi freiwillig aufgehalten hat, oder zwangs— 
weiſe detinirt gewejen ift, etwas nicht an, indem 
laut der ausdrücklichen Beftimmung in $. 2. des 
Grläuterungsgefeged vom 12. October 1840 in den 
Fällen, wo die Heimathsangehörigfeit einer Perſon 
nah dem legten Aufenthalte derſelben innerhalb 
Landes feftzuftellen ift, die Beſchaffenheit deſſel— 
ben und die Veranlaffung dazu auf die in Frage 
befangene heimathliche Verbindlichkeit feinen Eins 
fluß hat.” 

II. Entfheidung des Minifteriums bes 
Innern vom 13. Mai 1864: 

„Während den vorigen Entſcheidungen darin, 
daß der von dem Stabtrathe zu M. unter dem 
9. September 1836 für X. ausgeftellte Heimaths— 
fein zu caffiren und im vorliegenden Kalle auf 
Grund der Beftimmungen in $. 9. des Heimathe- 
gefeges zu entfcheiden fei, in Berüdfichtigung ber 


aus ben Acten ſich ergebenden Verhäftniffe und 
Umftände nur beizupflichten gewefen ift, hat man 
fi in dritter Inſtanz der auf die vorgedacdhten An- 
nahmen geftügten Anfiht, daß £. in Folge des 
fiebenvierteljährigen, mit dem 26. Januar vorigen 
Jahres beendigten Aufenthaltes im Zuchthauſe zu 
Waldheim in der dortigen Stadt Heimathörechte ers 
worben habe, nicht angufchließen vermocht. 


Zu deffen Motivirung mag hier zum betreffenden 
Theile eine Entfcheidung wörtliche Aufnahme finden, 
die von dem Minifterium in dritter Inftanz vor 
einiger Zeit in einem dem vorliegenden gleichen Halle 
ertheilt worden ift. 

Es ift damals Folgendes ausgejproden wors 
den: 

„Ein Heimathefchein fann zwar, fobald nach— 
gewiefen wird, daß feine Ausftellung auf unrich⸗ 
tigen factifchen Borausfegungen beruht, wieder 
außer Kraft gefegt werden. 

Allein da der Heimathefhein ein amtliches 
Zeugniß über das audgemitielte oder ald uns 
zweifelhaft anerfannte Borhandenfein derjenigen 
Thatfachen enthält, welche nad den gefeglichen 
Beftimmungen die $. 4. des Heimathögefeped bes 
merkte Verbindlichkeit begründen und ebendeshalb 
jedesmal vor deſſen Ertheilung die Heimaths— 
angehörigfeit desjenigen fehgeftellt werden muß, 
für welden der Heimathsfchein ausgeftellt wer- 
den foll, fo hat nicht nur jeder formell aus» 
gefellte Heimathsfchein die Präfumtion der 
materiellen Richtigfeit für fih und muß bis 
dahin, wo er wieder außer Kraft gejegt worden, 
ald richtig anerfannt werden, fondern es hat 
auch ſowohl das Heimathsgeſetz in den 88. 15. 
und 17. als die Ausführungsverorbnung dazu 
unter No. 9. dem Borhandenfein eines formell 
gültigen Heimathefcheines ohne Weiteres alle die 
Wirkungen beilegt, für welche der Heimathsſchein 
theils im Interefje desjenigen, dem er eriheilt ift, 
theild im Intereffe dritter Heimathsgemeinden 
überhaupt beitimmt fein foll und zu welchen nas 
mentlich auch die gehört, daß jede Gemeinde, in 
ber fidy ein Fremder niederläßt und aufhält, da« 
durch, daß er fich im Befige eines formell gültigen 
Heimathsſcheines befindet, gegen die mit der Auf- 
enthaltögeftattung möglicher Weife in heimathe« 
rechtlicher Beziehung verbundenen nadıtheiligen 
Gonfequenzen gefhüst wird. 

Diefe zum Zwede der Freizügigkeit noth— 
wendige Wirfung fann aber fchon darum lediglich 
von der formellen Gültigkeit bedingt fein, weil 
die materielle Richtigkeit oder Unrichtigfeit 
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berfelben der betreffenden dritten Behörbe ober 
Gemeinde nicht erfennbar und für fie feine 
Veranlaſſung vorhanden ift, die Richtigkeit 
eines in der vorgefchriebenen Form ausdgeftellten 
amtlichen Zeugnifjes in Zweifel zu ftellen, und 
weil, wenn ed nothwendig oder auch nur ges 
ftattet wäre, die gefeglihe Wirkfamfeit der Hei— 
marhsjcheine in jedem Falle von dem vorherigen 
Nachweiſe ihrer materiellen Richtigkeit abhängig 
zu machen, und ihre Anerkennung bis dahin zu 
verweigern, der ihrer Einführung unterliegende 
Zwed in der Hauptjache vollftindig vereitelt wers 
den würde. 


Diefe Rüdfichten und Erwägungen haben vor- 
nehmlid; für die Bälle befondere Bedeutung, wenn 
es ſich um die Beitimmung des Heimathsrechtes 
nad dem letzten, refpective einjährigen Aufe 
enthalte bei einer Perſon handelt, welcher der 
Aufenthalt zeither auf Grund eines feiner Form 
nach richtigen Heimathöfcheined geftattet worden 
war, und fallen namentlich dann mit entſcheiden⸗ 
dem Gewichte in die Wagfchale, wenn dabei die 
Zeit der Detention in einer Straf» und Vers 
forgungsanftalt in Frage fommt. 


Iſt daher — heißt ed in der angezogenen Ents 
ſcheidung, nach erfolgter Berweifung auf die das 
Erforderniß von Heimathöfcheinen bei den Eins 
lieferungen in Strafanftalten ac. angehenden Vor— 
fehriften und auf den damit namentlich auch be— 
zweckten Schuß derjenigen Heimathsbezirke, in 
welchen fi) derartige öffentliche Anftalten befin 
den, weiter — diefer Vorſchrift infofern Genüge 
gefchehen, als dem fraglichen Subjecte ein for- 
mell gültiger Heimathsſchein ausgeſtellt worden 
ift, und daher für die Polizeibehörde feine Vers 
anlafjung vorlag, über defien Heimathöangehörig- 
feit Erörterungen anzuftellen, hat aud die Direc— 
tion der Anftalt, in welche die Einlieferung erfolgt 
ift, feinen Grund, diefe Erörterungen zu veranlaſ— 
fen, wenn fidy der Eingelieferte im Beſitze eines 
in fegaler Form ausgeftellten Heimathöfcheines be 
findet, und find fomit die VBorausfegungen erfüllt, 
unter welchen die Einlieferung erfolgen fonnte, 
fo fann es dem Heimathsbezirke, zu welchem 
die Anftalt gehört, nicht zum Nachtheile ges 
reichen, wenn ſich ergeben follte, daß der Hei⸗ 
mathsſchein auf Grund mangelhafter Erörte— 
rungen ober unrichtiger Anfichten ausgeftellt 
worden ift. 

Die Folge davon fann vielmehr nur bie fein, 
daß die Erörterungen darüber, wo das frag- 
liche Subject, begiehentlih in Gemaͤßheit der 


Schlußbeſtimmung von $. 9. des Heimathögefches, 
zur Zeit, ald fein Anfudhen in Frage fam 
und durch Ertheilung des Heimathsſcheines 
anerfannt wurde, Heimathörecht zu beanspruchen 
gehabt habe, wieder aufgenommen und vers 
vollftändigt werben.’ 


Wendet man nun dasjenige, was dem Vor— 
ftehenden nad in jener früheren Entſcheidung aus- 
gefprochen worden ift, auf den vorliegenden Fall an, 
jo ergiebt ſich zunächſt, daß der dem vormaligen 
Advocaten £. von dem Stadtrathe zu M. unter dem 
9. September 1836 ausgeftellte, Jenem bei feiner 
Einlieferung in die Strafanftalt zu Waldheim beis 
gegeben gewejene und damals als gültiges Docus 
ment über die Heimathsangehörigfeit des Inhabers 
anerfannte Heimathöfchein, wennſchon derſelbe jept 
zu caffiren gewefen, doch dergeftalt rückwirkende 
Kraft zu äußern habe, daß die Stadtgemeinde 
Waldheim, als denjenigen Heimathöbezirk, zu wel 
chem die dortige Strafanftalt gehört, aus dem thats 
fächlihen Aufenthalte des &. in der genannten 
Anftalt feinerlei Nachtheil auf Grund der Beflim- 
mungen des $. 9. des Heimathsgeſetzes treffen 
fann. 

Denn zur Zeit der Einlieferung des X. in das 
Zuchthaus zu Waldheim und während der Detention 
defielben in jenem war der gedachte Heimathsichein 
unzweifelhaft eine formell richtige, in dieſer Eigen- 
fhaft von feiner Seite angezweifelte, öffentliche 
Urfunde. 

Diefelbe Wirkung muß aber dem beregten Scheine 
bis zu dem Datum feiner Ausftellung zurück— 
gerechnet auch in Betreff des zwifchen diefem Zeit- 
punfte und der Ginlieferung £.8 in das Zuchthaus 
innenliegenden Zeitraumes beigemeffen werben, indem 
in diefer Beziehung namentlich in Betracht fommt, 
daß, wenn auch X. mit feiner Immatriculation als 
Advocat das Bürgerrecht der Stadt 2. zu erwerben 
verbunden war und diefe Ertheilung ded Bürger- 
rechts, wenn fie fattgefunden hätte, in Verbindung 
it den langjährigen Aufenthalte des X. in 2, die 
Erwerbung einer anderweiten Heimath Seiten def 
felben in L. zur Folge gepabt haben würde, doc} die 
Aufnahme ded Genannten ald Bürger von 8. 
in den dortigen ®emeindeverband zu feiner Zeit 
erfolgt ift. 

Unter jo bewandten Umftänden bleibt nun etwas 
Anderes nicht übrig, als mit Nüdficht auf die im 
vorliegenden Falle, wie jchon gedacht worden, maaß- 
gebende Beftimmung von $. 9. des Heimathögefepes 
auf denjenigen Aufenthalt zurüdzugehen, welchen &. 
von der am 9. September 1836 erfolgten Ausftels 
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fung des mehrberegten Heimaihsfcheines an zurück— 
gerechnet hatte, denn die @rörterungen und Er— 
wägungen, welche dem nurgedachten obrigfeitlichen 
Acte über die Frage wegen £.'8 Heimathsangehörig- 
feit vorauszugehen hatten, find nach Rage der Sache 
als der eigentliche Anfang der nah dem Sinne 
des $. 9. in der beregten Beziehung manfgebenden 
amtlichen Verhandlung über die Heimathöfrage zu 
betrachten, wogegen der Bl. — erfidtliche, vom 
16. Februar 1863 datirende Antrag des Stadtrathes 
zu M. eben nur als eine Fortfegung jener Verhand⸗ 
lung ſich charakteriſirt. 

Bei Bemeſſung jenes Aufenthaltes iſt aber über 
denjenigen Zeitpunft,. mit welchem X. in den bier- 
ländifchen Unterthanenverband aufgenommen wurde, 
nicht zurüdzugreifen, da er bis zu Diefer Aufnahme 
den einem andern Staate mit Erfolg nicht zurück— 
juweijenden Individuen nicht zugehörte, vielmehr 
feine Ausweifung in feinen Geburtsftaat, wenn fie 
vor &.8 Aufnahme in den bierländifchen Unter: 
thanenverband erfolgt wäre, zweifellos zu effectuiren 
gewefen fein würbe und daher bei E. erft von dem 
Zeitpunfte an, zu welchem er ald Unterthan des 
Königreichs Sachſen aufgenommen wurde, diejenige 
Vorausfegung eintrat, von welcher die Anwendung 
des 8. 9. auf die Feitftellung feiner Heimath über 
haupt abhängig erfcheint. 

Hieraus»folgt, daß im vorliegenden Falle der« 
jenige Aufenthalt des X. der maaßgebende ift, welchen 
derfelbe zwiſchen feiner nah Bl. — ber Acten 
unter dem 9, September erfolgten Aufnahme und 
Verpflihtung als bierländifcher Unterthan und 
Bürger von M. und der an demjelben Tage noch, 
der Natur der Sache nad) aber erft nach jenem Auf 
nahmeacte, bewirkten Ausftellung bes bisher gültig 
gewefenen Heimathsfcheines, ald dem Schluß: 
fteine der Erörterungen und Erwägungen über die 
fragliche Heimathsangehörigfeit, hatte, 

Der Ort diefed, wenn auch aller Wahrfcheinlich- 
feit nach nur äußerft kurzen, Aufenthaltes war aber 
zweifellos M. und war daher auch gegen die dortige 
Stadtgemeinde zu entſcheiden. 

Unter fo bewandten Umftänden fann die Frage, 
ob dem X. vor feiner amd. September 1836 ftatt- 
gehabten Berpflihtung als Bürger von M. eine 
förmlihe Aufnahme daſelbſt auf Grund des 
Mandate vom 13: Mai 1831 zu Theil geworden 
fei, aus dem fchon von der Kreisdirection Bl. — 
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in ihrer erſtinſtanzlichen Entſcheidung ausgeſptoche⸗ 
nen Grunde um ſo mehr auf ſich beruhen, als auch 
in dem Falle, daß jene Frage zu bejahen wäre, die 
Stadt M. auf Grund von $. 9. des Heimathe- 
geſetzes als die dermalige Heimath X.'s anzufehen 
fein würde, wogegen die Frage, ob nicht die Aus» 
ftellung des mehrberegten Heimathsfcheines auf einer 
vorherigen ausdrüdlichen Ertheilung der Heimaths— 
angehörigfeit zu M., wie fie 8. 8. a. sub 1. des 
Geſetzes im Sinne hat, beruht habe, in dem Umftande 
verneinende Beantwortung findet, Daß der Heimathd- 
fchein ausdrüdlich auf 8. 8. a. sub 2. des Gefepes, 
aljo auf Anfäffigkeit und Bürgerrecht, ald die neben 
der ausdrüdlichen Ertheilung und neben der Geburt 
geleglihen Arten der Erwerbung einer Heimathe- 
angehörigkeit, lautet.’ 


Miscellen. 


Eruennungen, Verfegungen zc. Geine König- 
liche Majeftät haben die Verfegung des Vorftands des 
Gerichtgamtes Königswartha, Gerichtsamtmannd Franz 
Hugo Seyfert im gleicher Stellung zum Gerichtsamte 
Schirgiswalde zu genehmigen, und den Aſſeſſor beim 
Gerichtsamte Oſchatz Franz Nobert Otto Hoffmann 
zum Gerichtsamtmann bei dem Gerichtsamte Königs-— 
wartha zu ernennen gnädigſt geruht. 


Immatriculation von Advocaten. Vom Juſtiz⸗ 
miniſterium iſt der Bürgermeiſter Herr Bernhard Klotz 
in Penig zum Advocalen ernannt und als ſolcher ver— 
pflichtet worden. 


Todesfälle. Geftorben: am 20. Mai 1864 der 
Geh. Arhivar Dr. Friedrich Wilhelm Yittmann, 
Nitter des K. S. V.O., in Dresden; am 21, Mai 
1864 der vormalige Orvinarius der Juriftenfacultät zu 
Leipzig, Geheimerath Dr..-Carl Friedrich Günther, 
Großcomthur, Gomthur und Ritter hoher Orden, in 
Leipzig; am 24. Mai 1864 der Amtsactuar Friedrich 
Wolfram in Lichtenftein; am 29. Mai 1864 ver 
Bürgermeifter Chriſtian Eduard Baumgärtel in Aue; 
am 1. Juni 1864 der Griminaldirector und Stabtrichter 
a. D. Auguft Rögner in Dresden; am 4. Juni 1864 
der Advocat Friedrich Morig Winkler in Leipzig. 


Offiein der Verlagehandlung. 
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Berlag von Bernbard Tauhnig in Leipzig. 


59. 
Zur Lehre vom Nachbrucke. 


Mitgetheilt von 
Herrn A. — in L. 


Im Jahre 1858 hatte die Buchhandlung W. 
& Comp. in H. eine mit ſchwediſchem Terte vers 
fehene Ausgabe des in der „Literarifchen Anftalt‘ 
in Franffurt am Main damals bereits in Zöfter 
Auflage erfchienenen Hoffmann'ſchen Bilderbuche: 
„Der Strummelpeter, oder luſtige Geſchichten und 
drollige Bilder” veranftaltet und in Leipzig bei &. 
druden laſſen. Im Juli 1862 traten die Inhaber 
der Frankfurter Berlagshandlung unter Bezugnahme 
auf den mit dem Verfaſſer abgejchloffenen Berlags- 
contract vor dem K. Handeldgericht zu Leipzig gegen 
den Druder wegen Theilnahme am widerrechtlichen 
Nachdruck bezüglich der in der fchwedifchen Ausgabe 
befindlichen Bilvertafeln klagend auf. Sie verlangten 
Schabenerfag und nahmen als folchen, da der Nachdruck 
bereits feit dem Jahre 1858 erfchienen und alfo feit 
vier Jahren ungeftört vertrieben worden, fomit aber 
bei der großen Beliebtheit des qu. Werks anzunehmen 
fei, daß in diefem Zeitraume mindeftend im Ganzen 
1000 Exemplare des Nachdrucks abgefept worden, 
die Summe von 450 Thlen. —⸗ —s als den Netto: 
preis (& 13 Ngr. 6 Pf.) von eben fo vielen Erem- 
plaren ihres Verlagswerfes in Anfpruch, überließen 
jedoch die definitive Feftfegung deſſelben nad) Art. 
XVII. des Geſetzes vom 22. Februar 1844 eventuell 
ber Beurtheilung des dazu berufenen Sacdverftändis 
genvereins, überdem beantragten fie eine Entfcheis 
dung ‚des Inhalts, daß aus den bei Bellagtem und 
fonft in Leipſig fih vorfindenden Eremplaren der 
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1864. 


ſchwediſchen Ausgabe des Strummelpeter die darin 
befindlichen Bilvertafeln herauszunehmen und dieſe 
fowohl als die zur Herftellung des Nachdrucks ger 
brauchten Vorrichtungen an Platten u. dergl. mehr 
zu vernichten feien. 

Bellagter räumte ein, daß er für W. & Comp. 
in Folge empfangenen Auftrags 1000 Exemplare 
der fchwedifchen Ausgabe des Buchs gebrudt, bes 
hauptete aber, daß er fi) dabei durchaus in gutem 
Glauben befunden habe. Der Druder habe den ihn 
beauftragenden Verlagsbuchhändler nicht nad) deſſen 
Berechtigung zu fragen; dies gelte eben jo von der 
urfprünglichen Berechtigung, wie von berjenigen, 
welche den Abdruck des bereitd anderwärtd Gedruck⸗ 
ten betreffe, was am häufigften bei iluftrirten Jours 
nalen vorfomme, und da auf dem fchwedifchen Titel 
des Buchs der Berfaffer Dr. Heinrich Hoffmann 
ausdrüflih genannt fei, fo habe er, Bellagter, 
um fo zuverficgtlicher annehmen dürfen, daß W. & 
Eomp. ihrer Berechtigung hätten gewiß fein müffen. 
Weiter ſprach Bellagter dem Drudwerfe den Werth 
eines Kunftwerfö ab und beftritt überhaupt die An— 
wendbarfeit des angesogenen Gefeged auf den vor« 
liegenden Fall. 

Am Schluffe des Verfahrens legte dad Procep- 
gericht der dritten Abtheilung des Sacdverftändigen- 
vereind zu gutachtlicher Beantwortung folgende Fra— 
gen vor: 

1) Sind die in der Klage erwähnten Bildertafeln 
der Schrift B. — Originalausgabe — als Werfe 
der Kunft im Sinne $. 1. und 2. leg. eĩt. zu 
betrachten ? 

2) Erſcheinen die Bildertafeln der Schrift sub E. 
— ſchwediſche Ausgabe — ald Nachdruck der 
Bildertafeln sub B. und ift durch dieſe Ber- 


vielfältigung der Urheber der Tafeln sub B., 
beziehentlich fein Rechtsnachfolger in Hinficht: 
auf den dadurch zu erlangenden Gewinn als 
beeinträchtigt anzufehen? t 
3) Genuͤgen die in-der Klage gebotenen Unter⸗ 
lagen unter Benugung der $. 7.:leg. eit, vor⸗ 


gezeichneten Annahmen, um dieſen Bermögens- |7bärf 


verluft zu quantificiren? 

4) Auf wie hoch beläuft er fich und ift die⸗Seiten 
Klägers nah Maafgabe der Klage bewirkte. 
Schaͤtzung eine angemeffene? 

Die dritte Section des Vereins ſprach ſich zu den- 
vorgelegten Fragen dahin aus: 

Ad 1. Die in der Klage erwähnten Bildertafeln, 
der Schrift B. find vom Dr. med. H. Hoffmann 
erfundene, lebendig humoriſtiſche Zeichnungen, in 
einfachen farrifirten Bormen luftige Kindergefchichten 
darſtellend und find durch fchöpferifche Thätigfeit ent 
ftandene Kunftwerfe im Sinne $. 1. und 2. des 
Geſetzes vom 22. Februar 1844. 

Ad 2. Sämmtliche Bildertafeln der Schrift E. 
ftimmen in allen weſentlichen Theilen volltommen 
mit den Bildertafeln B. überein. Cine folche Ueber- 
einftimmung fonnte nur durch Gopierung der Origi— 
nalbilder entſtehen und würde ſelbſt dem Urheber 
von Driginalwerfen bei Wiederholung derfelben nur 
dur Eopierung mögli fein. Ganz unwefentlich 
aber find die fleinen Veränderungen, die ſich in den 
Bildertafeln der Schrift E. finden, fie befchränfen 
fih nur auf Umgeftaltung einzelner Formen und 
geben feinem einzigen Bilde originalen Charakter. 
Nah den entwidelten Gründen erfennen wir, da 
beide Werfe in buchhändlerifhem Vertriebe ſich bes 
finden, fämmtlihe Bildertafeln der Schrift E. ala 
widerrechtlihe Nachbildungen der Bilder in Schrift 
B. im Sinne des Gefeges. 

Die Shäpung des Bermögensverluftes bes 
treffend, der durch dieſe widerrechtliche Nachbildung 
der liter. Anftalt zu Frankfurt entftanden fein mag, 
finden wir, daß 

ad 3. die in der Klage gebotenen Unterlagen ihre 
Berechtigung haben. Da es Thatſache ift, daß feit 
dem Erſcheinen diefes beliebten Kinderbuchs im Jahre 
1846 bi6 zum Jahre 1858 die Zöfte Auflage aus 
gegeben wurde, fo ift anzunehmen, daß in Schweden, 
mit ſchwediſchem Terte, dieſes Buch auch viel Vers 
breitung gefunden haben werde und daß die Annahme 
von 1000 verkauften Eremplaren feit deſſen Erſchei— 
nen im Jahre 1858 nicht zu hoch angefegt fein mag. 
Da aber bie liter. Anftalt in Frankfurt bis jept, fo 
viel und befannt, Feine Ausgabe diefes Buchs mit 
ſchwediſchem Terte gedruckt hat und mit deutſchem 
Terte wohl fchwerlich von demfelben 1000 Eremplare 
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während des angegebenen Zeitraums in Schweden 
verfauft worden wären, fo fpredhen wir 

ad,A4. unfer Gutachten dahin gus, daß die in der 
Rage bewitlte Schaͤtzung dys Vermoͤgensverluſtes 
mit 450 Thalern zu hoch angeſetzt ſei und wohl nur 
zur Haͤlfte bis zu zwei Drititheil berechnet werben 
e. 
Am 13. Januar 1863 publicirte das Königl. 
Handelsgericht einen Befcheid folgenden Inhalte: 

„Weil nach den Geftändniffen des Bellagten ad 
pet. — liquid vorliegt, 

1) daß den Klägern das Berlagsrecht an dem 
von dem Dr. med. Heinrih Hoffmann ver 
faßten und, was die dazu gehörigen Bilder- 
tafeln anlangt, felbft entworfenen und gezeich- 
neten, der Klage in einem Gremplar Zöfter 
Auflage beiliegenden Bilderbuchs unter dem 
Titel: 

„Der Strumwelpeter, oder luſtige Gefchichten 
und drollige Bilder“ 
contractlich zufteht, nicht minder, 
daß Kläger diefed Verlagswerk zeither zu dem 
Ladenpreife von — 18 Sgr. — + Netto, —⸗ 
13 Ngr. 6 Pf. für Süpdeurfihland von 57 Fr. 
Netto, 424 Er. im Wege des Buchhandels ver 
trieben haben, endlich 
daß der Beklagte den Drud eines mit ſchwedi⸗ 
ſchem Terte verfehenen Bilderwerfs, von wel- 
chem ein Eremplar sub E. anliegt, unter dem 
Titel: 


2) 


3) 


Drummel Petter etc. 
im Jahre 1858 in der ihm zugehörigen Drudes 
rei — nad Beflagtens eigener Angabe im 
Umfange von 1000 Eremplaren — veranftals 
tet hat, 
Kläger aber ferner behauptet haben, daß die in dem 
Drudwerfe sub 3. befindlihen Bildertafeln als 
unbefugte Bervielfältigungen der betreffenten Bilder: 
tafeln des Drudwerfs sub 1. fich darftellen, dagegen 
der Beflagte eben fo die dem unter 3. bezeichneten 
Drudwerke beigelegte Nachdrucksqualität geleugnet, 
als jede ihm biesfalld angefonnene Verantwortung 
von ſich abgelehnt ac., hiernächft die von dem Bellag- 
ten gegen die Gtatthaftigfeit der erhobenen Klage 
DI. — geltend gemachten Einwendungen ald unbe 
gründet ſich darftellen, insbeſondere 
a) dad Bl. — sub D. Vorgebrachte nicht geeignet 
ericheint, um den Bildern ded Drudwerfs sub 1. 
die Eigenfchaft von Kunftwerfen im Sinne $. 1. des 
Geſetzes vom 22. Februar 1844 mit Grund abfprechen 
zu fönnen, ba denjelben, wie von dem Sadverftän- 
Digenverein BI. — beftätigt worden, allenthalben 
eine ſchöpferiſche, fünftlerifche Idee zu Grunde liegt, 
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ſonach, wollte man auch dem Begriff eines Kunſt⸗ 
werfs fo enge Grenzen ſtecken, wie dies 

Jolly, die Lehre vom Nachdruck, S. 129. 
— jedoch im Gegenfaß von 

Wächter, das Verlagsreht, ©. 117., insbef. 

©. 140. — 

geihan, die Borausfegung, unter welcher der erft- 
genannte Schrififteller den Bilderbüchern der Regel 
nad den Schug gegen Nachdruck abſprechen zu 
müffen glaubt, der Mangel künftlerifcher Befchaffen: 
heit nämlich, im vorliegenden Falle mit Rüdficht auf 


ben den fraglichen Bildern zufommenden höhern Werth 


als befeitigt ſich darftellen würde, hiernaͤchſt 

b) nad dem, was in dem Sachverftändigengut- 
achten Bl. — ad 1. in Uebereinftimmugg mit dem 
fi darbietenden Augenfcheine bemerft worden, der 
Umftand, daß die Bildertafeln in dem Werfe sub 3. 
als mechanische Vervielfältigungen der entfprechenden 
Vorlagen des Werks sub 1. ſich charafterifiren, weis 
terer Begründung nicht bebarf, 

überbem 

c) die Vorauoſetzung einer unbefugten Berviel- 
fältigung rüdfihtlih der erwähnten Bildwerke auch 
dadurch nicht ausgefchloffen werden mögen, daß 
Leptere — worauf Bellagter Bl. — ferner hinweiſt — 
in ungertrennlicher Berbinbung mit dem in der vor⸗ 
liegenden Ueberfegung dem Nachdrucksverbote nicht 
unterworfenen Terte ſtehen, da das Wiedergeben 
eined fremden Erzeugniffes dadurch nicht zu einer 
erlaubten Handlung wird, fo wenig anbererfeits zur 
Eonftruirung des Begriffes unerlaubten Nachdrucks 
es erforderlich ift, daß die wiedergegebenen Beſtand⸗ 
theile ſchon für fi ein felbftftänviges literarifches 
oder artiftifches Erzeugniß bilden können, 

Waͤchter, a. a. D. ©. 505. jet. S. 530. 
weiter 

d) die von dem Bellagten Bl. — in Abrede ge 
ftellte Eriftenz einer Vermögensbeeinträchtigung im 
Sinne des $. 16. leg. eit. nach den einfchlagenden 
Berhälmniffen um fo weniger einem begründeten Zwei⸗ 
fel unterliegt, als, fteht den Klägern das alleinige Recht 
der Vervielfältigung rückſichtlich der mehrerwähnten 
Bilder zu, jede Vervielfältigung von Seiten eines 
Dritten, diefelbe mag für das Inland oder Ausland 
beftimmt fein, ihnen die vermögensrechtlice Aus- 
nugung diefes Befugnifies wenigftens theilweife ent- 
sieht, indem auch das Ausland ohne das Daywifchen- 
treten eines Nachdrucks feinen Bedarf präfumtiv nur 
durch das Beziehen des Driginalwerfs hätte decken 
fönnen, 

im Uebrigen 

e) das Bl. — sub C. Bemerfte den Bellagten 
der perfönlithen Verantwortlichleit wegen bes vors 





Tiegenden Nachdrucks feineswegs entheben kann, ba 
Bellagter, wenn er feinem Zugeftändniffe BI. — 
gemäß nad den ihm von der Handlung W. & 
Comp. in H. vorgelegten Holzfchnitten den Drud 
der Bilder bewerfitelligt hat, zwar nicht ald Urheber 
oder auch Miturheber des Nachdrucks, fondern 
nur als Theilnehmer an demſelben fi darſtellt 
— denn bie Urheberfchaft wird im Sinne der Nach» 
drucksgeſetzgebung nur dem zugefchrieben, für deffen 
Rehnung das Unternehmen des Nachdrucks geht, 
während die Eigenſchaft eines Theilnehmers oder 
Gehülfen denjenigen beigemeffen wird, welche, ohne 
Intereffe an der Vervielfältigung felbft, nur als Lohn» 
arbeiter concurrirt haben, 
Solly, a. a. D. ©. 270. 271. 
Haubold, Saͤchſ. Priv.⸗Recht, $. 427. not. k. 
ed. 3. 
vergl. auch das Geſetz vom 14. Mär 1851, die 
Angelegenheiten der Preſſe betreffend, $. 26. 
sub b. — 
ſonach zufolge $. 6. des mehrgedachten Geſetzes vom 
22. Februar 1844 die Wiſſenſchaft des Beklagten 
um den Nachdruck — deſſen dolus — allerdings als 
die nothwendige Borausfegung der ihm angefonnenen 
Haftpflicht fich geltend macht, gleichwohl nach den 
liquid vorliegenden Umftänden der Nachweis diefes 
dolus als genügend erbracht zu erachten, werin man 
erwägt, 
daß bei der allgemeinen Befanntfchaft bes im’ 
Frage ftehenden, bereits in Zöfter Auflage erſchienenen 
Kinderwerls in Verbindung damit, daß Beklagtet 
notorifch zugleich den Buchhandel betreibt, nicht ans 
genommen werden fann, die Berlagsberechtigung det 
Kläger zur Zeit des ihm uͤbertragenen Druds fei dem 
Bellagten unbefannt gewefen, zumal berfelbe über- 
haupt ſelbſt nirgends mit Beftimmtheit behauptet hat, 
daß diefe Berhältniffe damals feiner Wiffenfchaft ſich 
entzogen gehabt, oder daß er das Werk für Ge- 
meingut gehalten habe, fomit bei der Ausſchließlich— 
feit jedes Verlagsrechts ihm nicht entgehen konnte, 
daß der ihm übertragene Drud, fo lange nicht beſon— 
dere, an fich nicht zu vermuthende Verhältniffe einge- 
treten waren, den Gefegen nach, deren Bekanntſchaft 
feldftverftändlich bei dem Beflagten vorauszufepen, 
einen unbefugten Eingriff in die Vermögensfphäre des 
Berlagsberechtigten involviren müͤſſe, 
was aber die ebenerwähnten befondern Berhält- 
nifje anlangt, ed an und für ſich zwar nicht unmöglich 
war, daß die beftellende ausländifche Buchhandlung 
das Recht der Bervielfältigung der Bilder durch 
befonderen Rectötitel erworben gehabt, dem Bes 
klagten jedoch zur Begründung einer foldden Annahme 
in dem fpeciellen Halle beftimmte thatfächliche Momente 
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ber Wahrfcheinlichfeit nicht vorlagen, die allge 
meine Möglichkeit aber unter Umftänden, wo das 
Eine eben fo gut ald das Andere begründet fein 
fann, und gleichwohl die zu Gebote ftehenden Mittel, 
zuvoͤrderſt über die einjchlagenden Berhältniffe die 
erforderliche Gewißheit zu erlangen, unbenupt gelafs 
fen werden, dem Handelnden mindeſtens nicht den 
Vorwurf bed dolus indirectus erfparen fann, infofern 
er durch fein Gebahren zur Genüge beweift, daß es 
ihm im Wefentlichen gleichviel gelte, ob er durch 
fein Thun das Rechtsgebiet Anderer verlege oder 
nicht, 

ſolchemnach alfo dem Bl. — zu Ounften bes 
Druders, der eine Beftellung des Verlagsbuhhänd- 
lers effectuirt, aufgeftellten Grundſatz, wornach dem 
Erfteren jederzeit bona fides zu vinbiciren, wenigftens 
in diefer Allgemeinheit nicht beizutreten, jedenfalls 
aber demfelben auf den vorliegenden Fal Anwendung 
nicht gegeben werben kann, bermalen vielmehr als 
ausreichend dargethan zu achten iſt, daß Bellagter 
von denjenigen Thatumftänden, welche das beabfich- 
tigte Unternehmen als eine unerlaubte Bervielfältis 
gung bed Werks der Kläger erfcheinen ließen, bei 
der Ausführung des Druds der Bilder Wiſſenſchaft 
gehabt, 

und, follte dies in der That nicht der Fall ge- 
weſen fein, berfelbe mindeftens eine ſolche Unacht⸗ 
famfeit — culpa lata — an ben Tag gelegt habe, 
welche civilrechtlich befannten Rechtögrundfägen 
aufolge 

1. 226. D. de V. S. (50, 16.) 

1.1. D. si mensor. (11, 16.) 

l. 32. D. depositi. (16, 3.) 
in ihren Wirkungen dem dolus gleichgeachtet wird, 

unter ſolchen Umftänden nun zwar 

f) fein Bedenken obwalten fann, die Berurtheis 
lung des Bellagten im Allgemeinen dem Petitum der 
Kläger gemäß im Rachſtehenden auszuſprechen, das 
gegen, fo viel die Höhe des geforderten Schaben- 
erfages anlangt, nicht unberüdfichtigt bleiben darf, 
daß das fachverftändige Outachten Bl. —, welches 
nach diefer Seite hin vorzugsweife Einfluß. auf die 
richterliche Entfcheidung gewinnen muß, in feiner 
dermaligen Faſſung nicht geeignet erjcheint, alle hier- 
bei einfchlagenden Fragen erfhöpfend zu erledigen, 
infofern dafjelbe einestheils in feinen Ausgangs» 
punften zu unbeftimmt ſich geftaltet, um ohne Weite 
res eine in Bezug auf die Entſchaͤdigungshöhe ab» 
geichlofjene Entſcheidung darauf zu ftügen, anderer 
feitö in feiner Begründung bei dem hier in Frage 
ftehenden Punkte zum Theil der für den Richter 
wuͤnſchenswerthen Motivirung entbehrt, insbefondere 
dem höchſt wefentlihen — in den Parteivorträgen 


284 


— — 


allerdings unberückſichtigt gebliebenen — Umſtand, 
daß nach der Richtung der Klage nur ein Theil 
des Verlagswerls der Klaͤger, die Bilder, als Nadh- 
drud verfolgt worden, und fonach felbftverftändlidh 
vergl. Wächter, a. a. O. ©. 684. 

nicht der volle Preis des Werts ald Unterlage ber 
Erfagberechnung dienen fann, die nothwendige Be— 
achtung zur Zeit noch nicht bat zu Theil werben 
faffen, — Mängel, welche zwar das nochmalige 
Gehör des Sadhverftändigenvereins als unentbehrlich 
erfcheinen laffen, jedoch, da dies füglich dem Erecus 
tionsftabium vorbehalten bleiben fann, die Entjcheis 
dung ſelbſt nicht aufhalten mögen, in Bezug auf 
deren Umfang nur zu bemerfen, daß bie außer dem 
unmittelbaren Entfhädigungsanfpruche felbft geltend 
gemachten Nebenanfprüche in der Vorfchrift $.8. des 
mehrgebachten Gefeges vom 22. Februar 1844 aus 
reichende Begründung finden, 

fo ift der von dem Beklagten veranftaltete Abdruck 
fämmtlicher Bildertafeln in dem oben sub 3. be 
zeichneten, mit ſchwediſchem Terte verfehenen Werte 
für Nachdruck zu achten und ift deshalb 

a) Bellagter den durch diefen Nachbrud den 
Klägern zugefügten Schaden in der nah Maaßgabe 
bed $. 7. und 18. des Geſetzes vom 22. Februar 
1844 durd den Sadjverftändigenverein in Leipgig — 
wiewohl nicht über die von Klägern diesfalls gefor⸗ 
derten 450 Thaler hinaus — annoch zu beſtimmen⸗ 
den Höhe zu erfegen, benfelben auch die Procepfoften 
zu erftatten ſchuldig und hierzu, da nöthig, nad) 
Handelögerichtsbraud; anzuhalten, nicht minder find 
Kläger 

b) für wohl befugt zu achten, die Herausgabe 
und Bernichtung der nachgedruckten Bildertafeln aus 
denjenigen Eremplaren, welche in Leipzig vorgefunden 
werden, ingleichen die Vernichtung der ſich vorfin- 
denden, zur Herftellung des Nachdrucks gebrauchten 
Vorrichtungen zu beantragen.” 

Auf Beflagtensd Berufung erfannte unterm 13. 
November 1863 das K. Appellationsgericht zu 
Leipzig confirmatorifch ref. exp. unter Beifügung 
folgender Rationen: 

„Bellagier beftreitet die rechtliche Haltbarkeit des 
Klaganſpruchs hauptfählid aus dem dreifachen 
Grunde, 

1) weil die in dem BI. — aufgeführten Verlags⸗ 
werfe der Kläger enthaltenen Bildertafeln als Werfe 
der Kunſt in dem Sinne bes Geſetzes vom 22, Februar 
1844 nicht anzufehen, mithin auch des in biefem 
Geſetze geordneten Rechtsſchutzes nicht theilhaftig 
feien, 

2) weil ſich nicht annehmen laſſe, daß durch die 
in der Officin des Beklagten veranftaltete mechanifche 
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Vervielfältigung der gedachten Bildertafeln ein ben 
Klägern vermöge ihres Berlagsrechted gulommender 
Bermögenserwerb gefchmälert werde, ſonach aber es 
bier an ber in $. 16. des angezogenen Geſetzes für 
jede Rechtsverfolgung wegen Nachdrucks aufgeſtellten 
abfoluren Borausfegung fehle, und 

3) weil Kläger nicht zu behaupten im Stande 
gewejen feien, daß dem Beklagten bei Beranftaltung 
des Nachdrucks ein wirklicher dolus zur Laft falle, 
wie foldhen $. 6. jenes Geſetzes zu dem Thatbeftande 
des Nachdrudodelicts erheifche. 

Die vorige Inftanz hat Feiner von diefen Ein» 
wenbungen einige Beachtung gejchenft, und es if 
ihr nach anderweiter Erwägung ber hier einfhlagen- 
den factifhen und rechtlichen Momente allenthalben 
beizutreten gewejen. 

Zubörberft würde es 

au 1. 
mit ber ganzen Tendenz des vorbemerkten Geſetzes 
unvereinbar fein, wollte man an ben Begriff eines 
Kunftwerfes, welcher weder im Geſetze felbit, noch 
in deffen Motiven näher erläutert und begrenzt wor⸗ 
den ift, einen ganz firengen Maafftab anlegen. 
Denn dadurch würde unbezweifelt der Schuß, welchen 
nad) der Abficht des Gefepgebers die Urheber artiftis 
ſcher Erzeugniffe, fofern die legteren überhaupt zum 
Gelderwerbe beftimmt find, gegen jede ihr Bermögens- 
interefie verlegende unbefugte Vervielfältigung ge- 
niegen follen, in vielen Fällen ausgefchloffen werden, 
in denen das Bedürfniß eines derartigen Schupes 
vollfommen begründet erfcheint. Bei einer mehr 
ertenfiven als reftrictiven Auslegung des in dem 
Geſetze gebrauchten Auspruds „Werke der Kunft”, 
wie folhe dem Obigen zufolge ald ausreichend ge- 
rechtfertigt angefehen werben barf, lafien fich aber 
die hier in Frage befangenen Bildertafeln denjenigen 
Producten, welde dem Kunftgebiete im Allgemeinen 
angehören, unbedenklich beizählen, da diefelben, wenn 
fchon fie nicht eigentlich aͤſthetiſchen Zweden dienen, 
fondern zunächft auf eine angemefjene Beichäftigung 
und Anregung des kindlichen Sinnes berechnet find, 
dennod in der legten Richtung eine gewifle felbft- 
ftändige Auffaffung und Idee befunden, welche durch 
das Mittel der Zeichnenfunft zur Ausführung und 
Anfchauung gebracht worben ift. Damit ſtimmt auch 
das Butachten des Sachverftändigenvereins Bl. — 
überein, welches bei der vorliegenden Frage, deren 
Beantwortung vorzugsweije eine dem entfcheidenden 
Richter nicht beimohnende fpecielle Vorbildung und 
Fachlenniniß erfordert, ohne zwingende Gründe nicht 
unbeachtet gelaffen werden fann und in ganz ent- 
fhiedener Weife jenen Bildertafeln die Eigenſchaft 
eines burch fchöpferifche Thätigfeit entftandenen Kunft- 
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werfes im Sinne des Geſetzes vom 22. Februar 
1844 beilegt. Daß dieſe Eigenfchaft aber lediglich 
auf der Zeichnung, nicht dagegen, wie Bellagter gel» 
tend zu machen verfucht, erſt auf der den Bildern 
gegebenen Eoloratur beruhe, leuchtet von felbft ein 
und ergiebt fich völlig ungweideutig aus der Motis 
virung des vorgebachten Gutachtens der Sachver⸗ 
ftänbigen. 

Wenn hiernähft 

zu 2. 

nad) der Meinung ded Beklagten die in feiner Dru- 
derei ausgeführte Vervielfältigung der erwähnten 
Bildertafeln den Erwerb der Kläger deshalb nicht 
beeinträchtigt haben fol, weil die Nachdrucksbilder 
lediglich einer ſchwediſchen Ueberfegung des in deut⸗ 
fher Sprache verfaßten Orginalwerkes einverleibt 
worden feien, fo ſteht dieſer Meinung das eingeholte 
Gutachten des Sachverftändigenvereins gleichfalls 
entgegen. Denn obſchon die Sachverftändigen auf 
den hierher gehörigen zweiten Theil der ihnen Bl. — 
vorgelegten Frage nicht näher eingegangen find, fo 
haben diefelben doch einer Beantwortung der eben» 
dafelbft sub 3. und 4. aufgeworfenen Fragen, welche 
die QDuantificirung des den Klägern zugefügten 
Schadens betreffen, ohne Weiteres ſich unterzogen 
und fomit die Eriftenz eines von Klägern erlittenen 
Bermögensverluftes vorausfeglich auf Grund ihrer 
geſellſchaftlichen Erfahrungen als völlig zweifellos 
betrachtet. In der That läßt fich auch bei der notos 
rifhen ausgedehnten Verbreitung des hier in Rede 
ſtehenden Verlagswerkes, welches, wie die Acten 
ergeben, bereits in fünfundzwanzig Auflagen erfchie- 
nen ift und befien hauptfächlihen Werth die darin 
enthaltenen Bilvdertafeln ausmachen, nicht füglich in 
Zweifel ziehen, daß daffelbe ungeachtet feines deut- 
chen Tertes in den Kreiſen, für welche die ſchwediſche 
Ueberfegung bearbeitet worden, ohne das Borhan- 
denfein diefer mit den nachgedruckten Bildern des 
Driginalwerfes verfehenen Ueberfegung in einer wenn 
fhon befchränfteren Anzahl von Eremplaren Abfag 
gefunden haben würde, daß aljo ein vermögens- 
rechtlicher Nachtheil aus der unbefugten Bervielfälti« 
gung für die Kläger wirklich erwachſen fei. 

Wegen der Feftftellung der Höhe des diesfallfigen 
Schadens ift aber in der vorigen Entſcheidung zu 
allfeitiger Wahrung der Rechte des Bellagten ganz 
fachgemäß die Einholung eines anderweiten fachver« 
ftändigen Gutachtens vorbehalten worben, von beffen 
Verfaſſern nicht nur die bier maaßgebenden factifchen 
Berhältniffe vollftändiger, als feither gefchehen, zu 
berüdfichtigen, fondern auch bie darauf zu gründen 
den Schäungen in genügender Weife zu motiviren 
fein werden. 


286 


Endlich bedarf es 
zu 3. 
feiner  befonderen Ausführung, daß die in $. 6. 
Abfagıil. des Gefeges vom 22. Februar 1844 ger 
brauchten Worte: „oder wifjentlich daran Theil ge» 
nommen haben”, ‚nach: dem ganzen Zufammenhange 
dieſer Giefepftelle von denjenigen Perfonen verftanden 
werden müfjen, welche bei der Herftellung des Nach— 
druds als Gehülfen thätig gewefen find, im Gegen. 
ſatze einerjeitd zu den unmittelbar vorher erwähnten 
Urhebern: des Delictes, andererfeitö zu den im Ab» 
fag 2. gedachten Theilnehmern an dem Bertriebe 
der widerrechtlihen Vervielfältigung. Die BL. — 
vom Beflagten zugeftandene Thätigkeit fällt objectiv 
ganz zweifellos unter den Begriff der geleifteten Beis 
hülfe, und begründet daher in Gemaͤßheit der obigen 


Geſetzſtelle die volle Erfagpflicht des Beklagten, dafern 


noch das fubjective Moment binzutritt, daß derfelbe 
bei jener Thätigfeit von der Nachprudsqualität des 
unter feiner Mitwirfung berzuftellenden Werkes 
Wiſſenſchaft hatte, alfo nicht blos fahrläffig, jondern 
mit Abficht handelte. Nach der allgemeinen Faſſung 
des Gefepes fann nun hier, wie die erfte Inftanz 
mit Recht angenommen bat, zwifchen beflimmter und 
unbeftimmter Abficht nicht unterfchieden werden, viel 
mehr muß es gleich gelten, ob derjenige, von welchem 
zu Ausführung des Nahdruds Beiftand gewährt 
worden ift, dabei eine Bermögensverlegung des 
Berlagsberechtigten direct bezwedt oder ſolche nur 
ald den nothwendigen oder wahrjcheinlichen Erfolg 
feiner Thätigfeit vorausgefehen hat. Ein dolus in 
der zulept gedachten Richtung ift aber auch nad 
Anficht der jepigen Inftanz dem Beflagten unter 
den von ihm felbit eingeräumten und in der Klage 
angegebenen Umftänden infofern beizumefien, als ihm 
bei Berreibung feines buchhändlerifhen Geſchaͤfts 
das Berlagsrecht der Kläger von dem bezeichneten 
Werke keinesfalls fremd geblieben war, ald von ihm 
ferner. bei dem Empfange des betreffenden Auftrags 
fofort erfannt werben mußte, daß ed fih um eine 
in feiner Officin zu bewerfftelligende einfache mecha— 
nifche Vervielfältigung der Bildertafeln jenes Werfes 
handle und er deshalb es nicht darauf anfommen 
laffen durfte, ob feinem Auftraggeber eine Berechti— 
gung zu dieſer Vervielfältigung zuſtehe, fondern bei 
der nahe liegenden Vermuthung der beabfichtigten 
Verlegung eines fremden Bermögendrechtes unbedingt 
die Verpflichtung hatte, vor Uebernahme des Auftrags 
über das Sachverhaͤltniß fich die nöthige Gewißheit 
zu verfchaffen. Einen Entjhuldigungsgrund für die 
Verabfäumung dieſer Verpflichtung fann Bellagter 
aus den von ihm angeregten Zweifeln, ob den 
Driginalbildern an fih ein Rechrsfhug überhaupt 


zu verleihen, und der Druder, ‚welcher nur in dem 
Auftrage eined Dritten thätig geweien, als Theil- 
nehmer an einer unbefugten Vervielfältigung zu be» 
handeln fei, um deswillen nicht ableiten, weil dieſe 
Zweifel, wenn fie wirklich bereits zur Zeit der Bes 
ftellung des Drudes in ihm aufgetaucht fein follten, 
bei ihrer Unerheblichkeit alsbald durch eine nähere 
Prüfung der hier in Betracht fommenden gefeglichen 
Beftimmungen und dem Kunftfache angehörigen Fra—⸗ 
gen zu befeitigen waren. 

Auf Grund der vorflehenden Erwägungen hat 

man die angefochtene Entſcheidung lediglich zu bes 
ſtaͤtigen gehabt, auch keinen ausreichenden: Anlaß 
finden können, den Appellanten mit der Erſtattung 
der durch fein Rechtömittel erwachſenen Koſten zu 
verſchonen.“ 
Das K. Oberappellationsgericht, an welches 
demnaͤchſt dieſe Sache auf anderweite Berufung des 
Beklagten gelangte, erfannte unterm 17. März 1864 
bahin: 

„Daß e8 bei nurgebachtem Urthel (2ter Inftans), 
foviel die darin audgefprochene BVerurtheilung des 
Beklagten in Erftattung der Koften ſowohl voriger 
als erfter Inftanz betrifft, nicht zu laffen, fothane 
Koften vielmehr gegenfeitig unter den Parteien aufs 
zubeben. 

Dahingegen ift, die Hauptfache anlangend, for 
thanes Urthel zwar, wie hiermit gefchieht, zu bes 
ftätigen, jedoch mit der Erklärung, daß bei fünftiger 
Beftftellung der Höhe des den Klägern buch den 
Nahdruf der Bildertafeln des in ihrem Verlage 
erichienenen Bilderbuchs „der Strummelpeter oder 
luftige Gefchichten und drollige Bilder“ verurfachten 
Schadens die Bl. — bezeichnete buchhändlerifche 
Section des Sadjverftändigenvereins zuzuziehen, und 
werden die Koften gegenwärtiger Injtanz unter den 
Parteien compenfirt.” 

Die beigefügten Entfheidungsgründe find 
nachſtehenden Inhalte: 

„In der Hauptfache ift der vorigen Entjcheidung 
auch gegenwärtig beizutreten gewefen. 

Denn 

a. 
im Sinne des Geſetzes vom 22. Februar 1844 
find die Bildertafeln zu dem im Verlage der Kläger 
erichienenen „Struwwelpeter“ ald Kunftwerfe 
allerdings anzufehen. Producte der Zeichnenfunft 
find fie jedenfalls, darauf aber, ob fie vom Aftheti- 
hen oder fünftlerifchen Standpunkte aus Anſpruch 
auf Kunſtwerth haben, fommt nad dem gedachten 
Sefege nichts an, fondern nur, ob fie zum Geld» 
erwerbe benugt werden können und beitimmt' find, 
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was bier außer aller Frage fteht. In biefem Maaße 
haben fih auch BI. — die Sachverſtaͤndigen, — 
Urtheil inſoweit für entſcheidend zu achten, aus- 
geſprochen. 

b. 

Die Verbindung der Bildertafeln mit einem den⸗ 
ſelben in ſchwediſcher Sprache beigegebenen Texte — 
in Beziehung auf welchen letzteren ‚gegenwärtig die 
Frage, ob er. ald Nachdruck zu betrachten, allerdings! 
nicht vorliegt — benimmt ihrer dem Bellagten als, 
Druder zur Laft gelegten mechanifchen Bervielfälti- 
gung nicht den Charakter des Unerlaubten. 

Man fann dahin geftellt fein laffen, ob nicht — 
Bilder für den Zweck, dem fraglichen Verlagswerke 
einen ausgebreiteten Abſatz zu verfchaffen, geradehin 





als die Hauptfache zu betrachten feien, ueben wel⸗ 
her der zur Erläuterung beigefügte Tert nicht in’ 
befonderen Anſchlag zu bringen, denn jedenfalls‘ 
fann ihnen die Eigenfchaft eines felbfttändigen 
Productes nicht abgefprochen werben, wie fchon 
daraus fich ergiebt, daß fie einen, wenigftens in der 


Form, wefentlich verfchiedenen Tert zu ihrer Erläus 
terung zulaſſen, und es läßt fi dem Beklagten | 


nicht zugeben, daß ohne den beigegebenen Tert jene 


Bilder gar feinen Gegenftand des Gelderwerbes häts, 


ten bilden fönnen. 
Unbegründet ift übrigens der dem Eachverftän- 
Digengutachten gemachte Vorwurf, auch den ſchwedi— 


fhen Tert der Nachbildung ald Nachdruck behandelt 


zu haben, denn die Beantwortung ber Frage unter 3. 
Bl. — bezieht fih nur auf die Quantificirung 
des Schadens, die zur Zeit ohnehin noch nicht als 
definitiv feftftehend erachtet worden. 


c. 

Daß der Druder eines in unerlaubter Weife 
mechanifch vervielfältigten literarifchen oder Kunft- 
erzeugniffes als Theilnehmer am Vergehen des Radıs 
druds anzufehen, fann nad) allgemeinen Grundfägen 
feinem begründeten Zweifel unterliegen. 

Nur wird, infofern die folidarifche Verpflichtung 
zum Scabdenerfage ($. 6. des Gefehes) in Frage 
fommt, der Druder blos dann verhaftet erfcheinen, 
wenn er wiffentlich durch feine Ihätigfeit zu der 
unerlaubten Vervielfältigung beigetragen, alfo gewußt 
bat, daß, was er drude, ohne Einwilligung des 
Berechtigten und zum Zwecke der Beeinträchtigung 
deffen Erwerbes ihm zu druden aufgetragen wors 
ben ſei. 

In dieſer — der fubjectiven — Beziehung fann 
aber nach dem, was hierüber bereits Bl. — und 
Bl. — erfchöpfend dargelegt worden, füglich nicht 


: bezweifelt werben, :daß dem Beklagten, ı.mo nicht 


dolus, doch mindeſtens eine in civilrechtlicher Hin⸗ 
ſicht gleichſtehende culpa Jata allerdings beizumeſ⸗ 
ſen ſei. 

Deſſenungeachtet hat Man ſich in ‘Betreff "des 
Koftenpunftes zu einer zabaͤndernden Entſcheidung 
veranlaßt finden mäffen. 

Die von den Klägern ald Schadenerſatz geſor⸗ 
derte Summe von 450 Thalern, welche ‚den Ver— 
faufspreis von 1000: Eremplaren -ded, „Struwwel⸗ 


peters“ vepräfentiren -foll, iſt jedenfalls zu «hoch 


gegriffen. Run läßt ſich awar dieſerhalb den Klä- 
gern ‚der Einwand der Zuvielforderung aus dem 
Grunde nicht fo geradehin entgegenhalten, ‚weil fie 
die obige Summe nicht unbedingt beanſprucht, ‚fon- 


| vern eventuell der Beurtheilung ‚des Sacveritän- 


digenvereind unterftellt haben, ‚allein immerhin hätte 
es in einem Falle ‚fo eigenthümlicher Art, wie der 
vorliegende, wo die von dem Beklagten im Auftvage 
einer ausländifchen Buchhandlung gedruckten Bilder 
des „Strumwwelpeter”, nachdem ihnen zuvor noch 
ein Tert in einer fremden, in Deutfchland wenig bes 
fannten Sprache beigegeben worden, vorausſetzlich 
nur zum Vertriebe in einem Lande beftimmt fein und 
ihren Abfag finden Tonnten, wo das mit deutſchem 
Text verfehene Berlagswerf der Kläger, wenn übers 


1 haupt, doch ſchwerlich eime zahlreiche Abnahme ges 


funden haben würde, fpeciellerer Unterlagen für bie 
zur Begutachtung des Entfhädigungsanfprudjs an- 
gerufenen Sachverftändigen "beburft, ald in ber 
Klagihrift gegeben zu finden. Im der That find 
denn aud die Sachverftändigen nicht im Stande 
gewejen, mit genügender Sicherheit über den ben 
Klägern durch den Nachdruf der qu. Bildertafeln 
verurfachten Bermögensverluft fich zu äußern, obwohl 
fie darüber einverftanden find, daß jedenfalls ‚die 
geforderten 450 Thaler zu viel feien, und es hat 
dies zur Folge gehabt, daß man in den vorigen In— 
ftangen fich über die Höhe des den Klägern zuzubilli— 
genden Schadenerfages noch gar nicht auszuſprechen 
vermocht, vielmehr eine anderweite Schäßung zu 
erfordern für nöthig erachtet hat. any richtig ift 
aber BI. — und Bl. — an dem Gutachten Bl. — 
der Mangel einer eingehenden Motivirung und ber 
vollftändigen Berüdjichtigung der maaßgebenden 
factiſchen Berhältniffe, insbefondere auch die Nichte 
beachtung des Umftanded, daß nur ein Theil des 
Hägerifhen Berlagswerfes — die Bilder — als 
Nachdruck verfolgt werden, ausgeſtelli und auf bie 
Rorhwendigfeit, diefen Mängeln bei der anderweiten 
Begutachtung abzuhelfen, hingewiefen worden, und 
ed muß unter dieſen Umftänden jogar noch als pro— 
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blematifch angefehen werden, ob ſich überhaupt zu 
einer geeigneten Quantificirung des erhobenen Schä- 
denanſpruchs durch die Sachverftändigen, falls dieſe, 
wie ihnen obliegt, die in den vorigen Inftangen ihnen 
gegebenen Fingerzeige für ihre anderweite Arbitrirung 
befolgen, gelangen laflen werde. 

Vebrigens bat man allerdings noch — dem 
Antrage des Bellagten Bl. — entſprechend — die 
Zugiehung der budhändlerifchen Mitglieder des 
Sadverfländigenvereins zu Leipzig bei der fünftig 
vorzunehmenden Begutachtung der Entihädigunge- 
frage anzuordnen, für angemeffen zu erachten gehabt, 
da das betreffende Verlagowerk der Aläger offenbar 
nicht fowohl als ein Gegenftand der Kunft, als 
vielmehr des Buchhandels ſich darftellt und im 
Wege des lepteren feinen Bertrieb zu finden gehabt 
und gefunden bat, wie denn auch die Kläger felbft 
nicht als Inhaber einer Kunfthandlung, fondern als 
Inhaber einer Berlagsbuchhandlung ihren Anſpruch 
gegen Bellagten verfolgt haben. 

Die Eompenfation der Inftanzfoften bedarf nad 
ber Lage der Sache feiner befonderen Begründung.” 


60. 


Grundfäge über die Kündigungd= und Umzugs: 
zeit in ber Stabt Leipzig. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, in L. 


Bei dem Königl. Appellationdgerichte zu 
Leipzig hatte ein daſiger Sachwalter behufs der 
Durchführung einer Klage auf rüdftändigen Mieth- 
sind gegen einen auswärts lebenden frühern Abmies 
ther um Ausftellung eines Zeugnifles über, die 
Grundfäge gebeten, von welden bei den bafıgen 
Behörden bei Entfcheidung von Miethftreitigfeiten 
der gedachten Art ausgegangen wird. Auf Grund 
der dem gedachten MAppellationsgerichte hierzu von 
dem Königl. Minifterium der Juſtiz beſonders er- 
theilten Ermächtigung hat dafjelbe unterm 29. März 
1864 ein Zeugniß über die Grundſätze, „welche bei 
Entfcheidung von in der Stadt Leipzig vorfommen- 
den Mierhdifferengen, ald auf Ortsobfervang beru- 


Rebacteur: Dr, Theodor Taudnik. 


hend, befolgt werben”, ausgeftellt, worin Folgendes 
bemerft wird: 

„I Im Zweifel ift jede Miethe ohne Unterfchieb 
auf die Dauer eines Bierteljahres gefchloffen. Der 
Umftand allein, daß der Miethzins nach feiner Jah— 
reshöhe bezeichnet ift, ändert die rechtliche Bermuthung 
nicht. 

U. Die Umzugszeit fällt auf die Quartale 
Oſtern, Johannis, Michaelis und Weihnachten. Der 
Umzug beginnt fpäteftens mit dem erfien Tage nach 
dem Quartale und muß binnen acht Tagen beendet 
fein. 

II. Jede Kündigung muß ein volles MBiertel- 
jahr, den Tag der Behändigung abgerechnet, ent 
halten und auf eine der nach IL. üblichen Umzugs— 
zeiten fallen, alfo fpäteftens am legten Tage vor 
dem Anfange des näcdften Quartals dem Miether 
befannt werden. Nur ausnahmsweiſe reicht bei 
Miethen bis zu 20 Thalern eine fechswöchentliche 
Frift, Übrigens unter gleichen Bebingungen, aus. 

IV. Hierbei find ald die Anfangstermine ber 
Quartale der erfte Dfterfeiertag, der 24. Juni, der 
29. September und der 25. December anzufchen 
und eine Kündigung muß, um als rechtzeitig zu gel— 
ten, fpäteflens an dem Tage vor diefem Anfangs» 
termine erfolgen, indem unter einem Bierteljahr in 
dem Sinne des Grundfages unter III. nicht eine 
Frift von drei Kalendermonaten, fondern die Frift 
von einem biefer vier Quartale bis zum nächften zu 


verftehen iſt.“ 


Miscellen, 


Drden, Geine Köonigliche Majeftät haben dem 
Kirchen⸗- und Schulratb Dr. Ewald Friedrich Hoffmann 
zu Leipzig das Mitterfreug des Derbienftordend zu ver 
leihen gerußt. 

Seine Königlihe Majeflät Haben zu genehmigen 
gerubt, daß der Amtshauptmann Graf zu Münfter 
zu Nochlip das ihm von Seiner Hoheit dem Herzoge 
von Sahfen» Altenburg verlichene Ritterkreuz I. Glaffe 
des Herzogl. Sachſen⸗Erneſtiniſchen Hausordens annchme 
und trage. 


Offieln ver Derlagshandlung. 


Wochenblatt 


Bon dieſein Mo⸗ ü Ale Pofämter 
Henblatte er: = ° f ’ , 5 u. Buchhandlungen 
feinen jährlich übernehmen Beftel: 
u, merkwürdige Hechtsfälle, === 
1 Dwartbogen und das Quartal zu dem 
—— in actenmäßigen Darſtellungen praenumerando zu 
resichluffe ein aus: entrichtenvenBreife 
—— aus dem Gebiete der Justigpflege —— 
und Verwaltung 


zunaͤchſt für das 


Königreich Sachſen. 


Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 


Heue — —— Jahrgang. 





61. 


Genehmigung ber unzeitigen Kündigung eines 
Dienftvertrags durch coneludente Handlungen von 
Geiten bed Dienfiboten. — Inwieweit kann ein 
unmündiger Dienftbote in Bezug auf die aus 
dem Dienftvertrage für ihn begründeten Rechte 
felbftftändig verfügen? — Zu $. 97. ber 
Gefindeorbnung. 


Mitgetheilt von 
Herren 8. in D. 


Karoline Juliane verw. Fr. in Dr. hatte die im 
1Tten Lebensjahre ftehende Henriette G., mit Geneh— 
migung deren Vaters, am 1. Februar 1863 gegen 
„18 Thle. — —⸗ Lohn und 6 Thle. — —⸗Waͤſch⸗ 
geld jährlih neben freier Wohnung und Koſt“ als 
Schaͤnkmaͤdchen zu fi genommen, am 25. November 
1863 aber plöglidy aus dem Dienfte fortgefchidt. 

Mit Bezug hierauf erhob der Vater der gebachten 
Unmünbdigen, Friedrich Wilhelm ®., bereits am 
25. November 1863 wider die verw. Fr. Alage auf 
Bezahlung von a) 4 Then. —» —⸗ Lohn auf die 
Monate November und December 1863 und b) des 
gefeglichen Koftgeldes nach Höhe, von —⸗ 26 Nor. 
3 Pf. wöchentlich auf die Zeit vom 25. November 
bis 31. December 1863. 

Im Berhandlungstermine räumte Belfagte, nach⸗ 
dem Kläger angezeigt hatte, daß Beklagte nach der 
Klaganftellung 2 Thle. —⸗ —⸗, wodurch das Lohn 
auf den Monat November 1863 gebedt werde, ab- 
fhläglich bezahlt habe, die oberwähnten Anführungen 
bes Klägers ein, machte aber ihrerfeits geltend: 


1) habe fie der Tochter Klägers a am 12. — 
1863 den Dienſt dergeſtalt, daß ſolche den 13. Decem⸗ 
ber 1863 abziehe, gekündigt und die Tochter Klaͤgers 
habe dieſe Kuͤndigung in der aus dem nachſtehenden 
Erkenntniſſe II. Inſtanz näher erkennbaren Weiſe 
angenommen, weshalb höchſtens Lohn und Koſt⸗ 
geld bis zum 16. December 1863 gefordert werden 
könne, 

2) habe die erwähnte Tochter Klägers, als fie 
Bier aus dem Keller geholt, ‚dabei in der ficheren 
Borausfegung, daß es ihr, ber Beflagten, zu Ohren 
fommen werde, furz vor ihrer deshalb gerechtfertigten 
Entlaffung auf fie geöblich geihimpft, 

3) habe diefelbe am 26. November 1863, alfo 
am Tage nach der Entlaffung und als fie bereits 
wieder im älterlihen Haufe gewefen, das ihr mit 
der Entlaffungsbemerfung verfehene Gefindezeugniß- 
buch nebft 2 Thlen. —» — =, welche ihr ausdrüdfich 
als Lohn auf den November 1863 hingegeben wor- 
dert, ohne MWiderrede angenommen, dadurch aber auf 
alle weitergehenden Anſprüche verzichtet. 

Kläger geftand die von der Bellagten zu 1. und 3. 
gemachten Angaben, unter Widerfpruch jedoch gegen 
bie von berfelben daraus zu ihren Gunſten gezogenen 
Schlußfolgerungen, zu; das Vorbringen zu 2. da- 
gegen ftellte er unter Annahme des ihm darüber 
angetragenen Eides in Abrebe, indem er gleichzeitig 
bat, feiner Tochter, foweit nöthig, wegen etwa vor 
gefommener, ihr fchädlicher Handlungen und Unters 
laffungen auf Grund ihrer Unmündigfeit die Wie— 
dereinfegung in den vorigen Stand zu gewähren, 
welchem Anverlangen indeſſen Beflagte ald gänzlich 
unftatthaft widerſprach. 

Das Procepgericht ertheilte darauf folgenden 
Beſcheid: 





„Daß ed zunächft bei der Anzeige des Klägers 
Friedrich Wilhelm ©. Bl. —, daß die Bellagte 
Karoline Juliane verw. Fr. nach der Klaganſtellung 
2 Thlr. —⸗ — = abjchläglich bezahlt habe, bewendet. 

Und weil im Uebrigen der Grund der Klage mit 
Rüdficht darauf, daß ıc., nad Bl. — als allent- 
halben eingeräumt zu befinden ift, 

andererſeits aber, foviel hiernäcdhft die von ber 
Beklagten Bl. — flg. unter 1. 2. 3. geltend gemadh- 
ten Ausflüchte anlangt, war bie unter 1. und 3., 
in Betracht, daß, wennſchon nach Anficht des Pros 
ceßgerihts unmündige Dienftboten, fobald einmal 
deren Bäter oder Vormünder darein, daß biefelben 
fi in Gefindebienft begeben, gewilligt haben, bezüg- 
lid der aus dem Dienftvertragsverhältniffe für fie 
entipringenden Rechte und Berbindlichkeiten, ohne 
daß ihnen jedoch deswegen zugleih die Fähigkeit, 
ihre diesfallfigen Rechte felbfiftändig vor Gericht 
wahrzunehmen (die fog. persona standi in judicio) 
einzuräumen, aud) ohne weitere Berheiligung ihrer 
Väter und Bormünder mit rechtlichem Erfolge Vers 
fügung treffen dürfen, und wennfchon weiter denfels 
ben ebendeshalb, dafern nicht etwa ein fonftiger in 
den Rechten vorgefehener Grund hierzu im einzelnen 
Falle einfchlägt, lediglich aus Nüdficht auf ihre 
Minderjährigfeit die Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand gegen materielle Rechtöverlufte nicht zu er- 
theilen ift, dennoch infofern unbeachtlich erfcheinen, 
als (zu 1.) in dem Bl. — gefchilderten Verfahren 
der bier fraglichen unmündigen Tochter Klägers eine 
unzweideutige Einwilligung dareim, daß das Dienfts 
verhältniß in Folge der am 12. November 1863 er- 
folgten Kündigung, welde nah den Bl. — ber 
merften Miethbedingungen an und für fi nur bie 
Wirkung, daß das Dienftverhälmiß allererſt am 
31. December 1863 beendigt werde, haben konnte, 
bereits mit dem 15. December 1863 feine Erledigung 
finde, um fo weniger erblidt werden mag, ald gegen 
Berzichte auf Rechtszuftändigfeiten ſtets die Ver— 
muthung ftreitet, während (zu 3.) die duch $. 97. 
der Gefindeorbnung vom 10. Januar 1835 geſchaf— 
fene Vermuthung, daß der Dienftbote, wenn er bei 
oder nach einer ungeredhtfertigten Entlafjung das 
mit der Beftätigung der legteren verfehene Geſinde— 
zeugnißbuch von der Herrichaft annimmt, in die an 
fi unzeitige Entlaffung aus dem Dienfte gewilligt 
habe, im vorliegenden Balle, wie fie denn über: 
haupt den Beweis ded Gegentheild zuläßt, um des- 
willen nicht Plaß greifen fann, weil nah BL. — zu 
der Zeit, ald die unmündige Tochter des Klägers 
das Geſindezeugnißbuch annahm, die Klage Bl. —, 
welche demnächft weiter verfolgt worden, bei Gericht 
erhoben war und hieraus mit hinreichender Beftimmt- 
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heit, daß Kläger und deflen von ihm vertretene ob» 
erwähnte Tochter mit der erfolgten Dienftentlaffung 
feineswegs einverftanden gewefen, erhellt, wogegen 
allerdings dem Einwande der Bellagten unter 2. 
DI. — die Beachtung nicht zu verfagen ift, wenn 
man erwägt, daß in ber daſelbſt wiedergegebenen 
Aeußerung der Tochter Klägers offenbar eine grobe 
Beleidigung enthalten ift, welche die Dienftherrfchaft 
nad) $.96. unter 1. der angezogenen Gefindeorbnung 
zur fofortigen Entlaffung des Gefindes, ohne vor—⸗ 
herige Auffündigung, berechtigt und gegen beren 
nurgedachte Folge der Tochter Klägers die Bl. — 
erbetene MWiedereinfegung in den vorigen Stand um 
fo weniger ertheilt werden fann, als es ſich ja hier 
um eine unerlaubte Handlung, bei welcher Jene, 
nach dem Anführen der Beklagten, dolos verfuhr, 
handelt; 

cfr. 1.9. $. 2. Dig. de minor, (IV. 4.) 

hiernach allenthalben aljo, nachdem Kläger den 
Grund diefer Ausflucht unter 2, geleugnet und den 
ihm von der Beklagten darüber angetragenen Eid 
Bl. — ausprüdlid angenommen hat, die Entſchei— 
dung dieſes Rechtöftreites, ſoweit er nicht bereits 
dur die eingangsgedachte Erklärung Klägers feine 
Erledigung gefunden hat, lediglich von Leiftung oder 
Nichtleiſtung diefes Eides abhängig erfcheint, wobei 
jedoch noch zu bemerken ift, daß leßterer fchon im 
Hinblide darauf in der nacherſichtlichen Maaße 
alternativ zu faſſen war, daß, wenn die Tochter 
Klägers fich bei dem Ausfprechen der BI. — erwähn- 
ten Worte allein und unbeachtet glaubte und glau— 
ben konnte, es an der nöthigen Abficht, zu beleidi— 
gen, fehlen würde; 

fo ift Bellagte dem Kläger, ald dem Berireter 
feiner Bl. — genannten unmündigen Tochter, dafern 
derjelbe, nach feiner Wahl, 

entweder: 

‚ 2 daß, wie er nicht anders wiffe, auch glaube 
und dafür halte, feine Tochter Henriette ©. am 
12. November 1863 in dem Seller der Beklagten 
leineswegs die auf ber erften Seite des fechiten 
Actenblattes von der Bellagten angegebene, 
ihm jo eben nochmals vorgehaltene Aeußerung 
gethan habe, 

oder: 
daß, wie er nicht anders wiſſe, auch glaube 
und dafür halte, feine Tochter Henriette G., als 
fie am 12. November 1863 in dem Keller der 
Beklagten die auf der erften Seite des fechften 
Actenblatte von der Bellagten angegebene Aeu⸗ 
Berung gethan, hierbei feineswegs Kenntniß da— 
von gehabt habe, daß der Sohn der Bellagten, 
Namens Theodor, in dieſem Keller fich befinde, 
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ſchwoͤrt, die geforberten 4 Thle. — —» Lohn und 
überdies 4 Thlr. 14 Nor. 3 Pf. Koftgeldentfchäbi- 
gung, abzüglich jedoch der neuerdings bereits gezahl- 
ten 2 Thlr. —⸗ —⸗, zu bezahlen, fowohl, wegen 
ihrer dann eintretenden vollen Sadfälligfeit, die 
Proceßloſten zu erftatten ſchuldig, wogegen Bellagte 
im Falle des Nichteintritts diefer Eidesleiftung mit 
Rüdficht auf die vom Kläger BI. — angezeigte nach⸗ 
trägliche Zahlung, wodurch das Lohn und Koftgeld 
auf die Zeit bis mit dem 26. November 1863 jeden» 
falls gebedt worben ift, bezüglich des Mehrgeforberten 
von der erhobenen Klage zu entbinden und loszuzäh- 
len, ed werben aber, da die gedachte Zahlung erft 
nad der Klaganftellung erfolgt ift und Bellagte ſich 
darauf, daß fie diefelbe dem Kläger oder deſſen Toch— 
ter bereits vor der Klaganftellung vergeblich ange: 
boten habe, zu beziehen nicht vermocht hat, die Klage 
alſo injoweit völlig gerechtfertigt war, die Proceßs 
foften zwifchen den Parteien, welche dann beiderfeits 
theilweife fachfällig werden, verglichen.“ ac. 

Auf Berufung der Beflagten wurde diefer Be— 
ſcheid im Jahre 1864 auch in zweiter Inftanz, vom 
Königl. Appellationsgericht zu Dresden, un 
ter Berurtheilung der Beflagten in Erftattung der 
buch das Rechtsmittel verurfachten Koften, jedoch 
mit der Erläuterung beftätigt, daß in den erfannten 
Eiden anftatt der Worte und beziehentlich Ziffern: 

„am 12. November 1863” 
vielmehr folgende Worte und Ziffern: 

„am 22. November 1863" 
zu feßen feien. 

Diefer Entfcheivung waren folgende Gründe 
beigegeben: 

„Der Anficht der vorigen Inftanz, daß die von 
der Beklagten Bl. — unter 1. und Bl. — unter 3. 
vorgefhügten Ausflüchte rechtliche Beachtung nicht 
verdienen, hatte Man auch bei nodhmaliger Prüfung 
beizupflichten. 

Beklagte hat, ihrer Behauptung zufolge (Bl. —), 
welche Bl. — vom Kläger ald richtig zugegeben wor 
den ift, der unmünbigen Tochter des Lehteren auf 
ein von berfelben verhangenes bienftliches Ungebühr- 
niß am Bormittage des 12. November 1863 den 
Dienft mit dem ausdrüdlichen Bemerfen aufgefündigt, 
daß fie den 15. December abziehen müfje. Nach dem 
weiteren Anführen der Bellagten hat die Tochter des 
Klägers zunächft hierauf eine Erwiderung nicht ge- 
geben, dagegen am Nachmittage des 12. Rovember 
zu ihr gefagt: 

„Ru, Madame, da muß ich wohl morgen nad 
einem anderen Dienfte gehen?’ 
was von der Beklagten bejaht worden if. Hierauf 
ift die Tochter Klägerd am 13. November 1863 





früh mit den gegen die Beklagte ausgeſprochenen 

Worten: 
„Ich will jegt gehen!” 

ausgegangen und erft gegen Mittag wieder zurüd» 

gekehrt. 

Aus diefen Vorgängen folgert nun Bellagte 
Bl. — und wiederholt BI. — in ihrer Deductions⸗ 
fchrift, daß in jener Erklärung der Tochter Klägers 
vom 12. November 1863, zumal da diefelbe am 
nächftfolgenden Tage nach einem anderen Dienfte 
gegangen fei, eine Acceptation der Dienftfündigung 
für den 15. December 1863 enthalten fei. Allein 
diefe Folgerung ift nicht zutreffend. Im Allgemeinen 
muß nämlid auvörberfi hier davon ausgegangen 
werben, daß im Hinblid auf den Inhalt des zwiſchen 
der Tochter Klägers und der Beklagten abgefchloffenen 
Vertrages (vergl. BI. —) die von der Legteren dem 
Obigen zufolge bewirkte Kündigung des Dienftver- 
hältniffes an und für fi in Gemäßheit der Vorfchrift 
in $. 90. der Gefindeorbnung vom 10. Januar 1835, 
nach) welcher bei monatsweife gemietheten Dienftboten, 
zu denen Klägers Tochter im vorliegenden Falle ge⸗ 
hört, die Auffündigung am erften jedes Monats er: 
folgen muß, die Beendigung jenes Dienftverhältniffes 
lediglich für den 31. December 1863 hätte herbeis 
führen fönnen. Nun fonnte zwar die Tochter Alä- 
gets, da diefelbe fi) mit Genehmigung ihres Vaters 
an die Beflagte vermiethet hatte, über die aus biefem 
Dienftvertrage für fie begründeten Rechte felbftftändig 
verfügen, ohne daß es hierbei des Beiftandes oder 
der Genehmigung ihres Vaters bedurfte (vergl. die 
angef. Geſindeordnung $. 10.), und insbefondere 
fonnte diefelbe auf diefe Rechte ganz oder zum Theil 
verzichten. Es läßt fi) jedoch aus den von ber 
Beklagten BL. — behaupteten Vorgängen eine un- 
zweibeutige Einwilligung der Tochter Klägers barein, 
daß das Dienftverhältniß bereit mit dem 15. des 
zulegtgedachten Monats fich endigen folle, nicht 
herleiten. Wie bei anderen Berträgen ift war auch 
beim Verzichte eine ftilfchweigende Willenserflärung 
zuläffig. 

vergl. fr. 2. $. Dig. (2, 14.) 
fr. 17. 8. 1. Dig. (22, 1.) 
fr. 26. Dig. (22, 3.) 

Allein es gilt auch hier der allgemeine Rechts: 
grundfag, daß das bloße Stillfhweigen auf bie 
Erklärung oder Aufforderung des Einen nur dann 
als Einwilligung betrachtet werden fann, wenn fidh 
aus befonderen Rüdfihten eine Verpflichtung des 
Schweigenden zur Abgabe feiner Erklärung und ind» 
befondere zum pofitiven Widerfpruch annehmen läßt. 
Wo derartige befondere Berhältniffe, deren das 
Römische Recht mehrere erwähnt, 





f. v. Savigny, Syftem des heutigen Römifchen 
Rechts, III. Bo. 8. 132. ©. 249 fig. 
nicht vorhanden find, kann das bloße Stillſchweigen 
zu der Handlung ober Erklärung des Einen in der 
Regel nicht als Einwilligung oder Zugeftändniß bes 
trachtet werben, weil an fi Niemand berechtigt ift, 
in die Freiheit der Willensbeftimmung des Anderen 
einzugreifen und den Anderen durch einfeitige Hand» 
lungen oder Aufforderungen zu einer Willenserflä- 
zung und beziehentlich zum pofltiven Widerfpruche zu 
nöthigen. 
vergl. au Annalen des K. Oberappellationds 
gerihts, II. Bb. ©. 212. 

Wendet man diefe Grundfäße auf den vorliegen- 
ben Fall an, fo fann das Stillſchweigen der Tochter 
des Klägers auf die am Bormittage ded 12. Novem- 
ber 1863 von Seiten ihrer Dienftherrin an fie gerich- 
tete Aeußerung: „daß fie am 15. December 1863 
abziehen müfje”, als Einverftändniß ber Erfteren 
damit, daß ihr Dienftverhältnig mit biefem Tage 
beendigt jein folle, ſchon um deswillen nicht aufgefaßt 
werben, weil, wie bereitd erwähnt wurbe, bie Auf: 
fündigung in gefeglicher Weife nur am 1. ded Monats 
erfolgen konnte und daher Beflagte, indem fie dieſe 
Kündigungsfrift nicht beobachtete, auch nicht berech⸗ 
tigt war, von ber Tochter Des Klägers eine Erflärung 
darüber, ob diefelbe mit der folchergeftalt bewirften 
Auflöfung ihres gegenfeitigen Vertragsverhältniffes 
einverflanden fei, zu verlangen, und es fann mithin 
auch ber Tuendin des Klägers nicht zum Nachteile 
gereichen, daß fie auf die mehrfach erwähnte Aeußes 
tung der Beklagten ftillgefhwiegen hat. Ebenfowenig 
liegt aber auch in dem fonftigen Verhalten der Toch- 
ter des Klägers, wie daffelbe von Legterem BI. — 
eingeräumt worben ift, Etwas, was derſelben präs 
jubicirlih fein könnte. Denn wenn Bellagte zur 
Begründung ihrer Behauptung, daß der Dienft im 
beiderfeitigen Einverftänpniffe mit dem 15. December 
1863 als aufgehoben zu betrachten fei, ſich auf bie 
oben wörtlich ausgehobene Aeußerung ihres Dienft- 
boten am Nachmittage bed 12. November 1863, 
fowie auf defien Verhalten am folgenden Tage und 
fomit auf eine burch concludente Handlungen 
zu erfennen gegebene Willenserklärung bezieht, fo ift 
ihr einzuhalten, daß bie ſtillſchweigende Einwilligung 
fi) ſtets auf jhlüffige Worte oder Handlungen grün- 
den muß und daß die Folgerung aus dieſen die 
Grenzen ftrenger Auslegung nicht überfchreiten darf. 
Soll insbefondere aus Handlungen eine ſtillſchwei— 
gende Willenserklärung gefolgert werben, fo müfjen 
diefelben fo befchaffen fein, daß fie vernünftiger Weife 
nicht anders erklärt werden können, ald daß bie 
Intention, von welcher die Rede ift, dabei obgewaltet 
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habe. Laͤßt fich dabei noch eine andere Abficht den⸗ 
fen, fo tritt der allgemeine Rechtögrundſatz ein: 
„optimus quisque'verborum suorum est interpres‘, 
und ed ift im Zweifel diejenige Deutung vorzuziehen, 
welche denjenigen, von welchem die Handlung aus⸗ 
geht, am wenigften beläftigt. 
vergl. fr. 9. Dig. de R. J. (60, 17.) 
Hat nun Klägers Tochter am Nachmittag des 

12. November zu ihrer Dienftherrin geäußert: 

„Ru, Madame, da muß ich wohl morgen nach 

einem anderen Dienfte gehen?” 
und ift diefelbe am folgenden Tage mit ben Worten: 

„Ich will jegt gehen!” 
ausgegangen, gegen Mittag des nämlihen Tages 
aber zurüdgefehrt, um den Dienft wieder fortzufegen, 
fo hat fie auf diefe Weife nicht nothwendig die Gül- 
tigfeit der ihr bewirften Dienftfündigung anerkannt, 
es läßt vielmehr fowohl jene, ohnedies nur ale 
Anfrage ſich darftellende Neuerung, als auch ihr 
nachheriges Verhalten eine verfchiedene Auslegung 
zu, und ed hat auch bereits Kläger felbft BI. — eine 
ſolche Auslegung, welche keineswegs fo ohne Weite 
res als unwahrjcheinlich erfcheint, verfucht*). 

Hiernächft ift aber auch das Vorbringen der Be- 

klagten Bl. — unter 3. nicht geeignet, eine fchlüffige 
Ausflucht zu begründen. Daß einem Dienftboten 
ber ausbrüdlihe Borbehalt feiner Rechte bei 
Rüdgabe und Annahme des Dienftzeugnifbuches 
gegen die im zweiten Abjchnitte von $. 97. der Ges 
findeorbnung aufgeftellte PBräfumtion zu Statten 
fommen müffe, unterliegt feinem erheblichen Zweifel; 
einem ſolchen ausprüdlichen Vorbehalte fteht aber in 
rechtlicher Beziehung der Fall gleich, wenn der Dienft- 
bote zu der Zeit, wo er das Dienftzeugnißbuch, in 
welches die Entlaffung eingetragen worden, annimmt, 
feine Anfprüche wegen Aufhebung des Vertrags gegen 
die Dienſtherrſchaft bereits durch Klaganftellung gels 
tend gemacht hatte, und es kann in einem joldhen 
Falle lediglich aus der Annahme des Gefindezeugniß- 
buches ein wirkffamer Verzicht von Seiten des Dienft- 
boten auf die durch die bereits erfolgte Anhängig- 
madung feiner Anſprüche erworbenen Rechte um fo 
weniger gefolgert werden, als befannten Rechts— 
grunpfägen zufolge Verzichte überhaupt fo eng wie 
möglich zu verftehen und auszulegen find, 


*) Kläger hatte nämlich BI. — angeführt, daß feine bier 
fraglihe Tochter mit der Meußerung: „nu, Madame, ba muf 
ih wohl 3c. nur die Ernftlichkeit der ihr früh von Seiten 
ber Beflagten bewirften Kündigung babe prüfen wollen und am 
nädftfolgenden Tag lebiglid ausgegangen fei, um fid mit 
ihren Eltern über ihr ferneres Berhalten u. ſ. w. zu berathen. 

Anmerk bes Einf. 


_— 1% 


vergl. fr. 47. 8.1. D. (2, 14.) 
c. 24. Cod. (2, 4.) 
weil im Zweifel angenommen werben muß, daß ein 
Berechtigter fo wenig wie möglid von feinem Rechte 
habe ſchwinden laffen wollen, im vorliegenden Falle 
aber indbejondere noch der Umſtand hinzutritt, daß 
die Tochter Klägers bei ihrem Abgange von ber 
Beklagten ohnehin die Rüdgabe des Dienſtbuches zu 
verlangen berechtigt war. 
vergl. Sefindeorpnung vom 10. Januar 1835. 
$. 113. in Verbindung mit 
Berorbnung, die nad Borfchrift ber Geſinde— 
ordnung über die Dienftboten zu führende polis 
zeiliche Auflicht beir., vom 10. Januar 1835. 
8. 11. 

Was endli das Bl. — unter 2. zu lefende aus 
fluchtöweife Vorbringen der Bellagten anlangt, fo 
erfcheint auch biefes nah dem Dafürhalten bes 
Königlichen Appellationsgerichts als unſchlüſſig, da 
aus der eigenen Sachdarftellung der Beklagten nicht 
beftimmt- genug hervorgeht, daß die Tochter des 
Klägers die BI. — ihr in den Mund gelegte Aeuße⸗ 
rung auf ihre Dienftherrfchaft, die Beklagte, bezogen 
habe, und das Bl. — erſichtliche weitere Anführen 
der Leßteren, daß jene bei diefer Neußerung gewußt 
habe, es befinde fich der Sohn der Bellagten in der 
Nähe, für den Bl. — darüber gebrauchten Eides— 
antrag zu allgemein und beshalb ungeeignet ift. 
Wenn nun die vorige Inftanz (Bl. —) gleihwohl 
biefes Vorbringen der Beklagten als jchlüffig anges 
fehen und auf die DI. — unter 1. und 2. geförmelten, 
vom Kläger wahlweife zu leiftenden Eide erfannt hat, 
fo gereicht dieſer Ausfpruch der vorigen Inftanz nur 
zum Bortheile der Beflagten und eine Abänderung 
defielben in Gemaͤßheit des von der Lepteren BI. — 
geftellten Antrages *) erfcheint nach dem formellen 
Standpunkte des Rechtsmittels unguläffig ; e$ würde 
fi vielmehr, dafern Kläger feinerfeitd Berufung 
eingewenbet hätte, mit Rüdficht auf das zulept Ge- 
fagte allerdings haben fragen fönnen, ob nicht Bellagte 
unbedingt in Gemäßheit der Klagbitte zu verurtheilen 
gewejen wäre. In gleicher Weife ift aber auch die 
Entfcheidung der vorigen Inftanz in Betreff des 
Koftenpunktes, gegen weldhe Beklagte BL. — eine 
befondere Befchwerde gerichtet hat, berfelben nur 


) Beflagte hatte nämlich die Befeitigung bes Gibes 
unter 2, beantragt, ba, im befonderen Hinblide auf die Beſtim⸗ 
mung in $. 34. ber Befinbeorbnung, nicht ſowohl ber animus 
injuriandi, als vielmehr bie von Geiten bes Dienft- 
boten funbgegebene gehäffige und adtungsmwidrige 
Gejinnung für die Anwendung der Beftimmung in $. 96. 
unter 1. ber Geſindeordnung maaßgebend fei. 

’ Anmerf, bes Einf. 





günftig, und es erlebigt ſich hierdurch allenthalben 
ein näheres Eingehen auf dasjenige, was die Appel 
lantin Bl. — zur Begründung ihrer biesfallfigen 
Befchwerben vorgebradht hat. Nur darin hat man 
derfelben Recht geben müffen, daß die Bl. — erfann- 
ten Eide eine unrichtige, mit den Acten DI. + im 
MWiderfpruche ftehende Zeitangabe enthalten, da ber 
Borgang, auf welchen fich jene Eide beziehen, nicht 
auf den 12. November, fondern vielmehr auf den 
22. November 1863 fällt. Infoweit war baher ber 
angefochtene Bejcheid fo, wie im vorftehenden Er- 
fenntnifje gefchehen ift, zu verbeffern. Deflenungead)- 
tet hat Man die Beflagte von der Verbindlichkeit, 
dem Kläger die durch das Rechtsmittel entftandenen 
Koften zu erftatten, nicht freifprechen fönnen, ba bie 
gebachte Verbeflerung der Eidesnotul, auch ohne daß 
ed der Einwendung eines befonderen Rechtömitteld 
deshalb bedurfte, ſchon von richterlichen Amtöwegen 
zu erfolgen gehabt hätte, das Rechtsmitiel der Be 
Hagten aber, dem Obigen zufolge, im Uebrigen als 
materiell unerheblich anzufehen war,’ 


62. 


Ueber die condictio causa data causa non 

secuta, actio mandati contraria und actio 

doli. — Rathsertheilung. — Unanwenbbarfeit 

des Grumbfaßed: culpa lata dolo comparatur 

in Fällen, wo außerhalb des contractlichen Ber: 

bandes der dolus als eine befondere Delicts- 
gattung in Betracht kommt. 


Mitgetheilt von 
Herrn —e in L. 


Gegen den frühern Actuar £. trat die verw. D. 
mit einer Klage auf Erfag einer Summe von 4318 
Thlen. 18 Nor. 5 Pf. fammt Verzugszinſen vom 
25. December 1861 unter folgenden Anführungen 
hervor: 

Am erften Weihnachisjeiertage 1861 Morgens 
wurde der Schwiegerjohn der Klägerin, der vormalige 
Rendant W. in 3., vom Bellagten, der damals 
Actuar im Amte 3. war, abgerufen, und zwar, wie 
ber Beflagte fagte, zu einer Auszahlung, wozu er 
nöthig fei. Nach einiger Zeit kehrte W. in feine 
Wohnung zurüd; an der Bläffe feines Geſichts er- 
fannte feine Frau, daß ihm etwas zugeftoßen fei. 
Auf ihre Frage gab er an, es fehle Geld, er habe es 
verloren, e8 müßten jofort 4318 Thle. —⸗ — gebedt 
werden. Darauf zufte er den Bellagten und den 
Gontroleur U., die zwar mit ihm gelommen waren, 
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inzwifchen aber vor der Thüre gewartet hatten, in 
die Stube herein. Beide beftätigten, daß das Geld 
fehle, und durchfuchten W.'s Schreibtifch und Kleider- 
fhranf, Da wendete fih W.'s Frau an den Bellag- 
ten mit den Worten: Sagen Gie mir Alles, Sie 
fomnien heute gewiß als Richter zu uns, worauf der 
Bellagte erwiderte: 
„Rein, hier haben Sie meine Hand; ich fomme 
als Freund, wie follte ich hierzu berechtigt fein; 
was bdenfen Sie von mir; bis jeßt weiß Fein 
Menjch außer dem Herrn Amtmann und und 
Beiden etwas davon, und wenn Sie den Defect 
ſogleich deden, fo it Alles gut und hat feine 
Folgen weiter, ald einen tüchtigen Verweis von 
der Oberbehörbe und im allerfchlimmften Falle 
Verſetzung; — Ihr Mann hat ja noch nie etwas 
fih zu Schulden fommen laffen, und darauf 
wird doch auch Nüdficht genommen; ber Herr 
Amtmann ift allerdings fehr aufgebracht gewefen, 
er hat fogar davon gefprochen, Ihren Mann 
arretiren zu laffen, aber meine Bermittelung hat 
dies abgewendet; ıc. W. hat ſich vorhin auf 
bem Gericht zur Dedung bereit erflärt und ich 
bin nun im Auftrage des Herrn Amtmanns ges 
fommen, das Geld in Empfang zu nehmen.” 
Darauf wurde mit Bellagtem befprocdhen, wie bie 
Dedung befhafft werden lönne. W. ſchlug vor, er 
wolle feine Schwiegermutter, die Klägerin, die damals 
im nämlichen Haufe im zweiten Stode wohnte, hierum 
angehen. Als feine Frau Dagegen auf das hohe Alter 
der Mutter ac. hinwies, ftellte Bellagter vor: 
ed muͤſſe ein Entſchluß gefaßt werben, es fei ein 
Glück, daß lehtere ſich in Berhältnifien befinde, 
das Fehlende zu deden; es bleibe fein Ausweg 
übrig, W. verliere außerdem feine Stelle. 

Auf weitere Bitte der verehel. W., ihr in einer 
folhen Lage, in diefem kritiſchen Balle feinen guten 
Rath zu geben, entgegnete Bellagter: 

fie möge bedenken, daß es fich um ihre fünftige 
Eriftenz, um eine Stellung von circa 600 Tha- 
lern handele, welcher W. verluftig werde, wenn 
das Geld nicht gefchafft werden folle; es fei 
ſchrecklich für fie, aber er rathe ihr dennoch dazu, 
die Mutter darum zu bitten. 

Darauf ging W. zur Klägerin, die bis dahin 
von dem ganzen Borfalle nichts erfahren hatte, theilte 
ihr den Berluft mit und erhielt von ihr, mit der er 
feit einem halben Jahre in Unfrieden gelebt, die Wei- 
fung, das Geld zu fuchen, wo er ed verloren habe. 

Nachdem W. dies dem Bellagten und dem Con— 
troleur U. mitgetheilt, gingen diefe beiden zu ber 
Klägerin in ihre Wohnung und Beklagter rufte ihr 
fogleich beim Eintritte entgegen: 


„das Geld muß gefhafft werden, Sie müffen 
es ſchaffen, beftimmen Sie fih, Sie müſſen es 
fchaffen, aber ſogleich.“ 

Auf die Frage der Klägerin, von was für Geld 
die Rede fei, antwortete der Beklagte: 

„Ihr Schwiegerfohn hat das Brandcaffengeld 
verlegt oder verloren; Sie müflen es ſchaffen; 
wenn es fich wieder findet, befommen Sie «8 
wieder; die Zeit drängt.” 

Die Klägerin bemerkte auf diefe in barfchem Tone 
gefprochene Aufforderung Beflagtens, das fehlende 
Geld für ihren Schwiegerfohn zu befchaffen, daß fie 
ihr Geld zum Lebensunterhalte brauche und mithin 
nicht hergeben fünne. Beflagter fragte fie nun: 
Kann ich aufrichtig mit Ihnen fprechen, und als fie 
folches bejahte, fagte er zu ihr: 

„Sie müflen das Geld fchaffen; wenn Sie «8 
fhaffen, behält er feinen Poſten; retten Sie 
Ihre Kinder; ed muß gefchafft werben; bebenfen 
Sie, wenn Ihr Schwiegerfohn von feiner Stelle 
fommt, es ift doch ein fchöner Gehalt 600 Thlr. 
—, 5, die er einbüßt, wenn das Geld nicht 
fofort geſchafft wird; entſchließen Sie fi.” 

Als Klägerin doch noch zögerte, fich zu entſchlie— 
en, und darauf hinwies, daß fie auf ihre alten Tage 
nicht mehr auf Arbeit gehen fünne, erwiderte Bes 
Hlagter: 

„Ich bitte Sie aber um Gottes Willen, wenn 
Sie es nicht fogleich geben, daß es gededt wird, 
fommt er gleich von feiner Stelle.” 

Die Klägerin äußerte darauf: „wenn fi nur 
Alles fo verhält”, worauf der Beklagte fagte, „er 
beftätige folched mit feinem Ehrenwort”. Klägerin 
entfchloß fi) nunmehr, das Verlangte zu gewähren, 
und übergab dem Bellagten 4400 Thlr. — — + in 
K. Preuß. Staatspapieren (in der Alage fpeciell aufs 
geführt) fammt Talons und Coupons, leptere vom 
1. April 1862 bis 1. October 1863. 

Bellagter nahm diefe Werthpapiere in Empfang 
und fehrte mit dem Controleur U. wieder in bie 
Wohnung W.'s zurüd, fegte leptern und deſſen Ehe— 
frau von dem Empfange der Papiere in Kenntniß 
und fagte zu ihnen: 

„wenn fich dad Geld binnen 24 Etunden nicht 
findet, ift das, was ich erhalten habe, verloren; 
die Hauptfache ift, die Stellung ift doch gerettet”, 
und zu W. gewendet, fügte er binzu: 
„Rendant, es geſchieht nichts, hier haben Sie 
meine Hand, der Amtmann hat die größte Ver— 
fchwiegenheit angewendet. Controleur U. weiß 
ed. Weiß ed aber der liebe Gott, wer geftern 
Abend im golpnen Löwen davon geredet hat. 
Höchftens könnten Sie in Disciplinarunter- 
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fuchung kommen; das wäre der allerfchlimmfte 
Ball. Aber ich verfichere Ihnen, es gefchieht 
gewiß nichts; die Sache ift abgemacht, da alles 
gedeckt if.” 

Das Brotofoll über die erfolgte Einhändigung 
der Papiere ift der Klägerin erft drei Tage nachher 
auf dem Amte vorgelegt, nicht vorgelefen worden, 
und Beflagter hat nur die Unterfchrift der Klägerin 
verlangt. Der Schwiegerfohn der Klägerin ift aber 
trogbem bereitd am 7. Januar 1862 verhaftet, in 
Unterfuhung genommen, wegen Unterſchlagung zu 
fehsjähriger Zucthausftrafe verurtheilt und feiner 
Stelle ald Sportel- und Depofitenrendant und Brand» 
caffengelvereinnehmer entfegt worden. Der Beklagte 
aber hat zu der Zeit, wo er die Klägerin fo, wie 
oben dargeftellt, zur Hingabe der 4400 Thaler in 
Staatöpapieren beflimmte, gewußt oder doch wifjen 
und fi fagen müfjen, daß ihr Schwiegerfohn feine 
Stelle nicht behalten werde, mindeftend daß dies höchſt 
ungewiß und zweifelhaft fei. 

Denn am 24. December 1861 war eine Berord- 
nung der Brandverficherungscommiflion beim Ge— 
richtsamte 3. eingegangen, in welcher unter der 
Mittheilung, daß von W. die zu Michaelis 1861 
fällig gewefenen Brandcafiengelder im Betrage von 
4376 Thlın. 25 Nor. 6 Pf. noch nicht eingegangen 
feien, die fofortige Erörterung des Grundes und die 
Einfendung ded Geldes angeordnet war, und am 
nämlichen ober folgenden Tage hatte Beflagter vom 
Borftande des Gerichtsamtes Auftrag und Anwelfung 
erhalten, den Rendanten W. an Amtsftelle zu fiftiren 
und in deſſen Wohnung Ausſuchung zu halten, unter 
Affiftenz des Eontroleurs U. und unter Nachfolge des 
Amtswachtmeifterd. 

Bellagter war fomit ald Beamter zu Vornahme 
einer Amtshandlung, nicht „als Freund‘ in Die 
Wohnung W.'s und der Klägerin gefommen; er 
wußte, baß der Defect bereitd dem Gerichtsamte an- 
gezeigt, nicht blos „dem Amtmann, ihm und dem 
Eontroleur U.” befannt und daher ein amtliches 
Einfchreiten nicht zu vermeiden war. Er hat ebenfo, 
was fi aus der obigen Sachdarſtellung ergiebt, er- 
fennen und fi; fagen müffen, daß die Klägerin jene 
fo beträchtlihe Summe, faft ihr ganzes Vermögen, 
nicht hergeben würde, wenn fie den Berluft der Stelle 
ihres Schwiegerfohnes auch nur für möglich oder 
doch wahrfcheinlich gehalten hätte. 

Der Bellagte hat ſowohl dadurch, daß er dieſe 
Möglichkeit und Wahrfcheinlichfeit verſchwiegen und 
fogar das Gegentheil ald gewiß dargefellt, auf diefe 
Weife aber die Klägerin zur Hingabe des Geldes 
veranlaßt hat, ald auch dadurch, daß er diefed nur 
unter der Borausfegung, daß der Schwiegerfohn 


der Klägerin feine Stelle behalten werde, von ihr 
ihm übergebene Geld angenommen hat, obſchon er 
gewußt, daß die Erfüllung dieſer Vorausſehung 
nicht eintreten werde, ober doch fehr unwahrfcheinlich, 
mindeftens aber ungewiß fei, — eines dolus gegen 
die Klägerin ſich ſchuldig gemacht, der ihn zum Erſatz 
des verlangten und empfangenen Geldes und zwar 
nachdem vom Erlöfe für die Staatspapiere 4318 
Thlr. 18 Ngr. 5 Pf. vom Gerichtsamte zurücbehalten 
und der übrige Betrag der Klägerin zurüdgegeben 
worben ift, zum Erfag der Summe von 4318 Thlen. 
18 Nor. 5 Pf. fammt Verzugszinſen feit dem 25. De- 
cember 1861 verpflichtet, wozu derſelbe aber in Güte 
nicht zu vermögen ift. 

Des Eidesantrages bediente ſich die Klägerin 
über die Klage 

a) vom Anfange derfelben bis „die Zeit drängt”, 

b) von den Worten „Klägerin entjchloß ſich nun« 
mehr” bis „Unterfchrift der Klägerin ver 
langt”, 

c) von den Worten „nachdem vom Erlöfe” bis 
„surüdgegeben worden iſt“. 

Der Beklagte beftritt die Statthaftigfeit der Klage 
und ftellte den Hergang der Sache als einen weſent⸗ 
ih andern und von den Angaben der Klägerin 
verfchiedenen dar. Namentlich führte er unter Bes 
zugnabme auf die fpäter beigebrachten Acten ber 
Staatsanwaltfchaft, welche legtere erft am 7. Januar 
1862 in 3. Erörterungen angeftellt und die Verhafs 
tung W.'s angeordnet habe, ingleichen der Acten der 
Unterfuhungsbehörbe aus, daß er am 25. December 
1861 weber mit Gewißheit, noch mit Wahrfceinlich- 
feit habe vorausfehen fönnen, daß W. einer Unter 
ſchlagung ſich ſchuldig gemacht habe und in Folge 
defien feine Stelle verlieren werde, vielmehr fei er 
vollfommen berechtigt geweſen, bei jenem Borfalle 
gegen die Klägerin feine Privatanficht dahin auszu—⸗ 
fprehen, daß, dafern das fehlende Geld von W. 
wirflid; nur verlegt fei und Erſatz geleiftet werde, zu 
hoffen ftehe, daß W., wenn er auch feine damalige 
Stellung nicht behalten fönne, dod aus dem Staats⸗ 
dienfte nicht werde entlaffen werden. Uebrigens habe 
er die Klägerin, als fie ihm die in Rede ftehenden 
Staatspapiere übergeben, noch befonders darauf 
aufmerkfjam gemacht, daß fie möglicher Weife ihr 
Geld einbüßen lönne, indem, wenn fich ber fehlende 
Betrag binnen 24 Stunden nicht vorfinde, zur Ber- 
filberung der Bapiere verfchritten und aus dem Erlöfe 
der Defect gededt werben würde. 

Die vorliegende Klage wurde vom Bezirke: 
gerichte zu Mittweidä in der angebrachten Maafe 
abgewiefen, Klägerin auch in Erftattung der Koften 
verurtheilt, dieſes Erfenntnig aber in den höhern 
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Inftangen, und zwar in zweiter compensatis, in 
dritter hingegen refusis expensis, beftätigt. 

Die eingegangenen Urthel, reſp. deren Entſchei— 
dungsgründe find folgenden Inhalts: 


1. Entfheidung I Inſtanz (Mai 1863): 

x. „Weil hiernähft, die Hauptfache anlangend, 
nach dem eignen Anführen der Klägerin ad pet. — 
Beflagter diejenigen Yeußerungen, woburd fie zu 
Bezahlung der von ihrem Schwiegerfohne W. unter» 
ſchlagenen Brandcafjengelver im Betrage von 4318 
Thlen. 18 Nor. 5 Pf. beftimmt worden fein und woraus 
fie einen Berpflihtungsgrund gegen den Beflagten 
zur Erfagleiftung herleiten will, — nur in Berbin- 
dung mit der Mittheilung ad pet. —, daß ihr 
Schwiegerfohn die von ihm vereinnahmten Brand» 
cafjengelder verlegt oder verloren habe, gethan hat, 

die behaupteten Zuficherungen bes Beklagten aber, 
daß, wenn Klägerin Erfag leifte, deren Schwieger- 
fohn feine Dienftftelung behalten werde, dann nicht 
mehr zutreffend fein fünnen, wenn ernannter W. 
wegen Unterfhlagung der gedachten Eaffengelver in 
Unterfuchung gelommen und mit einer Eriminalfttafe 
belegt worden, indem foldhenfalls die Borausfegung, 
unter welcher Bellagter der Klägerin das Berbleiben 
W.s in feiner Dienfftelung in Ausficht geftellt 
haben joll, gänzlich in Wegfall gefommen ift, 

ferner darin, daß Bellagter den Fall, daß W. 
die Brandeaffengelver verlegt ober verloren, bei bem 
in der Klage referirten Gefpräche mit der Klägerin 
als möglich oder wahrfcheinlich angenommen, weder 
ein dolus, noch eine dem dolus gleichftehende culpa 
erblidt werden kann, infofern in erfterer Richtung 
Klägerin nicht einmal zu behaupten vermocht hat, 
daß Bellagter wider befjeres Wiffen das Berbleiben 
W.'s in feiner Dienftftellung für den Fall der Erſatz⸗ 
leiftung vorgefpiegelt habe, wogegen in leßterer Rich⸗ 
tung zu bemerfen ift, daß jene Annahme nad) dem, 
was Beklagter Bl. — ruͤckſichtlich der günftigen Ber- 
mögendverhältniffe, in welchen fih W. nad einer 
ziemlich allgemein verbreiteten Anficht befunden haben 
foll, angeführt hat und was aud in den auf Antrag 
des Beflagten herbeigezogenen Acten des Gerichtd- 
amtes 3. und in den ebenfalld beigelegten Acten des 
K. Bezirksgerichts — einige Beftätigung gefunden 
hat, keineswegs jo fchlechterdings ungerechtfertigt und 
unglaubhaft erfcheint, 

überbies auch die Neuerung des Beklagten, daß 
W. für den Fall der Erfagleiftung — wiewohl immer 
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in der Boraudfegung, daß er die oftgedachten Brand» 
caffengelder nur verlegt ober verloren habe — im 
Staatsdienfte werde belafien werben, fich recht wohl 
auch nur als die Aeußerung einer fubjectiven Anficht 
auffafjen läßt, 

endlich auch Klägerin gewußt ober doch wiſſen 


müſſe, daß nicht Bellagter oder der Gerichtsbeamte 


zu 3., fondern lediglich die Anſtellungsbehörde W.'s 
über deſſen Berbleiben in feiner Dienſtſtellung Be 
fiimmung zu treffen berechtigt war, 


hiernach allenthalben aber die erhobene Klage als 
unſchluͤſſig fi darftellt und es deshalb eined weitern 
Eingehens auf biefelbe nicht bedarf, 

fo hat der Klägerin Suchen, immaaßen e8 ange- 
bracht, nicht Statt, es ift auch diefelbe die Koften 
diefes Proceffes dem Beklagten zu erftatten ſchuldig.“ 


2. Entjheidungsgründe zu dem Urthel des 
Königl. Appellationsgerichts zu Leipzig 
(Januar 1864): 

„Das factifhe Material, welches die Klagfchrift 
liefert, ift auch nach Anficht der gegenwärtigen 
Inſtanz unzulänglid, um den klagbar gemachten 
Erfaganfpruch zu begründen. Der Gefichtspunft der 
condictio causa data causa non secuta, welchen ber 
Kläger Bl. — hervorhebt, ericheint fchon deshalb 
ausgeichloffen, weil aus dem vorgetragenen Sach⸗ 
verhalte eine Bereicherung ded Vermögens des Bes 
klagten ald Folge des Hingebens der Bl. — bezeich⸗ 
neten Staatöpapiere nicht zu entnehmen ifl. Eine 
gemeinfchaftlihe Vorausfegung derjenigen Gattung 
von Eondictionen, zu welcher die condictio ob cau- 
sam datorum gehört, befteht aber befanntlidy darin, 
daß der Empfänger bei einem längeren Behalten des 
Gegebenen zum Nachtheile des Eondicirenden in nicht 
zu rechtfertigen der Weife bereichert werben würde (zu 
vergl. Unterholzner, die Lehre des Röm. Rechts 
von ben Schuldverhältniffen, Bd. 2. 8. 207.). 

Lediglich die Frage liegt zur Beantivortung vor, 
ob die Klage ald Delictöflage und zwar als die fub- 
fipiäre actio doli (zu vergl. Unterholzner, 1. ec. 
p: 75 flg. und p. 174., und Sintenis, das praft. 
gem. Eivilrecht, Bd. 2. $. 124. sub II. p. 730 fig. 
2. Aufl.) aufrecht erhalten werden fönne. Denn baf 
ber Beflagte mit der Klägerin in einem Bertrags- 
verhältniffe geftanden habe oder in ein ſolches getres 
ten fei, dafür gewährt der in der Klage gefchilverte 
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Sachverlauf feinerlei Anhalt, und die Grundfäge, 
welche von dem damnum injuria datum gelten, 
müffen in dem vorliegenden Falle außer Berüdfichti- 
gung bleiben, weil ungeachtet der allgemeinen Faffung 
der Schlußbeftimmung bed $.16. J. de lege Aquilia, 
4,3. (verba: si neque corpus laesum fuerit, sed 
alio modo alieui damnum contigerit) die actio legis 
Aquiliae und die ihr nachgebildete actio in factum 
nach der von ber jegigen Inftanz feftgehaltenen An— 
fit in ihrer Anwendung auf Sach beſchaͤdigungen 
befchränft ift (zu vergl. v. Vange row, Lehrbuch der 
Bandecten, Bd. 3. $. 681. p. 605. 6. Aufl.). 

Bei der Bl. — erwähnten Gelegenheit foll der 
Beklagte der Klägerin, und zwar in amtlicher Func- 
tion, mit der Anfprache entgegengetreten fein, 

„das Geld muß gefchafft werden, Sie müfjen 
ed ſchaffen, aber ſogleich; Ihr Schwiegerfohn 
bat das Brandenfiengeld verloren oder verlegt, 
Sie müflen es fchaffen; wenn es fich wieder 
findet, befommen Sie es wieder; die Zeit 
drängt.” 
Diefes Anführen darf unzweifelhaft als rechtlich 
irrelevant bezeichnet werben. Denn die ablehnende 
Antwort, welche die Klägerin ihrer eigenen Angabe 
nah Bl. — auf die nurerwähnte Anſprache ertheilt 
hat, giebt klare Maaße, daß die letztere, deren Berität 
angenommen, eine Einwirfung auf die Willens- 
beftimmung der Klägerin nicht geäußert und fomit 
einen für diefelbe nachtheiligen Erfolg nicht ges 
habt hat. 

Gewichtiger erfcheint zwar an ſich der bei ben 
Einlaffungspunften 51— 72. Bl. — geleugnete Theil 
der in der Klagefchrift vorgetragenen Berhanblung. 


Denn beruheten bie hierauf berüglichen en in 
Wahrheit, fo würde man, wenigftens bis zu dem 
Nachweiſe befonderer, eine abweichende Beurtheilung 
techtfertigender Zwifchenreden und Umftände, unbe: 
denflich annehmen dürfen, die Klägerin habe zu dem 
Zwede und in der Erwartung des Erfolges, daß ihr 
Schwiegerfohn W. feine amtliche Stellung nicht ver- 
lieren und deshalb fein Dienfteinfommen der Familie 
erhalten bleiben werbe, das Erfagquantum hergege- 
ben, und fie habe dies gethan lediglich im Vertrauen 
auf die Berfiherungen des Beklagten und beftimmt 
durch deren Einwirkung. Als entfcheidend tritt jedoch 
hierbei der Schlüffigfeit der Klage der Mangel einer 
ausreichenden factifchen Begründung für die Behaup⸗ 
tung der Bethätigung eines bolofen Verhaltens des 
Bellagten entgegen. Die Vorftellungen nämlich, die 
der legtere der Klägerin gemacht haben ſoll, enthalten 
eine Aufforderung zu einer negotiorum gestio, d. h. 
die Aufforderung zu einer Liberation W.'s von den- 
jenigen Anfprüchen ex mandato, die entweder dem 
Staatsfiseus unmittelbar oder dem Dirigenten bes 
Gerichtsamtes 3., wenn diefer W.'n mit der Berein- 
nahmung und Ablieferung der Brandcaffengelver 
beauftragt hatte, gegen den Schwiegerfohn der Klaͤ⸗ 
gerin zuftanden. Diefe Aufforderung ift nach der 
Form und unter den Umftänden, in welder und 
unter welchen fie erfolgt fein foll, ald ein Rath 
ſchlag aufzufaflen. Ausnahmen von der Regel, daß 
das consilium nicht obligatorium fei („cum liberum 
euique sit, apud se explorare, an sibi expediat 
consilium‘, $. 6. J. de mandato, 3. 27., L. 2. 
$. 6. D. mandati, 17. 1.), giebt e8 der Sache nad 
nicht. Denn in denjenigen Ausnahmefällen, welche 
gewöhnlich aufgeftellt werden — dem Halle des dolo⸗ 
fen Rathes, dem Falle der Rathsertheilung bei amt» 
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licher oder fonftiger beruflicher Verpflichtung, und 
dem Falle vertragsweifer Uebernahme der Garantie 
für die Kolgen des Rathes —, wirb der Berathende 
im erften Falle aus dem Delict, in den beiden ande 
ten Fällen aus dem Bertrage oder Quaficontracte 
verbindlich (zu vergl. Gefterding, alte und neue 
Sterthlimer, p. 198 flg., Neuftättel, über die Ber- 
bindlichfeit des Rathgebers, im Archive für civiliftifche 
Praris, Bd.2. p.39 flg., und v. Bangerow, ‘PBan- 
becten, Bd. 3. $. 659. p. 508 flg.). Eine amtliche 
Verpflichtung zur Rathöertheilung hatte der Beflagte 
nad der Sachdarſtellung der Alagfchrift nicht; eben- 
fowenig ift hiernach von ihm ein Garantieverfprecdhen 
geleiftet worden. Es bleibt demnach eben nur ber 
Gefichtöpunft eines dolofen Rathichlages übrig. 
Die Klägerin folgert den dolus des Beklagten dar- 
aus, daß ber legtere zu der Zeit, zu welcher er ihr 
den Rath; ertheilt habe, von dem Gaffendefecte, dem 
Eingange der Bl. — erwähnten Berorbnung der 
Königl. Brandverfiherungscommiffion, der amtlichen 
Eonftituirung W.'s und der Beichaffenheit der in 
ſich unwahrſcheinlichen und von dem Eonfitenten 
ſelbſt als ungewiß bezeichneten Angabe, „er, ®., 
müfle das Geld entweder auf einer Reife nach Dres- 
den verloren oder zu Haus verlegt haben’, unterrich- 
tet gewefen ſei; der Beflagte habe daher, zumal als 
Rechtskundiger und Beamter, der Alägerin nur wider 
beſſere Ueberzeugung die Verfiherung geben und mit 
feinem Ehrenworte befräftigen fönnen, dag W. fei- 
nen Poſten und jein Dienfteinfommen behalte, wenn 
fie, die Klägerin, das Geld ſchaffe. Für die Dar- 
legung einer Arglift find jedoch diefe PBrämiffen nicht 
geeignet. Zugegeben werden fann, daß die Abficht 
des Handelnden, einen eigenen Vortheil zu erlans 
gen, nicht ein nothiwendiges Requifit des dolus bilde. 
Wohl aber erheifcht der legtere eine wiſſentliche, 
d. bh. auf objectiven Gründen des Fürwahrhaltens 
beruhende Verfälfchung der Wahrheit und eine wiflent- 
liche Erzeugung desjenigen Irrthums, duch welchen 
der Irrende zu dem nachtheiligen Entfchluffe beftimmt 
wird, und mit Recht wird von Rechtslehrern, um bie 
Grenzlinie zwifchen dolus und culpa zu bezeichnen, 
hervorgehoben, daß die legtere das Bewußtſein der 
Gefahr, der Schade werde für den Anderen eins 
treten, der dolus dagegen eine im Augenblide ber 
Handlung vorhandene Kenntniß des gewiß bevor- 
ftehenden ſchaͤdlichen Erfolges verlange (zu vergl. 
Haffe, die culpa des Röm. Rechts, $. 20. p. 110. 
Kiel 1815.). Ueberdies erfordern die Geſetze, daß 
der dolus evident fei, wenn eine actio doli zur 
Entftehung gelangen folle (L. 7. $. 10. D. de dolo 
malo, 4. 3.) Hätte der Beflagte zu der Zeit, wo 
er die Klägerin zu dem Hergeben der Deckungsmittel 


veranlaßte, auf Grund eigener Beobachtung des 
Gebahrens W.'s oder auf Grund eines von ihm ver« 
nommenen gerichtlichen Geftändniffes des letzteren 
davon Wiffenfchaft gehabt, daß derfelbe die in Frage 
befangenen Geldſummen unterfchlagen habe, und 
hätte er diefe Verficherung auf die Frage der Hläge- 
in, ob ſich dies Alles fo verhalte, auf fein Ehren- 
wort wiederholt, jo würde die Frage entftehen können, 
ob nicht die Bethätigung eines dolus indicirt fei. 
Die obenerwähnten Vorgänge geftatten jedoch feines- 
wegs, eine folche Wiffenfchaft mit Rothwendigfeit zu 
folgern; fie ſchließen nicht aus, daß zu der fraglichen 
Zeit der Beflagte die auf fubjectiven Gründen bes 
rubende Ueberzeugung feftgehalten haben fönne, eine 
Unterfchlagung fei nicht verübt worben, fie ſei W.n 
nad feinem bisherigen Verhalten, bei feiner Ber 
mögenslage, nicht zuzutrauen, und bel fofortiger 
Dedung des Defectes werde einer Enthebung deffel- 
ben von feinem Amte vorgebeugt werben fönnen, wie 
denn auch der Bellagte ſelbſt BL. — und Bl. — 
derartige fubjective Gründe für die Ablehnung des 
Verdachtes eines verbrecherifchen Gebahrens W.'s 
für fi geltend gemadt hat. Wenn dagegen bie 
Klägerin ferner Bl. — darauf hinweift, 
Beklagter habe fih dem Sachſtande nad) fagen 
müffen, daß es mindeftens ungewiß und höchſt 
zweifelhaft fei, ob W. feine Stelle auch dann 
behalten werde, wenn der Caſſendeſect gebedt 
werde; e8 fei daher jedenfalls ein unbedachtſames 
und gewifjenlofes Bezeigen, wenn er diefe Zwei- 
felhaftigfeit des Erfagerfolges ihr, der Klägerin, 
nicht nur verfchwiegen, ſondern ihr fogar den 
ungewiffen Erfolg auf ihre befondere Anfrage 
als gewiß bezeichnet habe, 
jo mag nicht beftritten werben, daß, entfprächen bie 
Angaben ber Klagfchrift der Wahrheit, das Verhalten 
des Beflagten als eine Unbedachtſamkeit betrachtet 
werben bürfte, welche in das Bereich der culpa lata 
falle, Mit diefer Erwägung ift jedoch für die Statt- 
haftigfeit der Klage Etwas nicht gewonnen. Denn 
der Grundfag: „Jata culpa plane dolo comparabi- 
tur“ (zu vergl. L.1. 8.1. D. si mensor falsum 
modum dix., 11.6. — L. 226. D. de verb. signif., 
50. 16. — L. 29. pr. D. mand., 17. 1.) leidet wohl 
Anwendung, wenn bie praestatio culpae bei Ver- 
tragöverhältniffen in Frage fteht, und der dolus oder 
die culpa lata als eine beſondere Eigenfchaft einer 
anderen rechtswidrigen Handlung erfcheint (zu vergl. 
Brig, in der 13. Ausgabe des Lehrb. des Röm. 
Rechts von Madeldey, $. 343. sub c., Wien 1851. 
und Schweppe, das Rom. Privatrecht, Bd. 1. 
$. 98.), nicht aber in Fällen der vorliegenden Art, 
wo außerhalb eines contractlichen Verbandes der 





dolus als eine befondere Delictögattung in 
Betracht fommt, welche die Berpflichtung zu dem 
Schabenerfage felbftftändig erzeugt. 

Eines näheren Eingehens endlich auf die Frage, 
ob der thatfächliche Stoff, den die Klagfchrift dar- 
biete, einen geeigneten Anhalt gewähre, um mit 
Rüdfiht auf den Inhalt der L. 6. $. 5. D. mand. 
vel contra (17. 1.): 

„plane si tibi mandavero, quod tua intererat, 
nulla erit mandati actio; nisi mea quoque 
interfuit, aut si non esses facturus, 
nisi ego mandassem, etsi mea non in- 
terfuit, tamen erit mandati actio‘““, 
beren Auslegung in Berbindung mit der bad man- 
datum tua gratia behandelnden L. 2. 8. 6. L. c.: 
„cujus generis mandatum magis consilium 
est, quam mandatum, et ob id non est obliga- 
torium “, 
befanntlich eine Mehrzahl von Eontroverfen veranlaßt 
hat (zu vergl. die Zufammenftellung der einfchlagen» 
ben Literatur bei Sintenis, das praftifche gemeine 
Eivilreht, Bd. 2. $. 113. p. 566 fl. 16. 2. Aufl.), 
die Klage ald actio mandati contraria auffaffen 
und den Erſatzanſpruch von dieſem Gelichtspunfte aus 
als zuläffig betrachten zu können, bedarf es nicht. 

Denn was die zweite, in ber L. 6. $.5. D. 
mandati bezeichnete Ausnahme betrifft („wenn der 
Mandatar ohne den Auftrag die Handlung nicht 
vorgenommen haben würde”), fo befolgt die gegen- 
wärtige Inftanz die von v. Vangerow, Pandecten, 
Bd. 3. $. 659. p. 510. sub no, 3. veriheidigte An⸗ 
ficht, daß aus der L. 2. 8. 6.1. c. eine Identitaͤt 
des mandati tua gratia mit dem consilium nicht 
abzuleiten fei, und daß es namentlich bedenklich fallen 
müfle, Ausnahmen, in denen diefe Gattung des 
Mandates verbindliche Wirfungen für den Mandan- 
ten äußern folle, ohne Weiteres für das consilium 
in Anwendung zu bringen. 

Soviel dagegen die erfte, in der L. 6. 8. 5. L. c. 
erwähnte Ausnahme anlangt, fo würde, abgefehen 
von der Frage, ob die Worte: „nisi meaä quoque 
interfuit“ nicht die Concurrenz eined vermoͤgens— 
rechtlichen Intereffes des Mandanten erfordern, in 
dem vorliegenden Falle von den fünf verfchiedenen 
Formen ded Mandates, welche die Geſetze auszeichnen 
(zu vergl. L. 2. pr. D. mandati, 17. 1. und pr. J. 
de mandato, 3. 27.), nicht fowohl das mandatum 
mea gratis, ald vielmehr das mandatum tua et 
aliena gratia in Berüdfichtigung kommen fönnen, 
da der Bellagte nach der Sachdarftellung der Klage 
theils im Intereffe W.'s und der Angehörigen beffel- 
ben, theild im Intereffe der Klägerin, nicht aber in 
feinem, Bellagtens, Intereffe gehandelt hat. Die 
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Bebenfen gegen die Gleichftellung bes consilium mit 
dem mandatum tus gratia finden übrigens auch in 
der Auffaflung der ſaͤchſiſchen Gefeggebung infofern 
eine naheliegende Unterftügung, als die Decis. 42. 
v. 3. 1746 bei einer Species des Rathfchlages, bei 
der Empfehlung die Ausnahmen, in welden ber 
Empfehlende aus dem Rathfchlage verpflichtet werben 
foll, auf zwei Fälle, den des dolus und den der aus 
drücklichen Uebernahme einer Haftverbindlichkeit, bes 
fhränft. Daß aber die Zuſprache des Bellagten, 
deren die Klage dem Wortlaute nad) gedenkt, hätte 
fie in der behaupteten Weife flattgefunden, als eine 
folche begeichnet werben müßte, welche ber gewählten 
Form nad) dem Begriffe des Rathichlages, nicht aber 
dem bed Auftrages zuzuweiſen fei, erfcheint nad) der 
Anficht der gegenwärtigen Inſtanz nicht zweifelhaft. 

Was den Koftenpunft anlangt, fo fonnte bie 
Beurtheilung der Statthaftigfeit der Alage nicht für 
völlig zweifellos angefehen werben; auch beruht die 
Beftätigung bes vorigen Erfenntniffes zum Theil auf 
anderen Gründen, als den in dem leßteren geltend 
gemachten. Man hat daher der Klägerin die Bes 
fhreitung des Inftanzenzuges nicht ald die Bezei— 
gung einer unbebachten Streitfucht zur Laft legen 
dürfen, und deshalb die Compenfation der Koften 
des Rechtsmitteld für angemefjen erachtet.” 


3. Entfheidungsgründe zu dem Urthel des 
K. Oberappellationsgerichts (Mai 1864): 
„Die in den vorigen Inflanzen audgefprochene 
Abweifung des Suchens der Klägerin erfcheint auch 
nach der Anſicht des Königlichen Oberappellationd- 
gerihts vollftändig gerechtfertigt. Die Gründe, aus 
denen dieſe Abweifung zu erfolgen hatte, find ſchon 
in den Bl. — zu leſenden Motiven ausführlich 
dargelegt worden und Man fonnte Sich daher zu 
Widerlegung des von ber Klägerin Borgeftellten ge» 
genwärtig auf folgende Bemerkungen befchränfen: 
Es ift eine unbegründete Meinung ber Klägerin, 
daß die condictio causa data causa non secuta zu 
ihrer Begründung nichts weiter bedürfe, als die 
Thatfache, daß die causa des Gebens nicht eingetres 
ten fei. Es beruht vielmehr diefe Condiction wefent- 
lich darauf, daß Uebertragung eines Vermögensrechts 
um eines künftigen Erfolgs willen geſchah, durch 
defien Ausbleiben bei dem Empfänger ein Haben 
ohne Grund herbeigeführt wurde. Daß die von der 
Klägerin Bl. — allegirten Gefegesftellen etwas An—⸗ 
deres nicht befagen, lehrt eine Bergleichung berfelben 
und eben fo wenig ftehen der Klägerin die ebenda 
angerufenen Rechtslehrer zur Seite, welche ebenfalls 
nur denjenigen Empfänger als zur Zurüdgabe 
verpflichtet erachten, welcher das um eines Fünftigen 
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Erfolgs willen ihm Gegebene nad dem Wegfallen 
ber causa ohne Grund inne hat. 

Für das Borhandenfein eines Eontractsverhältniffes 
zwifchen den Barteien liegt, wie ſchon Bl. — bemerkt 
worben, ein genügender Anhalt nicht vor, und ed kann 
fi daher und ba es fich im vorliegenden Falle auch 
nicht um die Befchädigung einer der Klägerin gehörigen 
Sache handelt, nur fragen, ob der Beflagte der Klägerin 
gegenüber eines dolus fi ſchuldig gemacht habe und 
ob er von diefem Gefichtöpunfte aus zu einem Erſatz 
des der Klägerin angeblich erwachfenen Schadens 
angehalten werden könne. Allein auch in diefer Be— 
ziehung enthält die erhobene Klage bie erforderlichen 
factifchen Unterlagen nicht. Denn daß der Beflagte 
bei dem BI. — referirten Vorgange wirklich bereits 
gewußt habe, der vormalige Rendant W. habe fi 
der Unterfchlagung von eingenommenen Brandvers 
fiherungsgeldern fchuldig gemacht, und es ftehe ihm 
deshalb der Verluſt feiner amtlihen Stellung mit 
Wahrſcheinlichkeit bevor, findet in dem von der Aläs 
gerin Vorgebrachten feine ausreichende Begründung. 
Bar nämlih auch, wie Klägerin Bl. — behauptet 
und Beflagter bei Einlaffungspunft 106. und 108. 
zugeftanden hat, [don am 24. December 1861 eine 
Verordnung der Brandverficherungscommijfton bei 
dem ©erichtsamte 3. eingegangen und in diefer Die 
Erörterung darüber, weshalb die Einfendung ber 
bort gedachten Branbeaffengelver Seiten W.'s unter 
laffen worden, angeorbnet gewefen und hatte in Folge 
deffen auch Bellagter vom Borftande des genannten 
Gerichtsamts Auftrag erhalten gehabt, Win an 
Amtöftelle zu fiftiren und in befien Wohnung Aus- 
fuchung zu halten, fo folgt doch hieraus immer noch 
nicht ohne Weiteres, daß Bellagter, als er die Woh— 
nung der Klägerin betrat, wirklich die Uebergeugung 
einer von W. begangenen Unterfchlagung gehabt 
habe, ober auch nur, daß er eine ſolche Ueberzeugung 
bei gehöriger Meberlegung hätte faſſen müffen. Denn 
um das Letztere anzunehmen, hätten zu der angege- 
benen Zeit wenigftens einige, auf die Berübung einer 
Unterſchlagung mit Beftimmtheit hinweifende Inzich- 
ten vorhanden und folche dem Bellagten befannt fein 
müffen, und dafür, daß ſolches der Ball geweien, 
enthält die erhobene Klage feinen genügenden Anhalt. 
Wenn aber Beflagter in ber erften Zeit nach dem 
Befanntwerden des Fehlend der Brandeaffengelver 
ber Berfiherung, die W. nah BL. — fowohl gegen 
feine Ehefrau, ald auch gegen die Klägerin felbft 
ausgefprochen, daß er nämlich das fehlende Geld 
verloren, beziehentlich verlegt habe, füglicher Weiſe 
noch Glauben beimefjen konnte, fo läßt fich auch in 
defien angeblicher Berfiherung, daß W. bei fofortiger 
Dedung des Defects aus feiner amtlihen Stellung 


nicht werbe entfernt werben, eine argliftige und wider 
fein befferes Wiffen bewirkte Induction der Klägerin 
zur Herausgabe des erforderlichen Geldes ohme Weis 
tered nicht finden, und eben fo wenig erhellt fofort, 
daß Bellagter dolofer Weife einen Irrthum, in bem 
ſich etwa Klägerin über die von ihr voraudgefepte 
günftige Wirfung einer Dedung der fehlenden Gelber 
aus ihren Mitteln befunden, unaufgeflärt gelaffen 
habe. Höchftens liege ſich, wie auch ſchon Die vorige 
Inftanz Bl. — bemerkt hat, auf Grund der von der 
Klägerin in ihrer Klage gemachten Angaben zu ber 
Anficht gelangen, daß der Beflagte bei feiner mit ber 
Klägerin gepflogenen Unterredung nicht mit ber 
nöthigen Umftcht und Bebachtfamfeit verfahren fei. 
Allein ginge man auch hiervon aus und wollte man 
auch dem Bellagten in gebachter Beziehung eine 
culpa lata beimefjen, fo würde doch damit immer 
noch nicht ber jegt geltend gemachte Anfpruch als 
genügend begründet erfcheinen. Denn wie ſchon von 
der vorigen Inftanz Bl. — gezeigt worden, läßt fich 
eine ſolche culpa dem dolus in Bezug auf die Ber- 
tretungsverbindlichfeit da nicht gleichitellen, mo ber 
dolus als befondere Delictögattung eine Verpflichtung 
zum Schadenerfag begründen foll, indem bie blos 
eulpofe Erregung eines Irrthums in der Seele eines 
Dritten nicht ohne Weiteres die Verbindlichkeit zum 
Erſatz ded dem Dritten durch einen ſolchen Irrthum 
erwachjenen Berlufts zur Folge hat. Namentlich gilt 
dies im Allgemeinen da, wo Jemand nicht in arg- 
liftiger Abficht, fondern nur culpofer Weife einen 
ſchaͤdlichen Rath giebt, 

vergl. 1. 47. pr. D. de R. J. (50. 17.) 

$. 6. J. de mand. (3. 27.) 

l. 2. 8. 6. D. mand. vel contra. (17. 1.) 
und wenn auch andere Grunbfäpe da Platz ergreifen, 
wo Jemand in feiner amtlichen Stellung zu Abgabe 
eines rechtlichen Gutachtens oder Raths verbunden 
war ober er in feiner Eigenfchaft ald Kunft- oder 
Sadverftändiger um Rath gefragt wurbe, unb er ſich 
deſſen Ertheilung freiwillig unterzog, indem in ber= 
artigen Fällen der Rathgeber in Berfolg des zwifchen 
ihm und dem Anfragenden entftehenden obligatori- 
ſchen Berhältniffes zur Anwendung vertragsmäßiger 
Diligenz verpflichtet, deshalb auch ſchon wegen bloßer 
culpa verantwortlich ift, 

vergl. v. Bangerow, Leitfaden, Band 3. $. 659. 

Anmerf. 2. 

fo liegt doch hier ein Fall folder Art nicht vor. 
Denn der Beklagte, welcher nach der Angabe der 
Klägerin in der When Behaufung fraft feiner 
amtlichen Stellung zu dem Zwed erfhienen war, 
um W. an Amtsftelle zu fiftiren und in defien Woh— 
nung Ausfuhung vorzunehmen, hatte in feiner amts 





lichen Stellung nicht bie Obliegenheit, der Klägerin 
einen juriftifchen Rath zu ertheilen, und eben fo wenig 
erhellt aus ber Alägerin eigner Darftellung des Her- 
gangs der Sache, daß Klägerin den Bellagten als 
Sachverſtaͤndigen um feinen Rath angegangen fei 
und Letzterer freiwillig die Verbindlichkeit zur Raths⸗ 
ertheilung übernommen habe. Bielmehr ſprach Be- 
Hagter nur feine fubjective Anficht über die günftige 
Wirkung einer fofortigen Dedung des vorhandenen 
Defects aus und involvirte fie auch zugleich einen 
Rathſchlag infofern, ald Beflagter damit der Klägerin 
die Dedung bes Deficits ald den Weg andeutete, 
auf welchem W.'n fein Poſten erhalten bleiben könne, 
fo erfcheint feine diesfallfige Auslaffung doch immer 
nicht ald ein Rath der obgedachten Art. 

Kann nun endlich auch, was einer weiteren Dar- 
legung nicht bedarf, die erhobene Klage von dem 
Gefichtöpunft einer actio quod metus causa nicht 
aufrecht erhalten werben, jo war das vorige Urthel 
nur zu betätigen, Klägerin aud; nunmehr, nachdem 
fie über die Mangelhaftigfeit ihrer Klage ſchon hin- 
teichend belehrt worben war, in Erftattung der durch 
ihr anderweites Rechtsmittel verurfachten Koften an 
Beklagten zu verurtheilen.” 


63. 


Iſt in dem nach 8.26. des Gefehes vom 16. Mai 
1839 zur Abhörung benannter Zeugen, fowie 
zur gleichzeitigen Wiederaufnahme der Verhand- 
lung anberaumten Termine das Vorſchützen von 
früher nicht vorgebrachten Einreden geftattet? 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 


Diefe Frage wurde in einem conereten Falle, in 
welchem Bellagter in bem nach $. 26. des Bagatell- 
gefeged anberaumten Termine eine bei den früheren 
in der Sache flattgehabten Verhandlungsterminen 
nicht zur Sprache gebrachte Einrede der Zahlung 
vorgebracht hatte, von dem Proceßgerichte verneint. 
Der Bellagte remebirte gegen dieſe Auffaffung und 
beantragte Beachtung feiner Einreve. Allein das 
Königl. Appellationsgericht zu Dresden trat 
der Rechtsanſicht der vorigen Inftanz bei (unterm 
5, December 1863), indem es Folgendes aus- 
führte: 

„Weil, wenn ſchon zufolge der in dem Gefepe, 
das gerichtliche Verfahren in Streitigfeiten über ganz 
geringe Civilanfprüche betreffend, vom 16. Mai 
1839. $. 26. in Berbindung mit $. 24. enthaltenen 
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Vorſchrift das Procefgericht in dem Balle, wenn 
von einer beweispflichtigen Partei Zeugen angegeben 
werben, zu Abhörung berfelben und zur gleichzeitigen 
Wiederaufnahme der Verhandlung einen anderen 
Tag zu beflimmen hat, doch die Anberaumung eines 
ſolchen in Folge des Antritts der Befcheinigung ein- 
tretenden anberweiten Termins nicht zum Behufe 
der Feftftellung des ftreitigen Rechtöverhältniffes durch 
das Vorbringen von Thatſachen in Gemäßheit von 
$. 18— 21. des gedachten Geſehes flattfindet, fon- 
vielmehr nur den Zwed hat, daß über die Zuläffigfeit 
und Ergebniffe der Befcheinigung und beziehentlich 
Segenbefcheinigung unter den Parteien verhandelt 
werde, und daher das nachträgliche Vorbringen von 
Einreden, welche bei der früheren Erörterung und 
Feftftellung des Streitverhältniffes nicht vorgeſchuͤtzt 
worden, in einem Termine der zulegt gedachten Akt, 
abgeſehen von den Fällen, in welchen es fih um 
neu entftandene oder neu befannt gewordene Thats 
fachen handelt, von Seiten der beffagten Partei nicht 
ftatthaft erfcheint, da den Beftimmungen bes anges 
zogenen Gefeged über das durch bafjelbe eingeführte 
Verfahren augenfcheinlich der Gedanfe zum Grunde 
liegt, daß, bevor zur Befcheinigung verſchritten wers 
den könne, alle erheblichen, nad Befinden einer 
folhen bevürftigen Thatumftände ſchon vorgebracht 
fein müffen, was fih, abgefehen von allgemeinen, 
aus der Natur eined procefjualifhen Berfahrens 
überhaupt zu entnehmenden Gründen, insbeſondere 
aus der Vorfchrift in $. 23. und deren Verhaͤltniß 
zu den vorhergegangenen und den nachfolgenden 
Beftimmungen, fowie daraus ergiebt, daß nad) dem, 
was am Schluß von $. 24. vorgefchrieben ift, das 
Ausbleiben der beweispflichtigen Bartei in dem nad) 
Maaßgabe diefes Paragraphen anzuberaumenden 
anderweiten Termin ober bie Nichtbeibringung ber 
von ihr in Bezug genommenen Urkunde in biefem 
Termine nur den Berluft des Beweismitteld zur 
Folge haben fol, während doch außerdem aud) der 
Verluſt der Thatfachen, welche noch hätten vorgebracht 
werben fönnen, hätte eintreten müffen, ferner nach 
der Schlußbeftimmung von $. 25..in dem Falle, daß 
eine Urfunde, deren Herausgabe die beweispflichtige 
Partei nicht fordern darf, von Seiten berfelben bis 
zum anderweiten Termin nicht herbeigefchafft wird, 
ohne Rüdfiht auf diefed Beweismittel ſofort haupt⸗ 
fächlich entfchieden werden foll, während doch aufers 
dem auch noch über die etwa neu vorgebrachten 
Thatfachen zu verhandeln und erft dann zu entſcheiden 
geweſen wäre, endlich nad der Vorſchrift am Ende 
von $. 26. das Procefgericht nad Eingang bes 
Protofolls über die von einem anderen Gericht vor 
genommene Zeugenabhörung bie Parteien zur weites 





en Verhandlung ohne befondere Verwarnung vors 
laden fol, während fie doch außerdem bei Verluft 
der von ihnen etwa noch vorzubringenben Thatfachen 
zu laden fein würben, wie denn allerdings die in 
Gemäßheit der Borfehrift in $. 13. unter 5. b. an 
den Beklagten zu erlaffende Borladung zum erften 
Berhandlungstermine die Aufforderung an denfelben 
enthalten muß, ſich in dem Verhandlungstermine über 
das Klagvorbringen beftimmt zu erklären, unter der 
Verwarnung, daß er außerdem des lepteren für ges 
ftändig und feiner mit dem Klaganfpruche in Vers 
bindung ftehenden Einreden für verluftig werde ge 
achtet werben, und in $. 21. des gedachten Geſetzes 
weiter beftimmt ift, Daß ber Beklagte in dem anbes 
raumten (erften) Berhandlungstermine ſich darüber, 
was er an dem thatfächlichen Vorbringen des Gegners 
zugeſtehe oder leugne, beftimmt zu erflären und feine 
etwanigen Einreden unter genauer Angabe der- 
jenigen thatſaͤchlichen Berhältniffe, auf welchen die 
felben beruhen, vorzubringen habe, und zu dieſem 
Allen noch fommt, daß die Befolgung der von dem 
Appellanten BI. — aufgeftellten Anficht, nach, welcher 
der Beklagte auch in einem nach der Vorfchrift in 
$. 26. jenes Gefeges zu beurtheilenden Termine noch 
früher nicht vorgefchügte Einreden foll vorbringen 
fönnen, zu einem für die praftifhe Handhabung des 
für ganz geringe Rechtsfachen eingeführten Verfah— 
rens höcht bedenklichen Ergebniffe, nämlich dahin 
führen würde, daß nicht blos in dem nad $. 24. 
und 26. zuerft anberaumten anderweiten Berhand» 
lungstermine aud dem Kläger das nachträgliche 
Aufftellen von etwanigen Replifen, fowie beiden 
Barteien die Antretung einer auf die von ihnen neu 
vorgebrachten Thatſachen bezüglichen anberweiten 
Beicheinigung und Gegenbeſcheinigung geftattet wer- 
den müßte, fondern auch in, bem zur Erledigung 


biefer nochmaligen Beweisführung anzuberaumenden’ 


neuen Termine beide Parteien wiederum mit früher 
noch nicht vorgebrachten Thatfachen hervortreten 
und deren Erweislichmachung in einem abermaligen 
Termine verlangen und dies ind Unbeftimmte fort» 
fegen könnten, indem ed an einer ficheren und be 
fimmten Unterlage bei Beurtheilung der Frage, zu 
welchem Zeitpunkte die Verhandlung über das ftrei- 
tige Rechtsvechältniß als geſchloſſen zu betrachten 
fei, gänzlich fehlen würde, fo daß im Folge beffen 
der in $. 1. des Geſetzes ausgedrüdte Zweck deſſel⸗ 
ben, ein einfacheres und kürzeres Verfahren einzu— 
führen, unter Umftänden gang unerreicht bleiben 
müßte; 
im Mebrigen eine Abweihung von dem aus dem 
Borfiehenden fich ergebenden Grundſatz im vorlies 
genden Falle auch nicht dadurch gerechtfertigt werden 
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fönnte, daß nad) Inhalt des Bl. — erfichtlichen, 
auf Vorlefen genehmigten und mitunterfchriebenen 
Protokolls vom — die Parteien durch ihre Sad» 
walter der Abhörung ber von bem Kläger benann⸗ 
ten Zeugen und Sadverftändigen beigewohnt und, 
nachdem diefe Abhörung gefchloffen, fowie Beklagter 
auf den BI. — von ihm geftellten Antrag auf Ab» 
hörung feiner Ehefrau ald Zeugin von Seiten des 
Proceßgerichts in der BI. — erfichtlichen Weife ab⸗ 
fällig befchieden worden, beide Theile ſich dahin, 
„daß die Berhandlung hier abgebrochen und ein 
anberweiter Termin von Gerichtowegen ausgeſchrie⸗ 
ben werbe”, geeinigt haben, indem diefes Compromiß 
der Parteien nur den Sinn hat, daß diejenige Ver— 
handlung, welche im Hinblid auf die oben gedachte 
BVorfchrift in 8. 26. des Gejepes vom 16. Mai 1839 
eigentlich in dem damals anftehenden Termine zu 
erfolgen hatte, und, wie gezeigt, nicht bie Vorbrin— 
gung neuer Thatfachen, fondern nur die Gtatthafs 
tigfeit und die Ergebniffe der Beweisführung zum 
Gegenſtande haben follte, an einem anderen Tage 
vorzunehmen fei; nach alledem bie der Entſcheidung 
ber vorigen Inftanz zum Grunde liegende Redyis- 
anficht, daß die Bl. — von dem Bellagten nad). 
träglich vorgefhügte Einrede der Zahlung rechtliche 
Beachtung nicht verdiene, allerdings als begründet 
ſich darftellt; 

fo ift der BI. — fg. erfichtliche ꝛc. Befcheid, wie 
hiermit gefchieht, zu beftätigen.“ 


64, 


Einem inländifchen Juden Fann bie Vormund— 
ſchaft über chriftlide Unmündige übertragen 
werben, 


Mitgetheilt von 
Herin Adv. 2. in D. 


Das Gerichtsamt im Bezirksgericht D. hatte es 
bevenflich gefunden, den von der verw. Dr. L. als 
Bormund für ihre minderjährigen Kinder präfentir- 
ten Vormund zu beftätigen, weil jene Kinder der 
evangelifchen Eonfeffion, diefer Bormund dem jübi- 
{hen Glauben zugehöre. Dagegen erhob der leptere 
Beſchwerde, in der er ausführte, daß 

1) fein pofitived Berbot ber Bormundichaft von 
Juden über Ehriften beftche, 

2) die frühere, auf die Bormundfchaftsorbnung 
gegründete Uebung durch die gefegliche Gleichſtellung 
der inländifchen Juden mit den Ehriften aufgeho- 
ben fei, 





3) der Hare Wortlaut des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs jenen Bebenfen entgegenftehe. 

Zu 1. Das römische Recht geftatte dieſe Vor— 
mundſchaft ausdrüdlic,, 

1. 15. 8. 6. D. (XXVU. 1.) 
das kanoniſche Recht enthalte gleichfalls fein pofitives 
Berbot. Erft im Mittelalter habe man durch Eins 
miſchung ftaatsrechtlicher Anfchauungen auf Grund 
der nicht einfchlagenden 

1. 19. pr. Cod. (1. 9.) 

l. 8. Cod. eod. 
und aus confeifionellem Widerwillen durch Anmwen- 
dung des kanonifchrechtlichen Verbots ex indigni- 
tate 

e. 18. (X. 5. 6.) 
diefe Scheidewand zu ziehen gefucht, „ne periclitetur 
anima pupilli“, 

P. Montanus, de jure tutelae 1656. cap. 4. 

no, 37. 
weil die Juden „saluti aeternae insidiari credun- 
tur“, 

Stryck, usus modernus Pandect. ad lib. 26. 

de tut. $. 20. 
und weil fie „ad scelera perpetranda quaevis pro- 
clives praesumuntur et promti“, 
Joh. Henr. Berger, Oecon. jur. 1719. lit. L 
tit. IV. de statu famil. p. 165. 166. 

Hierauf gründe fi der Gerichtsbrauch. Das 
Verbot in der Bormundfchaftsordnung Cap. 8. 
$. 4., ein Privileg der evangeliſchen Eonfeffion, 
fei längft aufgehoben, fowohl für nichtevangelifche 
Ehriften, 

Weber, foftem. Darftellung des im Königreich 

Sachſen geltenden Kirchenrechts. (Leipzig 1843.) 

1. ©. 212. 
ald auch aus dem gleichen, dort citirten Grunde, 
feit Geltung der 

Ausführungsverorbnung vom 20. April 1849. 

$. VL 
und bes 

Geſetzes vom 12. Mai 1857. $. 3. 
für die inländifchen Juden. Das bürgerliche Geſetz⸗ 
buch endlich habe, nachdem der entgegenftehende 
$. 1918. des Entwurfs von den Kammern unter 
Beiftimmung der Regierung abgeändert worden, in 
$. 1885. derartige Bormundfchaften nachgelaffen. 


In Gemäßheit diefer Befchwerde hat das Königl. 
Appellationsgericht zu Dresden im Jahre 1864 
Folgendes verordnet: 

„Rah BL. — der Acten, fowie nach Ausweis 
des obenerwähnten Berichts hat das Gerichtsamt im 
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Besirfögericht im Hinblid auf $. 1. unter no. 4. 
Cap. VI. ver Allgem. Bormundfchaftsorbnung des⸗ 
halb Bedenken getragen, den von der Mutter der 
bei obigem Gericht zu bevormundenden, unmündigen 
brei Gefchwifter 2. als Alterdvormund in Vorſchlag 
gebrachten Befchwerbeführer ald Bormund zu bes 
ftätigen, weil derfelbe zur ifraelitifchen Religion fich 
befenne, während die zu bevormundenden Gefchwi- 
ſter L. nah Bl. — der riftlichen Religion zugethan 
fein. Man bat aber die erwähnte Entfchließung 
durch diefen Grund allerdings nicht für gerechtfertigt 
anfehen können. 

In Art. 5. ($. 16.) der duch die Verordnung, 
die Publication des Reichsgeſetzes über die Grund⸗ 
rechte des beutjchen Bolfes betreffend, vom 2. März 
1849 verfündeten Grundrechte war beftimmt worden, 
daß duch das religiöfe Befenntnif ber Genuß der 
bürgerlihen und ftaatsbürgerlihen Rechte weder bes 
dingt, noch befchränft werde, und dieſe Beftimmung, 
welche nach Art. 1. unter no. 9. des durch dieſelbe 
Verordnung befannt gemachten Einführungsgefeges 
jofort in Kraft trat, wurbe durch die Verordnung, 
die Ausführung einiger Beftimmungen der Grund» 
rechte des deutfchen Volfs betreffend, vom 20. April 
1849 unter no. VI. folgender Maafen erläutert: 
„Durch $. 16. der Grundrechte ꝛc. ift die völlige 
Gleichſtellung der Saͤchſiſchen Juden mit den Ehri- 
ften binfichtli des Genuſſes bürgerlicher und ſtaats⸗ 
bürgerlicher Rechte ausgefprochen und alle entgegen- 
fiehenden Beftimmungen find aufgehoben. Zugleich 
treten aber auch die inländifhen Juden in alle 
ftaatsbürgerlihen Pflichten ein und dürfen ſich ber 
Erfüllung feiner derfelben auf Grund ihres Glau- 
bens entziehen.” Jene Borfchrift und diefe Erläus 
terung bderjelben wurden aber rüdfichtlich derjenigen 
Juden, welde Sächfifche Unterthanen find, aud) in 
dem die Aufhebung der zu Publication der deutſchen 
Grundrechte ergangenen Verordnung vom 2. März 
1849 betreffenden Geſehe vom 12. Mai 1851 bis 
zu einer allgemeinen gefeglihen Regulirung ber 
Verhältniffe der Juden aufrecht erhalten. Da nun 
eine ſolche Regulitung der Verhältniffe der Juden 
zur Zeit noch nicht erfolgt ift, fo ift Die obige Vor— 
fchrift, wie fie in der angegogenen Ausführungs« 
verordnung erläutert worden, in Betreff der inländis 
chen Juden auch als noch gegenwärtig maaßgebend 
zu betrachtend. 

Nach diefer Vorſchrift, deren Inhalt die König» 
liche Staatsregierung in den Motiven zu dem an- 
geführten Gefeg vom 12. Mai 1851 fur; dahin 
angegeben hat, daß fie die Emancipation der inlän- 
difchen Juden ausgefprochen habe, 
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vergl. Landtagsacten von 1850/51. I. Abtheil. 
©. 694. 
fann aber aus der oben erwähnten Vorſchrift ber 
Allgem. Vormundſchaftsordnung (Cap. VIII. $.1. 
unter 4.), welche übrigens, ſeitdem in Art. 16. ber 
deutſchen Bundesacte vom 8. Juni 1815 beftimmt 
worden, daß die Berfchiedenheit ber chriſtlichen 
Religionsparteien in den ändern und Gebieten 
des deutſchen Bundes feinen Unterfchieb in bem 
Genuſſe der bürgerlichen und politifchen Rechte bes 
gründen fönne, und zuvor ſchon in Sachſen durch 
verſchiedene Geſetze die Gleichftellung ber Belenner 
anderer hriftlicher Konfeffionen mit den Befennern 
der evangelifhslutherifchen Religion erfolgt ift, an- 
langend die Belenner verfchiedener chriftlicher Con— 
‚feflionen unter einander, ebenfalls feine Anwendung 
weiter leidet, 
vergl. v. Weber, foftem. Darftellung des im 
Königreih Sachſen geltenden Kirchenrechts, 
1. Aufl. 9. 26. ®b. 1. ©. 212 flg., 2. Aufl. 
$. 17. 3b. 1. ©, 64. 
Haubold, Saͤchſ. Privatrecht, 3. Aufl. 8. 108. 
bei not. h. ©. 113. 114. 
auch gegen bie Beftätigung eines Juden zum Alterd- 
vormunde für einen Bekenner der chriftlichen Reli- 
gion ein Grund nicht mehr hergeleitet werden, viels 
mehr if anzunehmen, daß auch ein Jude, wenn er 
nur, wie im vorliegenden Fall rüdfichtlich des 
Beſchwerdefuͤhrers nicht zu bezweifeln, Sächfifcher 
Unterthan ift, und auch fonft — als wogegen im 
vorliegenden Fall nirgends ein Bedenken erhoben — 
zum Bormund geeignet erfcheint, fähig fei, bie 
Alterövormundfchaft über Ummündige, welche in 
der chriſtlichen Religion zu erziehen find, zu über» 
nehmen. 

Das x. ac. erhält daher hierdurch Anweifung, 
den ac. ac., feinem in ber Befchwerbefchrift aus- 
gefprochenen Gefuche gemäß und dafern nicht ander 
weite, bisher nicht zur Sprache gebrachte Bedenken, 
welche vor allen Dingen mittelft Berichts dem unter» 
zeichneten Appellationsgericht anzuzeigen fein wür- 
den, diesfalld vorliegen follten, als Altersvormund 
der unmündigen drei Gefchwifter L. in Pflicht zu 
nehmen. 

Man verfieht Sich jedoch zu dem Gerichtsamt, 
daß Lepteres, fobald die zwifchen dem zu beftätigen« 


ben Alterövormunde und ben genannten Minorennen 
ftattfindende Berfchiebenheit der Religion einen nach⸗ 
theiligen Einfluß auf die religiöfe Erziehung diefer 
Minorennen erkennen laffen follte, für Befätigung 
eines geeigneten Nebenvormundes ungefäumt Sorge 
tragen werde.“ 


Miscellen, 


Anzeige nen ergangener Gefeke und Verord⸗ 
nungen. Das 7. und 8, Stück des Geſetz⸗ und Ver— 
orbnungdblattes für das Königreih Sachſen (vom 
Jahre 1864) enthält: No. 47. Deeret wegen Beftäti- 
gung der Statuten des Erebitvereind zu Groitzſch, vom 
25. April 1864. No. 48, Verorbnung, ven Hufe 
beſchlag betreffend, vom 17. Mat 1864. No. 49, 
Verordnung, bie polizeilichen Ginträge in die Arbeits« 
bücher des gewerblichen Hilfsperfonals betreffend, vom 
20. Mai 1864. No. 50. Gefeg wegen Erweiterung 
der Wirkfamkeit der Alterörentenbant, vom 23. Mai 
1864. No. 51. Befanntmadhung, die Eröffnung ver 
Zelegrapbenftationen Iſchopau und Wolkenſtein betref- 
fend, vom 25. Mai 1864. No. 52. Deeret wegen 
Beftätigung ber Statuten für bie Societätsbrauerei zu 
Bittau, vom 25. Mai 1864. No. 53. Allerhöchſte 
Verordnung, die von ben Zollvereinäftaaten wegen der 
Gewerbelegitimation der Handelsreiſenden getroffene 
andermweite Vereinbarung betreffend, vom 6. Mai 1864. 
No. 54. Verordnung, die Berechnung und Abentrich- 
tung ber Brandverficherungs- Stüdbeiträge betreffend, 
vom 22. Mai 1864. No. 55. Derret wegen Beſtäti— 
gung der Statuten der Sächſiſchen Hypothekenbank zu 
Leipzig, vom 25. Mai 1864. No. 56. Derret wegen 
Beſtätigung der Brauorbnung für die Braugenoffen- 
[Haft zu Paufa, vom 25. Mai 1864. No. 57. Ver—⸗ 
ordnung, bie Zuflagdbeiträge zum Brandverſicherungs— 
Sculdentilgungsfonds der Oberlauſitz betreffend, vom 
1. Juni 1864. — Lepte Abfendung: am 13. Juni 
1864. 


Todesfälle. Geftorben: am 13. Juni 1864 
der Bezirksgerichtsactuar Guſtav Moritz Delfchlägel 
in Chemnitz. 





Redacteur: Dr. Theodor Tauchniz. 


Officin der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Bon biefem Bor für Ale Dofänter 
Genblatte er = . ” na 
fgeinen jährlich pmen®eflel: 
u merkwürdige Hechtsfälle, 3 
1 Duartbogen und das Quartal zu bem 
außerdem am Jafı in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 

au . . entri reife 
——— aus dem Gebiete der Justizpklege — 

und Verwaltung 


zunächft für das 


Königreich Sachien. 


Berlag von Bernhard Tauchnik in Leipzig. 





Heue — —— Fahrgang. 


1864. 





65. 
Begründung ber actio de recepto gegen einen 
Gaftwirth, in deſſen Gafthofe die bafelbft von 
bem Eigenthümer eingeftallten Thiere verbrannt 
find. — Es ift ohne Einfluß, ob der Gaftwirth 
felbft oder beffen Leute die Thiere aufgenommen 
haben und der Gigenthümer felbft gleichzeitig im 
Gafthofe eingekehrt ift oder nicht. — Nur ein 
ganz unvermeidliher und unabwendbarer Zufall 
befreit, außer der eignen Verſchuldung des Frem⸗ 
ben, den Gaftwirth von der Haftverbindlichkeit. 


Mitgetheilt von 
Heun ©, in D. 


Bei dem Gerichtdamte zu Schandau erhob im 
December 1862 die Gutöbefigerin Johanne Garoline 
verehel. S. in H. gegen den Gaſthofspachter Johann 
St. in L. Klage auf Erfap des duch den Berluft 
zweier bei einem Schabenfeuer mit verbrannten, ihr 
zugehörigen Pferde und trug ihm über den Grund 
ber Klage den Eid an. Die der Klage zu Grunde 
liegenden thatfächlichen Umftände ergeben ſich aus 
nadhftehenden Erfenntniffen, beziehentlich aus deren 
Entfheidungsgründen, 

I. 
Erfenntniß des Bezirksgerihts zu Pirna 
(publ. den 14. April 1863): 

ı. „Würde hiernähft Klägerin den über bie 
Einl.»Punfte 13—43. 283— 300. Bl. — angetra- 
genen, ihr von dem Beklagten zurüdgegebenen Eid 
dahin: 


daß fie am 12. October 1862 vor dem Gafthofe 
im Erbgerichte zu 8. auf einem mit zwei Pfer- 
den, einem Braunen und einem Schimmel, be— 
fpannten Wagen mit ihrem Ehemanne, Ernft 
Traugott S., vorgefahren und der Leptere mit 
ihrer ausbrüdlichen Beiftimmung, fo viel fie 
wiffe, glaube und dafür halte, dem hinzugetre⸗ 
tenen Haudfnechte, Andreas R., bemerkt habe, 
er wolle ein paar Tage bei ihrem Schwager 
P. in 8, bleiben, die vorgefahrenen Pferde aber 
im Gafthofe einftallen, und folle ihm der Haus⸗ 
fnecht die beiden Pferde währenddem gut ab- 
warten, der Hausfnecht dies auch ihrem Ehe 
mann audbrüdlich verfprochen, jener darauf 
obgebachte beide Pferde ausgefchirrt und ſolche 
in den zum Gaſthofe des Erbgerichtd gehörigen 
einzigen Stall, welder fib in dem Bl. — 
befchriebenen Eeitengebäude befunden, geführt 
habe, die gedachten beiden Pferde dagegen in 
dem BI. — bezeichneten Raume des Seitengebäu- 
des in Folge des in der Nacht des 13. October 
1862 in legterem ausgebrochenen Schadenfeuers 
vom Rauche und Feuer getöbtet worden und 
mit dem Seitengebäube verbrannt feien, 
ſchwöten, fo ift der Beflagte der Klägerin den zuvor 
von ihr noch eidlich anzugebenden oder durch facdh- 
verftändiged Ermeſſen feftzuftellenden Werth der in 
der Klage befchriebenen Pferde, wie folder zum 
13. October 1862 beftanden, der jedoch 280 Thlr. 
—: —s nicht überfteigen darf, fammt Zinfen bes 
Berzugs von Zeit erhobener Klage an gerechnet, zu 
erfegen, auch derfelben die verurfachten Proceßkoſten 
zu erftatten verbunden. 
Entfheidungsgrünbe: 
In der vorliegenden Rechtsjache beruht nach * 
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Einl.» Punkten 1.2. 4. 5. und in der Anmerkung 
zum Ginl.»PBunfte 108. auf Zugeftändniß des 


Beflagten, daß er feit einigen Jahren, namentlid) 


auch 1862 Pachter der auf dem Erbgericht zu 2. 
haftenden Gafthofögerechtfame, wohin unter andern 
auch die Aufnahme und Einftallung von Wagen und 
Pferden, fei ed durch ihn felbit oder durch feine Leute, 
gehörig, geweſen und noch fei, daß im October 1862 
bei ihm in der Wirkhfchaft Andreas R. als Hausfnecht 
fi befunden habe, und daß in der Nacht vom 13. zum 
14. October 1862 in feinem Seitengebaͤude Feuer 
ausgebrochen jei. Dagegen find die übrigen Klag— 
anführungen, infonderheit 

a) daß Klägerin durch ihren Ehemann am 12. Octo— 
ber 1862 die Bl. — erwähnten beiden Pferde 
dem genannten Hausfnecht zur Ginftallung über« 
geben und diefer fie in das Bl. — befchriebene 
Seitengebäude untergebracht habe, 

b) daß der Klägerin Ehemann fofort nach Aus— 
bruch des Feuers fich felbft um die Pferde zu 
bemühen gejucht, daß der Haudfnecht R., der 
nicht anzutreffen gewefen, die beiden Pferde am 
Abend des 13. October aus dem Seitengebäube 
unter a. in ein gegenüberliegendes dergleichen, 
das in Feuer aufgegangen, geführt und den 
betreffenden Raum verjchloffen, R. felbft aber 
einige Stunden vor Ausbruch des Feuers fich 
im ganz beraufchten Zuftande befunden, auch 
um bie Rettung der Pferde fich nicht gefümmert, 
und ebenfowenig Beflagter ſich veranlaßt ges 
fehen babe, die Pferde aus dem betreffenden 
Raume zu ziehen, 

c) daß die Pferde im Tegteren in Folge des Scha— 
benfeuerd getödtet worden und verbrannt feien, 
und daß das braune Pferd, ein Düne, am 
13. October 18362 einen Werth; von 100 Then. 
—⸗ —-, ber Schimmel dagegen zu berfelben 
Zeit einen Werth von 180 Thlın. — —» ges 
habt — als worunter der Erweis auf Sach— 
verftändiger Ermeſſen, bezüglid Schätzungseid 
geſtellt — 

von Beklagtem verneint worden. 


Zu Firirung der Entſcheidung iſt vor allen Din— 
gen die Frage zu beantworten, nach welchen Rechts— 
gefchäften ſich die Klage cbarafterifire. Die Parteien 
find hierunter verfcbiedener Anficht, indem Beflagter 
den Beſtand der Klage als einer actio de recepto, 
wie ſolche Kläger aufgefaßt wiſſen will, nah Bl. — 
beftreitet, und zwar um bedwillen, weil weder Alä- 
gerin, noch deren Ehemann im Erbgerichte zu 2. als 
Gaͤſte eingefehrt, noch dort gewohnt und übernachtet 
hätten. 


Die durch das Prätorifche Edict für die Gaft- 
wirthe georbnete fchärfere Haftungsverbindlichkeit 
findet befanntlich nicht blos auf dieſe (caupones), 
fondern auch auf Etallwirthe (atabularii), d. h. welche 
Pferde und anderes Vieh der Fremden in ihren Stall 
aufnehmen, Anwendung, 

Glück, Erläuterung der Pandecten, Band VI. 

$. 486. 

und daß hier der Beflagte auch den Tegteren Perſonen 
beizuzäblen, bedarf nah dem Anführen in der Klage 
und dem, was jener nach Obigem eingeräumt, feiner 
befenderen Auseinanderfegung. Iene Haftpflicht tritt 
nun für Oaftwirthe ohne Weiteres nach geichehener 
Aufnahme *ded Fremden mit feinen Effecten, für 
Stallwirthe dagegen mit der Aufnahme oder Ein— 
ftallung des betreffenden Viehes ein, und der Wirth 
ift zum Grjag jedes an den aufgenommenen Gegen 
fänden entftehenden Schadens verbindlich, fofern er 
nicht zu beweifen vermag, daß biefer durch eigne 
Fahrläffigfeit des Eigenthümers der Sache oder durch 
einen ganz unvermeiblichen Zufall, der felbit bei ber 
größten Sorgfalt unabwendbar, verurfacht worden 
fei. Zur Begründung ber actio de recepto genügt 
daher der Beweis, einmal der Illation der bezüg- 
lichen Sache, mag dieſe auch dem Wirth unbefannt 
geblieben oder um “Preis gefchehen fein oder nicht, 
und fobann bes erlittenen Berluftes, ohne daß der 
Verluftträger den Urheber des Schadens audfindig 
zu machen oder nachzuweifen hätte, daß der Echade 
durch die Echuld des Wirths gefchehen ſei; es bleibt 
auch in erfterer Beziehung gleichgültig, ob der Wirth 
ſelbſt oder feine Leute die Einbringung und Aufnahme 
der Sache beforgt, beziehentlich geſchehen laflen, 
indem jener feine Dienftleute, natürlich mit Regreß— 
vorbehalt, zu vertreten und für deren facta zu ftchen 
hat, und gehören infonderheit zu dieſen ‘Perfonen, 
die zu Aufnahme von Fremden, von Pferden und 
Magen beitellt find, Hausknechte. 

Thibaut, Syftem des Pandectenrechts, 8.570 fly. 

Glück, Commentar, Bo. VI. $. 486. 487. 494. 

Sintenis, praft. gem. Givilrecht, Bd. II. $. 120. 

Gmminghaus, Panderten des S. R. ©. 571. 

Wochenblatt f. m. Rechtöf., 1841. S. 303, 1854. 

©. 263, 1855. ©. 449 flg. 

Die gegenwärtige Klage ift nach folher Richtung 
hin und fogar mit der Replif* fundirt, daß der Klaͤ— 
gerin Ehemann bei dem eingetretenen Brandunglüd 
wegen Rettung der Pferde nicht unthätig geblieben, 
mithin bie Bedingung eingetreten fei, unter welcher 
der Wirth um fo mehr zum Schadenerfag verpflichtet 
worden. Wie in lepterer Beziehung bereits ange— 
beutet worden, fann die betreffenden Wirthe nur ein 
Zufall entichuldigen, den fie nicht verfchufdet, wohin 
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unter anderen ber in eines Nachbars Haufe entſtan⸗ 
dene Brand zu rechnen, keineswegs aber befreien 
easus fortuiti, die jene phyſiſche Unmöglichkeit der 
Abmwendung nicht mit fi führen, den Wirth, felbft 
wenn er beweifen follte, vaß fie fich ohne feine Schuld 
ereignet, und hierher würde ein euer, das im Gaſt⸗ 
hofe ſelbſt ausgekommen ift, zu rechnen fein. 

Olüd, a.a.D. Br. VI. 8.490., Bv. IV. 8. 327.b. 
Bei folhen Grundfägen finden die Einwendungen 
des Beklagten BI. —, ohne daß im Speciellen dar 
auf einzugehen wäre, durchgängige Widerlegung, und 
ift im Uebrigen noch darauf hinzumeifen, wie nad) 
ſolcher Auffaffung der Klage auch die darin enthal- 
tenen Behauptungen, daß der Hausfneht R. für 
Unterbringung ber von Einfehrenden mitgebrachten 
Pferde von Beflagtem mit Weifung verfehen geweſen 
(Einl.»Pkt. 7—12.), daß R. eine Garantie erflärt 
(Einl.»Pkt. 39—41.), daß Bellagter ausdrücklich 
Kenntniß gehabt, daß im brennenden Seitengebäude 
Vieh geftanden (Einl.⸗Pkt. 149—151.), daß R. von 
der Einftallung der Pferde den Beflagten benadhrich- 
tigt (Einl.»Pft. 227—233.), fowie daß Lepterer von 
dem beraufchten Zuftande Jenes Kenntniß gehabt 
(Einl.» Bft. 236—241.), eines Beweiſes nicht ber 
dürftig erfcheinen, ebenjo aber auch endlich das als 
Erception hingeftellte Vorbringen Bl. — als irreles 
vant zu bezeichnen if. 

Somit ift die Entſcheidung der Sache lediglich 
von dem über die Einlafjungsabfchnitte 13 — 34. 
283-300. Bl. — angetragenen, BI. — der Klägerin 
zurüdgegebenen und Bl. — acceptirten Eide abhän- 
gig zu machen. Wenn hiernach der Verluft erweis- 
lic) gemacht worden, fällt es auch unbedenklich, die 
Höhe deſſelben durch einen Schägungseid, wozu ſich 
Klägerin erboten, oder duch das Ermeſſen Sachver⸗ 
ftändiger in rechtliche Gewißheit fegen zu laffen, jenes 
um fo mehr, als für die Beurtheifung der Angemej- 
fenheit der Flägerifchen Forderung nad Inhalt der 
Klage einiges Anhalten gegeben it. Selbftverftändlich 
wird aber dieſer Werth, mag er quf die eine oder die 
andere Art ermittelt werden, nicht auf eine höhere 
Summe anlaufen, ald nad der Klage gefordert 
worden.‘ 

Gegen diefe Entſcheidung haben beide Theile 
Berufung eingewendet und es ift hierauf von dem 
Königl. Appellationsgericht zu Dresden fol- 
gendes am 16. November 1863 publicirte Erkenntniß 
gejprochen worden: 

„Daß der in der BI. — zu lefenden Entfcheidung 
erfannte Eid von der Klägerin nicht in der Bl. — 
erfichtlichen, fondern in folgender Maaße: 

daß fie am 12. October 1862 vor dem Gafthofe 
im Erbgerichte zu L. in einem mit zwei Pferden, 


einem Braunen und einem Schimmel, befpann- 
ten Wagen mit ihrem Ehemanne, Emft Traus- 
gott S., vorgefahren, und daß ferner, wie fie 
nicht anders wiffe, auch glaube und dafür halte, 
ihe genannter Ehemann dem hinzugetretenen 
Hausknecht Andreas R. bemerft habe, er wolle 
die vorgefahrenen Pferde im Gaſthofe einftallen, 
auch Legterer hierauf die erwähnten beiden Pferde 
ausgefchirrt und in den zum Oafthofe des Erb⸗ 
gerichtd gehörigen Stall, welcher fih in dem 
Bl. — befchriebenen Seitengebäude befunden, 
geführt habe, diefe beiden Pferde aber in dem 
BI. — bezeichneten Raume des dem vorbefagten 
Seitengebaͤude gegenüber liegenden Seitengebäus 
des in Folge des in der Nacht des 13. October 
1862 im letzteren ausgebrochenen Schabenfeuers 
vom Rauche und Feuer getödtet worden und mit 
biefem Seitengebäude verbrannt feien, 
zu ſchwören, und ftatt der BL. — auf der 9—19. Zeile 
ftehenden Worte „fo ift” bis mit „verbunden viel 
mehr folgende: 
„hiernächt aber, daß die in der Klage bejchriebe- 
nen Pferde einen Werth von 280 Then. — —- 
am 12. October 1862 wirflid gehabt haben, 
binnen 3 Wochen, Bellagtem der Gegenbeweis und 
die Gewiffensrührung vorbehältlih, wie Recht bes 
weifen, fo ergehet alsdann in der Hauptjache ſowohl 
ald der Koften halber, was Recht ift“, 
zu fegen, im Uebrigen aber jene Entfcheivung, wie 
hiermit gejchieht, zu beftätigen. 
Entfheidungsgründe: 
I. Die Appellation des Beklagten betr. 
Beklagter hat zuvörderft 
1. 


beſtritten, daß die Beſtimmungen des römifchen Rechts 
über die beſondere Haftungspflicht der caupones und 
stabularii auf den vorliegenden Fall, wie von der 
vorigen Inftanz angenommen worben fei, Anwendung 
leiden können und hat deshalb in feiner zweiten 
Beichwerde Bl. — beantragt, es folle Die erhobene 
Klage zurück- oder wenigftens in der angebrachten 
Maaße abgewieſen werben. 

Man hat jedoch auch bei anderweiter Erwaͤgung 
in jetziger Inſtanz dieſen Antrag und die gegen jene 
Annahme von dem Beklagten vorgebrachten Einwen- 
dungen nicht begründet finden können. 

Denn wollte man auch zuerft zugeben, baß es, 
wie Beflagter Bi. — behauptet hat, befondere Stall» 
wirthe (stabularii) im Sinne des Praͤtoriſchen Edicte, 
auf welchem befanntlich die oberwähnten Beftimmuns 
gen urfprünglich beruhen, jegt nicht mehr gebe, jo 
befteht doch ohne Zweifel das Verhaͤltniß, welches 
damals zwifchen jenen Stallwirthen und denen, 
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welche ihr Vieh bei denfelben einftallten, obmaltete, 
der Sache nad ohne Zweifel noch immer. Denn, 
wie allgemein befannt, dienen die jegigen Wirths— 
haͤuſer allenthalben mit dazu, und werden dazu auch 
häufig benugt, Vieh in denſelben auf kürzere oder 
längere Zeit unterzubringen, auch ohne daß der 
Befiger der jo mitgebrachten Thiere zugleich felbft in 
das Wirthshaus einfehrt. In einem folchen Falle 
ift dann ohne Zweifel der Wirth, welcher das Thier 
in feinem Stalle aufgenommen hat, als stabularius 
zu betrachten und übernimmt fomit die Haftungs- 
pflicht, welcher nach den bier einfchlagenden geſetz— 
lichen Beftimmungen die caupones und stabularii in 
gleicher Maaße unterworfen find, daher denn auch 
bier auf den von dem Bellagten Bl. — bervorgeho- 
benen Umftand, daß nicht auch Klägerin felbft in 
den von ihm bewirthſchafteten Gafthof eingefehrt ift, 
etwas nicht anfommen fann. 

Nah dem Vorbemerkten läßt ſich auch von der 
Aufnahme der Pferde der Klägerin in den Stall des 
in Rebe ftehenden Gafthofs nicht fagen, daß fie extra 
negotium des Bellagten erfolgt fei, und darum ift 
die von Letzterem Bl. — angezogene 1. 3. $. 2. Dig. 
(IV. 9.) auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar. 

Daß die Aufnahme der Pferde Inhalts der Klage 
durch den Hausfnecht R., welcher damals als folder 
in Bellagtens Dienften geftanden bat, erfolgt fein 
foll, kann in der Sache etwas nicht ändern. Denn 
die Gaft- und Stallwirthe haben auch für Diejenigen 
Sachen der Fremden zu ftehen, welche durch ihre 
Leute aufgenommen worden find, 

1.1. 8. 5. D. nautae, caupones etc. (IV. 9.) 
und namentlich find zu den 2euten, für welche Jene 
zu fliehen haben, auch die Hausfnechte gu rechnen. 

Gluͤck, Erläuterung der Pand., Bd. VI. $. 488. 

S. 114. 
Sintenis, praft. gem. ivilrecht, Bb. 2. $. 120. 
Anm. 8. ©. 689. der 2. Aufl. 

Daß R. während des Monats October 1862, 
in welchem die in der Klage dargeftellten Ereigniſſe 
ftattgefunden, bei ihm in feiner Gafthofswirchfchaft 
zu 2, ald Hausknecht gedient habe, ift vom Bellag- 
ten im 5. Einlaffungsabichnitte zugeftanden worden. 
Wenn aber Legterer fi Damit zu fchüpen gefucht hat, 
dag R. von ihm nicht beauftragt gewefen fei, Pferde 
für die Gafthofsftallung aufzunehmen, deren Beſitzer 
nicht zugleich als Gäfte im Gafthofe einfehren, fo ift 
er mit diefen Ausreden nicht zu hören. Denn da es 
an fich, wie obbemerft, etwas ganz Gewöhnliches ift, 
daß in einem Gafthofe Pferde auch folcher Fremder 
aufgenommen werben, welche nicht zugleich felbft ala 
Gaͤſte in demfelben einfehren, fo durfte Klägerin und 
deren Ehemann, als fie mit ihren Pferden vor bem 


fraglichen Gafthofe anfamen und der hinzugetretene 
Hausknecht R. auf Anlangen ded Ehemannes der 
Klägerin die Pferde zur Einftallung und Bejorgung 
in der Gafthofsftallung übernahm, ohne Zweifel 
annehmen, daß derfelbe auch hierzu von dem Juhaber 
der Gafthofswirthichaft ermächtigt fei, und Lebterer, 
der Beklagte, fann ſich daher nicht entbrechen, Jenen 
in Anfehung der mehrerwähnten Haftungspflicht zu 
vertreten. 

vgl. Sintenis, a. a. O. 
Die Klage erſcheint daher in der bisher beſprochenen 
Beziehung ſchlüſſig und der diesfalls von dem Bes 
klagten geftellte Antrag auf deren Abweiſung unge⸗ 
rechtfertigt. Derfelbe hat aber für den Fall, daß 
letztere nicht erfolgen follte, 

2. 


BL. — noch ald Beſchwerde aufgeftellt, daß nicht 
wenigftend die yon ihm vorgefchügten Ausflüchte 
Berüdfihtigung gefunden oder doch dahin erfannt 
worden, daß durch das in der Klage erwähnte 
Schavdenfeuer, in Folge deſſen nad) der Behauptung 
der Klägerin die beiden Pferde verbrannt ſeien, alle 
und jede Haftungspflicht feiner, des Bellagten, aufs 
gehoben worden fei, wobei fi derjelbe auf das 
Borbringen im erften Berfahren zurüdbezogen hat. 
Darüber ift nun, foweit die von demfelben Bl. — 
vorgebrachten Einreden nicht die Schlüffigfeit der 
Klage betreffen, und im Borftehenden bereits Wider: 
legung gefunden haben, Folgendes zu bemerken: 

In dem von dem Bellagten Bl. — unter 2. her⸗ 
vorgehobenen Klaganführen fann ein Zugefändniß 
der Klägerin, daß ihr Ehemann mit R. für deffen 
Perſon einen befonderen Bertrag über die Unterbrin- 
gung und Abwartung ber Pferde gefchloffen habe, 
keineswegs gefunden, vielmehr fann in der in der 
Klage Bl. — gegebenen Darftelung nur angenom⸗ 
men werben, baß der Ehemann der Klägerin mit R., 
als mit Einem, den er für einen in der Gaſthofswirth⸗ 
ſchaft Angeftellten und fomit von dem Inhaber ber 
legteren zur Aufnahme von Fremden, fowie von 
Pferden Beauftragten halten müffen, verhandelt 
habe, und daß das Berfprechen eines Trinkgeldes 
auch nichts Anderes gewefen fei, als ein ganz ge= 
wöhnliches Mittel, einem in einem Gafthofe Dienen- 
den zu deſſen befferer Erfüllung feiner Obliegenheiten 
aufjumuntern. 

Dem von Bellagtem BI. — unter 3. Vorgebrach⸗ 
ten iſt entgegenzubalten, daß das zwiſchen ben 
Parteien beftehende Rechtsverhältniß nicht nach den 
allgemeinen Beftimmungen der Gefindeorbnung, jons 
dern, wie oben gezeigt worden, nach den befonderen 
gefeglihen Beftimmungen über bad receptum zu 
beurtheilen und Bellagter in Folge der ducch feinen 
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Beauftragten bewirkten Aufnahme der Pferde ber 
Klägerin, als ber in jenen Beitimmungen beftehenden 
Haftungspflicht der Gaft- und Stallwirthe unter 
liegend zu betrachten ift. 

Die Einwendungen Bellagtens unter 4. und 5. 
Bl. — ftellen fich ald unbegründet dar, wenn man 
erwägt, daß bei der Berantwortlichfeit der Gaftwirthe 
darauf, ob fie felöft den eingetretenen Schaden ver- 
ſchuldet haben, etwas nicht anfommt, vielmehr jene 
Verantwortlichkeit, abgefehen von einer eignen Ber 
ſchuldung des Fremden, nur dann wegfallen foll, 
wenn die Bernichtung oder Befchädigung der Sache 
ald damnum fatale oder ald Wirkung einer vis major 
angefehen werden fann. 

1.3.8.1. D. tit. eit. 

Gluͤck, a. a. O. $. 490. ©. 119. 

Sintenis, a. a. D. bei Anm. 10.2. u. Anm. 12. 
S. 692. d. 2. Aufl. 

Unter vorftehenden Ausdrüden ift aber nicht jeder 
Zufall, den der Gaftwirth nicht verfchuldet hat, fon- 
dern nur ein Ereigniß zu verftehen, welches man auf 
feine Weife abwenden oder dem man durchaus nicht 
zu widerftehen vermag. Dahin ift jedoch, ſoviel den 
durch Feuer entftandenen Schaden betrifft, zwar ein 
im Nachbarhauſe, nicht aber ein im Gaſthofe ſelbſt 
ausgekommenes Feuer zu rechnen. 

Glüuͤck, a. a. O. ©. 120. 
Curtius, Handbuch ıc., Thl. IV. 8. 1480. 
S. 167. 
Wernher, obs. for., Tom. II. P. VIII. obs. 322. 
$. 10—12. 
Lauterbach, dissert., Vol. III. disp. 105. 
p. 189. 
Kaestner, dissert. de damno fatali in caupona 
contingente, $. 28. 
Pufendorf, observ. jur. univ., T. IV. obs. 150. 
$. 6. 
Ehr. Fr. Müller, über die de recepto actio. 
(Leipzig 1835.) ©. 23. Anm. 7. 
Run hat zwar Bellagter fih Bl. — darauf berufen 
wollen, daß dasjenige zum Erbgericht gehörige Sei- 
tengebäude, welches abgebrannt fei, nicht mit zu den 
ihm übergebenen Pachtobjecten gehört habe. Allein 
er bat doh DH. — zugeben müfjen, daß auch in 
diefem Gebäude ausnahmsweife Vieh eingeftallt 
worden fei, und muß baffelbe daher, wenigitens in 
Bezug auf die Zeiten, zu welchen letzteres gefchehen 
ift, als mit zum Gafthofe gehörig betrachtet werben. 
Dies würde daher auch von der Zeit gelten, zu 
welcher das Feuer in diefem Gebäude ausgebrochen 
it, wenn fih damals die Pferde der Klägerin in 
demjelben eingeftallt befunden haben, was vom Be- 
flagten BI. — zur Genüge zugeftanden worden ift, 


jevenfalld aber auch dann anzunehmen fein würde, 
wenn feftgeftellt wird, daß diefe vorher Beflagtens 
Haudfnecht R. übergebenen ‘Pferde in Folge des in 
dem in Rede fiehenden Seitengebäude ausgebroche⸗ 
nen Feuers getöbtet worden und mit verbrannt 
feien. 

Was Beklagter Bl. — unter 6. und 7. vorgebradht 
bat, fommt nur auf ein Leugnen des Klaggrundes 
hinaus, und fann daher zu einer befonderen Erörtes 
rung feinen Anlaß geben. 

In dem Borbringen BI. — unter 8. und 9. 
dagegen fucht Iener auszuführen, daß, wenn bie 
Dferde der Klägerin in dem mehrbefagten Seiten- 
gebäude mit verbrannt fein follten, der Letzteren ent⸗ 
gegenflehen würde, daß in der Klage nicht nach— 
gewiefen fei, daß deren Ehemann, welder die Pferde 
dem Hausknecht R. zur Bejorgung übergeben haben 
folle, beim Ausbruche des Feuerd die geeigneten 
Schritte zur Rettung der Pferde gethan, obgleich er 
buch feinen Sohn davon, daß diefelben in dem 
nachher abgebrannten Seitengebäude eingeftallt wor« 
ben ſeien, Kenntniß gehabt habe. Allein auch mit 
biefem Einwande it Beflagter, wie die vorige Inftanz 
Bl. — mit Recht angenommen hat, nicht zu hören, 
Denn war einmal die Aufnahme der Pferde in der 
Gafthofsftallung duch den Hausknecht erfolgt, jo 
brauchte fi der Klägerin Ehemann, welcher foldye 
dem legteren übergeben hatte, felbft wenn er zur Zeit 
des Ausbruchs des Feuerd davon unterrichtet war, 
daß die Pferde in das in Brand geratbene Seiten- 
gebäude eingeftallt worden feien, um diefelben nicht 
weiter zu fümmern, fondern fonnte erwarten, daß 
Beflagter fie ihm unbefchadet wieder zurüdgeben — 
recipit salvum fore, fagt Ulpian 

l. 1. 8. 8. D. tit. cit. 
— und daher auch, um dies zu können, das Nöthige 
thun werde, um ſie vor dem Untergange durch Feuer 
zu retten. 
3. 

hat Beklagter der Richtigkeit des in der vorigen Ent⸗ 
ſcheidung geförmelten Eides widerſprochen, ohne 
jedoch anzugeben, was er in demſelben auszuſtellen 
finde. Es iſt aber in dem erkannten Eide etwas 
nicht zu finden, wodurch er, Bellagter, ſich für be— 
fchwert erachten könnte, wogegen von den von ber 
Klägerin wider folchen erhobenen Einwendungen unten 
bie Rebe fein wird. 

Wenn aber 
4. r 
von dem Bellagten ebendafelbft gegen ben ber 
Klägerin nachgelafienen Schägungseid Widerſpruch 
erhoben worben, fo ift Died der einzige Punkt, in 
welchem ihm beizupflichten gewefen. Wenn nämlich 
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die vorige Entſcheidung inſofern mangelhaft erſcheint, 
als fie Bl. — die eidliche Werthsangabe der Klägerin 
und fachverftändiges Ermeſſen neben einander ftellt, 
ohne zu beftimmen, wem die Wahl einer von diefen 
beiden Werihsermittlungsarten zuftehen fol, jo kann 
nit angenommen werben, daß bier ein Hall vor 
liege, in welchem die Erforderniffe zu einem ber Alä- 
gerin nachzulaſſenden Schägungseide vorhanden feien, 
indem Bellagtem in der Klage gar nicht Schuld ge- 
geben wird, daß der in Frage befangene Schaden 
der Klägerin durch eine ihm zur Laft fallende widers 
rechtliche Handlung oder Unterlaffung zugezogen 
worben fei. Es ift daher der Klägerin der Beweis 
des behaupteten Werthes der Pferde annoch aufzu- 
erlegen und in diefer Maafe die vorige Entjcheidung 
abzuändern gewefen, wobei ſich übrigens von ſelbſt 
verfteht, daß, wenn Jene auch nur einen geringeren 
Werth der Pferde nachzuweiſen vermöchte, ihr dann 
wenigftens der Betrag dieſes erwiefenen geringeren 
Werthes im Falle der Eidesleiſtung zugufprechen fein 
würde. 

II. Die Appellation der Klägerin betr. 

Klägerin hat fi befage Bl. — und Bl. — durch 
die vorige Entſcheidung darum für befchwert erachtet, 
weil in dem ihr zuerfannten Eide verfchiedene thats 
fächliche Umftände mit aufgenommen worden, weldhe 
als unerheblich zu betrachten fein. Nun bat zwar 
diefelbe dazu, daß Lepteres gefchehen ift, felbft Vers 
anlaffung gegeben, indem fie in ihrer Klage eine 
weitlaͤufige Erzählung einer Menge von Thatjachen 
aufgenommen hat, welche einen Einfluß auf bie 
Entfheidung nicht haben fönnen, da vielmehr zur 
Begründung ihrer Klage das einfadhe Anführen 
audgereicht haben würbe, daß bei der angegebenen 
Gelegenheit Bellagter, bezüglich durch feinen Haus- 
knecht die fraglichen Pferde zur Einftellung in den 
Stall ded von dem Bellagten bewirthichafteten Gaft- 
hofes und zur Beforgung in felbigem übernommen 
habe. Denn Klägerin würde dann, die Wahrheit 
diefer Behauptung vorausgefept, vermöge der ſchon 
oben angedeuteten Natur der actio de recepto ber 
rechtigt gewefen fein, von dem Bellagten die Zurüd- 
gabe der in feiner Gaſthofswirthſchaft eingeitallten 
Pferde im unverfehrten Zuftande zu verlangen, wo— 
gegen Lehterer, um ſich hiervon zu befreien, feiner 
ſeits ausfluchtsweife an= und auszuführen gehabt 
haben würde, daß die Pferde durch vis major oder 
durch der Kiggerin oder ber Ihrigen Schuld unter- 
gegangen feien. 

Slüd, a. a. D. $. 49. ©. 137. 

Puchta, Borlefungen über das römische Recht, 

Br. 2. $. 314. ©. 163 flo. 
Sintenis, a.a.D. Anm. 12. ©. 692. der 2. Aufl. 


Enthält aber gleich in ber gedachten Beziehung 
die Klagſchrift viel Ueberflüffiges, fo mag doch des— 
halb der Klägerin das Recht nicht abgefprodyen wer— 
den, zu verlangen, daß in den von ihr zu leiftenden 
Eid nichts aufgenommen werde, ald was nothwendig 
zur Entfcheidung der Sache gehört, und allerdings 
erſcheint mindeftens alles Dasjenige, was fie nad) 
dem in ihrer Bl. — nachträglich aufgeftellten dritten 
Beſchwerde gemachten Vorfhlage aus der Bl. — 
erfichtlichen Eidesformel entfernt wiffen will, für die 
Entſcheidung einflußlos, wie nach dem oben Bemerfs 
ten einer weiteren Auseinanderfegung nicht bedürfen 
wird. Ja es hätte darnach Klägerin mit ihrem dies— 
falfigen Antrage wohl noch weiter geben können, 
man hat jedoch, da deren Rechtsmittel eben nicht 
weiter geht, ald auf Abänderung des Eides in der 
von ihr Bl. — beantragten Maaße, hierbei ftehen 
zu bleiben und den Eid infoweit abzuändern, von 
einer noch weiteren Abkürzung beffelben aber abzu- 
fehen gehabt.” 


Auf die von den Parteien anderweit eingewen- 
deten Berufungen wurde das zweitinftanzliche Er- 
fenntniß durch das von dem Königl. Oberappels 
lationsgeriddt am 18. Bebruar 1864 abgefaßte 
Urthel aus folgenden Gründen beftätigt: 

„Durd die Sentenz zweiter Inftanz fich für 
beſchwert zu erachten, bat feine der Parteien eine 
begründete Beranlaffung gehabt. 

Anlangend zuvörderit die Appellation bes Be- 
flagten, fo ift bereitö in den Gründen zu den beiden 
vorigen Entjcheidungen BI. — und Bl. — ausführlich 
nachgewiefen, daß und warum er nach den Grund» 
fügen des Römiſchen Rechts über das receptum, 
welche dermalen auch noch in Sachſen in fortbauerns 
der Geltung beftehen und ihrem vollen Umfange nadı 
neuerlich im Eivilgefegbuche $. 1280 flg. fogar gefeg- 
lihen Ausdrud gefunden haben, für die in dem von 
ihm erpachteten Gafthofe zu 8. von dem Ehemann 
der Klägerin der Behauptung ber Lepteren zufolge 
eingeftallten zwei Wagenpferbe, gleichviel ob dieſelben 
von ibm ſelbſt oder von feinem Hausknechte R. über: 
nommen worden find und zwar ohne Nüdficht auf 
eine ihm felbit zur Lat fallende culpa an dem bes 
haupteten Untergamge derfelben zu haften und einzus 
ftchen hat, er müßte denn, was lediglich Sache der 
Ausflucht gewefen fein würde, 

1.3. 8.1. extr. D. nautae, caupones etc. (IV.9.) 
im Stande gewefen fein, zu behaupten, daß der ber 
Klägerin duch ben Berluft der Pferde zugezogene 
Schade durch ein rein cafuelles Ereigniß (höherer 
Gewalt) oder dur eigne Schuld der Klägerin oder 
deren Ehemannes veranlaßt worden ſei. 


Es folgt diefe Verpflihtung des Bellagten, um 
dieſes hier nur kürzlich zu wiederholen, ohne Weiteres 
fhon aus feiner Eigenſchaft als Gaſtwirth, welche, 
wie auf defien Einwand Bl. — zu bemerken ift, nad 
dem in ber Klage angegebenen und von ihm zu den 
Einl.» Pkt. 1. und 2. eingeräumten Umfange feines 
Geichäftsbetriebs, infoweit ald die Einftallung von 
Pferden in Frage gelangt, zugleich die Qualität eines 
Stallwirth3 (stabularius) in fi faßt, 

vgl. auch $. 1290. des angezogenen Givilgefeg- 
buche, 
verbunden mit der von Seiten der Klägerin in fchlüfs 
figer Weife behaupteten Reception der fraglichen Pferde 
in die Gafthofsftallung durch den genannten Haus: 
fnecht des Beklagten. 
1. 1. pr. und $. 6.7.8, 1.3.8.1.2., 1.5. pr. 
und $. 1.,1. 7. pr. D. eod. 
Dagegen befindet fich Bellagter im Irrthume, wenn 
er nah Bl. — glaubt, die ihm hierunter treffende 
Haftungsverbindfichkeit ſchon zur Genüge abgelehnt 
zu haben durch den Einwand BL. —, Klägerin habe 
in der Klage nur jo viel behauptet, daß fein Haus— 
fnecht die Weifung gehabt, für Unterbringung der 
von Einfehrenden mitgebrachten Pferde in der 
Gafthofsftallung zu forgen, nicht aber zugleich auf 
eine vorausgegangene Beauftragung ded Hausknechts 
fid) bezogen, fremde Pferde, wie ed bier der Fall 
gewefen fein folle, ohne gleichzeitige Einkehr 
der Gäjte felbit zu übernehmen, indem eine bers 
artige Beichränfung der von ihm dem Hausfnechte 
ertheilten Inftruction, wenn fie wirklich beftanden 
hätte, nicht vorauszuſetzen if, und nur dann zu 
Guniten Bellagtens Einfluß äußern fönnte, wenn 
fie für den Ehemann der Klägerin bei Einftallung der 
Pferde erkennbar gewefen wäre. 
vgl. Sintenid, das praft. gem. Civilrecht, Bd. 2. 
$. 120. Anmerf. 8. ©. 695 flg. 2. Ausg. 

Wie hiernach allenthalben ein beachtlicher Grund 
zu einer Alagabweifung im Sinne der erften und 
zweiten Beichwerde des Beflagten nicht abzufehen ift, 
fo fonnte Lepterer ebenfowenig die Zuerfennung eines 
Ausfluhtsbeweifes erwarten, wie ein folcher eventuell 
zur dritten und vierten Befchwerde von ihm jet ver: 
langt wird. 

In diefer Beziehung fönnte überhaupt, da alles 
Uebrige von ihm im Verfahren BI. — Borgebrachte, 
fo weit es nicht, wie diefed bei no. 1. 2. 3.5.8. 
der Fall, ein Beftreiten der Schlüffigkeit der Klage 
enthält, auf ein bloßes Leugnen des Klaggrundes 
binausläuft (no. 6. und.7.), nach Befinden nur noch 
der Einwand unter 4 Bl. —, daß das in dem 
Seitengebäube, in welchem die Pferde der Klägerin 
verbrannt fein follen, ausgebrochene Schadenfeuer 
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als ſolches ſchon unter den Begriff eines casus falle, 
verbunden mit der Behauptung unter 9. Bl. —, daß 
der Ehemann der Klägerin von der Entfernung der 
Pferde aus dem Gafthofsftalle und deren Einftallung 
in das gedachte Seitengebäude noch vor Entitehung 
des Feuers in dem Lepteren Kenntniß gehabt und 
folglich, wie er angenommen wifjen will, an deren 
fpäterem Verluſte ſelbſt Schuld trage, in Betracht ge> 
langen. Indeflen, wie die vorige Inftanz mit Recht 
ihm ſchon eingehalten hat, ijt in der Beziehung auf 
die dem Gaſtwirthe obliegende Haftungspflicht nicht 
jeder ohne directe perfönliche Verſchuldung des Gaft- 
wirths durch ein Naturereigniß entitandene Schaden, 
welchen der Wirth; abzuwenden nicht im Stande war, 
als damnum fatale und beziehentlich als Wirfung 
höherer Gewalt zu betrachten, fondern in der bier 
fraglichen Richtung fallen unter dieſe Kategorie nur 
rein cafuelle oder folche Ereignifie, welche, wie in 
der fchon angezogenen L. 3. $.1. für das Verhältnig 
der nautae angegebenen Beifpiele des naufragii und 
der vis piratarum an die Hand geben, ſchon ihrer 
Natur und Entftehung nach unabwendbar genannt 
werden müflen. 

vgl. Glüd, Erl. der Pand., Br. VI $. 49%. 

©. 116 fig. 

Dahin aber fann der Fall des Untergangs oder 
der Beichädigung inferirter Sachen in dem Gafthofe 
durch Brand wenigftens dann, wenn berfelbe, wie 
diefes hier der Fall geweſen ift, im Gafthofe oder in 
den für deſſen Zweck benupten Räumen felbft ents 
ftanden ift, jo ohne Weiteres um fo weniger gerechnet 
werden, je näher gerade ſolchenfalls die Möglichkeit 
der Entftehung des Feuers durch eine Verwahrlofung 
Seiten des Hausgefindes oder Seiten anderer Per- 
fonen liegt, für deren dolojed oder culpofes Gebahren 
ebenfo, wie für Diebftähle und Beihädigungen ande: 
rer Art, 

L. 5. 8. 1. D. L cit. 
der Gaſtwirth ohne Unterſchied — auch bei dem 


"Mangel jeder eulpa ſeinerſeits — haften muß. Am 


wenigften ift abzufehen, wie Beflagter hierunter durch 
den übrigens erft im zweiter Inſtanz Bl. — vor 
gebrachten Einwand, das Seitengebäubde, in wel- 
chem das Feuer entftanden, gehöre eigentlich nicht 
zum Pachtobjecte, d. h. zu dem von ihm erpachteten 
Gafthofe felbft, gegen feine Haftungspflicht ſich ſchü— 
ben zu fönnen glaubt. Denn fo viel wenigiteng, 
daß jenes Seitengebäube, che es durch das Feuer 
jerftört ward, thatfächlich für die Zwecke des Oaft- 
hofs benugt worden fei, ift von ihm eingeräumt wor⸗ 
den, und wenn es wahr ift, was von der Klägerin 
behauptet wird, daß der Hausknecht R. die Pierde 
der Klägerin, anftatt folde in dem einzigen vorhan- 
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denen Stalle, in welchem fie im Beifein des Ehe 
mannes ber Klägerin am 12. October 1862 eingeftallt 
worben, zu belaflen, vor Entftehung des Feuers von 
da entfernt und in dem zu Aufnahme von Pferden 
nicht einmal beftimmt gewejenen Geitengebäube, in 
welchem nachmals das Feuer ausbrach, untergebracht 
bat und biefelben in diefem verbrannt find, fo würde 
gerade hierin um fo mehr noch ein ganz befonderer 
Grund liegen, warum Bellagter für den das Eigen» 
thum der Klägerin betroffenen Brandfchaden auf 
fommen muß, er hätte denn, was nicht einmal von 
ihm verfucht worben ift, auf ſolche Umftände fich 


beziehen Fönnen, welche die Annahme rechtfertigten, 


daß das betreffende Feuer einem reinen Zufalle feine 
Entftehung verdanfe. Iſt aber diefes nicht der Fall 
geweſen, und liegt ihm an fich hierunter eine Ber- 
tretungspflicht ob, fo fommt auch nichts darauf an, 
ob der Ehemann der Klägerin von der Einftallung 
der Pferde im Seitengebäude vor Entftehung des 
Drandes Kenntniß gehabt habe oder nicht, und ob 
und in wie weit derfelbe felbft Rettungsverfuche ges 
macht oder ſolche unterlafien habe, in welcher Bezie- 
bung es genügt, auf die desfalls ſchon in voriger 
Inftanz DI. — angegebenen Gründe Bezug zu nehs 
men. 

Bermag daher Klägerin, wie ihr bei der infoweit 
verneinenden Einlafjung des Bellagten obliegt, einer 
feitö die Thatjache der am 12. Dctober 1862 erfolg- 
ten Ginftallung beider Pferde in dem Gafthofe und 
begiehentlich deren Uebernahme duch den Hausknecht 
R. und andererfeits, daß vdiefelben Tags darauf in 
dem Seitengebäude bei Gelegenheit des damals dort 
flattgehabten Feuers getödtet worden und verbrannt 
find, durch Ableiftung des ihr infoweit Bl. — zurüdges 
gebenen Eides in rechtliche Gewißheit zu fegen, welcher 
Eid übrigens, wie auf Bellagtend fünfte und legte 
Beſchwerde BI. — zu bemerken ift, in voriger Inftanz 
nah Bl. — in ganz angemeffener Weife auf das 
wirklich Relevante befchränft worden ift, fo erjcheint 
Bellagter unbedingt zur Erfagleiftung gehalten in fo 
weit, ald Klägerin, von welcher der Werth der ihr 
verloren gegangenen Pferde zur Zeit des Todes der 
felben in der Klage auf zufammen 280 Thle. — — 
veranfchlagt worden ift, diefen Werth beweifen 
fann. Andererfeits fehlt e8 aber auch, wie der Klä- 
gerin auf deren Appellationsvorbringen Bl. — ein: 
zubalten ift, an ausreichendem Grunde, fie mit die 
fem Beweiſe zu verfchonen und ohne Weiteres, ihrem 
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Verlangen gemäß, zu eidlicher Beftärfung bierunter 
zuzulaſſen, wie, noch überdies in ziemlich unflarer 
Maafe, in erfter Inftanz Bl. — gefchehen war. 
Denn wie bereits BI. — mit Recht hervorgehoben 
worben ift, liegt ber Fall eines jusjurandum in litem 
fireng genommen überhaupt nicht vor, und felbft an- 
genommen, es enthielte die Stelle der Klage, auf 
welche die Einlafjungspunfte 234—241. ſich bezie⸗ 
ben, eine ausreichende Berufung der Klägerin auf 
eine bem-Bellagten zur Laſt fallende culpa lata, fo 
fegt befanntlich die Zuerfennung eines folchen Eides 
auch in den fonft dazu geeigneten Fällen immer einen 
gewiffen Nachweis über die Beichaffenheit und den 
Umfang bes Schadens voraus, um deſſen Erfap es 
fi) handelt, damit der Richter im Stande fei, von 
dem ihm desfalld jederzeit zuftändigen Moderations- 
rechte Gebrauch zu machen und kann hierunter das 
willfürliche Ermeffen des Schwörenden nicht allein 
enticheiden. 

vgl. Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 

N. 5. Bo. 19. ©. 41. 

An einem derartigen Anhalte fehlt ed aber, wie 
Klägerin fich ſelbſt befcheiden wird, gänzlich, und je 
weniger fie der Verpflichtung, das noch Fehlende 
durch förmliche Beweisführung zu ergänzen, felbit 
dann überhoben werben würbe, wenn, wie von ihr 
DI. — eventuell verlangt worden ift, ihr annoch ein 
Beweis ihres Vorbringens bei vorangejogenen Ein» 
laffungspunften auferlegt worden wäre, um fo ges 
wiſſer gereicht ihre der ihr ohne Weiteres auferlegte 
Werthbeweis nicht zum Nachtheile, welcher Leptere 
übrigens die Zuläffigkeit eines fünftighin nach Be— 
finden immer nod) in der Definitivfentenz ihr auf- 
zuerlegenden Würderungseides felbftverftändlich nicht 
ausfchließt. 

Es ift daher die vorige Sentenz lediglich zu be— 
ftätigen gewefen, und zwar, weil über Rechtsmittel 
beider Theile zw erkennen war, unter Compenfation 
auch der neueren Koften.” 
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Bitte an die Herren Mitarbeiter. 


Die Herren Mitarbeiter werben ergebenft erfucht, bei gleichzeitiger Einfendung mehrerer Auffäpe 
diefelben gefondert fchreiben zu laſſen, damit jeder einzeln der Druderei übergeben werben Fann. 
Zugleich wird die bereits früher wiederholt (vergl. dieſes Wochenbl. Jahrg. 1860. S. 161.) ausgefprochene 
Bitte, fowohl die Behörden, von denen die einzufendenden Entfcheidungen abgefaßt worden find, ald auch 
bie Zeit der Abfaſſung oder Publication der lepteren gefälligft anzugeben, nochmals in Erinnerung gebracht. 
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66. 
Ueber Statthaftigfeit des Eidesantrags über bie 
legitimatio ad causam activa und dad Befugniß 
des Richters, in jedem einzelnen Falle zu ermeffen, 
ob eine Klage wegen unvollftändiger Begründung 
der Sadlegitimation in der angebrachten Maaße 
abzuweifen oder auf Beibringung befferer Legiti— 
mation zu erfennen fei. 


Mitgetheilt von 
Herrn —e in 8. 


Die thatfächlichen Unterlagen eines zwiſchen R., 
ald Klägerm, und &., ald Beflagtem, geführten, die 
Reftitution mehrerer Darlehnsfunmen fammt Zinfen 
betreffenden Procefies ergeben fi, fo weit fie zum 
Berftändniffe der nachftehenden Erfenntniffe zweiter 
und dritter Inftanz dienen, aus den denfelben bei— 
gefügten Rationen, weshalb die Borausfendung 
eines status causae nicht erforderlich erfcheint. 

I. Urthel des K. Appellationdgerichts zu 
Leipzig vom 27. October 1863: 

„Daß es bei dem BI. — zu lefenden, am 29. Zuni 

1863 befannt gemachten Befcheide, infoweit darin 


1) das auf Zahlung der Bl. — bezeichneten Capi⸗ 
“  talbeträge gerichtete Suchen des Klägers als in 
ber angebrachten Maaße unftatthaft zurückgewie⸗ 
fen, und 
2) der Kläger in Erftattung der in erfter Inſtanz 
aufgelaufenen Koſten verurtheilt worden ift, 
in theilweiſer Berüdfichtigung der Iften und bien 
Beſchwerde Klägers BI. — nicht zu laffen, fondern 
es ift 
ad 1. der feßtere, wie ihm vor allen Dingen ob» 
liegt, die ad p. 1. ec. — — behauptete Eeffion glaub» 
haft beizubringen und folchergeftalt zur Sache ſich 
zu rechtfertigen verbunden; 
würde biernächft derfelbe, die Hauptfahe ans 
langend, den über den Inhalt der Einlaffungs- 
abfehnitte ꝛc. angetragenen, Bl. — zurüdgegebenen 
Eid in folgender Faſſung: i 
daß, wie er nicht anders wiffe, auch glaube und 
dafür halte, der Beklagte feinen, Klägers, Bru- 
der, C. W. R., im Jahre 1850 um Darleihung 
von 275 Thlen. —⸗ —⸗, im Jahre 1851 um 
Darleihung der Beträge von 100 Thlen. — — 
und 200 Thlen. —⸗ —» und im Jahre 1854 
um Darleihung von 700 Then. — —⸗ gebeten, 
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fein genannter Bruder auf diefe Gefuche die 
gedachten Summen vorgeftredt, und zwar im 
Jahre 1850 die Summe von 275 Thlrn. —⸗ —⸗ 
dem Beflagten jelbft in N. ausgehändigt, am 
21. Februar 1851 die Summe von 100 Thlrn. 
—⸗ —s und am 31. Juli 1851 die Summe von 
200 Thlen. —⸗ —⸗ an den Bellagten mittelit 
Voft nah 9. gefendet, ferner in der Zeit vom 
1. Juni bis 9. Auguft 1854 die Summe von 
680 Thlen. —⸗ — der Ehefrau des Bellagten 
ausgeantwortet, den Betrag von 20 Thlen. —⸗ 
—⸗ aber am 2. October 1854 an den Beflagten 
mittelft Po nah A—g geſendet, auch der Ber 
flagte die nurerwähnten, der Poft übergebenen 
Beträge an 100 Thlın. —= — +, 200 Thlen. 
— — und 20 Thlın. — —» empfangen, und 
die Summe von 680 Thlen. — — von feiner 
Ehefrau ausgehändigt erhalten habe, 
fhwören, fo ift ihm ber Bellagte die geforderten 
Stammbeträge an 275 Thlrn. —⸗ —», 100 Thlrn. 
—, — 5,200 Thlen. —⸗ —⸗, 680 Thlım. —⸗—⸗ 
und 20 Thlen. — —⸗ zu bezahlen ſchuldig, und 
find folchenfalls die 

ad 2. bezeichneten Proceßkoſten zwifchen den Bar 
teien aufzuheben. 

Dagegen ift im Uebrigen der vorige Befcheid der 
von dem Kläger Bl. — eingewendeten Berufung 
ungeachtet zu betätigen, und findet durch die vor« 
ſtehenden Dispofitionen zugleich die von dem Bellag- 
ten Bl. — eingelegte Appellation ihre Erledigung. 

Die in zweiter Inſtanz erivachienen Koften wer— 
den compenfirt. 

Entfheidungsgründe: 

Zu Rechtfertigung des vorfiehenden Erkenntnifſſes 

genügen folgende Bemerkungen: 


Den Sacdlegitimationdpunft betreffenv. 

Die gegenwärtige Inftanz bält an derjenigen 
Rechtsanſicht feft, die den Eidesantrag über Die 
legitimatio ad causam activa, beruht fie auf Vor— 
gängen, bei denen der Proceßgegner nicht conceurritte, 
für unftattbaft erachtet, und dieſelbe ald einen für 
ſich beftehenden Incidentpunkt behandelt, welcher die 
Burification wie die VBollftredung des die Hauptſache 
betreffenden Theile® der richterlichen Enticheidung be— 
dingt, bis dahin aber in jedem Proceßſtadium dur 
"fchlüffige Begründung und geeigneten Nachweis bes 
richtigt werden fann. In theilweifer Berüdfichtigung 
der dten und Öten Befchwerde des Klägers Bl. — 
it daher auf glaubhafte Beibringung der in ber 
Klagſchrift Bl. — der Sache nach behaupteten Ceſſion 
in der gewöhnlichen präjudiciellen Faſſung erfannt 
worden, und mag nur noch in Bezug auf die Aus— 


ftellungen ®l. — sub 1. und 4. barauf verwiefen 
werben, daß die Beichaffenheit der causa cessionis 
im Zweifel nur das Obligationsverhältniß zwiſchen 
dem Eedenten und dem Geffionar, beziehentlich deren 
Erben, nicht aber das Verhäftniß zwifchen dem Gefr 
fionar und dem debitor cessus berührt. Die Füg- 
lichkeit der Herbeifchaffung eines urkundlichen Nads 
weiſes der Bl. — geltend gemachten Ceſſion läßt fich 
übrigens, obfchon der Kläger nad der Bemerfung 
in der Deductionsfchrift Bl. — alleiniger Erbe des 
Eedenten geworden fein will, um fo weniger bezwei— 
feln, als derjelbe Bi. — behauptet, die Schenfung 
der cedirten Forderungsrechte fei gerichtlich infinuirt 
worden. i 
2. 
Die Stammforderungen angehenb. 

Die Angaben, welche die Klagfchrift bei den in 
dem gegenwärtigen Grfenntniffe ad 1. bezeichneten 
Ginlaffungspunften enthält, find deutlich und fpeciell 
genug, um in fchlüffiger und für den Eidesantrag 
geeigneter Weiſe den Abſchluß der pacta de mutuo 
dando und die Realifirung der Darlehnscontracte 
darzulegen. Der erftere fol durch die Geſuche des 
Bellagten und deren factifche Verwilligung mittelft 
Auszahlung der erbetenen Darlehnsbeträge, die letz— 
tere durch die baare Gewährung biefer Summen 
Seiten ded Eedenten des Klägers und die Empfang- 
nahme Seiten des Deflagten bewirft worden fein. 
Dabei ift der einjchlagenden Einzelheiten in Betreff 
der Zeit der Aushändigung, beziehentlich der Abfens 
dung mittelft Poſt und Ablieferung durch die Ehefrau 
des Bellagten ausdrüdliche Erwähnung gefcheben. 
Beizupflichten ift zwar dem leßteren darin, daß bie 
Klage eine den Erforderniffen einer Gewiſſensklage 
entfprechende Einrichtung rüdfichtlih des Ruͤckzah— 
lungsverfprechens, der Stipulation einvierteljähriger 
Auffündigung und der behaupteten außergerichtlichen 
Mahnung (zu vergl. p.1.c.69—80. und 128—131.), 
nicht minder die Bezugnahme auf eine vor oder bei 
diefer Kündigung bewirkte Ceſſionsdenunciation ver« 
miffen läßt. Diefe Mängel find jedoch fämmtlich 
für die Eniſcheidung über den auf die Capitals 
beträge gerichteten Anfpruch irrelevant. Denn die 
Verbindlichfeit des Darlehndempfängers, das Dar« 
lehen auf Verlangen des Darleiherd zu jeder Zeit, 
wenn auch unter Geſtattung einer mäßigen Anfchafs 
fungsfrift, zurüdzugahlen, liegt befanntlid in der 
techtliben Natur des Darlehnscontractede. Sonach 
bedurfte es der Beziehung auf ein ausdrüdliches 
NRüdzahlungsverfprechen ebenfowenig, wie des Nach⸗ 
weifes einer Verabredung einvierteljähriger Kündi— 
gungsftift. Die Erwähnung der lepteren enthält 
vielmehr ein dem Beflagten günftiges Zugeſtaͤndniß. 
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Seit der Behändigung der Klage aber, mit welcher 
Kündigung wie Gertioration der Ceſſion bewirkt 
worben, ift eine breimonatliche Frift vorlängft abger 
laufen, und Berzugszinfen find von dem Kläger nicht 
gefordert worden. Unbedenklich erfchien es demnach, 
die Berpflichtung des Beklagten zu Berichtigung der 
libellirten Hauptftämme von der Ableiftung des in 
dem gegenwärtigen Grfenntniffe geförmelten Relati 
abhängig zu machen, welche jedoch der Kläger nad 
dem oben sub 1. Bemerkten erft nach der Berichti- 
gung des Sacdhlegitimationspunftes zu beanfprechen 
haben wird. 
Was demnädft 


die Zinfenforderung 
anlangt, jo gewährt das Anführen in ber Klage 


— 


* 

der Bellagte habe feinem Gläubiger verſprochen, 

die Darlehnscapitale bis zu der Rüdjahlung mit 
. 4} Procent zu verzinfen, 
feinen Aufichluß über die Zeit, zu welcher diefe Zu— 
fiherung gegeben worden fein foll, ebenfowenig über 
die rechtzeitige Annahme berfelben Seiten des Dar 
leiherd, am wenigiten darüber, daß der Beflagte eine 
foldye Zufage, wie Bl. — angenommen worden, bei 
jedem einzelnen Darlehne mit dem Gefuche um deffen 
BVorftrefung verbunden, und daß deshalb eine fac- 
tifche Acceptation durch das Hingeben der erbetenen 
Summe Seiten ded Eedenten des Klägers habe bes 
wirft werden können. Die Pflicht der Berzinfung 
bedarf befanntlich befonderer Begründung durch Be- 
jugnahme auf ein besfallfiges pactum adjectum, 
ba der Darlehnscontract den Darlehnsempfänger zu 
Gewährung von Zinfen nicht verbindet (zu vergl. 
Kind, Quaest., Tom. IV. cap. 54. p. 282, ed. IL). 
Die ſchluͤſſige Darlegung eines ſolchen Nebenvertrags 
if gezeigter Maaßen in der Klage nicht enthalten, 
die legtere fleht durchgängig auf den Eid, und der 
Antrag des Klägers, es möge in dieſer Beziehung, bei 
der Höhe der geforderten Zinfenbeträge — 582 Thlr. 
29 Ngr. 1 Pf. — auf Beweis interloquirt werden 
(Bl. — grav. VL), wiberftreitet den befannteften 
Proceßregeln. Die in voriger Inftanz ausgefprochene 
Abweifung der Klage ift daher rüdfichtlich des Zinjen- 
anſpruchs lediglich zu beftätigen gewefen. 

4. 


Den Koftenpunft anlangend x.” 

U. Entfheidungsgründe zu dem reformatoris 
fhen Urthel des K.Oberappellationsgerichts 
vom 19, Februar 1864: 

„Släger hat fich zu dem Nachweiſe, daß bie in 
der Klage gedachten Darlehnsforderungen C. W. R.'s 
an Beklagten auf ihn, den Aläger, übergegangen 


feien, Bl. — unter Eibesantrag darauf bezogen, 
baß die geflagten Darlehne an 27 Thlrn. — —, 
100 Thlen. — —, 680 Thle. — —- und 20 Thlrn. 
—s —s ihm, dem Kläger, von feinem Bruder, dem 
Darleiher C. W. R., in der Zeit vom 1. December 
1857 bi6 1. Februar 1858 erb» wie eigenthümlich 
mit allen Rechten und Alagbefugnifien ohne Gegen- 
leiftung und als Geſchenk überlafjen worden feien, 
und Kläger die nurgedachten Gapitalien als Gefchent 
von feinem Bruder nüglichit angenommen habe. 

Die erfte Inftanz Bl. — hat die Klage in der 
angebrachten Maaße abgewiejen, weil das nur- 
gedachte, auf die Sadhlegitimation des Alägerd be» 
siehende Klaganführen fid für den Eidesantrag nicht 
eigne, indem es nicht Thatfachen, fondern bloße 
Urtheile und Folgerungen enthalte. Dagegen hat 
die zweite Inſtanz Bl. — dem Kläger auferlegt, vor 
allen Dingen die in der Klage behauptete Geffion 
plaubhaft beizubringen, und folchergeftalt zur Sache 
fid) zu rechtfertigen, indem fie nad Bl. — von der 
Anſicht ausgeht, daß der Eidedantrag über die active 
Sadlegitimation, wenn fie auf Vorgängen, bei wel- 
hen der Procefgegner nicht concurrirt hat, beruhe, 
nicht Statt habe, vielmehr die legitimatio ad causam 
activa als ein Incidentpunft zu behandeln fei, welcher 
die Purification, fowie die Bollfttefung des die 
Hauptfache betreffenden Theild der richterlichen Ent- 
fheidung bedinge, bis dahin aber in jedem Procef- 
ftadium durch fchlüffige Begründung und geeigneten 
Nachweis berichtigt werden fünne. Man hat fi) 
aus folgenden Gründen veranlaßt gefunden, die Ent- 
fheidung erfter Inſtanz wieder herzuftellen. 

1. 

Das Oberappellationdgericht pflichtet der Anficht 
der vorigen Inflanz, daß man fich des Eidesantrags 
zum Nachweife der activen Legitimation zur Sache 
nicht bedienen könne, aus ®ründen, welche von 

Kind, Quaest. for., tom, III. c. 67. 
angeführt und fowohl vom vormaligen Appellations- 
gerichte, ald auch vom Oberappellationsgerichte beim 
Rechtfprechen conftant befolgt worden find, 

efr. Wochenblatt für merfw. Nechtsfälle, Jahrg. 

1841. Seite 110. unter II. , 

nicht bei, defien ungeachtet kann auf den über das 
Klaganführen bei pet. lit. cont. 82— 91. angetra- 
genen und Bl. — angenommenen Eid nicht erfannt 
werden, weil aus der Klage nicht zu erfehen ift, in 
welcher Weife die angebliche Schenkung Seiten des 
urfprünglichen Glaͤubigers des Beflagten erfolgt, und 
zu welcher Zeit und in welcher Maaße vom Kläger 
diefe Schenfung acceptirt worden fein fol. Nament- 
lich kommt hierbei in Betracht, daß Kläger felbft 
Bl. — zugiebt, daß fein Bruder, der angebliche 
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Schenfgeber, vor Anftellung der Klage verftorben 
fei, mithin völlig ungewiß bleibt, ob Kläger behufs 
feiner Rechtfertigung auf eine Schenkung unter Leben» 
ben oder auf den Todesfall Bezug nimmt, und ob 
das Schenfungsverfprechen bei Lebzeiten oder nad) 
dem Tode des Schenferd acceptirt worden if. 

Eben fo wenig ift dem Antrage ded Klägers Bl. —, 
daß auf folennen Beweis des die Sachlegitimation 
betreffenden Klaganführens erfannt werde, ſtattzu— 
geben, da Kläger fi des Eidesantrags bedient und 
nicht erflärt hat, daß er eine Menderung der Klage 
in modo probandi vornehmen wolle, 

2. 

Das Oberappellationsgericht theilt zwar die Ans 
fiht, daß die active Sachlegitimation nicht eigentlich 
zum Klaggrund gehört und daher in ſolchen Fällen, 
wo das die active Sadhlegitimation betreffende An— 
führen in einer Klage an Undeutlichfeit oder Mangel» 
haftigfeit leidet, oder wenigftens für den gebrauchten 
Eidesantrag zu allgemein erfcheint, die erhobene Klage 
in der Regel nicht abzuweifen, fondern entweder auf 
Beibringung genügender Sachlegitimation zu fprechen, 
oder, wie Bl. — gefchehen, das in der Hauptfache 
Erfannte von der gleichzeitig dem Kläger auferleg- 
ten Beibringung der Sadjlegitimation abhängig zu 
machen fei, 

efr. Zeitfchrift für Nechtöpflege und Verwaltung, 
N. 5. Band 19. ©. 234. 
Annalen des DOberappellationdgerichts, Band 6. 
©. 421. 
trägt jedoch Bedenfen, die gedachte Regel bei ber 
eigenthümlichen, fpäter zu erwähnenden Sachlage 
im vorliegenden Procefje in Anwendung zu bringen. 
Denn der von den meiften neuern Proceßrechts— 
lehrern 
eſr. Bethmann⸗Hollweg, Verfuche über einzelne 
Theile der Theorie des Civilrxechts, S. 78 flo. 
Bayer, Vorträge über den gem. orbentl. Civil 
proceh, ©. 40. ed. 7. 
Wepel, Syftem des ordentlichen Eivilprosefles, 
$. 16. ©. 95. 
beftrittene Grundſatz, daß die Behauptung eines 
Klägers, daß die geflagte Forderung auf ihn von 
dem urfprünglich Berechtigten durch Geffion oder 
Erbgangsredht Übergegangen fei (die fogenannte legi- 
timatio ad causam) und der Nachweis berfelben von 
dem Übrigen, den eigentlihen Klaggrund bildenden 
Klaganführen und deren Beweife zu trennen, und 
in einem befonderen Ineidentverfahren auszuführen 
fei, beruht auf einer allgemeinen, in Sachſen durch 
die Erl. Proceßordnung ad Tit. XI. 8.2. anerfann- 
ten Praxis, welche den Richter ermächtigt, behufs 


der Abkürzung der Procefje die active Sachlegitima— 
tion, von welcher der Hortgang des Procefjes abhängt, 
vor allen Dingen der Prüfung zu unterwerfen, um 
dadurch eine weitläufige, für den Fall des Miplin- 
gend des Nachweiſes der Sachlegitimation unnüge 
Verhandlung über andere ftreitige Punkte abzuſchnei— 
den. Diefe Praris ift völlig gerechtfertigt, da in 
den meiften Fällen der Zegitimationspunft fofort und 
mit leichter Mühe durch Urkunden erbradt und vom 
Richter über diefelben nach kurzer und einfacher Unter» 
fuchung entſchieden werden fann. 

efr. Betbmann-Hollweg, a. a. O. ©. 133 fig. 
Ein anderes Verhältnig tritt jedoch ein, wenn bie 
in der Klage enthaltenen Angaben in Betreff ber 
Sadjlegitimation fo ungenügend und mangelhaft 
find, daß nicht erfehen werben kann, ob Kläger im 
Stande fei, diefelben in fchlüffiger Weife zu begrüns 
den und in rechtliche Gewißheit zu ſetzen. Wollte 
Man in Fällen diefer Art auf Beibringung befferer 
Legitimation erfennen, fo- würde nicht nur häufig der 
Zwed der Vereinfahung und Abkürzung des Pro- 
ceſſes vereitelt, fondern auch die Rechtsvertheidigung 
des Bellagten um fo mehr erfchwert werben, als bes 
ftimmte procefjualifche Vorfchriften uͤber das Berfahr 
ren, welches einzufchlagen ift, wenn der Kläger in 
Folge eines ſolchen Erfenntniffes feine Berechtigung 
zu Geltendmachung des Anfpruchs nachträglich au 
begründen und nachzuweiſen verfucht, fehlen. 

Zeitfchrift für Rechtspflege und Berwaltung, N. F. 

Band 15. ©. 413. 

Auch fteht dem Befugniffe des Richters, in jedem 
einzelnen Falle zu ermeffen, ob er eine Klage wegen 
unvolltändiger Begründung der Sachlegitimation in 
der angebrachten Maaße abweifen oder auf Beibrin- 
gung befferer Legitimation erfennen wolle, die Bes 
ftimmung der Erl. Proceforbnung ad Tit. XL $. 2. 
nicht entgegen, da durch diefe Vorfchrift jenes Exrmef- 
fen des Richters nicht befchränkt, fondern nur ans 
geordnet worden ift, daß, fobald vor allen Dingen 
auf die legitimatio ad causam erkannt worden fei, 
mit weiterem Berfahren in der Hauptjacdhe auf fo 
lange, bis diefer Punft erörtert worden, angeftanden 
werden folle, mithin die obige Geſetzesſtelle nur für 
den Fall, daß der Richter das Klaganführen in Be 
treff der Legitimation für ausreichend angefehen und 
auf Beibringung derfelben rechtokräftig erfannt hat, 
Anwendung leidet. 

3. 

Segen die Berechtigung Klägers, für ſich die in 
der Klage erwähnten, urfprünglicy feinem Bruder 
C. W. R. zugeftandenen Darlehnsforderungen ein- 
zuffagen, entitehen bei Einficht der auf Antrag des 
Beklagten BI. — herbeigezogenen Beilagsarten sub xc., 


317 


welde nad Bl. — der zweiten Inſtanz vorgelegen 
haben, nicht unerhebliche Zweifel. Denn Inhalts 
der gedachten Acten ift der angebliche Cedent des 
Klägers C. W. R., nachdem derfelbe am 8. Auguft 
1857 nad angeblich erfolgter Auspfändung einen 
Manifeftationdeid dahin, daß er an beweglichen und 
unbeweglichen Gütern und Außenftänden nichts im 
Bermögen habe, geleiftet hatte, wegen Meineids in 
Unterfuhung gefommen. 


In diefer Eriminalfadhe hat nun der Angeflagte 
am 24. November 1857, fowie in der am 23. Bebruar 
1858 abgehaltenen Hauptverhandlung nah BI. — 
verfichert, daß er außer der ihm laut des Kaufes 
BL. — zuftehenden Benutzung eines Gutes Vermögen 
nicht befige, indem er mehr ald 4000 Thle. — —⸗ 
ald Unterftügungen für die Bl. — genannten Kinder 
des Klägers, unter denen fidh die Ehefrau des Bes 
Hagten befindet, verwendet habe. Diefe Angabe ift 
von dem jeßigen Kläger nad) Bl. — am 1. Decem- 
ber 1857 mit dem Bemerfen betätigt worden, daß 
fein genannter Bruder ihm zwar 1500 Thle. —⸗ —⸗ 
unbezahlte Kaufgelder, welche er, der Kläger, dem— 
felben geſchuldet, erlaffen, die 4000 Thlr. — —⸗ 
und darüber aber, welche er zulegt noch im Bermögen 
befeffen, lediglich auf feine, Klägers, Kinder, alfo 
weder auf ihn felbft, noch auf fremde Leute, verwens 
det habe (efr. fol. — der Beilagsacten). 


Mit den nurgedachten Auslaffungen des Klägers 
und feines Bruders, des Darleihers, ift die Angabe 
in der Klage, daß an ibn die Ceſſion der jept in 
Frage ftehenden Darlehnsforderungen in der Zeit 
vom 1. December 1857 bis 23. Februar 1858, alfo 
während des Laufs jener Eriminalunterfuhung und 
zu einer Zeit, wo ber angebliche Cedent und der 
Eeffionar die übrigen Erklärungen abgegeben haben, 
erfolgt fei, nicht zu vereinigen. Hierzu fommt, daß 
nad Ausiveis des vom Kläger der Klage beigelegten 
Briefs Bl. — der Proceßacten Beklagter ſich erboten 
hat, das über das Darlehn von 700 Thlen. — —⸗ 
auszufertigende Document dem Wunſche des Dar- 
leihers gemäß auf die Namen der Kinder des Klägers 
als Gläubiger zu flellen, ferner Kläger bie erft in 
der Replik BI. — aufgeftellte Behauptung, daß bie 
Schenkung an ihn gerichtlich infinuirt worden jei, 
nicht näher begründet hat, die Bemerkung des Klaͤ—⸗ 
gers BI. — aber, daß er alleiniger Erbe des Cedenten 
geworben fei, ald verfpätet um fo weniger Berüds 
fichtigung finden fan, als er fein Befugniß, bie 
geforderten Eapitalien einzuflagen und für fich zu 
erheben, nicht auf Erbgangsrecht, fondern auf Eejjion 
geftügt hat. Unter diefen Umftänden läßt ſich zur 
Zeit nicht erfehen, ob Kläger fünftig im Stande fein 


werbe, die geltend gemachte Schenfung urfundlich 
nachzuweiſen, oder durch andere Beweismittel in 
rechtliche Gewißheit zu fegen. 

Da die Entſcheidungen gewechielt haben, fo find 
die durch die Rechtömittel in zweiter und dritter 
Inftanz entitandenen Koften zwifchen den ‘Parteien 
aufgehoben worden.” 


67. 


Dad Verſprechen eined Kaufdcontrahenten, die 

dur den Kauf verurfachten Gerichtöfoften zu 

übernehmen, ift nicht auf die Berichtigung bes 

noch nicht verwendeten Gontractäftempeld zu 
beziehen. 


Mitgetheilt von 
Herrn 8. in D. 


Am 14. April 1863 wurde bei der competenten 
Hnpothefenbehörde ein bereits gerichtlich recognos— 
eirter Kauftontract eingereicht, wonah T. ein ihm 
gehörige Hausgrundſtück um den ‘Preis von 15,600 
Thlen. — — an die verehel. S., mit Genehmigung 
deren Ehemannes, verkaufte. 

Zu diefem Bertrage war der Contractöftempel 
annoch zu verwenden. 

Noch bevor indefjen die verehel. S. ald nunmeh— 
rige Civileigenthümerin ded gedachten Hausgrund« 
küds im Grund» und Hypothefenbuche betreffenden 
Orts eingetragen wurde, erfchienen die beiden Con— 
trabenten vor dem Hppothefenrichter und fchloffen 
einen Bergleih ab, wonad das erwähnte Kaufs- 
gefhäft im beiderfeitigen Ginverftändniß wieder rüd: 
gängig gemacht und wobei, laut der bezüglichen 
gerichtlichen Niederfchrift, unter Anderm wörtlid) 
Folgendes beftiimmt wurde: „die Gerichtöfoften über- 
nimmt T., der Verkäufer, zur alleinigen Berichtigung, 
und jede Partei honorirt ihren Sachwalter aus eige- 
nen Mitteln”. 


Es liquidirte dann auch der Verfaſſer des er- 
wähnten Brotofolld den ganzen Gontractöftempel 
an 26 Thle. — —», nebft Gerichtöfoften, dem Bers 
fäufer T. au, und Lepterer fuchte biernächit beim 
Königl. Finanzminifterium um Erlaß oder doch Er- 
mäßigung diefer Stempelabgabe nad). 

Derjelbe wurde jedoch hierauf abfällig befchieden 
und hierbei vom Königl. Binanzminifterium gleich- 
zeitig der Hypothefenbehörde zu erfennen gegeben: 
„daß gemäß der Borjchrift in $. 25. ded Stempel 
mandats vom 11. Januar 1819 von dem Berfäufer 
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nur bie Hälfte diefes Stempels, die andere Hälfte 
aber von der Käuferin einzuheben fei, indem, wenn 
auch bei der zwifchen den Gontrahenten bei Auf: 
löjung des Eontractes BI. — getroffenen Beftimmung 
unter den ®erichtöfoften auch der Stempel mit ver- 
ftanden worben fein follte, ein ſolches Uebereinkom— 
men doch bei Cinhebung des Stempel nach $. 26. 
des angezogenen Mandats nicht zu berüdfichtigen 
fei”, 

Darauf warb nun auch, mittel& fchriftlicher Auf: 
lage, welche auf Eeiten der Käuferin, verehel. ©., 
einen Koftenaufwand im Betrage von —» 19 War. 
3 Pf. verurfachte, der Eontractöftempel je zur Hälfte 
mit 13 Thlen. — — von T. und der verehel. ©. 
eingefordert. 

Leptere zahlte in Gemäßheit dieſer Auflage, 
bradyte aber wegen Nüderftattung der gezahlten 
13 Thlr. 19 Nor. 3 Pf. Zahlungsgebot nah Maaß— 
gabe von $. 28. des Geſetzes vom 30. December 
1861 wider T. aus, der jedoch dieſem Zahlungs: 
gebote rechtzeitig widerfprach, worauf die verehel. ©. 
wider denfelben den gewöhnlichen Bagatsllproceß eins 
leiten ließ. 

Im dbemgemäß anberaumten Berhandlungstermine 
bezog fih die Klägerin ©. zu Begründung ihres 
Anſpruchs lediglich auf die oben wörtlich wicder- 
gegebene Stelle des Bergleichöprotofolls, indem fie 
darauf hinwies, Daß daraus und aus dem hiernächft 
eingetretenen, oben gefchilderten Verhalten des Ver— 
faſſers deſſelben und des Beflagten T. felbft zur 
Genüge erhelle, daß bei Abjchluß des gedachten 
Vergleichs alle Betheiligten davon ausgegangen feien, 
daß Bellagter auch den ganzen Gontractsftempel, 
der ja in Anfehung des Koftenpunftes, infofern bie 
übrigen Gerichtöfoften nur etwa 3 Thlr. — —⸗ 
betrugen, die Hauptſache geweien, zur alleinigen 
Berichtigung übernehmen folle und wolle. 

Beflagter T. räumte die fämmtlichen Klagunter— 
lagen ein, beftritt jedoch die Richtigfeit der von der 


Klägerin daraus zu ihren Gunſten gezogenen Schlußs- 


folgerung. 

Das Procefgericht ertheilte hierauf folgenden 
Befcheib: 

„In Erwägung, daß der Gontractöftempel an 
und für fi zu den Berichtsfoften nicht zu rech— 
nen, und daß ferner nach $. 25. des Mandais, die 
Einrichtung der Stempelfteuer betr., vom 11. Januar 
1819 bei zweifeitigen Verträgen — und ein ſolcher 
liegt bier vor — in der Regel ber zu der Vertrags— 
urfunde zu verwendende Stempel von jedem der 
Eontrahenten zur Hälfte zu entrichten ift, hiernach 
nun aber, wenn Bellagter T. fi nah Bl. — der 


Beilagsacten unter Rep. I. G. no. 70. zu ber all: 
einigen Berichtigung und beziehentlich Erftattung ber 
durch die hier fragliche Kaufsangelegenheit erwadh- 
fenen „©erichtöfoften” der Klägerin S. gegenüber 
verpflichtet hat, zumächft nicht angenommen werben 
fann, daß derfelbe fih-auch zu Vergütung ded nad 
der obenangezogenen Vorfchrift des Stempelmandatsd 
zur Hälfte, d. i. hier nah Höhe von 13 Thlrn. 
—» —«, von der Klägerin zu der VBertragsurfunde 
Bl. — der angezogenen Beilagsacten zu berichtis 
genden Gontractöftempeld habe verbindlih machen 
wollen, hiernaͤchſt au, daß dies bei Abichluß des 
gedachten Vergleichs im Willen bes Bellagten felbft 
gelegen babe, daraus, daß er fpäter, nah Bl. — 
der nurgedachten Wcten, um Erlaß des ganzen 
Gontractsftempels eingefommen ift, mit binreichender 
Gewißheit um deswillen nicht gefolgert werden darf, 
weil er dies, ſoviel Die andere, die Klägerin betref- 
fende Hälfte diefes Stempels anbelangt, ebenfogut 
in der Abficht, zugleich, ohne hierzu verpflichtet zu 
fein, das Intereffe feiner Mitcontrahentin, der Klä- 
gerin, aus freien Stüden wahrzunehmen, gethan 
haben und derjelbe überdies durch die amtliche Zus 
fertigung des Bl. — der angezogenen Beilagsacten 
erwähnten Eporteljettels in ven entſchuldbaren Itr— 
thum, daß er den ganzen Eontractöftempel wenige 
fiend verlagsweiſe an das Gericht abzuführen und 
diefem gegenüber zu vertreten habe, verfegt worden 
fein fann, vielmehr es Sache der Klägerin, als ded- 
jenigen Theile, welcher hierdurch eine ihm nach dem 
oberwähnten Geſetze an und für fich obliegende Ber: 
bindlichfeit von fich abwenden wollte, gewefen wäre, 
dies deutlich als eine Bedingung des wegen Rüd- 
gängigmadung des bier fraglichen Kaufgefchäfts mit 
dem Beklagten abzufchließenden Vergleichs aufs» und 
feitzuftellen, während, im Mangel hiervon, davon 
auszugehen ift, daß bezüglich des gedachten Stempels 
gar feine Bereinbarung vorliege und es deshalb 
bei der allegirten Borfchrift des Stempelmandats im 
concereten Falle bewenden follen, endlich auch, was 
die außer der Vergütung der Hälfte des Eoniractd- 
ftempeld von der Klägerin geforderten —⸗ 19 War. 
3 Bf. Gerichtöfoften betrifft, felbft dann, wenn man 
der Klägerin bezüglich des Contractsſtempels bei- 
ftimmen fönnte, ein Gleiches doch nicht bezüglich 
der gedachten Gerichtskoſten geſchehen dürfte, da es 
Klägerin zu der gerichtlichen Mahnung, durch welche 
diefelben erft hervorgerufen worben find, im Hinblid 
auf jene Beſtimmung in $. 25. des oben mehrfach 
angezogenen Mandats, welches für den Richter bei 
der Einziehung der Stempelgebühr, ohne alles Abs 
feben auf ein etwa entgegenftehendes Parteiablom⸗ 
men, die Verpflichtung, von jedem ber Contra— 


henten die antbeilige Berichtigung des Etempeld 
zu fordern, feftfept, gar nicht hätte fommen laffen 
jollen, 

hiernach allenthalben alfo der Klaganfpruch in 
feinem ganzen Umfange unbegründet erſcheint; 


fo hat der Klägerin Suchen in Bezug auf das 
angezeigte und erdrterte Rechtsverhaͤltniß ſchlechter— 
dings nicht Statt, es ift Diefelbe auch dem Beklagten 
die durch dieſen Rechtöftreit fowohl, als die durch 
das demjelben vorausgefhidte Mahnverfahren ver- 
urfachten Koften zu erftatten verbunden.” 


Gegen diefen Befcheid wendete nun zwar Kläs 
gerin Berufung ein, ed erkannte aber das König» 
liche Appellationsgericht zu Dresden im Jahre 
1864: i 

„Daß der Bl. — zu lefende, am 11. December 
1863 befannt gemachte Befcheid (erfter Inftanz) aus 
den demfelben einverleibten Gründen, welchen bei- 
zupflichten gewefen, und weil Stempelbeträge nur 
infoweit zu den Gerichtsfoften gerechnet werben 
fönnen, als dergleichen von den Gerichtsbehörden 
zu den von ihnen auszufertigenden Schriften ver: 
wendet worden find, nicht aber, infoweit dieſe Be— 
hörden nur darüber zu wachen haben, daß der gefch- 
lich vorgejchriebene Werthftempel allenthalben gehörig 
verwendet werde, im Uebrigen aber die von der 
Klägerin Bl. — bemerften Umftände keineswegs fo 
beichaffen find, daß daraus ein für den von ihr ers 
hobenen Anſpruch günftiger Schluß gezogen werden 
fönnte, vielmehr Diefe Umftände zum Theil nur dars 
auf hinweifen, daß darüber, wie ed mit dem Eon- 
tractöftempel gehalten werden folle, in dem Protofolle 
DI. — der Beilagsacten unter Rep. I. G. no, 70. 
überhaupt Etwas nicht beftimmt worden fei, zum 
Theil eine Schluffolgerung auf die Wahrheit der 
von der Klägerin aufgeftellten Behauptung nicht 
rechtfertigen, was indbejondere von den Anführungen 
Bl. — gilt, indem dad Erlaßgeſuch Bl. — der 
angezogenen Acten offenbar durch das Liquidum 
Bl. — hervorgerufen, diefes aber in dem betreffenden 
PBunfte aus einem Irrthum ded Beamten, welcher 
dafielbe aufgeftellt, hervorgegangen ift, wie hiermit 
geihieht, zu beftätigen, und Klägerin die durch das 
eingewendete unerhebliche Rechtsmittel verurfachten 
Koſten Beklagtem zu erftatten verbunden iſt.“ ac. 
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68. 


Dad Circular der vormaligen Landesregierung 
vom 6. Februar 1804 ift durch dad Gewerbe: 
geſetz aufgehoben worden. 


Mitgetheilt von 
Herrn H. in E. 


Nach $. 1. des Circulars der vormaligen Landes— 
tegierung "vom 6. Februar 1804 (C. A. C. UI. 
T.I. ©. 203.) durften Spipen» oder Klöppelberren 
feine Klöpplerin ohne ein Zeugniß, daß ihr voriger 
Klöppelberr von ihr befriedigt fei, annehmen, außer 
dem hafteten fie bis zu 20 Thlrn. — —⸗ für deſſen 
Anforderungen. 

Auf Grund diefer Beftimmung, fowie unter dem 
Anführen, daß die Alöpplerinnen St. und Ed. in 
T. feit zehn Jahren bei ihm gearbeitet und erſtere 
am 11. Mai 1862 einen Vorſchuß von 9 Thlen. 
1 Ngr. —- und legtere am 4. April 1863 einen 
Vorſchuß von 3 Then. 15 Nor. 3 Pf. von ihm inne 
gehabt, ohne daß diefelben feit gedachten Tagen fer- 
nere Arbeiten an ihn abgeliefert, erhob der Spigen- 
händler 9. in G. wider den Babrifant W. in T., 
bei welchen beide Alöpplerinnen ohne dad nad) bem 
obenerwähnten Circular erforderliche Zeugniß in 
Arbeit genommen worden waren, Bagatellflage, 
indem er eine Entjcheidung dahin beantragte, daß 
Bellagter W. die beregten Vorſchüſſe von 9 Thlrn. 
1 Nor. —- und 3 Thlen. 15 Nor. 3 Pf. nebft Ver⸗ 
zugszinſen refusis expensis an ihn zu bezahlen 
ſchuldig fei. 

Das Königl. Gerichtsamt E., ald Proceßgericht, 
beſchied indeſſen Alägern, daß, da das Circular, 
auf Grund defien Klage erhoben worden, durch das 
neue Gewerbegeſetz 88. 59. und 126., ſowie durch 
8. 91. der Ausführungsverordnung dazu ald aufs 
gehoben anzufeben fei, der geflagte Anſpruch als 
ſchlechterdings unftatthaft zurückzuweiſen fei. 


Auf eingewendete Appellation beftätigte das 
Königl. Appellationsgericht zu Zwidau dieſe 
Rejolution durch Verordnung vom 29. Februar 1864 
aus folgenden Gründen: 


„Das Eircular der Landesregierung vom 6. Fe- 
bruar 1804, auf welches der geflagte, ganz gering- 
fügige Anſpruch im Weſentlichen fih fügt, enthält 
neben der von der Klägerin für fih angezogenen, 
allerdings civilrechtlichen Vorſchrift in $. 1. ebens 
dafelbft und in den folgenden ‘Paragraphen unzweis 
felhaft gewerbrechtliche Beftimmungen, welche theils 


eine Beichränfung der Arbeitsgeber in der Wahl 
ihres Arbeitsperſonals und bezichentlich des legteren 
in der Wahl ihrer Arbeitögeber befaffen, theils auf 
bie DOrbnung und den Schug des Klöppelgewerbes 
abzweden, wie daraus hervorgeht, daß bei Straf: 
androhung die Klöppelmägde ihre Herren nicht ohne 
deren Einwilligung verlaffen, die erhaltenen Mufter 
Anderen nicht mittheilen, und die Spitzen- und 
Klöppelherren ihre Arbeiter nicht mit Waaren aus 
lohnen follen. 


Run ift aber nach 8. 59. des Gewerbegefeges 
vom 15. October 1861 jeder Gewerbtreibende in der 
Wahl feined Arbeits- und Hiülfsperfonald unbe: 
fchränft und zufolge $. 47. der Ausführungsverord» 
nung findet ebenfo jede Art zwangsweifer Beſchrän— 
fung fremder Gewerbsgehülfen in der Wahl und im 
MWechfel der Werkftätten nicht weiter ſtatt. 


Vielmehr ertheilt die Verordnung vom 15. Dctos 
ber 1861 durdy Einführung der Arbeitsbücher hier 
unter neue und jelbjiftändige VBorjchriften, namentlich 
unter Anderem in $. 12. dahin, daß Arbeiter oder 
Gehülfen ohne Borzeigung eines in Ordnung befind» 
lichen Arbeitsbuches nicht in Arbeit genommen wer: 
den dürfen. 

Gleichergeftalt regelt 8. 67. des Gewerbegeſetzes 
die Folgen eigenmächtigen Berlaffend der Arbeit 
durch Das Nrbeitsperfonal, während $. 69. bie 
Modalität der Auslohnung und $. 72. den Mufter 
ſchutz beſtimmt. 

Es würde alſo ſchon hieraus die indirecte Auf— 
hebung der älteren Anordnungen auch des gedachten 
Circulars zu folgern fein. 


Nicht der mindefte Zweifel aber kann desfalls 
übrig bleiben, wenn man weiter berüdjichtigt, daß 
in 8.126. des Gewerbegefeges alle mit deffen Inhalt 
im Widerfpruch ftehenden älteren Geſetze und Ber: 
orbnungen, Statuten u. ſ. w. aufgehoben und dar 
unter nad 8.91. der Ausführungsverordnung alle 
diejenigen zu verftehen find, deren in legterer als 
noch geltend nicht befonders gedadıt wird. 


Das mehrerwähnte Circular findet fih darunter 
nicht und wie daffelbe deshalb für ausdruͤcklich befeis 
tigt zu gelten bat, fo find damit auch die in ihm 
ertheilten civilrechtlihen Beftimmungen um fo ges 
wiffer außer Kraft getreten, ald ed anderen Falles 
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eines Vorbehaltes derfelben im Gefege bedurft haben 
würde, während im Gegentheil gemäß $. 59. des 
fegteren von nun an die Rechtöverhältniffe zwiſchen 
den Gewerbtreibenden und ihren Arbeitern, lediglich 
nad dem allgemeinen bürgerlichen Rechte und ſoweit 
nicht ausdrüdliche Befhränfungen angeordnet wors 
ben, ſich richten follen. 


Hierzu fommt endlich, daß, da dad Gewerbegeſetz 
bereit8 mit dem 1. Januar 1862 feine Wirkſamkeit 
begonnen bat, nach dem eignen Anführen der Aläs 
gerin aber Bl. — die dafelbft genannten beiden 
Arbeiterinnen erft nach dem 11. Mai 1862 und bes 
ziehentlich nad) dem 4. April 1863 von ihr weg und 
zu dem Bellagten fich gewendet haben follen, die 
Klägerin aud auf vorher erworbene, nah $. 92. 
der Ausführungsverordnung in ihrem Bortbeftande 
anerkannte Rechte fich nicht beziehen fönnte. 

Iſt fomit ſchon jegt zu Überjehen, daß es für die 
geltend gemachte Verbindlichfeit des Beflagten an 
geeigneten Unterlagen gänzlich gebricht, fo hat, wenn 
ſchon in der Negel befage $. 11. unter b. und $. 18. 
des Geſetzes vom 16. Mai 1839 die Abweifung der 
Klage erft in dem nad $. 17. anzuberaumenden 
Verhandlungstermine erfolgen foll, vorliegend doch 
die BI. — verfügte Abweifung a limine nicht ges 
mißbilligt werden mögen.” ꝛc. 


Miscellen. 


Immatricnlation von Advocaten. Bom Juſtiz⸗ 
minifterium ift der Bürgermeifter in Zmwönig, Herr 
Iohann Frievrih Auguft Pfennigwertb, zum Advo— 
taten ernannt und als jolcher verpflichtet worben. 


Zodesfälle. Geftorben: am 1. Juli 1864 der 
Staatdanwalt a. D. Guflav Wilhelm Hammer im 
Leipzig; am 5. Juli 1864 der Advocat Julius 
Schirmer in Dredten, und am 8. Juli 1864 ber 
Stabtrichter, Advocat Heinrich Adolph Hering in 
Schandau. 


Offiein ber Verlagehaudlung. 


Wochenblatt 


Von biefem Wos für Alle Poſtaͤmten 
cheublatte ex u. Buchhandlungen 
ehren 5 ”. ® — — 
= merkwürdige Kechtsfälle, 33 

wartbogen und Muartal zu bem 
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cher das Wefen Faufmännifcher Anweifungen. — 
Wechſel und Anweifungen find im Faufmännifchen 
Verkehre dem baaren Gelde gleichftehende Zah: 
lungsmittel. — Die Ausftellung oder Begebung 
einer Faufmännifchen Anweifung Behufs ber Til: 
gung einer früheren Schuld enthält eine 
privative Novation. 


Mitgetheilt von 
Herın S. in D. 


Eine von dem Oarnhändler B. in M. gegen ben 
Rechtövertreter in dem zu dem Bermögen des Fabris 
fanten K. in ®. entftandenen Grebitwefen im April 
1863 bei dem Juftizamte zu Forderglauchau erhobene 
Bindieationsflage beruhte auf der Angabe folgender 
factifcher Umftände: 

Der Fabrifant K. habe zur Berichtigung einer 
Schuld von 916 Thlrn. —⸗ —» an den Kläger für 
von bemfelden erfaufte, am 23. Auguft 1862 an 
ihn abgelieferte 1100 Pfund 60r Zwirn zwei auf 
416 Thle. — —⸗ und 500 Thlr. — —⸗ lautende 
Anweifungen dem Kläger behändigt, Lebterer auch 
diefe Anweiſungen angenommen und weiter begeben; 
ed feien jedoch diefe Anweifungen, nachdem fie recht- 
zeitig den Bezogenen zur Zahlung vorgelegt worden, 
diefe aber die Zahlung verweigert hatten, Mangel 
Zahlung proteftirt worden. Nach der am 18. October 
1862 erfolgten Eröffnung des Concurſes zu dem 
Bermögen des Fabrifanten K. habe Kläger eine in 
der Goncurdmaffe annoch in natura vorhandene, von 
ihm, Klägerm, als Theil der an genannten 8. ges 
lieferten Zwirnwaare recognoscirte Quantität derfels 


ben an 483 Pfund, da der Abfchluß des Kaufes über 
die fragliche Waare und deren Ablieferung innerhalb 
eines Zeitraums von zwei Monaten, von Eröffnung 
des Eoncurfes zurüdgerechnet, geſchehen, auf Grund 
der Beſtimmungen in $. 20. des gefchäriten Ban- 
queroutirmandats vom 20. December 1766 bei dem 
Eoneursgerichte vindicirt, inmaaßen für Die gedachte 
Waare Baarzahlung nicht erlangt worden fei, die 
von K. zur Berichtigung des fchuldigen Kaufgeldes 
an 916 Thlrn. —⸗— erhaltenen zwei Anweifungen 
aber, ſowie überhaupt Sächfifche Anweifungen der 
im Geſetze über faufmännifhe Anmweifungen vom 
7. Zuni 1849. $.1. bis mit 4. gedachten Art im Ders 
hältnifje zum erften Nehmer ſchon aus dem Grunde 
nicht als Zahlung angefehen werben fönnten, weil 
fie nicht acceptfähig feien und genau genommen weiter 
nichts als ein Zahlungsverfprehen des Ausftellers 
und eine Zahlungsgeftundung ded Nehmers enthielten. 
Beklagter habe jedoch in feiner Eigenfchaft als Güter 
vertreter im K.’fchen Ereditwefen der Herausgabe ber 
gedachten 433 Pfund Zwirn aus ber Eoncurdmaffe 
widerfprochen. 

Die erfte Inſtanz ertheilte folgenden, am 23. Juli 
1863 publicirten Befcheib: 

„Weil nach dem von dem Oberappellationdgerichte 
conftant befolaten und von diefer höchften Spruch» 
behörde in mehrfachen Entfcheidungen 

vgl. 3. B. Annalen des Königl. Oberappellationd» 
gerichts, Bo. I. ©. 24. 28. 75. 
Zeitfchrift für Rechtöpfl. und Verwalt., N. 8. 
Br. XIII. ©. 336. Bd. XVL ©. 452. 
auögefprochenen, übrigens dem Weſen des Verkehrs 
mit Wechfeln entfprechenden Grundfage durch die zum 
Zwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit erfolgte 
Ausftelung, Begebung oder Acceptation eines Wech⸗ 
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ſels jene frühere Verbindlichkeit völlig erlifcht, wenn 


nicht ausbrüdlich eine diefer Annahme entgegengeſetzte 


Vereinbarung der contrahirenden Parteien vorliegt, 
demnach eine privative Novation in einem folchen 
Balle anzunehmen ift, da ber Wechfel nicht bloßes 
Beweismittel, fondern eine zu Vertretung baarer 
Zahlung zwifchen dem Geber und dem Empfänger 
geeignete Urkunde ift, alfo als Zahlungsmittel er- 
fcheint, 

hiernächft weiter nach $. 1. des Geſetzes vom 
7. Juni 1849, „die kaufmaͤnniſchen Anweifungen 
betr.”, Faufmännifche Anmweifungen den gezogenen 
Wechfeln allenthalben gleichftehen, 

und nun bei Anwendung diefer Durch die Spruch» 
praris und bie Geſetze feftftehenden Grundſätze auf 
den vorliegenden Rechiefall die vom Kläger wider 
den Beklagten Bl. — erhobene Bindicationdflage 
ihrer Abweifung nicht entgehen fann, da der Kläger, 
wenn man auch im Uebrigen demjelben rüdfichtlich 
der zur Begründung feiner Bindication aufgeftellten 
Behauptungen und Rechtsanfichten beizutreten gehabt 
bat, Bl. — einräumen müffen, daß er zur Berichtis 
gung der ihm an den Eridar K. aus dem in der 
Klage befchriebenen Kaufsgefchäfte zuſtehenden For— 
derung zwei auf 416 Thlr. —» —» und 500 Thlr. 
—⸗ —⸗ lautende Anweifungen angenommen, dieſel— 
ben auch weiter begeben habe, 

nach alledem aber Far zu Tage liegt, daß hier 
durch die zwifchen dem Cridar und dem Aläger bes 
ſtandene, aus dem Kaufgefchäfte herrührende Berbinds 
fichfeit des Erſteren erlofchen und mittelft privativer 
Novation eine neue, der früheren zwar ihrem Umfange 
nach gleichftehende, jeboch auf einem anderen Rechte: 
grunde beruhende, auch rüdjichtlich ihrer Rechtsver— 
folgung heterogene entftanden ift, der Kläger auch 
fi zur Befeitigung dieſer Bermuthung auf eine ber 
felben entgegenftehende Vereinbarung zu beziehen 
nicht vermocht hat, 

fo hat des Klägers auf Herausgabe ber in ber 
Klage näher bezeichneten 433 Pfund bOr Zwirn ge— 
richtetes Suchen, in Maafen es angebracht, nicht 
Statt, es ift auch derfelbe dem Beflagten die durch 
diefen Proceß entflandenen Koften zu erftatten 
ſchuldig.“ 

Dieſer Beſcheid wurde ſowohl in zweiter als 
auch in dritter Inſtanz unter Vergleichung der 
Koften der Rechtömittel aus den den Erkenntniſſen 
beigegebenen nachſtehenden Gründen beftätigt. 


Entfheidungsgründe zu dem Erfenntniffe 
des Königl. Appellationsgerichts zu Zwidau 
(publ. den 10. Mär; 1864): 

„Die Anficht der vorigen Inſtanz, daß kauf—⸗ 


männifche Anweiſungen im Sinne ded Geſetzes vom 
T. Juni 1849 den gezogenen Wechfeln allenthalben 
gleichftehen, fann allerdings in diefer Allgemeinheit 
nicht für richtig angefehen werden. Denn entjprechen 
bie ausgeftellten Anweifungen den im $. 6. des ans 
geführten Geſetzes erwähnten Erforderniffen, d. h. 
lauten fie auf eine Summe von mindeftend funfzig 
Thalern und überfchreitet ihr Ziel drei Monate nicht, 
fo können fie nach $. 4. nicht zur Annahme präfen- 
tirt werben, und geſchieht es dennoch, fo ift der 
Bezogene nicht verpflichtet, fich darauf zu erflären, 
der Inhaber aber nicht befugt, wegen Verweigerung 
der Annahme oder einer Erklärung darüber Proteft 
zu erheben und Regreß zu nehmen. 

Dies bedingt alfo eine wefentliche innere Ver— 
fhiedenheit der Faufmännifchen Anweifungen und der 
Wechfeltratten. Die Tratte kann dem Bezogenen 
fofort zur Annahme vorgelegt werben, der Bezogene 
muß fich erflären, ob er acceptiren will oder nicht, 
hat er aber einmal angenommen, fo wirb er unwibers 
ruflich verpflichtet, da er fein Accept nicht zurüdnch- 
men fann. Iſt alfo der Neceptant einer Tratte ſicher 
und zahlungsfähig, fo erhält der Inhaber ſchon durch 
das Accept die Sicherheit, daß zur gefepten Zeit 
Zahlung erfolgen werde. Wird aber bei der Tratte 
die Annahme verweigert, oder eine Erklärung über 
die Annahme nicht gegeben, fo fann ber Inhaber 
Proteſt erheben, Regreß nehmen und die im $.25 fig. 
der deutfchen allgemeinen Wechfelordnung beftimmte 
Sicherftellung dafür, daß die Zahlung der verſchrie— 
benen Summe wirklich erfolge, verlangen, nad) Be- 
finden auch desfalls im Wechjelprocefie gegen den 
Ausfteller und die übrigen Bormänner vorgehen. 

Dies Alles fällt bei den kauſmänniſchen Anwei- 
fungen, wenn fie der 8.6. des Geſetzes vom 7. Juni 
1849 entfprechen, weg. Eben weil fie nicht zur 
Annahme präfentirt werden, und der Bezogene nicht 
verpflichtet ift, fich über die Annahme zu erklären, 
erhält der Inhaber der Anweifung mit dem ‘Papiere 
feine Garantie der Annahme, fondern bloß eine Zus 
fiherung der Zahlung am Verfalltage. Der Glaͤu— 
biger kann alſo erft zur Verfallgeit Gewißheit darüber 
erlangen, ob er vom Bezogenen Bezahlung erhalten 
werde oder nicht. Erſt dann fann er Regreß an 
den Ausfteller oder an feine übrigen Vormänner 
nehmen. 

Eine weitere Folge des Örundfages, daß bei 
Anweifungen Acceptation nicht verlangt werden fann, 
ift die, daß der Ausfteller das in der Anweiſung lies 
gende Mandat an den Ajfignatar jowohl als aud) 
an den Ajlignaten jederzeit widerrufen fann, was bei 
Wechſeltratten, wenn das Accept einmal erfolgt iſt, 
unmöglich und wirfungslos ift. 
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Bei diefen nicht unwichtigen Unterfchieden zwi- 
fhen den Anmweifungen und Wechjeltcatten fann 
allerdings noch in Frage kommen, ob der in dem 
Mandate vom 23. December 1699 (Beilage XXVIU. 
zur Erl, Broceforbnung) ausgefprochene Grundfag: 
Anweifung ift (der Regel nach) Feine Zahlung, auch 
jegt noch und trotz der im 8. 8. des Geſetzes vom 
7. Juni 1349 auögefprochenen Aufhebung aller der- 
malen gültigen, die Faufmännifchen Anweifungen 
betreffenden Gejege anwendbar ſei, wie 

Eurtius, Handbuch des ſaͤchſ. Eivifrechis, Th. IV. 

$. 1509, not. e. Abſ. 2. 3. Ausg. 

annimmt, oder ob man bie neuerdings in vielfältigen 
Rectöiprüchen geltend gemachte Marime, daß, weil 
Wechſel Zahlung fei, durch Annahme von Tratten 
oder auch Properwechfeln das urſpruͤngliche Rechts⸗ 
verhältniß gelöft werde und an deſſen Stelle die 
Wechfelverbindlichkeit trete, auch auf die Annahme 
von faufmännifchen Anweifungen ausdehnen fönne. 

Die Eonfequenz für den vorliegenden Rechtöftreit 
legt nahe. Wäre durch die Annahme der von dem 
Gemeinfhuldner ausgeftellten beiden Anweifungen 
das urfprüngliche Rechtögefchäft gelöft worden, fo 
fönnte nicht die Rede davon fein, daß ein Eredit- 
geſchaͤft vorliege und der Kläger die an den Gemeins 
ſchuldner kurz vor Ausbruch des Concurſes verfaufs 
ten, in deſſen Concursmaſſe theilweife noch in Natur 
vorhandenen Waaren in Gemäßheit der 8. 20. des 
gefchärften Banqueroutirmandats vindiciren fönnte. 


Allein der Entfcheidung diefer immerhin nicht 
jweifellofen Brage bedarf ed in dem vorliegenden 
Falle nicht, aus folgender Erwägung: 

Der Kläger hat beide ihm eingehändigte Anweis 
fungen nad Bl. — weiter begeben. Er hat fid 
alfo vorausſetzlich durch die Veräußerung der erhal- 
tenen Papiere baared Geld verjchafft oder die An- 
weifungen fonft zue Zahlung und zur Vertretung 
der Stelle des baaren Geldes Behufs der Tilgung 
eigner Schulden verwendet. Infoweit muß man alfo 
von der Borausfegung ausgehen, daß er durch bie 
Weiterbegebung der Anweifungen fih, wenigftens 
vorläufig, Geld für feine Garnlieſerungen geſchafft 
habe, und daß er felbit die Anweifungen nicht als 
Berbriefungsurkunden für feine Kaufgelderforderung 
und für feine dereinftige Befriedigung behandelt, fon» 
dern ihnen einen effectiven Werth beigelegt hat. 

Schon infofern fann es zweifelhaft fein, ob man 
das in Rede ſtehende Garngefchäft unter ſolchen 
Umftänden als ein Ereditgefchäft im Sinne der 8.20. 
des Banqueroutirmandats anfehen fönne. 

Es fommt aber noch dazu, daß Kläger, obfchon 
die Anmweifungen zur Verfallgeit nicht eingelöft und 


deshalb proteflirtt worden find, dennoch in feiner 
Weife die ausprüdliche Behauptung aufgeftellt hat, 
daß er feinen Nachmännern Rembours habe gewäh- 
ten müflen und dadurch wieder in den Befig der 
Driginalanweifungen und der dazu gehörigen Pro- 
tefte gelangt fei. Die auf der Ruͤckſeite der einen 
Anweifung Bl. — befindlichen Quittungen: „pr. 
acquit 3. B. 2. jun.“ und „pr. aequit allgem. deutfcye 
Ereditanftalt“ fcheinen zwar darauf hinzudeuten, 
genügen aber namentlich bei dem gebrauchten Eides- 
antrage nicht, diefen Punkt völlig außer Zweifel zu 
fegen, zumal 93. B. 2. jun. nicht der unmittelbare 
Nahmann ded jepigen Klägers if. Hätte nun der 
Kläger feine Nachmänner aus irgend einem Grunde 
nicht befriedigt, fo würde er dann doch die Baluta, 
welche er bei der Weiterbegebung der Anweifungen 
vorausfeplih erhalten hat, noch inne haben und 
fiherlih nicht vindieiren fönnen, da er nicht Zah» 
lung haben und zugleih die Waare zurüdfordern 
darf. 

Aus diefen Erwägungen war mithin der anges 
fochtene Befcheid, wiewohl aus theilweis abweichen⸗ 
den Oründen, zu beftätigen und bei der Zurüdweis 
fung der erhobenen Klage in der angebrachten Maaße 
es zu belaflen. 


Die Compenfation der Appellationdfoften iſt 
Folge der Zweifelhaftigfeit der einfchlagenden Rechte, 
fragen.” 


Entfheidungsgründe zu dem Erkenntniſſe 
des Königliden Oberappellationsgerichtsd 
(vom 2. Juni 1864): 

„Der an bie Spige der Entſcheidung der erften 
Inſtanz Bl. — geftellte Sag, daß die zum Zwecke 
der Erfüllung einer Verbindlichkeit gefchehene Aus- 
ftellung, Begebung oder Acceptation eines Wechſels 
im Zweifel jene Berbindlichfeit aufhebt, mithin das _ 
Forderungsredht aus dem Wechfel an die Stelle des 
Forderungsrechtes aus der urfprünglichen Obligation 
tritt, ift von dem Oberappellationsgerichte befanntlich 
feit geraumer Zeit confequent befolgt und namentlich 
aud) auf die Ausftellung und Begebung von fauf- 
männifhen Anweifungen fon vor dem Erfcheinen 
des die Lepteren betreffenden Gefeped vom 7. Juni 
1849 angewendet worden. 

vgl. Wochenblatt für merlw. Rechtöf., Jahrg. 

1848. ©. 335. 

Was bis zu dem gedachten Zeitpunfte nad Maaß— 
gabe des Mandats vom 23. December 1829 und 
des Geſetzes, einige wechſelrechtliche Beftimmungen 
betr., vom 18. Juli 1840. sub IX. und XI. bereits 
Rechtens war, daß die im Handel und bei dem 
Geſchaͤftobetriebe der Babrifanten gebräuchlichen Anz 
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weifungen in Beziehung auf die Regrefnahme bei 
verweigerter Zahlung gegen Inboffanten und Aus— 
fteller, ſowie binfichtlich der Verjährung den gezoge- 
nen Wechſeln völlig gleichftehen, ift durch das vor- 
angezogene neuere Geſetz in der Beflimmung sub 1. 
ungweideutig beftätigt worden. Denn hiernach ftehen 
faufmännifche Anmweifungen, fomweit nicht in den fol: 
genden Beflimmungen etwas Abweichendes feſtgeſetzt 
iſt, dem gezogenen Wechfeln allenthalben gleich 
und es folgt hieraus von felbft, daß daraus allein, 
weil, wie das Geſetz sub 4. ausbrüdlich jagt, der- 
gleichen Anweifungen der Verlegung zur Meceptation 
nicht bedürfen, auch der Aflignat auf das Verlangen 
der Letzteren ſich zu erflären nicht verbunden ift, nicht 
eine principielle Verſchiedenheit zwiſchen fauf- 
männifcher Anmweifung und Tratte gefegt werden 
fann, da hierdurch die vom Geſetze ald Regel aud- 
gefprochene Gleichitelung beider Arten von Papieren 
von vornherein ausgefchlofien gewefen wäre. Nach 
der Anſicht des Oberappellationdgerichts ift auch auf 
die Nichtacceptabilität der Anweifungen für beren 
materielle Bedeutung, ihre Betrachtung und Behand- 
lung im Berfehröleben, nicht das Gewicht zu fepen, 
welches Bellagter Bl. — theilweife unter Beiftim- 
mung der zweiten Inſtanz ihm beigelegt wiffen will. 
Auch die Tratte mit feftem Zahltage ift befanntlich 
ein Papier, welches zwar von dem Bezogenen, der es 
nicht zurüdweifen will, auf Borlegen acceptirt, nicht 
aber vom Inhaber zur Acceptation vorgelegt werben 
muß, und die Erfahrung lehrt, daß im Handels— 
verfehre oft Tratten von Hand zu Hand gehen, 
welche die Nehmer im Bertrauen auf die Solidität 
der Ausfteller oder des einen oder anderen Inbofjan- 
ten, von der Perſon des Bezogenen und von der 
Berlegung zum Accepte ganz abfehend, erft bei Ber- 
fall zur Zahlung präfentiren. 

So wenig nun des mangelnden Acceptes willen 
derartige Tratten aufhören, faufmännifche Papiere 
in dem Sinne zu fein, daß fie ald wirkliches Zah- 
lungsmittel zu gelten und der Beurtheilung nach dem 
im Eingange aufgeftellten Sage zu unterliegen haben, 
ebenfowenig mag der faufmännifchen Anmweifung um 
ihrer Nichtacceptabilität willen ein von dem gezogenen 
Wechfel in der vorerwähnten Beziehung abweichender 
Eharafter zugefihrieben werden. Der in dem Mans 
date vom 23. December 1699 ad 3. ausgefprocdhene 
Grundfag, daß Anmeifung (in der Regel) feine Zah— 
lung fei, kann für das Gegentheil nicht angezogen 
werben. Er paßt, feiner fonjtigen Gültigkeit unbe 
ſchadet, nicht mehr auf faufmännifche Anweifungen, 
nachdem biefelben feit dem vorgedadhten Mandate im 
Handelsverkehre fich zu einem neben dem gegogenen 
Wechfel und in gleicher Weife wie dieſer üblichen 


Zahlungsmittel ausgebildet haben und gefeplich mit 
demſelben Regreßbefugnifie gegen Inboffanten und 
Ausfteller, wie der gezogene Wechfel ausgeftattet 
worden find. Mit der Borfchrift des Mandats vom 
23. December 1829, wonach ber Inhaber einer fols 
hen Anweifung nad gebührend erfolgtem Protefte 
gegen Indoffanten und Ausfteller zu regrebiren und 
fie mit der Strenge des Wechſelrechts zur Zahlung 
anhalten zu lafien berechtigt fein fol, ift die Boraus- 
fegung, daß die Anweifung nur per modum mandati 
und zu dem Ende gefchehen fei, daß der Gläubiger 
das Geld erheben und ſich hierdurch bezahlt machen 
folle, unvereinbar, wie denn auch offenbar aus Dies 
fem Grunde das Gefeg vom 18. Juli 1840 sub IX. 
die Beftimmungen des mehrangezogenen Mandats, 
fomweit fie fid bei Beantwortung der britten und 
vierten Frage auf die faufmännifchen Anmweifungen 
beziehen, ausprüdlich für aufgehoben erflärt hat, fo 
daß von einem Zurüdgehen auf die Grundfäge jenes 
älteren Mandats felbft dann nicht die Rede fein 
fönnte, wenn das Geſetz vom 7. Juni 1849 sub 8. 
nicht noch befonders alle dermalen in Sachen gültis- 
gen, die faufmännifchen Anweifungen betreffenden 
Geſetze, foweit fie nicht durch gegenwärtiged Geſetz 
wiederholt worden, aufgehoben hätte. Eher ließe ſich 
aus der Beitimmung des leptgebachten Geſetzes sub 7., 
daß im Wechfelhandel unter Wechfeln, ohne bes 
fondere Bereindarung, Anweifungen nicht zu vers 
ftehen feien, ein Bedenken gegen die Gleichſtellung 
ber Anweifung und der Tratte in Bezug auf bie 
Geeignetheit ald Zahlungsmittel zu dienen, ableiten. 
Es genügt jedoch, zur Befeitigung dieſes Bedenfens 
daran zu erinnern, daß die fFaufmännifche Anweifung 
dem eigentlichen Wechfel gegenüber nur im territorial 
befchränfteren Kreife als fogenanntes faufmännifches 
Papiergeld vorzufommen pflegt und Insbefondere, wie 
die Berathungen ber allgemeinen Deutſchen Wechfels 
ordnung (vgl. Protofoll No. XXXI ©. 220 fig. 
der Hirfchfeld’fchen Ausgabe) ergeben, lediglich als 
partieularrechtliches Inftitut feine Eriftenz neben dem 
eigentlichen Wechfel zu behaupten vermocht hat, daß 
daher folgerecht für das Interefie des Käufers, welcher 

einen Wechfel als Waare erhandelt, in der That es 
nicht für gleichgültig erachtet werden mag, ob ihm 
vom Verkäufer ftatt eined im ganzen Bereiche der 
Herrfchaft der allgemeinen Deutfchen Wechfelorpnung 
ald Zahlungsmittel gültigen und gebräuchlichen Pa— 
pieres ein anderes Papier gewährt wird, das feines 
particularen Charafters halber eine gleich umfafjende 
und allgemeine Geltung nicht beanfprudhen kann. 
Dies rechtfertigt aber keineswegs den Schluß, daß 
die Anweifung, foweit ihre (partieulare) Geltung 
reicht, außerhalb des Werhfelhandels, der Beſtim⸗ 


mung zur Eirculation weniger ald der gezogene Wech⸗ 
fel genüge. Im Gegentheil hat gerade der Umftand, 
daß namentlich in Sachſen, im Heineren Verkehre der 
Induftrie und des Fabrifftandes, der Gebrauch der 
Anweifung den des gezogenen Wechſels Behufs der 
Benutzung des Credits zu erſehen pflegt, die Erhal⸗ 
tung des Inftituts der Anweifungen veranlaßt, und 
ed liegt daher fein ausreichender Grund vor, für die 
Frage, ob die Betheiligten, indem fie zu Erfüllung 
einer Verbindlichkeit ein zur Eirculation im Handels» 
verfehre geeignetes Papier gegeben und angenommen, 
damit die Tilgung diefer Verbindlichkeit beabfichtigt 
haben oder nicht, einen Unterſchied darauf zu fepen, 
ob diefes Papier ein gezogener Wechfel oder eine 
faufmännifche Anweifung im Sinne bed Geſetzes 
vom 7. Juni 1849 sub 1. if. Beide find ihrer 
Beſchaffenheit nach geeignet, ald Zahlungsmittel im 
Handelöverfehre zu dienen, und es läßt ſich nicht 
nachweiſen, daß in diefer Beziehung in der Anficht 
und dem Brauche des Handels- oder Fabrikſtandes 
eine verfchledenartige Auffaflung beider fich audgebils 
bet habe. 

Nach dem Allen hat Man von der Borausfegung 
auszugehen, daß die BL. — in Abfchrift erfichtlichen, 
in der durch das Gefep vom 7. Juni 1849 sub 1. 
vorgefchriebenen Form ausgeftellten Anweifungen von 
dem Gemeinfchulpdner Behufs der Tilgung feiner 
Verbindlichkeit aus dem abgejchloffenen Kaufcontracte 
dem Kläger gegeben und von biefem angenommen 
worden find. Diefe Vorausſetzung wird im vorlie- 
genden Falle durch befondere Umftände, aus weldyen 
eine andere Willensmeinung der Eontrahenten ab» 
genommen werden fönnte, nicht ausgeſchloſſen: im 
Klagabſchnitt 5. ift vielmehr zugegeben, daß der Ges 
meinfchuldner zu Berichtigung feiner (Kaufgelver-) 
Schuld die fraglichen Anweifungen gegeben und 
Kläger fie angenommen und weiter begeben habe. 
Kläger hat alfo die gedachten Anweifungen in ber 
That, wie ſchon die zweite Inftanz Bl. — bemerft 
hat, ald Zahlungsmittel, als fogenanntes faufmänni- 
ſches Papiergeld behandelt und in Eirculation gefept, 
und wenn es defjen nach dem oben über das Weſen 
der kaufmännifchen Anweifungen Bemerkten über: 
haupt noch bedürfte, fo würde auch diefer Umftand 
für die Anficht fprechen, daß nicht ein bloßes Mandat 
zu Erhebung des affignirten Betrags, fondern eine 
wirfliche Zahlung der Kaufgeldfchuld in der Abficht 
der Betheiligten gelegen babe. Daß dadurch die 
Anwendung der Vorſchrift im 8. 20. des gejchärften 
Bangqueroutirmandats vom 20. December 1766, auf 
welche Kläger feine Reclamation der an den ®emein- 
ſchuldner verkauften Waare ftügt, ausgejchloffen 
werde, bedarf feiner weiteren Ausführung. In feiner 
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enigegengefegten Deduction BI. — wendet Kläger 
die an ſich richtige Anficht, daß jene Borfchrift des 
Banqueroutirmandats den Verkäufer der Waare vor 
den Nachtheilen des von dem Käufer vorausjeplich 
erlangten Eredits zu fchügen bezwecke, offenbar uns 
richtig an, wenn er bie in Brage befangenen faufs 
männifchen Anweifungen einem bloßen ſchriftlichen 
Zahlungsverfprechen gleihftellt und damit zu dem 
Schluffe gelangt, daß dem Gemeinfchuldner ver 
Kaufpreis ereditirt worben fei, während in Wahr- 
heit nicht eine Greditirung, fondern eine Bezahlung 
des Letzteren ftattgefunden hat. 

Obſchon daher die Entfheidung zweiter Inftanz 
lediglich zu beftätigen geweſen ift, fo hat Dan fid 
doch zu Compenfation der Koſten des andermweiten 
Nechtsmitteld veranlaßt gefunden, da die rechtliche 
Beurtheilung der Sache, wie die zum Theil bifferis 
renden Argumentationen ber vorigen Inftanzen ers 
geben, nicht völlig zweifellos iſt.“ 


70. 


Iſt eine Erecutivflage als ſolche flatthaft, wenn 
darin irrelevante Thatſachen unzuläffiger Weife 
auf Eid geftellt find? 

Mitgetheilt von 
Herrn —e in & 


NR. erhob gegen £. folgende Klage: 

„Bellagter war Anfangs der fünfziger Jahre bei 
dem PBatrimonialgerihte — angeftellt, machte dort 
die Befanntfchaft der Tochter Klägers, N. R., und 
verheirathete fich mit derfelben. Nach feiner gedach⸗ 
ten Berehelihung ging er Klägern zu öfteren Malen 
behufs Tilgung feiner Schulden um Darlehne an 
und erhielt zu Folge deſſen von Klägerm verfchiedene 
Gapitalien vorgeftredt, die er richtig ausgezahlt 
erhalten und in Empfang genommen hat; unter 
Anderm erhielt er von Klägerm auf fein Anfuchen 
die Summe von 750 Thlen. —⸗ —⸗ geliehen und 
hat dieſelbe richtig in Empfang genommen und aus- 
bezahlt erhalten. Er befannte auch ben richtigen 
Empfang dieſes Capitald, quittirte darüber unter 
Begebung der Ausflucht des nicht, nicht baar oder gar 
nicht zugezählten Geldes, verpflichtete fi), daſſelbe 
nad) vorausgegangener einvierteljährlicher, beiden 
heilen freiftehender Auffündigung zurüdzuzahlen, 
inzwifchen aber mit 44 v. H. alljährlich zu verzinfen, 
und ftellte Klägerm darüber fobann den in Abfchrijt 
sub O beigehenden Schuldfchein d. d. 3. den 14. Juli 
1859 eigenhändig aus. 


Beflagter ſchuldet Klägerm hiernach befage diefes 
Schulddocumentes mindeftens feit dem 14. Fuli 1859 
ein Darlehnscapital von 750 Thlen. — —⸗ nebft 
jährlichen, von da ab bis zum 1. April 1863 zu 
berechnenden Gapitalzinjen zu 44 v. H., deren Be— 
trag fih mithin laut Berechnung auf 125 Thlr. 
4 Ngr. 7 Pf. beläuft. Kläger bat feit länger denn 
einem Bierteljahre qu. Forderung Bellagtem gefün- 
digt und die Rüdzahlung dieſes Darlehns von 
750 Thlen. —⸗ —» nebft rüdftändigen Zinfen von 
Bellagtem gefordert, allein es trifft derſelbe zu Klä- 
gerd Befriedigung feine Anftalt. 


Kläger trägt Bellagtem über den Inhalt der Klage 
von deren Anfang bis zu den Worten: „und auss 
bezahlt erhalten”, ingleichen von und mit den Worten: 
„Kläger hat feit länger denn einem Vierteljahre” 
bis zu und mit den Worten: „feine Anftalt“ den 
Eid an, forbert von ihm sub poena confessi et con- 
vieti Einlaſſung und Antwort darauf, fo wie sub 
poena recoßniti Anerfenntniß der in Abfchrift bei- 
gehenden Urkunde sub O und beantragte zu er: 
fennen, 

daß Bellagter dem Kläger das geforderte Dar- 
lehn von 750 Thlen. — — nebft rädftändigen, 
zu 44 v. 9. auf die Zeit vom 14. Juli 1859 
bis 1. April 1863 zu berechnenden jährlichen 
Zinfen von 125 Thlen. 4 Ngr. 7 Pf. dafür zu 
bezahlen, jowohl die erwachfenen Proceffoften 
zu erftatten fchuldig.” 

Diefer Klage war sub O in Abfchrift ein von 
Beklagtem vollzogenes Schulpdocument vom 14. Juli 
1859 beigefügt, Inhalts defien derfelbe befennt, vom 
Kläger auf fein Anfuchen die Summe von 750 Thlen. 
— —dargeliehen und ausgezahlt erhalten zu haben, 
darüber ıc. quittirt und fich verpflichtet, das Capital 
nach einvierteljährlicher, beiden Theilen freiftehender 
NAuffündigung zurückzuzahlen, inzwifchen aber mit 
44». 9. zu verzinfen. 

Nachdem Bellagter im Termine die Recognition 
der von dem Kläger im Originale producirte Schuld» 
urfunde O abgelehnt, die auf Eid geftellten Punkte 
aber im Wefentlihen geleugnet und den Eid referirt 
hatte, erklärte Kläger, er wolle den bis zu den Wor⸗ 
ten „ausbezahlt erhalten” angetragenen Eid fallen 
laffen, und erbot ſich im Uebrigen zu Leiftung des 
Eides. 

Das Proceßgericht ließ ed in dem abgefaßten 
Beſcheide bei der Erklärung ded Alägers, den beim 
1.—11. Einl.-Abfchn. gebrauchten Eidesantrag fallen 
zu laffen, bewenden, wies aber die Klage ref. exp. in 
der angebrachten Maaße ab, und bemerkte, daß außer 
dem — bier nicht vorliegenden — Falle des gemifchten 
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Executivproceſſes dem Kläger nicht geftattet fei, auf 
einen Theil der Klage unter Eidesantrag Einlaffung 
und Antwort und rüdfichtlich des andern Recognition 
der dem Anfpruche zu Grunde gelegten Urkunden zu 
fordern; wenn Kläger den hierunter fi zu Schulden 
gebrachten Fehler der Klage dur Ballenlaffen des 
Eidesantragd bei den obengedachten Einlaffungs- 
abjchnitten verbeflern wollen, fo würde zwar biefe 
mutatio Jibelli in modo probandi nicht nothwendig 
zu einer Abweifung der Klage führen, ſolchenfalls 
vielmehr nur auf Anberaumung eines anderweiten 
Rechtstermins zu interloquiren geweſen fein, es eigne 
fi jedoch der die Kündigung des Darlehnscapitals 
betreffende Klagpaſſus, über welchen Kläger auch im 
Erecutivprocefie des Eidesantrags fich zu bedienen 
berechtigt fei, hierzu nicht, weil das diesfalfige Ans 
führen ad pet. 13., daß die Auffündigung feit länger 
als einem Bierteljahre erfolgt fei, für das gebrauchte 
Beweismittel als zu allgemein ſich darftelle, infofern 
es an der Angabe beftimmter Grenzen, innerhalb 
welches Zeitraums die Auffündigung erfolgt fein 
folle, um fo gewifler fehle, als die Alage nicht ein- 
mal ein Anhalten dafür biete, zu welcher Zeit zwi- 
fchen den Parteien das fraglihe Darlehngefhäft ab- 
gefchloffen und das Kapital der 750 Thlr. — —- an 
Bellagten ausgezahlt worden fein folle. 


Auf Appellation des Klägers erfannte das Königl. 
Appellationdgericht zu Leipzig am,23. October 
1863: 

„Dieweil dem dten und 6ten Gravamen bes 
Klägers rechtliche Beachtung nicht hat verfagt werden 
mögen, da 

a) der Inhalt der der Klage zu Grunde gelegten 
Urkunde BL. — sub ©, bis zu dem Nachweiſe bes 
achtlicher Erceptionen, über die Verbindlichkeit des 
Bellagten, an den Kläger nad) vorgängiger viertel: 
jähriger Kündigung einen ald Darlehnſchuld bezeich- 
neten Gapitalbetrag von 750 Thlen. — —⸗ zu 
bezahlen und diefe Schuld vom 14. Juli 1859 an 
bis zu deren Tilgung mit 44 Procent jährlich zu ver- 
zinfen, Mare Maaße giebt, 

b) ber Beweis der Aechtheit des nurgebachten 
Schrifttüds dadurch für erbracht zu achten ift, daß 
der Kläger bafjelbe in dem Termine Bl. — in dem 
Driginale produeirt, der Bellagte aber der in bie 
Ladung Bl. — aufgenommenen Verwarnung uns 
geachtet jede Erklärung über Recognition oder Diffef- 
fion dieſes Documents verweigert bat, mithin die 
unter dem legteren befindliche Unterfchrift für aner- 
fannt zu achten ift, 

ec) die von der vorigen Inftanz verneinte Frage, 
ob das den Hündigungspaffus betreffende Anführen 
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in ber Klagſchrift Bl. — mit der für den Eidesantrag 
geeigneten Beftimmtheit und Deutlichfeit vorgetragen 
worden fei oder nicht, dahingeſtellt bleiben kann, weil 
feit der eine erneute Mahnung enthaltenden Inſi— 
nuation der Klage eine BVierteljahresfrift vorlängft 
abgelaufen ift, der Kläger das Petitum auf Berzugs- 
‚ ginfen nicht gerichtet und, den Koftenpunft anlangend, 
der Beflagte dadurch, daß von ihm auch nach dem 
Ablaufe jener Frift die Tilgung der Hagbar gemachten 
Schuld nit bewirkt worden ift, ein Verhalten an 
den Tag gelegt hat, welches zur Oenüge darauf bins 
weift, der Kläger würde auch dann, wenn er zur 
Zeit der Anftellung der gegenwärtigen Klage fi) auf 
eine gerichtliche Kündigung befchränft hätte, nach dem 
Ablaufe der dreimonatlichen Frift zu der Anrufung 
tichterlicher Hülfe Behufs feiner Befriedigung und 
zu dem nämlichen Koftenaufwande genöthigt geweſen 
fein, der für ihn durch den Beginn des gegenwärtigen 
Rechtöftreites in erfter Inſtanz entftanden ift, 

d) der Umftand, daß der Kläger in dem Eingange 
der Klagfchrift bis zu den Worten „ausbezahlt erhals 
ten” Bl. — eine Reihe von Thatfachen angeführt 
und auf den Eid geftellt hat, rüdjichtlich deren der 
f. g. gemifchte Erecutivproceß weder den Eidesantrag, 
no folenne Beweisführung geftattet, zwar einen 
auffälligen Mangel juriftifcher Umficht darlegt, nicht 
aber die Füglichkeit ausfchließt, die Klage ald Exe— 
eutivflage aufrecht zu erhalten und auf Grund ber 
Urkunde, auf welche fie fih fügt, wie in Berüdjich- 
tigung der oben sub c. hervorgehobenen Momente 
eine proviforifche Condemnatoria, auf welche ſich 
bie Berurtheilung des Beflagten in dem Urkunden— 
procefje nad) deſſen rechtlicher Bedeutung und Eigen» 
thümlichfeit jederzeit zu befchränfen bat, auszufprechen, 
ba jene auf Eid geftellten Thatfachen theils für die 
Begründung des Hagbar gemachten Anſpruchs völlig 
irrelevant, theils ſolche find, deren Verificirung es 
neben der durch die Urkunde Bl. — gelieferten Bes 
ſcheinigung nicht bedarf, während der formelle Eins 
wand, 

die der Klage gegebene Einlaffung laſſe unaufs 
geklärt, welche Proceßgattung der Kläger habe 
wählen wollen, ob den Ordinarproceß oder den 
Grecutivproceß, der Bellagte habe feine procefs 
fualifche Verpflichtung gehabt, feine Vertheidi— 
gung cumulativ auf beide Procefgattungen eins 
aurichten, die Klage fei daher, um den Beklagten 
nicht in feinem rechtlichen Gehöre zu verkürzen, 
in der angebrachten Maaße abzuweifen, da 
befanntlic eine Verbindung des Erecutivs mit 
dem Ordinarproceffe, außer in den gefeglichen 
Ausnahmefällen des ſ. g. gemifchten Erecutiv- 
procefjes, unzuläffig fei, 


327 


fi) durch die Erwägung erledigt, daß — abgefehen 
davon, daß in dem Präfentationdfchreiben Bl. — 
die Klage ausdrücklich ald Erecutivflage bezeichnet 
worden ift — nicht nur der Kläger in der Klagfchrift 
durch die Bemerkung Bl. —, 
der Beklagte fhulde ihm das Eibellat befage 
des in Abjchrift beigefügten Schuldſcheines, 
und durch die Erklärung BI. —, 
er fordere Anerfenntnig dieſes Documentes, deſ⸗ 
fen Original er im Termine produriren werde, 
sub poena recogniti, 
die Abficht, den Erecutivproceß anzuftellen, deutlich 
zu erfennen gegeben, fondern auch das Procefgerid;t 
in der Borladung Bl. — die Klage als eine Erecus 
tivflage behandelt, und demgemäß in diefe Ladung 
die Bedeutung, Bellagter habe fich über Recognition 
der Klagurfunde sub O sub poena recogniti zu er⸗ 
flären, aufgenommen hat, eine Bedeutung, die, wäre 
die Einleitung des Ordinarproceſſes beabfichtigt wors 
den, nicht hätte aufgenommen werden fönnen und 
dürfen, fonach der Beflagte darüber, welcher Proceß⸗ 
gattung entfprechend er feine Vertheidigung einzus 
richten habe, nicht füglich in Zweifel fein können, 
felbjtverftändlich aber es demſelben freigeftanden haben 
würbe, die Cinlaffung auf die Bl. — ad pet. 1. e. 
1—11. geleugneten Behauptungen zu unterlaffen, 
da feine derfelben fih auf Thatfachen bezieht, über 
welche auch in dem Erecutivproceffe ausnahmsweiſe 
der Eid angetragen werden darf, der Beklagte mithin 
nicht zu beforgen gehabt hätte, daß der ent[cheidende 
Richter, bei einer Verweigerung der Beantwortung 
diefes Theiles der Klage, der Borladung Bl. — 
rechtliche Wirkung zugeftehen würde, 
endlich 
e) dem Beklagten es unbenommen fein wird, die 
Bl. — sub 4. vorgeſchützte exceptio non numeratae 
pecuniae, getraut er fi damit fortzufommen, in der 
Widerflage auszuführen, 
fo ift e8 bei dem ıc. Befcheide auf die eingewen- 
bete Berufung nicht zu laſſen, fondern es ift Die der 
Klage zu Grunde gelegte, in dem Termine Bl. — 
im Originale produeirte Urkunde für anerfannt zu 
achten, und bemgemäß der Bellagte dem Kläger die 
libellirten 750 Thlr. — —⸗ Hauptitamm fammt den 
Bl. — für die Zeit vom 14. Juli 1859 bis 1. April 
1863 mitgeforderten vertragsmäßigen Zinfen zu 
44 Procent auf das Jahr gerechnet zu bezahlen, auch 
die in erfter Inftanz aufgelaufenen Koften zu erftatten 
ſchuldig.“ ac. 
Auf Beklagtens Berufung wurde Seiten des 
Königlichen Oberappellationsgerichts mittelſt 
Urthels vom 28. Januar 1864 der Beſcheid erſter 
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Inftanz wieder hergeftellt, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

„Man hat, bei wiederholter Erwägung, der vori⸗ 
gen Inftanz in der Anficht, daß die Bl. — erhobene 
Klage ald Erecutivflage aufrecht zu erhalten fei, 
beizupflichten nicht vermocht, vielmehr die in erfter 
Inſtanz ausgefprochene Abweifung des Hägerifchen 
Suchens in der angebrachten Maaße für gerechtfertigt 
erachtet. 

Ob Kläger die Nbficht gehabt, den Erecutiv- 
proceß anzuftellen, ließ fich weder daraus, daß ders 
felbe in dem Präfentjchreiben BI. — die Klage als 
Erecutivflage bezeichnet hatte, noch daraus, daß er 
in feinem Klagvorbringen eine Bemerkung dahin: 
daß der Beklagte befage des in Abfchrift beigefügten 
Schuldſcheines ihm das Libelat fchulde, einfließen 
laſſen, nod endlich aus der gleichzeitig sub poena 
recogmiti geforderten Recognition der qu. Schuld» 
urfunde mit Sicherheit folgern; denn abgefehen 
davon, daß nicht fowohl die Abficht Klägers, als 
die Beſchaffenheit der Sache felbft entſcheidend fein 
würde, hatte andererfeits Kläger in der Ueberſchrift 
Bl. — die Klage ald „Darlehnsklage“ bezeichnet, 
ſodann unter näherer Specialifirtung des zwiſchen 
ibm und dem Bellagten angeblid verhandelten 
Darlehnsgefhäfts über deſſen Bedingungen und 
Abſchluß, fowie die darüber erfolgte Ausftellung 
einer Schuldurfunde fih des Eidesantrags bedient 
und in allen diefen Beziehungen auch Einlaffung 
und Antwort sub poena confessi et convicti ge 
fordert. Es ließ fih daher wenigftens mit eben fo 
viel Grund annehmen, daß Kläger den DOrdinar- 
proceß anzuftellen bezwedt habe, wofür auch ein zus 
reichender Grund infofern gar wohl denfbar war, 
als, während der Erecuiivproceß feiner Eigenthuͤm—⸗ 
lichfeit nach nur zu einer proviforifchen Verurtheis 
lung führen fann, welche der Bellagte möglicher: 
weife mittelft der Widerflage zu befeitigen im Stande, 
im Ordinarproceſſe durch An» und Ausführung der 
eigentlichen causa debendi — hier des Darlehns— 
vertrages — und Berüdfichtigung der gegnerijcher 
Seits etwa vorgebrachten peremtorifchen Erceptionen, 
zu einer befinitiven Entſcheidung gelangt wird. Auch 
die Bl. — vom Procefgerichte erlaffene Ladung er 
fhien nicht geeignet, die Ungewißheit über die ges 
wählte Procefgattung, welche gleihwohl für die 
proceffuale Bertheidigung des Bellagten maafgebend 
war, für den letztern zu befeitigen, da Bellagter in 
feldiger eben fowohl zur Einlaffung und Antwort 
auf den „ind Gewiſſen geftellten Theil der Klage”, 
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als zur Recognition der der Klage abfchriftlich bei- 
gefügten Urfunde sub O präjubiciell aufgefordert 
worden. 

Die Einwendungen des Beflagten gegen die 
Statthaftigfeit der Klage waren daher nicht unbe— 
gründet, und es darf demfelben folglich auch nicht 
zum Nachtheile gereichen, wenn er feine Vertheidis 
gung den Regeln des Erecutivprocefjes gemäß gegen 
dieſe Klage zu bewirfen unterlaffen, oder abgelehnt, 
vielmehr — was er bei deren Fehlerhaftigfeit nicht 
einmal nöthig hatte — vorforglich ſich auf dieſelbe 
einlaffen und auf den über den Klaggrund angetras 
genen Eid erflären zu müflen geglaubt hat. 

Allerdings hat nun zwar Aläger in der Replif 
Bl. — über feine Intention, executive zu flagen, 
fi beftimmt ausgefprochen, auch den gebrauchten 
Eidesantrag, fo weit berfelbe die Begründung feiner 
Forderung und nicht bios die Kündigung betraf, 
zurüdgezogen, allein für die Aufrechihaltung der 
Klage kam dies offenbar zu fpät und es hat viel 
mehr diefe Erklärung in der Replik die Wirfung, 
daß nunmehr die Klage auch nicht mehr als Orbinar- 
flage behandelt und auf den Bl. — referirten Eid 
erfannt werden fann, wad außerdem nicht ausgefchlof- 
fen gewefen wäre.” 
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Zur Lehre von dem forum contractus und dem 
vollen Landjaffiat, — Klage gegen den Eigen: 
thümer eined Berggebäudes aus einem Vertrage, 
welchen der für ben Betrieb bed Berggebäudes 
beftellte Bevollmaͤchtigte über Lieferung einer 
zu biefem Betriebe beftimmten Mafchine 
abgeſchloſſen Hat. 
. Mitgetheilt von 
Herrn 9. in ©. 


Die thatfächlichen Unterlagen des Proceffes, aus 
welchem diefe Mittheilung entnommen, ergeben fich, 
foweit fie zum Berftändniß nothwendig find, aus 
den Entjcheidungen der erften und zweiten Inftanz 
und denſelben beigefügten Gntfcheidungsgründen, 
weshalb eine einleitungsweife Darftellung derfelben 
umgangen werden fann. 


Beiheid des Königl. Gerihtsamts €E,, 
publicirt den 20. April 1863: 

„Würde Kläger den Grund der erhobenen Klage, 
infoweit ſolche nicht auf Eid geftellt und ſoviel ihm 
daran von ber Beflagten verneint worden ift, binnen 
dreiwöchiger Frift, der Bellagten der Gegenbeweis, 
in welcher ihr auch die Bl. — unter V. behauptete 
GEinrede weiter an- und auszuführen unbenommen 
bleibt, und Eidesantrag, beiden Theilen fonftige 
Rechtszuſtändigkeiten vorbehältlich, wie Recht erweis 
fen, fo ergeht in der Hauptfache, namentlich auch 
wegen des nad Bl. — Seiten Klägers der Beflagten 
angetragenen, von biefer dem Kläger Bl. — zurüds 
gegebenen Eides fernerweit, was Recht if. 


Entijheidungdgründe: 
Die Beklagte hat der erhobenen Klage 
A 


zunächſt BL. — die Ausflucht des incompetenten Ges 
tichtöftande® entgegengefept und zugleich mit darauf 
hingewiefen, daß in der bei Zufertigung ber Klage 
unterm 22. October 1862 an fie erlafienen Bor 
ladung ein Grund, warum das Proceßgericht ſich 
der Berhandlung der Sache, welche doch eine rein 
perfönliche Forderung betreffe, unterzogen, ſich gar 
nicht angeführt befindet. 

Diefe Ausftellungen erfcheinen jedoch aus zweier 
lei Gründen unhaltbar. 

Einmal nämlich ift — wie Kläger DI. — mit 
Recht hervorgehoben hat — die Beklagte ald Aus 
länberin, weil fie im hiefigen Gerichtsbezirke nach 
Bl. — mit Grundftüden angefeflen, vermöge des in 
Sachſen geltenden vollen Lanpfaffiats verbunden, 
auch wegen rein perfönlicher Anfprüche vor dem 
PBroceßgericht, ald dem Gerichtsſtand der ge- 
legenen Sache, Recht zu leiden. 

vergl. Ofterloh, ordentl. Proceß, 2. Ausg. $.139. 
not. 11. 

Dann aber ift dad Procefgericht auch ald Gericht 
bed angelegten Arrefts zur Leitung und Entfchei- 
dung des gegenwärtigen Rechtöftreites competent. 

Der Mrreftfchlag, durch welchen der Gerichts 
fand in diefer Sache begründet wurbe, war burdh 
die BI. — angezogene richterliche Refolution, vers 
möge beren auf den Antrag Klägers eine Proteflation 
wider Weiterveräußerung und Weiterverpfändung ber 
im hieſigen Gerichtsbezirke gelegenen Immobilien der 
Beklagten auf den betreffenden Grund» und Hypo- 
thefenbuchsfolien eingetragen und dies mittelft bes 
fonderer Berfügung dem Marffcheiver W., als dem 
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Bevollmächtigten und Schichtmeifter der Beklagten, 
notifleirt worden war, verfügt worden. 

Es war daher, nachdem ber procurator der Bes 
Magten von dem erfolgten Arreftichlag ausdrücklich 
Kenntniß erlangt hatte, durchaus nicht nöthig, der 
Bellagten in der Zufertigung auf die Klage noch— 
mals die Gründe, aus denen fi das Procefgericht 
zur Verhandlung und Entfcheidung der gegenmärtis 
gen Differenz für competent erachten müßte, befonders 
namhaft zu machen. 

Daß Seiten der Bellagten nah Bl. — wider 
biefen Arreſtſchlag Widerſpruch erhoben und gegen 
eine Zurüdweifung dieſes Widerſpruchs eventuell 
Appellation eingewendet worden, ändert an der 
Sachlage Nichts, da der Arreſtſchlag, über deſſen 
Rechtöbeftändigkeit in dem gegenwärtigen Rechtöftreite 
gar nicht zu entfcheiden ift, zu Zeit der Anftellung 
der Haupiklage factifch beftand und noch jegt fott— 
befteht, als wodurch allein ſchon die Kompetenz des 
Proceßgerichts in diefer Sache vollfommen begründet 
wird. 

vergl. Geſetz vom 26. October 1834. $. VL 

Konnte demnach die exceptio fori incompetentis 
nicht als begründet erachtet werden und war folglich 
auf das Materielle der Sache einzugehen, fo hat auf 
Beweis der Klage 

B. 
aus folgenden Gründen erfannt werden müſſen: 

Die Parteien find über folgende Punkte einvers 
ftanden: 

Die Bellagte, welche im Gerichtsbezirke bes 
Proceßgerihts mit den unter Fol. 623. 624. 666. 
und 667. des Grund» und Hppothefenbuchs für bie 
Stadt E. eingetragenen Immobilien angeſeſſen tft 
und Zinnbergbau betreibt, hatte dem Marfjcheider W. 
die Bl. — unter A, erfichtliche Vollmacht ertheilt und 
biefen darin unter Anderem ermächtigt, Verträge aller 
rt rechtöverbindlich abzuschließen, Hypotheken anftatt 
ihrer zu beftellen, auch Geld in Empfang zu nehmen 
und darüber zu quittiven. 

Bergl. Bl. —, fowie die Zugeltändniffe der Bes 
flagten bei den Einlafjungsabfchnitten 1.3. 4b. 
6. 272. 274. 276. 278. 279. 281. Bl. —. 

Hierauf hat der genannte ꝛc. W. am 22, April 
1861 mit dem Aläger einen Mafchinenlieferungss 
vertrag abgefchlofien, nach welchem Kläger an die 
Beklagte 

a) eine horizontale Hochdruckdampfmaſchine von 
14 Pferdekraft in der laut Klagbeilage B. 
sub a. befchriebenen Ausführung, und zwar 
die eigentlihe Dampfmafchine für den Preis 
von 1400 Thlen. —⸗ — im 30 Thaler 
Buße, 


b) einen Dampffeffel von 16 Pferdefraft in ber 
laut Klagbeilage B. sub b. beſchriebenen Aus— 
führung, und zwar den Kefjel in einem Ges 
wicht von circa 75 Gentnern, die Keffel- und 
Dfenarmatur in einem Gewicht von circa 
13 Zollcentnern für den Preis von 10 Thlen. 
— — im 30 ThalersFuße per Eentner, 

c) die fümmtlihen Dampfs und Wafferröhren, 
joweit folche zur Verbindung zwifchen Dampfr 
fefjel und Mafchine erforderlich find, für ben 
Preis von 200 Thlen. —⸗ — im 30 Thaler 
Fuße, 

d) ein Förderzeug aus den laut Alagbeilage B. 
sub d. bezeichneten Gegenftänden beftehend, für 
den Preis’von 10 Thlen. — —⸗ im 30 Thaler 
Fuße per Gentner, 

frei ab Werfftatt in Eh., ausfchließlich der Emballage, 
zu liefern fid) verbindlich gemacht hat. 

vergl. die Klage Bl. —, die Klagbeilage B. BI. —, 
fowie die Zugeftändniffe der Bellagten bei ben 
Einlaſſungsabſchnitten 233. 286. 287. 288. 290. 
292. 294. 296. BI. —, 

Darauf, daß Beklagte dieſes Abkommen in den Ein» 
laſſungsabſchnitten 8. 9. 11. 13—22. 24— 31. ges 
leugnet hat, ift um deöwillen fein Gewicht zu legen, 
weil diejed Leugnen nur mit Rüdjicht auf die Anmer- 
fung zum Ginlafjungsabfchnitt 284. Bl. — und auf 
das Bl. — sub L. und Bl. — sub U. von der Be— 
flagten Borgebrachte erfolgt ift. 

Weiter hatte fi Kläger, gegenüber dem Mark 
ſcheidet W., noch verpflichtet, einen Monteur zur 
Aufitellung diefer Mafchinen zu flellen, während leg» 
terer demfelben währenddem Koft und Logis entweder 
in Natur oder durch angemefjene Entjhädigung zu 
gewähren, auch die zur Aufftellung nöthigen Hülfes 
arbeiter, Materialien, Gebäude, Fundament der Art 
zu beſchaffen übernommen hatte, daß der Monteur 
an der ununterbrochenen Aufitellung der Mafchinen 
nicht behindert werde. 

Vergl. den Inhalt der Klage Bl. —, der Klag— 
beifuge B. Bl. — und das Zugeftändniß der 
Bellagten beim 294jten Einlafjungsabfchnitt 
Bl. —. 

Dagegen hatte fih der Markſcheider W. verpflichtet, 
die Preiſe für die Mafchinen im 30 Thaler⸗Fuße, 
und zwar 

1200 Thlr. — —⸗ den 1. Mai 1861, 

1200 Thle. — —⸗ bei Ingangfegung der Mas 
ſchinen und den Reft ein Jahr nachher, 

an Klägern zu berichtigen. 

Vergl. den Inhalt der Klage Bl. —, der Klagbei- 
lage B. Bl. — und das Zugeftändnig der Be 
Hagten beim 294ften Einlafjungsabfchnitt BL. —. 
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Daß fodann am 28, April I1861 die Beflagte Durch 
den Markſcheider W. die den 1. Mai 1862 fällige 
Rate der 1200 Thle. —⸗ —⸗ an den Kläger durch 
die Pot bezahlt, daß Kläger folde in Empfang 
genommen und nun die beitellten Maſchinen habe 
anfertigen laffen, daß ferner der Markſcheider W. 
in einem Briefe vom 21. Mai 1861 eine Dampfefie 
von Blech zu der mehrerwähnten Dampfmafchinen- 
anlage bejtellt habe, daß Aläger die beftellten Mas 
ſchinen, wie fie in der Klagbeilage B. verzeichnet 
feien, nebft Wafferjtand und Danometer, ingleichen die 
Blecheſſe mit Fundamentalplatte bis zum 10. Auguft 
1861 in feiner Fabrif habe fertig herftellen lafien und 
dies dem Markſcheider W. am 10. Auguft 1861 brief- 
lich angezeigt, auch dabei mit, ob ihm die Jufendung 
genehm fei, angefragt habe, daß er jedoch eine Ordre 
der Zufendung weder Seiten der Bellagten, noch 
Seiten des Markſcheiders W. erhalten habe, dies 
Alles ift Seiten der Beflagten theild verneint, theils 
mit Nichtwiffen beantwortet worden. 

Vergl. die bei den Punkten 61. bis 130. 132. 133. 

bewirfte Einlaffung Bl. —. 


Dabei hat die Bellagte noch folgende Einwen— 
dungen gegen die Schlüffigfeit der Klage und bie 
Rechtmäßigkeit des Anfpruchs erhoben: 


A. 

Der Markſcheider W. habe allerdings in gewiſſer 
Beziehung Vollmacht von der Bellagten erhalten, 
doch eritrede ſich dieſe Vollmacht weder auf den libel- 
litten Mafchinenlieferungsvertrag, noch fei legterer 
im Namen und Vollmacht der Beklagten abgefchlofien 
worden. 

Habe daher ıc. W. eine Dampfmafchine bei Klä- 
germ beftellt, fo fei dies ohne Inſtruction und Auf- 
trag Seiten ber Beklagten geſchehen. Selbſt wenn 
Kläger behaupten wolle, daß der in der Klagbeilage 
B. teferirte Vertrag verbindlich für Bellagte und im 
Intereſſe der derjelben gehörigen Grube „E—er 
Bereinigt Feld Fundgrube” eingegangen fei und daß 
ebenfalls für diefe Grube eine Eſſe beitellt worden, 
fo würde er doch zugleich mit zu behaupten und zu 
beweifen gehabt haben, daß hierbei dem für befagtes 
Derggebäude bergamtlich feftgeftellten Betriebs» und 
beziehentlich dem vorgefchriebenen Defonomieplane 
nicht entgegengehandelt worden fei. 

Bergl. Bl. —. 
B. 

Weiter habe aber auch Kläger den in Rede ftehen- 
den Lieferungsvertrag nicht erfüllt, da er fich die 
Bl. — unter a. bie d. fpeciell hervorgehobenen Ab- 
weichungen von dem urfprünglicyen Lieferungsver- 
trage erlaubt und andere Preiſe angefegt habe. 


Gerner fei Beklagte, 
wenn fie wirklich jonft die von Klägerm hergeftellte 
Dampfmafchine nebft übrigen Gegenftänden dieſem 
abzunehmen und aufzuftellen gehalten wäre, doch zur 
Bezahlung der jenfeits geforderten Stammberräge 
höchftens nur unter der Bedingung verpflichtet, wenn 
die fragliche Dampfmaſchine zuvor bei der gefeglich 
vorgejchriebgnen Keffelprobe und Localrevifion, die 
zur Zeit noch gar nicht erfolgt, den polizeilichen Bor- 
fchriften und in ihrer Gefammtheit dem Zwede ents 
ſprechend befunden und bei ihrer Ingangfegung ſich 
als brauchbar bewährt habe. 

Bergl. Bl. —. 


Sodann habe 


Kläger zu viel gefordert, da im ungünftigften Kalle 
Beklagte nad) dem unter B. Angeführten höchftens 
nur 
930 Thlr. — —s für den Dampffefjel nebſt Keffels 
und Dfenarmatur, einfchlieplich des Waflerftan- 
des und Manometers, und höchſtens nur 
216 Thlr. — — für die Dampfeſſe 
zu zahlen verbunden fei. 
Vergl. Bl. —. 


Schließlich habe 


Kläger im Spätherbite 1861 unter ausdrüdlicher 
Acceptation ded Markſcheiders W. dem letzteren ver⸗ 
ſprochen, die Dampfeſſe nebſt Fundamentalplatte, als 
welche beide Gegenſtaͤnde er, Kläger, ſchon anders 
weit an den Mann bringen würde, zurückzubehalten 
und eine Bezahlung dafür Seiten des Markſcheiders 
W., begiehentlih Seiten der Bellagten nicht zu 
fordern. 
Bergl. Bi. —. 
Soviel nun zunäaͤchſt die Einwendung 
unter A. 

betrifft, fo erjcheint diefelbe aus folgenden Gründen 
unbeachilich. 

Nach der Vollmacht Bl. —, deren Inhalt, ſoweit 
er hierher gehörig, beim 276ſten Einlaſſungsabſchnitte 
Bl. — ausdrücklich zugeſtanden worden, hat bie 
Beflagte durch ihre Directoren den Marffcheiver W, 
bevollmädhtigt: 

Verträge aller Art, namentlih Kauf-, TZaufd- 
verträge, rechtsverbindlich abzufchließen, zu dem 
Ende Eigentum und fonftige Rechte zu erwer⸗ 
ben, fich zu vergleichen, Kaufgelder zu bezahlen 
u. ſ. w. 

Nach dieſer Vollmacht erſcheint der Markjcheider 
W. zur Vornahme aller derjenigen Gefchäfte und 
Rechtshandlungen, welche mit dem Betriebe des von 
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ber Bellagten unternommenen Zinnbergbauunterneh- 
mens in Verbindung flehen, mithin auch zum Anfauf 
der Materialien für die Grube, der Maſchinen und 
Mafcinentheile u. f. w., und zwar um fo mehr bes 
techtigt, als, wie dem Procefgericht notoriſch und 
wie die Beflagte Bl. — ausdrüdlich zugegeben, er 
Seiten der Bellagten vornehmlih als Betriebs: 
fhichtmeifter für das mehrermähnte Bergbauunterz 
nehmen angeftellt worden ift. . 


Es würde in der That den öffentlichen Credit, 
wie die Sicherheit des Publikums ernftlich gefährden, 
wenn der Bergbauunternehmer ald Principal diejeni- 
gen Gefchäfte nicht anzuerkennen brauchte, welche 
Dritte im Vertrauen auf das mit feinem Betriebs 
ſchichtmeiſter thatfächlich beftehende Mandatsverhälts 
niß abgefchlofien haben. 

Daß, wie die Beklagte Bl. — hervorhebt, die 
dem Markſcheider W. ertheilte Vollmacht nur auf 
Handlungen, welche vor dem Grund» und Hypo» 
thefenbuche zu erfolgen hätten, beziebentlich in leg» 
terem verlautbart werden follten oder fonft direct 
Grundftüde beträfen, au beziehen fei, fann um des— 
willen nicht angenommen werden, weil die in Rede 
ftehende Vollmacht ganz allgemein und unbefchränft 
lautet. 

Auh dürfte es fraglich fein, ob eine foldye 
Beichränkung des Umfangs der Vollmacht dritten 
Berfonen gegenüber vechtlihe Wirfung zu Außern 
vermöchte. 

Angenommen aber ſelbſt, daß die mehrerwähnte 
Vollmacht nur auf Acte der freiwilligen Gerichtöbar- 
feit zu beziehen fei, würde dies doch für die Beflagte 
ein günftigeres Refultat deshalb herzuftelen nicht im 
Stande fein, als, wie Kläger Bl. — mit Recht be— 
merkt, die Ausdehnung der Vollmacht auf Berträge 
über Orundeigenthum und damit zufammenhängende 
Dinge — das majus — ohnehin die Ermächtigung 
zum Abjchluß von Verträgen auch rüdjichtlih beweg- 
liher Sachen — das minus — in fi fchließen 
würde. 

Darum, ob der Markſcheider W. bei Abſchließung 
des in Rede ſtehenden Mafchinenlieferungsvertrags 
dem für dad Berggebäude der Bellagten bergamtlich 
feftgeftellten und beziehentlich vorgefchriebenen Oeko— 
nomieplane entgegengebhanbelt, hatte ſich Kläger nicht 
zu fünmern; bat der Marffcheider W. in diefer Hin- 
fit eigenmädhtig gehandelt, fo fann er nach Befinden 
deshalb disciplinell von der Bergbehörde zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen oder feiner Mandantin, der Beklagten, 
gegenüber zum Schadenerfaß verpflichtet werden, nicht 
aber fann dies dem in gutem Glauben handelnden 
Kläger, als dritter Perſon, nachtheilig fein. 


Gbenfo fonnte 
zu B. 
den auf mangelhafte Gontraciserfüllung Seiten Klüs 
gers Bl. — und Bl. — geftügten Einwendungen 
der Bellagten ein rechtlicher Erfolg zugeſtanden 
werden. 

Der Inhalt der Klage Bl. —, fowie der Inhalt 
des Contract sub B. Bl. — weifen auf die Ber 
abredung und den Abſchluß eines Kaufvertrages 
bin, der im vorliegenden Falle auch um deswillen 
anzunehmen fein würde, weil Kläger das zu ben 
beftellten Mafchinen erforderliche Material hergegeben 
hatte. 

Faßt man nun die von dem Kläger angeftellte 
Klage ald actio venditi auf, fo erledigen fich bie 
von dem Bellagten gegen die Statthaftigfeit ber- 
felben erhobenen Cinwendungen durh die Erwä— 
gung, daß 

vergl. Adermann, Rechtsfaͤtze, Neue Folge Bd. 
VI. Seite 308 flg. 
bie der actio venditi entgegengefeßte exceptio non 
adimpleti contractus der Regel nad, und dafern ſich 
nicht von dem Käufer beim Abfchluffe des Kaufvers 
trages die vorgängige oder gleichzeitige Erfüllung 
des Gontractes Seiten des Verkäufers ausdrücklich 
vorbehalten worden ift, ihre Wirfung verliert, fobald, 
wie im vorliegenden Falle gefchehen, die Gontrahenten 
für die Zahlung der Kaufgelver beftimmte Zahlungs- 
termine feftgefept haben. 

Nicht minder erledigen fich die 

zu C. 
Seiten der Beflagten BI. — erhobenen Einwenbuns 
gen dadurch, daß die Zahlbarfeit der in $. 2. ber 
Klagbeilage B. Bl. — ftipulirten Kauffummen gar 
nicht davon abhängig gemacht worden ift, daß erft 
die polizeilich vorgefchriebene Localrevifion und Reitig- 
feitöprobe voranzugehen habe und daß fi die zu 
liefernde Dampfmafchine erft nach ihrer Ingangfepung 
als brauchbar bewähren muͤſſe, fondern daß vielmehr 
die Bezahlung des Kaufgeldes ganz unabhängig von 
der Ablieferung der Mafchine an im Voraus beftimm«- 
ten Tagen zu erfolgen hatte. 

Dei allen Verträgen muß auch natürlich zunächft 
die Abficht der Gontrahenten, die lex contractus, 
als Richtfchnur angefehen werden, nad welcher dies 
felben zu beurtheilen und zu erklären find. 

Enthält nun die Klagbeifuge B. Bl. — darüber, 
daß die Ablieferung der Mafchine und deren Appro« 
bation der Bezahlung vorausgehen fol, Etwas nicht, 
fo hat die gegenfeitige Xeiftung in der Bl. — ftipu- 
litten Weife zu erfolgen, am wenigſten aber läßt 
fih behaupten, daß die Genehmigung, Approbation 
der Arbeit ein Beftandtheil der Eontractserfüllung 
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fei, da vielmehr legtere burch die bedungene Ausfühs 
tung ded Werkes felbft ſchon bewirkt wird. 

Hätte fi die Maſchine nicht bewährt, wäre fie 
fehlerhaft conftruirt gewefen, dazu fein tüchtiges 
Material verwendet worden, fo würde allerdings 
die Beklagte berechtigt gewefen fein, nicht nur ihre 
diesfallfigen Schädenanfprüce an Klägern, als Ver: 
fäufern, geltend zu machen, und resp. vom Kläger 
das, was aus ihren Mitteln zu Berichtigung des 
Kaufpreifes bereits an Klägern bezahlt worden, mit 
der actio emti oder condictio sine causa zuruckzu— 
fordern, für jegt find aber ihre Einwendungen ledig. 
lid) gravamina de futuro, worüber gegenwärtig zu 
entſcheiden, um fo weniger an der Zeit, als die ein- 
ſchlagenden Berhätniffe fi zur Zeit noch gar nicht 
überfehen lafien. 

Endlich ift der Bellagten auf ihre Vorbringen 

.—, 
daß wenigftens ein Jahr hindurch nach der In- 
gangfegung der Maſchine legtere noch brauchbar 
geblieben fein müffe, wenn die Bezahlung des 
Reſtes des Facturenbetrags dafür gefordert wer 
den dürfe, 
entgegenzuhalten, daß, da fie die Annahme der be- 
ftellten Mafchine und Mafcinentheile verweigert, 
mithin den Eintritt der Vorausfegung, von welcher 
die Zahlbarkeit des Reftes der Hägerifchen Forderung 
abhing, verhindert hat, wider fie die gefegliche Vor— 
fchrift 
C. 24. D. de cond. et demonstr. (35, 1.) 
wirfjam wird und fie hiernach nicht weiter berechtigt 
ift, auf jenen zu ihrem Gunſten gemachten Vorbehalt 
fich zu berufen. 

Die 

unter D. 
vorgefhügte Einrede der Zuvielforderung erledigt ſich 
durch dasjenige, was oben wider die Einwendungen 
der Bellagten unter B. gefagt worden ift. 

Wenn endlich die Beflagte 

unter E. 


noch vorftellig gemacht hat, daß der zwifchen Klägerm’ 


und dem Marffcheider W. über die Dampfefle und 
Fundamentplatte abgefchloffene Lieferungsvertrag da- 
durch, daß Kläger diefe Gegenftände zurüdbehalten, 
anderweit verfaufen und eine Bezahlung dafür von 
x. W.'n, beziehentlich von der Beklagten nicht for 
dern wolle, wieder aufgehoben worden ſei, fo ift dieſe 
Behauptung Seiten der Beflagten bis jegt unbefchei- 
nigt gelafjen worden und bleibt es ihr nachgelaſſen, 
folche in dem ihr vorbehaltenen Gegenbeweije weiter 
auszuführen. 

Wie nun nach dem fo eben Angeführten die er 
hobene Klage nicht für unftatthaft zu halten war, 


fo war dem Kläger der Beweis feiner Klage, foweit 
diefelbe nicht auf den Eid geftellt worden, aufzu⸗ 
erlegen und der Bellagten der Gegenbeweis vorzu- 
behalten. 

Da jedoch in der Regel dann, wenn eine Klage 
zum Theil auf Beweis, zum Theil auf Eid geftellt 
ift, zunächſt auf Beweis interloquirt und die Ent« 
ſcheidung über den Eid dem nach geführtem Beweife 
zu fprechenden Definitiverfenntniffe vorbehalten zu 
werden pflegt, fo war die Entſcheidung ber auf 
dem, dem Kläger übrigens Bl. — zurüdgegebenen 
Eide beruhenden Punkte einftweilen noch auszu— 
ſetzen. 

Ueber die Proceßkoſten war, da blos interlocuto⸗ 
riſch erfannt worden, jept nicht zu entfcheiden.” 

Erfenntniß des Königlichen Appellationd« 
gerichte zu Zwidau, publ. den 30. Rovember 
1863: 

„Daß es bei nurgebachtem Befcheide (1. Inflanz) 

infoweit, ale in ſolchem 

a. 
die Klage auch wegen der BI. — unter e. erwähnten 
acht und vierzig Thaler für Wafferftand und Mano— 
meter aufrecht erhalten und 


nur die Bl. — unter V. vorgefhügte Ausflucht zur 
Ausführung im Gegenbeweife nachgelaffen worden ift, 
auf Bellagtens zweite und fechfte Befchwerde nicht 
zu lafien, fondern es hat 

ju a. 
Klägers Suchen betreffö der erwähnten acht und 
vierzig Thaler — —⸗, immaaßen es angebracht, 
nicht Statt, während 

su b. 
Bellagter unbenommen bleibt, den ihr vorbehaltenen 
Gegenbeweid auch auf die BI. — unter c. behauptete 
Vereinbarung hinfichtlich der Dampfeffe und auf das 
Bl. — erwähnte Abkommen bezüglich der Keffelprobe 
und des darüber beigubringenden Eertificats mit zu 
richten. 

Dagegen ift der nurgebachte Beſcheid im Uebri— 
gen, wie hierdurch geſchieht, zu beftätigen und wer- 
den die Koften jegiger Inftanz unter ben Parteien 
aufgehoben. 

Entfheidungsgründe: 
— 

Beklagte hatte bereits Bl. — ihre Einwendungen 
gegen die Kompetenz des Proceßgerichts fi vor 
behalten, die® auch im Gütetermine Bl. — wieder 
holt und im Einlaffungsjage ſelbſt BL. — die 
exceptio fori incompetentis vorgefchügt. Nicht min- 
der hat fie dagegen, daß diefe Einrede von der erften 
Inftang nicht beachtet worden, auf rund des Bl. — 
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gemachten Vorbehalts in der redhtzeitigen Deductiond« 
fchrift Bl. — eine bejondere Beſchwerde (grav. IV.) 
gerichtet, fo daß mithin die Beurtheilung der Com— 
petenzfrage für die jegige Inftanz vollfommen offen 
fteht und mamentlid von einem ſtillſchweigenden 
Verzichte auf den gedachten Einwand nicht Die Rede 
fein fann. 

Im Beſcheide ift die Zuftändigfeit des Proceß— 
gerihts aus zwei Gründen angenommen worden, 
einmal nämlich, weil daſſelbe als forum arresti zu 
betrachten und fodann, weil Beflagte im Gerichtd- 
bezirfe mit Immobilien angefeffen fei und gegen fie, 
als Ausländerin, in foro rei sitae rein perfönliche 
Anjprüche klagbar gemacht werden fönnten. Auf 
den erften Grund ift jedoch gegenwärtig nicht mehr 
zuzufommen, da, wie Allbier genugfam befannt, die 
BL. — erwähnte Proteftation des Klägers in zweiter 
und dritter Inftanz als unftatthaft zurüdgewiefen 
worden if. Was den zweiten Grund anlangt, fo 
ftügt fich die erwähnte Ausdehnung des fori rei sitae 
— ſoweit nicht ſolcher Staatöverträge entgegen» 
ftehen — auf das fogenannte volle Landjaffiat, ver 
möge deſſen wenigftens früher jeder Ausländer, 
welcher in Sachſen Grundeigenthum erwarb, auch 
rüdfichtlich feiner perfönlichen Angelegenheiten als 
fächfifcher Unterthan behandelt wurde. 

Bergl. Weiße, Lehrbud des K. S. Staatsrechts, 
$. 46. Seite 87 flg. 

Es ließe fi) jedod) die Frage aufwerfen, ob die- 
fes volle Landſaſſiat gegenwärtig noch beftehe, nach» 
dem durch $. 10. des Gelege über Erwerbung und 
Verluſt des Unterthanenrechts im Königreiche Sachſen 
vom 2. Juli 1852 beftimmt worden, daß ein Aus— 
länder durch den Erwerb eines inländifchen Grund» 
ftüds weder von felbft fächfifcher Unterthan, noch zu 
Gewinnung des Unterthanenrechts verpflichtet wird, 
und ob daher jene Ausdehnung des fori rei sitae 
auf rein perfönliche Klagen auch den Angehörigen 
ſolcher Staaten gegemüber, mit welchen feine fpeciellen 
Eonventionen über die Leiftung gegenfeitiger Rechtö- 
hülfe beftehen, dermalen noch ſich rechtfertigen laſſe. 
Inzwiſchen kann dies dahin geftellt bleiben, da nach 
Anficht der jegigen Inftanz die Competenz des Pro- 
ceßgerichts ſchon aus folgenden Befichtspunften be- 
gründet erjcheint. 

Wie nämlich aus - 

L. 19. 8. 2. D. de judic. (V. 1.) 

L. 27. 8.1. D. ad munic. (1. 1.) 
erhellt, ift derjenige, welcher an einem von feinem 
gewöhnlichen Wohnorte verfchiedenen Orte ein Er- 
werbögejchäft betreibt, verpflichtet, an dieſem Orte 
wegen derjenigen Verträge Recht zu leiden, welde 
er bezüglich jenes Erwerbögefhäfts oder bei dem 


Betriebe defjelben abgefchloffen hat. Es ift dies in- 
fofern als eine Unterart des forum domieilüi anzus 
fehen, als 

vergl. L. 27. 8. 1. D. ad munie. 
der Betrieb eines Gefchäftsetabliffements, auch wenn 
der Inhaber an dem Orte, wo dafjelbe befteht, für 
gewöhnlich nicht wohnt, dem wirklichen Domicile 
gleichgeachtet wird, auch bekanntlich 

vergl. L. 6. $. 2, L. 27. 8.2. D. ad munic. 
an fih nicht unmöglich ift, daß eine und Diefelbe 
Perſon ald an zwei verfchiedenen Orten gleichzeitig 
domicilirend angejehen werben müffe. Es ift auch 
der fo eben erwähnte ®erichtäftand in den von der 
König. Sähf. Staatsregierung mit auswärtigen Re— 
gierungen abgefchloffenen Juftizconventionen 

(vergl. Art. 16. der Eonventionen mit Preußen, 

Altenburg, Reuß und Gotha, publicirt durch 

die Verordnungen vom 21. December 1839, 

20. Juni 1840, 21. Juli 1845 und 27. Juli 

1848, fowie Art. 10. der Convention mit Baden, 

publicirt durch Verordnung vom 31. Juli 1855.) 
ftets anerfannt und vorbehalten worden, wie denn 
auch an fich fein Grund vorliegt, die Anwendbarkeit 
jener Borfchriften des römischen Rechts auf die heu— 
tigen Verhältniffe zu bezweifeln. 

Befigt nun Beflagte, wie fie BI. — zu Einl.- 
Abſchn. 1. und 3. geftändig gewefen, im Bezirke des 
Gerichtsamts E. ein Bergwerk und ift der den Ge- 
genftand des Proceſſes bildende Mafchinenlieferungs- 
vertrag, wie wenigitens behauptet wir, 

(vergl. den Eingang bed Vertrags DI. —) 
infofern zum Zwede bes Betriebes jenes Bergwerks 
abgefchlofien, als die zu liefernde Mafchine dort 
aufgeftellt und verwendet werden follte, fo fann fi 
Beklagte nach Obigem auch nicht weigern, in biefer 
Angelegenheit vor dem Gerichtsamte E. Recht zu 
nehmen. 

2. 

Was die von der Beflagten gegen die Schiüjfig- 

feit der erhobenen Klage vorgebrachten Einwendungen 


"betrifft, fo hat Man bei deren Beurtheilung vor 


Allem feftzubalten, daß die Klage zum größten Theile 
auf Beweis geftellt ift, und befanntlich an eine Bes 
weisflage nicht fo ftrenge Anfprüche, als an eine 
Eidesklage, bezüglich der Specialität der vorgetrager 
nen Thatfachen gemacht werben, vielmehr bier in der 
Regel die beftimmte Behauptung des Klägers genügt 
und deren nähere Ausführung eben Sache des fünf: 
tigen Beweiſes ift. Diefen Standpunft hat Bellagte 
nicht felten verfannt. Namentlich ift foldhes 
a. 

infofern der Fall, ald Bellagte die Zurüdweifung 
der Klage um deöwillen verlangt, weil aus dem 
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ſchriftlichen Bertrage Bl. — nicht mit Beſtimmtheit 
erhelle, ob folcher von dem Markjcheider W. für feine 
Perſon oder für Beklagte abgefchloffen worden fei. 
Geſetzt nämlich, die Vertragsurfunde liege hierüber 
wirklich im Unklaren, fo hat doch Kläger Letzteres 
(Einl.⸗Abſchn. 8.) beſtimmt behauptet und würde 
daher nicht behindert gewefen fein, diefe Behauptung 
nörhigenfalls noch durch andere Beweismittel, als 
jene Urkunde, darzuthun. Inzwiſchen ift auch die 
gegenwärtige Inftanz der Meinung, daß die Ver 
tragdurfunde felbft eine andere, ald die ihr von Alä- 
germ gegebene Auslegung nicht geftatte, denn im 
Eingange derfelben it W. ausprüdlich als Bevolls 
mächtigter der Beflagten aufgeführt und fchon hier- 
durch jeder Zweifel darüber ausgeichlofien, daß er 
eben nur in diefer Eigenfchaft mit Klaͤgerm contras 
hirt habe. 

Die von der Beklagten BI. — verfuchte Aus— 
legung ift offenbar geswungen und hätte höchitens 
dann einigen Anſpruch auf Beachtung, wenn ®. 
— was inzwifchen Bellagte nirgends behauptet hat — 
in der Lage gewefen wäre, eine Dampfmafchine für 
ſich zu brauchen. Ebenfowenig fann die ungenaue 
Bezeichnung der Bellagten und des ihr gehörigen 
Berggebäudes in Betracht fommen, da nirgend® er» 
belt, daß in D. eine andere Greditanftalt eriftire, 
welche gleichfalls ein Bergwerk zu E. unter ähnlichem 
Namen befige, und gleichfalls den Markſcheider W. 
in M. bevollmächtigt habe, Wenn vor dem Worte 
„Bevollmaͤchtigter“ Bl. — das Wörtchen „als“ — 
anfceinend zur Vermeidung von Wiederholungen, 
weil folhes gleich weiterhin vor dem Worte „Beſttze⸗ 
tin“ fteht — weggelaffen worden ift, fo fann dies 
die Dedeutung des fraglichen Zufages um fo weniger 
zweifelhaft machen, ald, wie Kläger Bl. — mit Recht 
einhält, der Bertrag von €. (dem hier in Frage 
fommenden Site der Bellagten) datirt, W. aber im 
Eingange als in M. wohnhaft aufgeführt iſt. 

Ueberhaupt find, wie von 

Sintenis, das praft. gem. Civilrecht, $. 102, 

not. 15. (Bd. UI. ©. 361. der II, Ausg.) 


ganz richtig bemerkt wird, in dergleichen Fällen nicht‘ 


die gebrauchten Worte, fondern vielmehr die Wil— 
lensmeinung ber Gontrahenten entjcheidend, 
das heißt, ed fommt darauf an, ob beabfichtigt 
wurde, durch den Vertrag den unmittelbar contra= 
birenden Stellvertreter oder vielmehr deffen Nuftrags- 
geber zu verpflichten. Wenn daher auch in der 
Klage nicht befonders gefagt wird, daß die fpätere 
Nachbeitellung der Dampfeffe ebenfalls ausdrücklich 
im Namen der Beflagten oder unter Berufung auf 
beren allgemeines Mandat von W. bewirkt worden 
fei, fo fommt darauf um deswillen nichts an, weil 
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diefe Effe eben für die Dampfmafchine ver Beklagten 
beftimmt war und daher von Klägerm als felbftvers 
ſtaͤndlich angeſehen werben fonnte und mußte, daß 
W. folche nicht für fi, fondern für Beklagte erwer« 
ben wolle, 
Nicht minder ift Man 
b. 
der Anficht, dag W. durch die BI. — in Abſchrift 
anzutreffende Generalvollmacht Klägerm gegenüber 
ausreichend legitimirt gewefen, den fraglichen Ver—⸗ 
trag mit rechtöverbindlicher Wirkung für Beflagte 
abzufchliegen. Ob derjelbe, wie Bl. — als gericht» 
notorifch bezeichnet wird, Betriebsfchichtmeifter der 
Beklagten und in diefer Eigenfchaft befugt war, in 
der erwähnten Maaße für Beflagte zu contrahiren, 
ift allerdings um fo gewifjer gleichgültig, als dieſes 
etwa von ihm beffeidete Amt im Bertrage gar nicht 
erwähnt wird. Aus eben diefem Grunde fommt 
aber auch darauf nichts an, ob die Anfchaffung einer 
Dampfmafchine in dem bergamtlih genehmigten 
Betriebsplane für das fragliche Berggebäube vor- 
gefehen worden war ober nicht, da ed auf der Hand 
liegt, daß die etwaige Ueberfchreitung diefes Betriebe» 
planed den betreffenden Beamten oder Bergwerfö- 
befiger nach Befinden dem Bergamte gegenüber vers 
antwortlich machen, niemals aber den Rechten Dritter 
präjudiciren fünnte. Mag dagegen auch die Boll 
macht Bl. — zunächſt darauf berechnet geweſen 
fein, den Schichtmeifter W. zum Erwerb von Grund» 
eigenthunt, befonders an Berggebäuden, zu legi- 
timiren, fo ermächtigt fie denfelben doch im Eingange 
ganz allgemein zum Abſchluß von Verträgen aller 
Art, namentlich auch von Kaufverträgen, und wie 
einerfeitö Beflagte bier offenbar diejenige Perſon ift, 
welche deutlicher hätte reden müflen und gegen 
welche daher im Zmweifelsfalle die Interpretation zu 
geſchehen haben würde, fo fönnte auch Kläger, wenn 
er im Vertrauen auf die allgemeine Fafjung der 
Vollmacht mit W. contrahirt, dem etwaigen Nadh- 
weife der Beflagten, daß dieſer Faſſung nur ein 
befchränfter Sinn untergelegt gewefen, mit vollem 
Rechte durch die replica doli begegnen. Sollte daher 
wirklich Seiten des ıc. W. eine Ueberfchreitung des 
ertheilten Auftrages ftattgefunden haben, fo wuͤrde 
Beklagte — da diefe Ueberfchreitung nah außen hin 
nicht erfennbar war, Kläger vielmehr W.’n als legie 
timirt anſehen fonnte und mußte — lediglich gegen 
legteren ihren Regreß zu nehmen haben. 
Wenn demnädhft 
C 

Bellagte einwendet, daß bie Bezahlung des noch 
rüdftändigen Theiles der Kaufſumme für die beftellte 
Maſchine ıc. erft nach Ingangfepung derſelben dem 
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Vertrage zufolge würde gefordert werben fönnen, 
diefe Ingangjepung aber noch gar nicht bewirkt wor« 
den fei, fo fann zwar dem nach Anficht der jepigen 
Inftanz nicht durch die im Befcheide BI. — zu lefende 
Argumentation begegnet werden. Denn es handelt 
fi bier nicht um eine Bedingung im eigentlichen 
Sinne des Wortes, fondern um eine vertragsmäßige 
Gegenleiftung und die mora accipiendi der Bellag- 
ten fommt zwar in gewiffen, fogleich zu erwaͤhnenden 
Richtungen in Betracht, fann aber jedenfalls nicht 
ohne Weiteres die Wirkung haben, den Kläger dieſer 
Gegenleiftung zu überheben. Bielmehr mußte leptes 
rer, wie er auch Bl. — gethan, fich zu folder erbie- 
ten, falls er nicht behaupten fonnte, daß er diefelbe 
ſchon bewirft habe, oder daß ihm die Leiftung nuns 
mehr ohne fein Berfchulden unmöglich geworben fei. 
Vergl. Sintenis, a. a. O. $. 97. Br. UI. ©. 
288. 289, 

Eben fo far aber ift ed auf der anderen Seite, 
daß Beflagte ſich nicht fo ohne Weiteres von den 
ihrerfeitö übernommenen Berbindlichfeiten befreien 
fann, indem fie die Abnahme der Mafchine verweis 
gert, und dem Kläger die fonftige Vertragserfüllung 
unthunlich macht. Nach Anficht der jegigen Inftanz 
würde fich vielmehr das Sachverhaͤltniß folgenders 
maaßen zu geftalten haben: 

aa. 

An ſich würde Kläger nicht eher befugt fein, die 
Zahlung der Kauffumme, foweit fie rüdftändig, zu 
verlangen, ald bis er die Mafchine wirklich geliefert, 
und die Aufftelung durch den Monteur beforgt hat. 
Sollte jedoch bei dem etwaigen fünftigen Erecutionds 
verfahren Bellagte die Zufendung der Mafchine 
depreciren ober nicht diejenigen baulichen Borbereis 
tungen treffen, welche erforderlich find, um die Auf—⸗ 
ftellung zu ermöglichen, fo würde infoweit — d. h. 
was die von Klägerm übernommene Mühmwaltung 
der Aufitellung betrifft — der in 

L. 19. $. 9. 38. D. loc. cond. (XIX. 2.) 
erwähnte Grundfag Plap ergreifen. Im Allgemeinen 
nämlich ift der abgejchloffene Vertrag nad 

L. 20. D. de contr. emt. (XVIII. 1.) 

L. 2. 8. 1. D. loc. eond. (XIX. 2.) 
als Kaufcontract anzufehen, während die übernom- 
mene Mühmwaltung bei Aufitellung der Mafchine 
unter den Begriff der locatio conductio operarum 
fällt und daher — fobald Beklagte felbft deren wirk— 
liche Leiftung hindert — als geſchehen zu gelten hat, 
ohne daß Bellagte deshalb einen Abzug an der be- 
dungenen Kaufſumme zu machen berechtigt wäre. 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


bb. 

Da nah dem Bertrage (Bl. —) die beflellte 
Mafchine „in fürzefter Friſt“ zu liefern war, fo ift 
Beflagte offenbar in mora accipiendi gewefen, fobald 
erwiefen wird, daß Kläger die Mafchine wirklich bis 
zum 10. Auguft 1861 fertig bergeftellt und zu diefer 
Zeit der Beflagten, beziehentlich deren Bevollmaͤch⸗ 
tigtem angeboten hat. Diefe mora influirt zunaͤchſt 
auf die bedungenen Zahlungstermine, bei denen im 
Zweifel die Abficht der Contrahenten auf Gewährung 
einer Erebitfrift gegangen ift. 

Wird daher die fernere Behauptung des Klägers, 
daf die Aufitelung der Mafchine binnen zwei Mo— 
naten, von Zeit der Ablieferung an, hätte bewirkt 
werden können, falls Bellagte zu deren Annahme 
bereit gewefen wäre, eriwiefen, fo ift offenbar diejenige 
Geftundung der Kauffumme, auf welche Beflagte 
nah dem Bertrage Anfpruch zu machen hatte, ihr 
bereits thatfächlich gewährt worden, was zur Folge 
hat, daß fie nunmehr fofort nach Aufitelung (even- 
tuell, wenn fie diefe ablehnt, fofort nach Ablieferung 
oder Nealoblation) der Mafchine Zahlung leiſten 
muß, ohne weitere Friften in Anfpruch nehmen zu 
fönnen. 

cc. 

Da, wie erwähnt, die beiderfeitigen Leiftungen 
Zug für Zug zu erfolgen hatten, die Kauffumme 
daher, foweit nicht Vorauszahlung verabredet, und 
auch beiderfeitd erfolgt ift, erft gegen Ablieferung, 
beziehentlich Aufftellung der Mafchine zahlbar war, 
fo fann davon, daß fich Beflagte mit Zahlung dies 
fer Kaufſumme im Verzuge befunden, im eigentlichen 
Sinne nicht die Rebe fein. 

Wohl aber ift Beklagte wegen der ihr zur Laſt 
fallenden mora aceipiendi verpflichtet, dem Kläger 
jeden ihm dadurch verurfachten Nachtheil zu er 
fegen, 

vergl. Sintenis, a.a.D. 8.93. B.1.2. Bd. IL 

©. 212. 

und diefer Nachtheil beftand hier zunaͤchſt darin, daß 
Kläger das auf Herftellung der Maſchine verwendere 
Gapital, welches, wenn Bellagte dieſelbe rechtzeitig 
abgenommen hütte, ihm binnen der im Vertrage 
erwähnten Briten wieder zugefloffen wäre, auf jo 
lange nicht nugen fonnte und nutzen fann, als Be 
klagte ihn an der Erfüllung gehindert hat, und noch 
hindert. 


(Schluß in der gleich zeitig erfcheinenden Nunmer 43.) 
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(Schluß aus No. 42.) 


Die in der Klage geforderten Verzugszinſen ers 
fcheinen daher zwar nicht als ſolche, wohl aber aus 
dem ©efichtöpunfte eines Schaͤdenanſpruchs ge 
techifertigt, deſſen gleichzeitige Ausführung mit der 
Haupfflage dem Kläger freifteht, und welcher, da er 
fi) eben auf den Betrag der Verzugszinſen befchränft, 
bezüglich der Duantificirung nicht erft noch eines be— 
fonderen Nachweiſes bedarf. 

vergl. Haubold, Lehrbuch des K.S. Privatrechts, 
$. 270. 
d. 

Wenn der Dampffeffel und die Armatur deſſelben 
etwas jchwerer ausgefallen, ald im Bertrage Bl. — 
vorgefehen war, resp. derfelbe mehr Heisfläche hat, 
als dort berechnet worden, fo fann weder angenommen 
werben, noch wird dies von Beflagter behauptet, daß 
diefer Umftand an fich der Beflagten zum Nachtheile 
gereihe, d. b. daß ein Dampffefjel nebit Armatur 
von geringem Gewichte, beziehentlich Heisfläche, falls 
er fonjt den im Bertrage erwähnten Bedingungen 
entfprechend wäre, für Beflagte von größerem Werthe 
fein würde, ald der in der Factur Bl. — aufgeführte, 
von Klägerm für Beklagte wirklich hergeftellte. Biel- 
mehr entfteht nur die Frage, ob Bellagte nach dem 
Bertrage in alle Wege, der Keſſel nebft Armatur 
möge wiegen, fo viel er wolle, nur den Bl. — ge— 
dachten Gefammtpreis von 930 Thlen. — —⸗ oder 
aber den ebendafelbft angegebenen Gentnerpreis nad) 
dem wirklich zu liefernden Gewichte zu gewähren 
verbunden fei. Die Faſſung des Bertrags giebt 
allerdings über die diesfallſige Willensmeinung der 
Parteien nicht völlig klare Maaße, indem der Beifah 
„ca.“ (circa) bei Angabe des Geſammtgewichts und 


die Erwähnung des Gentnerpreifes hierunter für 
Klägern, die Beifegung eines Oefammtpreifes bage- 
gen für Bellagte fpricht. Eben deshalb aber erfheint 
ed angemefien, die Enticheidung dieſer Brage ber 
fünftigen Definitive zu überlaffen, um beiden Par— 
teien Gelegenheit zu geben, dasjenige, was fie im 
Verfahren zur Unterftügung ihrer Auffaffung bereits 
vorgebracht, im Beweife und Gegenbeweife näher 
auszuführen und durch den Ausſpruch Sadverftän- 
diger oder fonft auf geeignete Weife zu befcheinigen. 
Thunlich ift diefe Ausfegung der Entfcheidung bed» 
halb, weil, wie erwähnt, nicht fowohl die Statthaf- 
tigfeit der Klage auf Erfüllung des Vertrags an ſich, 
fondern nur die Modalität diefer Erfüllung in Frage 
fommt, und es für Bellagte jedenfalls nicht beſchwer⸗ 
ih fein fann, wenn ihr die Möglichkeit der Ent- 
bindung und Loszählung von der erhobenen Klage 
infoweit offen gehalten wird, als fich fünftig heraus» 
ftellen follte, daß Kläger etwa zu viel gefordert habe. 
Dem Grunde, aus welchem die erfte Inftanz Bl. — 
den hier fraglichen Einwand der Beflagten ſchlechter⸗ 
dings für unbeachtlih anfieht, hat Man fchon des» 
halb nicht beizupflichten vermocht, weil — abgefehen 
von der bereits erfolgten Theilgahlung — beftimmte 
Zahlungstermine der Kauffumme im Vertrage gar 
nicht verabredet, vielmehr deren Fälligkeit von ber 
Bertragserfüllung des Klägers abhängig gemacht 
worden ift. 


€ n 
Daß mit der Dampfefje zugleich die Bl. — mit 
angefegte Fundamentplatte ausdrücklich beftellt wors 
den fei, wird im der Klage nicht gefagt. Kläger 
fönnte daher Beklagte zu Annahme diefer Platte nur 
dann nöthigen, wenn biefelbe bergeftalt als noth— 
wendige Zubehörung der Blechefie anzufehen wäre, 
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daß ſolche in der Beftellung dieſer Eſſe ſchon an ſich 
ald inbegriffen betrachtet werden müßte. Es wird 
daher dem Kläger obliegen, dies im fünftigen Beweife 
des Näheren mit auszuführen. 


Anders dagegen verhält es fih mit dem in ber 
Rechnung Bl. — unter 2. zu dem Preiſe von 
48 Then. —⸗ —s angefegten Wafferftand und 
Manometer. Beides wird weder im Vertrage BI. — 
erwähnt, noch wird fonft defien Beitellung Seiten 
der Beflagten, beziehentli deren Bevollmächtigten 
behauptet. Hier it offenbar nur zweierlei möglid. 
Entweder nämlich, es find jene Gegenftände als 
nothwendiger Zubehör des Dampffeffels, beziehent: 
lid der Armatur anzufehen; in diefem Falle würden 
fie — mag man nun den Vertrag in der zu d. er— 
wähnten Richtung verftehen, wie man will — unter 
dem Gefammtpreife, beziehentlich unter dem nad) 
dem Gewichte zu berechnenden Preife mit inbegriffen 
fein und baher nicht befonders, vielmehr äußerften 
Balles nach dem Gewichte berechnet werden fünnen. 
Oper fie find fein nothwendiger Zubehör des Keſſels 
(wie Kläger in der Klage felbft fagt und Bellagte 
auch nicht geradezu beftreitet): in dieſem Kalle hätte 
fie Aläger zwar nicht mit unter dem bedungenen 
Gefammtpreife, beziehentlich nach dem Gewichtspreiſe 
zu liefern, er fünnte aber auch Bellagte nicht zu 
deren Annahme nöthigen, ba legtere dieſe Gegenftände 
nicht beſonders bei ihm beftellt bat. Denn daß 
Wafferftand und Manometer polizeilich vorge- 
fhrieben find, ſchließt doch nicht aus, daß ſich 
Bellagte dieſe Gegenitände anderswoher füuflich 
verichaffen könne, und verpflichtet fie offenbar nicht, 
folbe gerade bei Klägerm fäuflih zu ent 
nehmen. 

Infoweit mußte daher dem Antrage des Klägers 
auf Abweifung der Klage in der angebrachten Maaße 
allerdings ftattgegeben werden. 

3. 

Wenn Bellagte (vergl. grav. 5. Bl. —) ſich 
darüber befchwert, daß fie in ven Rationen der eriten 
Inftanz eined Mehreren für geftändig geachtet wors 
den fei, als fie wirflid an der Klage eingeräumt 
habe, jo bedarf diefe Bejchwerde hier eines näheren 
Eingehens nur injoweit, als foldye von der Bellagten 
DI. — deducirt worden ift, indem ohne nähere Be: 
gründung nicht überfehen werben fann, in welcher 
Beziehung Bellagte die Auffaffung des Beſcheids für 
eine irrige halte. Was aber die BI. — hervorgeho- 
benen Einlaſſungsabſchnitte betrifft, jo fann cd im 
Hinblid auf pet. 1. c. 283. 286 fig. nicht zweifelhaft 
fein, daß Bellagte im Allgemeinen und mit Aus» 
nahme einzelner, zum Theil nur auf Berichtigung 


bloßer Schreibfehler beruhender negata zugeben wol 
len, daß der Markſcheider W. mit Hlägerm einen der 
Klagbeifuge B. gleichlautenden Vertrag abgeſchloſſen 
habe, und nur bejtreiten will, daß fih W. dabei als 
ihr Bevollmächtigter gerirt und dazu berechtigt ges 
wejen. Die negata bei Einl.-Abfchn. 8.9. 11.13 flg. 
find daher allerdings infofern nur formelle, als 
dadurch nicht jowohl der Vertragsabſchluß an ſich, 
fondern vielmehr nur deſſen Berbinblichfeit für Bes 
flagte beitritten werden fol. Materieller Natur find 
die diesfalligen Berneinungen nur infoweit, als 
Beklagte beftreitet, daß der Vertrag wirklich fo laute, 
wie die Klagbeifuge sub B., und hierher gehört 
namentlih auch Einl.Abſchn. 289., wo Beflagte 
ausprüdlich leugnet, daß in der Bertragsurfunde vor 
der Bezeichnung des Gewichts der Keffelarmatur der 
Beifag „ca.“ (circa) ſtehe, während fie denjelben 
Beifag vor der Angabe des Geſammtgewichts des 
Dampffeffels im Einl.Abſchn. 287. ausdrücklich 
einräumt. Inſoweit daher hiernach wirflich Die 
Erifteng einzelner Beftimmungen, beziehentlic Worte 
des Vertrags geleugnet werden, namentlich alfo be— 
züglich des Einl.Abſchn. 289. wird Klägern aller 
dings die Bemweislaft treffen, welcder indes durch 
Production des Originalcontractd auch unſchwer wird 
genügt werben fünnen. 
4. 

Anlangend endlich grav. VI. der Beflagten be- 
züglich der Beichränfung des (indirecten) Gegen: 
beweifes auf die Ausfluht Bl. — unter V., jo 
hat dafjelbe nicht für völlig unbegründet erachtet 
werben fünnen. Denn obſchon das Bl. — unter 
I—IV. Vorgeftellte zum bei weitem größten Theile 
auf Einwendungen gegen die Schlüjfigfeit der Klage, 
beziehentlih auf ein bloßes Ableugnen des Klag— 
grundes hinauskommt (in welcher legteren Beziehung 
die Zuläffigfeit der weiteren Ausführung im Gegen» 
beweife auch obne befonderen Vorhalt ſich von felbit 
verjteht), jo iſt Dies doch wenigftend nicht allent— 
halben der Fall. Wenn nämlich Bellagte Bl. — 
behauptet, Kläger babe ſich gegen den oftgenannten 
W. ausdrüdlich verpflichtet, die Feſtigleitsprobe des 
Dampffefield vor Aufitelung der Maſchine vorneh— 
men zu laffen und ihm das darüber auszufertigende 
Gertificat zu behändigen, fo fällt diefe Behauptung 
injofern unter den Begriff einer Ausfludt, als von 
diefer Yeiftung im Vertrage nicht die Rede ift, mithin 
die Intention der Beklagten dahin geht, von Klägerm 
eine weitere Oegenleiftung, als bie in der Klage 
offerirte, eventuell zu erlangen. Auch iſt diefe Be— 
hauptung nicht ſchlechthin als irrelevanı zu betrachten, 
vielmehr würde ein ſolches Abkommen, falls es wirf- 
lich getroffen worden, bei der Faſſung der eventuellen 
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Berurtheilung der Bellagten berüdfichtigt werden 
müffen. 

Achnlih verhält eö fi mit dem Bl. — unter 
II. c. Erwähnten. Die Behauptungen der Parteien 
weichen bier infofern von einander ab, als nach Klä- 
gers Darftelung W. eine Blecheſſe ohne alle nähere 
Beitimmung bezüglich der Stärfe, Weite, des Ge— 
wichted und namentlich des Preiſes beitellt haben 
fol, und deshalb auch die geforderten Preife auf 
die ſ. g. Aundenüblichfeit geftügt werden, während 
nad) dem Anführen der Beflagten eine fpecielle Offerte 
des Klägers vorausgegangen fein foll, welche W. 
fodann acceptirt habe. Wenn daher auch die nad 
legterer Behauptung für vereinbart zu achtende Höhe 
und Weite der Eſſe die nämliche ift, welche Klaͤger 
DI. — in der Factur angiebt, und auch der Preis: 
anfaß pro Eentner zutrifft, fo würden doch die Bl. — 
erwähnten Thatfachen möglicherweife auf die zu 2.e. 
berührte Frage von Einfluß werden und nicht weni« 
ger zu der Erwägung Anlaß geben können, ob Klä- 
ger, auch foweit das Gewicht der Eſſe 18 Eentner 
überfteigt, mehr als die Bl. — gedachte Kaufjumme 
zu fordern berechtigt fei, auch dieſes Anführen läßt 
fi daher zur Zeit nicht ſchlechthin ald irrelevant 
bezeichnen und ebenjowenig verfennen, daß deſſen 
Auffafiung als einer wirklichen Ausflucht ſich minde- 
ftens vertheidigen lafle, weshalb ed zur Vermeidung 
fpäterer Zweifel angemeffen erfchien, auch hier die 
Ausführung im Gegenbeweife ausprüdlich vorzu- 
behalten. 

Da ſonach der Befcheid erfter Inftanz, wenn er 
fhon in der Hauptſache zu beftätigen war, einige 
Abänderungen erfahren mußte, fo bedarf die Ber 
gleihung der Koften ded Rechtsmittel feiner weiteren 
Degründung.” 

Erfenntniß des Königl. Oberappellations- 
gerichts, publicirt den 11. Mai 1864: 

„Daß nurgedachtes Urthel (gweiter Inſtanz) unter 
Eompenfation der Koften jegiger Inftanz, wie bier 
durch gejchieht, zu bejtätigen. 

Entjcheidungsgründe: 

Die tharfächlichen Unterlagen des vorliegenden 
Rechtöftreites fowohl, als Die dabei einfchlagenden 
Rechtsfragen find ſchon von den vorigen Inftanzen 
einer eingehenden Erörterung unterworfen worden. 
Soweit die vorigen Entfcheidungen hierbei zu vers 
ſchiedenen Refultaten gelangt find, hat das Ober- 
appellationsgericht durchgängig den Anſichten der 
zweiten Inftanz fich anzuſchließen gehabt, und ba 
auch die Bl. — entwidelten ausführlichen Entfchei- 
dungsgründe im Hauptwerfe und mit geringen 
Modificationen zu billigen geweſen find, fo genügt es 
zu Widerlegung der von beiden Theilen gegen das 


weitinftanzliche Erkenntniß aufgeftellten Befchwerden 

Nachitehendes zu bemerfen: 

Die Appellation ber Beflagten betreffend. 
Zu Befdwerde J. Bl. —. 

Man ift mit der zweiten Inftanz darüber einvers 
ftanden, daß nach Rage der Sache anzunehmen ift, 
es beziehe ſich der ftreitige Vertrag auf ſolche Ma- 
ſchinenanlagen, welde für das der Bellagten zuge- 
börige, im Bezirfe des Gerichtsamts E. gelegene 
Berggebäude „Er Vereinigt Feld Fogr.“ beftimmt 
und bort aufzuftellen gewejen find. 

Dafür fpriht der Umftand, daß im Eingange 
des Bertrags (Klagbeifuge B. Bl. —) die Beflagte 
in der Eigenfchaft der Befiperin des vorgenannten 
Berggebäudes als Gontrahentin bezeichnet ift, daß 
am Schlufie ald Ort der Vollziehung der Vertrags— 
urfunde neben Eh., dem Mohnfige Klägers, nicht M., 
wo der für die Beflagte aufgetretene Bevollmädhtigte, 
Markſcheider W., wohnhaft ift (vergl. Bl. —), ſon⸗ 
dern E. angegeben wird, und daß die von bem 
Kläger Bl. — übernommene Aufftellung der frei ab 
Werfftatt Eh. abzufendenden Mafchinen zc. auf einen 
andern Ort, als E., nicht wohl bezogen werben fann, 
zumal da die Beſchaffenheit der Bertragsgegenftände 
mit ber Beftimmung derfelben für den Betrieb des 
gedachten Berggebäudes gar wohl vereinbar ift, wäh- 
rend andererfeits die Bertragsbeftimmung in Betreff 
der Aufitellung in Ermangelung jeder Angabe eines 
fonftigen Orts, wo diefelbe zu bewirfen, wirfungslos 
und unausführbar fein würde. Specielle, auf das 
Vorhandenfein eines entgegenftehenden Sacverhälts 
nifjes gegründete Einwendungen gegen die Richtigkeit 
diefer Auffaffung hat Bellagte vorzubringen, und zu 
befcheinigen nicht vermocht, vielmehr mit allgemeinen 
Verneinungen (vergl. BI. —) fi) begnügt, welche 
die aus den liquiden, actenmäßigen Unterlagen fich 
ergebende rechtliche Folgerung zu befeitigen ungeeig- 
net find, und als bilatorifche Erception gegen das 
Forum im Sinne der Erl. Proceforbnung ad Tit. XI. 
$. 1. nicht angefehen werden fönnen, und es kann 
daher dahingeſtellt bleiben, ob und inwieweit die in 
Klagbeifuge C. bis I. enthaltene Correfpondenz ber 
Parteien, aus welcher noch überdies die Nechiferti- 
gung der oben entwidelten Auffaffung des Vertrags 
zue Genüge hervorgeht, von der Bellagten in ber 
Einlaſſung Bl. — für geleugnet, beziehentlich der 
Berificirung annoch bedürftig au achten fein würde. 

Geht man aber von dem in Vorftehendem nach— 
gewiefenen Sachverhalte aus, fo erſcheint das Gerichts⸗ 
amt E. für die vorliegende Streitfache competent, 
auch wenn man Bedenfen tragen wollte, dabei mit 
der zweiten Inſtanz Bl. — den Gefichtspunft eines 
forum domieilü der Beflagten für alle von derſelben 
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in Bezug auf ihr Er Berggebäude eingegangenen 
Verträge ald den leitenden anzuſehen. Denn in der 
Sache felbft ift Man mit der vorigen Inftanz darin 
einverftanden, daß für den gegenwärtigen Proceß 
der Kläger die Beflagte auf Erfüllung des abgeſchloſ— 
fenen Vertrags vor dem Gerichtsamte E. ganz eben 
fo, wie vor dem forum commune domicilüi zju bes 
langen, befugt geweſen fei, obſchon Man hierbei ein 
entfcheidendes Gewicht nicht fowohl auf den in Be- 
ziehung auf das Et Erwerbögeichäft der Beklagten 
erfolgten Bertragsabichluß, ald vielmehr darauf fept, 
daß E. ald Ort der Erfüllung Des abgefchloffenen 
Vertrags fi darftellt. Das Letztere um deswillen, 
weil an dem nurgedachten Drte der im Vertrage 
audgefprochenen Willensmeinung der Gontrahenten 
zufolge die Uebergabe und Aufftellung der vertrags- 
mäßigen Lieferungsobjecte, auf deren Bezahlung 
Kläger jet unter dem Erbieten zu der contractlichen 
Aufitelung klagt, zu erfolgen hat und bei dem innern 
Zufammenhange, in welchem die Zahlungspflicht der 
Bellagten und die Lieferungspflicht Klägers ihrem 
Berhältnifie als Leiftung und Gegenleiftung gemäß 
fteht, Die beiderfeitigen Bertragsleiftungen als ein in 
diefer Hinficht ungertrennliches Ganzes um fo unbe 
denklicher betrachtet werden mögen, als die ſaͤmmt⸗ 
lien, von der Bellagten zu leiltenden Zahlungen 
dem Klagvorbringen zufolge ſchon vor der Infinuation 
der Klage (Bl. —) verfallen waren. 

Das Gerichtsamt E. erfcheint hiernach als das- 
jenige Forum, das im Allgemeinen ald Gerichtsſtand 
der Obligation und mit befonderer Rüdficht auf die 
bier fragliche Gattung von Obligationen als forum 
contractus bezeichnet zu werden pflegt. 

Savigny, Syftem des heutigen römifchen Rechts, 
Band VIII. $. 370. Seite 209 fig. 

Der Einwand der Bellagten BI. —, daf das 
forum contractus hier nicht eintrete, weil die Behän- 
digung der Klage nicht am Orte des Vertrags, fon« 
dern durch Requifition der ordentlichen Obrigkeit der 
Bellagten, des Herzoglich Anhaltifhen Kreisgerichts 
zu D. erfolgt fei, ift zwar factiſch begründet, allein 
rechtlich irrelevant. 

Ganz abgefehen davon, ob die Vorfchriften des 
Ganonifchen Rechts in Cap. 1. $. 3. d. for. comp. 
in VIto (1. 2.), welcdye für den gemeinen Proceß 
die hauptfächliche Quelle der Lchre vom forum con- 
tractus bilden, fo weit reichen und unbefchränft find, 
daß, wie manche Rechtslehrer 

Linde, im Archiv für civil. Praris, Band VIL 
Seite 69 fig. 
Bayer, Vorträge über den gem. ordentl. Proceß, 
Seite 200 fig. 
behaupten, die Anwefenbeit des Bellagten im Bezirke 


des betreffenden Gerichts zur Zeit der Klaganftellung 
überhaupt für unwefentlich zu achten fei, ift nach der 
Anficht der Mehrzahl der Rechtöfehrer, Denen auch 
der Gerichtöbraudy folgt, die Anwendung des forum 
contractus nur dadurch bedingt, daß der Beflagte 
im Bezirfe desjenigen Gerichts, weldyes vermöge 
des abgefchlofienen Bertrags competent fein würde, 
entweder zur Zeit der Klaganftellung dergeftalt ans 
weiend getroffen worden ift, daß ihm die Ladung 
auf die Alage unmittelbar hat infinuirt werden fön- 
nen, oder Güter dafelbft befit. 
Glüd, Erläuterung der Pandecten, Band VI. 
Seite 304 flg. 
Martin, Lehrbuch ded gemeinen Procefies, 8.53. 
Reinhardt, Handbuch des gemeinen Proceſſes, 
Band J. S. 41. 
Savigny, Syſtem, Band VIII. S. 244. 
Biener, syst. proc., $. 22. pag. 35. 
Dfterloh, ordentl. bürgerl. Proceß, Bd. J. $. 141. 

Zwar nicht der erftere, wohl aber der zulegts 
gedachte Fall tritt hier ein, da Bellagte ihrem Ge- 
ftändniffe zu Einl.⸗Punkt 1. und 3. Bl. — zufolge 
nicht blo8 das mehrerwähnte Berggebäude, fondern 
auch andere Immobilien unter ber Gerichtsbarkeit 
des Gerichtdamts E. befigt und zur Zeit des Ver— 
tragsabichluffes bereits beſeſſen hat. 

Inwiefern die Anwendung der particularrechte 
lichen Grundfäge über den vollen Landſaſſiat, welche 
zu demfelben Refultate führen würden, den Bl. — 
angeregten Bedenken unterliege, bedarf hiernadh feiner 
weiteren Erörterung. 

Zu Beſchwerde II. bis IV. Bl. —. 

Es ift nicht richtig, wie sub aa. Bl. — behauptet 
worden, daß in der Klage der im Namen und für 
Rehnung der Beklagten erfolgte Bertragsabfchluß 
lediglich ald Folgerung aus der Fafjung der Klag— 
beifuge B. aufgeftellt fei, das Vorbringe in Klag- 
abſchnitt 7 — 12. rechtfertigt diefe Behauptung Feines- 
wege, fie bliebe aber auch, felbft wenn fie richtig 
wäre, einflußlos. Denn daß bei unbefangener Be- 
trachtung der Klagbeifuge B. darüber fein Zweifel 
obwalten fann, der Marffcheider W. habe nicht im 
eigenen Namen und für eigene Rechnung, fondern 
in der dabei ausdrücklich angezogenen Eigenſchaft 
eines Bevollmächtigten der Beklagten contrahirt, haben 
die vorigen Inftangen mit Recht angenommen und 
die beftimmte, thatfächlich begründete Behauptung des 
Gegentheils ift von der Beklagten weder überhaupt, 
noch in der Maaße aufgeftellt worden, daß fie als 
Ausflucht zu betrachten und zu weiterer Ausführung 
nachzulaſſen gewefen wäre. 

Die Zulänglichkeit der in der Alagbeifuge A. ent« 
haltenen Vollmacht für die Legitimation des Marks 
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ſcheiders W. zum Abfchluffe des fraglichen Vertrags 
anlangend, verweiſt Man auf die Rationen Bl. —, 
denen nur no (zu Bl. —) die Bemerkung hinzu— 
zufügen ift, daß es einer weiteren Beziehung Klägers 
auf feine Kenntniß von dem beftehenden Auftrags: 
verhältniß nicht bedurfte, wenn er erwiefener Maaßen 
mit dem Bevollmächtigten als foldem in dem Bes 
teihe des auftragemäßigen Wirfungsfreifes contra= 
hirt hat. 

Zu Widerlegung der Ausftellung sub bb. ift 
auf das im Eingange der gegenwärtigen Rationen 
BDemerfte, und foviel das Vorbringen sub cc. Bl. — 
anlangt, auf die erfchöpfende Ausführung Bl. — zu 
verweilen, gegen welche Beklagte, abgejehen von dem 
unpaflenden Gleichniffe Bl. —, etwas Erhebliches 
vorzubringen nicht vermocht hat. Man hat in diefer 
Beziehung, wie zu dem Bl. — sub d. Gefagten zu 
erinnern, davon auszugehen, daß, wenn die Con— 
trahenten in Betreff der Dimenfionen und des Ge- 
wichts der in Klagbeifuge B. sub b. bezeichneten 
Lieferungsgegenftände wirklich in der dort ange- 
gebenen Maaße fi geeinigt haben, die dabei an- 
gegebenen Größen: und Gewidhtöverhältniffe nur als 
approrimative und ungefähre anzufehen find, der— 
geftalt, daß dem vernünftigen Ermeſſen des Fabri— 
fanten ein nad) der Befchaffenheit des Gegenftandes 
unter Berüdfichtigung aller einfchlagenden Umftände 
zu beftimmender Spielraum gelaffen ift. 

Daß Kläger ald Sadfundiger das ihm eins 
geräumte Ermeffen in unzuläfliger oder ungehöriger 
Weife ausgeübt und dadurch der bezüglicyen Ver— 
tragsdispofition zumwidergehandelt habe, läßt fich 
offenbar nicht vorausfegen, und wie daher bie zu 
dem ber Bellagten obliegenden Beweije des Gegen— 
theild davon auszugehen, daß Kläger der Bl. — 
hervorgehobenen Gewichtsdifferengen ungeachtet die 
BL. — facturirten Beträge zu fordern berechtigt fei, 
fo gereicht e8 mindeftens der Bellagten feineswegs 
zum Nachtheile, wenn die zweite Inftanz die Aus— 
legung der betreffenden Vertragsdispoſition je nad 
dem Ergebniffe des Beweid-, beziehentlich Gegens 
beweisverfahren® der Definitiventfcheidung überlaffen 
und ber Belflagten die Möglichkeit offen gehalten hat, 
eine Minderung des Libellats und in deſſen Folge 
ihre theilweife absolutoria zum Belaufe des Zuviels 
geforderten zu erlangen. Keinesfalld aber it Man 
in jetiger Inftanz veranlaßt, hierin noch weiter zu 
gehen und dem bezüglichen Borbringen der Beklagten 
die BL. — verlangte Bedeutung beizulegen. Beflagte 
bat im Laufe des erften Verfahrens eine dahingehende 
Behauptung, daß in Folge der Bl. — bemerften 
Abweihungen von den Zahlungsbeftimmungen in 
Klagbeifuge B. das Lieferungsobject ein anderes als 


das bedungene, ein für fie unbrauchbares fei, ober 
daß, und melde den Anſpruch Klägers mindernde, 
quantifieirte Schäden für fie erwachfen feien, mit 
Beftimmtheit und Deutlichfeit nirgends aufgeftelt, 
vielmehr die Differenzen der Klagbeifuge B. und K. 
nur ald formelle Gründe der Unftatthaftigfeit und 
Unfchlüffigfeit der Klage geltend gemacht, folgerecht 
fann von einem hierunter nachzulaſſenden Ausfluchts⸗ 
beweife nicht die Rede fein, wodurch jedoch felbfivers 
fändlich dem etwaigen Ergebniffe des directen Ges 
genbeweifes in der Bl. — angebeuteten Richtung, 
auf welche beide Parteien im Hinblid auf das zu 
befchaffende Beweismaterial noch befonders aufmerk- 
ſam gemadyt worden find, nicht präjubieirt if. 

Bon felbft erledigt fich hiernach der Bl. — sub dd. 
erhobene Einwand gegen den Zinfenpafius, rüdficht- 
lich deffen im Uebrigen der Argumentation Bl. — 
vollfommen beizupflichten geweſen ift. 

Zu Befhwerde V. Bl. —. 

Der Annahme erfter Inftanz Bl. —, daß Be 
Hlagte den Abfchluß des in Klagbeifuge B. enthalte 
nen Bertrags nur mit Rüdficht auf Die gegen bie 
Legitimation ihres Vertreters erhobenen Einwendun— 
gen geleugnet, mithin abgefehen von den letzteren 
zugegeben habe, ift im Allgemeinen beizupflichten. 
Jene Einwendungen find nun aber, wie bereitd von 
den vorigen Inftanzen ausgeführt, beziehentlich oben 
dargelegt worden, unerheblich, und wenn daher die 
Ausftellung gegen die vorgedachte Annahme erfter In— 
ftanz, auf welche Beflagte BI. — zurüdfommt, lediglich 
auf diejenigen Punkte des Bertrags bezogen werben 
fönnen, welche Bl. — verbunden mit Einl.Punkt 
289. 291. und 293. mit Beſtimmtheit und unums 
wunden geleugnet erfcheinen, fo bebarf es in biefer 
Hinfiht nur der Bemerfung, daß die erfte Inftanz 
darüber, ob fie auch diefe Punkte für zugeftanden 
erachte, BI. — ausdrücklich und unzweideutig ſich 
nicht ausgefprochen, vielmehr auf den Beweis des 
Grundes der Klage, foviel davon von der Be— 
flagten verneint worden, erfannt und daneben 
die Entſcheidung in Betreff des über einen Theil der 
Klage referirten Eides ganz fahgemäß zur Definitive 
ausgefegt hat, mithin der künftigen Beurtheilung 
der Sache in der hier fraglichen Beziehung in feiner 
Weife zum Nachtheile der Beklagten vorgegrifs 
fen ift. 

Was endlih Bl. — sub B. bemerft ift, bedarf 
als bloße Eonfequenz der vorausgegangenen, für uns 
erheblich befundenen Befchwerden feiner befonderen 
MWiderlegung, und ift, foviel die angebliche Beichrän- 
fung der Befugniffe W.’s, welche aus deffen Stellung 
als Schichtmeiſter der Beklagten ſich ergeben fol, 
nur noch zu gebenfen, daß die etwaige Heberjchreis 


tung feiner inftructionsmäßigen Befugniffe, welche 
Wn in feiner Stellung ald Schichtmeifter der Ber 
flagten zur Laſt fallen fünnte, dem Kläger am wenig⸗ 
ften in dem vorliegenden Falle zum Nachtheile ger 
reichen fann, In welchem W. gar nicht in feiner 
vorbezeichneten Eigenſchaft, fondern als der mit den 
umfafjendften Befugnifien bekleidete Bevollmächtigte 
der Bellagten mit dem Kläger contrahirt hat. 
Die Appellation Klägers betreffend. 

Kläger hat die Bl. — aufgeftellten, wider den 
teformatorifhen Theil des zweitinftanzlichen Erfennt- 
niſſes gerichteten Bejchwerden ohne alle Begründung 
und Ausführung gelaſſen, und es erfcheint daher 
ein nochmaliges Eingehen auf die Materialien der 
Sache in der bier fraglichen Richtung um fo un. 
nöthiger, ald den Gründen Bl. — unbedenflich bei— 
jutreten war. 

Die ausgefprocdhene Compenfation der Koften 
jebiger Inftanz rechtfertigt ſich durch die Erwägung, 
daß von beiden Theilen wider die vorige Entſcheidung 
remedirt worden iſt.“ 
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Begründung der Klage gegen einen Unmündigen, 
der ſich bei Abſchluß des Vertrags für mündig 
ausgegeben. 


Mitgetheilt von 
Herrn T. in D. 


Im Jahre 1863 meldete W. bei dem Gerichts— 
amte im Berirkögericht D. gegen Guſtav E. unter 
Ueberreihung folgenden Wechfels: *) 

Dresden, d.5. Mai 1860. Für 37 Thlr. 15 Ngr. —⸗. 
Am 1. Juli 1860 zahle ich für dieſen meinen Sola- 
Wechſel an die Ordre des Heren Inftrumentmacher 
W. die Summe von 

Sieben und Dreißig Thalern 15 Nor. —. 
Valuta baar empfangen und leifte zur Berfalfzeit 
prompte Zahlung nach Wechfelrecht. 

Auf mic felbft Zraugott €. 

hier und aller Orten. Guſtav E., als Bürge. 
Bagatellllage an auf Bezahlung von 37 Thlen. 
15 Nor. — nebit Zinfen des Verzugs von erhobener 
Klage an, unter dem Anführen, daß Bellagter wäh- 
rend feiner Unmündigfeit unter dem unwahren Bor 
geben, daf er mündig fei, ihm einen — ben obge— 
dachten — Wechfel über jenen Betrag ausgeftellt, 
und ibn dadurch veranlaßt habe, eine ihm von dem 


) der Mechfel felbit war wegen einer Nafur im Datum 
formell ungültig. 
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Bater des Beflagten, Traugott E., zur Sicherftellung 
wegen einer Schuld deffelben übergebenen Gehalte: 
quittung zurüdzugeben, hierdurch aber wegen ber 
fonftigen Zahlungsunfähigfeit des Vaters des Be- 
Hagten der Berluft dieſer Forderung ebenfalls im 
Betrage von 37 Thlen. 15 Nor. —⸗ herbeigeführt 
worden ſei. 

Die in den Verhandlungsterminen aufgenomme— 
nen Protofolle lauten beireffs der in der Ueberſchrift 
berührten Frage folgendermaaßen: 

„Bei Vortrag des bisherigen Acteninhalts wurde 
zweifelhaft, ob Die angeftellte Klage als eine Schä- 
denflage aus dem Betruge oder ald eine Klage auf 
Erfüllung des zwifchen den Parteien im Mai 1860 
behauptlich abgefchloffenen Buͤrgſchaftsvertrags auf 
Grund der Beitimmungen in Cap. 13. $. 5.7. 8. 
der Vormundfchaftsorbnung anzufehen fei, und er- 
Härte Kläger auf Befragen ausdrücklich, daß er ge: 
genwärtig auf Erfüllung dieſes Vertrags auf Grund 
der Bormundfchaftdorbnung, nicht aber auf Schaden- 
erfag auf Grund des Berrugs flage, und willigte 
Bellagter ein, daß hierunter troß des Textes Der 
Beftellzettel fofort und ohne daß dies als eine Klag— 
änderung angefeben werde, verhandelt werde. 

Was die Klagbegründung anlangt, fo erflärte 
Kläger: 

Er habe dem Traugott E. auf deffen Verlangen 
am 18. December 1857 ein baares Darlehn von 
36 Thlen. —⸗ —⸗ gewährt, derfelbe habe fie in 
Empfang genommen und darüber quittirt. Beflagter 
geftand dies zu. 

Kläger fuhr fort: Traugott E. habe ihm zu 
Anfang Mai 1860 diefes Darlehn von 36 Thlen. 
— —, und außer dieſem mehrere Heine Darlehne 
von zufammen 1 Thlr. 15 Ngr. —⸗ geſchuldet und 
ihm dafür eine gleich hohe Gehaltsquittung verpfän- 
det gehabt. Derfelbe habe diefe Quittung zurück— 
haben wollen und ihm dafür Anfangs Mai 1860 die 
Austellung eines Wechſels über eine gleich hobe 
Summe und die Bürgfchaft feines Sohnes Guftav 
E., des Beklagten, angeboten, auch auf Befragen 
ihm verfichert, fein Sohn ſei mündig und wechfels 
fähig, er befleide einen öffentlichen Poſten, dies fei 
nicht möglich, wenn er nicht mündig wäre. Einige 
Tage darauf, ebenfalls Anfangs Mai 1860, fei Ber 
flagter zu ihm gefommen, habe ihm den dem Gericht 
überreichten Wechfel übergeben, ihn gebeten, ihm 
dagegen die Gehaltsquittung feines Vaters auszu- 
bändigen und ihm verfprochen, daß er ald Bürge 
für richtige Einlöfung des Wechſels und Zahlung 
der 37 Thlr. 15 Ngr. —⸗ zum 1. Juli 1860 ein- 
ftehen wolle. Er habe nun den Bellagten gefragt, 
ob er auch mündig und wechjelfähig fei, derjelbe ihm 


aber hierauf ganz fo, wie fein Vater es gethan, ver: 
fihert, daß er mündig und ſelbſtſtaͤndig fei, gr fönne 
feine Stelle gar nicht befleiden, wenn er nicht wirk— 
lid} mündig fei. Darauf hin habe er dem Bellagten 
die fragliche Gehaltsquittung ausgehändigt. 

Beflagter geftand hieran nur zu, daß er zu der 
angegebenen Zeit zu Klägerm gefommen fei, und 
zwar auf Veranlaffung feines Baters, und demjelben 
den dem Gericht überreichten Wechfel gegen Rüdgabe 
einer Öehaltsquittung feines Vaters überreicht, auch 
auf Befragen Klägers, ob er mündig fei, dies bejaht 
habe, jedoch nicht berrüglicherweife, fondern weil fein 
Vater ihm gejagt habe, daß er mündig und diefe 
wechjelrechtlihe Verbindlichkeit zu übernehmen fähig 
jei, da er ald Beamter vereidet fei, Died aber nicht 
möglich fein würde, wenn er nicht verpflichtungs— 
fühig wäre. 

Daß er im Jahre 1860 noch unmündig gewefen, 
geftand Beflagter zu, er feugnete aber das übrige 
Vorbringen des Klägers, befonders, daß er fich in 
anderer Weife, ald durch Unterzeichnung des Wech— 
feld ald Bürge, verbürgt habe und gab dem Kläger 
den ihm über das Flägerifche Anführen angetragenen 
Eid zurüd.” ac. 

In einem fpätern Berhandlungstermine war noch 
Folgendes zu ‘Protokoll genommen worden: 

„Kläger erklärte auf Befragen, ob er behaupten 
und nachweiſen fünne, daß Bellagter, als er die be- 
hauptete Buͤrgſchaft ausgefprochen, gewußt habe, er 
fei unmündig, und fich wider die Wahrheit und bes 
trüglicherweife für volljährig ausgegeben habe; daß 
er das factum internum, daß Beflagter gewußt, daß 
er unmündig fei, zwar behaupte, aber ald factum 
internum au erweilen nicht im Stande fei, fowie daß 
er das Berrügliche in der Handlungsweife Beklagtens 
gleichfalls behaupte und wegen des Beweifes auf den 
Zufammenbang der Berhälinifje fich berufe, aus denen 
es hervorgehe. 

Ferner erflärte er, daß er auch durch die Angabe 
Beklagtens, er fei mündig, verleitet worden fei, mit 
ihm jenen Vertrag abaufchließen, und daß er ſich zu 
deiten Erweiſe gleidialls auf den Zufammenhang 
der Thatfachen beziehe, nicht minder, daß er bereit 
fei, den in der Bormundichaftsordnung Cap. 13. 
$. 7. geforderten Eid zu leiften. 

Bellagter verneinte dies, und befonders, daß Die 
vorftchend behaupteten Thatfachen durch den Zuſam— 
menbang der Berhältniffe erwiefen würden”, 

Der übrige Inhalt der Protokolle bezieht ſich auf 
Punkte, welche Die vorliegende Frage nicht berühren. 

In erſter Inftanz wurde die Klage fahlechter- 
dings abgewiefen, und in ben Entſcheidungs— 
gründen hierüber Folgendes bemerkt: 
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%. „Bei Beantwortung der dritten Frage bat 
man davon auszugehen, daß die angezogene Beftim- 
mung der Vormundſchaftsordnung einen doppelten 
Zwed verfolgt. Einmal nämlich jegt fie den Verluſt 
der Wiedereinfegung in den vorigen Stand ald Strafe 
für diejenigen Unmündigen feft, welche betrüglicher 
Weife ihrem Mitcontrahenten gegenüber fich für müns 
dig ausgegeben, und ihn dadurch zum Bertragsfchlufie 
verleitet haben, auf der andern Eeite aber dient dieſe 
Beftimmung aud dazu, den Irtthum, in welchen 
der Mitcontrahent durch das betrügliche Gebahren 
ded Unmündigen verfegt worden ift und die durch 
denfelben für den Gläubiger hervorgerufenen Nach— 
theile wieder auszugleichen. 

Dagegen fann es feinesfalld in der Abſicht des 
Geſetzgebers gelegen haben, daß der volljährige Mit— 
contrahent des Unmündigen durch diefe Beftimmung 
berechtigt werde, weniger Sorgfalt bei Ermittelung 
der perjönlichen und fonftigen Berhältniffe des Uns 
mündigen anzuwenden, als dies bei Abjchluß eines 
Vertrags mit einem Dritten feine Schulvigfeit ges 
wefen fein würde. Es ift deshalb bei Beuriheilung 
von dergleichen Verträgen auch bier die in 

l. 19. D. de R. J. (50. 17.) 
ausgefprochene allgemeine Regel zum Grunde zu 
[egen, daß Jeder mit den perfönlichen und fonftigen 
Verhältnifien desjenigen, mit welchem er einen Ber- 
trag abjchließt, fich befannt machen muß, und daß 
ihn der Nachtheil trifft, wenn er hierbei nicht jorg« 
fültig au Werfe gegangen. Es muß alfo durch irgend 
welche betrügerifhe Veranftaltungen des Unmündigen 
defien Mitcontrahent der von ihm angemwendeten ge= 
hörigen Borficht ungeachtet geräufcht und in einen 
entſchuldbaten Itrihum, justus error, verfegt worden 
fein, wenn die angezogene Borjchrift der Bormunds 
ſchaftsordnung ſoll angewendet werden fönnen. 

vgl. Kind, quaest. for., ed.2.t. IV. c. 12. p. 54. 

Hier nun läßt ſich allerdings dem Kläger nach 
feiner eigenen Sachdarftellung der Vorwurf machen, 
daß er im vorliegenden Falle durch Befragung des 
verftorbenen Hauptſchuldners, wie des Bellagten 
jelbft, alfo zweier bei der Sache hauptfächlich interefs 
firter Perfonen, nicht die geeigneten Maaßregeln 
ergriffen habe, um fih über das Alter und die Ver— 
fügungsfähigfeit des Bellagten, nachdem fein Miß— 
trauen nad) feinen eigenen Angaben hierüber wach 
gerufen war, Gewißheit zu verfchaffen, vielmehr wäre 
es feine Pflicht geweien, die Herbeifchaffung obrig— 
feitlicher Zeugniffe über das Alter des Beflagten zu 
verlangen oder fonft unverdächtige Perfonen zu bes 
fragen. 

Da diefe Vorfchrift der VBormundihaftsorbnung 
aber auch zugleich eine Strafe für die Unmündigen 
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enthalten fol, und zwar eine Strafe für ihr betrüge: 
rifches Gebahren bei Abflug des Vertrags, quum 
malitia suppleat aetatem, 

ce. 3. Cod. si minor se maj. (2. 43.) 
jo it zu Begründung der Klage des Mitcontrahen- 
ten unbedingt die Behauptung und der Beweis der 
malitia nothwendig, weil nur erft deren Griftenz ihn 
zur Anftellung der Klage auf Erfüllung berechtigt, 

vgl. Kind, 1. e. pag. 54. 

Gottschalk, disc. for., ed. 2. t.L c. 9. pag. 

105. 112. 
und das Vorhandenjein einer folchen Arglift fchon 
nad allgemeinen ®rundfägen nicht vermuthet wird. 
Ob und inwieweit nun Kläger im vorliegenden 
Falle auch hinfichtlich diefes Punktes den Erforder— 
niffen genügt hat, fann dahin geftellt bleiben, da die 
Abweifung der Klage fchon durch das oben Aus: 
geführte gerechtfertigt wird.’ ıc. 
Das Königl. Appellationdgericht zu Dres: 
den dagegen reformirte den voritehenden Befcheid 
und verurtheilte den Bellagten, dafern Kläger annoch 
mittelft folgenden Eides verfichern und 
daß, als ihm zu Anfang des Monats Mai des 
Jahres 1860 Bellagter den auf der zweiten 
Seite des dritten Blattes der Acten in Abfchrift 
befindlichen Wechfel überbracht, und auf feine, 
Klägers, Frage, ob er, der Beklagte, auch müns 
dig fei, ihm verfichert habe, daß er mündig fei, 
er Bellagten damals wirflid für mündig ge— 
halten habe, 

ſchwoͤren würbe. 

In den Entfheidungsgründen war über diefe 
Frage gelagt: 

% „Wenn nun Bellagter bei dem erwähnten 
Geſchäfte, wie er gedachtermaaßen zugeftanden, der 
Wahrheit zuwider gegen den Kläger für mündig ſich 
ausgegeben hat, fo fann man fein Bedenken tragen, 
auf diefen Ball die Beftimmung ber 

allgem. Borm.-Drdn. Cap. 13. $. 7. 
anzuwenden. Denn wenn Bellagter Bl. — hat bes 
baupten wollen, daß er ſich bei der fraglichen Ges 
legenheit nicht betrüglicherweife für mündig aus« 
gegeben, fo ift er Damit um deswillen nicht zu hören, 
weil der Natur der Sache nad; vorauszufegen ift, 
daß er zur damaligen Zeit, wo er nach Ausweis ber 
Beilagsacten bereits in feinem 19ten Jahre geftan- 
den, au, wie er Bl. — ſelbſt angegeben, eine 
öffentliche Anftelung gehabt hat, jowohl fein Alter, 
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ald auch, was unter Mündigfeit zu verftehen ſei, 
gefannt habe, zumal derfelbe auch, daß er hierüber 
in Unfennmiß gewefen fei, gar nicht behauptet und 
noch weniger Umftände angeführt hat, aus welchen 
geichloffen werben fünnte, daß er fi in einem dies— 
fallfigen entſchuldbaren Irrthume befunden habe. 
Hiernächft ift aber auch der vorigen Inftanz nicht 
beizuftimmen, wenn diefelbe BI. — angenommen hat, 
Kläger fönne fih auf die oberwähnte Beſtimmung 
der Vormundſchaftsordnung um deswillen nicht be 
rufen, weil er nach feiner eigenen Sachdarſtellung 
fih mit dem ihm von feinem Hauptſchuldner, dem 
Bater des Bellagten, und von Lepterem ſelbſt gege- 
benen Verfiherungen begnügt und unterlaffen habe, 
ſich noch Durch Herbeifchaffung obrigfeitlicher Zeug- 
niffe oder Befragung anderer unverbächtiger Perfo- 
nen Gewißheit über Beflagtens Alter zu verfchaffen. 
Denn in der mehrangezogenen Geſetzesſtelle ift gefagt, 
daß, wenn ein Unmündiger fi) betrüglicherweife für 
mündig ausgegeben, und dadurch den Andern, mit 
ihm zu contrahiren, verleitet hätte, diefer aber hier— 
über noch, daß er ihn wirklich für 'mündig gehalten 
habe, vermittelft Eides beftärfe, der Handel für zu 
Recht beftändig erachtet werden fol. Zum Eintritt 
diefer Wirfung wird alfo bier nicht einmal erfordert, 
daß ber Unmündige bei einem ſolchen Gefchäfte vors 
ber über fein Alter befragt worden fei, noch weniger 
fann daher erforderlich fein, daß der Mitcontrahent 
nod auf andere Weife über das Alter des Unmün- 
digen ſich Gewißheit zu verfchaffen bemüht geweſen 
fein müffe. 

Wie nun nad Vorftehendem die mehrerwähnte 
Geſetzesſtelle allerdings als auf den vorliegenden Fall 
anwendbar zu betrachten und darnach der Buͤrg— 
ichaftsvertrag, auf welchen Kläger feine Klage geftügt 
hat, den Erweis feines Abfchluffes vorausgefegt, für 
zu Recht beftändig zu achten ift, jo 2c.” 
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Actio de pauperie. — Auslegung des Art. 40. 
Buch II. des Sachſenſpiegels. — Schmerzensgeld 
nach Altenburgiſchem Rechte. 


Mitgetheilt von 


Herrn Appellationsrath Dr. Haaſe 
in Altenburg. 


Die ledige Chriſtine V. von R. überreichte beim 
H. Gerichtsamt II. zu A. am 25. Juli 1863 eine 
Klage, welche weſentlich Folgendes vorftellte: 

Sie habe fi am 15. September v. J. auf dem 
Sahrmarfte zu S., und zwar auf dem von der borti- 
gen Poſt aus nach der Kirche zu gelegenen freien 
Plage, inmitten im Menfchengedränge befunden, denn 
der Markt fei ſtark befucht gewefen. Da fei in ber 
von 9. her nah der Poſt zu führenden Straße ber 
Mühlenbefiger Julius G. von S. mit feinem zwei- 
fpännigen Geſchirr daher gefahren gefommen. An 
der Ede des K.'ſchen Haufes feien die G.ſchen Pferde 
plöglich fcheu geworden und hätten um die Ede herum 
nad) der Stelle zu gedrängt, an der fie fidy befunden 
habe. Sie habe vergebens verfucht zu entfliehen, 
fei durch einen heftigen Stoß der Wagenbeichfel zu 
Boden geworfen worden und habe mehrere Verwun— 
dunger erlitten, wegen deren fie den Arzt babe 
brauchen muͤſſen und 52 Tage arbeitsunfähig gewor— 
den fei. Sie beanfpruche deshalb 21 Thlr. 15 Ngr. 
— Schadenserſatz (wie auch genauer fpecificitt wur⸗ 
den) und ein nad) richterlichem Ermeffen zu beftim» 
mendes Schmerzengeld. 

Der Beklagte verfuchte die factifchen Behauptun- 
gen der Klage zu leugnen, indefjen wurden fie durch 





Vene Folge Bwölfter Jahrgang. 


die vernommenen Zeugen mit Ausnahme der Höhe 
der Schäden, über welche Alägerin den Eid antrug, 
den Bellagter annahm, allenthalben erwiefen. Dabei 
fellten die Ausfagen der Zeugen jedoch zugleich noch 
feft, daß die Zügel der Pferde nicht von ©. felbft, 
fondern von feinem auf dem Bode figenden Dienft- 
fnecht K. geführt worden waren, und daß das Scheu- 
werden ber Pferde höchft wahrſcheinlich nur durch 
das Erfchreden derfelben über einen ftarfen Schlag 
auf die große Trommel einer in der Nähe fpielenden 
Mufifbande und durch das damit zufammenfallende 
Klirten der Beden veranlaft worden war. 

Mit Bezug auf Letzteres opponirte Beflagter der 
Klage, daß nicht er, fondern nur die Mufifbande 
als Urheberin des Schadens zum Erſatz verpflichtet 
fei, zumal es in der Natur des Pferdes liege, daß 
es fich bäume, wenn es Trommelfchlag höre. Ueber- 
dies wurbe auch auf den Umftand hingewiefen, daß 
der Dienſtknecht K. die Pferde regiert habe. 

Der letztere Umftand veranlaßte die erfte Inſtanz, 
die Alage mittelft Befcheives vom 2. Mai 1864 
abzumweifen. In den Gründen wurde dafür ange- 
geben: 

„Der vorliegende, nad den Grundſätzen ber 
römifchen actio de pauperie geltend gemachte Klag- 
anfpruch leidet an dem für denfelben durchaus ents 
fcheidenden Fehler, daß er gegen einen falfchen 
Beklagten gerichtet ift. Denn die actio de pauperie 
fann nach Buch II. Art. 40, 8. 4. des Sachfen- 
fpiegels in Fällen, wie der vorliegende ift, nicht an 
erfter Stelle gegen den Eigenthümer der beſchaͤdigen⸗ 
ben Thiere, fondern vielmehr nur gegen denjenigen 
angeftellt werden, unter defien Obhut zur Zeit ber 
Beſchaͤdigung die Thiere fi befanden. Aus der 
Ausfage des Zeugen K. geht nämlich, in Ueberein- 
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fimmung mit den Behauptungen der Parteien ſelbſt 
hervor, daß, ald das G.'ſche Geſchitr an dem frag. 
lihen Zage in ©. einfuhr und der den Grund ber 
Klage bildende Unfall fih ereignete, Gottfried K. 
die Zügel der Pferde geführt hat. Es befand ſich 
alfo das Geſpann nicht in der Obhut des Beflagten 
felbft, und es ift daher nach jener praftifch gültigen 
Gejegeöftelle Julius ©. der falfche Beklagte. Cine 
Verfhuldung des Beklagten ift von der Klägerin in 
der Klagſchrift nicht behauptet worden, fondern ed 
ift Tegtere nur darauf geftügt, daß der Bellagte 
Eigenthümer des befhädigenden Pferdegefpanns war. 
Auch fonnte G. weder vorherjehen, daß ein derartiger 
Unfall gefchehen werde, noch war er in den entjcheis 
denden Augenbliden im Stande, denfelben abzumeh- 
ren, Die Aquilifhe Klage findet nur gegen ben 
Statt, der durch ein pofitives Verfchulden die Bes 
fhäpdigung, fei ed unmittelbar oder mittelbar, ver- 
anlaßt bat; bei einem Durch bfoße Unterlaffung aber 
herbeigeführten Schaden greift die Klage nicht Platz. 
Die Klägerin hat ſich fchließlich auf den im 
Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, Jahrg. 1862. 
©. 394 fig. 
befprochenen, angeblih dem vorliegenden analogen 
Fall begogen, der mit Berurtheilung des Eigenthü— 
mers des bejchädigenden Thieres endigt; es befteht 
indeffen ein Anterfchied zwiſchen diefem und jenem 
Balle, und zwar liegt derjelbe darin, daß dort das 
befchädigende Thier ſich, ehe es die Verlegungen 
anrichtete, ohne nachweisbare Verfchuldung des mit 
dem Hüten des Viehes betrauten Hirten der Gewalt 
des leßtern entzogen hatte, ſich alfo nicht mehr unter 
der Obhut des Lepteren befand, während hier K. die 
Pferde nad feiner eigenen Angabe immer feit im 
Zügel gehalten hat. Bei Beurtheilung des vorlie— 
genden Streitfalles glaubte man vielmehr in dem 
©. 499 flg. des Jahrgangs 1856, jo wie in dem 
©. 399 flg. Jahrgang 1846 des cit. Wochenblatts 
aufgeführten und bejprochenen Kalle ein Analogon 
finden zu müfjen.” 

Auf dawider von Seiten der Klägerin eingewen— 
dete Appellation erfannte das H. Appellations— 
gericht au Altenburg wefentlid; reformirend, indem 
ed vielmehr durch einen unterm 10. Juni 1864 er- 
theilten Befcheid Bellagten, Einwendens ungeachtet, 
für ſchuldig erachtete, der Klägerin die libellirten 
Grfaganfprüde mit 21 Then. 15 Nor. —⸗ zu ge 
währen, infofern nicht Beflagter deren behauptete 
Höhe mittelt des von ihm acceptirten Schiedseides 
abzulehnen vermödte, und nur den Anſpruch auf 
Schmerzensgeld als in jedem Falle hier unftatthaft 
aberfannte. Dies geſchah unter Beifügung folgender 
Gründe: 


— — — 


„Man hat der vorigen Inſtanz darin beipflichten 
muͤſſen, daß bie erhobene Klage ſich nur als eine 
actio de pauperie auffaffen läßt; allein als ſolche 
erjcheint fie auch ftatthaft, und insbeſondere fann 
die Vorfchrift in Buch II. Art. 40. $. 4. des Sadı- 
fenfpiegels als ein Hinderniß deflen, daß der Beklagte 
wegen der fraglichen Schädensanfprüche tenent fei, 
nicht angefehen werben. 

Der Gefichtspunft der actio de pauperie ergiebt 
fih aus dem Grunde als der einzig zuläffige, weil 
die Klage fi) nirgends auf eine dem Bellagten zur 
Laft fallende Berfchuldung berufen hat; auch läßt die 
über den Borfall vorgenommene Beweiserörterung 
eine ſolche Berfchuldung in der Perfon des Bellagten 
nicht erkennen. Zwar hat die Klägerin in diefer Hin- 
ficht wiederholt geltend zu machen gefucht, daß ber 
angerichtete Schaden vom Beflagten wohl hätte ver- 
mieden werben fönnen, wenn er ben Ort des Jahr- 
markts noch vor dem Beginne des eigentlichen Ges 
tuͤmmels zu erreichen gefucht, oder wenn er einen 
Ummeg eingefchlagen hätte, oder wenn er beim 
Unruhigwerden der Pferde fofort abgeftiegen wäre, 
und felbft die Zügel der Pferde ergriffen oder Jemand 
aus der Menge aufgerufen hätte, um die Pferde zu 
führen. Allein fo wenig in Abrede genommen wer- 
den foll, daß unter gewiffen Umftänden hierauf eine 
culpa und damit die Verpflidtung ex lege Aquilia 
begründet werden fann, zumal diesfalls ſchon der 
geringfte Grad der Verſchuldung ausreicht, um eine 
ſolche Haftpflicht berzuftellen (1. 44. pr. Dig. ad leg. 
Aqu., IX. 2.), fo läßt fih dies doch nach Allem, 
was hier vorliegt, nicht annehmen. in ländlicher 
Guröbefiger, der ruhig — denn daß der Beflagte 
etwa jchneller als gewöhnlich gefahren wäre, ift nir- 
gende behauptet worden — mit feinem Geſchitr zum 
Jahrmarkt führt und dabei auf eine von Menſchen 
ftarf bejuchte Straße kommt, kann um deswillen 
allein, daß er nicht vom Wagen fteigt oder die Pferde 
führen läßt, noch nicht als culpose handelnd betradh- 
tet werben. Der Fall ift ganz demjenigen ähnlich 
zu behandeln, weldyen 

1.1. 8. 5. Dig. h. t. (IX. 1.) 
entfcheidet. Wie nach diefer Stelle für den Scha- 
den, ben ein befonderd bödartiger, von einem Andern, 
ald dem Eigenthümer geführter Hund angerichtet hat, 
nur für den Fall, den Beftimmungen der lex Aquilia 
gemäß, derjenige, qui canem tenebat, und nicht der 
Eigenthümer verhaftlich erflärt wird, si (canis) con- 
tineri firmius ab alio potuit, vel si per eum locum 
induci non debuit, fo hätte ſich die Klägerin, um 
ihre Klage ex lege Aquilia zu fundiren, mindeftens 
noch darauf berufen müffen, daß die Pferde des 
Bellagten befonderd wild gewejen feien und daß hier 


nach ein Abfteigen vom Wagen oder ein Führen ber 
Pferde durch herbeigerufene Leute geboten geweſen 
fei, oder etwa daß ein Verbot beftanden habe, wäh- 
rend des Jahrmarktes diefe Straße nicht oder mur 
unter ganz befonderen Vorfichtsömaaßregeln zu ber 
fahren. Die Klägerin hat fich aber weder auf eine 
befondere Wildheit der Pferde, noch auf ein folches 
Verbot berufen können. Im Gegentheil ergiebt fich 
aus der Klagfchrift, daß der Bellagte die von A. 
nach der Poſt, alfo einem Orte zu, wo immer Pferdes 
verkehr ift, führende Straße gefahren if. Ebenfos 
wenig brauchte die angebliche Nähe einer Muſikbande 
den Bellagten zu befondern Borfichtsmaaßregeln zu 
veranlaffen, da nicht anzunehmen ift, daß gewöhn- 
liche Wagenpferde durch den Lärm einer foldhen ohne 
Weiteres jo irritirt werden, daß fie in die Höhe 
geben, auch nicht einmal feftfteht, daß Beklagter die 
Nähe diefer Mufitbande ſchon vor dem Unglüde be- 
merft habe oder hätte bemerken fönnen. 

Wenn alfo hiernach der Gefichtspunft der actio 
de pauperie nad) den Umftänden hier als der einzig 
zutreffende erfcheint, fo reicht aber diefer Geſichts— 
punft auch vollftändig aus, die Haftpflicht des Bes 
flagten zu begründen. Diefe Haftpflicht fegt nicht 
mehr voraus, ald daß der qu. Schaden durch ein 
gezähmtes Thier vermöge einer bei feiner Gattung 
fonft nicht gewöhnlichen Wildheit (contra naturam 
sui generis) und ohne Zuthun eined Andern ver- 
urfacht worden, und daß der Betreffende im Augen- 
blide der Schadenftiftung Eigenthümer dieſes Thieres 
geweſen fei, auch deffelben nach erlangter Kenntnif 
von dem angeftifteten Schaden ſich nicht entäußert 
habe. Daß nun ein Pferd, welches zum Gebrauch 
als Wagenpferd eingerichtet ift, contra naturam sui 
generis handelt, wenn. ed bei einem ftärferen Ge— 
räuſch in der Weife bäumt, daß es Menfchen umreißt 
und Berfaufsftände zerbricht, kann nicht bezweifelt 
werden, 

vgl. Zeitfcheift für Rechtöpfl. u. Verw., N. 8. 

Br. IV. ©. 333. 

auch muß jedenfalls, wenn ſchon die Klage dies nicht 
ausdrüdlic behauptet hat, doch bei dem Mangel 
jeglichen, vom Bellagten in diefer Hinficht erhobenen 
Widerfpruchs angenommen werben, daß der Beflagte 
das Eigenthbum an dem gedachten Pferde nach dem 
angerichteten Schaden nicht aufgegeben hat. Ebenfo 
ift nach den Umftänden nicht als erwiefen zu erachten, 
als womit Beflagter und Appellat fi feiner Haft 
pflicht entbrechen zu fünnen vermeint hat, daß eben 
bier ein Zuthun eines Andern vorliege, indem nad 
den Ausfagen ber Zeugen das Scheumwerden des 
Pferdes feinen Grund in dem Lärm der nahen Mufif- 
bande gehabt habe. Denn immerhin muß doch, wenn 
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durch ein foldhes Zuthun als eine instigatio alterius 
(. 1. $. 6. Dig. h. t.) die actio de pauperie aus⸗ 
gejchloffen werben foll, ein ſolches Thun des Andern 
vorausgefegt werben, welches dem Andern auch zur 
Laft gelegt werben kann und eine feinerfeitige Haft⸗ 
pflicht hervorzubringen im Stande ifl, mithin, da dies 
wiederum nur bei vorhandener culpa anzunehmen ift, 
ein ſolches, welches ſich ald ein culpofes Verhalten 
darftellt. Allein eine ſolche eulpa fann der Mufif- 
bande wiederum offenbar nicht ohne Weiteres bei ' 
gemefien werden. Denn dergleichen Banden machen 
nur von einer ihnen ertheilten Erlaubniß Gebrauch, 
wenn fie auf Jahrmärkten an öffentlichen Drten aufs 
fpielen, und es ift nicht vorauszuſetzen, daß fie bei 
jedem Nahen eines Wagens aufhören müßten, weil 
möglicher Weife unter den Pferden deffelben ſich eins 
befinden fönnte, dad wider die Regel ſolche Jahı= 
marftömufif nicht vertragen fann. 
Nur aus der Beftimmung in Bud IL Art, 40. 
8. 4. des Sachſenſpiegels fünnte daher etwa noch 
ein Ginwand entnommen werben, ber allenfalld ger 
eignet wäre, biefe Haftpflicht von dem Bellagten 
hinweg zunächft auf feinen Knecht zu waͤlzen. Allein 
man hat auch diefen Einwand für untriftig erachten 
müffen, weil nad) den Worten ber citirten Stelle der 
Verfaffer des Sachfenfpiegeld offenbar ganz andere 
Fälle im Auge gehabt hat, als wie er hier vorliegt. 
Die Stelle mat nur alddann den Anecht oder das 
Gefinde vor dem Eigenthümer des Viehes verant- 
wortlich, wenn das Vieh „binnen des Knechtes oder 
Gefindes Hude” gewefen ift. Dies kann ſchon nad) 
der fprachlicden Bedeutung von „Hut“ und „Hüten‘ 
doch nur von folchen Fällen verftanden werden, in 
denen das Vieh dem Knecht oder Gefinde felbftftändig 
zur Aufficht übergeben worden ift. Eine ſolche „Hude“ 
ift Daher allerdings wohl da anzunehmen, wo Dienſt⸗ 
fnechte beauftragt worden find, allein mit den 
Pferden auswärts zu fahren, und aus diefer Rüds- 
fit hat in dem im 
Wochenblatt für merfw. Rechtäf., Jahrg. 1856. 

Nr. 84. ©. 499 fig. 
mitgetheilten Falle erfannt werben müflen, daß bie 
betreffende Schädenflage zunaͤchſt gegen bie Dienft 
fnechte des Eigenthümers und nicht fofort gegen den 
Eigenthümer felbft zu richten fei, fo wie dies auch 
in mehreren ähnlichen Fällen von Königl. Sächſi— 
chen Spruchbehörden 

vgl. Wochenblatt für merfw. Rechtsf., Jahrg. 

1846. ©. 399., Jahrg. 1849. ©. 279., Jahrg. 

1854. ©. 325. 
gefchehen ift. Dagegen läßt fich von einer ſolchen 
Hut des Gefindes oder Knechtes da nicht ſprechen, 
wo die Dienftherrfchaft felbft fich im Wagen befindet 
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und der Knecht unter unmittelbarer Aufſicht und 
Praͤſenz derfelben nur die Zügel führt. In einem 
derartigen Falle fällt felbft der Grund, welcher zu 
ber Ausnahme des Art. 40. cit. die Beranlaffung 
gegeben hat, daß nämlich die Dienftherrfchaft, wenn 
das Vieh unter des Gefindes Hut ift, genöthigt ift, 
fi auf die ordentliche Aufiihtsführung des Geſindes 
zu verlaffen, hinweg. Insbefondere muß bied dann 
angenommen werden, wenn aus den Umftänden zu 
entnehmen ift, daß die Dienftherrfchaft auch felbft 
mit der Aufficht über folches Bieh vertraut und daber, 
beifpielöweije beim Bahren mit ven eigenen Pferden, 
im Stande ift, nöthigenfall® auch ſelbſt Anweijung 
über die Art und Weife, wie der Kutfcher die Pferde 
au lenken habe, zu ertheilen oder wohl gar felbft vie 
Zügel zu ergreifen. Dies ift aber hier der Fall. Der 
Beklagte, ein Mühlenbefiger, ift felbft im Wagen 
gewejen; der Schaden ift daher in unmittelbarer 
Gegenwart des Eigenihümers des Geſchirrs, und da 
der Beklagte als ländlicher Grundbeſitzer offenbar 
auch mit Pferden umzugehen weiß, unter Umftänden 
geſchehen, unter welchen die Leitung der ‘Pferde durch 
den Knecht nicht als eine felbftftändige Aufiicht defs 
felben, fondern nur als eine Hülfe für den Dienft- 
heren betrachtet werben fann. Die Klage drüdt fich 
daher au ganz bezeichnend darüber dahin aus, 
dag — nicht der Knecht des Bellagten, fondern — 
daß der Beflagte mit feinem Geſchitr daher gefah- 
ren gefommen fei, und es fann deshalb auch nur 
ver Bellagte als der eigentlih und unmittelbar 
zum Erſatz des Schadens Berpflihtete angeſehen 
werben. 

Aus diefen Gründen ift daher, unter Wiederaufs 
hebung des vorigen Beicheides, der Beflagte zu ver 
urtheilen gewejen, infofern er nicht, was ihm nad) 
der Mcceptation des darüber deferirten Schiedseides 
freigulaffen war, eidlich abzulehnen vermöchte, daß der 
Klägerin die von ihr libellitten Schäden überhaupt 
nicht erwachien feien. 

Bon diefen Anfprüchen der Klägerin hatte man 
nur den beiläufig in unbeftimmter, dem richterlichen 
Ermefien überlaffener Summe geforderten Anſpruch 
auf Schmerzensgeld unberüdfichtigt zu lafien. Die 
Klage ift, wie fchon erwähnt, nur als eine actio de 
pauperie aufzufafien. Haben nun auch mandıe 
Rechtolehrer, wie 3. B. 

Eurtius, Handbuch des Königl. Saͤchſ. Eivilr., 
Th. IIL $. 1162. 
die Zuläfligfeit eines ſolchen Schmerzendgeldes bei 
der actio de pauperie angenommen, fo hat doch die 
neuere jächftjche ‘Braris, 
vgl. Wochenblatt für merkw. Rechisf., Jahrg. 1855. 
©. 263., Jahrg. 1862. ©. 400. 


ausgehend von der Anficht, daß der diesfallſige Ans 
fpruch nicht fowohl eine Entfhädigung bezwedt, als 
vielmehr den Charakter einer befondern Privatitrafe 
at, 
i Gaubdlig, in Bd. IV. der Zeitfchrift f. Rechtöpfl. 
u. Verw., R. 5. S. 358 fig. 
vgl. auch Glüd, Eommentar zu d. Pand., Th. X. 
©. 301. u. 388. 
Puchta, Lehrbuch der Pand., $. 388. 
Sintenis, praft. Eivilreht, Bd. II. $. 125. 
Rote 21. 
Arndts, Lehrbuch der Pand., $. 314. Anm. 2. 
Seuffert, Archiv für Entfcpeidungen, Bd. IV. 
Nr. 227. ©. 364. 
fih mit mehr Grund gegen biefe Zuläffigfeit erflärt 
und die Zuerfennung des Schmerzengelves auf den 
Fall dolofer oder culpofer Körperbefchädigungen ein» 
gefchränft. Dies ift für Altenburg um fo mehr 
ald das Richtige anzunehmen, ald auch die einzige 
Stelle, weldye in der Particulargefeggebung für das 
Herzogthum des Schmerzengeldes gedenft (Art. 140 
— 142. des Griminalgefegbuches vom 3. Mai 1841), 
deffelben nur für die mit einer abſichtlich oder aus 
Fahrläffigfeit zugefügten förperlichen Verlegung ver- 
bundenen Schmerzen Erwähnung thut; ſ. auch 
Heimbach, Lehrbuch des particulären Privatrechts, 
$. 259. Note 7." 


74. 
Zur Lehre von den Erbverträgen. 


Mitgetheilt von 
Herrn 2 in P. 


Beim Gerichtsamte P. erhob W. €. verehel. 8. 
geb. 8. in S. am 6. Februar 1863 gegen den Gutes 
beiger 8. W. & in B. folgende Klage: 

Befage des sub A. in Abjchrift beigefügten, am 
2. October 1860 notariell aufgenommenen, unterm 
3. October 1860 ausgefertigten und künftig im 
Driginale zu produeirenden Kaufcontracis hat Be— 
Eagter von feinem Vater ©. L. das im Dorfe B. 
unter No. 1. des Brandverficherungsfatafters und 
Fol. 1. des Grund» und Hypothekenbuchs für B. 
eingetragene, in ber diefem Gontracte unter O beis 
gefügten Gonfignation näher bejhriebene Bauergut 
nebft den pertinentialiter dazu gehörigen Grund» 
füden, ingleihen verſchiedenen walgenden Feld», 
Holz und Wiefengrundftüden in B.'r, C.'r und Lr 
Slur, resp. nebft dem vorhandenen Inventarium und 
den BVorräthen für die Summe von 7787 Thlen. 
21 Nor. 2 Pf. erfauft, und zur Berichtigung der 
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Kaufgelder unter andern 1200 Thlr. — —, welche 
zur Zeit des Kaufsabjchluffes auf dem verkauften 
Gute für den Berkäufer S. L. und defien Ehefrau 
IR. geb. W. hypothefarifch hafteten, zur Bezahlung 
und Berzinfung nah Maafgabe des viesfallfigen 
Vertrags übernommenen, ferner aber fich verpflichtet, 
1000 Thle. — — von diefen Kaufgeldern an feine 
beiden Eltern, den Verkäufer S. L. und deſſen Ehe- 
frau Johanne Rofine geb. W., auf vorgängige, beis 
den Theilen freiftehende einvierteljährliche Auftündis 
gung auszuzahlen, immittelft aber diefe 1000 Thlr. 
—⸗—, ſowie die vorgedachten, dem Verkäufer und 
feiner Ehefrau vorbehaltenen 1200 Thlr. — —⸗ mit 
44 Procent alljährlich zu verzinfen und diefe Zinfen 
allvierteljährlih pünftlih am 1. Januar, 1. April, 
1. Juli und 1. October eines jeden Jahres abzufüh- 
ven, überdies aber ſich noch anheifchig gemacht, wegen 
biefer 1000 Thlr. — — fammt Zinfen an den vers 
kauften Grundftüden auf Verlangen feiner Eltern 
eine Hypothel zu beftellen, auch diefelben ermächtigt, 
fi deshalb ohne fein weiteres Hinzuthun ein Uns 
terpfandsrecht an dem erfauften Gute beftellen zu 
lafjen. 

Weiter ift in $. 6. dieſes Kontracd von den 
Contrahenten beftimmt worden, daß die vorgedachten, 
dem Berkäufer und feiner Ehefrau vorbehaltenen 
2200 Thle. — —⸗ unbezahlie Kaufgelver nach dem 
Ableben des einen der L.’fchen Eheleute auf den übers 
lebenden Theil übergehen, nad) dem Tode des Lepten 
derfelben aber diefe 2200 Thlr. — —⸗ oder joviel 
davon noch vorhanden, d. h. injofern nicht von dem 
Eigenthümer darüber disponirt worden, dem Käufer 
F. W. 2. zufallen follen. 

Berfäufer S. 2. ift am 8. Januar 1861 mit Tode 
abgegangen, ohne feiner Seitd über die beim Käufer, 
dem Bellagten, außenftehenden vorgedachten 2200 
Thlr. — —- eine Dispofition getroffen zu haben, 
mithin find diejelben nach obigen Beitimmungen nad) 
dem Tode des Verkäufers auf defien Ehefrau J. R. 
geb. W. übergegangen. 

Auch leptere ift am 21. November 1862 verflor- 
ben, fie hat jedoch laut des unter B. cbenfalld in 
Abſchrift beigefügten und fünftig im Originale zu 
produeirenden, am 9. September 1862 notariell aufs 
genommenen Erbvertrags ihre Tochter W. E. verehel. 
K. geb. L., die Klägerin, zut Univerfalerbin ihres 
Nachlaſſes eingefegt und fie ganz befonders ermädh- 
tigt, von den ihr nach Vorſtehendem nach dem Tode 
des Ehemannes eigenthümlich zugehörigen, bei dem 
Beklagten noch außenftehenden 2200 Thle. —⸗ —⸗ 
unbezahlten Kaufgeldern die Summe von Ein Tau- 
fend Thalern fofort zu fündigen und einzuheben, fie 
bat auch zu diefem Behufe an demfelben Tage dem 


Ehemanne der Klägerin, dem Gutsbeſitzer K. F. W. M. 
zu S., die sub C. im Originale beigefügte, notariell 
recognoscirte Generalvollmadht eriheilt, der letztere 
bat, auf Grund diefer Vollmacht, unterm 11. Sep⸗ 
tember 1862 dem Beklagten diejenigen Ein Taufend 
Thaler gekündigt, welche feine Schwiegermutter, 
J. R. verw. L. geb. W., nad) dem Tode ihres Ehe- 
mannes von dem Bellagten nach dem KHaufcontracte 
vom 2. October 1860 zu fordern und nach dem Erb- 
vertrage vom 9. September 1862 an ihre Tochter, 
die Klägerin, eigenthümlich überlaffen hatte, und es 
bat in Folge diefer Kündigung das Königliche Ge— 
tihtsamt zu P. auch am 11. September 1862 noch 
dem Beflagten aufgegeben, diejenigen 1000 Thlr. 
—⸗ —-«, welche er laut der Kaufsverhandlung d. d. 
B., den 2. October 1860 an feine Eltern und nad 
dem Tode des Vaters an defien binterlaffene Wittwe, 
feine Mutter, zu zahlen hat fammt fämmtlichen bis 
dahin fälligen Zinfen zu 44 Procent, binnen drei 
Monaten und fpäteftens bid zum 15. December 1862 
an den Generalbevollmächtigten feiner Mutter, den 
Ehemann der Klägerin, zu bezahlen, wie foldhes aus 
der aub D. in Abfchrift beigefügten und fünftig eben« 
falls im Originale zu producitenden Berfügung her— 
vorgeht. 

Wenn nun Beflagter diefer Verfügung bis jegt 
nicht nacdhgefommen ift und die laut der Urfunde 
sub B. auf die Klägerin nach dem Ableben der Mut- 
ter derfelben übergegangenen 1000 Thle. — — 
nebft Zinfen weder an fie, die Klägerin felbft, noch 
an deren Ehemann und frühern Bevollmächtigten 
der Mutter der Klägerin bezahlt hat, fo erhebt Klaͤ⸗ 
gerin darauf andurch Klage, forbert vom Bellagten 
Recognition der Urkunden sub A., B., C. und D., 
bei Strafe des Anerfenntniffes, fowie, unter Eides- 
antrag, auf die Worte der Klage: „Berkäufer, S. L., 
ift am 8. Januar 1861 mit Tode abgegangen, ohne 
feiner Seits über die beim Käufer, dem Beflagten, 
außenftiehenden vorgedachten 2200 Thle. — — eine 
Dispofition getroffen zu haben”, ſowie über Die Worte: 
„Auch Iegtere — J. R. verw. L. geb. W., die Mutter 
der Alägerin und des Beklagten — ift am 21. No— 
vember 1862 verftorben”, richtige Einlaffung und 
Antwort bei Strafe des Eingeftändniffes und der 
Veberführung, und bittet endlich um die Entſchei— 
bung: 

daß Bellagter die libellitten 1000 Thle. — —⸗ 
nebit verfprochenen Zinfen davon zu 4} Pros 
sent alljährlihd und vom 2. October 1860 bis 
15. December 1862, von da an aber nebft ge= 
ſetzlichen Verzugszinſen zu 5 Procent alljährlich 
gerechnet, foviel er allenthalben daran durch 
richtige Quittung etwas zu mindern nicht ver« 
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mag, ber Klägerin binnen 14 Tagen bei Ber 
meidung der Hülfe zu bezahlen ıc. 

Rad abgefegtem erften Verfahren wurbe hierauf 
von dem Königl. Bezirksgericht zu Borna un- 
term 11. April 1863 eine Entfcheidung eriheilt, 
wodurch die Klägerin mit ihrer Klage abgewieſen 
und in die Koſten des Proceffed verurtheilt wurde. 
Diefer Entfcheidung waren folgende Gründe beis 
gegeben: 

„Wenn in dem zwifchen dem Vater der Parteien, 
dem ehemaligen Gutöbefiger und fpäterm Auszügler 
©. L., als Verkaͤuferm einerfeits, und dem jegigen 
Bellagten, als Käuferm andererfeits, am 2. October 
1860 über des erftern Gut zu B. abgefchloffenen 
Kaufe — Urkunde A. — $. 6. von den Eontrahen- 
ten bezüglich der den Eltern 2. vorbehaltenen uns 
bezahlten Kaufgelver im Betrage von 2200 Thlen. 
— —- folgende wörtlihe Beſtimmung getroffen 
wurde: 

„Diefe 2200 Thlr. —⸗ — = follen nach dem Tode 
des einen ber L'ſchen Ehegatten ganz und un— 
getheilt auf den überlebenden Theil übergehen. 

Nah dem Tode des letzten der beiden 2.’ichen 
Eheleute follen diefe 2200 Thle. —s —s, oder 
foviel davon noch vorhanden, dem Käufer F. 
W. L. ganz anheim und zufallen, und foll der- 
felbe nicht verbunden fein, davon an feine Ge— 
fhwilter etwas herauszugeben oder zu zahlen”, 

fo fann man hierin nur einen von ihnen unter ein- 
ander abgeſchloſſenen partichien Erbvertrag oder ein 
fogenannted pactum successorium acquisitivum er⸗ 
bliden, deſſen Gegenftand die fraglichen 2200 Thlr. 
—⸗ —-⸗ oder dasjenige, was davon nach dem Tode 
des legten der L.’fchen Eheleute noch vorhanden fein 
würde, bildeten und der, wie überhaupt Erbverträge, 
unwiderruflich war und, von allem Uebrigen abgejes 
ben, ſchon hierdurch von einer donatio mortis causa 
und zwar jelbft in dem Balle ſich unterſchied, daß er 
als vom Beklagten nur titulo lucrativo eingegangen 
zu betrachten fein follte, 

Eurtius, Handbuch des im Königreiche Sachſen 
gelt. Civilrechts, 2. Thl. 9. 835. b. 4. Ausg. 

und daß man auf die übrigen, in demfelben Kaufcons 
tracte enthaltenen, damit im Zufammenhange ftehen- 
den und für den Bellagten, ald Käufern, onereufen 
Beitimmungen feine Küdficht nehmen wollte. 

Bringt es nun aber ſchon an ſich die Unwiderruf: 
lichkeit folder Erbverträge mit fih, daß demjenigen, 
welcher auf diefe Weife ein Erbrecht erlangt hat, wider 
feinen Willen daffelbe durch fein Teſtament, Codicill, 
Schenfung auf den Todesfall oder auch einen andern 
Erbverirag entzogen werben fann, 


Eurtius, 1. c. 8. 834. 
Haubold, Lehrbuch des Königl. Sächſ. Privat 
rechts, $. 334. 3. Ausg. 

Decis. 13, vom Jahre 1746. 
fo durften die L.’jchen Eheleute dies in dem vorlie« 
genden Falle um fo weniger, als nicht nur die Mutter 
des Bellagten I. R. verehel. 2. in $. 8. deſſelben 
Bertrags mit den im Borftehenden — alſo auch in 
8.6. — enthaltenen Vertragsbeſtimmungen ausprüds 
lich einverftanden, fondern auch in Gemeinſchaft mit 
ihrem Ghemanne, dem Verkäufer, im $. 11. mit allen 
vorerfichtlichen Bertragsbeftimmungen einig und zus 
frieden fich erklärt, fowie allerfeits Eontrahenten und 
Interefienten deren unverbrücdliche Fefthaltung fich 
ausdrüdlich zugefichert und allen dagegen zu machen⸗ 
den Ausflüchten entfagt hatten. 

Entbielt auch die oben wörtlich angeführte, im 

8. 6. feftgefegte Beftimmung noch die Eaufel: „oder 
fo viel davon noch vorhanden“, nad dem Tode 
bes legten der L’fchen Eheleute nämlich, jo war doch 
damit nicht etwa, wie Klägerin annehmen zu wollen 
fcheint, den L’fchen Eheleuten eine unbefhränfte 
Dispofition, fowohl unter den Lebenden, ald auch 
auf den Todesfall, über die fraglichen 2200 Thlr. 
— — eingeräumt, vielmehr, wie aus dem Zuſam— 
menhange Har hervorgeht, damit nur angedeutet, Daß, 
was darauf von ihnen bei ihren Lebzeiten nicht 
erhoben worden fein würde, dem Beflagten ganz allein 
und ausfchlieglich zufallen ſolle. Möge man alfo 
die mehrerwähnte Stipulation ald pactum succes- 
sorium acquisitivum oder ald durch Bertrag fefts 
geſetztes fideicommissum ejus, quod supererit, und 
daher dem Beklagten bezüglich diefer 2200 Thlr. —⸗ 
—⸗ ald Bertragderben oder nur als Fideicommiſſar, 
fowie den zulest veritorbenen L.’fchen Ehegatten als 
Fiduciar betrachten, in feinem Falle ftand dem Leptern 
das Recht zu, über die ganzen 2200 Thle. — —⸗ 
oder nur über einen Theil derfelben, auf feinen 
Todesfall zu verfügen, am wenigften aber und ſelbſt 
wenn die fragliche Stipulation als donatio mortis 
causa anzufehen fein follte, als was fie jedoch, von 
dem Mangel der bei deren Errichtung erforderlichen 
Börmlichkeiten ganz abgefehen, ſchon ihres materiellen 
Inhalts wegen, und mit Rüdficht auf die Umftände, 
unter denen, und die Art und Weife, wie fie zu 
Stande Fam, in alle Wege nicht gelten fann, 

eonf. Eurtius, Th. III. 8. 1344. 3. Ausg. 

Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 

N. F. Br. 17. Präj. 196. ©. 433 flg. 

würde, wie Klägerin Bl. — meint, ihre Mutter, bie 
verehelicht und fpäter verwittwet gewefene 2. zum 
Wiverrufe diefer angeblihen Schenkung auf ben 
Todesfall berechtigt geweſen fein, da befanntlich nur 
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der Schenfgeber ſelbſt, nicht aber deſſen Erbe zu einem 
ſolchen Widerrufe befugt ift, biefes Recht aber auch 
‚für den Schenfenden ceflirt, fowie überhaupt bie 
Schenkung felbft eine ſolche zu fein aufhört, auch 
wenn ihr der Ramen einer donatio mortis causa bei- 
gelegt worden fein follte, jobald er, der Schenfende, 
der Befugniß, fie willfürlih widerrufen zu können, 
fih — wie im vorliegenden Falle nach $. 11. des 
Eontractes unzweifelhaft anzunehmen — ausdrüdlich 
begeben hat. 
Gurtius, 1. c. $. 1347. 

Waren nun auch die fraglichen 2200 Thlr. — —⸗ 
bei dem am 8. Januar 1861 erfolgten Tode des Ber- 
fäuferd ©. L., ohne daß dieſer bei Lebzeiten davon 
etwas eingezogen, noch vorhanden und daher nad) 
der Beftimmung im $. 6. ded Kaufcontracts in folle 
auf deſſen Wittwe übergegangen, fo war doch die 
letztere feineswegs berechtigt, darüber, oder nur über 
einen Theil derfelben, fo lange folche noch beim Be— 
Hagten außen ftanden, wie fie dies nach der Urkunde 
sub B. am 9. September 1862 dennoch gethan, auf 
den Todesfall zu verfügen. Es kann daher die 
Klägerin auf diefen von ihr mit ihrer Mutter unterm 
9. September 1862 abgefchloffenen Erbvertrag ihre 
gegen Bellagten auf Bezahlung der von ihrem Eher 
manne im Auftrage ihrer am 21. November 1862 
ebenfalls verftorbenen Mutter unterm 11. Septem- 
ber defjelben Jahres gefündigten 1000 Thle. — —⸗ 
cum annexis geltend gemachten Anfprüche nicht 
gründen und erfcheint die vorliegende Klage ſchon 
aus diefem Grunde unfdlüffig. 

Ganz irrelevant für die Entfcheidung des gegen 
wärtigen Nechtöftreites bleibt daher auch der von der 
Klägerin geltend gemachte Umftand, daß die quaest. 
1000 Thlr. — — noch bei Lebzeiten ihrer Mutter 
und in deren Auftrage dem Beklagten dergeſtalt ger 
fündigt worden, daß er ſolche binnen 3 Monaten 
von Behändigung der diesfallfigen amtlichen Ber 
fügung Bl. — an und fpäteftens bis zum 15. De 
cember 1862 an den Generalbevollmächtigten ihrer 
Mutter, ihren, der Klägerin, Ehemann, zu zahlen 
gehabt, folche aber weder an dieſen — defien Mandat 
übrigens durch den inmittelft erfolgten Tod der verw. 
2. erlofchen war —, noch an fie, die Klägerin, bis— 
her gezahlt habe, und es bedarf deshalb auch feines 
weitern Eingehens auf das von der Klägerin in Dies 
fer Beziehung Bl. — Borgebrachte. 

Nur fo viel foll bemerft werden, daß, da in Folge 
der befchehenen Auffündigung die Zahlung der frag- 
lien 1000 Thle. — —s erft am 15. December 
1862 Seiten Bellagtens zu erfolgen hatte, ſolche 
mithin nicht früher als an diefem Tage fällig wurden, 
inmittelt aber, und zwar am 21. November 1862, 


die Mutter der Klägerin verftorben war, zur Zeit des 
Ablebens und alfo auch nach dem Tode berfelben 
die ganzen 2200 Thle. —⸗ —⸗- noch vorhanden 
waren, db. h. daß davon noch nichts wirklich ein- 
gezogen und darüber inter vivos in rechtsgültiger 
Weife nicht verfügt worden war, fie fich vielmehr 
noch ganz im rechtlichen Befige des Bellagten be- 
fanden, und daß deshalb nach der ausdrüdlichen, 
im $. 6. des Vertrags vom 2. October 1860 — 
Urkunde A. — enthaltenen Stipulation diefelben ganz 
allein dem Beklagten anheim und zufielen und er 
nicht verbunden ift, davon an feine Gefchwifter — 
zu denen auch Klägerin gehört — etwas herauszu- 
geben. h 

Daß aber der angezogenen Bertragsbeftimmung 
— menn überhaupt deren Sinn zweifelhaft wäre, 
was er jedoch nach Anficht des Bezirfägerichts nicht 
it — zu Ounften des Beflagten nur die fo eben bes 
merfte Auslegung gegeben werden fönnte, dafür würde 
fhon die allgemeine Regel fprechen, daß im Zweifel 
gegen denjenigen, welcher nach der Natur der Ber 
hältniffe die Bedingungen zu ftellen pflegt und bie 
zweifelhafte Bertragsbeftimmung feſtgeſetzt hat, daher 
deutlicher hätte reden follen — alfo beim Kaufvertrage 
gegen den Berkäufer und in gegenmärtiger Rechtsfache 
gegen bie ihre vermeintlichen Anfprücdhe aus den vom 
Verkäufer für fih und feine Ehefrau getroffenen 
Stipulationen ableitende Klägerin — die Auslegung 
zu erfolgen hat. 

L. 26. D. de rebus dub. (34. 5.) 

L. 38. $. 18. D. de verb. oblig. (45. 1.) 

Wochenblatt für merfw. Rechtsfälle, Jahrgang 

1858. Seite 478. 
Es hat daher, wie gefchehen, auf Abmweifung der 
Klage erkannt werben müflen, wodurch zugleich die 
Berurtheilung der Klägerin in die Ab» und Erftattung 
der Proceßkoſten fich rechtfertigt.” 

Auf gegen dieſes Erfenntniß eingewendete Appels 
lation der Klägerin beftätigte das Königl. Appel- 
lationsgericht zu Leipzig diefe erfte Entjcheidung 
mittelft Erfenntniß vom 22. Auguft 1863 und fügte 
diefem folgende Gründe bei: 

„Aus den Stipulationen in $. 6. des der Klage 
sub A. beigefügten Kaufcontracts*) erhellt ganz uns 
jweideutig, daß die Eltern des jegigen Beklagten eine 
legtwillige Berfügung über die dort gedachten, ihnen 
zufommenden rüdjtändigen Kaufgelver im Belaufe 

*) Den oben ©. 350, angeführten Worten bes 8. 6. waren 
noch folgende beigefügt: 

„Auf den Ball aber, baf der Käufer F. W. 2, vor feinen 
Eltern mit Tobe abaehen follte, ehne Leibeserben zu hinterlaffen, 
follen von dieſen 2200 Thlen. — — = nur 1000 Thlr. — —s 
als zum Erbe deffelben gehörig betrachtet werben, während bie 


Leſchen Eheleute füch über die noch übrigen 1200 Thlr. — —⸗ 
bie freie Dispofition auf ben Todesfall vorbehalten,“ 
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von 2200 Thlen. —⸗ —s nur für den Fall, daß 
Bellagter vor ihnen ohne Leibeserben verfterben, und 
auch lediglich für diefen Ball wegen eines Betrages 
biefer Kaufgelder von 1200 Thlm. —⸗ —r, fi) vors 
behalten, im Uebrigen dagegen auf eine ſolche Vers 
fügung zu Gunſten des Beflagten, beziehentlich feiner 
Erben vollftändig Berzicht geleiftet haben, Wenn 
daher Klägerin mit gegenwärtiger Klage die Summe 
von 1000 Thlen. — —» von den eben gedachten 
Kaufgeldern unter der Behauptung in Anfpruch 
nimmt, daß ihr die betreffende Forderung infoweit 
aus dem Nachlaſſe der Mutter des Bellagten ver- 
möge des von der legtern in der Klagbeifuge B. er- 
richteten Erbvertrags zugefallen fei, fo ftehen ihr die 
vorbemerften Gontractöbeftimmungen direct entgegen. 
Einen ausreichenden Grund aber, aus welchem dieſe 
Beftimmungen formell oder materiell für unwirkſam 
zu achten wären, hat Klägerin geltend zu machen 
nicht vermodht. 

Zwar ift von ihr Bl. — die Anſicht aufgeftellt 
worden, daß dad Rechtsgeſchaͤft, welches durch bie 
in $. 6. bed angezogenen Kaufcontractd enthaltenen 
Bereinbarungen zu Stande gefommen, als Schen- 
fung auf den Todesfall jederzeit widerruflich gewefen, 
und ein folcher Widerruf in dem erwähnten Erbver- 
trage sub B. zu finden fei. Allein die Annahme 
einer derartigen, erft mit dem Tode des Schenfers 
zu vollem Rechtöbeftande gelangenden Zumendung 
wird hier ohne Weiteres ſchon durch die oben ange- 
führte Berabredung der Paciscenten, daß die Schen- 
fung aud in dem Falle, wenn der Befchenkte vor 
den Schenfgebern mit Tode abgehen würde, nad 
Höhe von 1000 Thlen. —⸗ —« fchlechterbings und 
nach Höhe der übrigen 1200 Thlr. — —» minder 
ftend bei dem’ Borhandenfein von Leibeserben bes 
Beſchenkten aufrecht erhalten bleiben folle, unbezwei- 
felt ausgefchloffen. Denn diefe Verabredung ift bes 
kanntlich mit dem Wefen der Schenfung Todes halber 
unvereinbar, 

zu vergl. von VBangerow, Pandecten, Bd. 2. 
S. 660. Aufl. 6, 
Puchta, Borlefungen, Bd. 1. ©. 151. 
und muß, dafern man der Auffaffung der vorigen 
Inftanz, daß in dem fraglichen Hebereinfommen ein 
Erbvertrag über ein einzelnes Bermögensobject zu 
erblifen fei, mit Rüdfiht auf die Doctrin, welche 
die Zuläffigfeit der fogenannten pacta successoria 
acquisitiva de re singulari verneint, 
zu vergl. Befeler, Lehrſ. von den Erbverträgen, 
Dr. II. S. 22 fig. und 213 fig. 


nicht beizutreten hätte, nothwendig zu der Annahme 
einer hier vorliegenden, theils betagten, theils von 
gewiffen Borausfepungen abhängig gemachten Schen- 
fung unter ben Lebenden führen. 

Die Frage, welche von ben legtern beiden Aufr 
faffungen Platz zu ergreifen habe, bedarf jedoch feiner 
nähern Erörterung, da bie eine wie die andere Auf 
faffung einen einfeitigen Widerruf der ftipulirten 
Zumendung ald unftatthaft erfcheinen läßt. 

Ebenfowenig gewährt die Inhalts der Klagbei- 
fuge D. dem Beflagten auf Antrag feiner Mutter 
jugegangene gerichtliche Kündigung für ben in ber 
Klage erhobenen Anſpruch eine genügende Unterlage. 
Daß die Mutter des Bellagten volllommen befugt 
war, die bezeichneten Kaufgelder, nachdem fie auch 
die ihrem Ehemanne gebührende Hälfte mit deſſen 
Tode erworben, ganz oder theilmeile von dem Ber 
flagten einzuheben und darüber nach Belieben unter 
den Lebenden zu disponiren, geht aus $.5. des Kauf⸗ 
contracts sub A., ingleichen aus der Beftimmung in 
$. 6. diefes Contracts, nach welcher jene Kaufgelder 
dem Beklagten, beziehentlich feinen Erben nad dem 
Ableben der beiden Forberungsinbaber ganz, oder 
foviel davon noch vorhanden, anheim und zus 
fallen follen, Har hervor. Nun hat aber des Beklag— 
ten Mutter, wie Klägerin felbft anführt, ven Ablauf 
der vertragsmäßigen Kündigungsfrift nicht erlebt. 
Mithin war es von ihrer Seite bei einer bloßen 
Aeußerung des Verlangens, daß die bezügliche Obli- 
gation von dem Beflagten ihr gegenüber theilmeife 
erfüllt werde, verblieben, und zu einer Aufhebung 
diefer Obligation noch nicht gefommen. 

Der gefündigte Betrag von 1000 Thlm. — —⸗ 
bildete vielmehr bei ihrem Tode gleich den übrigen 
Kaufgeldern einen noch ungetilgten Außenſtand, er 
war in dem Sinne der obigen Eontractöbeftimmung 
noch vorhanden, und nad Maafigabe des getroffe- 
nen Mebereinfommens trat mit dem Momente des 
Ablebens der Forderungsberechtigten für den Beklag— 
ten der fchenfungsweife Erlaß des Außenſtandes in 
Wirkſamkeit, fo daß legterer in den Nachlaß, deſſen 
Erbin Klägerin durch Vertrag geworben, gar nicht 
mit übergegangen iſt. 

Aus diefen Erwägungen hatte es bei der von ber 
erften Inſtanz ausgejprochenen Abweifung der Klage 
zu bewenden, und mußte die Unerheblichfeit bes 
Rechtömitteld der Klägerin zugleich die Verurtheilung 
derjelben zur Erftattung der neuerlich erwachſenen 
Koften nach fich ziehen." 

(Schluß folgt in der nähften Nummer.) 
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(Säluß des S. 352. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


Auf anderweite Appellation der Klägerin ging 
von dem Königl. Oberappellationsgericht fol 
gendes reformatoriſches Urthel vom 31. December 
1863 ein: 

„Daß es bei nurgedachtem Urthel (2ter Inſtanz) 
und dem dadurch beftätigten Erkenntniſſe Bl. — 
nicht zu laſſen. Vielmehr ift Beflagter der Alägerin 
die geflagten 1000 Thle. —⸗ —⸗ nebft Vertrags: 
zinfen zu 44 Procent vom 2. October 1860 an bis 
zum 15. December 1862, von da an aber nebft 
Zinfen des Verzugs zu 5 Procent, foviel er daran 
durch richtige Quittung zu mindern nicht vermag, zu 
bezahlen ſchuldig, und find die Koften des Procefies, 
fowohl des vorigen und gegenwärtigen Rechtömittels, 
zu compenfiten. 

Entfheidungsgründe: 

Wennfhon Man mit der vorigen Inflanz darin 
einverftanden ift, daß durch die Urfunde sub A. 
BI. — fig. insbefondere deren Beftimmungen in 8.5. 
und 6. die Mutter der Parteien berechtigt war, die 
BI. — gedachten 1000 Thle. — — dem Bellagten 
zu fündigen und von ihm einzjuheben, fo vermag 
man der Anficht Bl. — nicht beizutreten, daß bie 
Wirkung diefer Kündigung dadurd erledigt fei, daß 
jene den Zahlungstermin nicht erlebt habe. 

Es ift jedoch, che Man zu Rechtfertigung dieſes 
Difienfes fchreitet, über den Punkt des Einverftänd- 
niſſes noch Folgendes zu bemerken, als wodurch fich 
zugleich die Frage erledigt, ob nicht, da nad BI. — 
und beziehentlih — der gegen eine foldye Annahme 
gerichtete Eimvand Bellagtend Bl. — ausdrüdlic 
teprobirt war, hierunter bereitd gegen legteren Rechts» 
fraft vorliege. 


Menue Folge Bwölfter Jahrgang. 


1864. 


1. 

Es ift in $.5. (BI. —) ausdruͤcklich ſtipulirt, daß 
Bellagter die Bl. — erwähnten 1000 Thlr. —⸗ —⸗ 
auf vorgängige, beiden Theilen freiftehende einviertels 
jährige Auffündigung an feine Eltern, beziehentlich 
nah Bl. — und Bl. — an feine Mutter auszuzahlen 
hatte. Bon einer Beichränfung dieſes Kündigunge- 
rechts, etwa auf den Hall des eigenen Lebensbedarfs, 
ift nirgends die Rede, und fann daher auch bie 
Clauſel Bl. —: diefe 2200 Thlr. —⸗ —⸗ oder fo» 
viel davon noch vorhanden — nämlih „nad 
dem Tode der beiden Lſchen Eheleute” — eben nur 
fo verftanden werben, infofern von dem Kündi— 
gungsredhte bis zum Tode des überlebenden 
Ehegatten fein Gebrauch gemadt worden ift. 

Gegen diefe Auslegung ift auch aus den Beftim- 
mungen: 

a) nad) dem Tode des leßten der beiden L.’fchen 
Eheleute follen diefe 2200 Thle. — —» dem 
ıc. (Beflagten) gan, anheim und zufallen, 

ober 

b) und foll derfelbe nicht verbunden fein, davon 
an feine Gefchwifter etwas herauszugeben oder 
zu zahlen, 

ober 

e) auf den Fall aber, daß der Käufer ic. vor 
feinen Eltern mit Tode abgehen follte, ohne 
Leibederben zu binterlafien, follen von diefen 
2200 Thlen. — —r nur 1000 Thle. — —r 
als zum Erbe defjelben gehörig betrachtet wer⸗ 
den, während die R.’ichen Eheleute fi über 
die noch übrigen 1200 Thlr. — —- die 
freie Dispofition auf den Todesfall vorbehals 
ten, 


. etwas nicht zu entnehmen. 





Denn der Paſſus sub a. ift eben durch die Clauſel: 
„Oder foviel Davon noch vorhanden” 

in ber oben angegebenen Weiſe dahin limitirt, daß 
ald Gegenſtand des Erbvertrags — als welchen, 
wenn ſchon auf einen einzelnen Vermögendgegenftand 
gerichtet, in Eonformität mit dem hierüber ſchon in 
einem früheren Falle 

Annalen des Oberappellationdgerichts, Band IV. 

Seite 284. 

Bemerkten, anzunehmen, gegenwärtig um fo unbe 
benklicher fällt, als diefe Anficht auch in dem bürger- 
lien Gefegbuche vom 2. Januar 1863. $. 2543. 
ausdrüdli Anerkennung gefunden hat — eben nur 
derjenige Forderungsbetrag verftanden werben fann, 
binfichtlich defjen beim Tode des überlebenden Ehe- 
gatten noch res integra vorhanden ift. 

Ebenfo ift es Har, daß der sub b. nur im engen 
Anſchluß an den vorigen zu erklären ift und aljo 
derjelben Elaufel unterliegt. 

Der Paſſus sub c. endlich enthält eine eventuelle 
Schenkung an die Erben Beflagtens, zu denen befien 
Eltern übrigens immer wieder gehört hätten, nach 
Höhe von 1000 Ihlen. —⸗ —⸗, für den erledigten 
Fall, daß Lepterer vor feinen Eltern kinderlos ver- 
ftorben wäre, hiernächſt aber eine unklare Beftim- 
mung, welche hödhftend den Sinn zu Gunften von 
Bellagtens Erben gehabt hätte, daß der ad a. er- 
wähnte Erbvertrag nad einem Betrage von 1200 
Thlen. —⸗ —s mit der weitern Befchränfung gelten 
folle, „‚infofern nicht die Eltern darüber, nicht blos 
wie ad a., inter vivos, fondern aud) mortis causa 
zu verfügen gemeint geweſen“. 

J 2. 

Hat nun alfo der Parteien Mutter mindeftens 
über 1000 Thlr. —⸗ —« freie Dispofition inter vivos 
dergeftalt gehabt, daß fie folche jederzeit zu Tündigen 
berechtigt war, fo ift die Wirkung diefer Kündigung 
angehend Folgendes zu bemerken: 

Es wird an ſich nicht bezweifelt werden, daß, 
wenn die Glaufel wegen vierteljähriger Kündigung 
nicht vorläge, vielmehr der Hall der Art wäre, daß 
Bellagter ohne Kündigungsfrift auf jedesmaliges 
Berlangen zu zahlen gehabt hätte, 

Annalen, Band V. Seite 232. 
dann Bellagter aus feiner etwaigen mora irgend 
welchen Bortheil zu ziehen nicht berechtigt gewefen 
wäre. Auch ift bier vor Allem noch darauf aufs 
merffam zu machen, daß es fich nicht etwa um einen 
Fall handelt, welcher beim nomen legatum nad 
L.11. 8. 13. L. 64. D. de legat. (III. 32.), L. 31. 
$.3. D. de adim. leg. (34.4.) zu Gunften des Lega— 
tard dahin Beantwortung findet, daß der Legatar 
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das eingehobene Nomen zu erhalten hat, dafern das 
Geld noch in Natur oder in Aequivalenten vorhanden. 
Denn diefe Beantwortung beruht, wie die bemerkten 
Stellen an die Hand geben, auf einer Berüdfichtigung 
der Abficht des Teftators, welche nach felbiger dahin 
gehend interpretirt wird, daß bie Zurüdiegung die 
Fortdauer der Abficht der Zuwendung an den Legatat 
erkennen laſſe. Im vorliegenden Falle handelt es 
fi) nun auf Seiten Beflagtens nicht um ein nomen 
legatum, fondern um eine liberatio legata (oder 
pacta), und zwar sub conditione resolutiva, „dafern 
der Gläubiger nicht bis zu feinem Tode andern Sin» 
ned wird, nämlich die Schuld einfordert”. Hinficht- 
lid der liberatio legata gelten aber ganz allgemein 
die Orundfäpe, welche bei der Aufhebung der Ber- 
maͤchtniſſe maaßgebend find und dahinaus laufen, 
daß ein Vermaͤchtniß als aufgehoben gilt, fobald der 
Wille des Teftators, das Legat aufjuheben, aus 
geſprochen ift, oder jonft Mar vorliegt. 

vergl. Arndts Pandecten, $. 551. ad not. d,e, f. 
Daß aber darin, daß die Mutter der Parteien die 
in Streit befangenen 1000 Thlr. — —+ fünbigen 
laffen und zu Gunften Dritter verfügt hat, eine uns 
zweideutige Willenderflärung, die liberatio legata 
(sub conditione pacta) nad) diefem Betrage zurüd- 
zuziehen, liege, wird nicht bezweifelt werden mögen. 

3 


Es erübrigt alfo bier nur die Frage, ob in dem 
Sinne ber liberstio legata sub conditione pacta die 
Mutter der Parteien in diefer Sinnedänderung uns 
befchränft, oder an die Kuͤndigungefriſt mit der Wir- 
fung gebunden war, daß jene nur dann im redht- 
lihen Sinne als Eintritt der Refolutivbedingung 
(ded Widerrufs) zu gelten hatte, wenn fie mindeftens 
ein Vierteljahr vor ihrem Tode zu Auoſpruch durch 
Kündigung gelangte. 

Der legteren Annahme ift jedoch nach der Anficht 
bes Oberappellationsgerichtd Folgendes entgegenzus 
halten: 

a. Es fehlt offenbar an einem klaren Verttags⸗ 
ausſpruche nach diefer Richtung, und es iſt auch 
einiger Grund von Wahrfcheinlichfeit nicht vorhan⸗ 
den, daß dies in der Mbficht der Erblafierin gelegen 
habe. 

b. Die Stipulation vierteljährlicher Kündigung 
bat zwar den Zwed, dem Bellagten eine Begünfti- 
gung angebeihen zu laffen; diefe beruht jedoch zunächft 
nur in der Meinung, daß dbemfelben, wenn die Zah⸗ 
(ungsforderung ausgefprochen ift, billiger Weife ein 
Zeitraum zu Beichaffung der Zahlungsmittel gelaffen 
werben folle. Es hat daher etwas Unmatürliches 
an fi), wenn man an biefe zunächt liegende Abficht 
eine weitere Folge fnüpfen wollte, welche nicht in 





ben Worten und präfumtiv auch nicht in der Abficht 
des Glaͤubigers liegt. 

c. Die Kündigungsdaufel enthält auch nicht 
etwa eine Bedingung oder einen dies der Schuld» 
eriftenz im eigentlihen Sinne, ſondern die Schuld 
ift im Principe unbedingt und unbetagt, 

Annalen, Band V. Seite 232. 

und nur das Klagrecht, die actio, ift nur infofern 
eine befchränfte, daß es in der Regel erft mit Ablauf 
der Kündigungsfrift geltend gemacht werden fann, 
weil eine mora ded Schuldners nicht eher ald mit 
biefem Termine eintritt. In diefem Sinne werben 
in der Praris auch nicht felten, namentlich im Ere- 
eutionsproceffe, Klagen zugelaffen, worin zunaͤchſt 
Kündigung und eventuelle Hülfsauflage gebeten 
wird, in welchen Fällen fi der Schuldner zwar 
durch pünftliche Innehaltung des in dem Kuͤndigungs⸗ 
injuncte gefegten Zahlungstaged der mora und ber 
Koften der eventuellen Klaganftellung entfchlagen 
fann, jeboch bei verhangener mora in Bezug auf 
legtere ganz wie ein morosus debitor zu behan- 
bein if. 

d. War daher mit der Infinuation der Kuͤndi⸗ 
gung die Refolutivbebingung des Singularerbvertrag6 
als eingetreten zu erachten, fo hatte mit diefem Mo— 
mente auch die eventuell durch Erbvertrag beftridte 
Forderung als ein Vermögenstheil der Gläubigerin 
zu gelten, worüber ihr die unbefchränfte Dispofition 
inter vivos wie mortis causa juftand. 

Im Uebrigen fann bier noch auf die Analogie 
bes $. 1060. des bürgerlichen Geſetzbuchs Bezug 
genommen werben, wo im Fall des Widerrufs einer 
Schenkung diefer fhon mit der ernftlihen Willens: 
erflärung bes Schenfers als vollzogen gilt. 

4 


Wendet man fi) nun zu Beleuchtung der activen 
Sadlegitimation der Klägerin, fo ift der Vertrag 
sub B. Bl. — flg. auodruͤcklich charafterifict. 

Er enthält aber nicht blos einen foldhen im All- 
gemeinen, alfo ein Gefchäft auf den Todesfall, fon- 
bern in Bezug auf die hier in Streit befangenen 1000 
Thlr. — —s auch noch ein Geſchaͤft inter vivos, 
naͤmlich eine Schenkung unter den Lebenden. Wie 
nämlich die Mutter der Parteien, bei von ihr, wie 
anzunehmen, gefannter Eriftenz des refolutiobedingten 
Singularerbvertrags mit dem Beflagten die von ihr 
beabfichtigte Zuwendung diefer 1000 Thle. — —⸗ 
an Klägerin nur dadurch einleitbar befinden mußte, 
daß die Refolutiobedingung noch bei ihren Lebzeiten 
eintrete, jo hat fie, obfchen der Wortlaut Bl. — in 
einer Hinficht fcheinbar dafür fpricht, daß Klägerin 
erſt mit dem Tode der Mutter in den Beſitz diefer 
1000 Thlr. — — durch Kündigung und Einhebung 
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fommien folle, boch ber Klägerin ein procuratorium 
in rem suam — welches befanntlich durch den Tod 
bed mandans nicht wirkungslos wird, 

Arndts Pandecten, $. 254. ad not 4. 
— diefe 1000 Thlr. — — fo einzuheben ertheilt, 
daß fie Davon den ihrer Schwefter beftimmten Antheil 
entweder nach Empfang des Geldes fofort, ober drei 
Monate nad dem Tode der Mutter auszahlen folle, 
was, abgefehen davon, daß Letzteres nicht füglich 
möglich gewefen wäre, wenn fie erft mit deren Tode 
fündigungs- und Hagberechtigt werden follte, die 
entfprechendfte Auslegung dahin findet, daß Klägerin 
berechtigt fein folle, noch bei Lebzeiten der Mutter 
fi in den Beſitz des Geldes zu ſetzen, welches ihr 
auf ihr vertragsmaͤßiges Erbe begiehentlid zur Aus— 
zahlung der Schwefter angewiefen wurbe. 

Für diefe Auslegung fpricht aber ferner auch ber 
Umftand, daß die Mutter der Parteien, welche formell 
forderungsberechtigt blieb, fo lange nicht etwa eine 
Eeifion im Grund» und Hypothekenbuche verlautbart 
worden, nad Bl. — gleichzeitig dem Ehemanne der 
Klägerin Vollmacht ertheilte, jene 1000 Thle. —⸗ —⸗ 
zu fünbigen und einzuziehen, in Folge deſſen nad 
BI. — wenige Tage darauf das Kündigungsinjunct 
erpedirt wurbe, 

Wollte man aber auch annehmen, daß das Ge— 
jhäft lediglich mortis causa celeberirt worden, jo 
würde doch nach dem ad 1. und 3. Bemerften ber 
gefündigte Betrag der 1000 Thlr. —⸗ —⸗ Theil 
des Radjlafjes geblieben fein, zu dem fie als Univer- 
falerbin vertragsmäßig berufen war. 

5 


Unter dem leßteren Gefichtspunfte fönnte in Frage 
fommen, inwiefern nicht Bellagter als Notherbe ſei⸗ 
ner Mutter einen Theil jener 1000 Thle. — —⸗ 
beanfpruchen koͤnne. Allein wie darauf unter dem 
eriteren nicht ohne Weiteres zugufommen ift, fo ift in 
Betracht zu ziehen, daß Bellagter nad) diefer Ric» 
tung gar nicht ereipirt, übrigens nad) der actenfuns 
digen Rage in den ihm verbleibenden 1200 Thlen. 
— — + weit mehr innen hat, als was der Plichttheil, 
oder auch felbft der Erbtheil betragen würde. 

6. 


Angehend den Zinspafjus, fo würde, abgefehen 
von allem zeither Bemerkten, der bis zum Tode ber 
Mutter der Parteien verftandene Betrag, im Zweifel 
von dem Singularerbvertrage mit Beklagtem nicht 
getroffen gewefen fein, und daher auf jenen die Ab⸗ 
weifungsgründe der vorigen Inftangen nicht anwend⸗ 
bar gewefen fein, wenn man fie audy in der Haupts 
ſache approbirt hätte. Unter ber vom Dberappella- 
tionsgerichte genommenen Auffaſſung erledigt ſich 
jedoch jeder Zweifel hierunter von ſelbſt, und nur 





bad ift noch zu bemerken, daß man ultra petita zu 
geben fürdhten mußte, hätte man bei ber Beructheis 
lung von der den jegigen Erecutiondgefegen nicht 
mehr angemefienen Glaufel: „foviel er daran durch 
richtige Duittung zu mindern nicht vermag“, Umgang 
nehmen wollen. 

T. 

Es bedurfte eines ausprüdlichen Refervates der 
Wiederklage, für den Fall, daß Beflagtem materielle 
Erceptionen ober befondere factifche Interpretationd- 
mittel zu einer ihm günftigeren Auffafjung des zwi⸗ 
chen den Parteien ftreitigen Verhältnifjes zu Gebote 
fteben, um fo weniger, als, daß eine® oder das andere 
der Fall, noch nicht in Frage gekommen ift. 

8. 

Ungeachtet der Eonbemnatoria in der Hauptfache, 
hat Man ſich doch zu Eompenfation der Koften erfter 
Inſtanz veranlaßt gefehen, weil die einfchlagenden 
Rechtsfragen allerdings nicht fo zweifellos find, daß 
dem Beflagten ohne Weiteres muthwillige Streitfucht 
beizumeffen wäre, wogegen die Compenfation der 
Koften voriger und gegemwärtiger Inftanz nothwens 
dige Bolge des Wechfeld der Entjcheidungen if.“ 


Auf eingewendete Appellation des Beflagten ging 
im Monat Juni 1864 folgende legte Entſcheidung des 
Königl. Dberappellationdgerichts ein, welche 
alfo Tautet: 

„Daß es, die Hauptfache anlangend, bei dem 
gedachten Urthel (Iter Inftanz) nicht zu laſſen; fon 
dern infoweit das Bl. — befindliche Urthel, durch 
welches das Erfenntniß erfter Inftanz beftätigt wors 
ben, wieber herzuſtellen; dahingegen ift das vorige, 
DL. — erfichtliche Urthel rüdfichtlich des Koftenpunfts 
zu beftätigen, und werben aud die Koften der ges 
genwärtigen Inftanz zwifchen den Parteien gegen 
einander aufgehoben, 


Entfheidungsgründe: 

Die in Bl. — fig. in beglaubigter Abfchrift zu 
ben Acten gebrachte, ber erhobenen Klage mit zu 
Grunde gelegte, über den von dem Bellagten als 
Käufer und defien am 8. Januar 1861 verftorbenen 
Bater, Samuel L., als Berfäufern am 2, October 
1860 abgefchlofienen Gutsfauf ausgefertigte Urkunde 
enthält $. 6. (efr. Bl. — fig.) die ausdrüdliche Bes 
flimmung, daß bie vorher erwähnten, den Eltern 
Käufers gemeinjchaftlih vorbehaltenen unbezahlten 
Kaufgelder im Betrage von 2200 Thalern nad) dem 
Tode bes einen der L’jchen Eheleute — der Eltern 
des Käufers — zunaͤchſt ganz und ungetheilt auf 
den überlebenden Theil übergeben, nach dem Tode 
des lepteren aber ganz oder „[oviel davon noch 
vorhanden” dem Käufer Friedrich Wilhelm L., 
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dem gegenwärtigen Bellagten, anheim und zufallen 
follen, und daß derfelbe nicht verbunden fein fol, 
davon an feine Geſchwiſter etwas herauszugeben 
oder zu zahlen. 

Daß bie 2.’fchen Eheleute an diefe vertragsmäßige 
Beflimmung, wenn fie auch durch biefelbe in ber 
freien Verfügung über die fraglichen Gelder unter 
den Lebenden nicht behindert wurden und jeberzeit 
berechtigt waren, biefelben ganz oder theilmeife nach 
vorgängiger einvierteljähriger Auffündigung (vergl. 
DI. —) einzuziehen und für fi zu verwenden, doch 
infoweit gebunden waren, daß fie über den nach 
ihrem beiverfeitigen Ableben noch vorhandenen 
Betrag jener Kaufgelderforderung feine dem Käufer 
nachtheilige legtwillige Berfügung treffen durften, 
darüber find alle drei Inftangen, welche bis jegt in 
der Sache erkannt haben, einverftanden, dagegen hat 
die dritte Inftang — abweichend von der in ben 
beiden frühern Erfenntniffen Bl. — und Bl. — hier 
über ausgefprochenen Anſicht — angenommen, daß 
die oben hervorgehobenen Worte „foviel davon noch 
vorhanden” gleichbedeutend mit den Worten feien: 
„infoweit von dem Kündigungsrechte bis zum Tode 
des überlebenden Ehegatten fein Gebrauch gemacht 
worden”, und daß daher auch der nach dem Tode 
des Vaters des Bellagten von defien Mutter Johanne 
Rofine 2. nah Inhalt der Urkunden sub C. und D. 
gefündigte Betrag der fraglichen Raufgelder zur Zeit 
des, wenn fchon noch vor Eintritt des Zahlungs⸗ 
termind erfolgten, Ablebens der verwittweien L. bem 
Beflagten gegenüber nicht mehr vorhanden geweſen 
fei, die gefündigten, von ber Klägerin, der Schwefter 
des Beflagten, jet geforderten 1000 Thaler vielmehr 
zu diefer Zeit bereitd einen Theil des Rachlafjed der 
verw. 2, gebildet hätten, zu welchem die Klägerin 
durch den ber Klage ferner beigefügten Erbvertrag 
sub B. als liniverfalerbin berufen worben fei. 

Gegen die Richtigkeit der vorgedachten Interpres 
tation der angezogenen Worte des Kaufcontracts 
machen fich jedoch fehr erhebliche Bedenfen geltend, 
und nach der Anficht der jegigen Inſtanz ſprechen 
mindeftens ebenfo gewichtige Gründe für bie dem 
Beklagten günftige Auslegung, welche den Worten 
„foviel davon noch vorhanden“ in den beiden frühern 
Inflanzgen gegeben worden ift, und nad welcher bie 
beireffende Beftimmung des Kaufvertrage sub A. 
$. 6. nur fo zu verflehen fein würbe, daß dem Bes 
Hlagten die fraglichen unbezahlten Kaufgelder nad 
dem Tode der Eltern injoweit haben zufallen jollen, 
als diefelben nicht bereits vorher wirklich erhoben 
worden, oder mit andern Worten, infoweit als die 
Kaufgelderforderung ſelbſt, an deren Bortbeftchen 
durch die Kündigung allein nichts geändert wird, zur 





Zeit des Todes des Überlebenden Ehegatten noch nicht 
getilgt war, fondern noch beftand. 

Unter diefen Umftänden läßt fich nicht behaupten, 
daß der Anſpruch der Klägerin durch den Inhalt 
der verfchiedenen von ihr beigebradhten Urfunden 
dergeftalt in Liquidität gefept werde, daß im Wege 
der von ihr gewählten Proceßart eine fofortige Ver⸗ 
urtheilung des Beflagten lediglih auf Grund dieſer 
Urkunden und ohne Rüdfichtnahme auf die von ihm 
vorgebradhten, auf meiterer Erörterung beruhenden 
Einwendungen gerechtfertigt erfcheinen könnte; denn 
wenn ſchon die Urfundeninterpretation an fi aud) 
in dem Erecutivprocefje nicht ausgeſchloſſen ift, 

vergl. Annalen, Band II. pag. 518. sub 86. 
fo fann doch eine Urkunde, deren Faſſung zu Zweis 
feln über ihren Sinn Gelegenheit giebt, offenbar nur 
dann deſſenungeachtet für den Erecutivproceß oder 
Ereeutionsproceß benupt werden, wenn fich dieſe 
Zweifel nach den gewöhnlichen Grundfägen der 
juriftifchen Auslegefunft in einer der Tendenz bes 
Klägers entfprechenden Weiſe erledigen laffen, außer 
dem aber, und wenn im Wege der Interpretation 
allein zu Löfung der entflandenen Zweifel nicht zu 
gelangen ift, zum ®ebrauche im Urfundenproccfje 
nicht für geeignet erachtet werben. 

Nun ift fih zwar in dem Erfenntniffe dritter 
Inſtanz Bl. — flg. sub 4. auch noch darauf bes 
zogen worben, daß der Bertrag sub B. Bl. — fig. 
nicht blos im Allgemeinen ein Geſchaͤft auf den 
Todesfall, fondern in Bezug auf die ftreitigen 1000 
Thaler auch noch zugleich eine Schenkung unter den 
Lebenden enthalte; es gebricht jedoch, abgefehen von 
der Frage, ob einer ſolchen Schenkung ohne Weiteres 
dem Bellagten gegenüber die ihr beigelegte Wirfung 
würde zugeftanden werben können, ber betreffenden 
Urkunde auch in diefer Beziehung offenbar an der 
erforderlichen Klarheit, denn, wenn auch einige 
DI. — angezogene einzelne Beftimmungen des Ber- 
trags darauf hinzuweifen fcheinen, daß es in ber 
Adficht der verw. 2. gelegen, ihrer Tochter, der Klaͤ⸗ 
gerin, diefe 1000 Thaler noch bei Lebzeiten zuzu—⸗ 
wenden, fo ift dies doc) dabei nirgends deutlich und 
beftimmt ausgefprochen worben, und ed muß hier 
nach um fo bedenflicher fallen, eine von der Klägerin 
felbft (vergl. Bl. —) gar nicht behauptete donatio 
inter vivos rüdfichtlich der gedachten Summe einzig 
durch den Inhalt der Urkunde B. für erwiefen anzus 
fehen, als die betreffenden Beflimmungen mit den 
gleichzeitig getroffenen Dispofitionen auf den Todes» 
fall im engften Zufammenhange ftehen, das ganze 
Geſchaͤft ausprüdliih als Erbvertrag bezeichnet 
worden ift, und die verw. L. fih auch fpäterhin 
noch, wie fih aus der von ihr ausgegangenen 
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Kündigung ergiebt, ald Inhaberin bes Borberung 
gerirt hat. 

Aus vorflehenden Gründen hat bad Oberapyellas 
tiondgericht nach anderweiter genauer Erwägung der. 
Sache, wie gefchehen, reformatoriih auf Wicder- 
herftellung der Bl. — und BL — befindlichen Er⸗ 
fenntniffe, in denen dad Suchen ber Klägerin in der 
angebrachten Maafe abgewiefen worden, erkannt, 

Dahingegen war das vorige Urthel, infoweit als 
darin fowohl die Koften der erfien Inſtanz, als auch 
die durch die eingewendeten Rechtomittel veranlaßten 
Koften compenfirt worden, bewandten Umftänden 
nach und aus den Bl. — angegebenen Gründen zu 
betätigen, wie denn auch die Koften der gegenwär« 
tigen Inſtanz in Hinficht auf den flatigefundenen 
Wechfel der Entfcheidungen gegen einander aufzu⸗ 
heben waren.” 


75. 
Die Stempelverwendung zu ben Schriften im 
Mahnverfahren und die hierauf bezüglidhe Ber: 
orbnung bed K. Kinanzminifteriums vom 18. No⸗ 
vember 1862. — Gognition ber Juftizbehörden 
über Verordnungen der Verwaltungsbehörden. 
— Lieber dad Berfahren und die Rechtömittel, 
fowie über Stempelverwendung und Liquidiren 
in Stempelftraffachen. 


Mitgetheilt von 
Herrn T. in D. 


Im Februar 1863 beantragte der Advocat G. 
bei dem Gerichtsamte im Bezirksgericht D. in einer 
Eingabe, zu welcher er feinen Stempel verwendet 
hatte, die Einziehung einer Koftenforderung von 
14 Thlen. 17 Ngr. 9 Pf. von einem feiner Elienten 
im Wege des Mahnverfahrens. Das Gericht fer- 
tigte in der vorgefchriebenen Weife auf diefen Antrag 
aus, notirte aber — 2 Ngr. 5 Pi. Stempelnadhtrag 
und —» 10 Ngr. —» Stempelſtrafe zur gedachten 
Eingabe und forderte die Stempelftrafe ohne weiterc® 
Berfahren nur mittelft Sportelzetteld vom Antrag« 
fieller ein. 

Der Advocat ©. remonftrirte jedoch hiergegen, 
indem er fich darauf berief, daß die Vorfchriften über 
Stempelverwendung in $. 39. des Bagatellgefeges 
auch auf die Schriften im Mahnverfahren angewen⸗ 
det werden müßten, da biefes Verfahren überhaupt 
nur bei Anfprüchen bis zu 50 Thlen. — ⸗ —«⸗, alſo 
nur bei ganz geringfügigen, gefeglich zuläffig ſei. 
Der Antrag auf Erlaß eines Zahlungsgebotes und 





Leptere® felbft verirete lediglich die Stelle der Klage, 
bes Verhandlungstermind und des Urthels, und es 
werde das Zahlungsgebot, ebenfo wie das Erfennts 
niß, rechtskräftig. Run finde ſich allerdings im Geſetz⸗ 
und Verorbnungsblatt vom Jahre 1862. Seite 631. 
eine Verordnung des K. Finanzminifteriums vom 
18. Rov. 1862, in der gefagt werde, es fei wahr⸗ 
zunehmen gewefen, daß über bie fragliche Stempel- 
verwendung in Mahnfahen Zweifel entftanden 
feien, und in welcher angeorbnet werde, daß derjenige 
Stempel verwendet werben folle, der in causis minutis 
zu verwenden fei. 

Allein diefe Verordnung habe feine Gültigkeit, 
fondern widerſpreche der Haren Borfchrift in 8. 86. 
der Berfaffungsurfunde, nad welcher fein Gefep 
ohne Zuftimmung der Stände authentifch interpretirt 
werden bürfe. Der Schlußparagraph 37. der Pro- 
ceßnovelle lafje nun zwar dem K. Minifterium der 
Juſtiz nah, Zweifel, welche bei Ausführung des 
Geſetzes entftänden, zu entjcheiden. Selbſtredend 
müffe aber dieſe Bekanntmachung durch das K. Mini- 
ſterium der Juſtiz erfolgen, nicht durch ein anderes 
Departement. Wenn ed nun auch heiße, daß bie 
Verordnung vom 18. November 1862 in Ueberein- 
fimmung mit dem K. Minifterium der Juſtiz erlaffen 
worden, fo genüge bied doch nicht, fondern das 
K. Minifterium der Juſtiz habe den angeblichen 
Zweifel felb zu entjcheiden, und daß und wie es 
geichehen, im Gefeg- und Verorbnungsblatte befannt 
au machen. 

So lange dies noch nicht geichehen, verftoße bie 
Berorbnung vom 18. November 1862 zweifellos gegen 
die Berfaflungsurfunde ꝛtc. 

Advocat G. beantragte auf Grund diefer Aus: 
führung Wieveraufhebung der vom Gerichtsamt bes 
fchlofienen Stempelverwendung und Strafverfügung, 
und wendete eventuell, dafern das Gericht dies ab« 
lehnen follte, Recurs ein mit dem Bemerfen, daß 
derjelbe nach $. 28. des Geſetzes vom 14. December 
1837 als Appellation anzufehen und daher dem K. 
Appellationdgericht einzuberichten fein werde. 

Letzteres geſchah denn auch, nachdem Berichte- 
abgangstermin angefegt worden war. Das Königl. 
Appellationdgericht zu Dresden gab jedoch mit- 
telft Gommunicats vom 10. März 1863 die Sache 
zur Beſchlußfaſſung an die K. Zoll» und Steuerbirecs 
tion ab. In diefem Communicate war gefagt: 

x. „Das K. Appellationsgericht vermag ſich 
jeboch zur Beſchlußfaſſung über das NRedytsmittel in 
feiner Beziehung für zuftändig zu erachten. Soweit 
es nämlich gegen die Stempelpflichtigfeit der Eingabe 
Bl. — gerichtet ift, liegt eine reine, zur Competenz 
des K. Minifteriums der Finanzen gehörige Ver— 
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waltungsfache vor, foweit ed aber die verhängte 
Stempelftrafe betrifft, fehlt ed nach dem Dafürhalten 
des Appellationsgerihts an den Borausfegungen, 
unter denen ausnahmsweife die Competeng der obern 
Juſtizbehörde in dergleichen Straffachen einzutreten 
bat. Wollte man nämlih auch in der Erflärung 
des Recurrenten Bl. —, daß fein Rechtsmittel als 
Appellation anzufehen und daher dem K. Appella- 
tionsgericht einzuberichten fein werde, eine ‘Provoca- 
tion deffelben auf die Entfcheidung der höhern Juſtiz⸗ 
behörbe erbliden, was immerhin noch aweifelhaft ift, 
fo liegt zur Zeit ein Erfenntniß oder ein Zahlungs» 
präcept im Sinne von $$. 28. 24. des Geſeßzes vom 
14. December 1837 nicht vor, nur aber über Rechtömit- 
tel gegen Erfenntniffe und Zahlungsauflagen, welche 
Stempelftrafen betreffen, fteht nach) den angezogenen 
und nad $$. 137. 149. des Gefepes vom 27. De- 
cember 1833 ber obern Juftizbehörde, wenn beren 
Entſchließung ausprüdlich angerufen worden ift, in 
allen andern Fällen aber über Rechtsmittel in der⸗ 
gleihen Straffachen der obern Berwaltungsbehörde 
die Entſchließung zu.” x. 

Die K. Zoll» und Steuerdirection verordnete 
hierauf unter dem 16. April 1863 unter abfchriftlicher 
Mittheilung des vorftehend im Auszuge wiebergege- 
benen Communicates des K. Appellationsgerichts an 
das Gerichtsamt im Bezirksgericht D. wie folgt: 

x. „Da jedoch gegen den Advocat ©. wegen 
der ihm Schuld gegebenen Stempelfteuerhinterziehung 
das in $. 24. des Geſetzes vom 14. December 1837 
vorgefchriebene Verfahren noch nicht eingeleitet wor⸗ 
den ift, fo wird genanntes Gerichtsamt hiermit ver- 
anlaft, dies nachträglich zu thun, und findet hier 
durch gebachtes Nechtsmittel vorläufig feine Erledi— 
gung.” 

Hierauf erließ das Gerichtsamt wegen der vers 
wirkten Stempelftrafe an — 10 Ngr. —» Zahlungs 
auflage an Advocat G., verwendete zu berfelben 
— 2 Ngr. 5 Pf. Stempel und liquidirte dem Advos 
cat G. unter Anderm auch die Gebühr für Reinfchrift 
der Auflage zu. Die Auflage felbft wurde am 22. Mai 
1863 behändigt. 

Der Advocat ©. remebdirte biergegen in einer 
Eingabe vom 28. Mai 1863, zu welcher fein Stem- 
pel verwendet und in welcher gefagt war: „er wende 
gegen diefe Auflage Recurs zum K. Appellations« 
gericht ein“, erläuterte died auch auf Befragen des 
Gerichts laut eines Protofolls vom 8. Juni 1863 
dahin, daß er feinen Recurs als Appellation zur 
höhern Juftigbehörde angefehen wiffen wolle, Nach— 
dem ihm der Berichtsabgangstermin befannt gemacht 
worden war, erftattete das Gericht nunmehr Bericht 
an das K. Appellationsgericht zu Dresden, verwen- 
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bete zu demfelben — 5 Ngr. — Stempelpapier und 
liquidiete im Uebrigen allenthalben wie in Bagatell- 
fachen. 

Das A. Appellationdgericht erließ nun nad) 
angehörtem Vortrage der Sache unter dem 14. Juli 
1863 folgende Verordnung: 

16. „Es konnte zunächft die Frage entitehen, ob 
das K. Appellationsgeriht zur Beſchlußfaſſung auf 
gegenwärtiges Rechtömittel competent fei, da nach 
den bier einfchlagenden Borfchriften des Geſetzes 
vom 14. December 1837. $. 28. verb. mit $. 137. 
und 8.148. unter a. des Gefeges vom 27. December 
1833 in Fällen der vorliegenden Art nur dann, 
wenn der Angefchuldigte noch innerhalb ber bis 
zur Rechtskraft des Erfenntniffes, beziehentlih Zah— 
lungspräceptd laufenden zehntägigen Friſt beſtimmt 
und ungmweideutig erklärt, daß er zur höhern Juſtiz⸗ 
behörde appellire, die Zuftändigfeit der legtern zur 
Eognition über das Rechtömittel begründet ift, wäh. 
rend Appellationen, welche ohne die beftimmte Er— 
klaͤrung, daß fie an die höhere Juftigbehörde gerichtet 
fein follen, eingelegt worden find, wie Recurfe ange: 
fehen und von der obern Berwaltungsbehörbe zur 
Erledigung gebracht werden follen, und nun bier 
es nicht zweifellos erfcheint, ob eine derartige be— 
flimmte und ungweideutige Erklärung darin erblidt 
werden fönne, daß Appellant, auf deffen erſt nach 
Ablauf der zehntägigen Frift Bl. — zu Protokoll 
gegebene Erläuterung nad dem Sclußfage der 
angezogenen $. 137. Etwas nicht anfommen fann, 
innerhalb jener Friſt Bl. — „Recurs — nicht 
Appellation — zum K. Appellationsgericht” einge 
wendet hat. Mit Rüdjicht indeffen darauf, daß 
nach allgemeinen ®rundfägen die Bezeichnung des 
Rechtömitteld für Befimmung der Gompetenz zur 
Entſcheidung über dafjelbe ohne Bedeutung if, und 
nad) der Faffung der aufgeführten $. 148. unter a. 
noch nicht nothwendig angenommen werden muß, 
daß es in der Abficht des Geſetzgebers gelegen habe, 
hiervon in Steuerftraffacdhen eine Ausnahme zu 
machen, das entjcheidende Gewicht vielmehr darauf 
zu legen ift, ob fich der Angefchuldigte innerhalb des 
decendium ausdrüdlid auf die Entfcheidung der 
höhern Juſtizbehörde berufen, aljo unzweideutig zu 
erkennen gegeben hat, wie er fein Nechtömittel der 
Beſchlußfaſſung nicht der höhern Berwaltungs-, fon- 
dern der höhern Juftigbehörde unterflellt wiſſen wolle, 
dies aber von Seiten ded Advocat ©. Bl. —, wie— 
wohl unter der unrichtigen Bezeichnung feines Rechts⸗ 
mitteld als Recurs, beftimmt und ungweidentig durch 
Provocation an das K. Appellationdgericht ge 
ſchehen if, hat Man ſich für Bejahung der obigen 
Frage entfchieden, und demnad das vorliegende 


Rechtsmittel als Appellation an bie obere Juftiz- 
behörde zu behandeln nicht Anftand genommen. 

In materieller Beziehung erfcheint der Wider 
fpruch des Appellanten, foviel die Hauptfache betrifft, 
durchaus unbegründet. Die gefepliche Worfchrift, 
wonach in ganz geringfügigen Eivilfachen die Ber 
fügungen des Gerichts und Eingaben ber Parteien 
bis zur Ertheilung eines Vergleichs oder Abſchließung 
eines Vergleichs ftempelfrei find (Gefeg vom 16. Mai 
1839. $. 39.), bezieht ſich lediglich auf das durch 
das nurangezogene Geſetz vorgefchriebene Procefver- 
fahren. Für das von diefem durchaus verfchiedene, 
durch das Gefeh vom 30. December 1861 für con» 
tractliche Forderungen bis zu 50 Thlın. —⸗ —⸗ 
nachgelaffene Mahnverfahren ift eine gleiche Beftim- 
mung nicht gegeben und eine Ausnahme von ber 
allgemeinen in dem Stempelmandate vom 11. Januar 
1819. 8.13. ausgebrüdten Regel über den Gebrauch 
bed Stempelpapiers bei gerichtlichen Eingaben nicht 
gemadt. Konnte ed num auch vielleicht wegen der 
in gewiſſer Beziehung vorhandenen innern Berwandts 
ſchaft beider Fälle und weil die ratio legis auf beide 
gleiche Anwendung litt, den Anjchein gewinnen, als 
liege es im Sinne des Geſetzes, dag zu den Schrif- 
ten im Mahnverfahren Stempel ebenfalls nicht zu 
verwenden fei, fo find doch dieſe Zweifel durch die 
Verordnung des K. Minifteriums der Finanzen vom 
18. November 1862, welche zur Zeit der Einreichung 
des Geſuchs BL — ſchon in Kraft getreten war, 
volltändig befeitigt. Zur Erlaſſung diefer Berord» 
nung war dad gedachte K. Minifterium nad) der 
Verordnung vom 7. November 1831 unter 4. 2. 
und B. 5. ungmweifelhaft competent, und nach ber 
ausdrüdlichen Vorſchrift in 8. 7. lehter Abfap des 
Gefeges unter A. vom 28. Januar 1835 dürfen 
Juftigbehörden die von den Berwaltungsbehörben 
innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändigfeit erlaffenen 
Verordnungen nicht für ungültig erklären. Der 
Appellant ift demnach lediglich auf die Vorſchriften 
biefer Verordnung zu verweilen, welche ed außer 
Zweifel flellen, daß zu der Eingabe Bl, — ein 
Stempel von —s 2 Nor. 5 Pf. zu verwenden war, 
und wegen Nichtverwendung defielben Appellant der 
gefeplichen Hinterziehungöftrafe verfallen ift. 

Die von ihm Bl. — mit zum Gegenftand feines 
Rechtsmitteld gemachten Koften der Auflage Bl. — 
anlangend, fo ift er zwar ſelbſtverſtaͤndlich zu Bezah⸗ 
lung derjelben, foweit fie überhaupt gefordert werben 
fünnen, verbunden. Allein nach $. 20. des fchon 
eitirten Gejepes vom 14. December 1837 paſſiten 
in Straffällen der vorliegenden Art den Unter 
gerichten, welche hierbei (vergl. $. 2. dafelbft) in der 
Eigenjchaft einer Berwaltungsbehörde thätig werben, 


360 


und daher die Vorſchrift jener $. 20. unter b. für 
ſich nicht geltend machen können, abgefehen von ben 
Separatgebühren, die Berläge nur mit Ausnahme 
der Eopialien, und es hätten demnad die BL. — 
liquidirten —» 3 Nor. 8 Pf. für Reinfchrift der 
Auflage dem Appellanten nicht mit abgefordert wer⸗ 
den follen. 

Das Gerichtsamt erhält hiermit Anweifung, mit 
diefem Koftenbetrage den Appellanten zu verjchonen, 
ſoweit fi aber hierdurch das Eingangs gedachte 
Rechtsmittel nicht erledigt, wird baffelbe andurd 
verworfen, es ift auch Appellant, da ſolches in ber 
Hauptfache unbegründet war, zu Bezahlung der 
dadurch erwachfenen Koften, foweit dergleichen in 
gegenwärliger Angelegenheit überhaupt pafficen, ver 
bunden. Dem Borftehenden gemäß ift, wie andurch 
verordnet wird, derfelbe zu befcheiden und das weiter 
Erforderliche zu beforgen. 

Bon den Eopialien Bl. — find in Gemäßheit 
der vorhin entwidelten Grundfäge fämmtliche Ge— 
bühren und Gopialverläge in Wegfall zu ſtellen, dahin⸗ 
gegen, da bier die in geringfügigen Unterfuchunge- 
fahen bezüglich der Stempelverwendung geltenden 
Borfchriften zur Anwendung zu bringen find, weshalb 
auch von fofortiger Berwendung von Stempel zu 
der Auflage Bl. — und zu dem Anher erftatteten 
Berichte abzufehen gewefen wäre, nah Maaßgabe 
von $. 13. des Stempelmandats vom 11. Januar 
1819 verbunden mit $. 2. c. des Erläuterungsmans- 
dats vom 4. September 1822, fowie mit dem Gejeh 
vom 13. September 1850 und der Verordnung vom 
14. Juni 1859 zu Erfüllung des Bl. — (Auflage) 
verwendeten Stempels annoch ein folder von —⸗ 
1Rgr. 5Pf., ferner gu der Appellationsfchrift Bl. — 
ein folcher von — 7 Ngr. 5 Pf. und zur Erfüllung 
des zum Bericht verwendeten, noch ein Stempelbetrag 
von —» 2 Nor. 5 Pf. in Nachtrag zu notiren und 
find diefe Beträge nad vorgängiger Einbringung 
von dem Appellanten in Stempelpapier zu den Acten 
nachzucaſſiren.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Geſetze und Verord⸗ 
nungen. Das 9. Stück des Geſetz- und Verordnungs⸗ 
blattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 1864) 
enthält: No, 58. Deeret megen Genehmigung einer 


Öffentlichen Anleihe des Erzgebirgiſchen Steinfohlen- 
artienvereind, vom 15. December 1863. No. 59. 
Deeret wegen Beftätigung bed „Geſetzes für die Bamilie 
von Egidy« Kreinig-Naunbof”, vom 27. April 1864. 
No. 60. Derret wegen Beflätigung der Statuten ber 
MWeberinnung zu Mälfen St. Jacob, vom 4. Mai 1864. 
No. 61. Deeret wegen Beflätigung ber Gtatuten des 
Darlehnövereind zu Preiberg, vom 9. Mai 1864. 
No. 62. Decret wegen Beftätigung der Statuten des 
Vereins von Freunden der Erbfunde zu Leipzig, vom 
20. Mai 1864. No. 63. Deeret wegen Beftätigung 
ber Statuten des Begräbnißvereind der Stadt Neuftädtel 
und Umgegend, vom 23. Mai 1864. No. 64. Derret 
wegen Beftätigung ber Statuten bed Krankenunter- 
flügungdvereing zu Neubaufen, vom 27. Mai 1864. 
No. 65. Deeret wegen Beflätigung ber Statuten ber 
Wittwen⸗ und Waifencaffe ver Bürgerfchullehrer Zwickaus, 
vom 2. Juni 1864. No. 66. Verordnung, die Befannt« 
madjung einer mit der Kaiſerlich Ruſſiſchen Regierung 
abgefchloffenen Uebereinkunft über die Behandlung ber 
Mobiliarnachläffe der im Königreiche Polen verftorbenen 
Sichfifhen und beziehentlih im Königreiche Sachſen 
verftorbenen Polniſchen Untertbanen betreffend, vom 
6. Juni 1864. No. 67. Verorbnung, bie Befannt» 
machung einer mit der Negierung des Kaiſerreichs Ruß— 
land und des Gropfürftenthums Finland abgeſchloſſenen 
Uebereinkunft über die Behandlung der Mobiltarnadpläffe 
der beiderfeitigen, in bem anderen Staate verftorbenen 
Unterthanen betreffend, vom 6. Juni 1864. No. 68. 
Decret wegen Beftätigung der Statuten der Mafhinen- 
bauarbeiter-Compagnie zu Chemnig, vom 11. Juni 1864. 
No. 69. Verorbnung, den Beitritt der freien und Hanfes 
ftabt Bremen zu bem von ben Zollvereindflaaten wegen 
Einführung von Gewerbelegitimationsfarten für die 
Handeldreifenven getroffenen Abkommen betreffend, vom 
30. Juni 1864. No.70. Bekanntmachung, die Anleihe 
der Stadt Zwickau betreffend, vom 2. Juli 1864. 
No. 71. Verordnung, das Verbot der Ausfuhr von 
Schießpulver und anderer Kriegämunition aus ben 
Sechäfen des Mereinsgebietd betreffend, vom 6. Juli 
1864. — Letzte Abſendung: am 14. Juli 1864. 


Immatriculation von Advocaten. Dom Juſtiz⸗ 
miniſterium iſt der vormalige Actuar beim Gerichtsamte 
Leipzig II. Herr Dr. Karl Ludwig Erdmann in Leip⸗ 
zig zum Advocaten ernannt und als foldyer verpflichtet 
worden. 


— — — — — — — — — — — — 


Nedacteur: Dr. Theodor Tauhnip. 
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76. 


Zur Lehre von ber provocatio ex lege 
Diffamari. 
Mitgetheilt von 
Herrn 9, in €. 


Die thatfächlichen Unterlagen des Proceffes, aus 
welchen diefe Mittheilung entnommen, ergeben fich, 
foweit fie zum Berftändniß der letztern nothwendig 
find, aus den Grfenntniffen der erften und weiten 
Inftanz und den denfelben beigefügten Entfcheidunge- 
gründen, weshalb eine einleitungsweife Darftellung 
derfelben umgangen werden fann. 

Das Gerihtsamt E. als Proceßgericht er 
fannte folgendermaaßen: 

„Daß Provocaten den von ihnen gegen den 
Provocanten berühmten Anfpruc auf Wiederherftels 
lung des in den nachftehenden Entfcheibungsgründen 
näher bezeichneten, in den Th.'r Bach eingebauten 
Wehres, mittelft deflen das Waffer aus genanntem 
Bad nach Provocantend Fabrif und Wiefen abge: 
leitet wird, in den frühern Zuftand bergeftalt, daß 
bie Beränderung, wodurch die von ihnen beanfpruchte 
Hälfte des Wafferd zu Bewäfferung ihrer unterhalb 
dieſes Wehres an genanntem Bach liegenden Wiefen 
angeblich jegt entzogen worden, wiederum befeitigt 
und der ihnen zutommende Wafferantheil ihnen wies 
ber zugeführt werde, gegen den Provocanten bei 
Vermeidung ewigen Stillſchweigens mittelft Anſtel⸗ 
lung der Hauptflage binnen breimöchentlicher Frift 
auszuführen verbunden, worauf fodann in ber 
Hauptfache fowohl, ald der Koften halber, insbejon- 
dere auch des gegenwärtigen Proceſſes ferner ergeht, 
was Recht if.” 


Menue Folge Zwölfter Fahrgang. 





eirten Befcheid waren folgende Gründe beige 
geben: 

„Durch die Zugeftänbnifie der ‘Parteien, fowie 
durch die auf Antrag Provocantens Seiten des Pro- 
ceßgerichts veranftaltete Rocalbefichtigung, ingleichen 
durch die Ausfagen der auf Provocantens Antrag 
abgehörten Zeugen ift Folgendes in rechtliche Gewiß⸗ 
heit gefeßt worben: 

Zwifchen der Stadt Th. und dem obern Theile 
des Dorfes H., an defien Grenze die Spinnfabrif 
des Provocanten fleht, zieht fih eine Thalfchlucht 
fort, auf deren Sohle hin der fogenannte Th.’ Bad 
von Stadt Th. nah H. zu läuft. 

In diefes Th.'r Waffer find vier Wehre, das 
Sch.'ſche Mühlwehr, das Rittergutswehr, das H.’fche 
Wehr und das Ar Wiefenbewäfjerungswehr eins 
gebaut. 

Bergl. Bl. — der Aeten. 

Das unterhalb des Sch.'ſchen Mühlwehrs, wels 
ches leptere in gegenwärtiger Sache nicht weiter in 
Frage kommt, gelegene Rittergutswehr theilt den 
Th. Bach in zwei Theile, von denen der eine links 
abgeht und die Th.'r Rittergutöwiefen bewäffert, 
während ber andere rechts als wilder Th.'r Bach 
fortläuft. 

Unterhalb diefes Nittergutöwehrs, und zwar in 
einer Entfernung von 90 bis 100 Schritt von dem- 
felben, befindet fi das H.'fche Wehr und ift zwifchen 
diefen beiden zulegt genannten Wehren ein drittes 
Wehr nicht vorhanden. 

Mittelſt diefes H. ſchen Wehres wird der Th.'r 
Bad zu einem Theile und bei niedrigem Waffer- 
ftande ganz zur Bewäfjerung der Wiefen und zum 
Umtrieb der Fabrif Provocantens fortgeleitet. 
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Das mittelft des H.'ſchen Wehres fortgeleitete 
Waſſer läuft rechts am Bergabhange bin, während 
— mad natürlich nur bei hohem Waſſerſtand vor- 
fommen fann — der wilde Bach ald Abfall des 
H.fchen Wehres links in der Thalfohle fortgeht. 

Unterhalb des H.'ſchen Wehres, und ohne daß 
ein weitered Wehr dazwiſchen liegt, ift an den Wiefen 
der Provocaten das Ar Wiefenbemäfjerungswehr 
eingebaut, mittelft deffen die Provocaten das vor— 
handene Wafler des wilden Baches auf ihre Wiefen 
leiten. 

Bergl. Bl. —. 

Veranlaffung zum Streit hat nun die Bl. — 
von den Provocaten dem Inhalt und der Unterfchrift 
nad recognoßeirte Klagbeilage A. Bl. — (— eine 
an den Provocanten gerichtete Zufchrift —) gegeben, 
in welcher die Provocaten dem Provocanten erflären, 
daß fie in Folge einer am Wehre vorgenommenen 
Beränderung eine Beeinträchtigung ihrer Wafler- 
benugungsrechte erlitten hätten und in welcher fie 
unter Hinweis darauf, daß fie das halbe Wafler 
vom Rittergutdwehr ab ſchon einmal erftritten hätten, 
den Provocanten aufjordern, ihnen binnen drei Tagen 
Nachricht zu geben, ob das Wehr geändert werden 
würde, damit fie das Waſſer wieder befämen. 

Auf Grund diefer Zufchrift hat der Provocant 
wider die Provocaten Klage erhoben. 

Die Provocaten haben nun folgende Einwendun— 
gen erhoben, die der Statthaftigfeit der angeftellten 
Klage entgegenftehen follen: 

1) Die Klagbeilage A., welche Provocant feiner 
Klage zu Grunde gelegt babe, enthalte feine Diffa- 
mation, außerdem laffe fich 

2) nad der Klage feine erecutionsfühige Ent- 
fheidung ertheifen, weil oberhalb der Wiejen der 
Provocaten mehrere Wehre „vorhanden freien und 
nach der Klage es ungewiß bleibe, welches Wehr 
gemeint fei, ferner gehe 

3) aus der Klagbeilage A. nicht hervor, ob 
Jemand überhaupt und wer eine Veränderung am 
Wehre vorgenommen habe oder ob eine foldhe durch 
Naturereigniffe entftanden fei, und 

4) hätten die Provocaten in der Alagbeilage A. 
nicht verlangt, daß Provocant irgend ein Wehr wie: 
der herftelle, fondern fie hätten nur den Wunfch gegen 
den Provoranten ausgeiprochen, daß diefer irgend 
ein Wehr herftellen möge. 

Bergl. Bl. —. 

Keine diefer Einwendungen fann jedoch für ftich- 

baltig angefehen werben, denn 
au l. 
enthält der Seiten der ‘Provocaten an den Pros 


vocanten gerichtete Brief Bl. — allerdings eine 
Diffamation. 

Bekanntlich ift die provocatio ex lege Diffamarı 
gegen Jeden zuläffig, welcher aus was immer für 
einem Orunde einen Givilanfpruch gegen einen 
Andern behauptet, und genügt ed zur Anftellung der 
Diffamationsflage fhon, wenn Jemand — wie im 
vorliegenden Falle Seiten der Provoraten gefchehen — 
in einem Privatbrief einen Eivilanfpruh an den 
Andern zu haben behauptet. 

Vergl. Ofterloh, fummar. Proc., 3. Aufl. $. 100. 

not. 11. 

Die Sade, die die Provocaten in der Klagbei- 
lage A. in Anfpruch nehmen, ift, wie die Provocaten 
felbft Bl. — ausdrücklich zugeftanden haben, das 
halbe Waffer vom Rittergutswehr ab, das ihnen 
angeblih durch eine Veränderung am Wehre ent 
zogen worden fei und daß fie zur Wäflerung ihrer 
Wiefen wieder erlangen wollen. 

Der Umftand aber, daß die Provocaten dem 
Provocanten gegenüber auf diefes Waſſerquantum 
Anfprud erheben, das ihnen angeblich durch eine 
Wehrveränderung entzogen worden, begründet eben 
die Diffamation. 

Weiter erledigt fi die Einwendung 

zu 2. 
dadurch, daß die Provocaten BI. — ausdrüdlich zus 
geltanden haben, 
„wie das auf das H.'ſche Wehr laufende Waſ— 
fer dasjenige fei, von dem fie vom Ritterguts— 
wehre aus abwärts die Hälfte beanſptuchen“. 

Da es nämlich unterhalb des Rittergutswehrs nur 
noch zwei Wehre — das H.'ſche und das den Pror 
vocaten gehörige A.'ſche Wiefenbewäflerungswehr — 
giebt, jo fann das in der Rlagbeilage A. erwähnte 
Wehr, das nad) der Angabe der Provocaten verändert 
worden und defien Wiederherftrllung fie in dem an 
den Provocanten gerichteren Briefe fordern, eben fein 
anderes, als das H.'jche fein. 

Hiermit ſtimmen denn auch die Ausjagen der 
Bl. — abgehörien Zeugen überein, welche beide auf 
die Brage: 

„ob, wenn die Provocaten von einer Wehrvers 
änderung in Bezug auf das Wafler unterhalb 
des Rittergutswehres Nachtheil erleiden wollen, 
fie fein anderes, ald das H.fche Wehr meine 
können?“ 
antworten: 

„Sie können kein anderes meinen, als dieſes 
He Wehr!” 

Daß die Provocaten nach Befinden auch durch 
eine Beränderung des Sch. ſchen Mühlwehres, oder 
des Rittergutöwehres hätten benachtheiligt werden 
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können, foll bier zwar nicht beftritten werben, indeſſen 
ift es auf die Entfcheidung der gegenwärtigen Diffe- 
renz infofern einflußlos, als die Provocaten eine 
Veränderung der ober» ober unterhalb des H.'fchen 
Wehres gelegenen Wehre weder behauptet oder nach⸗ 
gewiefen haben, mithin unter dem Wehre, buch 
defien Veränderung ihnen das Waffer für ihre Wie- 
fen angeblich entzogen worden, nur das H. ſche Wehr 
verftanden haben fönnen. 

Es ift. wohl auch anzunehmen, daß, wenn bie 
Meovocaten ein anderes Wehr in ihrer Zufchrift 
BL. — im Sinne gehabt hätten, fie fih an den Be- 
figer des betreffenden Wehres, alfo 3. B. binfichtlich 
des Rittergutswehres an den Befiger des Th.'r Rit— 
tergutes, und nicht an den Provocanten gewendet 
haben würden. 

Zu 3. 
iſt allerdings zuzugeben, daß in dem Briefe Bl. — 
nicht mit ausbrüdlichen Worten geſagt worden iſt, 
ob überhaupt Jemand und wer die behauptete Wehr: 
veränderung vorgenommen habe, oder ob die Irptere 
durch ein Naturereigniß herbeigeführt worden fei. 

Damit geficht jedoch der Schlüffigfeit der Klage 
fein Eintrag. 

Denn wenn die Provocaten in dem Briefe Bl. — 
dem Provocanten erflären, daß fie „wegen ber 
Beränderung in dem Wehre um ihr Waffer gefom- 
men feien”, und wenn fie von dem Provocanıen mit 
beftimmten Worten binnen 3 Tagen Nachricht dars 
über verlangen, „ob das Wehr geändert werde“, 
damır fie ihr Waſſer wieder befommen follen, fo bes 
güchtigen fie gewiſſermaaßen Provocanten nicht nur 
der eigenmächtigen Wehrveränderung, ſondern fie ers 
flären auch, daß fie den Provocanten für verpflichtet 
balten, für Wiererberftelung des Wehres, mag nun 
ſolches durch menſchliche Ginwirfung oder durch 
Naturereigniſſe veraͤndert worden ſein, aus eignen 
Mitteln Sorge zu tragen. 

Zu 4. 

ift endlich noch zu bemerfen, daß, wenn Provocaten 
Bl. — behaupten, daß fie in der Klagbeilage A. 
nur den Wunſch, daß Provocanı das Wehr Ändern 
möge, audgeiprocen hätten, oder daß fie Erfundis 
gung bätten einziehen wollen, ob das Wehr geänvert 
werde, Dies mit der Faſſung der Klagbeilage A. durch⸗ 
aus im Widerfpruch jteht. 


Schon das an den Provocanten geftellte perem— 
torifhe Verlangen, binnen 3 Tagen die Provocaten 
zu benachrichtigen, ob das Wehr geändert werden 
würde, enıhält, wie fchon oben erwähnt worden; als 
das Ausfprehen der fubjectiven Anficht, einen 
Anfpruch auf Aenderung des Wehres an den Pros 


vocanten zu haben, eine Diffamation und bereditig 
den Andern zur Alaganftellung. 

Ob die betreffende Aeußerung in der Abficht zu 
diffamiren, oder ohne diefe aus Irrthum gethan wor⸗ 
den ift, ift ganz gleichgültig. 

Vergl. Oſterloh, a. a. ©. $. 100. not. 10. 

Aus allen diefen Gründen hat daher die erhobene 
Provocation für begründet amgefehen und haben 
Provocaten zum Nachweife ihrer vermeintlichen An- 
fprüche angehalten werben müffen. 

Die wegen des Koftenpunftes getroffene Entjheis 
dung bedarf feiner befondern Rechtfertigung. 

Die Bl. — angefegten Koften für Reinfchrift ber 
Replif find um deswillen in Wegfall gebracht wor 
den, weil 

vergl. Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 
N. F. Br. XXII. ©. 204. 
das rechtliche Verfahren feiner Natur nah vom 
Mund aus in die Feder zu gefchehen hat, mitbin 
Anfäge für die Reinfchriften der Säge nicht paffi- 
ren.’ 

Dagegen wurde in einem den Parteien am 30. 
November 1863 publicirten Urthel des Königlichen 
Appellationsgerichts zu Zwidau erfannt: 


„Daß es bei dem Eingangs gedachten Beſcheide 
(erfter Inftanz), mit alleiniger Ausnahme besjenigen, 
was darin der Feftftellung der Koften halber erfannt 
worden, al® wobei es bewendet, nicht zu laffen, viels 
mehr hat dad Euchen des Klägers in der angebrach⸗ 
ten Maaße nicht Statt, und ift auch derfelbe den 
Beklagten die aufgelaufenen, reftitutionsfähigen Pros 
cenfoften zu erftatten gehalten. 

Die Koften der Appellationsinftang werden coms 
penfict. 

Entfbeidungsgründe: 

Der Kläger gründet feine Provocationdflage auf 
das Bl. — erfihtlice, von den Bellugten Bl. — 
recognodeirte Schreiben. 

Die vorige Inftanz hat in folchem eine Berühs 
mung Seiten der Lepteren dem Kläger gegenüber, 
die Behauptung, dag Kläger ihnen zu Wiederherftels 
lung des fraglichen Wehres in den frühern Zuftand 
verbunden fei, erblidt 

Diefer Anfiht fann Man jedoch in der gegens 
wärtigen Inſtanz nicht beipflichten. 

Zu Eingang jenes Schreibens fegen die Beflag- 
ten den Kläger davon in Kenntniß, daß eine Ver— 
Änderung an dem Wehr ftattgejunden habe, in Folge 
defien fie jegt öfters gar fein Waffer hätten, während 
fie font das halbe Waſſer gehabt. 

Allein fie verlangen in deſſen weiterem Fortgange 
nicht, daß Kläger das Wehr wieder berftelle, fondern 
fie fprechen nur den Wunfch, felbiged wieder herzus 
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fielen, aus, indem fie zugleich bemerken, daß fie 
ſchon einmal das halbe Waffer vom Rittergutswehre 
ab erftritten hätten. Sie ſchließen mit den Worten: 
„Run möchten wir binnen 3 Tagen Nachricht haben, 
ob das Wehr geändert wird, daß wir das halbe 
Waffer auch wieder befommen”; der Schluß des 
Brieſes enthält aljo auch nur den Wunſch, daß Klä— 
ger fich binnen 3 Tagen darüber erflären möge, ob 
eine Aenderung des Wehres eintreten folle, 

Es ift deohalb ſehr wohl möglich, daß die Be- 
Hagten mit dem obigen Schreiben nicht einen An- 
ſpruch auf Herftelung des Wehres in den früheren 
Zuftand dem Kläger gegenüber haben geltend machen, 
fondern fih nur darüber haben vergewiffern wollen, 
ob derſelbe geneigt fei, eine desfallfige Abänderung 
entweder felbit vorzunehmen, oder ihnen doch eine 
foldye zu geftatten, indem fie widrigenfalld, und bei 
einer ablehnenden oder unterbleibenden Erklärung 
hierauf, fich hierbei zu beruhigen, oder doch gütliche 
Bereinbarungen mit dem Kläger anzubahnen, gemeint 
waren. 

Der Umftand allein, daß die Bellagten in dem 
mehrberegten Schreiben anführen, wie fie ſchon eins 
mal das halbe Wafjer von dem Rittergutswehre ab 
erftritten hätten, befaßt noch feine Diffamation. 

Denn daraus folgt noch nicht, daß diefelben dem 
Kläger das Befugniß abfprechen wollen, fein Wehr 
beliebig abzuändern, und noch weniger, daß, worauf 
ed bier hauptfählih anfommt, fie Leptere für vers 
bunden erachtet, dad Wehr wiederum in den früheren 
Zuftand herzuftellen, oder doch zu dulden, daß dies 
von ihnen bewirkt werbe. 

Gefegt daher auch, daß unter den obwaltenden 
Umftänden unter dem in der Urkunde sub A. Bl. — 
bezeichneten Wehre fein anderes, ald das Wehr des 
Klägers verftanden werben fünne, fo würde ed doch 
immerhin an den nöthigen Vorausfegungen für eine 
Diffamationsflage fehlen. 

Die von ven Bellagten bei der abgehaltenen 
Localbefihtigung nah Bl. — auf die Anfrage des 
Sachwalters des Klägers: „ob das auf das Wehr 
des Klägers laufende Waffer dasjenige fei, an dem 
fie von dem Rittergutswehre aus die Hälfte bean- 
fpruchten?” ertheilte bejahende Antwort würde, felbft 
wenn man in folcher eine Diffamation finden wollte, 
doch ſchon um deswillen nicht zu einer Verurtheilung 
ber Bellagten in Anftellung der Hauptflage bei Bers 
meidung ewigen Stillſchweigens führen fönnen, weil 
hierauf Die Klage gar nicht geftügt worden. 

Man kann daher zur Zeit ganz dahin geftelt 
fein laffen, ob und inwiefern auf jene Aeuferung 
eine Provocationsllage würde gegründet werben 
fnnen. 





Zu dem vorftehend Bemerften fommt nun noch 
Folgendes: 

Der Brief Bl. — giebt unbezweifelt für fi 
allein darüber, welches Wehr die Bellagten unter 
dem dort gedachten verftanden, feinen beftimmten 
Aufichluß. 

Denn daraus allein, daß diefelben das Echreiben 
an den Kläger gerichtet haben, läßt ſich mit einiger 
Gemwißheit nicht herleiten, daß fie dabei eben das 
Wehr des Klägers im Sinne gehabt haben müſſen. 

Um dieſen Zweifel zu befeitigen und nachzuwei— 
fen, daß die Beflagten in ber That mit dem in dem 
Briefe erwähnten Wehre fein, Klägers, Wehr ges 
meint, hat fi der Reptere im Verfahren auf Zeugen 
berufen und um deren Abhörung, fowie um Abhal- 
tung einer Rocalbefichtigung gebeten, welchem Antrage 
auch von dem Proceßgerichte gefügt worden. 

Run fchreibt aber die Alte und Erf. Procef- 
ordnung ausdrüdlich vor, daß der Provocationsklage 
die Beicheinigung der Diffamation foiort beigefügt 
werden folle, indem die Alte Proc.Ordn. Tit. L 
$. 4. beftimmt, daß der Richter ex lege Diffamari 
feinen Proceß decerniren folle, e8 habe denn Kläger 
zuvor gebührlihen Schein der Diffamation feiner 
Supplication pro decernenda citatione beigelegt, 
und die Erl. Proc.⸗Ordn. Tit. V. $. 5. bieponitt, 
daß der Provorant die behauptete Diffamation bei 
Eingabe der Klage entweder durch beigebrachte Urs 
funden, ober durch die beigefügte eidliche Ausſage 
mindeftens eines Zeugen darzuthun habe, während 
fie, falls dies nicht für ausreichend geachtet werben 
follte, ihm im Laufe des erften Verfahrens noch ein 
eibliches Zeugniß beizubringen, oder in supplemen- 
tum zu ſchwoͤren geftattet. 

Nun läßt zwar die Praris zu, daß der Provocant 
der Klage nicht fofort das Protofoll über die Zeugen⸗ 
abhörung beilegt, fondern in felbiger erft die Zeugen 
benennt und um beren Abhörung bittet, 

vergl. Griebner's Discurfe zu Tit. I. $. 4. der 
Alt. Proc.sOrdn., sub voce: „beigelegt“. 

Volkmann, Syftem der fähf. Eivil- und Admis 
niftrat.»Broceffe, Bo. III. $. 279. not. e. 

Oſterloh, fummar. Proceſſe, $. 103. ©. 333. 
der 3. Ausg. 

Biener, syst. proc., $. 310. not. 5. der 37. 

Ausg. 

Schweiger, Über den Provocat.⸗Proceß, Cap. II. 

8. 2. S. 109 fig. 
und würde dem analog ber Provocant wohl aud) in 
der Klage um die Abhaltung einer Localbefichtigung 
nachſuchen dürfen. 

Allein eine weitere Ausdehnung ber obigen Ge- 
fepesvorfchriften dahin, daß der Provocant befugt 
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wäre, erft im Laufe des Verfahrens Zeugen, Behufs 
der Beicheinigung der Diffamation, nambaft zu 
machen, oder zu dem Ende eine Localbefichtigung zu 
beantragen, iſt durch den Gerichtsbtauch in feiner 
Weiſe fanctionirt worden, und würde auch ein folches 
Verfahren mit der Natur des Provocationoproceſſes, 
als eines nur vorbereitenden Proceſſes, in welchem 
ein weitläufiges Verfahren nicht ftattfinden fol und 
der Richter fogar ermächtigt if, die Eitation auf die 
Klage fo lange zu verſchieben, bis er ſich durch Ab⸗ 
hörung der in ber Klage benannten Zeugen, bezies 
bentlih duch Bornahme der beantragten Rocalbefich- 
tigung von dem Borhandenfein einer Diffamation 
überzeugt hat, 
vergl. Schweiger, 1. cit. not. 10. 

mit den deöfallfigen gefeplichen Dispofitionen nicht 
wohl vereinbar fein. 

Es find mithin die Ausfagen der abgehörten 
Zeugen, gleich dem Refultate der abgehaltenen Locals 
befihtigung, bei der Entſcheidung außer Beruͤckſich⸗ 
tigung zu laffen; die Urfunde sub A. Bl. — reicht 
aber, wie bereitö oben hervorgehoben, für ſich allein 
zu Befcheinigung der angeblihen Diffamation nicht 
aus. 

Aus diefen Gründen war, auf die Appellation 
der Beflagten, die erhobene Provocationdklage in der 
angebrachten Maaße abzumeifen. 

Unter diefen Umftänden fann man ganz von ber 
Frage abfehen, ob nicht, die Schlüffigfeit ver Klage 
vorausgefegt, mit Rüdficht auf die Erklärung der 
Bellagten Bl. — fowohl die Lepteren in Anftelung 
der Hauptklage binnen bdreimöchentlicher Friſt, bei 
Vermeidung des ewigen Stllichweigens, zu ver- 
urtheilen, ald vielmehr auf Bewenden bei jener Er 
Härung zu erfennen gewefen wäre. 

Die Koften der Appellationsinftang mußten wegen 
bes Wechfeld der Entfcheidungen unter den Parteien 
aufgehoben werben. 

Schließlih mag bezüglich der Auslaſſung ber 
Beflagten Bl. — nur noch bemerft werben, daß das 
DI. — erfolgte Abftreichen des Anfages für Abfchrift 
der Replif höchitend dem Sachwalter Klägers einen 
Anlaß zur Beſchwerde würde haben geben fönnen.” 

Gegen diefes Urthel appellirtte wieder Kläger, 
indeffen erfannte das Königliche Oberappella- 
tionsgericht in einem den Parteien unterm 12. April 
1864 publicitten Erfenntniß beftätigend und fügte 
diefem Erfenntniß folgende Gründe bei: 

„Der Anficht zweiter Inftang, daß in dem BL. — 
erfichtlichen Briefe der Provocaten eine bie erhobene 
Provorationsflage begründende Diffamation nicht zu 
erbliden fei, ift in jetziger Inſtanz bei andermweiter 
Erwägung der Sache durchgängig beizupflichten ges 
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wefen. In den Rationen Bl. — ift bereits erſchö⸗ 
pfend ausgeführt worden, daß der Inhalt dieſes 
Briefs die Behauptung des Rechts der Provocaten 
auf eine Veränderung oder Wiederherftellung des 
dem Provocanten zugehörigen Wehres nicht er— 
fennen laffe, und daß es daher an den erforderlichen 
Unterlagen fehle, um den Gegenftand der angeblichen 
Diffamation zu firiren und darauf eine erecutiond« 
fähige Sentenz zu gründen. Indirect fpricht für die 
Richtigkeit dieſer Auffaffung fchon der Umftand, daß 
in dem Klaggefuche Bl. — als der von den Provo» 
caten berühmte Anfpruch das Recht auf Wiederhers 
ftellung des in der Klage befchriebenen Wehres bes 
zeichnet, dagegen in der Replik Bl. — diefes Geſuch 
durch Hereinziehung eines den Provocaten zuftändis 
gen Rechts auf die Hälfte des Waſſers der Th.r 
Bach nicht unweſentlich und in einer durch die Klag- 
beifuge Bl. — nicht gerechtfertigten Weife mobificitt 
wird, Denn wenn in Letzterer gefagt wird, „Bros 
vocanten hätten ſchon das halbe Waſſer einmal ers 
firitten vom Rittergut Th.'r Wehr ab”, fo ift damit 
noch keineswegs audgefprocdhen, daß Provocaten 
das Recht auf diefen Waffertheil dem Provocan- 
ten oder deſſen Borbefigern gegenüber erftritten 
haben, und noch weniger, daß die Entziehung biejes 
Waffertheils durch eine von dem Provocanten an 
feinem Wehre vorgenommene Veränderung verurfacht 
worden fei. Ob durch die erft im Laufe des Ber 
fahrend auf Provocantens Antrag BI. — veranftals 
tete Socalbefihtigung und Zeugenbefragung jeder 
diesfallfige Zweifel in rechtlich zuläffiger Weile 
habe befeitigt werden können, kann dahingeftellt blei- 
ben, da nach den Ausfagen der Zeugen ©. und 9. 
Bl. — eine Schmälerung des fraglichen Waſſertheils 
durch Veränderung des vorbezeichneten Ritterguts« 
wehres, nicht des dem Provocanten zugehörigen 
Wehres, allerdings denkbar ift, überhaupt aber durch 
die veranftalteten Erörterungen dasjenige, worauf 
es hier allein anfommt, die fubjective Meinung 
und Abficht der Brieffteller Bl. — nicht in redht- 
fie Gewißheit gefegt werden kann, wenn ſolche 
aus dem Briefe ſelbſt mit Sicherheit nicht abzunch« 
men ift. 

Was in diefer Beziehung Bl. — über die Form 
des gedachten Briefd bemerft wird, reicht nicht au, 
demfelben die Tendenz einer Diffamation unterzus 
fegen, im Gegentheil erfcheint durch die Faſſung der 
Schrift BI. — die Deutung der Provocaten BI. —, 
fie hätten bei dem Provocanten nur eine Erkundigung 
einzuziehen beabfichtigt, um nach Befinden in Ge— 
meinfchaft mit ihm das Erforderliche thun zu können, 
nicht ausgefchlofien. Als Ausnahme von der Regel, 
daß Niemand wider feinen Willen zu ber Klag- 
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anftellung zu nöthigen ift, darf ber Provocations⸗ 
proceß nicht Über die gefeplich beftimmten Grenzen 
ausgedehnt werben, und wie baher das Vorhanden⸗ 
fein der wirklichen, ungweideutigen Berühmung eines 
Rechts oder Anfpruchs zu der Begründung des Pros 
vocationsprocefled ex lege Diffamari unerläßlich ift, 
fo find auch folgerecht diejenigen Yeußerungen, in 
welchen eine ſolche liegen foll, ftrict auszulegen und 
im Zweifelsfalle gegen das Borhandenfein einer 
Diffamation zu enticheiden. 

Reicht aber der der Provocationsklage zu Grunde 
gelegte Brief BI. — zu deren Begründung nicht aus, 
fo fann diefem Mangel auch durch die erft im Bes 
fihtigungstermine Bl. — von dem Sachwalter des 
Provocanten hervorgerufene Aeußerung der Provos 
caten ſchon aus dem Bl. — angeführten formellen 
Grunde nicht abgeholfen werden, und es bedarf 
mithin feines nähern Eingehens auf die aus dem 
oben Bemerkten fich ergebenden materiellen Bedenken, 
welche, auch abgejehen von jenem Grunde, der Aufs 
faffung der fraglihen Weußerung aus dem Geſichts— 
punfte einer Diffamation entgegeniteben. 

Das Erfennmiß zweiter Inſtanz war hiernach 
lediglich zu beftätigen, jedoch mit Rüdficht auf den 
vorausgegangenen Wechſel der Gnticeidung die 
Eompenfation der Koften jegiger Inſtanz ausyu« 
fprechen.” 


77. 


Zweck des Rechnungsproceſſes und insbeſondere 

bed Nachlaßdefecturverfahrens. — Die Erörte: 

rung und Entſcheidung über die Grifteng und den 

Betrag der im Nachlaßverzeichniſſe aufgeführten 

Augenftände und Schulden des Erblafferd gehört 
nicht in dad Defecturverfahren. 


Mitgerheilt von 
Hertn 9 in ®. 


Der Audzügler Michael M. zu C. war am 
30. März 1862 mir Hinterlaffung feiner Ehefrau 
und eined Bruderd ab intestato veritorben, jo daß 
nad $. 66. des Erbjolgemandard vom 31. Januar 
1829 ver Nachlaß des Beritorbenen der Witwe zu 


einem Drititheil und dem Bruder zu zwei Drüsttbeilen. 


zufiel. Zum Behuf der Erbregulitung überreichte 
die Wittwe dem K. Gerichtsamte zu 8. ein Bers 
zeichniß des ehemännlichen Rachlaſſes mit dem Ge— 
ſuche um Anberaumung eines Erbregulirungetermins. 
In diefem Termine erhob der Bruder des Verftors 
benen Einwendungen gegen das Nachlafverzeichniß, 


welche zu einem Compromiß auf Abfepung bed Des 
fecturverfahrens führten. Hierbei ftellten fi als 
hauptfaͤchliche Streitpunfte heraus, daß die Wittme 

a) unter ben Paffiven des Nachlaſſes 1700 Thlr. 
— — eheweibliches Einbringen, 

b) unter den Activen aber 300 Thlt. — —s 
mütterliched Exbiheil, welches Defectant dem Ber 
florbenen vorenthalten habe, in Anfag brachte, wor 
gegen 

c) Defectant die Nachtragung einer Reihe von 
Auslagen, welche er für den Berftorbenen beftritten 
habe, unter den PBaffiven verlangte. 

Die erfte Inflanz erfannte 

ad a. 
auf Beweis, erachtete die Erinnerung gegen bie 
Rechtöbeftändigfeit der 

ad b. 
gedachten Forderung für ſchlechterdings abgelehnt, 
da Defectatin den Beweis der zu ihrer Begründung 
dienenden Behauptungen für das vor der competen- 
ten Behörde einzuleitende Nachlaßdefecturverfahren 
fih vorbehalten habe, und nad den hierüber anges 
nommenen rundfägen, 

Zeirfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, N. F. 
Br. 13. ©. 75., Bo. 16. ©. 273. 
Wochenblatt für merfwürdige Rechtsfaͤlle, 1852. 
©. 265. 

damit Gitreitigfeiten über Außenftände bed Nach— 
laffes im Defecturverfabren erörtert werden fönnen, 
vor Allem das Ginverftänpniß der Intereſſenten 
voraudgefegt werde, an welchem ed von Seiten der 
Defectatin obiger Erlklaͤrung zufolge fehle, und machte 
die Nachtragung der 

ad c. 
erwähnten Anforderungen des Defectanten an den 
Nachlaß feines verftorbenen Bruders unter den 
Barfiven von Recognition einiger Quittungen, fowie 
von der Leiſtung eines dem Defectanten auferlegten 
Beſtaͤrkungseides abbängig. 

In zweiter und dritter Inſtanz wurden jedoch 
alle dieie unter a. b. und ce. gedachten Bolten aus 
dem Defeeturverfabren ausgewieien, mit der Beſtim— 
mung, Daß «8 den Parteien unbenommen bleibe, 
ihre desfalifigen Anſprüche beſondets ans und aus— 
zuführen. 

Das Königl. Appellationdgeriht zu Bus 
dijjin bemerkte hierzu in den feinem am 18. März 
1864 publicirten Erfenntnifie beigegebenen Enticheis 
dungsgründen Bolgendes: 

„Baht man den Zwed des Rechnungsproceſſes 
ind Auge, fo üft derjelbe der: die Richtigfeit einer 
abgelegten Rechnung oder eines herausgegebenen 





Bermögensverzeichniffes durch richterliche Entſchei⸗ 
dung feftftellen zu laffen, 

Weiske's Rechtäfericon, Bd. 9. S. 135. =. v. 

Rechnungsproceß. 
Oſterloh, der ſummariſche Proceß, 2. Aufl. 8. 11. 
not. 6. S. 19. 

und da die von der Defectatin überreichte Specificas 
tion nichts Anderes ald ein Verzeichniß derjenigen 
Sachen enthält, fo fie aus dem Nachlaffe ihres ver- 
ftorbenen Ehemannes ſich angemaßt, alfo lediglich 
diefe Anmaßung und Dceupation die Verpflichtung 
zur Anfertigung eines ſolchen Inventariums bes 
gründet, 

Hommel, Rhapsod. observ., CCLV. 

v. Hartigfch, Entfheidungen, COLXXIX. 

Haubold, fähfijches Privatrecht, 3. Aufl. 8. 352. 
fo handelt es fich dermalen einzig und allein um 
Feftftelung der Richtigkeit diefes Verzeichniſſes und 
der Starthaftigfeit der dagegen gemachten Einwen- 
dungen. } 

Hält man diefen Grundſaß feit, fo gelangt man 
zu dem Nejultate, daß Forderungen und Schulden 
des Erblafferd ein Gegenftand der Specification nicht 
find; denn es kann nicht behauptet werden, daß der—⸗ 
jenige, welcher den in beweglichen und unbeweglichen 
Sachen beſtehenden Nachlaß inne hat, auch die nad 
der Rechtsregel: nomina sunt ipso jure divisa nicht 
erft noch bejonderd zu theilenden Forderungen des 
Erblafiers ganz befige, während rüdfichtlich der vom 
Erblaffer contrahirten Schulden jeder Erbe nur nad 
feinem Erbtheile verhafter ift und feine Rechte eintres 
tenden Falls jelbititändig gegen die Gläubiger zu 
vertheidigen hat. 

Zeitſchrift für Rechispflege und Verwaltung, R. 8. 
Br. 16. ©. 274. 
Wochenblau für merkwürdige Rechtsfälle, 1862. 
©. 267. 
Deshalb gilt ald Regel, daß Sıreitigfeiten über 
Außenftände und Paſſivſchulden des Rachlaffes von 
dem Defecturverfahren ausgefchloffen find, 
Zeirfchrift für Rechtöpflege und Verwaltung, N. F. 
Br. 13. ©. 75. 
Annalen des K. S. Oberappellationsgerichts, Br. 2. 
S. 147. 
und war deshalb auf das Rechtsmittel des Defectan- 
ten nicht nur die angebliche Anforderung des Grb- 
lafferd an den Defectanten wegen des Bl. — 
erwähnten mütterlichen Erbtheild im Betrage von 
300 Thlen. —⸗ —⸗, fondern auch die nah Höhe 
von 1700 Thlen. — —⸗ in Anfag gebrachte Illaten⸗ 
forberung der Defectatin von den Paſſiven aus dem 
Defecturverfahren auszuweiſen und der Defectatin 
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die befondere Ans und Ausführung diefer Anfprüche 
gegen den Defectanten anheim zu geben. 
Wie in dem in der 
Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwaltung, N. 8. 
Bb. 13. ©. 75. 

mitgeteilten Präjudize hervorgehoben worden, kann 
eine Ausnahme allerdings dann eintreten, wenn die 
als verpflichtet in Anfpruch genommenen Interefjen- 
ten fih mit der Verhandlung derartiger Poſten im 
Defecturverfahren einverftehen; allein während De- 
fectant das Hineinziehen der gedachten 300 Thlr. 
—⸗ — mütterliches Erbtheil in den gegenwärtigen 
Proceß nah Bl. — abgelehnt hat, ift von bemfelben 
fein Ginverftändniß damit, daß über die von ber 
Defectatin in Anſatz gebrachte Jllatenforderung im 
Defecturverfahren mit entjchieden werden folle, nicht 
erklärt worden. Defectatin habe fih zwar — heißt 
ed dann weiterhin — bezüglid der mehrberegten 
Activpoft von 300 Thlen. —⸗ —⸗ ſchon Bl. — bes 
fhieden, daß fie diefen Anfpruch gegen den Defew 
tanten befonvers auszuführen habe, und ed würde 
aus der hierauf bezüglichen Entjcheidung der vorigen 
Inftanz die Ausfchliegung diefer Poft von dem Der 
fecturverfahren zu folgern fein; allein es fei ſolches 
der Vollitändigfeit halber und zu Vermeidung von 
Mißverjtändnifien noch beſonders auszufprechen ge- 
weien. Rad den oben entwidelten Örundjägen 
feien endlich auch die ad c. gedachten Paſſivpoſten 
aus dem Defecturverfahren auszuweiſen und dem 


Defectanten zur befonderen Ans und Ausführung Zumem., 


überlaffen geweſen.“ 


Die Entfheidungsgründe zu dem Erfennt- 
nifle des Rönigl. Oberappellationsgerichts vom 
2. Zuni 1864 lauteten wie folgt: 


‚Die Appellation der Defertatin it nah dem 
Inhalt der zweiten Beſchwerde BI. — nur dagegen 
gerichtet: daß ihr nicht Die weitere Ausführung und 
Beweifung ihrer Jllatenforderung im gegenmärtigen 
Defecturproceß nadıgelaffen worden fei. In diefer 
Beziehung ift aber der Entſcheidung der vorigen 
Inſtanz nur beizupflichten geweien. Auf die Beftims 
mungen der Oberl, Bormunpfchaftdordnung Cap. XI. 
$. 4. fann fih die Defectatin biergegen mit Erfolg 
nicht beziehen, weil diefelben nur eine ohngefähre . 
Anweifung in Bezug auf die Korm und den Inhalt 
der von dem Vormund nad Befinden unter Mits 
wirfung der volljährigen Miterben und zur Eonftas 
tirung des feinem Mündel durch Erbſchaft angefalle- 
nen Vermögens anzufertigenden Berzeichniffes ent- 
halten, bei weldyem natürlicher Weife ganz andere 
Rüdfihten eintreten, als bei der von einem Erben 
an feine Miterben zu edirenden Nachlapfpecification. 


Denn während es dem Vormund fraft feines Amtes 
und aus juftigpolizeilichen Gründen obliegt, das 
Bermögen und die Schulden feines Pflegbefohle- 
nen thunlichſt zu ermitteln und der oberwormunds 
fhaftlichen Behörde über den Zuftand des feiner 
Verwaltung anvertrauten Bermögens vollftändigen 
Nachweis zu liefern, befchränft ſich die civilrecht⸗ 
liche Verbindlichkeit des fpecificationspflichtigen Erben 
auf eine gewifjenhafte, nad) Befinden eidlich zu bes 
ſtaͤrkende Anzeige der in feinem Befige befindlichen 
Nachlaß ſachen. Ob unter befonderen Umftänden 
der Specificant feinen Miterben auch über die For: 
derungen und Schulden des Nachlaſſes Auskunft zu 
ertheilen haben würde, fann bier auf fich beruhen, 
weil ein diedfalffiger Anfpruch an die Appellantin 
dermalen nicht in Brage fteht. Soviel it aber ge- 
wiß, daß die Erörterung und Entfcheidung über die 
Erifteng und den Betrag ber in dem Berlaffenfchafte- 
verzgeichniffe bereits aufgeführten Außenftände und 
Schulden ded Erblaffers nicht in den Bereich des 
Defecturverfahrens gezogen werben fann. In An— 
fehung folder Activen oder Paffiven, bei welchen 
dritte Perfonen die Schuldner oder Gläubiger des 
Nachlaſſes fein follen, iſt e8 einleuchtend, daß eine 
zwiſchen dem Defectanten und dem Defectaten flatt- 
gefundene Erörterung und Entſcheidung dem Gläu- 
biger oder Schuldner nicht präjubiciren und des— 
halb mindeſtens überflüffig fein würde. Aber auch 
wenn der Specificant felbft eine Forderung an den 
Nachlaß prätendirt, oder umgekehrt, nach der Ber 
bauptung des Defectanten dem Nachlaſſe Etwas 
fhulden fol, ift dem ald Gläubiger auftretenden 
Erben die Ausführung feiner Anfprüche im orbent- 
lichen Rechtöwege zu überlafien. Die Evition eines 
Verlaffenfchaftsverzeichnifies und das Defecturver⸗ 
fahren bezweden nämlih die Eonftatirung der zum 
Nachlaſſe gehörigen, einer befonderen Theilung 
bedürfenden Sachen und beffen, was der eine ober 
andere Erbe von diefen legteren inne hat, während 
die Außenftände des Nachlaffes einer folhen Theis 
lung nicht erſt bebürfen und von jedem Erben nad) 
feinem Quotalantheile gegen den Schuldner geltend 
gemacht werben fönnen, fowie denn auch jeder Erbe 
fi gegen die Anſprüche der Erbichaftsgläubiger 
feloftftändig zu vertreten oder feine eigenen Forde- 
rungen an den Nachlaß gegen feine Miterben aus- 
zuführen bat. Die Defectatin ift aljo von einer 
irrigen Borftelung ausgegangen, wenn fie gemeint 
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bat, es könne durch die Herausgabe eines Berlaffen- 
fhaftsverzeichniffes und im Wege des compromifla- 
riſch beftimmten Defecturverfahrens zu einer Ent— 
ſcheidung über ihre Illatenanſprüche und in Folge 
derfelben eitwa auch zu dem Ausſptuche gelangt 
werden, daß ihr der Defectant den gefammten 
Nachlaß zur theilweiſen Dedung diefer Anfprüche zu 
überlaffen habe. Die Defectatin fcheint auch den 
Grundſatz: hereditas non intelligitur, nisi aere 
alieno deducto, mißzuverftehen, wenn fie meint, es 
fönne derjelbe dazu dienen, die Erörterung und 
Entfheidung ftreitiger Außenftände und Schulden 
des Nachlaſſes in das Defecturverfahren hereinzus 
ziehen; denn wenn auch der Erbe nur injofern, ald 
die Paſſiven ded Nachlaffes von den Activen über 
fliegen werben, einen vermögensrechtlichen Vor—⸗ 
tbeil duch die Erbſchaft erreicht, fo erftredt ſich 
doch die Theilung des Nachlafles, welche durch Die 
Herausgabe und Prüfung des Verlaſſenſchaftsver⸗ 
geichniffes vorbereitet werden fol, und die actio 
familiae erciscundae überhaupt nicht auf die Aus- 
führung der Schuldforderungen, welche dritte PBer- 
fonen ober ein Miterbe als Gläubiger an den Erb- 
laffer ermorden haben.” 


Miscellen. 


Orden. Seine Majeftät ver König Haben bem 
Geheimen Finanzratb Hanns v. Thümmel das Ritter 
kreuz des Verdienſtordens Allergnävigft zu verleihen 
geruht. 

Seine Majeſtät der König haben allergnädigſt zu 
genehmigen geruht, daß ber Appellationdrath a. D. 
Dr. Bilhelmi zu Reubnig den ihm von bed Königs von 
Preußen Majeftät verliehenen Kronen-Orden III. Glafje 
annehme und trage. 


Eodesfälle, GBeftorben: am 17, Juli 1864 ber 
Gerichtsamtmann Dr. Heinrih Julius Mannfeld zu 
Freiberg; am 26. Juli 1864 der Advocat Carl Heinrid) 
Müller in Zwönig; am 28, Juli 1864 ber Gerichts- 
amtödactuar Arthur Treufh von Buttlar in Schanvau; 
am 30. Juli 1864 der Kreisteuerratb Johann Albert 
Jupeih in Dresden; am 6. Auguft 1864 der Ge— 
richtdamtdactuar Bernhard Gödel in Grimma. 
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Ueber bie Grforderniffe zur Grlangung eines 

wirffamen Pfandrechts bei der Mobiliarhülfs— 

vollſtreckung. — Unzuläffigfeit des constitutum 

possessorium bei Beftellung eines richterlichen 

Pfandrechts. — Zu $. 54. des Executionsgeſetzes 
vom 28. Februar 1838, 


Mitgeiheilt von 
Herren —r in D. 


Der Vorausſchickung eines fpeciellen status causae 
bedarf es zum PVerftändniffe der nachſtehends mit 
getheilten Entſcheidungen nicht, da bie bei Beant- 
mwortung der oben ausgehobenen Rechtsfragen in 
dem bier vorliegenden Rechtsfalle in Betracht fom- 
menden thatfächlichen Momente in den Entſcheidungs⸗ 
gründen der zweiten Inftanz entwidelt find. Es 
genügt deshalb, auf diefe zu verweifen. Die erfte 
Inftanz, das Bezirfögericht zu Meißen, erfannte 
alfo: 

„Weil, wenn fchon bei Erecutionen in das 
Mobiliarvermögen eines Schuldners bei der allgemei- 
nen Faflung des $. 54. des Executionsgeſetzes vom 
28. Februar 1838 zur Beftellung eines richterlichen! 
Pfandrechts nit unbedingt erforderlich ift, daß die 
abgepfändeten Mobilien aus dem Gewahrfame des 
Schuldners fortgefchafft werden, fondern diefelben 
auch ohne Beeinträchtigung des durch den Hülfsact 
eniftandenen nothwendigen Pfandnexus dem Schuld- 
ner zur Aufbewahrung überlaffen werden fönnen, doch 
eine foldergeftalt erfolgte Auspfändung nur dann 
Anſprüch auf Gültigkeit bat, wenn 


Heu Folge Bwölfter Jahrgang. 


a) ein Außerlich erfennbarer Act vorhanden if, 
durch welchen das Gericht an Drt und Stelle bie 
abgepfändeten Sachen mit der Abficht, fie zur Befrie- 
digung des Gläubigerd zu verwenden, in Defchlag 
genommen hat — Beligergreifung —, 

naͤchſtdem hierzu aber auch 

b) weiter noch eine gegenfeitige ausdrüdliche 
Erflärung des Gerichts und des Schuldners, nad) 
welcher ver Letztere die Pfanbftüde fortab nicht mehr 
in feinem, fondern im Namen des Gericht befigen 
foll — alſo ein nach den Geſetzen bei Hülfsvollftre- 
dungen in Mobilien zuläffiged constitutum posses- 
sorium — hinzugetreten ift, 

vergl. Zeitfchrift für Rechtöpfl. u. Berw., Neue 
Folge XVII. ©. 450. XVIII. ©. 154. 
Annalen des K. S. Oberappellationsgerichts, 
I. ©. 183. 
nun aber die Frage, ob die nah Bl. — flg. des 
Bascifeld — am 3. October 1862 auf Antrag und 
zu alleinigen Gunften des Interventiondbeflagten 
Carl Bernhard E. in das Mobiliarvermögen Earl 
Wilhelm 3.8 vom Proceßgerichte vorgenommene 
Huͤlfsvollſtreckung auch nach diefen Richtungen bin 
aufrecht zu erhalten fei? nach forgfältiger Abwägung 
der einfchlagenden Berhältniffe zu bejahen war, falls 
in Betracht gelangte, 
ad a. 
daß nach dem Protofolle Bl. — flg. Fasc. allegat., 
zumal bei dem Mangel jedwedes Widerſpruchs bes 
Interventiongflägers, gegen die Wahrheit der in bie- 
fem an fi und bis zur Befcheinigung bes Gegen» 
theils vollen Beweis liefernden Protokolle aufgeführ- 
ten Thatfachen fehfteht, 
daß der Serichtsamtsaffeffor — am 3: October 
1862 in der Abſicht und zu dem alleinigen 


——— — 


Zwecke, auf Antrag E.'s wider deſſen Schuldner 
3. die Hülfe zu vollſtrecken, ſich nach P. bege— 
ben, dort den Letzteren zur Bezahlung des auf 
5023 Thlr. 27 Ngr. 7 Pf. berechneten Schuld— 
betrages, wegen deſſen zur Auspfändung vers 
fchritten werden follte, aufgefordert, und, als 
darauf Zahlung nicht erfolgte, der Schuldner 
vielmehr ausdruͤcklich in die Vornahme der 
Hülfshandlung zu Gunſten Ers gewilligt hatte, 
die in dem gedachten Auspfändungsprotofolle 
fpeciell namhaft gemachten Semoventien uhd 
reſp. Vorräthe des Schulpnerd dadurch in Bes 
flag genommen hat, daß er an jedes einzelne 
Pfandſtück berangetreten ift und bei jedem Stüde 
zum Schuldner, daß daffelbe gerichtswegen in 
Beichlag genommen werde, gejagt, auch den 
Letzteren dabei bedeutet hat, daß er diefe Piand- 
ftüde, welche ihm nur anvertraut feien, nicht 
mehr im eigenen, fondern im Namen des Ges 
richte befige, 
und nun hiernady (— ba es zur Beltgergreifung auds 
reicht, wenn der Befigerwerber in der Abficht, Beſitz 
zu erlangen (animus), fi} zu der Sache, an welcher 
er Befig haben will, in ein ſolches Gewaltverhaͤltniß 
fegt, daß er willfürlich auf dieſelbe einwirfen fann 
(corpus), namentlich aber Berührung oder förperliche 
Detention feine wefentlihen Requifite der Beſitz— 
ergreifung find, 
vergl. Eintenis, das gemeine praft. Civilrecht, 
I. $. 44. 
in gleicher Maaße auch zu Beftellung eines richters 
lihen Bandes, weldye wider Willen des Schuldners 
erfolgt, die nur bei Begründung eines freiwilligen 
Pfandrechts an Mobilien nicht zu entbehrende 
Uebergabe des Pfandes an den Gläubiger oder 
deſſen Stellvertreter nicht erfordert wird, vielmehr 
das richterliche Pfandrecht nach ſächſiſchem Rechte 
von dem Augenblide an in Kraft tritt, in welchem 
die eigentliche Hälfshandlung, d. h. diejenige äußere, 
von den fpäteren, nur ald Ausflüffe verfelben zu bes 
trachtenden und für die Beurtheilung der Gültigkeit 
jener einflußlojen Acten der Eonfignation, Taration, 
Verwahrnißnahme u. f. w. wohl zu unterfcheidende 
Handlung, durch welde das Gericht an Ott und 
Stelle feine Abit, eine dem Schuldner gehörige 
Sade in Beſchlag zu nehmen, zu erfennen geges 
ben bat, 
vergl. Wochenblatt, Jahrg. 1851. ©. 110 fig. 
vorgenommen worden ift —) es einem begründeten 
Zweifel nicht unterliegen fann, daß das Proceßgericht 
bei der am 3, October 1362 vorgenommenen Hülfes 
vollftredung in Z.'s Vermögen Befig von den im 
Protofolle Di. — Fasc. eit. aufgeführten Hülfs- 
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objecten in der Abficht und zum Zwede deren Abs 
pfändung genommen hat, anerwogen aus biefem 
Protokolle nicht nur der Wille des Gerichts, dieſe 
Objecte auspfündungsweife in Befchlag zu nehmen, 
mit Deutlichfeit au erfehen ift, fondern auch im Hins 
blid auf die in diefem Protokolle gerichtöwegen bes 
zeugten Thatfachen, 
daß das Gericht an jedes einzelne Hülfsobject 
herangetreten und, nachdem es fi) Dadurch, daß 
ed fich vom Schuloner felbft Farbe und Abzeichen 
jedes betreffenden Thieres, rüdjichtlih Art und 
Quantität der Oetreidevorräthe angeben laften, 
überzeugt, daß dem Schuldner jedesmal befannt 
geweſen, um welche Specied es fich gehandelt, 
diefem bei jedem einzelnen Stüde deffen fraft 
diefer Erflärung gerichtöwegen vollzogene Be— 
ſchlagnahme ausdrücklich verfündigt, auch den- 
felben bedeutet hat, baß er diefe vom Gericht in 
Beichlag genommenen Gegenftände nur anver« 
traut erhalte und fie fortan nicht mehr im eige- 
nen, fondern im Namen des Gerichts befige, 
folche äußerlich erfennbare Acte vorhanden find, durch 
welche fih das Gericht die Fähigkeit jederzeitiger 
beliebiger und — abgefehen von den mit Rüdjicht 
auf die Hüffsobjeetqualität der fraglichen Gegenftände 
durch das Geſetz gezogenen Schranfen — unbeſchraͤnk⸗ 
ter Ginwirfung gefichert hat, ingleichen 
ad b. 
daß es der am 3. October 1862 ftattgefundenen 
Hülfshbandlung auch an dem Erforderniſſe eines 
zwifchen Gericht und Schuldner abgefchloffenen con- 
stituti possessorü nicht gefehlt hat, 
immaaßen gegenwärtig, nachdem das Proceßs 
gericht, daß zwifchen ihm und dem Schuldner 3. 
bei der am 3. October 1862 erfolgten Auspfändung 
des Letzteren bezüglich der in defjen Verwahrung bes 
laſſenen Pfandſtücke ausdrücklich ein ſolches consti- 
tutum possessorium in der Bl. — ibid. bezeichneten 
Maaße abgeſchloſſen worden fei, bezeugt und der 
Schuldner 3. Bl. — dies nicht nur betätigt, ſondern 
auch, daß er die obige, ihm vom Gericht erteilte 
Bedeutung, deren Erfüllung er demjelben zus 
gejagt, nur in den Sinne verftanden habe, daß fein 
Befip der Pranditüfe im eigenen Namen aufgehört 
und er diejelben für die Zufunft nur im Namen des 
Gerichts befigen und für dieſes den Beſitz ausüben 
jollen, verfichert hat, um fo weniger ein Grund vor— 
handen ift, die Wahrheit diefes Sadverhaltes zu 
bezweifeln, als die Wahrheit diefer Thatjachen 
auch vom Interventiondfläger nirgends angefochten 
worden, berfelbe vielmehr nur aus dem formellen 
Grunde, weil aus den Protofollen d. d. 3. October 
1862 der Abjchluß eines folchen constituti possessorii 


Bl —— . 


mit hinlänglicher Sicherheit nicht zu erfehen fei, die 
Wirkfamfeit und Gültigfeit ber Auspfändung 3.6 
vom 3. October 1863 beftritten hat, 

diefer Grund indefien, ganz abgefehen davon, 
inwiefern berfelbe überhaupt duch das Protofoll 
beftätigt wird, und ob nicht gerade im Gegentheile 
fhon in 3.8 widerfpruchdlofer Genehmigung und 
Mitvollziehung dieſes Protofolls, inhalts deſſen 
Lepterer bedeutet worden, daß ihm die vom Proceßs 
gerichte ald in Beichlag genommenen Pfanpftüde 
bezeichneten ©egenftände fortan nur anvertraut 
werben jollten, und daß er diefelben fünftig nicht 
weiter im eigenen Namen, fondern im Namen des 
Gerichts in Verwahrung und in Befig haben folle, 
ein gültiger Abfchluß eines foldyen constituti pos- 
sessorüi, bei welchem 3. feine Ginverftändnißerflä- 
rung durch die Genehmigung und Mitvollziehung 
des Protokolls ausprüdlich zu erfennen gegeben hat, 
zu erbliden gewefen fein würde, durch die aus dem 
Gefihtspunfte einer declaratoria und autbhentifchen 
interpretation des Protofolld vom 3. October 1862 
zu betradhtende, mithin aber auch feine Neuerung 
zur Aufrechterhaltüng eines fehlerhaften Hülfsacts 
enthaltende und deshalb wiederum von der Prote— 
ftation des Interventiondflägers B. Bl. — ber Acten 
unter — nicht mit betroffene Niederfchrift des Gerichts 
DB. — Widerlegung findet, dieſer Niederfchrift auch 
Gültigfeit und Beachtung um fo gewiſſer nicht ver— 
fagt werben fonnte, als einerfeitd, worauf bereits 
oben hingewiefen worden, ihr Inhalt mit dem Pro— 
tofolle vom 3. October 1862 nicht nur nicht in 
Widerfpruch fteht, fondern das Lehtere ein Verftänd- 
niß der Sache im Sinne der Niederfchrift Bl. — 
recht füglich zuläßt, wie denn auch der Schuldner 3. 
jelbft verfichert hat, daß er das bei Gelegenheit feiner 
Auspfändung am 3. October 1862 Verhandelte in 
einem anderen Sinne, als in dem vom Procefigerichte 
allda BL. — bezeugten, nicht aufgefaßt habe, anderer 
Seitd aber auch nicht außer Acht zu laffen war, daß 
zur Bekundung erfolgter Hülfsvollfttefungen über: 
haupt und in der Regel förmliche Protofolle nicht 
erfordert werben, fonbern auch einfache Relationen, 
deren Begriffe die Niederfchrift Bl. — Fase. cit. 
immerhin unterftellt werden fann, und welche, foweit 
fie unvollftändig find, durch nachträgliche Ergänzung 
des Relationspflichtigen jederzeit vervollftändigt wer 
den bürfen, genügen; 

in Erwägung deſſen Allen aber die am 3. October 
1862 auf alleinigen Antrag des Interventionsbellag- 
ten E. vom Procefgerichte vollzogene Hülfsvoll- 
firedung in das Mobiliarvermögen 3.8 als gültig 
aufrecht zu erhalten und in weiterer Folge hiervon 
der nah Bl. — der Arten — nur unbefchadet der 


für den Interventionebeflagten E. eniftandenen Rechte 
am 4. Mai 1863 anderweit flattgefundenen Erecu- 
tionshandlung in Gegenftände, auf welche jener erfte 
Huͤlfsact ſich ebenfalls erftredt hatte, bei der Unzu— 
reichenpheit des aus den Hülfdobjecten erzielten Er 
löfes zur vollftändigen Befriedigung Es irgend 
weldye rechtlihe Wirkung nicht beizulegen war und 
mithin auch aus folcher ein Anſpruch des Interven- 
tionsflägerd B. auf antheilige Befriedigung feiner 
Forderung an den ausgepfändeten Schuldner aus 
dem Grlöfe der entiprechenden Pfandftüde nicht here 
geleitet werden fonnte, 


jo ift die durch die nach Bl. — erfolgte Verſtei— 
gerung der bei dem Beklagten 3. abpfändungsweile 
in Beſchlag genommenen Hülfsobjecte nach Höhe 
von 946 Thlın. — —» gewonnene, gefammte 
Auctionsloofung nebft den eiwa davon erlangten 
Zinfen unter Abzug der Auctionsfoften, im Uebrigen 
aber unverfürzt dem Interventionsbeflagten E. zur 
antheiligen Befriedigung deffelben wegen der nad) 
Bl. — wider 3. ausgeklagten Forderung allein zu 
verabfolgen, Interventionsfläger B. aber mit feinem, 
auf ebenmäßige antheilige Befriedigung wegen der 
nad BI. — Act. — ihm wider ernannten 3. zuftändig 
gebliebenen Reftforderung aus demjelben Auctions: 
erlöfe gerichteten Suchen abs und zurüdzuweifen; 
cd werben indefjen die in Folge des Antrags des 
Interventiondflägerd B. Bl. — und der Einholung 
gegenwärtiger Entjcheidung erwachfenen Kojten, ſo— 
weit diesfalls nicht bereits Bl. — bejondere Anord— 
nung ergangen ift, mit Rüdfichtnahme darauf, daß 
allerdings die Faſſung des Protofolls vom 3. October 
1862 die erforderliche Klarheit vermiffen läßt, und 
hierburd) immerhin für B. Beranlaffung geboten war, 
die am fich nicht ganz zweifellofe Frage zur richter- 
lichen Entſcheidung zu bringen, mindeften® den Letz— 
teren deshalb, weil er dies gethan, nach Lage der 
Sache fein Vorwurf muthwilliger Streitfucht trifft, 
zwifchen dem Interventionsfläger und dem Inter— 
ventiondbeflagten aufgehoben.” 


Gegen diefe Entſcheidung appellitte jowohl der 
Interventiondfläger, als auch der Interventiond- 
beflagte, Lepterer jedoch nur wegen der erfannten 
Koftencompenfation, und ed erfannte hierauf bad 
Königl. Appellationsgericht zu Dresden, wel 
ches übrigend in dem Nubrum feiner Entfcheidung 
D. ald Impetranten an einem, E. dagegen als 
Impetraten am anderen Theile aufführte, unter dem 
30. Januar 1864 in der Hauptfache reformator 
riſch, dahin: 

„Daß es bei der BI. — erfichtlichen, nach BI. — 
am 17. October 1863 befannt gemachten Entſchei— 
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bung (erfter Inftanz) infoweit, als in derfelben aus— 
geiprochen worden, daß die durch die nah Bl. — 
ber Acten unter — erfolgte Verfteigerung ber bei dem 
Gutsbeſitzer Carl Wilhelm 3. in PB. mit Beichlag 
belegten Hülfsobjerte nach Höhe von 946 Thlen. 
—⸗ —⸗ gewonnene Auctionsloofung nebft den davon 
etwa erlangten Zinfen unter Abzug der Auctiond« 
foften, im Uebrigen aber unverfürzt an den Impetra- 
ten zur antheiligen Befriedigung defjelben wegen der 
nah Bl. — der Acten unter — gegen den nur— 
gedachten 3. ausgellagten Forderung allein zu vers 
abfolgen, Impetrant dagegen mit feinem, auf eben- 
mäßige antheilige Befriedigung wegen der nach BI. — 
der Acten unter — ihm gegen den genannten 3. 
auftändig gebliebenen Reftforderung aus dem näm- 
lihen Auctionserlöfe gerichteten Suchen zurüdzumeis 
fen fei, nicht zu laffen, fondern es ift vielmehr jener 
Auctionserlös zur antheiligen Befriedigung fowohl 
des Impetranten, ald des Impetraten wegen ber 
von ihnen nach Inhalt der Acten unter — gegen den 
genannten 3. audgellagten Forderungen, und zwar 
nah Berhältniß der Forderung eines Jeden, wie 
ſolche unter Hinzurechnung von Zinfen und Koften 
zu dem Haupiftamme am 4. Mai 1863 beftanden 
hat, jedoch dergeftalt, daß bei der auf diefe Weife 
vorzunehmenden Feftftellung der Forderung des Im- 
petranten derjenige Betrag zu fürzen ift, nach welchem 
derſelbe auf feine Forderung an Hauptftamm, Zinjen 
und Koften bereits am 4. Mai 1863 durch die ihm 
antheilig zugefallenen Erftehungsgelver für die in 
den Acten unter — näher gedachten Orundftüde 3.'8 
Befriedigung erlangt gehabt, zu verwenden. Dagegen 
wird die im Eingange gedachte Entfcheidung im 
Uebrigen, jedoch unter Eompenfation der Durch die 
Rechtsmittel entſtandenen Koften zwifchen dem Im— 
petränten und dem Impetraten, wie hiermit gejchieht, 
beftätigt. 
Entfcheidungsgründe: 
Zur Berufung des Impetranten. 

Laut Bl. — der Acten unter — erhob Earl Bern- 
hard E. in D. unter dem 3. October 1862 auf Grund 
eines von dem Begüterten Carl Wilhelm 3. in P. 
acceptirten, fi auf 5000 Thlr. — —r befaufenden 
Prima⸗Wechſels gegen den Letzteren bei dem Gerichte- 
amte G. Werhfelflage und erlangte (vergl. Bl. —) 
die Verurtheilung feines Schuldners zu Bezahlung 
eines Schuldbetrages von 5014 Thlen. 18 Nor. 7 Pf. 
nebſt ferneren Zinfen und Koften. Der Bellagte 3. 
erflärte hierauf fofort nach Belanntmadhung diefes 
Befcheides, daß er denfelben als rechisfräftig anjehe, 
und fowohl auf die ihm zur Cinwendung eines 
Rechtömitteld zuftehende zehntägige Friſt, ald auch 
auf vorherige Erlaſſung einer Zahlungsauflage an 


ihn, ingleichen auf die ihm in einer ſolchen Auflage 
zu verftattende achttägige Zahlungsfrift zu Gunften 
Klägers verzichte. Lepterer ſtellte demnaͤchſt Bl. — 
den Antrag, daß fofort mit der Hülfsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermögen des Beklagten verfahren 
werden möge, und das Prorefgericht fügte dieſem 
Antrage (vergl. Bl. —). Bei Vornahme der dies— 
fallfigen Hülfshandlung wurden von dem mitanwejen- 
den Kläger E. außer den BI. — verzeichneten Duan- 
titäten Getreide, welche bei Entfcheidung der in dem 
gegenwärtigen Rechtöftreite zwiichen bem Impetranten 
und Impetraten ftreitigen Fragen aus einem fpäter 
zu erwähnenden Grunde nicht weiter in Betracht 
fommen, 18 Kühe in dem ermittelten Tarwerihe von 
zufammen 1500 Thlın. — —⸗, fowie 4 ‘Pferde im 
Tarwerthe von zufammen 500 Thlen. — — als 
ſolche Gegenftände bezeichnet, in welche für ihn bie 
Hülfe vollftredt werden möge. Zufolge der in dem 
Brotofolle BL. — enthaltenen Bemerkung find nun 
auch jene Gegenftände Gerichtswegen in Beſchlag 
genommen worden. Diefe Beichlagnahme erfolgte 
aber, ald worüber jenes Protofoll weiteren Aufſchluß 
giebt, „unter Einverftändnig des Klägers E. nicht 
in der Weife, daß man die Pfandftüde aus Bellag- 
tens Gehöfte fortgefchafft und in Gerichtöverwahrung 
genommen hätte”, jondern vielmehr nur dergeftalt, 
daß „man mit Beflagtem an jede einzelne Kuh, an 
jedes einzelne Pferd herangetreten ift, und ber Bes 
klagte felbft die Barbe und Abzeichen jedes einzelnen 
Stüded benannt hat, welches in entjprechender Be- - 
fchaffenheit vor Augen fland”. Ferner wird von 
dem Gerichte in jener Regiftratur Bl. — bemerkt, 
„es jei bei allen einzelnen diefer Gegenftände Be: 
Hagtem Gerichtswegen gefagt worden, daß fie fraft 
biefer Bedeutung Gerichtswegen in Beſchlag genoms- 
men feien, und es fei Beflagter mit Rüdficht darauf, 
daß man die Pfanpftüde in feinem Beſitze belafjen 
habe, bedeutet worben, daß er dieſe Gegenftände, 
welche ihm fortan anvertraut feien, weiter nicht in 
eigenem Namen, fondern im Namen des Gerichts 
bejige und an jeder Verfügung darüber bei Vermei- 
dung ftrafrechtlicher Verfolgung behindert fei”. Das 
Protokoll über den ftattgehabten Hülfsact, welches 
übrigens nach Bl. — von den Betheiligten, und 
insbefondere auch von dem Beflagten 3. auf Borlefen 
genehmigt und mitunterfchrieben worden ift, enthält 
nun zwar feinen Aufjchluß darüber, ob und in welcher 
Weife der genannte 3. fein Einverftändniß mit der 
im Borftehenden gedachten Maaßregel erklärt habe. 
Es hat jedoch das Procefgericht in Folge der von 
einem andern Hülfsgläubiger des Schuldners 3. 
Bl. — der Beilagsacten unter — gegen die Rechts- 
beftändigfeit der am 3. October 1862 bei Lepterem 
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auf Antrag E.'s vorgenommenen Vollſtreckungshand ⸗ 
lung erhobenen Einwendungen jenes Protololl in 
der Bl. — der Sachacten zu lefenden Weife mittels 
einer Rachtragsregiftratur vom 14, März 1863 zu 
vervolltändigen und beziehentlich zu erläutern gefucht. 
In diefer Nadjtragsregiftratur wird insbejondere be» 
merft, ed habe 3., nachdem bie oben erwähnte Be- 
deutung, daß er die als Pfänder bezeichneten Gegens 
ftände weiterhin nicht im eigenen Namen, fondern 
im Namen des Gerichts befige, von Seiten des Ge— 
richts ihm ertheilt worden, fofort mit ausdrücklichen 
Worten in entfprechender Weife fich damit, daß er 
fortan die abgepfändeten Stüde im Namen des 
Gerichts beligen folle, einverftanden erflärt und zus 
gefichert, daß er Died thun wolle. Unter demſelben 
Tage hat dabei zugleich 3. felbft (vergl. Bl. —) auf 
Befragen fih zu Protokoll in folgender Weife aus— 
gelaſſen: 
„Bei der am 3. October 1862 in Rechtsſachen 
Ers gegen ihn vorgenommenen Auspfaͤndung 
fei ihm in Beziehung auf die in feiner Inne 
habung belaffenen Pfanpftüde an Vieh und 
Getreidevorräthen vom Gerichte gefagt worden, 
daß er fortan die Pfandftüde nicht im eigenen 
Namen, fondern im Namen des Gerichts zu 
befigen habe; er habe fih aud damit einvers 
ftanden erflärt, zugefagt, dies thun zu wollen, 
und feitdem auch nicht anders gewußt, als daß 
fein Befig ein von ihm nur im Namen des 
Berichts audgeübter ſei, er werde auch fernerhin 
die in Sachen E.'s wider ihn abgepfänbdeten, 
in feiner Innehabung belaffenen Sachen nicht 
im eigenen Ramen, fondern im Namen bed 
Gerichts befigen.‘ 

Inzwiſchen hatte Johann Gottlieb Traugott B., 
welcher bereits unter dem 23. October 1862 wegen 
einer ihm an 3. zuftehenden hypothekariſchen Forde⸗ 
rung im Betrage von 17,000 Thlın. — —⸗ gegen 
Lepteren Erecutiondklage erhoben hatte, unter dem 
13. März 1863 (vergl. Bl. —), wie bereit oben 
angedeutet worden ift, die Rechtöbeftändigfeit ber 
mehrfach erwähnten WVollftzedungshandlung vom 
3. October 1862 bejtritten und augleid beantragt, 
daß wegen feiner immittels auf 17,966 Thlr. 9 Ngr. 
5 Pi. angeftiegenen Forderung die Hülfe in die von 
Bernhard E. in der obengedachten Wechſelſache am 
3. October 1862 als Hülfsobject bezeichneten Mobi- 
lien und Semoventien dergeftalt vollfiredt werden 
möge, daß dieſelben für feine, des Antragftellers, 
Forderung wirklich in Befchlag genommen und unter 
gerichtlichen Verſchluß gelegt und die betreffenden 
Dienfleute des Beklagten 3. zur Abwartung der 
unter den Pfandobjecten begriffenen Viehftüde, unter 


Aufihtsführung der Ortögerichtöperfonen in P., ver- 
pflichtet würben. 

Das Proceßgeriht trug (Bl. —) Bedenlen, dies 
fem Antrage Statt zu geben, es wurde dafjelbe jedoch 
in Folge der von B. dagegen eingewendeten Rechtes 
mittel (vergl. Bl. — und — der Beilagsacten) durch 
die BI. — erfichtlihe Verorbnung des Appellationd- 
gerichts vom 25. April 1863 angewiefen, in bie in 
dem Protofolle BL. — der Sachacten aufgeführten 
Gegenftände, mit Vorbehalt der für E. an felbigen 
etwa bereitd begründeten Rechte, die Hülfe für €, 
und B. zugleich zu vollfireden. Es erfolgte aud) 
laut BI. — der Acten unter — die anderweite Hülfd- 
vollftrefung in der angeorbneten Maaße, wobei jedoch 
nur 15 Kühe und 4 Pferde, Getreivevorräthe aber 
gar nicht mehr vorgefunden wurben. Die erwähnten 
Viehftüde gelangten nad BI. — zur öffentlichen Ver- 
fteigerung und ed wurde (Bl. —) ein Auctionserlös 
von 946 Thlen. —⸗ —⸗ dadurch erzielt, welcher nach 
Abzug der Gerichtöfoften zu dem Depofitum bes 
Gerichtsamts gebracht worden ift und dermalen ſich 
auf 928 Thlen. 27 Ngr. 1 Bi. beläuft. 

Diefen Beftand nimmt (Bl. —) €. für fid) aus 
fchließlich in Anſpruch, während B. jene Geldfumme 
nad DI. — unter fih und E. nad; Berhältniß ihrer 
beiberfeitigen Forderungen zur Vertheilung gebracht 
wiffen will. Nachdem hierauf das Gerichtsamt ©. 
zur Entſcheidung ber Frage: 

ob B.'n ein Recht auf einen Theil diefes Auc— 

tionserlöfes zuftehe und wieviel B. davon zu 

verlangen berechtigt fei? 
einen Inrotulationstermin Bl. — anberaumt und 
hiervon die genannten beiden Gläubiger des Beflag- 
ten 3. in Kenntniß gejegt, ift von dem Bezirfögerichte 
zu Meißen die DI. — fig. erſichtliche Entſcheidung 
abgefaßt worden, welche dahin geht, daß jener 
Auctionderlöß beziehentlih unter Abzug ber Verftei- 
gerungsfoften unverkürzt an ben Impetraten €. zu 
verabfolgen fei. Hiergegen hat ber Impetrant B. 
Bl. — Berufung eingewendet und Man bat fein 
Rechtsmittel nicht für unbegründet anzufehen gehabt. 
Denn die Frage, ob durch die am 3. October 1862 
auf Antrag und zu alleinigen Ounften des Impetra- 
ten in das Mobiliarvermögen 3.6 vorgenommene 
Huͤlfsvollſtreckungshandlung ein wirffames Pfand» 
recht für E. begründet worden fei, mußte gegenwärtig 
im Gegenfage zu der vorigen Inftanz, welche BL. — 
diefe Frage bejahend beantwortet hat, verneint wer- 
den. Die Entfcheidung der vorigen Inftanz beruht 
im Wefentlihen auf der Anficht, daß es zur Befig- 
ergreifung im Allgemeinen ausreiche, wenn ber Befig- 
erwerber in der Abficht, Befig zu erlangen (animus), 
fich zu der Sache, an welcher er Befig erwerben will, 
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in ein ſolches Gewaltverhäftniß fee, daß er willfürs 
li auf dieſelbe einwirken fönne (corpus), namentlich 
aber Berührung oder körperliche Detention feine 
wejentlichen Requifite der Befigergreifung feien, und 
daß in gleicher Weife auch zur Beftellung eines rich- 
terlihen Pfandes die nur bei Begründung eines 
freiwilligen Bfandrechts an Mobilien nicht zu ents 
behrende Uebergabe des Pfandes an den Gläubiger 
oder deſſen Stellvertreter nicht erfordert werde, viel- 
mehr das richterliche Pfandrecht nad) ſaͤchſiſchem Rechte 
von dem Augenblide an in Kraft trete, in welchem 
die eigentlihe Hülfshandlung, durch welche das 
Gericht an Ort und Stelle feine Abſicht, eine dem 
Schuldner gehörige Sache in Beſchlag zu nehmen, 
zu erfennen gegeben habe, vorgenommen worben fei. 
Auch wird von der vorigen Inftanz Bl. — ferner 
bemerft, daß das Proceßgericht, wie nicht bezweifelt 
werden könne, bei der am 3. October 1862 vor- 
genommenen Vollſtreckungshandlung in 3.6 Ber: 
mögen Befig von den im Protofolle BI. — flg. auf: 
geführten Öegenftänden in der Abficht und zum Zwede 
der Abpfändung derjelben genommen habe, hiernächft 
aber auch e8 diefem Hülfsacte an dem Erforberniffe 
eines zwifchen Gericht und Schuldner abgefchloffenen 
constituti possessorii nicht gefehlt habe. Allein dies 
fer Anficht der vorigen Inftanz ftehen folgende Er— 
mwägungen entgegen: 

Nah den Beſtimmungen ded gemeinen Rechts 
erfolgt die Auspfändung des Schuldners — bie 
pignoris capio — dadurch, daß dem Lepteren die 
zur Befriedigung des Gläubigerd erforderlichen be» 
weglichen Sachen weggenommen umd biefe entweder 
in gerichtlichen Gewahrfam gebracht oder dem Glaäu— 
biger in Befig gegeben werben, 

vergl. e. 2. et 3. Cod. qui potior. in pign. 
(VIII. 18.) 
fr. 26. $. 1. D. de pign. act. (XII. 7.) 
Gefterding, Pfandrecht, $. 19. S. 121 fig. 
Gluͤck, Erläuterung der Pandecten, XVIII. Bd. 
8. 1080. S. 273. 
Wepell, Syſtem des Civilproceſſes, 8. 50. S. 479. 
not. 16. 
Bayer, Vorträge über den gemeinen Eivilproref, 
©. 695. der 7. Aufl. (1842.) 
Sintenis, Handbuch des gemeinen Pfandrechis, 
$. 38. ©. 352. 
und nur durch diefe Wegnahme Seiten des Richters 
erlangt der Gläubiger ein Pfandrecht an den weg— 
genommenen Saden. 
vergl. fr. 26. $. 1. D. de pign.,act.: 
„Sciendum tamen, ubi jussu Magistratus 
pignus constituitur, non alias constitui, nisi 
ventum fuerit in possessionem.“ 


Im Wefentlichen werden diefe Grundfäße des römi« 
fhen Rechts auch noch heut zu Tage angewendet 
und insbefondere ift durch die fächfifche Geſetzgebung 
an jenen ®rundfägen Etwas nicht geändert worden. 

Die ältere Procefordnung Tit. XXXIX, $. 3. 
beftimmt nur im Allgemeinen, daß, wenn der Schuld» 
ner zu Bezahlung einer beftimmten Summe ver- 
urtheilt worden, bei unterbleibender Zahlung die 
Hülfe gegen den Schuldner wirflich vollftredt werben 
folle. 

Die erläuterte Procegorbnung ad Tit. XXXIX. 
$. 8. fchreibt Dagegen vor, daß, wenn auf des Glaͤu— 
bigerd Verlangen die Execution in die Mobilien ges 
ſchieht, ſolche zugleich durch die Gerichte aufgefchries 
ben, tarirt und ins Gericht gebracht oder Jemand 
Gerichtöwegen anvertraut, nach Ablauf einer vierzehn⸗ 
tägigen Friſt aber, binnen welcher dem Schuldner 
die Einlöfung freiftehe, dem Gläubiger fofort um den 
gejepten Preis verabfolgt werden follen. Es hat 
mithin bie Erläuterte Procefordnung an der anges 
gebenen Stelle eine wirkliche Befigentfegung des 
Schuldners, eine Wegnahme der abgepfändeten Mos 
bilien vor Augen. 8 ergiebt fich dies ebenfowohl 
aus den Worten: „ind Gericht gebracht oder Jemand 
anvertraut werben”, als auch Daraus, daß die Sachen 
nad Ablauf der gefegten Frift dem Gläubiger ohne 
Weiteres verabfolgt werden follen. Das letztere 
würde aber, wenn der Schuldner im Beſitze der 
Sachen geblieben wäre, wenigftens dann, wenn er 
der Ueberlaffung der abgepfändeten Sachen an den 
Gläubiger fich widerfegen follte, nicht zu bewerfftelli- 
gen fein, indem folhenfalls immer wieder eine Weg— 
nahme der Sachen und mithin eine neue Erecutionds 
handlung eintreten müßte. Die Annahme, daß unter 
dem „Jemand, welchem die Pfandftüde gerichts« 
wegen anvertraut werden fönnen, auch der Schuldner 
ſelbſt mit zu verftehen fei, ift war in ber fächfifchen 
Praris wiederholt vertheidigt worden. 

vergl. Bed, Bemerkungen zum Erecutiondgefege, 

S. 71. 

Oſterloh, der ordentliche bürgerliche Procef, $.361 

der älteren Ausgabe. 

Wochenblatt für merfw. Redhtöf., Jahrg. 1851. 

S. 110. 
Allein andererfeits find auch dagegen gewichtige Be- 
denfen erhoben worden, 

vergl. Wochenblatt für merfw. Rechisf., 1845. 

©. 414. 
und jene Anficht läßt fi auch nach dem Dafüchalten 
des K. Appellationsgerichts um fo weniger rechtfer- 
tigen, als die Erläuterte Proceßordnung ad Tit. 
XLIV. $. 2. ferner vorfchreibt, daß bei beweglichen 
Sachen allein derjenige, welchem ein Pfand zugleich 


übergeben worben, wenn er ed wirklih in Hän- 
den bat, ein jus reale erlange. Denn wenn bier- 
nad) ein Pfandreht an beweglichen Saden nur 
durch die Hebergabe diefer Sachen an den Gläubiger, 
defien Stelle bei gerichtlichen Abpfändungen ber 
Richter vertritt, erlangt und felbiges nur durch den 
Beſitz derjelben behalten wird, fo würde ed mit diefen 
Grundfägen fich nicht vereinigen laffen, wenn man 
annehmen wollte, e8 habe der Gläubiger in Gemaͤß— 
heit obiger Beflimmungen felbft dann ein Pfandrecht 
erlangen fönnen, wenn eine Beligentfegung des 
Schuldners überhaupt nicht ſtattgefunden hätte, ober 
daß ihm das Pfandrecht geblieben fei, wenn die 
abgepfändeten Sachen dem Schuldner zurüdgegeben 
worden. Nun fpricht zwar die Erläuterte Proceß— 
ordnung ad Tit. XLIV. $. 2. zunaͤchſt nur von dem 
vertragsmäßig beitellten Pfandrechte; allein dies 
ändert in der Sache Etwas nicht, da die nämlichen 
Grundjäge auch auf das pignus judiciale Anwendung 
leiden müffen. 

Das Erecutiondgefep vom 28. Februar 1838 bes 
ſtimmt demnaͤchſt in $. 54., daß, fo oft die Hülfe in 
Mobilien vollftredt werde, die abgepfändeten Sachen 
jedesmal fogleih an Ort und Stelle aufzuzeichnen 
und in fiheren Gewahrfam zu bringen feien, 
wobei ed noch bemerkt, daß diejelben entweder vom 
Gericht in öffentliche Verwahrung genommen, oder 
einer Privatperfon zur Aufbewahrung übergeben, 
oder auch an dem Orte, wo fie fich befinden, unter 
gerichtliched Siegel gefegt werben fünnen. Auch das 
Executionsgeſetz ftellt alfo das Unterbringen der abs 
gepfündeten Sachen in fidheren Gewahrfam, mithin 
die Entfegung des Schuldners aus dem Beſitze der 
felben ald unbedingtes Erforderniß einer wirklichen 
Hülfsvollfirefung an die Spitze, und der zweite 
Abſchnitt der angezogenen Öefepesparagraphe ift nur 
eine Erläuterung dieſer erften Vorjchrift, indem dem 
erequirenden Richter die Wege angegeben werben 
follen, auf denen er das Unterbringen im ficheren 
Gewahrfam erreichen könne. Obſchon nun aud in 
dem Grecutiondgefege $. 54. nicht ausprüdlich bes 
ſtimmt ift, daß es unzuläffig fei, eine abgepfändete 
Sache dem Schuldner wieder zur Aufbewahrung zu 
übergeben, fo liegt doch eine Ausſchließung des Lep- 
teren von der Aufbewahrung nach dem Obigen in 
der Natur der Sache felbft. Das enigegengefepte 
Verfahren würde auch zu Unzuträglichkeiten Ver 
anlafjung geben, welche mit dem Zwede der Hülfe- 
vollftredung in geradem Widerfpruche ftänden, indem 
ber Schuldner factiſch in der Lage bliebe, über bie 
ihm überlaffene Sache nad feinem Gutdünken zu 
verfügen und dem Ofäubiger, zu deſſen Sicherftellung 
fie dienen foll, die Möglichkeit zu entziehen, feine 


375 


Befriedigung aus der abgepfändeten Sache zu ſuchen. 
Laͤßt fi daher auch annehmen, daß der Richter nicht 
fo unbedingt auf einen jener drei in $. 54. des Ere- 
cutionsgeſetes bezeichneten Wege gewiefen fei, ſon— 
dern auch noch andere Maafregeln ergreifen lönne, 
um eine fichere Unterbringung der abgepfändeten 
Sachen herbeizuführen, fo muß er doch jedenfalls 
ſolche Vorkehrungen treffen, welche dazu geeignet 
find, dem Schuldner den Befig der Pfandftüde zu 
entziehen. Als unumgängliches Erforderniß der Exe— 
eution in Mobilien ftellt fi daher eine wirkliche 
Befigentfegung des Schuldners und die Unterbrins 
gung der Sachen in ſicheren Gewahrfam dar, und 
es reicht daher insbefondere die bloße Erflärung des 
erequirenden Richters, daß gewife, dem Schuldner 
gehörige Mobilien mit Befchlag belegt fein follen, 
und die gleichzeitig von ihm dem Schuldner eriheilte 
Bedeutung, daß er fi der Verfügung über biefe 
Sachen bei Vermeidung irgend eines ihm angedroh- 
ten Rechtsnachtheils enthalten ſolle, — Handlungen, 
auf welde fih das Gerichtsamt ©. bei der am 
3. October 1862 vorgenommenen Auspfändung 3.'8 
lediglich befchränft hat, — in feinem Falle aus, um 
die Hülfe in diefe Sachen für wirklich vollſtreckt ans 
zufehen, fobald nicht noch das Unterbringen dieſer 
Sachen in fiheren Gewahrfam hinzutritt. 

Hiernaͤchſt leidet aber der Grundſatz ded gemeinen 
Rechts, daß die Zurüdgabe des Pfandes an den 
Schuldner, dafern fie nicht unter ausdrüdlicher 
Berwahrung erfolgt, eine Entjagung des erlangten 
Pfandtechts vermuthen läßt, 

vergl. Sintenis, a. a. D. $. 70. ©. 672. 

auch in Sachſen Anwendung, da nad ſaächſiſchem 
Rechte das Beftchen des Pfandrechts an einer bes 
weglichen Sache von dem Befige der leptern Seiten 
des Gläubigers abhängig gemacht if, und es fann 
daher nicht angenommen werden, daß, wenn ber 
Richter momentan ducch eine äußere Handlung von 
den abgepfändeten Sachen wirklich thatſächlichen 
Befig ergriff, fpäter aber legteren wieder aufgab und 
namentlich die Sachen dem Schuldner ohne Bor 
behalt des erlangten Pfandrechts überließ, der Glaͤu⸗ 
biger ein gültiges Pfandrecht an den Sachen erwor⸗ 
ben und behalten habe. 

Nach diefen von dem K. Appellationsgericht feit- 
ber beim Rechtſprechen in ähnlichen Fällen conſtant 
befolgten Grundfägen ift nun auch bei der Beurthei— 
lung des gegenwärtig vorliegenden Falles davon 
auszugeben, daß der Impetrat E. durch die auf feis 
nen Antrag am 3. October 1862 bei dem Beflagten 
3. vorgenommene Vollſtreckungshandlung, ba, wie 
oben aus den Acten ausführlicher gezeigt worden ift, 
bei derfelben eine wirkliche Entfegung des Schuldnerd 
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aus dem Befige der mit Beſchlag belegten Sadjen 
nicht ftatigefunden, ein Pfandrecht nicht erlangt hat, 
und daß daher, nachdem fpäter in diefelben Gegen- 
fände fowohl für ihn, als für ben Impetranten B. 
zugleich die Hülfe von Neuem vollftredt worden, der 
durch die Verfteigerung der Pfandftüde gewonnene 
Erlös unter beide Gläubiger 3.6 nad Verhaͤltniß 
ihrer beiderfeitigen Forderungsanfprüche zu vertheilen 
ft. Wenn aber Impetrant Bl. — der Sachacten 
behauptet, daß hierbei der volle Betrag feiner ur- 
fprünglichen Forderung an Capital, Zinfen und; 
Koften in Anfag zu bringen fei, fo kann demfelben 
in diefer Anficht nicht beigepflichtet werden, fondern 
es ift bei jener Vertheilung aus den bereits vom‘ 
Impetraten Bl. — hervorgehobenen Gründen bie: 
"Forderung ded Impetranten nur infoweit zu berüds' 
ſichtigen, als berfelbe nicht bereits am 4. Mai 1863| 
durch die ihm felbft antheilig zugefallenen Etſtehungs⸗ 
gelder für die von ihm erftandenen Grundftüde 3.’8 
theilweife Befriedigung erlangt hatte. Von Seiten 
des Proceßgerichts ift (vergl. BI. — der Beilage: 
acten) am 4. Mai 1863 die Hüffsvollftredung für! 
ben Impetranten auch nur nach Höhe eined Forbes 
rungdbetrags von ungefähr 10,000 Thlen. —» —⸗ 
vorgenommen worben, mit Rüdjicht darauf, daß in: 
den Acten der eigentliche Betrag der hiernach zu er⸗ 
mittelnden Reſtforderung B's noch nicht genau zur! 
Ziffer gebracht worden, hat man es aber für anges 
meſſen erachtet, in dem vorftehenden Erfenntniffe 
nur im Allgemeinen das Verhaͤltniß feftjuftellen, nach: 
welchem die Vertheilung des für die verfteigerten, 
Mobilien gewonnenen Auctionderlöfes unter die hier⸗ 
bei zu berüdfichtigenden Gläubiger 3.8 zu erfols 
gen hat. 

Hiernächft fteht der von der erften Inftanz Bl. — 
‚unter b. entwidelten Anficht, daß ed der am 3. Octo⸗ 
"ber 1863 vorgenommenen Hülfshanblung auch an 
dem Erforderniffe eines zwiſchen dem Gericht und 
dem Schuldner abgefchloffenen constitutum possesso- 
rium nicht gefehlt habe, der Umftand entgegen, daß 
in der 

Grläut. Broceforbnung ad Tit. XLIV. $. 2. 
bad constitutum possessorium bei der Verpfändung 
beweglicher Sachen für unwirkfam erklärt worden 
iſt, — eine Vorfchrift, welche nicht blos auf die Fälle 
einer freinilligen Pfandbeftellung, ſondern auch auf 
die Erlangung eines Pfandes durch Hülfe des Rich- 
ters anzuwenden ift, — und es erledigt fich durch diefe 
Erwägung ein näheres Eingehen auf dasjenige, was 
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der Impetrat in feiner Refutationdfchrift BI. — fig. 
über die Zuläffigfeit und das Borhandenfein eines 
ſolchen Vertrags in dem gegenwärtigen Falle vors 
gebracht hat. Auch bedarf ed andererfeitd unter den 
oben gezeigten Berhältniffen feiner Prüfung derjeni— 
gen Gründe, welche von dem Impetranten zur Unters 
fügung feiner Behauptung, daß die Hülfsvollfites 
fung vom 3. October 1862 der gefeplichen Boraus- 
fegungen entbehre, Bl. — unter — geltend gemacht 
worden find. 
U. Zur Berufung des Impetraten. 

Diefe ift dagegen gerichtet (Bl. —), daß bie in 
Folge des Antrags des Impetranten BI. — der Bels 
lagsacten unter —, fowie durch die Entſcheidung 
der zwifchen den Parteien obmwaltenden Differenz 
entftandenen Koften zwifchen ihm und dem Impe- 
tranten, begiehentlich unter der Bl. — der Sadyacten 
ausgefprochenen Bejchränfung compenfirt worden 
find. Allein es ftellt fih diefe Gompenfation mit 
Rüdficht auf dasjenige, was bezüglich der Hauptſache 
in dem vorftehenden Erfenntniffe ausgeſprochen wor— 
den, jedenfalls nunmehr als völlig angemeffen dar 
und ed war daher, auf die Berufung des Impetraten, 
die Entſcheidung der vorigen Inftanz lediglich zu 
beftätigen. 

Die Aufhebung der Koften der jegigen Inftanz 
findet theils in dem Wechſel der Entſcheidungen, 
theild in dem Umftande, daß beide Theile remedirt 
haben, ihre Rechtfertigung.’ 

(Schluß folgt in der närhften Nummer.) 


Miscellen. 
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Gegen das Erfenntniß zweiter Inſtanz appel— 
lirten beide Theile, worauf das Königliche Ober- 
appellationdgericht unterm 17. Juni 1864 alſo 
erkannte: 

„Daß es bei nurgedadhtem Urthel (2. Inftanz), 
infoweit darin das Bl. — flg. enthaltene erſtinſtanz⸗ 
lie Erkenntniß abgeändert worden, nicht, fondern 
bei Regterem zu laffen, dahingegen ift Eingangs ges 
dachtes Urthel im Uebrigen; wie hiermit gefchieht, 
zu betätigen und werden auch Die in gegenwärtiger 
Inſtanz erwachfenen Koften unter den Parteien gegen 
einander aufgehoben. 

Entfheidungsgrünbe: 

Die vorige Inſtanz hat die Frage, ob durch die 
in Wechfelfachen Carl Bernhard E.'s, Klägers an 
einem, Carl Wilhelm 3.8, Bellagtend am anderen 
Theile, am 3. October 1862 auf Antrag und zu 
Bunften des Klägers und gegenwärtigen Impetraten 
in dad Mobiliarvermögen ded Bellagten vorgenom- 
mene Hülfsvollfiredungshandlung ein  wirffames 
Pfandrecht für den Impetraten begründet worden jei, 
im Gegenfage zu der erften Inftanz verneint, indem 
fie dabei davon ausgegangen ift, daß die in ber 
Grläuterten Proceforbnung zu Tit. 44. $. 2. in 
Anfehung des constitutum possessorium enthaltene 
Borfchrift nicht blos auf die Fälle einer freiwilligen 
Pfandbeſtellung zu befchränfen, ſondern auch auf 
die Erlangung eines Pfandes duch Hülfe ded Rich- 
terd anzuwenden, überhaupt aber als ein weientliches 
Erforderniß der Erecution in einen beweglichen Ges 
genſtand zu betrachten fei, daß der Schulpner aus 
dem Beſitze des betreffenden Gegenſtandes gefegt 
werde, diefem Erforberniffe jedoch bei dem obgedach— 


Nach der von dem Königlichen Oberappellatione- 
gerichte in ähnlichen Fällen befolgten Rechtsanficht 
Wochenblatt für mertw. Rechtsf., Jahrg. 1851. 
©. 109 fig. 
Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Berwalt., R. 8. 
Br. XI S. 287. u. 3567. 
Annalen des Königl. Oberappellationdgerichte, 
Bd. 1. ©. 183 fig. 
iſt jedoch zur Gültigkeit einer Erecution in einen bes 
weglichen Gegenftand die Wegſchaffung des legteren 
aus dem Gewahrfam des Schuldners nicht unbedingt 
erforderlich, vielmehr das Hülfsrecht aud dann als 
entftanden zu betrachten, wenn das Gericht an Ort 
und Stelle durch einen Außerlich erfennbaren Act 
die Mbficht zu erfennen gegeben hat, die in Befchlag 
genommenen Sachen ded Schuldners zur Beftiebi- 
gung des Gläubiger defielden zu verwenden. Eben- 
fowenig vermag man aber auch den von der vorigen 
Inftanz aufgeftellten Sag, daß die Beftimmung ber 
Erläuterten Proceforbnung zu Tit. 44. $. 2. auch 
auf die Erlangung eines Pfandes durch Hülfsvol- 
firedung Anwendung leide, ald richtig anguerfennen; 
denn daß dieſe Dispofition fid) nur auf das durch 
Vertrag erlangte Pfand bezieht, ergiebt ſich theils 
aus den Worten derjelben: 
„In rebus mobilibus ift weder eine gerichtliche, 
noch außergerichtliche Verſchreibung von eini- 
ger Wirkung”, 
theild aus dem Nachfake: 
„jedoch hat derjenige, welcher ante motum con- 
eussum die Erecution darauf erhalten, vor 
anderen Öläubigern fich einer Priorität billig 
zu erfreuen‘. 
vergl. Wochenblatt a. a. O. 
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Nun giebt zwar das Bl. — befindliche, uͤber den 
am 3. October 1862 ſtattgefundenen Hülfsact auf: 
genommene Protokoll infofern fein ficheres Anhalten 
für den wirklich erfolgten Abſchluß eines constitutum 
possessorium ab, al® daraus nicht zu erfehen ift, 
daß zu der Ueberlaffung ber abgepfändeten Gegen» 
flände an 3. auch noch die ausdrüdliche zuftimmende 
Erklärung des Lepteren, diefe Sachen im Namen des 
Gerichts befigen zu wollen, hinzugetreten fei. 

Annalen a. a. O. ©. 134. 

Auch würde man diefen Mangel durch dasjenige, 
was BI. — flg. nachträglich gerichtlich atteftirt und 
beziehentlih von 3. zu Protofoll erklärt worden ift, 
nicht als befeitigt anjehen fönnen, weil jenes Atteftat 
nicht den in der dec. ILL. vom Jahre 1661 aufgeftell- 
ten Erforderniffen entipricht, die nachträgliche Aus— 
lafung 3.8 aber nur als ein unbefchwornes Pris 
vatzeugniß ſich darftellt. Allein diefe Erwägungen 
würben immer nur dahin führen können, den Impe- 
traten, feinem eventuellen Erbieten Bl. — gemäß, 
zu dem Beweife der in Frage ſtehenden ifliquiden 
thatfächlihen Behauptungen zuzulaſſen. 

Einer desfallfigen Beweisauflage bedarf e8 jedoch 
nicht, weil ſchon nach dem übrigen Inhalt jenes 
Protokolls ein ficherer Stüppunft für die Annahme 
geboten ift, daß Impetrat in anderer Weife an den 
in erfterem aufgeführten ®egenftänden ein legales 
Hülfspfandredht erlangt habe. Denn nad dem 
mebhrerwähnten Protofolle ift zur Aufzeichnung der 
darin aufgeführten Begenftände erft dann, nachdem 
3. auf Vorhalten des Bl. — befindlichen Liquidums 
fein Unvermögen, ſolches jofort zu tilgen, erflärt und 
darauf die Eröffnung erhalten hatte, daß demnach 
zu Gunſten des Impetraten mit Auspfändung zu 
verfahren ſei, verfchritten worden; man ift nad) er- 
folgter Eonfignation und Taration mit 3. an bie 
einzelnen Pfandſtücke berangetreten, bat ſich dabei 


von ihm jedes derfelben nach deren Kennzeichen ans 


geben laffen und ihn fchließlich beſchieden, daß dieſes 
zum Zeichen der erfolgten Beſchlagnahme geſchehen 
fei. Ein Außerlidy erfennbarer Act, durch welchen 
das Gericht die abgepfändeten Sachen mit der Ab- 
ficht, fie zur Befriedigung des Gläubigers zu ver— 
wenden, in Beſchlag genommen hat, liegt fomit 
offenbar vor. Es kann diefem Acte die Wirkung 
einer zur Gültigfeit der Erecution erforderlichen Beſitz⸗ 
ergreifung um fo gewifjer nicht abgefprochen werden, 
als leptere nicht norhmwendig in einer unmittelbaren 
förperlihen Berührung der in Beſitz zu nehmenden 
Sache beftehen muß, vielmehr hierzu unter Anderm 
ausreicht, wenn, wie bier, Angefichts der zu über- 
gebenden Sache der eine Theil zu erfennen giebt, 
von lepterer Befig ergreifen zu wollen, der andere 
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Theil aber fein Einverftändnig hiermit thatfählich 
an den Tag legt. 
1. 79. Dig. de solut, (46. 3.) 
Glüͤck, Erläuterung der Pandecten, Band 8. 
Seite 98, j 
von Savigny, das Recht des Befiges, $. 16. 
Seite 240 fig. 

Anlangend hiernähft diejenigen Einwendungen, 
welche von dem Impetranten gegen die Rechts— 
beftändigfeit des in Rede ftehenden Hülfspfandredyts 
Bl. — flg. erhoben worden find, fo haben auch diefe 
nicht für begründet angefehen werben fönnen. 

Der Umftand, daß in dem Bl. — abgehaltenen 
Wechfelverhöre Z.’n von Seiten des Procefgerichts 
nit in ®emäßheit der Beitimmung in $. 39. des 
Gefepes vom 7. Juni 1849 Vorhalt gethan worden 
ift, begreift einen Einwand, welcher lediglich das 
Interefie 3.'8 berührt, im Uebrigen ift aber auch der⸗ 
felbe überhaupt nicht von der Art, um den Bl. — 
befindlichen Befcheid ald einen ſolchen anfehen zu 
fönnen, welcher feiner formellen Beſchaffenheit nach 
Rechtskraft zu erlangen nicht vermocht habe. 

Berner läßt fi nad) $. 3. des Executionsgeſetzes 
auch die Wirkſamkeit einer Erflärung, welcher zufolge 
fich eine ‘Partei vor Ablauf der gehntägigen Frift dem 
Erfenntniffe unterwirft, nicht beftreiten. 

Weiter ift nicht abzufehen, weshalb Impetrat 
nöthig gehabt haben fol, feinem Bl. — geftellten 
Geſuche um Hülfsvollftredung in das Mobiliarver- 
mögen 3.6 eine Berechnung feined Forderungs— 
betrages beizufügen, da er ja bereits feiner Wechjel- 
flage Bl. — ein vollftändiges Liquidum beigefügt 
hatte und leßtered zufolge Bl. — lediglih in An— 
fehung der feitdem erwachfenen Gerichtsloſten von 
Seiten des Proceßgerichts in Gemäßheit $. 9. des 
vorerwähnten Geſetzes zu ergänzen war. 

Da endlich in der Regel derjenige, welchem ein 
Recht zufteht, dieſes Nechtes fih zu begeben nicht 
gehindert ift, fo fann auch daraus allein, daß in 
Folge der von 3. Bl. — erklärten Verzichtleiftung 
ohne vorgängige Erlafjung einer Zahlungsauflage 
an ihn zur Erecutiondhandlung verjchritten worden 
it, ein Grund, welder der Gültigfeit der lepteren 
entgegenftände, nicht abgeleitet werben. 

Diefem Allen zufolge war zur Ijten, 2ten und 
4ten Wppellationsbejchwerde des Impetraten das 
erftinftanzliche Erkenntniß, infoweit ſolches in voriger 
Inftanz abgeändert worden, wieder herzuftellen, als 
wonad ſich zugleich des Impetranten Iftes Gra— 
vamen ald unerheblich darftelli. Dagegen lag, an— 
langend das Zte und 5te Gravamen des Impeltaren 
und die Zte Appellationsbejchwerde des Impetranten, 
bei der nicht völlig zweifelöfteien Beurtheilung der 
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vorliegenden Differenz feine ausreichende Veranlaf- 
fung vor, in Anfehung des den Koftenpunft betrefs 
fenden confirmatorifchen Theiles des vorigen Urthels 
eine ebenmäßige Abänderung eintreten zu laffen. 

Die ausgeſprochene Gompenfation der Koften 
gegenwärtiger Inftanz endlich bedarf nach Lage ber 
Sache feiner befonderen Rechtfertigung.“ 


79. 


Zuläffigkeit der Vindication im Concurs, wenn 
über den Kaufpreis ein Wechfel ausgeftellt wor: 
den ift. — Welde Perfonen find den Kauf und 
Handelöleuten im Sinne der $$. 20. und 22. des 
geſch. Banqueroutiermandatd vom Jahre 1766 
beizuzählen? — Iſt das Färben der Wolle als 
Epreification anzujehen? — Abweifung „in der 
angebrachten Maaße“ und „ſchlechterdings“. 


Mitgetheilt von 
Herren Adv. N, in R. 


Der Tuhmachermeifter 3. hatte von dem Wolls 
händler K. am 13. October 1862 eine Partie Wolle 
(30 Stein 2 Pfund) um 448 Thlr, 14 Ngr. — er⸗ 
kauft, die Wolle noch an demſelben Tage übergeben 
erhalten, und über den Kaufpreis ein Ende April 
1863 zahlbares Accept ertheilt. 

Kurz darauf und noch innerhalb der zweimonati- 
gen Friſt verfiel der Käufer 3. in Concurs. K. vin- 
dicirte daher die Wolle, welche noch vorhanden, jedoch 
um Theil inzwifchen gefärbt worden war, unter dem 
Anführen, daß er bei Annahme des gedachten Accepts 
dem Gridar ausdrüdlich erklärt habe, daß er diefes 
Papier nur ald Beweismittel für feine Forderung 
und zu feiner Sicherheit annehme. 

Der Gütervertreter widerſprach der Statthafr 
tigleit dieſes Anſpruchs. Da die von ihm geltend 
gemachten Einwendungen aus den Gründen zur 
erftinftanzlichen Entſcheidung hervorgehen, fo läßt 
man bie in der Sache ergangene Entfcheidung sub 
I. IL. III. fofort folgen. 


I. Entfheidung des Königl. Bezirfögerichts 
zu Oſchatz (publ. 16. Juli 1863): 

„Daß Impetrat die Ausantwortung des Erlöfes 
ber Bl. — bemerften 30 Stein 2 Pfund Wolle an 
den Jmpetranten gegen Erfaß des durch das Wafchen, 
Reinigen und Färben eines Theiles diefer Wolle 
verurfachten Aufwands gejchehen zu laſſen, auch dem 
Impetranten bie durch diefe Differenz verurfachten 
Koften zu erftatten verbunden, es könnte und wollte 
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denn Impetrat den über das Anführen Bl. — eben⸗ 
dafelbft angetragenen, für angenommen zu erachten» 
den Eid dahin, a 
daß, fo viel er wiffe, auch glaube und dafür 
halte, es nicht in Wahrheit beruhe, daß Impe— 
trant dem gegenwärtigen Eridar, Friedrich J., 
gegenüber bei Annahme des von dem Letztern 
ausgeftellten, Bl. — in Abfchrift erfichtlichen 
Wechſels ausprüdlich erflärt habe, daß er dies 
Papier nur ald Beweismittel für feine Forbes 
rung und zu feiner Sicherheit annehme, 
ſchwoͤren, 

ſolchenfalls hat des Impetranten Suchen nicht 
Statt, es iſt auch Letzterer dem Impetraten die Koſten 
dieſer Differenz zu erſtatten verbunden. 

Entfheidungsgründe: 

Gegen das Bl. — erfichtliche, auf Herausgabe 
der Bl. — erwähnten 30 Stein 2 Pfd. Wolle, even- 
well auf Ausantwortung des durch deren Verſteige⸗ 
rung gewonnenen Erlöfes gerichtete und auf die bes 
fannten Beſtimmungen in $. 20. des gefchärften 
Banqueroutiermandats vom 20. December 1766 in 
Verbindung mit den beiden, vom Impetraten nicht 
geleugneten Thatfachen, daß der gegenwärtige Eribar, 
der TZuchmachermeifter Friedrich J. vom Impetranten 
am 13. October 1862 die gedachte Wolle geliefert 
und übergeben erhalten, fowie daß am 20. November 
1862 die Concurderöffnung zu 3.6 Vermögen bes 
ſchloſſen worden, gegründete Geſuch des Impetranten 
hat Impetrat Bl. — fig. folgende Einwendungen 
erhoben: 

1) Rad $. 1. des gefchärften Banqueroutiermans 
dats fei die Vindication nur bezüglich folder 
Waaren zuläffig, welche ein Kauf- und Handeld- 
mann auf Erebit aufgenommen. 

Das Geſchaͤft des Tuchmadermeifterd J. fei 
jedoch fein faufmännifches gewefen, habe nie 
mals die Grenze des gewöhnlichen Handwerlks⸗ 
betrieb8 überjchritten, überhaupt nur im gering« 
fien Maaßftabe befanden; 

2) dad Banqueroutiermanbat feße einen credirten 
Anſpruch voraus. Ein folcher beftehe aber nicht, 
wenn ſich ber Forderungsberechtigte, wie bied 
Seiten des Impetranten gefchehen, durch Wech⸗ 
fel gebedt habe; 

3) durch Ausftellung und Annahme eines Wechſels 
über eine Forderung trete bezüglich derſelben 
eine privative Novation ein, fo daß der urfprüng- 
liche Anfpruch gänzlich erlöjche, und an deſſen 
Stelle der Wechſelanſpruch trete; 

4) ber Bindication fände auch der (vom Impetrans 
ten Bl. — eingeräumte) Umftand entgegen, daß 
ein Theil der fraglichen Wolle gefärbt worden. 


Benn aber nun zu 1. nah Bl. — der Tuch— 
machermeifter 9. mit feinen Tuchen alljährlich die 
drei Meffen zu Leipzig bezogen hat, fo fann aller: 
dings füglich darüber ein Bedenken nicht obwalten, 
daß das von ihm betriebene Gefchäft, wenn ed im 
Uebrigen auch nur von geringer Bedeutung geweſen 
fein mag, doch über den Umfang des Handwerks 
binausgegangen und daher nad) art. 272. 1. des 
allgemeinen deutfchen Handelsgeſetzbuchs — deifen 
Vorfchriften, infofern es fi um Feftftellung der Bes 
griffe eines Kaufmanns und eines Handeldgefchäfts 
handelt, unftreitig auch bei Interpretation früher ers 
fhienener Gefege zu berüdfichtigen find — zu den 
Handelsgeſchaͤften, demnach aber auch I. nad) Art. 4. 
des allegirten Geſetzbuchs zu den Kaufleuten zu rech—⸗ 
nen gewejen. 

Beachtungswerther erfcheinen die unter 2. und 3. 
vom Jmpetraten geltend gemachten Bedenfen, deren 
thatfächliche Unterlage, die Annahme eines von dem 
gegenwärtigen Eridar nad Höhe des Betrags der 
fraglichen Schuld nebft Zinfen dem Impetranten aus» 
geftellten Wechfels, von Lepterem Bl. — eingeräumt 
worden. 

Denn nad der vom Königlichen Oberappellas 
tiondgerichte angenommenen und conftant befolgten 
Anficht 

vergl. Annalen ded Königlichen Oberappellationd« 

gerichts, I. Br. ©. 24. 
Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Berw., N. F. 15. Bb. 
©. 142. 

erlifcht durch die zum Zwede der Erfüllung einer früs 
hern Verbindlichkeit erfolgte Ausftellung oder Bege- 
bung oder Mcceptation eines Wechfeld jene frühere 
Verbindlichkeit, wenn nicht etwas Anderes ausdrüchk— 
lich zwijchen den Parteien beftimmt worden, und liegt 
in einem ſolchen Falle bei dem Zwede und der Eigen- 
ſchaft des Wechſels als eines allgemein anerfannten 
Zahlungsmittels nicht fowohl eine Novation im eigent- 
lichen Sinne, als vielmehr eine Modalität der Zahs 
lung vor, wodurch, ohne daß es in dieſer Hinficht 
noch einer befondern Vereinigung bebürfte, die ur— 
fprüngliche Verpflichtung erfüllt werben ſoll. An fich 
würde alfo auch im gegenwärtigen Falle der Ausitel- 
lung des fraglichen Wechfeld Seiten des Tuchmachers 
meifterd 3. und der Annahme des Papieres durch den 
Impetranten die Wirkung beigulegen fein, daß die 
auf dem Kaufsgefchäfte beruhende Forderung des 
Impetranten ald durch Zahlung aufgehoben zu bes 
traten. Da aber Impetrant Bl. — ſich darauf 
bezogen, daß er bei Annahme des mehrerwähnten 
Wechſels dem Tuchmachermeiſter I. ausdrüdlich ers 
Härt habe, daß er dies Papier nur ald Beweismittel 
für feine Forderung und zu feiner Sicherheit ange: 
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nommen, diefe Thatfache aber, deren Wahrheit vor⸗ 


ausgefeßt, allerdings geeignet fein würde, die im 
Zweifel mit der Ausftellung des Wechjels zu verbin- 
dende Bedeutung und Wirkung aufzuheben, fo war 
— in fernerer Erwägung, daß ber oben unter 4. ers 
wähnte Einwand des Impetraten fi deshalb als 
unbeachtlich darftellt, weil 

vergl. Haubold, Lehrbuch des König. Saͤchſiſchen 
Privatrechts, III. Aufl. $. 416. ©. 59. not. ſ. 

Veränderungen, welche mit der in der Mafje vorhan- 
denen Waare vorgenommen worden, dad Gepara- 
tiondrecht nicht ausfchließen und nur den Reclamanten 
zur Uebertragung der Behufs der Specification aufs 
gewendeten Koften verpflichten, die Entſcheidung ge— 
genwärtiger Sache von keiftung des über die erwähnte, 
Bl. — hervorgehobene Thatfache ebendafelbit anges 
tragenen und in Ermangelung einer Erklärung des 
Gegners für angenommen zu erachtenden Eides ab— 
hängig au machen.” 

U. Erkenntniß des K. Appellationsgerichts 

zu Leipzig (publ. am 8. Februar 1864): 

„Daß der Bellagte durch Beibringung einer be 
glaubigten Abſchrift des ihm ertheilten Pflichtſcheins 
fich binnen 14 Tagen bei Vermeidung von Bünf 
Thalern — — Strafe zu dem Proceffe zu rechtfer⸗ 
tigen verbunden. 

Dieweil biernächft, die Hauptſache anlangend, 
für die Entfcheidung über das Bl. — (vom Concurs⸗ 
vertreter) eingewendete Rechtsmittel folgende Erwä- 
gungen als maaßgebend zu betrachten geweſen find: 

1 

daß die Beſtimmung des geſchaͤrften Banqueroutier⸗ 
mandats vom 20. December 1766. $. 20. in jeder 
Beziehung reftrictiv auszulegen ift, da diefelbe theils 
auf der von allgemeinen Grundfägen abweichenden 
und wiſſenſchaftlich unhaltbaren Anficht, daß der 
dolus dans causam contractui den Webergang des 
Eigenthums hindere, theild auf der Billigung einer 
praesumtio doli beruht, welche ſich auf die in 8. 12. 
des gedachten Geſetzes im Allgemeinen aufgeftellte 
Annahme ftügt, daß die vorhanden geweſene materielle 
Infolvenz des Gemeinſchuldners und deffen Kenntniß 
von diefem Zuftande ald erwiefen gelten folle, ſobald 
jwifchen der Perfection des Kaufes und dem Auds 
bruche des Concurſes fein längerer ald ein zwei— 
monatlicher Zeitraum verfloffen fei, 

(zu vergl. Gottschalk, Discept. for., Tom. III. 
ce. 31. p. 425. Tom. 1. und die in dem Jur. 
Wochenbl. 1848. p.170—174, und 1852. p. 308. 
abgedruckten Erkenntniſſe des Königl. Appellas 
tionsgerichts zu Leipzig und des Königl. Ober» 
appellationsgerichts), 
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2. 
daß das Banqueroutiermandat vom Jahre 1766 das 
in $. 20. georbnete Condictionsrecht des Verkäufers 
auf den Fall befchränft, wenn der Gemeinſchuldner, 
ber Käufer, „gu den Kauf» und Hanpdeldfeuten, in- 
gleichen zu denjenigen, fo fonft Handlung treiben‘, 
gesählt werden dürfe (zu vergl. die Eingangsworte 
bes $. 20. und 22. diefes Gejegeh), 
3. 
daß der Grund dieſer Befchränfung, wie von ber ge 
genwärtigen Injtanz bereits mehrfach und erft neuer: 
dings in Sachen Befchorners '/. den Curator bonorum 
in Naumanns Greditwefen, Gerichtsamt Marfran- 
ftädt, No. 512. der Regiftt. B. vom Jahre 1862, 
ausgejprochen worden ift, in der zwiefadhen Erwaͤ—⸗ 
gung gefunden werden darf, 

a) daß fich bei dem faufmännifchen Betriebe eines 
Gewerbes eine jederzeitige genauere Weberficht des 
Gewerbtreibenden über den Stand feines Vermögens 
erwarten laffe, und fomit den sub 2. gedachten Per⸗ 
jonen die Ausnahme der Waare auf Credit kurz vor 
Ausbruch des Concurſes unbedenklich als dolus an» 
gerechnet werben fünne, und 

b) daß bei Kaufleuten und den denſelben rechtlich 
gleichzuftellenden Perſonen wegen ihrer präfumtiv 
ausgebreiteten Berfehröbeziehungen ein beſonderes 
Bedürfniß vorliege, die Rechte der mit ihnen in ge 
ſchaͤftliche Verbindung tretenden dritten Berfonen gegen 
ein dergleichen betrügliches Gebahren zu jchügen, 

4 


daß feine der nurerwähnten Erwägungen bei einem 
Gefchäftsbetriebe einfchlägt, wie ihn in dem gegen- 
wärtigen Falle der Eridar Bl. — gejchildert hat, da 
nad) den Angaben des lepteren fol. cit., auf welche 
beide Barteien Bezug genommen haben, diefer Betrieb 
fih auf den Verkauf felbftgefertigter Waare und den 
des gewöhnlichen Handwerksbetriebes nicht überfchrit« 
ten hat, auch der Kläger weder darauf, daß der Eridar 
eine Firma und kaufmaͤnniſche Bücher geführt habe, 
noch auf fonftige Umftände Bezug zu nehmen im 
Stande geweſen ift, welche ald geeignet betrachtet 
werben könnten, den Betrieb als einen faufinännifchen 
in bem sub 3. gedachten Sinne zu kennzeichnen, 


daß felbftverftänblich die Begriffsbeſtimmungen des 
mit dem 1. März 1862 in Kraft getretenen allgemei- 
nen deutfchen Handelsgeſetzbuchs nicht für die Aus— 
legung eines. im Jahre 1766 erfchienenen Geſetzes 
benußt werben fönnen, und j 
6. 
daß das Anverlangen des Bellagten BI. —, ed möge 
das Suchen des Klägers nicht blos in der angebrad)- 
ten Maaße, fondern „ſchlechterdings“ abgewiejen 


werden, zu weit greift, da eine Abweiſung „ſchlech⸗ 
terdings“, abgefehen von dem processus causarum 
minutissimarum, nur dann ausgefprochen werben 
darf, wenn aus einer obligatio lege reprobata geflagt 
worden ift, ober ein die definitive Erledigung der 
Streitfrage begwedendes Compromiß der Parteien 
vorliegt, oder die jchlüffige Begründung des Klag- 
vorbringens, wie died z. B. das Erecutiondgejeh 
vom 28. Februar 1838. $. 55. vorfchreibt, an eine 
Praͤcluſivftiſt gebunden ift, 

fo ift es bei dem Bl. — zu lefenden, am 16. Juli 
1863 publicirten Erkenntniſſe (2ter Inftanz) im theils 
weifer Berüdfichtigung der Bl. — aufgeftellten Be- 
ſchwerden nicht zu laffen, ſondern es hat des Klägers 
Suchen in der angebrachten Maaße nicht ftatt; «8 
werden jedoch die in erfter Inftanz aufgelaufenen 
ebenfo, wie die in der Appellationsinftanz entftanbes 
nen Koften compenfirt, jene, weil die Entſcheidung 
mit einer nicht völlig zweifellofen Auslegung ber 
oben sub 1. und 2, bezeichneten Gefegftellen zuſam⸗ 
menbhängt, dieſe, weil reformatoriſch zu erfennen ge> 
wefen iſt.“ 

Ill. Erfenntniß des 8. Oberappellatione- 
gerichts vom 9. Juni 1864: 

„Daß e8 mit Ausnahme deſſen, was fih in 
Anfehung der Koften voriger Inftanz Bl. — aus— 
geiprochen befindet, als wobei es bewendet, nicht bei 
dem nurgebachten Urthel, fondern bei dem BI. — fig. 
enthaltenen Erkenntniſſe erfter Inftanz, jedoch mit der 
Beichränfung zu lafen, daß anftatt der Worte: 

„bei Annahme des von dem Legteren ausgeftell« 
ten, Bl. — erfihtlihen Wechſels“ 
die Worte: 
„als er dem Lepteren den auf denſelben gezoge⸗ 
nen, Bl. — in Abſchrift erfihtlihen Wechſel 
behufs deſſen Acceptation vorgelegt”, 
zu fegen find, und werben auch die in gegenwärtiger 
Inftanz aufgelaufenen Koften unter den ‘Parteien 
gegen einander aufgehoben. 

Bon denjenigen Einwendungen, welche von dem 
Bellagten gegen den von dem Kläger auf Grund 
der Beftimmung in $. 20. des gefchärften Banques 
routiermandats vom 20. December 1766. Bl. — gel 
tend gemachten Bindicationsanfpruch Bl. — flg- er— 
hoben worden find, hat die vorige Inftanz dem BI. — 
unter 1. aufgeführten, welcher auf der Behauptung 
beruht, daß das Geſchäft des Eridars, eines Tudy- 
machers, fein faufmännifches geweſen, nicht über die 
Örenzen des gewöhnlichen Handwerfäbetriebes hin⸗ 
aus gegangen fei, 'Anerfennung zu Theil werben 
laffen, und darauf hin das Suchen des Klägers ald 
in der angebrachten Maaße unftatthaft verworfen. 
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Iſt es nun zwar richtig, daß nach den Bl. — 
angeſtellten Erörterungen der Geſchaͤftsbetrieb des 
Gemeinſchuldners ſich auf den Verkauf ſelbſtgefertigter 
Waare befchränft hat, auch der Kläger darauf, daß 
der Cridar eine Firma und faufmännifhe Bücher 
geführt habe, fich zu beziehen nicht vermodyt hat, fo 
fann doch auch andererfeits nicht unerwogen bleiben, 
daß, wie fich namentlich aus $. 22. des angezogenen 
Mandate ergiebt und auch von dem Königlichen Ober 
appellationdgericht fletd angenommen worden ift, 


Zeitfehrift für Rechtspflege und Verwaltung, R. F. 
Br. 3. ©. 204 fig. 

Annalen des Königlichen Oberappellationdgerichts, 
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die Eingangs gedachte Gefepesbeftimmung den eigent« 
lichen Kauf» und Handelsleuten auch andere Hand» 
lung treibende Perſonen, obgleich ber Gefchäftsbetrieb 
derfelben nicht alle den Begriff des Handels im engern 
Sinne bildende Merkmale darbietet, gleichftellt, dafern 
nur der von ihnen unternommene Einfauf und Ber- 
fauf von Waaren als ein gewerbmäßiger erfcheint. 
Dafür, daß der Eridar den der nurgedachten Kates 
gorie angehörigen Gefchäftsleuten beizuzählen fei, 
fpricht nun aber vornehmlich der Umftand, daß ders 
felbe weder auf Beſtellung gearbeitet, noch an feinem 
Wohnorte mit dem Ausfchnitte der von ihm gefertig- 
ten Tuche fich abgegeben, vielmehr, um bie legteren 
abzufegen, lediglich die Leipziger Meſſen bezogen hat; 
denn hiernach hat man es offenbar mit einem Ge— 
fhäftsmanne zu thun, welcher bei feinem Gewerbe 
über den Umfang des gewöhnlichen Handwerks— 
betriebs hinausgegangen ift, und gewerbmäßig Hans 
delsgejchäfte betrieben hat. Nicht weniger wejentlich 
für die Beurtheilung des Umfangs des von dem 
Eridar betriebenen Geſchaͤfts ift aber auch der Um— 
ftand, daß Erfterer, wie aus dem zufolge BI. — von 
ihm mit dem Kläger abgeſchloſſenen Kaufcontracte 
zu entnehmen ift, das zu Fertigung von Tuchen er» 
forderliche Rohmaterial in großen Quantitäten eins 
gefauft bat. Der Einwand, welchen der Beklagte 
aus dem Gefchäftsbetriebe ded Cridars gegen ben 
Vindicationsanſpruch des Klägers erhoben bat, ift 
daher nady der Anficht der gegenwärtigen Inflanz 
für begründet nicht zu erachten. 


Was die von dem Bellagten gegen die Statt 
haftigfeit jenes Anfpruchs des Klägers fonft noch 
vorgebrachten Ausftellungen betrifft, fo hat auf dieſe 
fhon die vorige Inftanz fein Gewicht gelegt, und in 
der That erfcheinen fie als unerheblih. Denn ließe 
fih, anlangend den Einwand unter 4. Bl. —, in 
Frage ziehen, ob wirklich, wie von einigen Rechts 
lehrern 


Krip, in der Zeitfchrift für Redispfl. u. Verw., 
N. F. Br. 5. ©. 40. 
Günther, Eoncurs der Öläubiger, ©. 107. 
Haubold, Lehrbuch des Privatrechts, Aufl. II 
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angenommen wird, als nach dem Gerichtsbrauche 
feſtſtehend zu betrachten fei, daß durch Specification 
der Waaren die Anwendbarkeit der Beitimmung in 
$. 20. des Mandats vom 20. December 1766 nicht 
ausgefchloffen werde, fo würde doch hieraus zu Guns 
ften des Bellagten infofern Etwas nicht gefolgert 
werden fönnen, als die Veränderung, weldye mit 
einem Theile der von dem Gridar dem Kläger abge 
fauften, in Wolle beftehenden Waare vorgenommen 
worden ift, zufolge BI. — lediglich in Färben berjels 
ben beftanden hat, eine ſolche Manipulation aber 
nad dem beftimmten Ausfpruche der 
1. 26. $. 3.. Dig. de acquirendo rerum dominio 
(41. 1.) 
„Si lanam feceris purpuram nihilominus meam 
esse Labeo ait, quia nihil interest inter pur- 
puram et eam lanam, quae in. lutum aut coe- 
num cecidisset, atque its pristinum colorem 
perdidisset“, 
eine Specification im rechtlichen Sinne dieſes Wortes 
hervorzubringen überhaupt gar nicht geeignet ift. 


Was aber endlich den Umftand anlangt, daß der 
Kläger im Betreff feiner aus jenem Waarenverfauf 
originirenden Forderung einen Wechjel auf den Eris 
dar gezogen, und dieſer folchen acceptirt hat, fo hat, 
wie bereit® von ber erften Inſtanz richtig bemerft 
worben ift, der Kläger dem aus diefem Borfommnifie 
für das Fortbeſtehen der urfprünglichen Verbindlich— 
feit des Gridars zu entlehnenden Cinwande durch 
das Anführen Bl. —, baf er jenen Wechſel nicht 
als Zahlung, fondern lediglich als Beweismittel für 
feine Kaufgelverforderung und zu feiner diesfallſigen 
Sicherheit angenommen und dies bei der behufd der 
Acceptation erfolgten Borlegung des Wechfeld gegen 
den Cidar ausdrüdlid erflärt habe, in völlig aus⸗ 
reichender Weife begegnet. 

Es war daher das vorige Urthel zu reformiren, 
und auf das erftinftanzliche Erfenntniß zurüdjugeben, 
dem darin dem Beflagten Bl, — auferlegten Eide 
jedoh eine dem Sachverhaͤltniſſe entfprechendere 
Faffung zu geben.” 
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80. 
Dad Edictalverfahren wegen alter ungelöfchter 
Hypotheken ift nicht anwendbar, wenn dergleichen 
Hypotheken zwar nah Ablauf der gefeglichen 
Frift, jedoch no vor dem Aufruf, wegen noth: 
wendiger Subhaftation des verpfändeten Grunb- 
ſtuͤcks oder Wegfall des Foliums zur Löſchung, 
und bie entſprechenden Gapitalbeträge zum gericht⸗ 
lihen Depofitum gelangt find. 
Mitgetheilt von 
Herrn 8, in ®. 

Das Gerichtsamt im Bezirfögericht B. beabfich- 
tigte die Erlaffung von Edictalien nach Vorſchrift 
des Mandats vom 13. November 1779 wegen Eaffa- 
tion alter ungelöfchter Hypothelen. Unter den hierzu 
notirten Forderungen waren jedoch mehrere theils in 
Folge nothwendiger Subhaftation der verpfändeten 
Immobilien, theild durch Wegfall der mit Verbie— 
tungsrechten verbundenen ewerböberechtigungen, 
auf deren Folien fie eingetragen waren, zur Löſchung 
gelangt, ohne daß ihre Tilgung erfolgen konnte, weil 
die Empfangsberedhtigten nad) Leben und Aufenthalt 
unbefannt waren, fo Daß die entfprechenden Eapital- 
beträge nach 8. 111. des Geſehes vom 6. November 
1843 zum gerichtlichen Depofitum genommen werden 
mußten. 

Es entftand nun die Frage, in welcher Weife die 
gänzliche Erledigung dieſer noch offen ftehenden For—⸗ 
derungen herbeizuführen fei. 

Das Gerihtdsamt war der Anficht, daß auch 
diefe urfprünglich hypothefarifchen, nunmehr aber 
zum gerichtlichen Depofitum gefommenen Eapitalien 
mit in die Gvictalladung, jedoch unter Angabe der 
eingetretenen Beränderung, aufzunehmen feien, rich- 
tete aber zuvor an das K. Juftizminifterium die Ans 
frage, ob das beabfichtigte Verfahren deſſen Billi— 
gung finden werde, und begründete in dem deshalb 
erftatteten Berichte feine nurgedachte Anficht mit 
Folgendem: 

„Die betreffenden Gapitalberräge lediglich als 
Depofita zu behandeln, fann nicht angemeffen und 
richtig erfcheinen. Denn ganz abgejehen davon, daß 
dann, um wegen derfelben zum Edictalerlaß ver- 
fhreiten zu können, erſt noch der Ablauf eines Zeit- 
raums von 44 Jahren von dem Tage an, wo bie 
Depofition erfolgte, abgewartet werben müßte, ift 
ber Zwed und die Wirkung der Epictalaufforderung 
wegen alter Depofiten von dem der Evdictalladung 
wegen alter ungelöjchter Hypothelen völlig verfchieden. 
Während bei der erfteren entweder, und zwar in den 
meiften Faͤllen, der urfprüngliche Empfangeberechtigte 


glei von Anfang an, jedody nur dem Namen nadh, 
nicht aber nach Leben und Aufenthalt befannt war, 
oder in Folge rechtlicher Entſcheidung oder aus einem 
andern Grunde der Depofitalbehörde in gleicher un« 
volftändiger Weiſe fpäter befannt wurde, und wenn 
ſich derfelbe oder defien Rechtönachfolger nach der 
Epictalaufforderung meldet und legitimirt, das Des 
pofitum ihm zu verabfolgen ift, dann aber, wenn 
er oder ein Rechtsnachfolger ſich nicht meldet und 
legitimirt, das Depofitum in Ermangelung eines 
andern Berechtigten ald ein bonum vacans bem 
Fiscus anheim zu fallen Hat, — oder auch ein Ems 
pfangsberechtigter überhaupt und von Anfang an 
nicht befannt ift, und das Depofitum bei unterblie- 
bener Anmeldung und Legitimation eines ſolchen 
ebenfalld dem Fiscus anheim faͤllt, kann die Edictal- 
ladung wegen alter Hypotheken nur den Erfolg 
haben, daß entweder ber eingetragene Gläubiger oder 
defien Rechtsnachfolger nach Leben und Aufenthalt 
ermittelt und von bemfelben fein Recht ala noch bes 
ftehend nachgewiefen wird, fo daß nunmehr die For- 
derung duch Zahlung oder durch Nachweis früher 
erfolgter Berichtigung zur Erledigung gelangen fann, 
oder wenn eine Anmeldung oder Legitimation des 
Glaͤubigers nicht erfolgt, der Hypothekenſchuldner 
durch Praͤcluſion des Gläubigerd von dem betreffen- 
den Anfpruche gänzlich befreit wird. 

Hiernach dürfte die Behandlung ber fraglichen, 
zum Depofitum gefommenen Gapitalbeträge nach der 
Beitimmung des erwähnten Mandats sub I. 6. durch 
die Art der Entftehung diefer Depofiten ausgefchloffen 
fein. 

Wäre aber auch ſolches nicht der Fall, fo würbe 
doch durch diefe Behandlung, wie bereitd oben an— 
gedeutet, das Interefje der Bellagten im höchſten 
Grade beeinträchtigt werden, indem, wenn das 
Epdictalverfahren auch wegen diefer Forderungen zum 
Fortgang gelangt wäre, fpäteflens nad einigen 
Jahren die Sache zum Ende gefommen fein müßte, 
wogegen bei der Behandlung der Gapitalien als 
Depofiten das Ende erft nad einem halben Jahr- 
hundert zu erwarten fteht, und die gegenwärtig 
Betheiligten in der Regel feine Ausficht haben wür- 
den, biejes Ende zu erleben, aud wegen dieſes 
langen Zeitraums die Ermittlung der Berechtigten, 
wenigfiend theilweije, völlig unmöglich werben 
würde. 

Nun fcheint zwar einer Evictalladung wegen ber 
Eingangs gedachten Eapitalien nah den Beitim- 
mungen des Mandatd vom 13. November 1779 
sub I. 1. der Wortlaut der legtern entgegenzuftehen; 
indefjen dürfte diefes Hinderniß nicht für ein ſolches 
anzufehen fein, weiches die Anwendbarkeit der an- 
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gegebenen Beitimmungen auch auf foldye Kapitalien 
überhaupt auszufchliegen vermöchte. 

Die Bedingungen, welche nach diefen Beftim- 
mungen bei einer derartigen Evictalladung erfordert 
werben, nämlich das in den erfteren näher beftimmte 
Alter der Forderungen und mithin die daraus flie- 
Bende Bermuthung, daß felbige nicht mehr rechtlich 
beftehen, fowie daß die Inhaber der Forderungen 
nach Leben und Aufenthalt nicht befannt, find bei 
den Eingangs erwähnten Fällen vorhanden, und die 
einzige Abweichung befteht eben nur darin, daß die 
Gapitalien nicht mehr auf den Grundſtücken ober 
fonftigen Pfandobjecten haften, fondern fih im 
Depofitum befinden. Diefe Aenderung ift ein rein 
zufälliger Umftand; dieſer fann denjenigen, welche 
die Sicherftellung der Inhaber der Forderungen zu 
bewirken hatten, nicht das Recht entziehen, welches 
ihnen die Gefege zum Behuf der endlichen Erledi— 
gung diefer Forderungen in ihrem früheren Berhält- 
niß gewährten. 

Das K.Minifterium der Juftiz ſtimmte jedoch 
der vorftehends entwidelten Anficht des Eingangs ge⸗ 
nannten Gerichtsamts nicht bei und erließ an daffelbe 
unter dem 4. April 1864 folgende Verordnung: 

„Das Gerichtsamt im Bezirfögeriht B. hat in 
dem Berichte vom 14./17. vorigen Monats um Bes 
fheidung gebeten, ob wegen folcher, vordem hypo—⸗ 
thefarifch verficherter Gapitale, welche, nachdem die 
beftellten Hypothefen in Folge nothwendiger Sub⸗ 
haftation der betreffenden Grundftüde, oder durch 
den Wegfall der mit Berbietungsrechten verbundenen 
Gewerböberehtigungen, auf deren Folien fie ein- 
getragen waren, zur Löfchung gelangt find, nad) 
$. 111. des Geſetzes über die Grund- und Hypo—⸗ 
thefenbücher ıc. vom 6. November 1843 in gericht- 
liche Berwahrung gefommen, die Grlaffung von 
Evictalladungen nach der Beftimmung unter I.no. 1. 
des Mandats, die Epictalcitationen in Civilſachen 
außerhalb des concursus creditorum betreffend, vom 
13. Rovember 1779 oder nach der Vorſchrift unter I. 
no. 6. biefes Mandats zu erfolgen habe. 

Wenn nun das genannte Gerichtdamt nach ſei— 
nem Berichte ſich der Anficht zuneigt, daß auf bie 
gedachten, in gerichtlicher Berwahrung befindlichen 
Gapitale die zuerft erwähnte Beftimmung des ange 
zogenen Mandats anwendbar jei, jo fann man dem— 
felben hierin nicht beipflichten. Denn die hier vor— 
geichriebene Erlaffung von Evictalladungen, welche 
den Zwed haben, die Gafjation alter Hypotheken 
herbeizuführen, febt das Beſtehen von dergleichen 
Hypoihefen voraus. Diefe Vorausfegung ift aber 
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bei jenen Capitalen nicht vorhanden, indem bie 
wegen berfelben beftellten Hypotheken theils durch 
nothwendige Subhaftation, theild durch Untergang 
der Sache erlofchen find. Es bleibt hiernach aller- 
dings nichts Anderes übrig, als die gedachten, beim 
Gericht deponirten Capitale ald gerichtliche Depofita, 
was fie eben find, zu behandeln und demnach mit 
dem. Erlaß der Edictalladungen nad) der Vorſchrift 
unter I. no. 6. des Mandats vom 13. November 
1779 zu verfahren. Die Art der Entftehung diefer 
Depofita fteht dem nicht entgegen und ebenfowenig 
fann hierbei darauf Etwas anfommen, daß die Bes 
handlung der fraglichen Eapitale ald Depofita nicht 
fo ſchnell zum Ziele führt, ald wenn diefelben noch 
jeht als bypothefarifche Forderungen betrachtet und 
fo behandelt werden fönnten.” 


Miscellen., 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 10. Stüd des Geſetz- und Verorbnungd- 
blatted für das Königreich Sachfen (vom Jahre 1864) 
enthält: No. 72. Derret wegen Beftätigung ber Status 
ten des Borfhußvereins zu Mülfen St. Jacob, vom 
3. Juni 1864. No. 73. Decret wegen Beftätigung der 
Statuten des Credit- und Sparvereins für Aue und 
Umgegend, vom 23. Juni 1864. No.74. Gefeh, einige 
AUbänderungen an dem die Aufhebung des Bier» und 
Mahlzwanges betreffenden Gefege vom 27. Mär; 1838 
betreffend, vom 11. Juli 1864. No. 75. Gefeg, bie 
Wahlen in den Landgemeinden betreffend, vom 12. Juli 
1864. No. 76. Ausführungsverorbnung zu vorſtehen— 
dem Geſetze, vom 12. Juli 1864. No. 77. Decret wegen 
Betätigung der Statuten der Wilvdenfelfer Begräbnif- 
caffe, vom 13. Juli 1864. . No, 78. Verordnung, vie 
Aufbebung einer in der Verordnung der vormaligen 
Zanbedregierung vom 9. Auguft 1822 enthaltenen Bes 
flimmung betreffend, vom 20. Juli 1864. No. 79, 
Bekanntmachung, die Rinverpeft betreffend, vom 25. Juli 
1864. No.80. Verordnung, die Aufhebung des $. 24. 
der die Ausführung des Schlachtſteuer⸗ und Fleiſch— 
Uebergangsabgabe-Geſetzes betreffenden Verordnung vom 
29. Mai 1852 betreffend, vom 26. Juli 1864. No.81. 
Bekanntmachung, die Conceſſtonirung der Feuerverſiche— 
rung danſtalt der Bayeriſchen Hypotheken⸗ und Wechſel⸗ 
bank in München betreffend, vom 27. Juli 1864. No. 82. 
Deeret wegen Beflätigung der Sparcaffenorbnung der 
Stadt Paufa, vom 28. Juli 1864. No. 83, Geſetz, 
eine Abänderung in $.3. des Geſetzes über die Gehalloͤ— 
verhäftniffe der Lehrer an den Glementarjchulen vom 
28. October 1858 enthaltenn, vom 2. Auguft 1864. 
No. 84. Bekanntmachung, die dem Vorſchußvereine zu 
Neuftadt bei Stolpen, dem Grebitvereine zu Groitzſch und 
dem Eredite und Sparvereine für Aue und Umgegend ver— 
willigte Stempelbefreiung betreffend, vom 4. Auguft 1864. 
No.85. Geſetz, die Erhöhung der Benftonen aus der Predi⸗ 
ger-Wittwen- und Waifencaffe betreffend, vom 6. Auguft 
1864. — Letzte Abſendung: am 17. Auguft 1864. 
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Zu $. 295. des allg. deutfchen Handelsgeſetzbuchs, 
bie Beweiäfraft der Quittungen betr. 


Mitgetheilt von 
Herrn R. in 8. 


Am 22. Mai 1863 erhob Edmund B. unter der 
Firma B. & Co. gegen Emft R. bei dem Handels— 
gerichte zu Leipzig folgende Klage: 

Bellagter habe am 8. Mai 1863 vom Kläger 
4500 Mark Banco Wechfel per Hamburg zu dem 
Gourfe von 1514 gefauft, zu diefem vereinbarten 
Preife die gefauften Wechfel übergeben erhalten und 
in Empfang genommen und fei dafür dem Kläger 
2268 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. fchuldig geworden. 

Auf diefe Schuld habe Bellagter nicht mehr, ale 
am 8. Mai 2168 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. bezahlt, und 
weigere fih, mit Bezugnahme auf eine von dem 
Procuriften des Klägers Wilhelm Heinrich B. aus- 
geftellte, auf den Betrag von 2268 Thlen. 22 Nor. 
5 Pf. Tautende Quittung, die noch reftirenden 100 Thlr. 
— — zu bezahlen. 

Diefe Quittung fei jedoch irrthümlich ausgeſtellt 
worden. Es fei nämlich am 8. Mai 1863 Nach— 
mittags zwifchen 4 und 5 Uhr Beflagtens Lehrling 
Paul M. auf Klägers Comptoir erfchienen und habe 
dafelbft dem an der Caſſe ftehenden Markthelfet des 
Klägers Friedrich Ehriftoph 2. 

1000 Thle. — Ngr. — Pf. in Leipz. Banknoten, 

100 = — » — im 4 K. Preuß. Eaflen- 

anweijungen, 25Thlr. 


—or, 


1100 Eu — Nor. — Bf. Latus. 


1100 The. — Ngr. — Pf. Transport. 


100 = — ⸗ — » in bie. Banknoten auds 
wärtiger Banten, welche 
in Leipzig eine Auswech⸗ 
felungscafje haben, 

68 =» 2 » 5 » Gourant, 

2168 Thlr. 22 Ngr. 5 Pf. Sa. 

bezahlt. 


Auch habe weder Bellagter, noch deſſen oben er⸗ 
wähnter Lehrling, außer diefen 2168 Thlen. 22 Nor. 
5 Pf., am 8. Mai oder fpäter irgend etwas an den 
Procuriften Wilhelm Heinrich B. oder an den Klä- 
ger felbft, oder in deſſen sup an einen feiner 
Leute bezahlt. 

Die gedachten, an den Markıhelfer 2, bezahlten 
2168 Thlr. 22 Ngr. 5 Pf. habe 2. in der Meinung, 
der ganze Betrag der betreffenden Rechnung laute 
nur auf 2168 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. Klägers Eaffirer 
G. übergeben, legterer aber nach Empfang und Roti- 
rung dieſer 2168 Thle. 22 Nor. 5 Pf. die die Sen- 
dung begleitende, der Klagbeilage A. gleichlautende 
Rechnung über 2268 Thlr. 22 Ngr. 5 Pf. dem Pro- 
curiften B. zur Quittirung übergeben, und biefer, 
ebenfalls in der Meinung, der ganze Betrag der 
Rechnung fei an der Eafje bezahlt worden, habe die 
in Bellagtens Händen befindliche Quittung über 
2268 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. ausgeftellt. 

Eine halbe Stunde fpäter habe Kläger den Be- 
Hagten durch den Markihelfer 2. von diefem Irrthume 
in Kenntniß fegen laffen. 

Demnach forderte Kläger unter Eidesantrag über 
die Klage 100 Thlt. — — fammt Zinfen zu 6 Pros 
cent vom Tage der erhobenen Klage. 

Beflagter behauptete, Kläger habe in Wahrheit 
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durch den Lehrling Paul M. 2268 Thlr. 22 Ngr. 63Pf. 
erhalten. 

Das Handelsgeriht zu 2. erfannie am 
10. October 1863: 

„Weit der Beklagte das Klaganführen, infoweit 
darin behauptet worden, daß er von denjenigen 
2268 Thlen. 22 Nor. 5 Pf., welche er als Kauf: 
fumme für die in der Klage erwähnten Werthpapiere 
an den Kläger zu bezahlen gehabt, den Betrag von 
100 Thlen. — — in Reft gelaffen, geleugnet, und 
vielmehr, daß er jene Summe voll bezahlt habe, be- 
hauptet hat, und biefes Vorbringen auch durch des 
Klägers eigne Angabe, wornach derfelbe durch feinen 
in der Klage genannten Procuriften dem Beflagten 
eine auf den vollen Betrag jener Kauffumme lau- 
tende Quittung ausgeſtellt hat, unterftügt wird, von 
vem Kläger jedoch die Gültigkeit diefer Quittung 
beftritten und unter durchgängigem Eidesantrag be 
merft worden, baß der Bellagte überhaupt nur 2168 
Thlr. 22 Nor. 5 Pf. in den in der Klage bezeich- 
neten Sorten durch einen Lehrling an feinen, bes 
Klägers, Markthelfer ausgezahlt, und ber ermelbete 
Procurift lediglich in Folge eines Irrthums über den 
Empfang der ganzen Kauffumme quittirt habe, und 
nun, was die Begründung dieſes vermeintlichen, auf 
Nachzahlung jener 100 Thle. — —» gerichteten 
Hägerifchen Anfpruchs betrifft, 

a 


zwar nicht in Abrede geftellt werden mag, daß bie 
Bl. — entwidelte Auffafjung des Klägers dem auch 
im Königreihe Sachſen früher gültig gewefenen 
Rechte infofern entipricht, als einer Quittung, welche, 
wie folches dermalen gefchehen ift, innerhalb 30 Tagen 
vom Ausfteller widerrufen wurde, irgend welche rechts 
liche Beachtung nicht zu Theil werden follte, der 
geftalt, daß ſolchenfalls denjenigen die Beweislaſt 
traf, welcher die Zahlung des in der Quittung bes 
zeichneten Betrags behauptete, hiernach alſo aud) der 
gegenwärtige Beklagte für beweispflichtig und feines 
nach der früheren Geſetzgebung als Ausflucht der 
Zahlung zu betrachtenden Vorbringens wegen unter 
laffener Angabe eines Beweismitteld nad Maaßgabe 
der bezüglich der geringfügigen Rechtsſachen beftehen- 
den proceffualifchen Vorſchriften für verluftig zu achten, 
demzufolge aber in das Libellat zu verurtheilen gewer 
fen wäre, dagegen 


das feitherige hierunter gültig gewefene Recht durch 
das allg. deutfche Handelögejegbuch eine weſentliche 
Umgeftaltung erfahren hat, indem der art. 295. an⸗ 
orbnet, daß die Bemweisfraft einer Quittung an den 
Ablauf einer beftimmten Zeitfriit nicht weiter gebun- 
den fein fol, und daher, wie der Kläger, ohne jedoch 


—— 


Gruͤnde fuͤr ſeine gegentheilige Anſicht vorzubringen, 
BI. — beftreitet, die fernere Anwendung der obge- 
dachten Beftimmungen — obſchon in dem Handeld- 


I gefegbuche eine bejondere Andeutung hierüber nicht 


enthalten it — nicht weiter zuläffig und vielmehr 
die Annahme gerechtfertigt erfcheint,; daß durch dieſe 
neuere Dispofition, welche zur Beförderung und 
Hebung bed Handelsverkehrs getroffen worden ift, 
und zugleich die Handhabung einer größern Borficht, 
ald dies bisher bei Ausftellung von Quittungen der 
Gall geweſen, bezweckt, überdem aber das pofitive 
Recht mit dem natürlichen mehr, als dies bisher der 
Fall war, in Einflang bringt, eine in jeder Bezie— 
bung, alfo auch hinfihtlih der Wahl der Beweis— 
mittel und rüdfichtlich der Beweislaft neues Recht 
eingeführt worden ift, fo daß gegenwärtig eine Quit⸗ 
tung von dem Augenblide der Ausftelung an wegen 
des darin enthaltenen Zugeftändniffes, daß der Aus— 
fteller die darin quittirte Summe empfangen habe, 
jo lange als Beweismittel für die geleiftete Zahlung 
betrachtet werben foll, bis der Ausfteller im Gegen- 
beweife dargethan hat, daß und warum diefe Annahme 
eine unbegründete fei, hiernach aber auch im vorlies 
genden Falle die einfache, als litiscontestatio nega- 
tiva anzufehende Behauptung der vollen Zahlung 
von Seiten des Beflagten den Kläger zum Beweife 
feiner, der Klage inferirten, gegen den Inhalt der 
Quittung gerichteten Replik verpflichtet, während dem 
Beflagten nicht angejonnen werden fonnte, irgend 
etwas Weiteres in biefer Beziehung vorzubringen, 
und etwa diejenige Sorte zu bezeichnen, in welcher 
die angeblich fehlenden 100 Thle. — —» von ihm 
baar gezahlt worden feien, hiernaͤchſt 
3 


was die Frage anlangt, welcher Beweismittel ber 
Begenbeweisführer fich hierbei zu bedienen habe, aus 
dem Grunde, weil eine allgemeine Borfchrift in dem 
Hanbelsgefepbuche hierunter fich nicht vorfindet, den 
einfchlägigen Proceßgeſetzen nachzugehen ift, 
vergl. Protokolle über die Nürnberger Gonferenz- 
verhandlungen, I. Thl. ©. 425. zu Art. 226. 
wie denn auch in den 
Motiven ded noch nicht in Kraft getretenen Sächſ. 
Civilgeſetzbuchs zu $. 1003. bis 1014. sub 4. 
©. 783, 
ausdrüdlic anerfannt wird, daß die bei dem Ablaufe 
von mehr ald 30 Tagen feit Austellung der Quit- 
tung bisher beftandene Befchränfung des Gegen- 
beweifes auf den Fall eines dolus specialis für die 
Zukunft in Wegfall zu gelangen habe, und nun, 
was bie Beftimmungen des im Königreiche Sachen 
gültigen Rechtes über die desfalls an einen Gegen- 
beweis zu ftellenden formellen Erforberniffe angeht, 





dem Kläger zwar barin beizupflichten ift, daß biefer 
Beweis auch durch den Eidesantrag geführt werben 
fönne, indem dieſes Beweismittel nur gerichtlichen 
Urkunden gegenüber 

vergl. 1. 10. D. de prob. et praesumt., (22. 3.) 
Kind, quaest, for., II. c. 69, ed. 2, 
ausgeſchloſſen ift, hierbei aber 
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als felbftverftändlich anzunehmen, daß das auf Eib 
geftellte Anführen zur eidlichen Erhärtung geeignete 
thatfächliche Behauptungen enthalte, in diefer Ber 
ziehung jedoch die Klage für fchlüffig nicht befunden 
werden fann, indem Alles dasjenige, was zur Wider 
legung der Beweiskraft der fraglichen Quittung darin 
angeführt worden, entweder auf die bloße Negative, 
dag nämlich der Beklagte bei der angegebenen Ge- 
legenheit 100 Thlr. — — «= weniger, als worüber 
er quittirt worden, bezahlt habe, hinausläuft, ober 
aber fogenannte facta interna — wie indbefondere 
das Anführen, daß der Markthelfer „in der Meinung 
gewefen”, der Betrag ber betreffenden Rechnung 
laute nur auf 2168 Thlr. 22 Ngr. 5 Pf., und daß 
ber Procurift „in der Meinung“, der ganze Betrag 
der Rechnung fei an der Gafje bezahlt worden, die 
Quittung über den vollen Betrag ausgefellt habe — 
umfaßt, über welche befannten Rechten nach nicht 
gefhworen werden fann, hieraus aber folgt, daß 
wenn man auf das delatum über die Klage über- 
haupt noch erfennen wollte, daffelbe nur darauf ge⸗ 
richtet werben könnte, daß die Hägerifche Behfiptung 
der nicht erfolgten Bezahlung ber 2268 Thlr. 22 Nor. 
5 Pf. nicht in Wahrheit beruhe, ein Eid, defjen Leis 
ftung als überflüffig. au betrachten wäre und von 
einer befondern rechtlichen Wirkung deshalb nicht 
begleitet werben Fönnte, weil eben die Thatfache der 
Zahlung des vollen Betrags ſchon dur das von 
dem Kläger in der ofterwähnten Quittung enthaltene 
AZugeftänpniß des Empfangs diefer Summe bis zum 
Nachweife des Gegentheild conftatirt wird, 

So hat das Suchen des Klägers, immaaßen ed 
angebracht, nicht ſtatt.“ ıc, 

Auf die gegen diefen Befcheid vom Kläger ein« 
gewendete Appellation erfannte das Königl. Appel- 
lationsgericht zu Leipzig in einer am 26, April 
1864 publicirten Entfcheidung: 

„Daß es bei dem Befcheide erfter Inftang nicht 
zu laffen, fondern würde Beflagter den ihm Bl. — 
angetragenen, für angenommen zu achtenden Eid 
dahin: 

daß, wie er nicht anders wife, auch glaube und 
dafür halte, fein Lehrling Paul M. am Nach» 
mittage des 8. Mai 1863 auf ben, in ber 
Klage. namhaft gemachten Schulobetrag von 
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2268 Thlın. 22 Rgr. 5 Pf. in Klägers Comp⸗ 
toir an den Marfthelfer Klägers, welcher dafelbft 
an der Eafje geftanden, nicht blos die in ber 
Klage Bl. — einzeln aufgeführten Bolten im 
Gefammtbetrage von 2168 Thlrn. 22 Ngr.5 Pf, 
fondern außerdem noch 100 Thle. — — bezahlt 
habe, j 
fhwören, fo ift Beflagter von ber erhobenen Klage 
zu entbinden und loszuzählen ıc. 
Entfcheidungsgründe: 
I 


Die vorige Inftanz hat Bl. — mit Recht ange- 
nommen, daß bie bisher im Königreich Sachfen über 
die Beweisttaft der Quittungen gegoltenen gemein« 
rechtlichen Borfchriften, wie ſolche in der lex 14. 
$. 2. Cod. de non numerata pecunia (4, 30.) ent« 
halten find, auf dem handelsrechtlichen Gebiete Durch 
den Art. 295. des allgemeinen deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs infofern eine wefentlihe Abänderung ers 
fahren haben, ald nach der letztgedachten Beſtimmung 
die Beweisfraft der Quittungen nicht mehr an ben 
Ablauf einer Zeitfrift gebunden fein fol. 

Nah Ausweis der auf dem fraglichen Wrtifel 
bezüglihen legislativen Berathungen 

(ef. Brotofolle ©. 425. und 1320.) 

beruht der Zwed der darin aufgeftellten Beftimmung 
hauptjächlicd darin, die nad der Beweiskraft ber 
bier genannten Empfangsbefenntnifje ſich bemeſſende 
Sicherung, welche dem Leiftenden dadurch zu Theil 
werden fol, von dem Berfluß des gemeintechtlihen 
dreißigtägigen Zeitraumes unabhängig zu machen, 
und diefelbe fofort an die Aushändigung der Quit⸗ 
tung anzufnüpfen. 

Hieraus folgt, dag — wie fi übrigens Kläger 
Bl. — ſelbſt beſcheidet — die aus dem Beſitz ber 
Quittung für den Schuldner entipringende Präfums 
tion der eingetretenen Erfüllung nicht durch einen 
einfachen, wenn auch noch fo kurze Zeit nad ber 
Aushändigung gefchehenen, wörtlichen Widerruf ent⸗ 
fräftet werden könne, fondern daß es im Beftreitungsd« 
falle zur Hagrechtlichen Begründung eines ſolchen 
Widerrufes dem Befiger der Duitiung gegenüber ber 
Bezugnahme auf Thatſachen und Beweismittel be» 
darf, wie ſolche nach den einfchlagenden Grundfägen 
des Procefrechts zur Führung des Gegenbeweiſes 
zuläffig und erforderlich find. 

Run könnte ed zwar in legterer Hinficht auf den 
erften Anblick zweifelhaft fein, ob 

1 


mit derjenigen Beweiskraft, welche der in Rede ſtehende 
Artikel des Handelsgeſetzbuchs den in demfelben be— 
zeichneten Empfangsbefenntniffen ohne Rüdficht auf 
den römifchrechtlich vorgefchrieben Zeitablauf beilegt, 


“ 





die erhöhte Beweiskraft habe gemeint fein follen, 
welche nad dem bisherigen, auch im Königreiche 
Sachſen beftandenen Rechte für eine Privatquittung 
erft mit dem Ablauf der breißigtägigen Frift in ber 
Art eintrat, daß, abgefehen von einigen hier nicht 
weiter in Betracht fommenden Ausnahmefällen, ber 
Gegenbeweis ber nicht erfolgten Zahlung ausgefchlof- 
fen war, — 

Eurtius, Handbuch des Civilrechts, IV. 8. 1634. 


oder ob 
2 


die Gigenthümlichkeit diefer bisher erft mit einem be⸗ 
ftimmten Zeitpunfte begonnenen, einen Gegenbeweis 
in der Regel ausjchließenden Beweiskraft durch den 
gedachten Artifel gänzlich habe außer Geltung geſetzt 
werben follen. 

Für die unter 2. aufgeftellte Alternative fpricht 
— ganz abgejehen davon, daß der in rt. 295. 
gebrauchte Ausdruck „Beweiskraft“ nach dem ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauche auf die proceffualifche 
Wirkſamkeit eines Beweismitteld zu beziehen ift, ind« 
befondere der Umftand, daß inhalt der aus den 
Protofollen S. 425. erfichtlihen Mittheilung ein bei 
der Berathung des Art. 295. eingebrachter Antrag, 
ed möge die Singularität der nach Ablauf einer 
beftimmten Zeit eintretenden erhöhten Beweisfraft 
ausprüdlich aufgehoben werben, in Folge des Ein- 
wandes zurüdgezogen wurde, daß diefe erhöhte Be- 
weiswirfung lediglich als Folge des Zeitablaufes 
anzufeben ſei, mithin mit Befeitigung dieſes 
Erfordernijfed ganz von felbft wegfalle. Auch 
ift nur bei diefer Interpretation des Artifeld 2095. des 
Handelsgeſehbuchs zu einer vorausfeglich beabfichtig- 
ten Uebereinſtimmung der bezüglichen Vorfchriften des 
bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreih Sachſen 
mit erfterem zu gelangen. 

(Bergl. $. 976 flg. des bürgerl. Geſetzbuchs, ver- 
bunden mit den Motiven zu $. 1003. bis 1014. 
des Entwurfes unter Rr. 4.) 

Indeffen kann die Frage unter 2. hier dahingeftellt 
bleiben. Dagegen folgt aus dem Borbemerften we⸗ 
nigftens fo viel mit Sicherheit, daß die Frage unter 1. 
zu verneinen ift, und daß alfo dem Ausfteller, wenn 
er, wie died im vorliegenden Falle gefchehen, die 
Beweisfraft der Quittung no vor Ablauf der 
dreißigtägigen Frift anficht, der Gegenbeweis der 
nicht erfolgten Zahlung gegen dieſelbe in derfelben 
Maaße zuſtehen müſſe, in welder er nad 
den Örundfägen des Proceßrechts überhaupt 
fattfindet. 

Im vorliegenden Falle hat nun 

LI. 


Kläger fein BI. — geftelltes Verlangen, daß Bellag- 


388 





tee ihm die libellirten 100 Thaler fammt Berzugs- 
jinfen vom Tage der KHlagerhebung zu bezahlen, für 
ſchuldig erfannt werbe, durch folgenden, feinen Klag- 
behauptungen zu Grunde liegenden Syllogismus bes 
gründet. 

Er behauptet, daß die dem Beflagten von feinem, 
des Klägers, Procuriften über den von jenem ge- 
fhuldeten Bolbetrag an 2268 Thlen. 22 Ngr. 5 ‘Pf. 
ausgeftellte Quittung um deswillen als eine nad) 
L. 3. Cod. de condictione indebiti (IV, 5.) condi- 
eirbare scriptura quantitatis indebitae anzufehen fei, 
weil in Wirklichkeit von dem Beflagten zu ber in der 
Klage angegebenen Zeit nicht der gebadhte volle 
Betrag der Schuld, fondern auf diefen Betrag nur 
die in der Klage fpecificirten Poften gezahlt, mithin 
100 Thlr. mehr quittirt, als wirklich bezahlt worden 
feien. Diefe in tantum indebite erfolgte. Quittungs⸗ 
leiftung fei in der irrigen Vorausſetzung erfolgt, daß 
wirklich fo viel bezahlt ald quittirt worden. Deshalb 
fei der Beflagte verpflichtet, die 100 Thaler, welche 
irrthümlich als wirklich bezahlt quittirt worden feien, 
annoch an Klägern nachzuzahlen, weil er fich fonft, 
wenn dad Befenntniß der erfolgten solutio auch bins 
ficgtlich der nicht wirflich gezahlten 100 Thaler gegen 
Klägern gelten follte, ohne rechtlichen Grund um jo 
viel auf Unfoften des lepteren bereichern würde. 

Beklagter hat in dem Termine Bl. — nur die 
Behauptung, daß die von ihm geleiftete Zahlung 
weniger ald 2268 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. betragen, 
in Abtede geftellt, alſo nur geleugnet, daß bie 
ihm von Klägers Procuriften ausgeftellte Quittung 
nad Höhe von 100 Thalern indebite ertgeilt wor⸗ 
ven fei. 

Da nun zur Begründung einer indebiti condictio 
die Behauptung gehört, daß der Kläger nicht nur 
irrthümlich, fondern auch indebite, alfo ohne das 
Beitehen einer rechtlichen Berbindlichfeit aus feinem 
Vermögen Etwas an den Empfänger geleiftet, fo lag 
es nach den über die Vertheilung der Beweislaft bei 
der condietio indebiti geltenden Redytögrundfägen 

au vergl. L. 25. pr. D. de probat. (22, 3.) 

v. Bangerow, Leitfaden für Pandectenvorlefuns 
gen, Bd. 3. 8. 625. Ann. 2. 

Seuffert, ptalt. Pand.-Recht, $. 436. Not. 22. 

Sintenis, das praft. gem. Civilrecht, $. 109, 

Not. 57. 
Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 
Bd. 15. ©. 419. 437. Br. 20. ©. 233. 
dem Kläger ob, darzuthun, daß die Ausftellung der 
vom Beklagten zum Beweis der erfolgten vollen 
solutio in Bezug genommenen Quittung, fo weit 
diefelbe auf mehr als 2168 Thlr. 22 Ngr. 5 Pf. lautet, 
von feinem, Klägers, Procuriften B. zwar in der 
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Abſicht, um ein die wirkfich erfolgte Zahlung bezeu- 
gendes Empfangsbefenntiliß zu geben, aber ohne eine 
beftehende rechtliche Verbindlichkeit, über 100 Thaler 
zuviel audgeftellt worden fei, weil befagter Procurift 
in der durch die Umftände gerechtfertigten irtthümlichen 
Meinung geftanden, daß fo viel, ald von ihm quittirt, 
vom Beklagten auch wirklich bezahlt worden fei, wäh» 
end Bellagter in Wirklichkeit 100 Thaler weniger 
bezahlt habe. 

Wenn nun Kläger 

1. 

zu Darthuung der zu Begründung der Klage vor 
Allem erforderlichen Thatfache, daß vom Bellagten 
in Wahrheit 100 Thaler weniger, als worüber er von 
dem Procuriften quittirt fei, bezahlt worden, ſich des 
Eidesantrags bedient hat, fo entſteht zunächft die 
Brage, ob diefer Eid als ein zuläffiges Beweismittel 
ſich varftelle, und ob demfelben in der Klage die er» 
forderliche factifche Begründung mit ausreichender 
Schtüffigfeit gegeben ſei. 

Die vorige Inftanz hat diefe Frage um deswillen 
verneint, weil alles Dasjenige, was in der Klage 
zur Widerlegung der Beweidkcaft der Quittung vor⸗ 
gebracht fei, blos auf die Negative hinauslaufe, daß 
Beklagter 100 Thaler, als worüber er quittirt fei, 
bezahlt habe. 

Diefer Auffaffung hat man indeffen nicht beitres 
ten können. Vielmehr enthält die Behauptung des 
Klägers, daß fich die Zahlung des Bellagten auf die 
in der Klage angegebenen ‘Bolten und Beträge bes 
fhräntt, daß Beklagter nur dieſe bezahlt habe, Feine 
reine Verneinung, fondern zugleich eine zum Eides- 
antrage geeignete factifche Behauptung. 

Anlangend jodann 


die weitere Behauptung, daß Klägers Procurift in 
der irrigen Borausfegung, es fei die ganze quittirte 
Summe von Beflagtem bezahlt worden, die fragliche 
Quittung über 100 Thaler zuviel ausgeftellt habe, 
fo hat Kläger angeführt, 

a) daß der die Zahlung überbringente Mandatar 
des Bellagten dem an der Caſſe ftehenden Marft- 
helfer L. eine der Beilage A. gleichlautende Rechnung 
mit übergeben; 

b) daß 2. das empfangene Geld und die Rech— 
nung an ben Gafjirer ©. ausgehändigt; 

c) dag ©. die Rechnung dem Procuriften übers 
geben und daß diefer ed gewefen, welcher Die Quit- 
tung ausgeftellt habe. 


Aus diefen thatſächlichen Momenten, deren Bes 
klagter wegen unterbliebener Einlaſſung oder Er 


Härung” darauf für geitändig und überführt zu 
achten ift, 

Art. XI. der Handelsgerichtdorbnung. 

Hänfel, Handelögerichtöproceh, $. 9. no. 10. 
läßt fich fo viel mit ausreichender Sicherheit enmeh⸗ 
men, daß der Quittungsleiftung feine andere Abſicht 
als die, ein Belenntniß über den wirflich bezahlten 
Betrag auszuftellen, zu Grunde gelegen, und daß, 
wenn ber Gajfirer dem PBrocuriften blos die Rech— 
nung ohne den derfelben beigefügt gewefenen Betrag 
zur Quittirung übergeben, died völlig geeignet war, 
um den leßteren zu der Annahme zu beftimmen, es 
fei der Betrag, über welchen die Rechnung lautete, 
von Bellagtend Beauftragtem an der affe auch voll 
bezahlt worden. Der Procurift war dann einerfeits 
gar nicht in der Lage, ſich hiervon durch eigene An- 
fhauung Kenntniß verfchaffen zu fönnen, hatte auch 
andererfeitö hierzu feinen Anlaß, vielmehr nach dem 
BVerhältniffe, wie die Gefchäftsfunctionen unter dem 
Caſſiter und Procuriften vertheilt zu fein pflegen, 
vorauszufegen, daß ſich der Caſſiter, ehe er ihm die 
Rechnung zur Quittirung übergab, darüber ver- 
gewiffert haben werde, daß die geleiftete Zahlung 
mit dem Rechnungsbetrage übereinftimme, 

Aus vorftehenden Gründen war die Klage für 
fchlüffig zu erachten und die Entfheidung lediglich 
von der Leiſtung ded angetragenen, für angenommen 
zu erachtenden Eides über die von Bellagtem Bl. — 
geleugnete Behauptung, daß die Zahlung 100 Thaler 
weniger als die Summe, worüber er quittiet worden, 
betragen habe, abhängig zu machen.” x. 


82. 


Gehören Klagen aus Handelögefchäften gegen 
gewefene Kaufleute vor die Handelögerichte? 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 


9. Hagte bei dem Handelögerichte in Dresden 
gegen B. auf Bezahlung einer Geldſchuld; nod ehe 
auf die Klage ausgefertigt wurde, zeigte Kläger aber 
an, daß er nicht behaupten könne, daß der Beflagte 
noch gegenwärtig ein Handelögewerbe betreibe, und 
bat gleichzeitig um Abgabe der Sache an das Ge 
richtsamt im Bezirksgericht, welches nunmehr aud) 
auf die Klage ausfertigte und das weitere Verfahren 
leitete. Beklagter fchügte hierauf die Einrede bes 
unzuftändigen Gerichts vor und bemerkte zur Bes 
gründung berfelben Folgendes: Abgefehen davon, 
daß er durch den (von ihm eingeräumten) Berlauf 
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feines bisherigen Geſchaͤfts nicht aufhöre, Kaufmann 
zu fein, fo feien auch die geflagten Anſprüche durch 
Gefchäfte entftanden, welde er, ald Kaufmann, 
‚beim Betriebe feines Handelsgewerbes abgeſchloſſen 
habe, alfo duch Handelögefchäfte nach art. 273. 
des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs; nad 
$. 8. der Ausführungsverordnung zu diefem Geſetze 
gehörten diefe Anfprüce ohne Zweifel vor das Hans 
veldgericht, und eine Prorogation dieſes Gerichts fei 
um fo weniger zuläffig, ald auf Handelsſachen auch 
von ben gewöhnlichen Proceßregeln abweichende 
Orundfäge Anwendung fänden. Zugleich bezog ſich 
Bellagter zur Begründung feiner Behauptung, daß 
er in Folge des Berfaufs des bisher von ihm betrie— 
benen Gejchäfts nicht aufgehört habe, Kaufmann 
zu fein, fonbern daß dies vielmehr erft beim Ein— 
teitte des Concurſes angenommen werde, auf die 
in der 

Zeitſchrift für Rechtispfl, u. Verw., Neue Folge 

22. Bd. ©. 299. 

mitgetheilte Verordnung des Königlichen Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 24. März 1862. 


Das Königl. Bezirksgericht zu Dresden 
ſprach fih im biefer Beziehung in feiner vom 
23. September 1863 datirten BEN folgender- 
maaßen aus: 

„Rah Art. 4. des deutfchen Gandelögefepbude 
it ald Kaufmann im Sinne dieſes Geſetzbuchs nur 
derjenige anzuſehen, welcher gewerbemäßig Handels⸗ 
geſchaͤfte betreibt. 

Hat nun Bellagter den Verkauf des von ihm 
früher betriebenen faufmännifchen Gefhäfts BI. — 
eingeräumt, aber, daß er ein bergleihen Geſchaͤft 
anderweit begründet habe, und felbfiftändig für eigene 
Rechnung betreibe, zu behaupten nicht vermocht, und 
gehören nad $. 8. der Ausführungsverorbnung zu 
jenem Geſetzbuch die aus Handelögefhäften origini- 
renden Anfprüce nur dann, wenn fie gegen Kauf: 
leute geltend gemacht werden, vor die Handels— 
gerichte, fo fonnte der wider die Gerichtscompeteng 
Bl. — und Bl. — gerichtete Einwand für begründet 
nicht erachtet werben. 

Denn wenn auch bie in der BI. — angezogenen 
Verordnung des Königl. Juftigminifterli enthaltene 
Befcheidung, daß faufmännifche Eoncurfe nicht vor 
die Handelsgerichte gehören, damit, daß ein Kauf: 
mann mit der Eoncurderöffnung aufhöre, Kaufmann 
zu fein, motivirt worden if, fo folgt doch daraus 
feineöwegs, daß Jeder, welcher irgend einmal Hans 
belögeichäfte gewerbemäßig betrieben hat, nur mit 
der zu deffen Bermögen gefchehenen Eoncurseröffnung 
die Eigenfchaft eines Kaufmanns verliere. 


Vielmehr hat Man, wie auch der übrige Inhalt 
jener Verordnung Har erkennen läßt, dabei lediglich 
den.Fall, daß Jemand bis zur Concurseröffnung 
wirklich Handelsgefchäfte felbftftändig betrieben, alſo 
Kaufmann im Sinne des Gefepbuchd geweſen ift, 
im Auge gehabt und mehr nicht, als foviel ausfprechen 
wollen, daß, wenn auch der Gemeinfchuldner zur Zeit 
der Goncurseröffnung die Eigenſchaft eines Kauf 
manns noch gehabt habe, gleichwohl deſſen Concurs 
nicht vor dem Handeldgericht zu verhandeln ſei.“ 

Das Königlihe Appellationdgeriht zu 
Dresden führte (unterm 5. März 1864) Folgen- 
des aud: 

„Der von dem Bellagten Bl. — vertheidigten 
Anficht, wonach Pie Eompetenz ded Handelögerichtd 
nicht nach dem Zeitpunfte der Klaganftellung, jons 
dern lediglich nadı dem des Contractsabſchluſſes und- 
aljo danach fich richten fol, ob das Handelsgeſchaͤft, 
auf welchem ein im gegebenen einzelnen Falle von 
dem Gläubiger gegen den Schuldner im Rechtöwege 
geltend gemachter Anſpruch beruht, mit einem Kauf 
mann abgejchloffen worden, ohne Rüdficht darauf, 
ob dieſe Eigenfchaft dem Schuldner auch zu der Zeit 
noch beiwohnt, wo die Klage gegen denfelben anhäns 
gig wird, hat das Königliche Appellationsgericht nicht 
beipflichten können, vielmehr ift daſſelbe der Anficht, 
daß Anjprüche, welde aus einem mit einem aufs 
manne abgejchloffenen Handelsgeſchaͤfte herrühren, 
fobald der Schuloner Kaufmann zu fein aufgehört 
hat, bei vem Handelögerichte nicht mehr angebracht 
werden können. Zwar fann es mit Rüdficht auf bie 
über die Zuftändigfeit dev Handelsgerichte überhaupt 
in der Ausführungsverordnung zum allgemeinen deut- 
fhen Handelsgefegbuche vom 30, December 1861, 
und namentlich in $. 8. derfelben enthaltenen Beftim- 
mungen, nach welchen zumeiſt die Streitigkeiten über 
gewiffe, dem Handelsrecht angehörige Rechtsöver⸗ 
hältniſſe jenen Gerichten zugewiefen find, den Ans 
fein gewinnen, als ob auch durch die Vorſchrift ber 
gedachten Ausführungsverorbnung $. 8. unter e., 
deren Faſſung eine folhe Auslegung nicht ſchlechter⸗ 
dings ausſchließt, ein Gerichtöftand nicht jowohl für 
Perſonen eines beftimmten Beruföftandes, als viels 
mehr für gewiſſe Rechtöverhältniffe, wiewohl unter 
Beſchraͤnkung auf die Fälle, wo es fih um Berfol- 
gung von Anfprüchen handelt, welche Perſonen eines 
gewiffen Beruföftandes gegenüber erworben worden 
find, begründet worden fei, und es würde, dies ans 
genommen, das fpätere Ausſcheiden ded Schuldners 
aus dem beftimmten Stande auf dad Forum, vor 
welchem derfelbe in Anfehung des einmal begründeten 
Rechtsverhaͤltniſſes Necht zu leiden hätte, einen ent 
ſcheidenden Einfluß nicht äußern können. Allein die 


entgegengefegte Rechtsänficht findet nad) dem Dafür- 
halten des Appellationögerichis fchon in dem Wort- 
laute der Vorſchrift in $. 8. unter 1. der gedachten 
Ausführungsverordnung ausreichende Rechtfertigung. 
Denn wie ed einerfeits den hier gebrauchten Worten 
am meiften entjpricht, wenn man die Eompetenz ber 
Handelögerichte nur denjenigen gegenüber für be- 
gründet anfieht, welche zu der Zeit, wo die Com— 
petenz in Frage kommt, alſo die Klage anhängig 
gemacht wird, Kaufleute find, fo folgt die Richtig- 
feit diefer Auslegung insbefondere auch noch aus 
der an ber angeführten Stelle der Ausführungs- 
verordnung gleichzeitig ausgefprochenen Hinweijung 
auf Artikel 4. des allgemeinen deutſchen Handels— 
geſetzbuchs. Denn durch dieſe Berweifung hat ber 
Gefeggeber offenbar anzeigen wollen, welchen Begriff 
er in der eriteren Vorſchrift mit dem in derfelben von 
ihm gebrauchten Ausdrude Aaufmann verbunden 
wiſſen wolle. Bergleicht man nun jene beiden geſetz⸗ 
lihen Vorfchriften mit einander und fegt man die 
zur Beftimmung des Begriffs „Kaufmann“ in Arti- 
fel 4. des Handelsgeſetzbuchs gewählten Worte an 
Stelle des in $. 8. unter 1. der Ausführungsverord- 
nung gewählten Ausdruds Kaufmann, fo lautet die 
hier in Frage ſtehende gejegliche Beftimmung im Zus 
fammenhange alfe: 

„vor die Handelögerichte gehören Anfprüche 

gegen Einen, welcher gewerbmäßig Handels— 

geihäfte betreibt, aus Handelsgeſchäften“, 
und durch diefen an ſich völlig klaren Wortlaut wer- 
den Anfprüce gegen ſolche Perſonen, welche früher 
gewerbmäßig Handelsgeichäfte betrieben, diefen Ber 
trieb aber aufgegeben haben, auch wenn ſich diefe 
“ Anfprüde aus einer Zeit, wo jener Gejchäftsbetrieb 
noch ftattfand, und aus Handeldgefchäften berfchreis 
ben, nicht mit betroffen, vielmehr befagt hiernach jene 
geſehliche Vorſchrift zunaͤchſt nur fo viel, daß die 
Handeldgerichte zur Verhandlung von Anfprüchen 
aus Rechtsgeſchäften gegen ſolche, welche Kaufleute 
find, das zuftändige Forum bilden, dergeftalt, daß 
es weſentlich mit darauf anfommt, daß die Schuldner 
au der Zeit, wo die Anfprüche rechtsanhängig ge 
macht werden, noch Kaufleute find, woraus zugleich 
weiter folgt, daß Anfprüche, welche aus einem mit 
einem Kaufmann abgefchloffenen Handeldgefcäfte 
berrühren, bei einem Handelögerichte dann nicht mehr 
angebracht werden fünnen, wenn der Schuldner aufs 
gehört hat, Kaufmann zu fein. Die Anficht, daf 
Anfprüche aus Handeldgefhäften gegen gewefene 
Kaufleute nicht vor die Handelsgerichte gehören, hat 
übrigens auch das Königliche Juftigminifterium bereits 
anerkannt, indem es zur Widerlegung der Anficht, 
ald ob nad $. 8. unter 1. ber Ausführungsverord- 
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nung zum Handelsgeſetzbuche ıc. auch faufmännifche 
Eonecurfe, foweit fie Auſpruͤche aus Handelögefchäften 
betreffen, zu den Handelsſachen zu rechnen ſeien, 
barauf Bezug genommen hat, 
vergl. die in der Zeitfchrift für Nechtöpfl. u. Verw., 
N. F. 22. Bd, S. 299. unter no. 81. abgedrudte 
Verordnung. 


In dem gegenwärtig vorliegenden Falle hat nun 
Bellagter BI. — eingeräumt, daß er das früher von 
ihm betriebene faufmännifche Gefchäft verfauft habe, 
er hat auch felbft, daß er ein folches Geſchaͤft ander- 
weit begründet habe und auf feine Rechnung felbft- 
ftändig betreibe, nicht behauptet. Es erfcheint daher 
unter diefen Umftänden völlig gerechtfertigt, daß die 
Bl. — urfprünglich bei dem Handelögericht erhobene 
Klage, noch bevor auf diefelbe ausgefertigt wurde 
(Bl. —), zur Fortftellung an das Gerichtsamt im 
Bezirfögericht abgegeben und von demfelben verhan- 
delt, fowie entfchieden worden if. Hiernach ſtellt 
ſich die erfte Befchwerde des Beklagten Bl. — als 
unerheblich dar." 

Beflagter appellirte nochmals, allein auch das 
K. Oberappellationsgericht fah den Einwand 
der Unzuftändigfeit des Gerichts für unbegründet an 
und bemerkte in feiner diesfalls confirmatorijchen 
Entſcheidung vom 27. Juni 1864 Folgendes: 

„Den beiden vorigen, allenthalben conformen 
Entfeidungen hat Man aud in dritter Inftanz, 
ungeachtet ber anderweiten Berufung des Beklagten, 
beizutreten gehabt. 

Anlangend zunähft die Zuftändigfeit des Ges 
richtsamts im Bezirkägericht zu Leitung und Ent 
ſcheidung des gegenwärtigen Proreffes, fo iſt auch 
dem DOberappellationsgerichte ein Bedenken desfalls 
nicht beigegangen, als weshalb der von dem Bellag- 
ten ſchon im Berhörstermine Bl, — vorgebrachten 
und auch jetzt noch fetgehaltenen exceptio fori in- 
competentis nicht Statt zu geben war. 

Zwar beruht ber der Klage zu Grunde liegende 
Anfprud unzweifelhaft auf Handelsgeſchaͤften im 
Sinne des art. 271. des allgemeinen deutſchen Hans 
delsgeſetzbuchs, und da Bellagter zu der Zeit, wo 
ſolcher entitanden, ebenjo gewiß Kaufmann im Sinne 
deſſelben Geſetzes gewefen iſt, wie Kläger dies gegen⸗ 
wärtig noch find, fo würde der vorliegende Rechts— 
fireit vor das Handeldgericht im Dresoner Bezirks⸗ 
gerichte gehört haben, wenn die Gompetenz der 
Hanbeldgerichte, wie Beflagter Bl. — angenommen 
wiflen will, unter allen Umftänden nach der Zeit der 
Entftehung des klagbar gemachten Anſpruchs ſich 
richtete und begiebentlich eine rein caufale wire. 
Daß beides in gewiſſer Beziehung in Betreff der 


Eompetenz der Hanbelsgerichte nach $. 8. der Aus- 
führungsverorbnung vom 30. December 1860 richtig 
ift, fcheint auch in der That nicht bezweifelt werben 
zu fonnen, indem, befage der nurangejogenen $. 
unter 2., Anfprücde aus Wechſeln im Sinne der 
deutfchen Wechfelordnung, fowie aus faufmännifchen 
Anmeifungen im Sinne des Gefeges vom 7. Juni 
1849 ohne Ausnahme vor die Handelögerichte ges 
bören, und fo auch alle und jede Streitigfeiten und 
Anfprühe der unter 3—7. 9. 10. bezeichneten 
Kategorien, ebenfo wie unter 11. die Führung der 
Handelöregifter ꝛc. ohne Ausnahme dem Refjort der 
Handelögerichte zugewieſen worden find. Indeſſen 
unterliegt das nurangedeutete Princip andererjeits 
auch wieder gewiſſen Ausnahmen. So fällen nad 
. no. 8. Anſpruͤche aus der Vermittelung von Han« 
delsgefchäften nicht fchlechihin, fondern nur ſolche, 
welche von verpflichteten Mällern gegen Kaufleute, 
oder von dieſen gegen jene erhoben werben, unter 
den Begriff von Handelsſachen, und hiermit fteht es 
nur im Einflange, wenn der angezogene 8. gleich 
im Eingange unter 1. vorfchreibt, daß nur Anfprüche 
aus Handelsgefhäften (art. 271—276. ded Hans 
delögefegbuchs) gegen Kaufleute dahin gehören 
follen, und zwar, was den Begriff der legteren an- 
langt, unter ausprüdlicher Bezugnahme auf art. 4. 
des Handelögefegbuchs. Nun ift aber nah Maap- 
gabe der zufeßt angezogenen Geſetzesbeſtimmung als 
Kaufmann im Einne ded Handelsgeſetzbuchs an- 
zuſehen nur der, welcher gewerbmäßig Handels⸗ 
gefchäfte betreibt, und da fonady, wie hieraus von 
ſelbſt folgt, derjenige, welcher Gefchäfte der bezeich- 
neten Art zu betreiben aufgehört hat, nicht mehr ale 
Kaufmann angefehen werden fann, fo ſcheint es 
nach den Worten der Ausführungsverordnung aller 
dings einem erheblichen Zweifel nicht zu unterliegen, 
daß zur Entfheidung über Anfprüche aus Handeld- 
gefchäften Handelsgerichte anderergeftalt nicht com⸗ 
petent find, als wenn der Beklagte zur Zeit der 
Klaganftellung wirklich noch Kaufmann iſt. Hiernach 
gehören Anfprühe aus Handelsgejhäften gegen 
einen gewefenen Kaufmann, felbit wenn er zu dem 
Zeitpunft, wo das Rechtöverhältniß begründet wor⸗ 
den it, diefe Eigenſchaft noch beſeſſen, nur aber 
ſolche in der Zwifchengeit bis zur Klagerhebung vers 
loren hat, nicht vor die Hanbelsgerichte, find viel 
mehr vor dem gewöhnlichen Richter zu verfolgen; 


— — — — — — — — —— — 
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wenigſtens läßt der Wortlaut der angezogenen Aus- 
führungsverorbnung eine andere Deutung nicht wohl 
zu und man hat um fo mehr hierbei ftehen zu blei— 
ben, als auch bei den Örundfägen über den Ge— 
tichtöftand Ausnahmebeftimmungen von allgemeinen 
Rechtsnormen befanntlich einer flricten Auslegung zu 
unterliegen haben. 


Eine andere Frage freilich ift, was die in An« 
fehung der vorberührten Gompetenzfrage fehr wefent« 
liche Eigenfchaft eined Kaufmann anlangt, immer 
noch die, ob jemand, welcher ald Kaufmann recht: 
liche Berpflichtungen aus Handelsgeſchaͤften über: 
nommen hat, die an fi der handelögerichtlichen 
Competenz unterliegen würben, einzig und allein 
fhon durch eine zeitweilige Sifirung feines faufs 
männifchen Gefchäftöbetriebd aufhört, Kaufmann im 
rechtlichen Sinne zu fein. Wie diefes indefien eine 
Brage ift, deren Beantwortung weniger nach allge- 
meinen Grundfägen, als vielmehr im Einzelfalle von 
der befonderen Sachlage abhängig zu machen fein 
wird, fo bedarf es in bem vorliegenden Falle in 
dieſer Hinficht feiner weiteren Grörterungen, da 
Bellagter BL. — eingeräumt hat, das früher betrie- 
bene faufmännifche Gefchäft verkauft zu haben, und 
fo lange er nicht, was aber nicht gefchehen ift, auf 
die Begründung eines neuen Geichäfts ſich zu be- 
jiehen vermag, die Bermuthung allerdings Platz zu 
ergreifen hat, daß er gegenwärtig wenigſtens Kauf 
mann nicht ift, wenn er auch nicht in Concurs ver- 
fallen ift, indem er, wie auf deſſen Bemerkungen 
Bl. — verbunden mit Bl. — nur noch bemerft wer« 
den mag, fich felbft befcheiden wird, daß ein Kauf— 
mann auch auf andere Weife, als durch die Er- _ 
Öffnung des Eoncurfes zu feinem Bermögen, bie 
Eigenſchaft ald Kaufmann verlieren fann.” 


Miscellen. 


Todesfälle. Geflorben: am 11, Auguſt 1864 
der Gerichtsamtnann Guftan Adolph Fritzſche zu 
Sehnig; am 15. Auguf 1864 der Advocat Garl 
Morig Bräuer in Baugen; am 18. Auguft 1864 ber 
Gerichtsamtmann Georg Ludwig Wilhelm Flohr in 


Reichenau. 
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Reſciſſion eines Vertrags wegen Irrthums. — 

Wirkungsloſigkeit eines Mandats, welches in 

Bezug auf Geſchaͤfte ertheilt worden iſt, die ben 

Mandatar allein betreffen und an deren Erfüllung 
der Auftraggeber kein Intereſſe hat. 


Mitgetheilt von 
Herrn —e in L. 


Im October 1862 trat der Kaufmann &. zu 
Leipgig gegen den Kaufmann D. dajelbft vor dem 
Gerichtsamte im dafigen Bezirfögericht mit einer 
Klage auf, welde im Wefentlihen folgenden Ins 
halıs war: 

Im Jahre 1855 wurde vor dem K. Hauptiteuer: 
amte zu Leipzig gegen eine größere Anzabl Leipziger 
Kaufleute wegen ihnen fchuldgegebener Benugung 
ber ihnen verliehenen Zollconten die Unterfuhung 
eröffnet. Unter den Angeklagten befanden ſich Kläger 
und Beflagter, ald Inhaber der in der Klage nambaft 
gemachten Firmen R. und M. In einem von der 
K. Zoll und Eteuerdirection verfaßten, für den 
Kläger deffen bevollmächrigtem Sachwalter 9. am 6,, 
dem Beklagten am 5. December 1855 eröffneten 
Erfenntniffe wurde dem legtern die Bezahlung von 
1332 Thlrn. 19 Ngr. —» an hintergogenen Durchs 
gangszöllen folidarifch mit dem Kläger auferlegt. 
Kläger empfing im Februar 1862 und fpäteftend am 
22. ej. m. eine Verfügung des K. Hauptfteueramtes 
zu Leipzig vom 15. Februar 1862 (Beilage A.), In— 
halts deren ihm mitgetheilt wurde, daß nach Ablauf 
einer Frift von wenigen Tagen mit Einziehung der 
betreffenden Gefälleberräge wider die Berheiligten 
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infoweit verfahren werben folle, als den Zahlungs- 
auflagen bis dahin nicht Folge geleiftet fein werde. 
In derfelben Zufchrift wurde ihm eröffnet, daß er 
folidarifch mit der Firma M. für den Betrag von 
1520 Thlen. 19 Nor. 8 Pi. aufzufommen habe. 
Sofort nah Empfang diefer Zufertigung beauf- 
fragte nun Kläger, von der Anficht ausgehend, daß 
er, obwohl fein Berollmächtigter gegen die Entfcheis 
dung der eriten Inftanz appellirt hatte, dennoch end» 
gültig mit Beflagtem in solidum verurtheilt worden 
fei, den fraglichen Betrag zu bezahlen, den Kaufs 
mann CE., damals Mitinhaber der Firma R., aus 
welder Kläger inzwifchen ausgefchieden war, mit 
dem Beflagten wegen gemeinfamer Bezahlung des 
zu berichtigenden Betrages in Verhandlung zu treten. 
E. begab ſich demzufolge in das M.’fche Geſchäfts— 
local und theilte dem Bellagten mit, daß er im Aufs 
trage Klägers, der, wie er, Beflagter, wife, mit 
ibm folidarifh zur Bezahlung von 1520 Thlen. 
19 Ngr. 8 Pf. verurtheilt fei, fomme, um für Klä— 
gern die Hälfte der betreffenden Summe an Beflagten 
zu bezahlen, während alsdann Bellagter den ges 
fammten, folidarifch Beiden zur Berichtigung aufr 
erlegten Berrag an die Steuerbehörde bezahlen möge. 
Hiermit erklärte fih Beflagter gegen E. ausdrücklich 
einverftanden, Beide gingen auf das Hauprfteueramt 
zu dem Actuar K. welchen fie erflärten, daß fie den 
Betrag, für welchen nach Abzug einer den Bellagten 
allein treffenden Summe Legterer und Kläger folida- 
riſch zu haften hätten, zu erfahren wünſchten, um 
danach bemefjen zu fünnen, welchen Betrag Kläger 
dem Bellagten behufs gemeinfamer Berichtigung jener 
Summe zu bezahlen habe. Bei diefer Gelegenheit 
frug C. den Actuar K. nochmals, ob Kläger wirklich 
folidarijch, refp. fubfiviarifch mit Beflagtem zu haften 


habe, was K. mit dem Bemerfen beflätigte, daß dies 
allerdings der Fall fei und die Steuerbehörde ſich an 
Einen von ihnen nah Gutvünfen wegen Bezahlung 
bed Ganzen würde halten müffen, daß daher ein 
gemeinſames Tragen diefes Lepteren für beide Theile 
als zwedmäßig erfcheine, und erflärte hierauf den» 
felben, daß 

1520 Thlr. 19 Nor. 8 Pf. überhaupt, 

263 » 21 =» 2 = von. privatim, 


fonady 1256 Thlr. 28 Nor. 6 Pf. 
folidarifch von £. und 9. als die ihnen zuerfannten 
Gefälleberräge zu berichtigen feien. 

Nun verſprach C. dem Beklagten, ihm in Klägers 
Namen die Hälfte obiger 1256 Thlr. 28 Nor. 6 Bi. 
zu bezahlen, Beflagter möge alsdann den gefammten 
Berrag der 1256 Thlr. 28 Nor. 6 Pf. berichtigen, 
was Beflagter unter dem Verfprechen, diefem Wunſche 
Klägers nachzufommen, ausdrüdlihd annahm und 
worauf €. die Summe von 623 Then. 14 Ngr. 3 Pf. 
am 27. Februar 1862 an D. richtig auszahlte und 
eine Quittung (Beilage B.) übergeben erhielt. 

Allein die unter C. ebenfalls abjchriftlich beifols 
gende, an Klägern unterm 17. Mai 1862 vom 
K. Hauptfteueramte erlafjene Zufertigung belehrte 
denfelben darüber, daß die gedachte Behörde ihn 
irrthümlich in der Zufcheift vom 15. Februar 1362 
mit Bellagtem zu Bezahlung der mehrgedahten Ge— 
fälle folidarifch verbindlich gemacht, indem die zweite 
Inſtanz diefe von der eriten ihm auferlegte folidarifcbe 
Hafipflicht aberfannt habe. Hierdurd erfuhr erft 
Kläger, daß er, wie auch in der That ver Fall, 
bereit8 durch Erkenniniß des K. Oberappellationds 
gerichts vom 24. April 1857 — welches zwar jeinem 
Mandatar H. am 4. Juni 1557 eröffnet worden 
war, während er, £., weder durch H., noch jonft 
wie von deſſen Sröffnung und Inhalte Miuheitung 
erhalten — von der ſolidariſchen Haftung für Dir 
dem D. auferlegten Gerällebeträge vollftändig liberirt 
und legterer zu deren alleiniger Tragung verurtheilt 
worden jei. 

War nun Kläger, als er fi zur Bezahlung der 
Hälfte der mehrberegten 1256 Thlr. 28 Ngr. 6 Pi. 
bereit erflätte, offenbar lediglich von dem nach dem 
oben Ausgefübrten ſehr entſchuldbaren Itrthum aus— 
gegangen, daß er verbunden fei, für den Betrag von 
1256 Thlın. 28 Nur. 6 Pf. folivariich, refp. fubs 
fiviarifch mit Beflagtem zu baften, und hatte er ledig. 
lich mit der Beſtimmung dem Bellagten einen Beis 
trag zu der letztgedachten Summe verwilligt, daß 
legterer durch Bezahlung der letztern an die Steuer 
behörde ihn, Kläyern, von feiner Haftpflicht befreie, 
während diefe Haftpflicht für ihn überhaupt nicht 


394 


eriftirte, fo muß er fi auch für berechtigt halten, 
diefen sine causa bezahlten Betrag von Bellagtem 
wieder zu fordern, D. hat jedoch die Reftitution deſ⸗ 
felben entſchieden abgelehnt. 

Ueber diefe Klage (mit Ausnahme der Anführun- 
gen über den Inhalt der ergangenen Erfenntniffe, 
über die Inhaberfchaft der Firma R. und M., über 
die Bevollmächtigung des H. und über die Beifugen 
A. B. C.) beviente fih Kläger des Eidesantrags 
und bat, daß Beflagter in Reftitution der von dem 
Kläger condicirten 628 Thlr. 14 Ngr. 3 Pf. fammt 
Zinfen des Verzugs von erhobener Klage an, fowie 
in Erftattung der Proceßfoften verurteilt werde. 

Beilage A. ift eine an X. gerichtete Zufertigung 
des K. Hauptiteueramted vom 15. Februar 1862 des 
in der Klage gedachten Inhalts. Es heißt darin 
unter Anderm: „Bon den in Eolonne 2, erwähnten 
2098 Thlın. 28 Ngr. —⸗ treffen Herrn &. nur 
1835 The. 6 Nor. 8 Pi. ſolidariſch mit Herrn 
Dr xc. 

Beilage B. lautet alfo: „Nachdem ich, der Endes- 
unterzeichnete, mich in der anhängig gewordenen 
Zoll» Gonten« Angelegenheit mit Herrn X. bier durch 
feinen Vertreter Heren R. (Bezeichnung der Birma, 
aus welcher X. bereit6 ausgetreten und deren jepiger 
Inhaber E. ift) freundſchaftlich dahin geeinigt, daß 
die condemnirten und jegt zu bezablenden Zollgefälle 
im Betrage von 1520 Thlrn. 19 Ngr. 8 Pf., abzüg— 
(ih einer Summe von 263 Tblrn. 21 Nor. 2 Pf., 
welche den Unterzeichneten privatim angehen, alſo 
1256 Thlr. 28 Nor. 6 Pf. betragen, von beiden 
Theilen gemeinichaftlich bezahlt werben follen, fo bes 
fenne ich hiermit, die Hälfte diefer Summe im Betrage 
von 628 Thlrn. 14 Ngt. 3 Pf. für Rechnung des 
Herrn X. durch Herrn R. heute baar und richtig 
ausgezahlt erhalten zu haben, und quittire denfelben 
hiermit vollftändig und ohne Vorbehatt. Leipzig, den 
27. Bebruar 1862. M.“ (Firma des 9.) 

Beilage C. ift eine an X. gerichtete Notification 
des K. Haupifteueramts zu Leipzig vom 17. Mai 
1862, worin demfelben berichtigungsweije angezeigt 
wird, es fei in der Zufertigung vom 15. Februar ein 
Irrthum infofern umtergelaufen, als er, £., was die 
Unterfuchung wider D. (Firma M.) anlange, für 
2098 Thle. 28 Nor. —» ſolidariſch mit M. verbind« 
lich gemacht worden, während diefe in eriter Inſtanz 
auferlegte Verbindlichkeit in zweiter Inſtanz aberfannt 
worden fei. 

Welche Zugeftändniffe Beflagter auf diefe Klage 
gemacht und in wie weit er folde, unter Rüdgabe 
des Eides, geleugnet, ingleichen welche Exrceptionen 
er hiergegen vorgeihüßt, ergiebt fi aus nachftchen» 
den Entfcheidungen: 
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A. Das K. Bezirksgericht zu Leipzig 
erfannte (Mai 1863) dahin: 

„Würden die Kläger (bie Erben des durante 
processu verftorbenen Klägers) annoch fhwören: 

daß nach ihrem Wiffen, Glauben und Dafür— 
halten da® Anführen im 26. Einl.-Abſchnitt, 
daß das dafelbft gedachte zweitinftanzliche Erz 
fenntniß des K. Oberappellationsgerichts nicht 
ihrem Erblaffer felbft, fondern für diefen dem 
ıc. H. eröffnet worden fei, und ihr Erblafier 
bis zum Empfange der der Klage sub C. ab» 
febriftlich beigelegten Berfügung von der Er- 
öffnung und dem Inhalte dieſes Erkenntniffes 
weder durch nurgedachten H., noch auf andere 
Weije Mittheilung erhalten habe, in Wahrheit 
berube, 
fo iit Beklagter denfelden die geforderten 623 Thlr. 
14 Nor. 3 Pf. nebit Zinien des Verzugs davon zu 
5 Procent von Zeit erhobener Klage an gu bezahlen, 
fo wie die 2c. Koſten dieſes Nechtäftreited zu erftatten 
ſchuldig.“ 

Die bier gehörigen Entſcheidungogründe lau— 
ten alfo: 

% „Was die Sache ſelbſt anlangt, fo drängte 
fi zunaͤchſt bei Prüfung der rechtlichen Natur der 
erhobenen Klage die Frage auf, ob in derfelben wirf: 
lih in Uebereinftimmung mit der Auffaffung der 
Klägerin eine condictio indebiti zu erbliden fei. 
Allein die Verneinung diefer Frage fonnte erheblichem 
Zweifel nicht unterworfen fein. Denn nad der eige: 
nen Sachdarſtellung der Kläger hat deren Erblaſſer 
die geforderten 628 Thlr. 14 Nor. 3 Bi. an den 
Bellagten zu Grfülung eines mit demfelben abge- 
ſchloſſenen Vergleichs gezahlt. In dieſem Falle ift aber 
befanntlich die eondictio indebiti ausgeſchloſſen. 

vergl. Puchta, Pand. (ed. IV.) 8. 30%. not. 9. 

Wenn daher gleihwohl die erhobene Klage auf: 
recht erhalten worden ift, fo hat Dies Darin feinen 
Grund, daß diejelbe wenigftend ald actio rescissoria 
ald begründen fih darftellt. Denn wenn es wahr 
wäre, daß der Erblaffer der Kläger bei Abſchluß Des 
fraglichen Vergleihs in dem Glauben fi befunden 
hätte, daß er und der Beflagte au Bezahlung der in 
der Klage gedachten Gefälle folidarifch verbunden 
feien, und diefe Annahme, wie ſich nachträglich ers 
geben, eine unrichtige gewefen wäre, fo würden bie 
Kläger allerdings die Refciffion dieſes Vergleichs zu 
erlangen berechtigt fein, was natürlich zur Folge 
hätte, daß der Beflagte das zu Erfüllung diefes Ver— 
gleichs von dem Erblaffer der Kläger Erhaltene an 
legtere wieder zurüdzablen müßte. 

vergl. Arndıs Pandecten (ed. IV.) $. 269. 
not. m. 


Zwar hätte die Schlüffigfeit der erhobenen Klage 
auch noch um deswillen in Zweifel gejogen werben 
fönnen, weil nach derfelben die Bezahlung der zurüds» 
geforderten 628 Thlr. 14 Ngr. 3 Pf. gar nicht aus 
den Mitteln des Erblaffers der Kläger, fondern aus 
denen des BI. — gedachten E. erfolgt if. Allein 
hierauf fommt offenbar gar nichts an, wenn man 
erwägt, daß, wenn auch nurerwähnter C. zu Bezah⸗ 
(ung diefer 628 Thlr. 14 Nor. 3 Pf. an den Beflag- 
ten für Rechnung des Erblaſſers der Aläger von dies 
fem nicht ausdrücklich beauftragt geweſen wäre, in 
der Reiftung diefer Zahlung nad) Lage der Sache 
doch immerhin eine nügliche Gefchäftsführung für den 
Srblaffer der Kläger erblidt werden müßte, welche 
dieſen gedadıtem C. gegenüber zum Erfag jener 
628 Thlt. 14 Rgr. 3 #. verbindlich gemacht haben 
würde, 

Nun hat Beflagter zwar in den Einl.-Abfchnitten 
1. 2. 3. 9. 24. und 27., fowie in den Anmerfungen 
zum 7. und 24. Einl.Abſchnitte, ingleitten durch vas 
Bl. — von ibm ausgefprochene Anerkenntniß ber 
Klagbeifugen A. B. und C. zugegeben, daß 

1) im Jahre 1855 von dem K. Hauptiteueramte 
allhier gegen eine größere Anzabl biefiger Anufs 
leute, unter denen fi aud der Erblaſſer der 
Kläger, welcher damals alleiniger Inhaber des 
Speditionshauſes R. geweien, fowıe er jelbit als 
Mitinhaber der Firma M. mitbefunden haben, 
megen denjelben fchuldgegebener mißbraͤuchlicher 
Benugung der ihnen verlichenen, unter den Nas 
men ihrer entſprechenden Handlungofirmen ges 
führten Zollconten die Unterfucbung eingeleitet 
und ibm, Bellagtem, in dem in Iegterer eriheils 
ten, von der K. Zoll» und Steuerdirection ver» 
faßıen Erfennimiffe erfter Inftanz, welches ıhm, 
Beklagtem, am 5. December 155 und für den 
Erblaffer der Klüger deſſen bevollmäctigtem 
Sachwalter H. am 6. deſſelben Monats eröffnet 
worden, folidarifch mit dem Erblaffer der Klaͤ— 
ger die Bezahlung von 1832 Thlrn. 19 Nor. 
— s hinterzogener Eingangszölle auferlegt wors 
den ift, 

2) dem Erblaffer der Kläger Seiten des K. Haupts 
fteueramtes allbier unter dem 15, Februar 1862 
mittelft fohriftlicher Verfügung eröffnet worden 
ift, daß er aus Anlaß der gedachten Unter 
ſuchung ſolidariſch mit ihm, dem Bellagten, für 
den bis auf 1520 Thlr. 19 Nor. 8 Pf. mode 
tirten Betrag aufzufommen habe, ferner daß die 
den Betheiligten geftellten Zahlungstermine mit 
dem 17. und beziehentlich 20. defielben Monats 
zu Ende gingen und daß nad) deren Ablauf infos 
weit den Zahlungsauflagen feine Folge geleiftet 
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werben follte, fofort mit den gefeblichen Iwangs⸗ 
maaßregeln verfahren werden würde, 

ber obgedachte E. am 27. Februar 1862, nach: 
dem er zuvor mit demfelben dahin übereins 
gekommen, daß die in der obgebadhten Unter: 
ſuchungsſache laut Rechtsſpruch nachzuzahlenden 
Zollgefaͤlle im Betrage von 1520 Thlen, 19 Ngr. 
8 Pf., abzüglich der ihn, Beklagten, privatim 
angehenden Summe von 263 Thlen. 21 Ngr. 
2 Pf., mithin 1256 Thlr. 28 Nor. 6 Pf. von 
ihm, Beflagtem, und dem Erblafjer der Kläger 
gemeinſchaftlich bezahlt werben follten, zu diefem 
Zwede für Rechnung des Legteren bie Hälfte 
diefer legteren Summe mit 628 Thlen. 14 Nor. 
3 Bf. baar und richtig an ihn ausgezahlt und 
er diefen Betrag angenommen hat, 

4) der Erblaffer der Kläger gedachten E. auvor 
ausdrüdlich beauftragt hat, wegen gemeinfamer 
Bezahlung jener Zölle mit ihm, Bellagtem, in 

Verhandlung zu treten, 

5) dem Erblaffer der Kläger Seiten des K. Haupt⸗ 
fieueramtes allhier unter dem 17. Mai 1862 
mittelft fchriftlicher Verfügung vom 15. Februar 
vorigen Jahres eröffnet worden ift, daß man 
bei Erlaß der legteren im Irrthum fich befunden 
habe, indem die ihm, dem Erblaffer der Kläger, 
in der obgedachten Unterfuchungsjache in erfter 
Inſtanz auferlegte Verbindlichkeit, folidarifch mit 
ihm, dem Bellagten, für 2098 Thlr. 28 Nar. — 
bintergogene Zölle aufjufommen, in zweiter In— 
ftanz gänzlich in Wegfall gelangt fei, und 

6) in der That in der mehrberegten Unterfuchung®- 
fache von dem K. Oberappellationdgerichte in fei- 
nem zweitinftanzlichen Ertenntniffe vom 24. April 
1857 reformatoriſch dahin erfannt worden ift, 
daß der Erblafjer der Kläger mit der ihm ange: 
fonnenen folidarifchen Vertretung der Eingangs- 
zölle, zu deren Nachzahlung er, Beflagter, vers 
urtheilt worden, zu verfchonen fei, 

bagegen das Hägerifhe Anführen, daß das nur- 
gedachte Erkenntniß nicht dem Erblaffer der Kläger 
felbft, fondern für diefen defien Bevollmäcdhtigtem, dem 
oberwähnten H., eröffnet worden fei und der Erb» 
lafjer der Kläger bis zu dem Empfange der oben 
unter No. 5. gedachten Verfügung vom 17. Mai 
1862 von der Eröffnung und dem Inhalte dieſes 
Erfenntniffes weder durch feinen nurgedachten Bes 
vollmaͤchtigten, noch auf andere Weife Kenntniß er- 
langt habe, beim 26. Einl.-Abjchnitte mit „nesciendo“ 
beantwortet und überdies noch BI. — ausfluchtsweiſe 
behauptet hat, daß 

a) der Erblafjer der Kläger, ganz abgefehen von 
dem abgefchloffenen Bergleiche, ſchon aus ander 
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ren Rechtsgründen zu Bezahlung der fraglichen 
628 Thlr. 14 Nor, 3 Pi. an ihn, Beklagten, 
verbunden geweien ſei, 
und 
b) der Erblaffer der Kläger lediglich mit Rüdficht 
hierauf und nicht aus Anlaß jener demfelben 
in erfter Inftanz angefonnenen folidarifchen Vers 
tretung den fraglichen Vergleich mit ihm apge- 
fchlofien habe, und zwar nicht durch jenen C., 
fondern perfönlich und lediglich in der Bl. — 
angegebenen Weiſe. 
Allein will man auch zugeben, daß durch die erſtere 
diefer beiden Einreden, angenommen, diefelbe würde 
bewiefen, der Hägerifche Anſpruch, deſſen Exiſtenz 
vorausgefegt, völlig befeitigt werden würde, jo fonnte 
doch auf dieſelbe um deswillen feine Rüdjicht genoms 
men werden, weil die erforderliche tharfächliche Ber 
gründung berfelben dem Bellagten nicht einmal info» * 
weit gelungen ift, daß es gerechtfertigt geweſen fein 
würde, unter Nichtberüdfichtigung des Bl. — jeden⸗ 
falls unftatthafter Weife vom Bellagten über feine 
obgedachten Augflüchte angetragenen Eides auf Ber 
weis diefer Einrede zu erfennen. Was aber das 
andere, unter b. gedachte Anführen Bellagtens ans 
langt, fo ftellt ſich daſſelbe überhaupt nicht ald Ein— 
rede, jondern lediglich als ein morivirted Leugnen 
des Klaggrundes dar. Denn der Erblafjer der Klaͤ— 
ger fonnte ſich fo lange, als er noch in dem Glauben 
ftand, daß er mit dem Bellagten ſolidariſch für die 
fraglichen Zölle zu haften habe, gar nicht anders, 
als auf die in der Klage angegebene Weife mit dem— 
feiben vergleiden, indem er doch die Eventualität 
vor Augen haben mußte, daß das K. Hauptfteueramt 
allbier möglicherweife dieſe Zölle nit vom Beklag— 
ten, fondern von ihm einziehen würde, und er biefer 
Eventualität, woran ibm doch vor allen Dingen 
liegen mußte, dann, wenn er fih auf die Bl. — 
vom Bellagten behauptete Weife mit demjelben vers 
glichen hätte, wozu jo lange, als es nad) der Mei— 
nung des Erblafjerd der Kläger noch zweifelhaft war, 
ob die nurgedachte Behörde die fraglichen Zölle von 
ihm oder vom Bellagten einziehen werde, gar feine 
Beranlafjung vorhanden gewejen wäre, gar nicht 
aus dem Wege gegangen fein würde, Und anderer 
feitd würde es, wenn die Behauptung, daß der Erb» 
laſſer der Kläger bei Abfchluß des fraglichen Ber 
gleih8 von dem Inhalte jener zweitinftanzlichen 
Entfcheidung noch feine Kenniniß gehabt habe, uns 
erwiefen bliebe, dem Hagbar gemachten Anfpruche 
überhaupt an einem ausreichenden Grunde gebrechen, 
welden Falls darauf, welche anderen Motive den 
Erblafer der Kläger zum Abfchluß des fraglichen 
Vergleichs beftimmt haben, gar nichts weiter anfäme. 
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Hierzu fommt aber auch noch, daß das oben unter b. 
gedachte Anjühren Beflagtens ſchon um besmillen 
feine rechtliche Beachtung hätte finden lönnen, weil 
daffelbe dadurch, daß derfelbe, wie bereits oben ges 
zeigt worden, BI. — die Klagbeifuge sub B. aner- 
kannt und beim 24. Einl.⸗Abſchnitt zugegeben hat, nach 
Empfang der von jenem C. im Auftrag des Erblaſ⸗ 
ſers der Kläger baar an ihn ausgezahlten 628 Thlr. 
14 Ngr. 3 Pf. das Driginal der nurgedachten Klagbei⸗ 
fuge mit dem Namen M. M., unter welchem er ges 
ftändigermaaßen im Handel feine Gefchäfte betreibt, 
unterfchrieben und befagtem E. übergeben zu haben, 
von felbit feine Widerlegung gefunden hat, indem 
nah Inhalt diefer Klagbeifuge der Abſchluß des frag- 
lichen Vergleichs lediglich auf die in ber Klage ans 
gegebenen Weife erfolgt ift. 

Demgemäß war, da Bellagter den über die Klage 
angetragenen Eid Bl. — zurüdgegeben hat und dar- 
auf, ob der mehrberegte E. bei Abjchluß bes frag- 
lichen Vergleichs ebenfalld in dem irrigen Glauben 
fih befunden hat, daß der Erblaſſer der Kläger die 
fraglichen Zölle folidarifch mit dem Bellagten zu ver: 
treten babe, gar nichts ankommt, mithin die von dem 
Beklagten in den Einl.Abſchnitten 10. 11. 12. 14. 
und 15b. m. 22. in Abrede geftellten Behauptungen 
ald völlig irrelevant ſich darjtellen, die Entſcheidung 
der Sache lediglich von dem den Klägern zuerfannten 
Eide in der Maaße abhängig zu machen, daß für 
den Hall der Leiſtung dieſes Eides der Beklagte ad 
petita libelli zu verurtheilen war, während entgegen: 
gelegten Balls mittelft anderweiter Entſcheidung ver 
Bellagte von der erhobenen Klage entbunden und 
losgezaͤhlt und die Klüiger zu Erftattung der von dem 
Gegner auf dieſen Recdöitreit verwendeten Koften 
Yerurtheilt werden müßten.” 

B. Das 8, Appellarionsgericht zu Leipzig, 
welches über die von beiden Theilen gegen dieſes 
Erkenntniß eingewendeten Berufungen zu cognos— 
eiren hatte, betätigte das legtere (November 1863), 
und «8 find bie beigegebenen Entfheidungegründe 
nachſtehenden Inhalte: 

„Nah der Sachdarſtellung der Klage find die 
Paciscenten bei Reiftung der Zahlung, auf welche ſich 
die der Alage sub B. beiliegende Quittung begicht, 
nicht nur über den Zwed dieſer Zahlung einverftans 
den gewefen, fondern es hat auch weder über das 
Object der Leiſtung, noch in Betreff der dabei beiheis 
ligten Berfonen ein Mißverftändnig ſtattgefunden. 
Der Irrthum, in welchem fi der Erblaffer ver Klä— 
ger bei dem ganzen Vorgange befunden haben foll 
und auf welden daher das Küdforderungsrecht im 
Wefentlichen geftügt erſcheint, betrifft fomit nicht ben 
Inhalt der der erfolgten Leiftung zu Grunde liegen- 


den Willendrichtung, welcher unzweifelhaft und uns 
beftritten dahin gegangen ift, der Perfon des Beklag⸗ 
ten einen Beitrag von dem gewährten Betrage zu 
Tilgung des dem Steuerfiscus in Gemäßheit der in 
ber Klage mitgetheilten Straferkenntnifie zuſtehenden 
Anſpruchs zu gewähren, ſondern derſelbe bezieht ſich 
lediglich auf ſolche Umftände, die blos auf die Ent⸗ 
ftehung diefes Willens und fomit auf die Beweg— 
gründe, welche venfelben zu der Zahlung beim 
haben, von Einfluß geweſen fein follen. 

Die Rechtäquellen erkennen in Fällen diefer Art 
ald Regel an, daß die Eriftenz ieriger Beweggründe 
den Irrenden weder zu einer Reſciſſion der eingegans. 
genen Berbindlichfeit, noch zu der Zurüdforderung 
des darauf bereits Geleiſteten bererhtige. 

(zu vergl. v. Bangerow, Lehrbuch der Panbecten, 
Bd. III. 8. 604. No. IV. ©. 280 fig. ed. VL 
und die dafelbft angezogenen Gefegftellen.) 

Nur dann, wenn die Tharfache, deren irrthümliche 
Annahme für die Entftehung des Willens beftimmend 
gewejen if, in einem juriftifhen Zufammenhange 
mit der Richtung des legteren geitanden hat, alfo 
namentlich dann, wenn der, welcher einen Vertrag 
eingeht, hierbei ermweislich in der irrigen Meinung 
einer ihm obliegenden rechtlichen Verbindlichkeit 
gehandelt hat, räumen demfelben Die Rechtsquellen 
nicht allein, dem Forderungsrechte feines Mitcontras 
benten gegenüber, eine exceptio doli mali, fondern 
auch die condietio auf Wiederaufhebung der eins 
gegangenen Berbinblichfeit ein. 

zu vergl. 1.5.8.1. D. de act. emti vend. (XIX. 1.) 

v. Bangerow, a. a. D. ©. 291. 

Sintenis, das praft. Civilrecht, $. 109. IL. A. 
b. f. ©. 520. ed. 2. 

War aber eine zu Recht beftchende Obligation übers 
haupt nicht vorhanden oder war die beabfichtigte 
Dbligation vom Anfange an nidtig, fo Reht dem, 
welcher in der irrigen VBorausfegung einer gleichwohl 
eriftirenden Schulpverbindlichfeit gezahlt hat, das 
Recht zu, das wirflich Gezahlte zu condiciren. 

Ein Fall diefer Art liegt unzweifelhaft dann vor, 
wenn fi der Zahlende irriger Weife zu der Reiftung 
für rechiöfräftig verurtheilt hielt, in der That aber 
feine diesfallſige Verurtbeilung die Rechtskraft nicht 
befchritten hat, vielmehr ſchon vor dem Eintritte der 
Leiſtung wieder außer Wirffamfeit gejegt worden 
war. 

Diefer Auffafiung ſteht auch die Beitimmung der 
l. 36. famil. ereisc. (X. 3.): sed quamvis non sit 
Judieium, tamen ad impediendam repetitionem 
sufhcit, quod quis se putat condemnatum, nicht 
entgegen. Denn wie aus dem ganzen Zujammen- 
hange diefer Geſetzſtelle zweifellos hervorgeht, handelt 
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biefelbe nicht von bem Kalle eines Irrthums in Bes 1 


treff der Eriftenz einer res judicata, fondern von 
dem Falle einer zwar in ihren materiellen Voraus— 
fegungen unrichtigen, jedoch nicht nur thatfächlich 
vorhandenen, fondern auch formell zu Recht beftäns 
bigen res judicata, und einer in Gemäßheit dieſer 
legteren erfolgten Reiftung. 

zu vergl. Sintenid, a. a. D. not. 46. ©. 527. 

Eben fo wenig wird jenes Rüdforberungsrecht 
durch den in l. 42. D. de condict. indeb. (XII. 6.) 
und im. 46. D. de reg. jur. (L. 17.) aufgeftellten 
Orundfag: poenae non solent repeti, quum de- 
pensae sunt, und quod a quoquo poenae nomine 
exactum est, id eidem restituere nemo cogitur, 
ausgeſchloſſen oder auf den Fall civilrechtlicher Leis 
ftungen befchräntt. Denn, abgefehen von der Frage, 
ob die zulegt gedachten Beftimmungen, als wefentlich 
mit dem öffentlichen Rechte angehörig, überhaupt in 
dem gegenwärtigen Rechte Geltung zu beaufprucen 
haben, beziehen fich diefelben nur auf den Ball, wenn 
zur Zeit der erfolgten Zahlung eine Sırafverfügung 
wirklich eriftirte, und fich erft nad derfelben die 
Umijtände jo geändert haben, daß die Forderung, 
falls fie nicht bereits durch die Zahlung gerilgt wäre, 
nicht mehr geltend gemacht werden könnte. 

zu vergl. v. Bangerow, a. a. O. $. 625. ©. 407. 

Alles Vorftehende gilt jedoch zunächſt nur von 
dem Falte, in welchem derjenige, welder das Ruͤck— 
forderungsredyt geltend macht, an denjenigen 
gezahlt hat, welchen er irrthümlich für den in Ge— 
maͤßheit richterlicher Berfuͤgung berechtigten Zahlungs⸗ 
empfaͤnger angeſehen hat. 

Ju dem. vorliegenden Falle hat jedoch Kläger 
nicht an biefen, den K. Sieuerfiscus, fondern an 
einen Dritten, ven Beklagten, gezahlt, auch nur wider 
diefen geflagt. 

Unbeitritten iſt in dieſer Hinſicht zunaͤchſt, daß 
dieſe Zahlung in der Abſicht erfolgte, dem Beklagten 
einen Beitrag zu der demjelben dem Fiscus gegenüber 
obliegenden Zahlung zu gewähren. Die Ruͤckſicht 
auf die nad den Anführungen der Klage irrihümlich 
als eriitent angenommene eigene Haftverbindlichfeit 
Klägers erjcheint hiernach nur als mittelbarer oder 
entfernter Beweggrund der Zahlung, der unmittels 
bare Beſtimmungsgrund ift Dagegen in dem zwiſchen 
den Parteien über gemeinfame Uebertragung der 
Schuld, resp. über Veriheilung der dazu erforder 
lichen Leiftungen getroffenen Adfommen zu finden. 
Sofern e8 nach der eignen Sachdarſtellung der Alage 
bei Eingebung dieſes Abkommens einerjeits zweifel— 
baft geweien, und namentlich dem urjprünglichen 
Kläger zweifelhaft erſchienen ift, an wen fi der von 
Ihm als forderungsberechtigt angefehene Steuerfiscus 


wegen feiner Gefammtforderung halten werde, ander 
verfeit8 dem getroffenen Abfommen offenbar die Ab» 
fiht zu Grunde gelegen hat, diefen Zweifel durch 
gemeinfame Uebernahme der betreffenden Koften zu 
befeitigen, trägt jenes Abfommen in rechtlicher Bes 
ziehung augenfceinlich den Eharafter eines Trank 
actes. Es entfteht daher die Frage, ob und in wie 
weit bier der in 1. 65. 8. 1. D. de cond. indeb. 
aufgeftellte Grundſatz einſchlage: et quidem, quod 
transactionis nomine datur, licet res nulla media 
fuerit non repetitur; nam si lis fuit, hoc ipsum, 
quod a lite disceditur, causa videtur esse. 

Die Beantwortung diefer Frage ergiebt fih aus 
den Worten ded Gefepes von ſelbſt. Der Juriſt ſetzt 
einen Fall voraus, wo die Zahlungsverbinplichkeit 
ſelbſt unter den Paciscenten ftreitig ift, und von dem 
Einen derfelben zu Bejeitigung dieſes Streiipunftes 
etwas gewährt worden ift. Gin Sachverhaͤltniß Dies 
fer Art müde bier 3. B. dann, wenn entweder bie 
ſolidariſche Hafıverbinvlichfeit beider Theile in Wahrs 
beit begründet gewefen wäre und unter Denjelben über 
das dem Einen oder dem Anderen derjelben für den 
Fall, daß er es fein follte, welcher von dem Glaͤu— 
biger wegen des Ganzen in Anfpruch genommen 
werden wiirde, wider den Anderen etwa zuftebende 
Regreßrtecht Streit entftanden wäre, oder auch dann 
in Stage fein, wenn zwar beide Theile gewußt hät 
ten, daß Kläger von der jolidarifchen Hafiverbind⸗ 
lichkeit vechtöfräftig entbunden fei, Sriten des Be 
klagten aber gleihwohl ein Anfprudy auf Schavlos- 
battung behauptet worden wäre und in dem einen 
oder dem anderen Falle die Paciscenten fi vabin 
geeinigt hätten, unter Belegung jener Differenzpunfte 
die Schuld zu gleichen Theiten zu übertragen. Einen 
Vergleich diefer Art würde der Kläger deshalb, weil 
er über die dem eigentlichen Gegenftande des Vers 
gleichs (dem bebaupteren Regreß- oder beziehentlich 
Eniſchaͤdigungsanſpruche des Beklagten) gu Grunde 
liegenden factiſchen oder rechtlichen Borausfegungen 
fih im Irrthume befunden babe, nicht mit Beifall 
Rechtens anfechten fünnen. Denn indem er dieſe 
Bunfte ald ungewiß und zweifelhaft annahm und 
gleihwohl auf den Vergleich einging, erflärte er ſich 
zu der in dem Vergleiche ftipulirten Reiftung auch für 
den Fall verbindlich, daß Diefer Zweifel dahin ent— 
ſchieden werden follte, daß in vieler Hinficht die 
Vorausjegungen einer ihn felbft treffenden Haftver- 
bindlichkeit nicht vorhanden fein follten. Gin wejent« 
lich anderes Verhaͤltniß liegt jedoch dann vor, wenn 
bei dem Abſchluſſe des Transactes ſolche Tharfachen, 
welche nachweislich oder präfumtiv für pie Willens» 
richtung Eines oder des Anderen der Gontrahenten 
von enticheidendem Einfluß gewefen find, ald gewiß 
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und unzweifelhaft vorausgefegt worden find, na— 
mentlid von dem Promittenten anzunehmen ift, daß 
er diefelben ſeinerſeits ald unzweifelhaft feſtſtehend 
angefehen habe, gleihwohl aber nachträglich confta- 
tirt wird, daß in diefer Hinficht ein factiſcher Itrthum 
obgewaltet habe. Für Fälle dieſer Art gilt recht 
eigentlich die bereits in Obigem angejogene Vorfchrift 
der 1.5. $.1. D. de act. emt. vend. (XIX. 1.), 
und es erfcheint ber Promittent wenigftend dann, 
wenn die den Beweggrund feiner Einwilligung 'in 
den Bergleich bildenden VBorausfegungen fi) auf die 
irrige Annahme einer juriftifchen Verbindlichkeit zurüd- 
führen laflen, das Vertragsverhältniß felbit zu con« 
dieiren befugt (condicere potest, ut liberetur). 

Nun ift zwar der Bellagte in dem vorliegenden 
Falle nah Bl. — mit der Behauptung hervorgetrer 
ten: „es babe zwifchen ihm und Alägerm ein civil 
rechtliches obligatotiſches Berhaͤltniß befſtanden, wo⸗ 
nach letzterer unbedingt verpflichtet geweſen ſei, ihm 
dirjenigen Zollbeträge zu vergüten, zu deren Nach— 
zahlung Beklagter von der Steuerbehörde um des— 
willen verurtheilt worden ſei, weil er Klaͤgers Waare 
über fein eigenes Steuerconto ein» oder ausgeführt 
habe". Eines Theiled aber fehlt es dieſem Borbrin: 
gen an jeder factifchen Begründung dergeftalt, daß, 
wie Kläger augenfcheinlich nidyt in der Lage gewejen 
ift, beurtheilen zu fönnen, in welcher Weije er diefer, 
ein reines Urtheil enthaltenden Behauptung gegen» 
über feine Rechtsvertheidigung zu führen habe, fo 
aucd der Richter, wollte er jene vage Behauptung 
zu den Beweiſe ausfegen, offenbar nicht in der Lage 
fein würde, in Boraud beuriheilen zu können, was 
den ®egenitand deffelben bilden, und ob und in ‚wie 
weit die in dem Beweife etwa vorzutragenden That 
fachen überhaupt die aufgeftellte Folgerung zu recht⸗ 
fertigen geeignet fein würden; anderen Theiles würde, 
felbt angenommen, daß Bellagter ein foldyes ſpe— 
cielles Obligationsverhältniß ermeislih zu machen 
vermöchte, hieraus zwar möglicher Weife eine ber 
fondere Haftverbindlichfeit der Kläger hervorgeben, 
gleihwohl ein derartiger Nachweis nicht ohne Weis 
tered die Aufrechterhaltung des, die Leiſtung des 
erfannten Eides vorausgefegt, unter dem Ginfluffe 
eines factiſchen Irrthums abgeſchloſſenen Vergleiche 
zur Folge haben können. 

Dabei kann endlich auch die Frage, ob es in die 
fer Hinſicht annoch der Leiftung des erkannten Eides 
bedurft habe, beziehentlih, ob zu der Begründung 
eines ſolchen Irrthums nicht ſchon der Hinweis auf 
den Bl. — zur Genüge eingeräumten Inhalt der 
Klagbeifuge A. und die Bezugnahme auf den in den 
Anmerkungen zu p. J. c. 18. und 24. zugeftandenen 
Vorfall als hinreichend anzufehen geweſen fei, um 


fo gewiſſer dabin geftellt bleiben, al® Seiten der 
Kläger in bdiefer Beziehung nicht appellirt wor« 
den ift. " 

Wenn fi durch Vorftehendes die lediglich gegen 
die Motivirung des erftinftanzlihen Erkenntniſſes 
eingelegte Berufung der Kläger erledigt, fo ergiebt 
fich hieraus zugleich die Unerheblichfeit der von dem 
Bellagten erhobenen Befchwerben. 

Die Compenfation der Appellationsfoften war 
dagegen um deswillen auszufprechen, weil von beiden 
Theilen appellirt worden iſt.“ 

C. Das K. Oberappellationsgericht 
reformirte mittelft Urtheld vom 2. Juni 1864 infos 
weit, ald ed dem Beklagten den Beweis ber Bl. — 
verb, mit Bl. — vorgefihügten Ausfluht nachließ. 
Dem Erfenniniffe waren nadftehende Rationen 
beigefügt: . 

„Beklagter hat ſich durch das vorige ac. Erkennt⸗ 
nis nah Bl. — aus einem doppelten Grunde für 
befchwert erachtet, und zwar 

grav. 1. meil die erhobene Klage als genügend 
begründet angefehen und demgemäß auf das 

Relarum Bl. — erfannt worden, und 

grav. 2. die von ihm, Beflagtem, dagegen vor 
gebrachten Ausflüchte unberüdfichtigt geblieben 
feien. 
Ad grar. 1. 

Mit den beiden vorigen Inftanzen ſtimmt Man 
überein, daß der Anfpruch Klägers auf Rüdfordes 
rung der in der Klage gedachten 628 Thlr. 14 Rgr. 
3 Pf. durch die in der Klage angeführten Thatfachen 
ausreichend fundirt if. Denn ſobald durch Leiſtung 
des den Klägern zuerfannten Relati in rechtliche 
Gewißheit gefegt wird, daß ihr Erblaffer bis zum 
Empfang der Klagbeilage C. von der Publication 
und dem Inhalte des zweitinftanzlichen Erkenntniffes 
vom 24. April 1857, durch welches ihr Erblaffer 
von der ihm im Erfenntniffe der Zoll und Steuer 
direction Bl. — auferlegten ſolidariſchen Haftung 
für die dafelbft erwähnten Zollberräge liberirt, und 
Beklagter zu deren alleiniger Tragung verurtheilt 
worden ift, feine Kenntniß erlangt habe, fo ift bis 
sum Beweije ded Gegentheild anzunehmen, Daß der 
Erblaffer der Kläger in dem factifchen Irrthume, Daß 
er und Bellagter rechtsfräftig zur folidariihen Haf- 
tung für 1256 Thle. 28 Nor. 6 Pf. Zollgefälle vers 
urcheilt worden feien, das Bl. — näher bezeichnete 
Abfommen mit dem Bellagten abgefchlofien, und in 
deſſen Folge jofort die Hälfte der obigen 1256 Thlr, 
28 Nor. 6 Pf. mit, 628 Thlen. 14 Nor. 3 Pi. an 
den Beklagten Behufs der Ableiftung an das Haupt« 
fteueramt ausgezahlt hat. Diefes Abkommen felbft 
ftellt fi als ein Auftrag zur Zahlung dar, indem 


der Erblaffer ver Kläger in ber irrigen Borausfegung, 
daß er zur Zahlung verpflichtet fei, Bellagtem Auf- 
trag ertheilt hat, die fraglichen 628 Thlr. 14 Nor. 
3 Bf. an die Steuerbehörde abzuliefern, während 
doch nach Ausweis des Erkenntniſſes zweiter Inftanz 
Beklagtem allein die vollen 1256 Thlr. 28 Nor. 6 Pf. 
zur Saft fallen, mithin der Grundſatz eintritt, daß 
ein Mandat in Bezug auf Gefchäfte, welche den 
Mandatar allein betreffen und an deren Erfüllung 
der Auftraggeber kein Interefie hat, wirfungslos 
find. . 
cfr. 1. 2. pr. D. mand. vel contr. (17. 1.) 

„Quod si tun tantum gratia tibi mandem, 

supervacuum est mandatum, et ob id nulla 

ex eo obligatio nascitur.‘* 

Es fann daher auch der Auftraggeber, welcher in 
ber irrigen Meinung ſteht, daß er gemeinfchaftlich 
mit dem Mandatar eine Zahlung au leilten habe, die 
dem Beauftragten zu Berichtigung der vermeintlichen 
Schuld übergebenen und von diefem zur Zahlung 
einer ihn allein treffenden Poſt verwendeten Gelder 
zurüdfordern. Die Anficht Bellagtens Bl. —, daß 
der Nachweis, daß die Zahlung in einem factijchen 
entfchulpbaren Irrthume bewirft, und durch einen 
ſolchen Itrthum veranlaßt worden fei, zur Begrün— 
dung der erhobenen Klage nicht ausreiche, vielmehr 
den Klägern der Beweis obgelegen babe, daß ihm, 
dem Bellagten, ald dem Empfänger der Zahlung, 
ein Recht auf legtere überhaupt nicht zugeſtanden 
habe, ift offenbar unrichtig, da den Klägern der 
Beweis einer reinen Negation, welche fogar die Nicht: 
erifteng aller nur denkbaren Verpflichtungsgründe ums 
faffen würde, nicht angefonnen werden kann. 

Ad grav. 2. 
‚Nicht minder tritt Man der Anficht der beiden 
vorigen Inftanzen Bl. — und Bl. — bei, daß die 
Behauptung Bellagtend Bl. —, 
„es habe zwilchen ibm und dem Erblaffer der 
Kläger ein civilrechtliches obligatoriſches Vers 
hälmiß beftanden, wonach Letzterer unbedingt vers 
pflichtet gewejen fei, ihm diejenigen Zollbeträge 
zu vergüten, zu deren Nachzahlung Bellagter 
von der Steuerbehörde um deswillen verurtheilt 
worden fei, weil er die Waaren des urfprüng« 
lichen Klägers über fein eignes Steuerconto eine 
oder ausgeführt habe‘, 

als eine felbitftändige Ausflucht nicht angefehen und 

zum Beweife ausgelegt werden fann, weshalb Man 

ſich auf die erjchöpfenden Rationen BL. — und BI. — 
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bezieht. Dagegen ift nach der Anficht des Oberappel« 


‚lationdgerichts die zweite, Bl. — vorgefhügte Aus- 


flucht nicht ohme Weiteres zurüdzumeifen. Denn Ber 
Hagter nimmt hierbei nicht auf die in der Klage ger 
dachte, zwijchen ihm und E. gepflogene Verhandlung, 
fondern auf eine derfelben vorhergegangene Bereini- 
gung mit dem Erblaffer der Kläger feibft Bezug. Bei 
diefer Bereinigung fol letzterer fich bereit erklärt haben, 
die Hälfte derjenigen Zollberräge an 1256 Thlr. 28 Nor. 
6 Pf., zu deren Rüdzahlung Bellagter in Folge feiner 
begüglichen Gefchäftöverbindung mit ihm, Alägerm, 
verurtheilt worden fei, zu tragen, weil er an der Ver⸗ - 
urtbeilung des Beflagten zu Nachzahlung der Zölle 
unzweifelhaft Schuld trage und aus dieſem Grunde 
einen ivilrechtäftreit vermeiden wolle. Aus diefem 
erceptivijhen Vorbringen glaubt Man fo viel entneh« 
men zu fönnen, daß Bellagter auf foldhe Tharfachen 
Bezug nimmt, aus denen hervorgehen foll, daß ver 
Erblaffer der Kläger bei den zwifchen ihm und dem 
Beklagten gepflogenen Verhandlungen Erklärungen 
abgegeben hat, zufolge deren er nicht in dem Glau— 
ben, daß er zu folidarifcher Haftung verpflichtet, ſon— 
dern mit Rüdficht auf die zwiſchen ihm und Beflagtem 
beitandene Geſchaͤftsverbindung oder aus Freundſchaft 
für Beklagten fich freiwillig erboten habe, die Hälfte 
derjenigen Zollgefälle, zu deren Bezahlung Beklagter 
verurtheilt worden war, zu tragen, An und für fidh 
it zur Zeit Die murgedachte Ausflucht factiſch höchſt 
ungenügend fubftantürt, zumal aus dem Vorbringen 
Bellagtend nicht einmal mit Beltimmtheit erjehen 
werden fann, welche Gefchäftsverbindung zwiſchen 
ihm und dem Erblaſſer der Kläger ftattgefunden und 
welche fpecielle Erftärungen legterer bei der Bl. — 
gedachten Verhandlung abgegeben haben fol. Man 
bat jedoch mit Rückſicht auf die milden Grundfäge, 
welche in Betreff der Erfordernifle der Eubftantiirung 
von Ausflücten im erften Berfahren in der Praris 
beobachtet zu werden pflegen, dem Bellagten den 
Beweis der Bl. — vorgeſchützten Exception, welde 
er im fünftigen Beweiſe annoch factifch gehörig zu 
begründen haben wird, nachgelaſſen, wobei ihm uns 
benommen if, diefen Beweis zugleich auf das Bor 
bringen Bl. — fig. au richten, dafern die zwilchen 
ihm und dem Erblaſſer der Aläger beftandene und 
annoch ſpeciell zu detaillirende Geſchaͤftsverbindung 
bei dem Bl. — erwähnten Abkommen zur Sprache 
gefommen, und vom Erblafjer der Kläger ald Grund, 
weshalb er ſich zu Gewährung eines Beitrags ver 
pflichte, bezeichnet worden fein ſollte.“ ıc. 
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Lebenslängliche und unwiderrufliche Anſtellung 
eines fürſtlichen Privatdieners. — Begründung 
der Lebenslänglichkeit des Dienſtverhältniſſes aus 
coneludenten Handlungen. — Nichtanwendbarkeit 
eines ſpeciellen Staatsdienergeſetzes auf ein ſolches 
Verhältniß. — Unwiderruflichkeit der einmal er— 
folgten Verſetzung des Dieners in den Ruheſtand. 


Mitgetheilt von 
Herrn Appellationsrath Dr. Haaſe in 
Altenburg. 


Der Rath Friedrich J. wurde im October 1810 
als Fürftl. Reußifcher Förfter in W. angeftellt und 
verpflichtet. Er bekleidete diefe Staatsdienfiftelle bis 
zum Jahre 1846. Im Juli des lepteren Jahres 
wurbe er von dem damaligen Inhaber des Paragiums 
Reuß⸗Köſtritz, Fürft Heinrich LXIV., mit dem Titel 
eines Forftcommifjärs für das gedachte Paragiat als 
defien Forft- und Rentbeamter berufen. Das ihm 
dafür ausgeworfene Öehalt betrug jährlich 500 Thaler 
baar, ferner ein jährliches Holzdeputat von 6 Klaftern 
Scheitholz und 6 Haufen hartes Reißholz, freies 
Quartier und die fogenannten Yorftanweifegelver, 
außerdem eine Auslöſung bei nothwendigen Dient- 
reifen. Ueber Alles dies wurde ihm unterm 15. Juli 
1846 ein förmliched Anftellungsderret ausgefertigt. 

3. befleidete dieje Stelle hierauf ununterbrochen 
bis Ende des Jahres 1856. Im Jahre 1847 erhielt 
die Stellung infofern eine weitere Befräftigung, als 
im Auftra des Fürftl. Paragiatbejigers die Aufnahme 
3.3 in die allgemeine Beamten: Wittwenpenfionss 
anftalt des Fürftentbums Reuß jüng. Linie bei der 


Hene Folge Bwölfter Iahrgang. 


1864. 


damaligen Fürfil. Landesregierung nachgefucht und, 
nachdem der Bevollmächtigte des Fürften indbefondere 
die Berjicherung abgegeben hatte, „daß die amtliche 
Stellung des I. ihrer Natur nach nie einem Wechfel 
unterworfen fein fönne”, gewährt wurde. Die zur 
Penfion berechtigende Befoldung des I. wurde dabei 
zu 1000 Thalern veranfchlagt und die Reception in 
die Anftalt mittelft eines Landesfürftlichen Referiptes 
in dieſem Betrage genehmigt. 

Am 15. September 1856 ftarb Fürft Heinrich 
LXIV.; als Nachfolger im Paragium, wiewohl nur 
ald Singularfucceffor, folgte ihm Heinrich LXIX. 
In dem Dienfiverhältniffe des I. ging damit eine 
ihm nachtheilige Veränderung nicht vor. „In Ans 
erfennung ber ſchon jeither dem Fürftlihen Haufe 
Köftrig geleifteten treuen Dienfte und in der Erwars 
tung fernerer treuen Dienfte nach beftem Wiffen und 
Vermögen‘ ernannte ihn der neue PBaragiatbefiger 
vielmehr bald darauf mittelft befondern Decrets vom 
8. November 1856 zu feinem Fürftlichen Rath, womit 
zugleich die Entſchließung fundgegeben wurde, ihm 
unter Enthebung von der fpeciellen Forſtaufſicht einen 
erweiterten Geſchaͤftskreis für die Fürftlichen Verwal⸗ 
tungsangelegenheiten anzumeijen. Demgemäß erhielt 
der nunmebrige Rath 3. bald darauf auch eine neue 
Geſchaͤftsinſtruction, durch welche ihm die obere Leitung 
der gejammten Paragiatsangelegenheiten übertragen 
und er ausdrüdlich für den erften Beamten, dem bie 
übrigen ſämmtlich unterworfen feien, erklärt wurde, 
jo wie ein neues Befoldungsregulativ, wodurch feine 
Bejoldung vom 1. Januar 1857 ab unter Wegfall der 
früheren Anweifegelver auf 950 Thaler baar und bie 
bisherigen Emolumente an freier Wohnung und 
Holzdeputat (je zu 40 Thaler, in Summa alfo 1030 
Thaler) feftgeftellt wurde. 


— 5 NEREENE 


Im September 1860 erhielt I. jedoch ganz un— 
erwartet von feinem. Fürftlichen Herrn die Eröffnung, 
daß er befchlofien habe, ihm von 1. Januar 1861 
ab „in Ruheftand zu verfegen”, daß er jedoch, um 
feine Eriftenz auch ferner zu fihern, Einleitung ge 
troffen habe, daß er eine angemefjene Penfton erhalte, 
weshalb er ſich mit dem Fürftlichen Bevollmächtigten 
in Berbindung fegen möge, der von den Intentionen 
Seren. unterrichtet fei. Auf biesfallfige Anfrage 
erhielt 3. von Letzterem darauf die Mittkeilung, daß 
ihm eine Penfion von 500 Thlrn. ı — jugedacht 
fei; doch wurde ihm bemerklich gemacht, daß auch 
dies nur ein Act der Liberalität fei. ' 

Eine fchriftliche "Remonftration biergegen bei 
Seren. felbit, in welchem von 9. zwar die Eröffnung 
Seren., ihm eine angemefjene Penfion zu bewilligen, 
danfend angenommen, im Mebrigen aber vorgeftellt 
wurde, daß die von dem Hürfil. Bevollmächtigten in 
Ausficht geftellte Höhe der Penfion mit Rüdficht auf 
die für eine derartige dienftliche Stellung, wie fie hier 
in Frage, maaßgebenden Rechtögrundfäge zu niedrig 
gegriffen, auch ebenfo die Form der Bewilligung eine 
rechtlich nicht begründete und für den treuen Diener 
verlegende fei, hatte feinen Erfolg. Es fah fich daher 
der Rath I. genöthigt, bei der am 1. Januar 1861 
erfolgten Uebergabe feines Amtes an feinen ernanns 
ten Dienſtnachfolger fich feine diesfallfigen Rechts— 
zuftändigfeiten dem Fürften gegenüber mitteljt befon- 
derer Eingabe ausprüdfich zu wahren. 

Diefe Rechtözuftändigfeiten machte derfelbe hierauf 
auch in einer am 21. Februar 1861: bei dem Fürft. 
Appellationsgericht zu Gera überreichten Klage gel 
tend. Außer den im Borftehenden bereits mitgetheil- 
ten, zum größten Theil fofort mit den betreffenden 
Urkunden belegten Thatfachen bezog fich Kläger bier- 
bei darauf, daß feine feither innegehabte Stellung 
jedenfalls als eine lebenslänglidhe, unwider— 
rufliche zu betrachten gemefen fei. Dies folge nicht 
blo8 aus den ebenerwähnten Thatfachen, fondern 
auch daraus, weil nicht anders angenommen werben 
fönne, als daß fofort bei Beginn diefes Dienftver- 
hältniffes fowohl des Klägers, als des damaligen 
Fürften von Köftrig Intention lediglich darauf ge- 
richtet gewefen fei, ihm eine eben fo fefte Stellung 
zu verſchaffen, ala er fie ſchon vorher gehabt habe, 
ferner daraus, daf nad) allgemeinen flaatsrechtlichen 
Grundfägen (Zahariä, deutſches Staats- und 
Bundesrecht, Br. II. $. 144.) die ftandesherrlichen 
Beamten juriftifh wie die Iandesherrlichen zu ber 
urtheilen feien, endlich auch noch aus der ausdrüd: 
lien Interpretation, die der Generalbevollmächtigte 
bes früheren Paragiatbefigerd bei ber Aufnahme 
Klägers in die Staatsdienerwittwenfocietät über bie 


Natur des qu. Dienftverhältnifjes ertheilt habe. In 
gleicher Weiſe habe der jegige Paragiatbefiger und 
nunmebrige Beflagte dur die von ihm ausgeganz 
genen Acte die Dienftftellung Klägers ald eine uns 
widerruflihe und lebenslängliche anerfannt. Da 
nun weiter Klägerd Dienftzeit nah Maafgabe des 
bier eventuell zur Anwendung zu bringenden Fürft, 
Reuß. Staatödienergefeges vom 16. Juni 1853. 
$. 38 flg. von feiner erften Anftellung im Jahre 
1810 und mithin als eine 5Ojährige zu berechnen fei, 
ihm mithin mindeftens 80 Procent der zulept bezoge— 
nen Befoldung gebührten, fo behauptete Aläger, daß 
ibm wenigftens eine Penſion von 824 Thlen. —⸗ — 
jährlich zu gewähren fei. Statt defien habe er als 
erfte Monatsrate feiner Benfion Ende Januar 1861 
aber nur 41 Thle. 20 Rgr. —= (ald den 12. Theil 
von 500 Thalern) erhalten. Kläger beanfpruchte 
deshalb zunächſt, dag ihm, nah Einleitung des 
ſummariſchen Proceſſes, zur Ergänzung feiner erften 
Monatsrate die Summe von 27 Thlm. — —⸗ 
(mithin im Ganzen 68 Thlr. 20 Ngr. —» als der 
12, Theil von 824 Thlen.) gewährt werde, 
Seitens des Gerichts wurbe Kläger darauf hins 
gewiefen, daß die Entſcheidung über den petirten 
Monatsreft von der Über das Recht des Klägers auf 
die fortlaufende Penſion untrennbar fei, daß alfo die 
Klage ih nicht für den fummarifchen Proceß eigne. 
Da er jedoch der Umleitung in den Ordinarproceß 
widerfprach, fo wurde das Klaglibell zuvörderſt dem 
Beklagten mitgerheilt. Als aber auch diefer gegen 
die Berhandlung im fummarifhen Proceſſe proteftirte 
und der Guͤtetermin fruchtlos geblieben war, fam 
ein Gompromiß zwifchen beiden Parteien dahin zu 
Stande, 
daß von nun an nicht mehr der behauptete Pens 
fionsrüdftand auf den Monat Januar 1861, 
fondern das von dem Kläger beanfpructe 
Recht auf eine den gemeinrechtlichen, bezüglich 
den Beftimmungen des Fürftl. Reuß. Staatd« 
dienergefeßes vom 16. Juni 1853 entjprechende 
Benfion Gegenſtand des von jept ab aus dem 
ſummariſchen in den Ordinarproceß überzuleis 
tenden Rechtöftreites fein jolle, 
wobei der Anwalt des Heren Bellagten das Proto— 
foll jedoch ausdrücklich mit dem Beifag unterfchrieb: 
„twiewohl ohne Zugeftändniß dahin, daß der jenjeis 
tige Benfionsanfpruch irgendwelchen gemeinrechtlichen 
Beſtimmungen oder bieffeitigen Landesgefegen ent« 
ſpricht.“ Schon in der ablehnenden Antwort auf 
die vom Kläger verfucdhte Nemonftration und Bitte 
um eine höhere Penſion, als die in Ausficht geftellte 
von nur 500 Ehlen. — —⸗, hatte der Fürftliche Herr 
Beklagte gegen den Kläger fih babin ausgefprochen: 
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„Glauben Sie zu größeren Anfprüchen beredi- 
tigt zu fein, fo überlafje ich Ihnen, diefelben im 
Rechtswege geltend zu machen, würde aber in 
diefem Falle Ihnen Nichts weiter gewähren, ala 
was Sie im Proceßwege erftreiten.” 
Im Zufammenhange damit wurbe nun in der Ercep- 
tionsfchhrift nochmals ausprüdlich erflärt, daß ber 
Herr Beflagte das Klägerm offerirte Beneficium bier 
mit zurüdziehe, und demgemäß erhielt Kläger in der 
That außer der bereitd gezahlten erften und zweiten 
Monatsrate ein Weiteres an Penſion nicht auds 
gezahlt. Im Uebrigen wurde nunmehr im Verfahren 


die lebenslängliche und unwiderrufliche Qualität des 


Hägerifchen Dienftverhältnifies Seitens des Herrn 
Beklagten durchaus beftritten. Es wurde namentlich 
hervorgehoben, daß das Haus Reuß-Köftrig den 
mebiatifirten Regentenhäufern, von deren Dienern 
Zadariä a. a. O. allein rede, keineswegs gleich 
Rebe, da die Beſitzer des Paragiums zu feiner Zeit 
aus"dem Privatrechtssuftande herausgetreten feien. 
Nie fei aber der Nachfolger in einem dem Privatrecht 
ang@forigen Bamilienfiveicommiffe verbunden gewe⸗ 
fen, die Dienerfchaft des. Borgäfgers beizubehalten, 
auch ſei in feiner der vom Kläger angezogenen Urfun- 
den über jein Dienftverhältmiß gefagt, hfß ihm die 
von Seren. übertragene Stelle bis an fein Lebens— 
ende gefichert fein follte. Geſetzt aber, Kläger fei 
einem inamoviblen Staatsdiener gleich zu achten, fo 
würde er nad dem alsdann anwendbaren Reuf. 
Staatsdienergefege, weil er fein 70. Lebensjahr übers 


fohritten habe, ohne Weiteres haben in den Ruheſtand 


verjegt werden können und alddann fein Ruhegehalt 
doch nur, weil feine Dienftzeit erft von dem Antritt 
des Paragiatdienftes im Jahre 1846 an zu berechnen 
fei, bei 15 Dienftjahren aufgd73 Thlr. 24 Ngr. —⸗ 
zu bemefien fein. Die Aufndhme in die Landesfürft- 
liche Dienerwittwenfocietät habe auf die Natur des 
zwifchen den gegenwärtigen Streittheilen beftandenen 
rein privatrechtlihen Contractes, vermöge deſſen 
Kläger vom Heren Beklagten nicht anders in Dienfte 
genommen worden jei, wie jeder andere Befiger gro- 
ser Güter feine Förfter und Rentbeamten in Dienfte 
nehme, ebenjowenig einen Einfluß üben fönnen, ald 
der Bevollmächtigte des Vorbeſitzers zugleich zum 
Interpretar der Gefinnungen bes jeßigen Befipers 
und Bellagten bei anderweiter Uebertragung der 
Stelle an den Kläger berufen gewejer ſei. Auch 


beftehe zwifchen der Annahme der erſten Perfionsrate 


von 41 Thlrn. 20 Ngr. —- und der Erhebung der 
Klage auf eine gefegliche Penſion ein unerflärlicher 
Widerſpruch. 

Auf der andern Seite gab dagegen der Kläger 
in feiner Repliffchrift in Bolge des abgefchlofienen 


” 





— 


Compromiſſes feinem Anfpruch eine weitere -Ausbeh- 
nung. Während er fih für den Monat Januar 
1861 mit dem urfprünglichen Petito begnügen zu 
wollen erklärte, forderte er von da ab nun princi- 
paliter den Fortbezug feines ganzen früheren 
Dienfteinfommensd, da dies gemeinrechtlich dems 
jenigen zu gewähren fei, der, ohne fein Amt durch 
Delicte verwirft zu haben, unfreiwillig von bemjelben 
entlaſſen werde. Nur eventualiter petirte er nach 


‚dem ſchongher Klage zu Grunde gelegten Maaßſtabe 


des einheimifchen Staatsdienergejeged die Penſion 

von 824 Thlen. —⸗ —», eventualissime aber den 

Fortbezug der bereitd verfprochenen Penſion von 

500 Thlen. — ⸗ —⸗. Uebrigens wurden auch noch 

von jeder einzelnen rüdftändig gebliebenen Penſions⸗ 

rate. Zinfen des Verzugs zu 5 Procent beanfprucht. 
L 


Das erfte Erfenntnig, welches in diefer Sache 
hierauf erging und am 24. Februar 1862 zur Publi⸗ 
cation gelangte, warb nach beantragter Actenverſen⸗ 
dung von ber Juriftenfacultät der Univerfität Halles 
Wittenberg dahin ertheilt: 

„Daß Verflagter Einwendens ungeachtet auf 
Bir erhobene Klage ſich einzulaffen ſchuldig, und 
"da er die auf den Fall bereits gethan, fo hat 


588 biexbei fein Bewenden, und ift Berklagter, 


da er infomweit der Klage für geftänbig zu achten, 

ſchuldig, dem Kläger vom 1. Februar 1861 ab 
eine jährliche, am Ende jeves Monats pro rata 
fällige Benfion von 500 Thlen, — ⸗—«, und 
zwar bie rüdftändigen Raten mit 5 Procent 
Berzupszinfen vom Berfalltage jeder einzelnen, 

bis an deſſen Lebensende zu zahlen, wogegen 
Kläger mit, feinen, (RAREENERDIER 4 * und 
zur Ruhe verwiefen wird.“ 

Als Gründe dieſes Erfenntniffes waren bei— 

gefügt: 

Zunaͤchſt ſteht der in der Replif vorgenommenen 

Erweiterung der Klage unter den obwaltenden Um⸗ 

ftänden an fich Nichts entgegen. Das vom Gericht 

genehmigte Compromiß geftattet ausdrücklich dem 


«Kläger nicht nur, ftatt einer Moriatsrate das ftreis ° 


tige Recht auf PBenfion zum Gegenftande des Pro» 
ceffed zu machen, fondern auch dies Recht aus den 
gemeinrechtlichen, bezuͤglich den Beftimmungen des 
Staatsdieneredicts herzuleiten. Dagegen ift die nach⸗ 


tägliche Zurüdnahme der dem Kläger vom Herrn 


Berklagten einmal verlichenen Benfion von 500 Thlen. 
—⸗ — nicht für rechtsbeſtaͤndig zu achten. Es muß 
als feſtſtehend gelten, daß Kläger die ihm angebote- 
nen 500 Thle. angenommen, allerdings aber zugleich) 
erflärt habe, daß er zu einer größern Penſion berech⸗ 
tigt zu fein glaube und dies fein Recht weiter zu 
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verfolgen gebenfe. Stände der Leiſtung der Jahres⸗ 
gelver eine Gegenleiftung des Klägers gegenüber, fo 
würde gefagt werben müffen, ber Conſens fei nicht 
erreicht, wenn einerfeits ein niederes Jahrgeld ge 
boten, andererfeits aber erwidert wäre, man wolle 
die Gegenleiftung nur für ein höheres gewähren. 
Im vorliegenden Falle ift aber nur eine einfeitige 
Reiftung in Frage. Wenn nun der Kläger, der fich 
ein Recht auf biefelbe zufchreibt, fie in höherem 
Maafe verlangt, als fie ihm geboten wirlh fo ſchlaͤgt 
er das Gebotene keineswegs aus. In den jährlichen 
1030 Thlrn., eventuell 824 Thlrn., bie er fordert, 
find die 500 Thlr., die ihm geboten wurben, mit 
enthalten. 

1.9. 8.3.1. f. Dig. de hered. inst. (XXVIIL 5.) 

1. 1. 8. 4. Dig. de verb. obl. (XLV. 1.) 
Hätte er es nicht ſchon früher gethan, fo würde er 
fie dadurch acceptiren, daß er jenes Mehrere fordert. 
Ein Anderes ließe fi nur dann annehmen, wenn 
er im Unwillen über den geringen Betrag der an— 
gebotenen Venſion erklärt hätte, falld Seren. fich 
nicht bereit fände, ihm mehr zu bewilligen, das ganze 
Jahrgeld zurüdzuweifen. Eine ſolche Berzichtleiftung 
wird aber nicht vermuthet, und behauptet ift ein 
folder Hergang von Seiten des Herrn Berflagten 
durchaus nicht. Wenn alfo auch nicht mehr, fo ift 
doch jedenfalld der von dem Kläger eventualissime 
geftellte Antrag der Berurtheilung in Rortgewähr der 
jährlichen 500 Thlr. — — begründet. 

Eine weitere Differenz betrifft Die Berechnung 
des Penſionsſatzes. Kläger datirt feine Dienftzeit 
vom October 1810, d. h. von der Zeit an, wo er ala 
Förfter in W. angeftellt und verpflichtet wurde; Ver— 
klagter entgegnet darauf, Kläger fei in jener bis zum 
Jahre 1846 von ihm befleideten Stellung nicht im 
Staatdr, fondern im Privatdienfte Seren. bed im 
Jahre 1854 verftorbenen regierenden Herrn gewefen. 
Run unterliegt e8 aber feinem Bedenken, daß auch 
ein regierender Herr Perfonen in folder Weife in 
Dienft nehmen fann, daß diefelben nicht als Staats— 
diener, ſondern als gemiethetes Gefinde oder ala 
Privarbeamte anzufehen find. Demzufolge wäre es 
Sache des Klägers gewefen, diejenigen thatſächlichen 
Angaben zu machen, aus denen fich hätte entnehmen 
laffen, daß er nicht etwa nur auf einer Privatbefigung 
des Randesheren, fondern bei einem zum Staats; 
vermögen gehörenden Forft, daß er alfo ald Staats; 
diener jene Förfterftelle befleidet habe. Solche An— 
führungen hat er aber nicht einmal replicando nad) 
getragen. Es muß deshalb angenommen werden, 
daß er als Förfter in W. nicht im Staatsdienfte 
ftand, weshalb ihm denn auch dieſe Dienftzeit beim 
fpäteren Eintritt in den wirfliden Staatsdienſt nad 


8. 38. des Fürftl. Reuß. j. 2. Staatsdienergefeges 
nicht angerechnet werben fann. Hiernady rechtfertigt 
ſich dem Princip nach die vom Herrn Berflagten 
nach $. 37. dieſes Geſetzes aufgeftellte Berechnung, 
der zufolge Kläger, auch wenn er im Verhaͤltniß zu 
dem Fürſtl. Neuß-Köftriger Haufe ald Staats— 
biener gelten könnte, nur 475 Procent feines bis⸗ 
herigen Gehaltes oder 489 Thlr. 74 Sgr. (nicht 
473 Ihle. 24 Sgr., wie unrifhtig berechnet) zu for⸗ 
dern haben würde. 

Die präjubicirende Frage ift aber eben, ob bie 
von dem Paragiatdheren, wenn auch in höherer 
Stellung und mit dem Titel eines „Forſteommiſſaͤrs“ 
oder „Fürſtlichen Raths“ angenommenen Beamten 
als Staarsbeamte anzufehen find. Wäre dieſe 
Frage zu bejahen, fo würde, ba die Geltung ber 
Reuß. Gefege j. 2. auf dem Paragialgebiete feinem 
Zweifel unterliegen fann, der dem Kläger zuſtehende 
Anfpruch unbedenklich nach den Beftimmungen bed 
einheimifchen Staatsvienergefeges zu beurtheilen ſein. 
Hieraus ergiebt fich aber, daß der vom Kläger nach⸗ 
traͤglich auf Grund des gemeinen Rechts Mellte 
Antrag, ihm fein volles Gehalt zuguerfennen, auch 
abgefehen davon, daß ber in Bezug genommene 
Grundſatz ded gemeinen Rechtes leineswegs unbes 
ftritten ift, aus dem materiellen Grunde unhaltbar 
ift, daß im Fürftenthum Reuß-Schleig ein dem ge 
meinen Rechte derogirendes PBarticulargefeg befteht. 

Diefem gegenüber könnte man nur in der Art 
verfuchen, den flägerifchen Principalanſpruch aufrecht 
zu erhalten, daß man mit dem Zugeftändniß, Kläger 
fei im Sinne des Gefeges vom 16. Juni 1853 nicht 
Staatödiener, die Behauptung verbände, er ſei ed 
dennoch nach gemeinem Rechte, und fei daher aud- 
fchlieglih nad den Ogundjägen dieſes leßteren zu 
beurtheilen. Eine ſolche Behauptung ift jedoch nir 
gende aufgeftellt worden, aud fehlt ed an jedem 
Anhalt für fie, und das Refultat, zu dem fie führen 
würde — daf diejenigen Beamten, bie von der eins 
heimifchen Gefeggebung als Staatsdiener anerkannt 
find, bei weitem fchlechter geftelt wären, als diejeni⸗ 
gen, die einer folchen Anerfennung entbehren — ift 
ein fo befrembdliches, daß fie ſchlechthin verworfen 
werden müßte. 

Die Frage nun, ob Kläger in feiner Stellung 
als Paragialbeamter Staatsdiener im Sinne des 
mehrerwähnten Gefeges geweſen fei, muß nad) befien 
flaren Worten nothwendig verneint werden. Der 
8. 1. dieſes Geſetzes will nur denjenigen einen Staats— 
diener genannt wiſſen, fuͤr den die drei Voraus— 
ſetzungen zufammentreffen, 1) daß ihm fein Amt vom 
Landesfürften oder durch eine von ihm dazu beauf- 
tragte Behörde übertragen fei; 2) daß died Amt ein 
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für Zwecke des Staats errichteted beftändiges öffent- 
liches fei, und 3) daß ihm feinen amtlichen Obliegen- 
heiten gegenüber ein Einkommen gebühre, welches 
aus der Staatscaffe fließt oder vom Staate gewähr- 
leiftet wird. An allen diefen drei Vorausſetzungen 
fehlt es in dem vorliegenden Falle. 

Kläger fucht indefien auszuführen, daß, ba nad 
dem Zeugniß von ihm allegirten Schriftfteller die für 
die unfreiwillige Entlaffung wirklicher Staatsdiener 
geltenden Orundfäge auch für die Diener ber Standes- 
und Grundherren gälten, er derfelben ebenfalls theil- 
haftig fei, weil die Köftriger Paragialherren unter 
diefe Kategorie fielen. Hiergegen ift vom Berflagten 
bereitd erinnert worden, daß Standesherren nur ſolche 
feien, welche ihre frühere Reichsunmittelbarfeit und 
Landeshoheit in Folge der zu Anfang diefes Jahr- 
hundert eingetretenen Ummälzungen verloren haben, 
aljo mediatifirt find. Obwohl fie nun dadurch Unter- 
thanen des Landes geworden find, ift ihnen doch ein 
Schattenbild ihrer früheren Stellung und ein Theil 
davon, infofern fie fich im Befig eingr Standesherr⸗ 
ſchaft befinden, namentlich audy das Recht der Ge— 
tichtsbarfeit und als Ausfluß deffelben das Recht 
erhalten worden, richterlihe Beamte anzuftellen. 
Aber auch daran wird nicht gezweifelt, daß fie zur 
Verwaltung ihrer Standesherrfchaft anderweitige 
Beamte einfegen fönnen, und daß auch diefe nad 
dem Vorbilde der Staatsbeamten zu beurtheilen 
find. 

Zahariä, deutfches Staatd- und Bundesrecht, 
Bd. I. S. 467 fig. ©. 486. bef. Anm. 14. 
Auch für die Orundherren galt, infofern ihnen Ge» 
richtsbarfeit zuftand, das Gleiche in Anfehung der 
von ihnen eingefegten richterlichen Beamten (Patri⸗ 
monialrichter, Juftitiarien); da aber im heutigen 
Rechtszuſtande alle Rechtspflege vom Staate aus— 
geht, fo find, wo diefe Patrimonialgerichtöbarfeit 
nicht ganz aufgehoben ift, dergleichen Beamte immer 

wenigftens mittelbare Staatödiener. 

K. Maurer, in Bluntihli und Brater’s 
Staatswörterbuch, Br. IV. S. 517—525. 6. v. 
Grundherrfcaft. 

Es fragt fi nun, ob eine eben ſolche Stellung, wie 
für die Beamten der Standesherren, auch für die 
Inhaber eines Paragiumd anzunehmen ift. Diele 
Frage wird einer allgemeinen Beantwortung deshalb 
nicht fähig fein, weil das Wort Paragium durchaus 
fein ein- für allemal feftftehendes Verhältnig bezeich- 
net, fein eigentlich technifches ift, fo daß in jedem 
einzelnen Balle die Natur des eben hier in Rede 
ftehenden Paragiums befonderd geprüft werden 
"muß. 

Zachariaͤ, a. a. O. S. 454. Ann. 4, 


Wenn naͤmlich Paragium im Gegenſatz von 
Apanagium diejenige Abfindung eines nachgeborenen 
Sohnes des Landesherrn genannt zu werden pflegt, 
die nicht in Geld oder Einkuͤnften, ſondern in Land 
und Leuten befteht, fo fann das Recht an biefem 
Landgebiete und deſſen Bewohner ein fehr verfchiedes 
nes, bald ein rein privatrechtliches, bald auch Theile 
der Landeshoheit mit umfaffendes fein. Beifpiele 
folcher Verſchiedenheiten finden ſich bei 

‚3.3. Mofen, PBrivatfürftenrecht, Eap. 3. $. 51. 
©. 487 fig., 
wobei er jedoch die Regel aufftellt, daß die Ber 
muthung für die ungetheilte Eonfervirung der ans 
beshoheit bei dem regierenden Herrn fpreche. Im 
Zufammenhang hiermit wirft 
Mofen, deutfches Staatsrecht, XIV. Cap. 71. 
$. 21. ©. 441. 
die Frage auf, ob ein nachgeborner Herr wahre 
Beamte anftellen, namentlich eine Hofcanzlei halten 
fonne. Zu deren Beantwortung beruft er fid auf 
ein von der Facultät Halle in Betreff der Fürften 
zu Anhalt» Bernburg Hoym ertheiltes Gutachten, in 
welchem die Frage zwar in concreto, aber nicht als 
gemeine Regel, fondern lediglich deshalb bejaht wird, 
weil in dem „Primagenitur-Pacto expresse vers 
fehen fei, daß fowohl diejenigen, welche zur Admini- 
firation der Juſtiz, ald die zur Haushaltung und 
Deconomie, auch zur Erhebung der Gefälle ıc. zu’ 
beitellen feien, lediglich von dem nachgeborenen Fürs 
ften dependiren, auch von demjelben ganz allein — 
gerichtet werben und feiner andern Gerichtöbarfeit 
unterworfen fein follten”. in zweites Gutachten 
derfelpen Spruchftelle, die Cöthener (Ploötzlauer) Rady- 
geborenen betreffend, referiert Mofen demnächſt, und 
jügt ©. 444. noch mehrere Beifpiele von Paragien 
an, in denen Regierungen und Ganzleien eingefegt 
worden feien. In allen diefen Fällen wird aber die 
Statthaftigfeit der Beftelung folcher Behörden nicht 
etwa aus dem Wefen des Paragiums an fi, fon- 
dern lediglich aus den befondern Beftimmungen ber 
dafielbe begründenden Urkunden hergeleitet. In ähn- 
licher Weife entfchied die Göttinger Juriftenfacultät 
einen die Geftattung öffentlicher Schaufpiele betrefs 
fenden Streit nur deshalb zu Gunſten des Paragials 
bern, Zandgrafen zu Hefien-Rotbenburg, weil in 
den Verträgen, auf welchen die Rothenburger Quart 
beruhte, welche „einzig in ihrer Art und beifpiellos 
feien, dem Nachgeborenen und feiner Linie das Polis 
jeirecht innerhalb des zugetheilten Landestheild zus 
geeignet wurde, 
Runde, rechtliche Beiträge, Th. L Nr. XVIL 
S. 42 - 469. 


Es wird alfo nothwenbig fein, auf den Urfprung 
des Köftriger Paragiums zurüdzugehen. Wenn nun 
fon Graf Heinrich L am 1. December 1679 eine 
Dispositio parentis inter liberos errichtet hat, in 
welcher er zur Nachfolge in Sand und Leute nur den 
Erfigeborenen beruft, dem Nachgeborenen aber Geld» 
einfünfte zumweift, fo beruht jenes Paragium doc 
nicht auf jener Urkunde, fondern auf eben dieſes 
Herrn Teftament vom 10. Mai 1690. 

. Bgl. Mofen, Familienſtaatorecht, Cap. 2. $. 87. 

S. 290 — 254. j 
Die erfte jener Urfunden könnte in der That zu dem 
Bedenken Anlaß bieten, ob nicht dem Nachgeborenen 
ein Antheil an der Landeshoheit eingeräumt fei. 
Diefe Dispofition ift jedoch gar nicht in das Leben 
getreten, fondern nur das zuletzt erwähnte Teftament, 
und in diefem heißt ed mit aller Beftimmtheit, daß 
die „landesherrlihe Hoheit” über die zum Paragium 
ausgefepten Güter in der Herrtſchaft Schleig und 
Pflege Reichenfeld „nebenft allen daraus fließenden 
Juribus“ des Seren. Teftatord „Altern Sohn und 
defien Nachkommen, welche ihm in der Regierung 
folgen werben, wie in ber übrigen gangen Herrichaft 
Schleitz alleine verbleiben und hiermit ausdrücklich 
vorbehalten fein fol”. Ueberhaupt ergiebt ſich aber 
die privatrechtliche Stellung des Nachgeborenen 
daraus, daß dem Stifter der Köſtritzer Linie nur 
Lchengüter überwiefen wurden, welche Seren. Teita- 
tor „über die Gefchlechtöherrfchaft Schleig inne hatte‘, 
weshalb ihm denn auch an denfelben nur „Diejenigen 
Rechte und Gerechtigfeiten, fo zum Dominio utili 
gehörig”, zugefprochen werden. Bezeichnend ift in 
diefer Hinficht noch, daß die Rechte des Nachgebore- 
ten an denjenigen Gütern, die in dem vom Teſtator 
tegierten Territorium belegen waren, denen völlig 
gleichgeftellt werden, die ihm an den ®ütern eines 
fremden Territoriums, nämlich der zu jener Zeit von 
einem andern Zweige der jüngern Linie vegierten 
Herrſchaft Gera, zuſtaͤnden. 

Bei ſolcher Faſſung der Fundationsurkunde kön— 
nen Rechte, die für Ausflüſſe einer noch beſtehenden 
oder doch einer früher beftanden habenden Landes» 
hoheit gelten müfjen, wie namentlich Beamte mit der 
Wirkung anzuftellen, daß fie als Staatsdiener 
gelten, den Fürften Köſtriher Linie nicht beigemeffen 
werden. Die oben allegirten Schriftfteller räumten 
einzelne ſolche Rechte Paragialherren nur ausnahms⸗ 
weife auf den Grund der Beftimmungen des Stif- 
tungsbriefes ein. Wo. der letztere alfo Nichts der 
gleichen enthält, vielmehr ausprüdlich bevorwortet, 
daß dem regierenden Herrn die Landeshoheit „nebft 
allen daraus fließenden Juribus“ verbleiben foll, da 
müffen jene Rechte als nicht übertragen, aljo Acte, 
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welche jene Rechte zu wejentliher Vorausſetzung 
haben, 3. B. bie Anftellung eined Beamten als 
Staatsdieners, ald nicht gefchehen gelten. 

Hieraus ergiebt ſich alfo, daß Kläger, fo lange 
er in Dienften der beiden auf einander folgenden 
Herren zu Reußs Köftrig ftand, weder nach dem Par- 
ticulargefeg des Landes, noch nad) gemeinem Recht 
als Staatödiener anzufehen war. Sein Berhältnig 
war vielmehr ein rein privatrechtliches, gleich dem 
eines Haus- oder Wirthfchaftsbeamten auf einem 
größeren Gute, oder eines Betrieböpirectord in einem 
induftriellen Gtabliffement. So wenig, als bieje, 
fann er aus allgemeinen Principien einen Penſions— 
anjpruch herleiten. 

Es ließe ſich indeſſen denfen, daß eine foldhe 
Berechtigung dem Kläger im Wege ded Privatver— 
trages erwachfen wäre, Wäre das Dienſtverhaͤltniß 
ausdrüdlich auf eine beftimmte Zeit eingegangen, und 
der conductor operarum weigerte ſich ohne aus— 
reichenden Grund im Berlaufe diefer Zeit, die fernere 
Leiftung diefer Dienfte anzunehmen, jo würde er, 
inſoſern nur der locator zu jener Leiſtung bereit war 
und feine Arbeitöfraft nicht etwa anderweitig ver- 
wertbete, der duch ihm verſchuldeten Nichtleiftung 
der Dienfte ungeachtet für die. ganze Zeit das Mieths 
geld bezahlen müſſen. 

arg. 1. 55. 8. 2., 1.61. 8. 1. Dig. locati cond. 
(XIX. 2.) 

Wenn nun auch die Dienftmiethe regelmäßig auf 
beftimmte Zeitfriften geichloffen wird und auch die 
ohne eine ſolche Friftbeftiimmung eingegangene als 
zunächit für diejenige Frift vereinbart gilt, für welche 
das Mierhgeld verabredet ift, fo hindert doch Nichte, 
ein ſolches Dienftverhältnig auf Lebenszeit einzugehen, 
in welchem Falle für den locator, wenn der conductor 
willfürlich zurüdiritt, für den Reſt der Dienftzeit die 
ſelben Orundfäge gelten werben, die fo eben für bie 
auf beftimmte Frift gemietheten Dienfte entwidelt 
wurden. Da indeflen im Zweifel die auf unbeflimmte 
Zeit gemietheten Dienfte ald auf Kündigung verein« 
bart gelten, fo wird eine ſolche Miethe auf Lebenszeit 
nur anzunehmen fein, wenn die Abrede entweder 
ausdrüdlih dahin gerichtet wird, oder wenn doch 
jene Abficht anderweitig unzweifelhaft erhellt. 

Kläger hat nun einige Umftände angeführt, aus 
denen eine folche Abficht hervorgehen foll., Hierher 
gehört die Bl. — zugeftandene Behauptung, daß 
Kläger im Juli 1846 von Seren. Heinrih LXIV. 
mit dem Titel eined „Forſteommiſſärs“ ald Forft- 
und Rentbeamter des Paragiats unter Ausfertigung 
eined förmlichen Anftellungsdeereted angeftellt ſei; 
fovann die Bl. — mit Nichtwiffen beantwortete An— 
gabe, daß der Generalbevollmächtigte des gedachten 


Fürften bei der nachgefuchten Aufnahme Klägers in 
die allgemeine Witrwenpenfionsanftalt des Fürften- 
thums in feinem diesfallfigen Berichte vom 5. Novem⸗ 
ber 1847 die Angemeflenheit jener Aufnahme damit 
motivirt habe, „daß des Klägers amtliche Stellung 
ihrer Natur nach nie einem Wechfel unterworfen fein 
fönne”, worauf denn auch die Aufnahme in jene 
Venfionsanftalt verfügt worden fei, was Bl. — ju- 
gegeben wird. 

Beide Momente find jedoch, fobald es fih nur 
um das privatrechtlich mit dem Kläger eingegangene 
Dienftverhältniß handelt, völlig irrelevanı. Sie be- 
ziehen ſich blos auf Acte, die von dem frühern 
Beſitzer des Paragiums, bezüglich von deſſen Bevoll- 
mächtigten ausgegangen find. Ließe fih nun aus 
ihnen entnehmen, daß Seren. LXIV. den Kläger 
wirklich auf Lebenszeit habe in Dienft nehmen wollen, 
fo würde dadurch allerdings er ſelbſt und fein Uni- 
verfalfueceffor gebunden fein. Der Herr Berflagte 
wird mun aber in der Klagichrift felbft nur als Sin— 
gularfuccefjor des Paragiums bezeichnet, ift mithin 
als folcher an die von feinem Borbefiger eingegan- 
genen perfönlichen Berbindlichfeiten nicht gebunden. 

So fommen nur die eigenen Handlungen des 
jepigen Inhabers des Paragiums (Ernennung zum 
Rath in Anerfennung der feither dem Fürftl. Haufe 
Köſtritz geleifteten treuen Dienfte und in Erwartung 
fernerer 2eiftung derfelben, Uebertragung der obern 
Leitung der gefammten Baragialangelegenheiten unter 
Ertheilung einer neuen Geſchaͤftoinſtruction und eines 
neuen Befoldungsanfchlags, Entſchließung, Alägern 
mit angemeffener Benfion in Ruheſtand zu verfegen) 
in Betracht. 

Es ift nun in der That nicht zu verfennen, daß 
diefe Maafregeln und Ausprüde nicht anders ges 
wählt werden fünnten, wenn ein fouveräner Fürft 
einen Beamten für den öffentlichen Dienft anftellte, 
beförderte oder penfionirte. Namentlich entfernen fie 
fi ſehr weſentlich von denjenigen, die üblich find, 
wenn ein Diener oder Hausbeamter privatrechtlich 
auf gewiffe Zeit oder auf Kündigung angenommen 
werden fol, Wenn nun der äußere Schein von 
Souveränetät, mit dem mebiatifirte, apanagirte oder 
paraglirte Fürften oder Prinzen ſich zu umgeben lies 
ben, von dem, der biefer Sitten kundig in ein foldhes 
Verhaͤltniß eintritt, als bloßer Schein erfannt werden 
muß, welcher ihn aller Redeformen und Titel uns 
geachtet doch nicht zum wirklichen Staatödiener macht, 
fo liegt wenigftens das fehr nahe, daß er vorausjept, 
feine Stelle folle zum mindeften in Betreff ihrer 
Lebenslänglichkeit der eines Staatsdieners gleichen, 
daß er aljo im Vertrauen hierauf unterläßt, ſich die 
Lebenstänglichkeit feines Engagements noch befonders 
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zu bedingen. So fpredhen denn gewiß fehr gewich⸗ 
tige Billigfeitögründe zu Gunften der Anfprüche des 
Klägers, und wenn fchon ein begüterter Privatmann, 
in deſſen Dienft ein Anderer bis in fpäte Lebensjahre 
feine Arbeitöfräfte verwendet und erfchöpft hat, ſchwer⸗ 
li glauben würde ed verantworten zu fünnen, wenn 
er einen folchen nach zurüdgelegtem 70. Lebensjahre 
aus feinem Dienft entließe, ohne vollgenügend für 
feine Subſiſtenz geforgt zu haben, fo ift eine foldye 
Erwartung nad) der Seite hin gewiß um fo mehr 
gerechtfertigt, von welcher aus für die eigenen Dies 
ner, wo es fih um äußern Glanz, um Titel und 
Worte handelt, eine weit bevorzugtere, den Beamten 
ded Landes ebenbürtige Stellung in Anſpruch ge 
nommen wird. Wie dringend aber auch diefe Mah— 
nungen fein mögen, welde vom Standpunft der 
Billigkeit aus auf die Enifchliefungen des Herrn 
Verklagten einzuwirfen geeignet gewefen wären, fo 
fann der Richter doch nicht ihnen, fondern nur den 
Beitimmungen des pofitiven Rechts Gehör geben. 
Diefes aber erfenmt in der Verleihung eines Titels, 
in dem Gebrauch des Auspruds „Beſoldung“, in 
der Ertheilung einer „Gejchäftsinftruction‘‘, in dem 
Worte „Berfegung in den Ruheſtand“ noch feine 
eoncludenten Acte, aus denen hervorginge, daß das 
Dienfiverhältniß dem neuen Paragialherın gegenüber 
nur unter der ftillichweigenden Abrede lebensläng- 
licher Dauer eingegangen fei, es muß vielmehr aud) 
bier der allgemeinen Regel gemäß angenommen wer- 
den, daß das ohne Angabe einer Zeitdauer eingegans 
gene Berhältnig nur bis auf Kündigung binde; diefes 
Kündigen aber muß in der erflärten Abficht der „Ver⸗ 
fegung in Ruheſtand“ gefunden werden. 

Diefem zufolge liegen fich die über bie verisillige 
ten Jahrgelder von 500 Thlen. — —⸗ hinausgehen: 
den Penfionsanfprüche des Klägers nicht aufrecht 
erhalten.” 

II. 

Mit vorfiehendem Erfenntniß erklärten fich beide 
Parteien nicht zufrieden. Sowohl der Kläger, als 
der Herr Verklagte wendeten dawider Leuterung ein, 
Eriterer, weil ihm nicht eine Penſion von 1080 
Thalern oder doch 824 Thalern zuerkannt, Letzterer, 
weil er in die Zahlung einer PBenfion von 500 Thas- 
lern verurtheilt worden war. Das Leuterungserfennts 
niß (publicirt den 20. October 1862) wurde von ber 
Juriftenfacultät gu Berlin eingeholt und erfannte 
in der That reformatorifh, aber nur zu Gunften 
Klägers, indem ed auoſprach, 

dag — Berflagter ſchuldig fei, dem Kläger vom 
1. Januar 1801 ab eine jährliche, am Ende 
jedes Monats pro rata fällige Penſion von 
1030 Thlen. — —r, und jivar die rüdjtändi« 
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gen Raten mit 5 Procent Berzugszinfen vom 
Berfalltag jeder einzelnen, jedoch unter Abzug 
der auf den Januar 1861 bereits mit 413 Tha- 
lern geleifteten oder fonft erweislich gewährten 
Abſchlagszahlung bis an fein Lebensende zu bes 
zahlen ıc. 

Die Gründe diefes Erfenntniffes waren: 

„il. Ueber die procefiualifhe Lage der Sache 
haben die Entfcheidungsgründe zum erften Erkenntniß 
die nörhigen Aufflärungen gegeben. Ramentlih uns 
terliegt e8 feinem Zweifel, daß nach dem zu Stande 
gefommenen Compromiß der Kläger berechtigt war, 
nicht blos die urjprünglich von ihm auf Grund 
bed Staatövienergefeged berechnete Penfion von 
824 Thalern, fondern principaliter fein volles Ge— 
halt von 1030 Thalern auf Lebenszeit in Anſpruch 
zu nehmen, falls er diefen Anjpruch zu begründen 
vermödhte, 

2. Für die Beantwortung diefer Frage iſt nun 
die Stellung enticheidend, welche der Kläger als 
Fürftliher Paragiatsbeamter dem Staatsvienergefeg 
von 16. Juni 1853 gegenüber einnahm. Denn war 
er ald Staatödiener zu beurtheilen, jo fonnte er auch 
auf Grund des Gejeges die ihm zukommende Penſion 
in Anfpruch nehmen, aber auch nur diefe, ohne einen 
höhern Betrag, der fih nad den Grundſätzen des 
gemeinen Rechts rechtfertigen ließe, fordern zu fönnen. 
Das Partieularrecht würde auch in diefer Beziehung 
dem gemeinen Rechte derogiren. 

In den Entfcheidungsgründen zum erften Er- 
fenninifje it num überzeugend nachgewiefen worden, 
daß der Reuß-Köſtritz'ſche Paragiatsbeamte weder 
im Sinne des Staatödienergefeßes, noch nach ger 
meinem Rechte ald Staatöbeamter zu betrachten und 
auch in Beziehung auf feine Benfionsverhäftnifje 
nicht als folcher zu beurtheilen ift. Diefer Ausfüh- 
rung ift im den weiteren Verhandlungen von feiner 
Seite entgegengetreten worden, und es fann baher 
als feftitebend angenommen werden, daß der Anſptuch 
auf eine Benfion von 324 Thalern, für deren Berech— 
nung auch die nothwendige Orundlage in den Acten 
fehlt, nicht begründet ift. 

3. Es handelt fih demnadh nur noch — was 
die vom Kläger eingewendete Leuterung betrifft — 
um beilen Brincipalanfpruch, daß ihm nad ven 
Grundfägen ded gemeinen Rechts eine Penſion 
von 1030 Thalern zu gewähren fei — zwar nicht 
als Staatöbeamten, aber doch kraft feines Dienjt- 
verhältniffes, welches als ein umwiderrufliches, auf 





Redacteur: Dr. Theedor Tauchnitz. 


Lebenszeit übertragenes anzuſehen. Die Verfaſſer 
des erſten Erkenniniſſes haben nun freilich dringende 
Billigkeitsgründe für dieſe Auffaſſung in den Acten 
gefunden, aber fie haben doch nicht geglaubt, dieſel— 
ben gegen das ftrenge Recht der Dienftmierhe zur 
Anwendung bringen zu dürfen. 

4, Dieſer Auffafjung läßt ſich aber nicht zuftims 
men. Der Grunpjehler derfelben befteht aber darin, 
daß jedes ptivattechtliche Verhältniß ſchlechthin als 
Dienftmierhe, locatio conductio operarum, aufs 
gefaßt und nah den für dieſes Geſchäft geltenden 
Rechtöregeln beurtheilt if. Nun giebt ed aber in 
unjerem heutigen Rechtsleben mannichfach geartete 
Dienftverhältmmiffe, welche fowohl, was die Beſchaf— 
fenbeit der Dienfte, ald auch die Dauer des Ber- 
hältniſſes betrifft, im ihrer jelbititändigen Bedeutung 
gewürdigt werden müjlen,. und jo wenig wie das 
Staatsamt, auf welches die ältere Theorie die Lehre 
von der Dienſtmiethe gleichfalls anwandte, diejer 
Contractsform untergeordnet werden fann, jo wenig 
fann dies von Ähnlichen Privatdienftverhälnifjen 
gelten. Was 

Heffter, Beiträge zum deutichen Staats» und 

Fuͤrſtenrecht, Br. J. ©. 133. 

von der rechtlichen Natur des Staatsamtes jagt: es 
jei ein Berhältniß auf Treu und Glauben, und jeder 
Theil müfje gewähren, quiequid ex bona fide est — 
das fommt aud für folde dem Staatsamt in mancher 
Hinficht zu vergleichende Privatvienftverhälinifje zur 
Anwendung. Die Aufgabe des die bona fides in 
feiner wiſſenſchaftlichen Eonfequenz entwidelnden rich⸗ 
terlihen Ermeſſens ift es, diejenigen Verhaͤltniſſe zu 
beitimmen, welche ihrer allgemeinen Natur und ven 
befondern Vereinbarungen gemäß eine ſolche, von der 
Dienftmierhe verfchiedene Beurtheilung nöthig madyen; 
aber daß fie vorfommen und in ihrer Eigenthümlich- 
feit anerfannt werden müſſen, ift nicht in Abrede zu 
Bellen. Es gehören hierher im Allgemeinen die Fälle, 
in denen ein gewiſſer Kreis amtlicher Verrichtungen 
übertragen worden, und zwar durch ein förmliches 
Anftellungsvdeeret und unter Feftiegung eines Gehal— 
tes, jo daß der Angeitellte feine ganze IThätigfeit 
oder doch einen erheblichen Theil derjelben dem ihm 
übertragenen Beruf widmet, dafür aber auch ohne 
bejondere Zufiberung zu der Erwartung berechtigt ift, 
daß feine Stellung eine gelicherte ift und ihm nicht 
einjeitig entzogen werden fann. * 


(Schluß folgt in der naͤchſten Rummer,) 
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Die Gründe und Modalitäten, unter denen bem 
nicht auf Kündigung angeftellten Staatsbeamten fein 
Amt mit oder ohne Penfion entzogen werden fann, 
beftimmen bie einzelnen Staatöpienergefege; bei Pri— 
vatdienftverhältniffen ähnlicher Art bat aber gerade 
derjenige, welcher ein Anſtellungsdecret ausfertigt, 
fih durch befondere Vereinbarung zu fihern, wenn 
er, ohne daß ein zur Auflöfung des Verhältniſſes 
führendes Verſchulden des Angefellten vorliegt, ein 
einfeitiges Kündigungsrecht fich fichern will. 

S. das Erfenntnif des Oberappellationsgerichts 
zu München bei Seuffert, Archiv für Entſcheid. 
der oberften Gerichte, Bd. VL. ©. 44. und daſ. 
Br. XIV. ©. 219. 

5. Prüft man nun von diefem Standpunft aus 
das Dienftverhäftniß, in welches der Kläger im Jahre 
1846 zu dem Borgänger des Herren Berflagten ges 
treten ift, fo wird als unzweifelhaft angeſehen wers 
den müflen, daß dafjelbe nicht als bloße Dienftmiethe 
zu betrachten, fondern ald ein dauerndes, der einfeis 
tigen Kündigung entzogenes eingegangen ift. Kläger 
ward als Forft- und Rentbeamter des Baragiats 
Köftrig mit dem Titel eines Forſtcommiſſaͤrs berufen 
und ihm ein Gehalt von 500 Thalern als feite Bes 
foldung und von Nebeneinnahmen zu demſelben 
Berrage gefichert. Er ward auf die befondere Ber: 
wendung des damaligen Genrralbevollmädhtigten des 
Baragialheren in die Beamtenwitwenpenfionsanftalt 
des Landes nachträglich aufgenommen, indem der 
Generalbevollmächtigte dabei ausdrücklich bemerkte; 
daß die Stellung des Klägers ihrer Natur nach nie 
einem Wechſel unterworfen fein fünne. Es ward, 
wie in dem dem Transmijfionsfchreiben beigegebenen 
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Atteſtat amtlich bezeugt wird, zu dieſem Behufe von 
dem Baragiatsheren der Suſtentationsbeitrag für bie 
Wittwenkaſſe erhöht, welcher ſelidem fortbauernd bes 
zahle if. Wie nun auch das amtlihe Verhältnig 
des Klägers als landesherrlichen Förſters vor diefer 
Berufung befbaffen geweſen fein mag — es iſt acten- 
mäßig nicht feftgeftellt worden —, fo darf doch an« 
genommen werden, daß er jeine neue Stellung ale 
eine unfündbare, ihm eine lebenslängliche Verſor— 
gung gewährende anjehen mußte, und daß es nicht 
dem guten Glauben entfprochen haben würde, wenn 
fein Dienfthere ihm ohne einen beftimmten Rechts— 
grund einfeitig durch Kündigung fein Amt entziehen 
wollte. Hatte er auch auf Diefes, d. h. auf bie 
Amtsverrichtungen fein wohlerworbenes Privatrecht, 
jo ftand es ihm doch im Betreff der Nupungen des 
Amtes zu, und biefe konnten ihm nicht wider feinen 
Willen genommen oder unter dem Titel der Pens 
fionirung verkürzt werben. 

6. Unter dem Vorgänger des Heren Verklagten 
ift der Kläger auch in feiner amtlichen Stellung bes 
lafjen worben; eine Veränderung ift erſt eingetreten, 
feitdem der Herr Berklagte in das Paragium ſucce⸗ 
dirt iſt. Nun ift aber dieſe Nachfolge nicht kraft des 
gemeintedhtlichen Erbganges, fondern auf Grund ber 
successio ex pacto et providentia majorum geſche—⸗ 
ben. Der Herr Berflagte it nicht Univerfatjucceffor 
jeined Vorgängers geworben, und daher fragt fich, 
ob er verpflichter fei, die Anftelung des Klägers, 
jo wie fie geichehen, auzuerfennen und fortdauern zu 
lafien. Es könnte hier die Frage zur Erörterung 
gebracht werden, ob der Paragiatsnachjolger Hands 
lungen, welche fi auf die Verwaltung des Para— 
giums beziehen, ähnlich wie ein Souverän die Regie 
tungöhandlungen feines Borgängers anzuerkennen 
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verpflichtet fei. Allein im vorliegenden Falle bedarf 
es diefer heiflichen Unterfuhung nicht, da fich acten= 
mäßig nachweijen läßt, daß der Herr Berflagte nicht 
allein das frühere Dienftverhältiniß des Klägers, wie 
es von feinem Vorgänger feitgeftellt worden, fort 
gefegt, fondern auch zu Gunſten des Klägers erweis 
tert hat. Entfcheidend find in diefer Beziehung fol- 
gende vom Bellagten anerfannte Urkunden: 

7. Die erfte Urkunde ift vom 8. November 1856 
audgeftellt, alfo von demfelben Jahre, in welchem die 
Nachfolge in das Paragium erfolgte. Sie lautet: 

„Wir Heinrih LXIX. — urfunden und be 
fennen hiermit, daß Bir Unfern Forftcommiffär 
Ernſt Friedrich 3. hierfelbft, indem wir demfel- 
ben, unter Enthebung von der fpeciellen Forſt— 
auflicht, einen erweiterten Gefchäftäfreis für 
Unfere Berwaltungsangelegenheiten anzuweifen 
beabfichtigen, in Anerkennung feiner fchon feither 
dem Fürftlihen Haufe geleifteten treuen Dienfte 
und in Erwartung, ed werde Uns berjelbe auch 
ferner nach beftem Willen und Bermögen treu 
dienen, zu Unferm Bürftlichen Rath ernannt 
haben, und ift ihm hierüber diefes Decret — 
ausgeftellt worden.” 
Alfo der Herr Verflagte hat „Unfern Korftcommiffär 
E. 5. 3.” zum Rath ernannt, indem er ibm einen 
erweiterten Gefchäftsfreis in Ausficht ftellt und auf 
die Fortdauer feiner treuen Dienfte rechnet. Daraus 
folgt unzweifelhaft, daß er in das von feinem Bor: 
gänger begründete Rechtöverhältnig mit dem Kläger 
eingetreten ift, alſo in biefem Falle facta defuncti 
präftirt hat — mochte er dazu nun verpflichtet fein 
oder nicht. 

8. In der zweiten Urkunde vom 11. November 
1856 wird das Gefchäftsverhältniß des Klägers ge- 
orbnet. Der Herr Verklagte überträgt ihm die obere 
Leitung der gefammten Paragiatsangelegenheiten, 
foweit er dieſelben nicht felbft behalte oder einem 
Bevollmächtigten übertrage; der Kläger foll jein erfter 
Beamter fein. In der dritten Urkunde vom 28, April 
1857 werden die Gehaltsverhältniffe des Klägers 
georpnet. Er joll vom 1. Januar 1857 ab ein Ge: 
haltsfirum von 950 Thalern, Nupungen zum Werth 
von 80 Thalern und für Dienftreifen ein Bauſch— 
quantum von 3 Thalern pr. Tag erhalten — alſo 
von Lepterem abgefehen die von ihm libellirte jährliche 
Einnahme von 1030 Thalern. 

Erwägt man nun unbefangen diefe Anordnungen, 
fo ftellt fich ald unzweifelhaft heraus, daß das Rechts— 
verhältniß, welches durch fie näher feftgeftellt wor« 
den ift, dem Kläger noch günftiger erfcheint, wie 
dasjenige war, in welches er zu dem Vorgänger 
des Herren Verflagten getreten, und daß daſſelbe 


als ein dauerndes Amtsverhältniß betrachtet werben 
muß. 

9. Der Herr Berflagte hat fich nichtodeſtoweniger 
für berechtigt gehalten, dies Verhaͤltniß einfeitig aufe 
zuheben. In dem Bl. — anerkannten Schreiben 
an ben Kläger vom 15. September 1860 hat derfelbe 
erHlärt: 

„In der Erwägung, daß Eie Ihres vorgerüds 
ten Alters halber nicht mehr im Stande find, 
meine Angelegenheiten fo zu beforgen, wie es 
bei dem wachſenden Umfange derfelben erforder- 
lich ift, habe ich befchloffen, Sie vom 1. Januar 
1861 ab in den Ruheftand zu verfegen. Um 
Ihnen Ihre Eriftenz jedoch auch ferner zu fichern, 
habe id Einleitung getroffen, daß Sie eine ans 
gemeffene Benfton erhalten“, u. ſ. w. 
Als der Kläger fi) mit diefer auf 500 Thaler feits 
gefegten Penſion nicht befriedigt erflärte, hat der 
Herr Berflagte, weil fie nur aus Liberalität bewilligt 
worden, fie ganz zurüdgezogen und jeden Erfag für 
dad entzogene Amt verweigert. In der That muß 
man auch, abgejehen davon, daß der Kläger nad) 
den Ausführungen in den Entjcheidungsgründen zu 
dem erften Erfenntniß durch die beringte Annahme 
jedenfalls auf eine Penfion von diefem Betrage einen 
vertragsmäßigen Anſpruch erworben hat, dem Herrn 
Verflagten zugeben, daß, wenn er beliebig zu einem 
von ihm normirten Penſionsbetrage dem Kläger fein 
Amt entziehen fonnte, er es überhaupt wie bei einer 
Dienftmierhe zu kündigen befugt war. Aber «8 ift 
gezeigt worden, daß ein ſolches Rechtöverhältnig im 
vorliegenden Falle nicht vorlag; es fehlt ferner außer 
der ganz allgemeinen Berufung auf das vorgerüdte 
Alter des Klägerd die Angabe jedes Grundes für 
defien Dienjtentlaffung, welche etwa als justa causa 
für die Auflöfung des Rechtsverhaͤltniſſes angefehen 
werben Fönnte. Dem Kläger ift nicht gewährt wor⸗ 
den, quicquid ex bona fide est; eine volle Entſchaͤ— 
digung für die nicht blos unbillige, fondern auch 
rechtswidrige Behandlung, welche er erfahren bat, 
wird ihm vielmehr nur dadurch zus Theil werden, 
wenn ihm fein volles amtliched Einfommen — ohne 
die Reifeentichädigungsgelder, auf die er feinen An— 
ſpruch macht — bis zu feinem Lebensende gewährt 
wird. 

10. Aus diefen Gründen hat, unter Abänderung 
der sententia contra quam, dem PBrincipalantrage 
des Klägers entiprochen und demnach reformatorifch 
erkannt werden müflen — wobei natürlich feftzuftellen 
war, daß Alles, was ihm feit dem 1. Januar 1861 
auf die ihm zugeſprochene Penſion bereitd geleiftet 
worden ift, in Wbrechnung fommt. Die weitere 
Erörterung der eventuellen Anträge des Klägers und 
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ber von dem Heren Berflagten eingewendeten Leute⸗ 
rung erfcheint hiernach als überflüffig.” 
III. 


Je ungünftiger dies zweite Erfenntnig für ben 
Beklagten lautete, um fo mehr war derjelbe provoeirt, 
auch eine dritte Entfcheidung in der Sache zu ver 
anlaffen. Im Folge eingewendeter Oberappellation 
gedieh die Sache nunmehr an das Oberappellas 
tionsgericht zu Jena. Allein dieſes Tribunal 
tonformirte fih ganz den Wnfichten der Berliner 
Facultät und beftätigte unter dem 5. Juni 1863 das 
zweite Erfenntniß durchgängig, nur mit der Erläus 
terung, daß die Penſion der 1030 Thaler, einer vom 
Kläger ſelbſt noch in der OÖberappellationsinftang 
abgegebenen Erflärung gemäß, erft vom 1. Februar 
1861 an zu beginnen habe. Die Gründe diefes 
dritten Erfenntniffes widerlegen die Einwendungen 
des Oberappellanten wider das Leuterungserfenntmiß 
mit Holgendem: 

„Wenn (zu Rr. 4, der Gründe der vor. Inftanz) 
vom Bellagten bemerkt wird, es fei nicht einzufehen, 
warum das qu. Dienjtverhältniß nicht als ein Dienft- 
miethevertrag oder ald ein Mandatsverhältniß follte 
aufgefaßt werben fönnen, felbft wenn dies nicht zus 
läffig, vielmehr dem qu. Dienftverhälmiffe der Cha; 
tafter eined in feiner jelbfiftändigen und eigenthlims 
lichen Bedeutung zu würdigenden Verhälmiſſes bei- 
zulegen wäre, fo werde dadurch an feiner precären 
Natur Nichts geändert, da ed doch immer ein rein 
privatrechtlicheö Dienftverhältniß bleibe, alle privat- 
rechtlihen Dienftverhältniffe, fie möchten nun auf 
einem der angegebenen Gründe beruben, auf welchem 
fie wollten, hätten das jedem Theile zuſtehende Recht 
einfeitiger Kündigung mit einander gemein, wenn 
nicht die Unwiderruflichfeit der Anftellung ausdrück— 
ih ausgemacht fei — fo ift dagegen zu erinnern, 
daß, wenn aud das Dienfiverhältnig des Klägers 
als ein privatrechtliched aufzufaſſen ift, doch audy ein 
privatrechtliched Dienfiverhältnig ein unmwiderrufliches 
und lebenslängliches fein fann und die Unwiderruf: 
lichkeit deſſelben nicht gerade ausdrüdlich ftipulirt zu 
jein braucht, fondern auch durch concludente Hand» 
lungen erklärt fein fann. Es fommt daher lediglich 
darauf an, ob eine foldye Unwiderruflichfeit in con- 
ereto aus den Handlungen und Erklärungen des 
Befigvorgängers des Beklagten im Paragiat Köftrig 
und des Bellagten ſelbſt zu entnehmen fei. Dies ift 
nun im vorigen Erfenntnif mit Recht angenommen 
worden, und bie Ausführungen des Beflagten in 
jegiger Inftanz dagegen haben nicht für erheblich 
erachtet werden fünnen. 

Zuvörberft ift nicht zu bezweifeln, daß die bienft- 
lie Stellung Klägers, wie er folche feit 1846 in 
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dem Paragiat als Forſt- und Rentbeamter verſah, 
eine Vorbereitung und Vorbildung, welche ihn zu 
dieſen Functionen befähigte, erfordert hat. Dieſe 
Vorbildung, wenn fie auch nicht gerade durch Studis 
ren auf Univerfitäten erworben war, hat doch ohne 
peeuniären Aufwand nicht erworben werden fönnen, 
und nad den in eingelnen Thüringifhen Staaten 
befannten Erfahrungen ift diefer Aufwand bis zur 
förmlichen Anftellung der Adfpiranten im Forft- und 
Rechnungspienfte des Staates fein unbedeutender, 
Beflagter will (zu Rr. 5. der Gründe zweiter Inftanz) 
in dem von Seren. LXIV. ausgegangenen Anftels 
lungsdectete vom 15. Juli 1846 höchſtens nur die 
Abficht feines gedachten Befipvorgängers im Para-⸗ 
giat, ſich auf feine Lebenszeit zu binden, fo wie bie 
Berechtigung Klägers zu dem Glauben, auf bie 
ebendzeit Seren. LXIV. dauernd angeftellt zu fein 
finden, nicht aber eine lebenslängliche Anftellung 
Klägers. Daß dies aber unrichtig und in ber That 
die Abficht Seren. LXIV. auf eine lebenslängliche, 
nicht blos auf feine Lebenszeit beichränfte Anftellung 
Klägers gerichtet geweſen ift, ergiebt ſich augenfchein» 
lich auß der ein Jahr fpäter auf Betrieb Seren. LXIV. 
ausnahmsweiſe erfolgten Aufnahme Klägers in die 
Beamtenwittwenpenfiondanftalt des Landes, zu wels 
chem Behufe von dem Generalbevollmächtigten des 
Baragiatäheren in dem Berichte vom 5. November 
1847  ausdrüdlich ausgeſprochen worden ift, daß 
Klägers amtliche Stellung ihrer Natur nach nie einem 
Wechfel unterworfen fein fönne. Es ift nun zwar 
richtig, daß Seren. LXIV. durch die von ibm bes 
wirkte lebenslängliche Anftellung Klägers in feinem 
Dienfte den Bellagten, feinen Nachfolger im PBaras 
giat, als Singularjucceffor nicht verpflichten fonnte, 
den Kläger in feinem Dienfte zu behalten. Bellagter 
hat aber das frühere Dienftverhältnig Klägers, wie 
ed von feinem Borbefiger im Paragiat feſtgeſtellt 
worden war, nicht nur fortgefegt, fondern auch zu 
Gunſten ded Klägers erweitert, wie dies Alles aus— 
führlich in den Gründen des vorigen Erfenntnifjes 
angeführt worden iſt. 

Beklagter fann nun dieſen feinen Handlungen und 
Erklärungen auch nur die Deutung geben, daß dabei 
von ihm nur beabfichtigt worden fei, dem Kläger bie 
fragliche Anftellung eben nur in feinem, Beklagtens, 
Dienfte auf fo lange, als er, Beflagter, lebe und fi 
im Befige des Paragiats befinde, zu verleihen, da 
es ihm jelbftverftändlich gar nicht habe in den Sinn 
fommen fönnen, auch über feine Lebens⸗ und Befig« 
zeit hinaus zu disponiren, d. h. dem in der Wahl 
der Paragiatsdiener freien Singularfueceffor in 
das Paragiat einen bis an deſſen Lebensende beiju- 
behaltenden Diener im Boraus zu ortroyiren, oder 
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den Mllopialerben des Bellagten, die das Paras 
giat nicht erben und daher eined Paragiatdieners 
nicht bedürfen, in der Perfon des Klägers einen bis 
an deſſen Lebensende fortzubefoldenden Diener zu 
hinterlaffen. Allein vermöge der bona fides, welche, 
wie das vorige Erfenntniß ganz richtig bemerft, Das 
ganze Verhältniß beherrſcht, fonnte nicht andere an— 
genommen werden und Kläger nicht anders anneh- 
men, als daß Bellagter, der ibn zu feinem eriten 
Beamten im Paragiat ernannte, ihm den höhern 
Titel Rath verlieh, feinen Gefchäftsfreis erweiterte 
und die Befoldung neu regulirte, die von feinem 
Vorbefiger im Paragiat audgegangene lebenslängliche 
Anftellung des Klägers genehmigt habe. Hütte Be- 
Hagter den Kläger blos auf fo fange, als er, Bellag- 
ter, lebe und im Befige des Paragiats fich befinde, 
in feine Dienfte nehmen wollen, jo hätte er dies 
ausdrüdlich erflären muͤſſen. Es ift daher auch fein 
Grund vorhanden, die Berurtheilung des Beflagten 
blos auf die Lebenszeit Bellagtens zu befchränfen, 
da, wenn auch deffen Nachfolger im Paragiat die 
lebenslängliche Anftelung Klägers nicht anyuerfennen 
brauchte und nicht anerkennen würde, doch Beklag— 
tend Allodialerben dem Kläger für diefen Gall wegen 
feiner Entſchaͤdigung gerecht werden müßten. 

Bellagter erflärt ed (zu Nr. 9. der Gründe vor. 
Inſtanz) für umrichtig, wenn das vorige Erfenntniß 
außer der ganz allgemein gehaltenen Berufung auf 
das vorgerüdte Alter des Klägers die Angabe einer 
justa causa für die Dienftentlaffung vermißt habe, 
da in dem Entlaffungsveerete vom 15. September 
1860 auf den Umſtand Bezug genommen fei, baf 
den Kläger fein vorgerüdtes Alter außer Stand jege, 
die Kürftlichen Angelegenheiten fo zu beforgen, wie 
e8 bei deren wachjendem Umfange nothwendig fei. 
Diejes Anführen erfcheint aber unerheblich. Wenn 
Beklagter ein Recht zu Klägers Entlaffung aus defjen 
vermeintlicher Dienftunfähigfeit hätte ableiten wollen, 
fo mußte er Died im Wege der Einrede thun, was er 
aber nicht gethan hat. Das in dem PBenfionsdeerete 
auf Klägers vorgerüdtes Alter Bezug genommen ift, 
kann felbftverftändlich die Dienftunfähigfeit Klägers 
nicht beweifen. 

Bellagter will ferner, falls Kläger binfichtlich 
feiner Entlaßbarfeit einem unwiderruflich angeftellten 
Staatödiener gleich zu achten wäre, die Normen 
des Staatsdienergefepes auf ihn angewendet wifien, 
wonach Kläger von 1030 Thalern Dienfteinfommen 

bei vier Jahren Dienftzeit von 1856 — 60 (feit feiner 
Anſtellung durch Beflagten felbft) nur 40 Procent, 
alfo 472 Thaler, und eventuell, wenn man des Klä- 
gers Dienftzeit bei Seren. LXIV. (von 1846—56) 
hinzurechnen wollte, nur 475 Procent, alfo nur 


489 The. 74 Sgr. ald Benfion beanfpruchen fönnte, 
Daß aber die Normen des Staatsdienergefeged auf 
das Dienftverhäftnig Klägers nicht anwenpbar feien, 
haben beide vorige Erfenntmiffe zur völligen Ueber» 
jeugung dargetban. Wären die Normen des ges 
dachten Geſetzes hier anwendbar, fo müßten fie, wie 
Kläger und Oberappellat richtig bemerkt, auch in 
ihrer Totalität, nicht blos infoweit fie dem Intereſſe 
des Bellagten entfprechen, ſondern auch infofern fie 
dem Kläger günftig find, zur Anwendung gebracht 
werden. Nicht blod nach der Dienftzeit Klägers bei 
dem Bellagten oder auch dazu noch nach der Dienfts 
zeit bei Seren. LXIV. würde die Penfion dann au 
bemefien fein, fondern es würde nad $. 38. lit. b. 
des Geſetzes auch Klägers ganze Dienftzeit als lans 
desherrlicher Beamter in Anrechnung zu bringen fein, 
indem als eine fi) von felbit verfichende Borauds 
fegung des Eintritts Klägers aus dem Staatsdienſte 
in den Vrivatdienſt des Paragiatsherrn die Gewäh- 
rung derjelben Vortheile rüdfichtlich der Penfionirung, 
wie fie ber Staatsdiener genießt, angejehen werben 
müßte, 

Wenn Bellagter weiter in jetziger Inftang geltend 
macht, die Berpflichtung zur Fortzahlung des Flägeris 
ſchen Gehalts müfje jedenfalls dann wegfallen, wenn 
er ded Klägers Dienfte ferner zu fordern berechtigt 
fei, dies zu thun für gut befinde und Kläger dagegen 
fid) ver Dienftleiftung weigere, oder wenn er, Bes 
flagter, Klägers Entlafjung von Neuem becretire, fo 
ift dagegen zu erinnern, eineötheils, daß das Dienft- 
verhältmiß Klägerd nicht nach den Grundſätzen des 
Dienftmiethevertrags, nach welchen der conductor 
operarum, welcher den locator vor der bejtimmten 
Zeit des Dienftes entlaffen hat, durch defien Wie 
deraufnahme in den Dienft deſſen Entſchäadigungs— 
anſprüchen entgehen fann, zu beurtheilen ift, und 
andern Theils, daß diefes Verhäliniß ein rechtliches, 
nicht von der Willfür des Dienftherrn abhängiges ift, 
daher es bei der einmal vom Dienftheren ausgeipros 
chenen Berfegung ded Klägers in den Ruheftand 
bewenden muß, fo Daß diefelbe nicht wider den Willen 
des Klägers zurüdgenommen und der Beamte wider 
feinen Willen nicht zum Wiedereintritt in den Dienft 
gezwungen werden kann.“ 

Da hiermit die Rechtsmittel erfchöpft waren, fo 
endete damit der Proceß in für den Kläger günftig- 
fter Weife. 


„ham 


J 


— — — 


85. 


Zur Lehre von dem documentum guaren- 
tigiatum. — Auslegung des Ansdrucks: 


un [Hr Arab, Bedingungen“. 


Mitgetheilt von 
Herrn 8. in B. 


Gegen A. U. B. flagte bei dem K. Gerichtsamte 
zu B. im gemifchten Grecutivprocefie €. D. auf Rüd- 
zahlung eines nad) und nach gewährten Darlehns von 
1180 Thlrn. fammt Zinfen, indem er über den Kün— 
bigungspaflus den Eid antrug, den Anſpruch ſelbſt 
aber auf eine Reihe einzelner Schuldverfhreibungen 
gründete, welche in unmittelbarer Aufeinanderfolge 
auf einen und denfelben Papierbogen gejchrieben 
waren und — unter Hinzufügung der fortlaufenden 
Buchftaben, nah welchen fie in den Erkenntniſſen 
angezogen worden find — wörtlich alfo lauteten: 


„Thlr. Ein Hundert fünfzig, in Zahlen Thlr. 150. 
—⸗ —, befenne heute von Herrn D. hier als Dars 
lehn gegen 5 v. H. jährliher Verzinfung und eins 
vierteljährige Auffündigung erhalten zu haben. 

B., den 1. Auguft 1857. 


B. 

„Thle. Drei Hundert, in Zahlen Thlr. 300. 
— —, befenne heute von Herrn D. hier als Dar- 
lehn gegen 5 v. H. jührlicher Verzinfung und eins 
vierteljährige Auffündigung erhalten zu haben. 

B., den 23. September 1857. 


C. 

„Ihe. Ein Hundert, in Zahlen Thlr. 100. — 
—⸗, unter obigen Bedingungen erhalten zu haben, 
befennt 

B., den 8. October 1857. 


D. 

„Ihe. Drei Hundert, in Zahlen Thlr. 300. 
— —⸗, befenne heute unter vorjtchenden Bedin- 
gungen erhalten gu haben. 

B., den 17. October 1857. 


E. 

„Thlr. Drei Hundert, in Zahlen Thlr. 300. 
—s—5, befenne heute unter vorftehenden Bedin— 
gungen erhalten zu haben. 

B., den 23. October 1857. 


F. 
„Berner The. 30. — —, fage Thlr. Dreißig, 
befenne am 4. December 1857 erhalten au haben. 
A. B.“ 


A. B.“ 


A. B.“ 


4.2." 


A. B.“ 


A. B.“ 
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Das in erſter Inſtanz vom K. Bezirksgericht 
zu. B. abgefaßte Erkenntniß (publicirt am 1. Seps 
tember 1863) wies die Klage, infoweit fie auf die 
unter C. D. E. F. verjchriebenen Summen gerichtet 
worden, in ber angebrachten Maaße ab, und zwar 
aus folgenden Gründen: 

„Die unter C. D. E. F. im Berhörstermine im 
Driginale producirten Urkunden find zur Anftellung 
des Urkundenproceffes ungeeignet. Denn wenn auch 
der Umftand allein, daß über die richtige Interpres 
tation einer Urkunde im conereten Falle Zweifel enis 
fiehen fönnen, mit dem Wefen befagter Procefgattung 
nicht ſchlechterdings unvereinbar fein mag, fo wird 
doch jedenfalls an dem Grunpfage feitzubalten fein, 
daß eine jede Urkunde, wenn fie zur Anftellung des 
Erecutivproceffed dienen, oder mit andern Worten, 
ald ein documentum guarentigiatum gelten fol, 
außer der beftimmten Bezeichnung der Perjonen des 
Gläubigerd und des Schuldners die Momente eines 
Rechtsgeſchaͤfts, zu defien Wefen die Verpflichtung 
zu einer gewiljen Leiftung nothwendig gehört, oder 
doch ein beftimmtes und ausvrüdliches Zahlungsver- 
fprechen enthalte. 

Diterloh, fummarifche Proceffe, S. 68. 3. Aufl. 
Zeirfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, R. F. 
Br. 21. ©. 428. 
Diefen Erfordernifjen genügen die erwähnten vier 
Urkunden nicht. Es fünnen die in den Inducten 
C. D. und E. befindlichen Worte: „unter obigen 
Bedingungen”, welche das Induct F. nicht einmal 
enthält, füglich nicht auf das in den Urkunden A. 


.und B. bezeichnete Rechtsgeſchäft — das Darlehn — 


bejogen werben; denn daffelbe ift nie Die Bedingung, 
unter welcher, fondern nur der Rechtsgrund, aus 
welchem die Zahlung an den Empfänger geleiftet 
worden ift. Auch die Perfon, aus deren Händen 
die Zahlung in Empfang genommen wurde, wird 
dadurch nicht betroffen, und wenn man felbit dem 
Kläger foviel zugeftehen wollte, daß fi vermuthen 
laſſe, es habe der Beklagte in den betreffenden vier 
Urkunden nichts Anderes befennen wollen, als die 
darin genannten Summen ebenfalls ald Darlehn 
von dem Kläger ausgezahlt erhalten zu haben, fo 
hält man fich doch nicht für berechtigt, dieſer Muth- 
maaßung ein fo erhebliches Gewicht einzuräumen, 
um fich über die unverfennbar formalen Mängel in 
ven bejagten vier Beweisinducten hinwegzufegen. 

Es war daher die lage, infoweit fie auf den 
Urkunden C. bis F. bafirte, in der angebrachten 
Maafe abzuweifen.” 

Das in zweiter Inftanz erfennende Königl. 
Appellationsgericht zu Bubdifjin (publ. 30. Ja— 
nuar 1864) confirmirte aus folgenden Gründen: 
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„Während aus den Inducten unter A. und B. 
die Zujage der Zahlung beftimmter Summen Seiten 
Beklagtens, und zwar durch Conſtatirung des diess 
falld zwifchen den Parteien abgejchlofienen Dars 
lebnsgeihäfts, welches feinem Begriffe nad eine 
Rüdzahlungsverbindlichfeir für den Empfänger ins 
volvirt, mit Beftimmtheit hervorgeht, läßt ſich doch 
das Gleiche in Anfehung der weiter in Frage befans 
genen Urkunden C. D. E. F. nicht behaupten. 
Denn, wenn jhon nad) Ausweis der Beſtimmung 
8. 5. des Anhangs zur Erl. Proc.⸗Ordn. für den 
Begriff eined documentum guarentigiatum die Aufs 
nahme der causa debendi specialis nicht erforderlich 
ift, vielmehr das mit directen Worten gegebene Vers 
fpeehen der Zahlung einer beftimmten Summe zu 
Anftellung des Executivproceſſes genügt, fo lafien 
doch die letztgedachten Urkunden in der Faſſung 
Bl. — fig., wornah Bellagter bie betreffenden 
Summen unter obigen Bedingungen, beziehentlich 
ferner erhalten zu haben befennt, ein jehr weſent⸗ 
liches Erforderniß, die Bezeihnung der Perſon des 
Darleihers, vermiffen, und man hat, den Ausfühs 
rungen Klägers Bl. — entgegen, der vorigen Inftanz 
darin beizupflichten gehabt, daß es, einer für die 
Behauptung des Legtern fprechenden Wahricheinlich- 
feit ungeachtet, doch bedenflich erfcheinen müffe, auf 
eine derartige Muthmaaßung hin jenen vier Induc- 
ten die mit Hinblid auf die gewählte Proceßart ers 
forderliche formelle Gültigkeit beizulegen.“ 

Das Königl. Oberappellationsgericht er 
fannte jedody im April 1864 reformatorifch auf 
Verurtheilung des Bellagten in Bezahlung auch der 
in den Schuldverfchreibungen sub C. bis F. gedachten 
Summen resp. ſammt Zinfen und motivirte inſoweit 
feine Entſcheidung mit Folgendem: 

„Die beiden vorigen Inftanzgen haben die in der 
Klagbeifuge A. Bl. — unter C. D. E. und F. zu 
lejenden Riederfchriften nicht für fogenannte Guaren« 
tigiatpocumente gehalten, weil in denjelben weder 
der Rechtögrund der Forderung, noch der Name 
des Glaͤubigers ausdrüdlich aufgeführt worden jei. 
Diefer Anſicht ift jedoch nicht beizupflichten geweſen. 
Wie das Original der Klagbeifuge A., welches in 
Klägers Befig befindlich und von demfelben produ- 
eirt werden ift, nachweiſt, find die einzelnen, an 
verjchiedenen Tagen und über verfchiedene Summen 
ausgeftellten Schuld» und Empfangsbefenntnifje auf 
benjelben Bogen, in unmittelbarer Aufeinanderfolge, 
gebracht und es ift jchon auf diefe Weife ein aͤuße— 
ter Zufammenbang hergeftellt worden, welcher der 
Beifuge A. den Charakter einer dem Inhaber über 
mehrere gleichartige Rechtsgeſchaͤfte ausgeftellten Ge: 
fammturfunde ‚verleiht. Es befteht aber zwifchen den 


einzelnen Befenntniffen auch ein innerer Zufammen 
hang. In den beiden erſten Niederfchriften sub 
A.B. 3. — ift nämlih ausdrüdlich erwähnt wor- 
den, daß der Beflagte bie verjchriebenen Eummen 
als Darlehn gegen 5 vom Hundert jährlicher Vers 
zinfung und vierteljäbrige Auffündigung vom Kläs 
ger erhalten habe. Es ift befannt, daß jelbft im 
römifchen Rechte der Ausdruck: Bedingung (conditio) 
nicht ausſchließlich in feiner engeren und eigentlichen 
Bedeutung vorfommt, und daß namentlich nach heu— 
tigem Sprachgebrauche unter den „Bedingungen“ 
eines Rechtsgeſchäfts die Nebenbeitimmungen, welche 
man einem Bertrage beifügt, verftanden werden, 
und in dieſem Sinne gehören zu den Bedingungen 
eines Darlehns zunäcft die Beſtimmungen, weldye 
die Verzinfung und die Rüdzahlung deſſelben an« 
gehen. Wenn alfo der Beflagte in ven Empfangs- 
befenntniffen sub C. D. E. allenihalben gefagt hat, 
daß er die betreffenden Summen unter den „obigen“ 
oder „vorftehenden Bedingungen“ erhalten habe, fo 
fann dies nur auf die fünfprocentige Verzinfung und 
die Rüdzablung nach einvierteljähriger Kündigung, 
zu welcher fih der Bellagte in den Schuldbefennt- 
niffen sub A. B. verpflichtet hatte, bezogen werben. 
Schon dadurd wird das Nechtögeichäft, vermöge 
deffen die Zahlung erfolgt ift, mit genügender Be— 
ſtimmtheit als ein Darlehn bezeichnet, und erwägt 
man, daß die in den Befenninifjen sub C. bis E. 
ausdrüdiih in Bezug genommenen Beringungen 
zwiſchen dem Kläger und dem Beklagten vereinbart 
worden find, daß fie auf eine bereitd in Klägers 
Befig befindliche Schuldurfunde gebracht und das 
durch mit diejer auch ausdrücklich vereinigt worden 
find, fo iſt es unzweifelhaft, daß der Kläger als 
Gläubiger und Darleiher der bezügliden Summen 
zu betrachten und ber Mangel einer diesfallfigen 
fpeciellen Angabe in den Befennimifjen sub C. bis‘ E. 
durch den Inhalt der an die Spige geftellten Schuld» 
befenntniffe sub A. B. gededt worden fei. Dies 
gilt auch in Bezug auf das Bekenntniß sub F. ins 
foweit, ald man die darin verfchriebenen 30 Thlr. 
— — ald ein dem Beklagten vom Kläger gewaͤhr⸗ 
ted Darlchn anzufehen hat. Nur fann, da in diefer 
Niederfchrift eine Beftimmung über Zinfen und Kün— 
Digung nicht enthalten ift, dem Kläger aus dieſer 
Urkunde zu vertragsmäßigen Zinjen nicht verholfen 
werden, wogegen der Mangel einer Vereinigung 
über die Zeit der Nüdzahlung feine andere, als vie 
Folge har, daß der Kläger diefe Poft ohne vorherige 
Kündigung, und zwar fofort, jedenfalls aber zur Zeit 
der Alaganftellung zurüdzufordern berechtigt war.‘ 


86. 

Verpflichtung des Miethers beim Abhandenkom⸗ 
men eines ihm übergebenen Hausſchlüſſels. 
Mitgetheilt von 
Herrn S. in 3. 


Bei dem Gerichtsamte im Bezirksgericht 3. erhob 
am 8. September 1863 der Hausbefiger B. gegen 
feinen Miethsmann F. folgende Bagatellflage: 


Bellagter wohne in feinem, Klägers, Haus— 


grundftüd zur Mierhe. Bei Eingehung diefes Mieth- 
verhältnifies habe er Bellagtem einen Hausfchlüffel 
übergeben. Diefen Hausiclüffel habe derfelbe vor 
etwa 8 Tagen verloren. Bellagter fei hiernach ver- 
pflichtet, nit nur einen neuen Hausjchtüffel machen 
au laffen, fondern auch das Hausthürfchloß und die 
13 Stüd übrigen Haueſchlüſſel, welde die andern 
Mierhbemohner des Haufes zur Benugung von 
Klägerm übergeben erhalten hätten, auf feine Koften 
ändern zu laffen, rejp. ihm den durch einen Sad 
verftändigen aufgeftellten Koftenverlag von zufammen 
5 Thlen. 15 Ngr. 5 Pf. — Kläger überreicht hierbei 
fpeciellen Anſchlag — zu reftituwiren. Bellagter weis 
gere ſich defien, und werde er deshalb Hagbar. 

In dem hierauf anberaumten Berhandlungs- 
termine räumt Beflagter das behauptete Mierhvers 
bältniß, fowie daß er bei Beginn deffelben vom 
Kläger einen Hausſchlüſſel zur Benugung übergeben 
erhalten habe, ein. 

Dagegen leugnet er dad Abhandenfommen des 
Hausjchlüffels, beftreitet felbft für den nicht zuges 
ftandenen Fall des Abhandenfommend ded Haus: 
ſchlüſſels eine Verbindlichkeit feinerfeits zu Aenderung 
des Hausſchloſſes und der fämmtlichen Hausfchlüffel, 
und bemerft, dag Kläger überhaupt dermalen fein 
Klagrecht habe, indem er etwas Weiteres, ald daf 
Beklagter bei Auflöfung des Miethverhältniſſes den 
ihm übergebenen Hausichlüffel zurüdgebe, nicht vers 
langen fünne. Uebrigens ftellt Beflagter den vom 
Kläger behaupteten Umftand, daß bei den Mieths— 
leuten des Lepteren annoch 13 Hausihlüffel in 
Brauch jeien, ins Nichtwiſſen und beftreitet die Höhe 
ber in dem Koitenanfchlag angenommenen Anſaͤtze. 
Kläger ſtellt die Höhe dieſer Anjäge in fachverftän- 
diges Ermeffen und trägt dem Beflagten über den 
Klaginhalt den Eid an, welcher von dieſem, foweit 
er für zuläffig zu erachten, dem Kläger zurüdgegeben 
wird. 

Es wurde hierauf folgender Befcheid ertheilt: 

„Würde Kläger annody den von ihm dem Be- 
klagten angetragenen, von diefem ihm zurüdgegebenen 
Eid dahin, 
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daß für fein Bl. — gedachtes Grundftüd außer 

dem Hausfchlüffel des Beflagten annoch dreizehn 

Hausſchluͤſſel beftänden, 
Ihwören, fo ift, da einem Hausbefiger unzweifelhaft 
das Recht zugeftanden werden muß, bei Abhanden- 
fommen des Hausfclüffels eines Abmietherd von 
demfelben neben feiner zeitigen Reftitution eines 
Hausſchluͤſſels auch fofortige Aenderung des Haus— 
ſchloſſes und der übrigen beftehenden Hausfchlüffel 
ded betreffenden Grunpftüds zu verlangen, indem 
einerfeits der Abmierher bei Empfang eines Hausr 
fchlüffeld nach der Natur der Sache nicht nur die 
Verbindlichkeit übernimmt, den Hausſchlüſſel nad 
Beendigung der Mierhzeit zurüdzugeben, fondern 
auch für fortwährende forgfältige Aufbewahrung defr 
felben und dafür, daß Seiten eined unberufenen 
Dritten eine mißbräuchlidye Benugung dieſes feines 
Hausfchlüffes nicht ftattfinden fünne, Sorge zu trar 
gen, dergeftalt, daß, fo lange vom Abmiether nicht 
dad Gegentheil nachgewieſen wird, bei Abhanden- 
fommen feines Hausſchlüſſels immer eine culpa 
jeinerfeit8 präfumirt werden muß, andererjeitd aber 
durch dad Abhandenfommen eines Hausfchlüffeld der 
orbnungsmäßige Verfchluß des Hauſes, welchen der 
Hausbefiger von feinen Abmiethern und diefe vom 
Hausbefiger nach den örtlichen und zeitlichen Ver— 
hältniffen unbejtritten zu beanfpruchen haben, infos 
fern illuſoriſch wird, als die Möglichkeit einer miß— 
bräuchlihen Benupung des abhanden gefommenen 
Schlüſſels durch einen unberufenen Dritten immer 
offen bleibt, und hieraus unzweifelhaft für das 
Eigenthum und die Sicherheit der Hausbewohner 
eine nicht unerhebliche Gefahr erwächtt — Bellagter 
das Schloß der fraglihden Hausıhüre, fowie vie 
jämmtlichen dazu gehörigen dreizehn Hausichlüffel 
oder, dafern Kläger den ihm auerfannten Eid nicht 
feiften follte, diejenige Zahl Hausichlüfiel, welche 
Kläger ald zu der fraglichen Zeit vorhanden’ eidlich 
verfichert, auf feine Kojten und unter Controle des 
Hausbefigers V. fachgemäß ändern zu laffen, dem—⸗ 
jelben auch nach Ablauf der Mierhzeit an Stelle des 
abhanden gefommenen Hausfchlüffeld einen andern, 
in dad geänderte Schloß pafjenden, zurüdzugeben, 
oder aber dem Kläger den zu dem Allen erforder 
fihen, durch einen vom ®ericht zu benennenden 
Sadverftändigen fehtzuftellenden Verlag zu gewaͤh— 
ten, auch die in der Sache erwachjenen gerichtlichen 
wie außergerichtlihen Koften ab und zu erftaiten 
ſchuldig; er fünnte und wollte denn den ihm Bl. — 
vom Kläger angetragenen Eid dahin, 

wie es nicht in Wahrheit beruhe, daß der ihm 

vom Kläger übergebene Hausſchlüfſel jemals 

aus feinem Befige gefommen, 


— als bezüglich welchen Eides um deswillen die 
BI. — verfuchte Zurüdgabe an Klägern ausgeſchloſ— 
fen bleiben muß, weil es fich bier um ein factum 
referentis proprium handelt — fihwören, ſolchenfalls 
ift Beflagter von der Klage allenthalben zu entbins 
den und loszuzaͤhlen, Kläger auch die erwachlenen 
fünmtlichen Koften ab und zu erftatten ſchuldig, und 
erledigt ſich diesfalls die Eidesleiftung Klägers.“ 


Gegen diefen Befcheid hat Beflagter unter weis 
terer Ausfuͤhrung feiner Auslaffungen auf die Klage, 
und mit dem Bemerfen appelliert, einmal daß die 
Klage zur Zeit nicht Statt habe, und fodann daß 
bejüglich des Haupteides auf das Relatum zu erfen» 
nen gewefen wäre. In legterer Beziehung führt er 
an: daß er in feinem Gefchäfte mehrere Gehülfen 
babe, daß er ben fraglichen Hausjchlüffel, wie ibm 
dies jedenfall freiftehe, diefen zur Benutung über 
geben habe, und daß, wenn biefe ihn wirklich vers 
loren haben follten, es fich nicht um ein factum 
referentis proprium, fondern um ein factum alienum 
handle. 


Das Königl. Appellationdgericdht zu Bus 
bijjin erfannte hierauf im Jahre 1364: 


„Da dasjenige, was Beflagter zu Unterftügung 
des Verlangen, daß die erhobene Klage ald unbe 
gründet oder doch mindeſtens ald zur Zeit unftatthaft 
abgewiefen werden möge, vorgebradht hat, in feiner 
Weiſe geeignet erjdeint, die dem angefochtenen Ber 
ſcheide eingefchalteten, völlig ſachgemaͤßen und er— 
ſchöpfenden Motiven der eventuellen Berurtbeilung 
Bellagtens zu widerlegen, und hiernach feine Ver 
anlafjung vorliegt, dem ergriffenen Rechtsmittel in 
diefer Richtung Folge zu geben, dagegen aber ber 
Muffaffung des Richters erfter Inftanz, injofern ale 
berjelbe angenommen und audgeiproden bat, daß 
bezüglich der vom Bellagten geleugneten Behauptung 
Klägers, es habe Beklagter den ibm bei Ermiethung 
feines Logis eingehändigten Hausſchlüſſel verloren, 
die vom Bellagten unternemmene Zurüdgabe dee 
ihm über den Klaginhalt angetragenen Eides aus— 
geſchloſſen bleiben müſſe, weil es ſich bier um ein 
factum referentis proprium bandle, nicht beizupflich- 
ten ift, indem der Berluft des Hausſchlüſſels, deſſen 
Folgen Bellagter zu vertreten hat, auch wenn diejer 
Verluſt nicht Durch feine eigene, fondern- Durch Die 
Schuld jeiner Beichäftägebülfen oder Tienitleute bers 
beigefühtt worden fein jollte, nicht unbedingt als ein 
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factum proprium deffelben angefehen werben fann, 
weshalb es bei der Zurüdgabe des Eides, welcher 
procefjualiihen Maaßregel von Seiten Klägers in 
feinerlei Beziehung widerfprodyen worden war, auch 
hierunter fein Bewenden hat, und daher anftatt des 
Delatumd auf das Relatum zu erfennen gewefen 
wäre, defien Ableiftung es übrigens zu Herbeijühs 
tung der Berurtheilung Beklagtens nad Lage der 
Sache immerhin nod* bedarf, obwohl daraus, daß 
Bellagter den fraglichen Schlüffel nicht producirt hat, 


‚eine dringende Vermuthung des wirflich eingetretenen 


Verluftes deffelben entjpringt, 

fo ift ed bei dem eingangsgebachten Befcheide 
nicht allenthalben au laffen, es ift vielmehr die am 
Schluſſe defjelben zu lefende, mit den Worten: „er 
fönnte und wollte denn” beginnende, And mit den 
Worten: „dadurch die Eidesleiftung des Klägers” 
ſich endigende Etelle gänzlich in Wegfall zu bringen, 
dagegen aber im Eingang des Beſcheids nach den 
Worten: „ihm zurüdgegebenen Eid dahin” Folgen— 
des: 

„daß, wie er nicht anders wife, glaube und 
dafür halte, der von ihm dem Bellagten übers 
gebene Hausfchlüffel verloren gegangen fei, 
ingleichen fodann auch noch de veritate dahin“, 
ferner zwifchen den Worten: „oder bafern Kläger 
den ihm” und „zuerfannten” Folgendes: 
„bezüglih der Eriftenz von dreischn Haus— 
fhlüffeln außer dem des Beklagten“ 
einzufchalten und anftatt der obgedachten, in Wegfall 
gelangenden Schlußſtelle des Beſcheids demfelben 
nach dem Worte „ſchuldig“ anno Folgendes: 
„Sollte Kläger den ibm bezüglich des Haus 
ichlüfjels des Beflagten zuerfannten Olaubenseid 
nicht leiften, fo ift derjelbe auch zu dem Eide 
über die Anzahl der vorhandenen Hausſchlüſſel 
nicht zu laſſen, ſolchenfalls Bellagter vielmebr 
ohne Weiteres von der wider ihn erbobenen 
Klage zu entbinden und loszuzählen, auch Klä— 
ger ihm die in eriter Inftang erwachfenen Koften 
zu erftatten verbunden”, 
beizufügen, 

im Uebrigen jedoch ift der beregte Beſcheid, wie 
hiermit geſchieht, zu beitätigen und werden die durch 
dad eingewentete Rechtémittel veranlapten Koften 
wegen Des theilweilen Wechſels der Eutſcheidungen 
zwijchen den Parteien aufgehoben.“ 
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87. 


Actio Pauliana bei im Allgemeinen onerojen, 

jedoch mit Iuerativen Nebenftipulationen vermifch- 

ten Geſchäften auf nur theilweife Nefeiffion des 

Geſchäfts angeftellt. — Vorausſetzungen derſel— 
ben. — Beweislaſt bei dieſer Klage. 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 


Der Gütervertreter im Be'ſchen Schuldenweſen 
klagte unterm 5. Mai 1863 gegen B. jun. auf Be 
jahlung von 1000 Thalern nebft Zinfen unter fol 
gendem Anführen: 

Der Eridar habe laut Kaufvertrags vom 22. No- 
vember 1860 drei ihm gehörige Grundftüde an jeinen 
Sohn, den Bellagten, für 4500 Thlr. — —- und 
unter Vorbehalt gewiſſer Auszugsleittungen verkauft, 
und Beflagter fei auch unter dem 28. Januar 1861 
als Eigenthümer der erfauften drei Grundftüde auf 
den betreffenden Grundbuchsſolien eingetragen wor— 
den. In dem Kaufvertrage fei namentlich beftimmt 
worden, daß Beflagter die Örundftüde vom 1. Januar 
1861 ab mit allen Nußungen und Beſchwerungen 
zu übernehmen habe, und er habe auch diefelben, 
wenn nicht fogar ſchon früher, doch mindeftens mit 
diefem Zeitpunfte wirklich vom Verkäufer übergeben 
erhalten. Die Kaufiumme fei theilweife dadurdy bes 
richtigt worden, daß dem Beflagten vom VBerfäufer 
1000 Thaler als väterlihe Mithülfe innengelaffen 
worden jei, über welche Summe Beflagter ausdrüd- 
lich quittirt habe. 

Zur Zeit des Abfchluffes und der Beurfundung 
dieſes Kaufes am 22. November 1860 fei aber der 


durch dieſen Grundftüdsverfauf und Die damit vors 
genommene, unvergeltliche Entäußerung der Mithülfe 
an den Beflagten bergeftalt geworben, daß er weit 
über 1000 Thaler mehr gefchuldet, als er im Ber- 
mögen gehabt. Er habe jedoch feine Injolvenz noch 
bis zum 9. December 1862 zu verbergen gewußt und 
erit an diejem Tage bei Gericht angezeigt. 

Jene lucrative Zuwendung an Bellagten im 
Betrage von 1000 Thalern fei fomit zum Nachtheile 
der Gläubigerfchaft des nunmehrigen Gemeinſchuld— 
ners gefcheben und demnad ungültig. 

Der Gütervertreter Flagte deshalb wider B. jun. 
auf Herauszahlung der mehrgedachten Mithülfe an 
1000 Thalern nebft Berzugszinfen feit dem 1. Januar 
1861 und weiteren Verzugszinfen von Zeit erhobener 
Klage an. 

"Das Könige. Bezirksgericht zu Freiberg 
wies in feiner am 22. September 1863 publicitten 
Entſcheidung die Klage in der angebrachten Maaße 
ab, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Weil zur Statthaftigfeit der Paulianifchen Klage, 
wie fie gegenwärtig vom Kläger gegen den Eohn 
des obgenannten Gemeinſchuldners auf Grund eines 
zwifchen beiden Letzteren im Jahre 1860 abgeſchloſſe— 
nen Immobiliarfaufs um deöwillen erhoben worden, 
weil der Gemeinfhuldner hierbei, obwohl fchon das 
mals infolvent, feinem Sohne ald Käufer in partem 
pretii soluti die Summe von 1000 Thlen. — —⸗ 
als väterlide Mirhülfe innengelaffen und hierdurch 
feinen Oläubigern einen von dem Bellagten als 
Käufer ihnen zu erjegenden Nachıheil zugefügt habe, 
gehört, daß dad von dem Gemeinfhuldner abgeſchloſ— 
jene Gejchäft eine Verminderung feines Vermögens 
und zugleich cine Bereicherung des Mitcontrahenten, 
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auf welche derfelbe fein Recht hatte, zur Folge ger 
habt habe, 

f.e Günther, in Weiske's Rechtölericon, s. v. 

Eoncurs, ©. 782, 

eine derartige Vermögensminderung auf Eeiten des 
Gemeinſchuldners und Bereicherung auf Seiten des 
Bellagten aber aus dem bloßen Umftande, daß Erfte: 
rer dem Lepteren einen Theil der Kauffumme ald 
vaͤterliche Mirhülfe innengelaffen, ſich nicht ohne Wei— 
tered annehmen läßt, vielmehr eine folde Annahme 
nur unter der in der Klage jedoch mit feinem Worte 
angedeuteten Borausfepung fich rechtfertigen würde, 
wenn der von den SHaufscontrahenten im Ganzen 
mit 4500 Thlm. — —⸗ feſtgeſetzte Kaufpreis fchon 
an fi) den wahren Werth der dafür verfauften Grunds 
ftüfe, auch unter Berüdjichtigung der Oblaften, der 
in partem pretii soluti nicht mit übernommenen 
hypothekariſchen Schulden und insbefondere des vom 
Käufer außerdem noch übernommenen Auszugs für 
den Verkäufer, deſſen Ehefrau und Tochter zur Zeit 
des Kaufsabſchluſſes nicht überftiegen haben follte, 
da, infoweit died der Fall, durch Innelafjung einer 
gewiffen Summe als väterlihe Mithülfe wenigftens 
bis zu dem Betrage der zwifchen dem wahren Werthe 
der verfauften Grundſtücke und dem feftgefehten 
Kaufpreife beftehenden Differenz weder von einer 
Bermögensverminderung auf Seiten des Verkäufers, 
noch von einer Bereicherung des Käufers und daher 
auch nicht von einer Benachtheiligung der Gläubiger 
des Verkäufers die Nede fein fünnte, bei dem gänz- 
lichen Stillfchweigen des Klägers aber bezüglich aller 
biejer in Betracht fommenden Umftände richterlichen 
Amtswegen gar nicht ermeflen werben fann, ob und 
nad Befinden bis zu welchem Betrage der Berfauf 
des Gemeinſchuldners eine Verkürzung feiner Glaͤu— 
biger zur Folge gehabt, während doc einem Jeden, 
der die richterliche Hülfe in Anſpruch nimmt, obliegt, 
in der, wenn auch nidt auf Eid geftellten, Klage 
die behauptete Nechröverlegung wenigitens foweit zu 
begründen, daß der erfennende Nichter zu erſehen 
vermag, ob und inwieweit eine Nechtöverlegung 
ftattgefunden habe, eine derartige Begründung aber 
in der bloßen Behauptung, daß die Innelafjung 
jener 1000 Thle, — — als väterlihe Mithülfe für 
die Gläubiger des Verkäufers nachtheilig geweſen, 
nicht erblidt werden fann, hierin vielmehr eine bloße 
Schluffolgerung aus unerwähnt gebliebenen That: 
umftänden au finden ift; 

hiernädhft, wenn man auch von diefem Bedenken 
abfehen wollte und fönnte, der Gtatthaftigfeit der 
gegenwärtigen Klage die Grwägung entgegenftcht, 
dag die Wirfung der Paulinnifchen Klage, wie bei 
jeder actio doli nur darin beftehen fann, daß das 


zwiſchen dem infolventen Schuldner und dem Dritten 
eingegangene Gefhäft mit allen feinen Folgen refeins 
Dirt und fomit Alles möglihft in den Stand gefept 
wird, in dem ed vor dem nachtheiligen Gejchäft war, 

ſ. Günther, ibid. S. 737, 

Kläger daher im günftigften Falle die Wiederaufs 
bebung des vom Gemeinfchuldner mit feinem Sohne 
abgefchlofienen Kaufe, keineswegs aber unter Zus 
grundelegung einer einzelnen Beſtimmung defjelben 
die Herauszahlung eines Theiles des Kaufpreifes 
fordern fann, der erfennende Richter aber die Grenze 
der ihm durch die El. Proc.Ordn. ad Tit. V. $. 2. 
auferlegten Verpflichtung weit überjchreiten würde, 
wenn er an Stelle der geforderten 1000 Thlr. —e —s 
etwas ganz Anderes, nämlich die Ungültigfeit des 
mebrerwähnten Kaufcontractd ausſprechen und den 
Beklagten zu Reftitution aller inzwifchen gezogenen 
Früchte verurtheilen wollte; 

jo bat Klägers Suchen, immaaßen es angebracht, 
nicht Statt.” ꝛc. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Dres« 
den erfannte Dagegen auf Appellation Klägers refors 
matorifh auf Beweis der Klage, und fügte feiner 
(am 19. März 1864 publicirten) Entſcheidung fol 
gende Gründe bei: 

„Es ift zwar richtig, daß dad Nechtsmittel, wel 
ches mit dem Namen der Paulianiſchen Klage belegt 
wird, in denjenigen Bällen, wo es fih um ein zum 
Nachtheil der Gläubiger von dem Gemeinfchulpner 
geichlofjenes Gefchäft, insbefondere um einen Kauf 
handelt, in der Regel auf Wiederaufhebung des 
ganzen Recdtsgefchäfts geht, und der Zwed jener 
Klage befteht darin, daß dasjenige, was zur Hinter 
gehung der gefammten Gläubigerfchaft oder eines 
einzelnen Gläubigers veräußert worden ift, zurück— 
gegeben werden foll, gleich ald ob es nicht veräußert 
worden wäre. 

vgl. fr. 1. $. 2. fr. 10. $. 22. D. quae in fraud, 
ered. (42. 8.) 
Allein es wird hierdurch nicht ausgefchloffen, daß 
die Gfäubigerfchaft im gegebenen einzelnen Falle das 
Rechtsgeſchaͤft, wodurch das Vermögen des Gemein— 
ſchuldners vermindert worden iſt, auch nur inſoweit 
anfechten könne, als ſie durch daſſelbe eine wirkliche 
Läfton erlitten hat. 
vgl. Dabelow, ausführliche Entwidelung der 
Lehre vom Goncurfe der Gläubiger, ©. 444. 
Denn wie einerfeitd die actio Pauliana im Allgemeis 
nen nur eine foldhe Vermögensveräußerung voraus: 
ſetzt, wodurch der Schuldner die Befriedigung 
feiner Gläubiger ganz oder zum Theil vereitelt, fo 
wird andererfeits in den Geſetzen einem’ Öläubiger 
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auch nur in Ruͤckſicht auf feine Forderung bie richter- 
liche Hülfe verfprochen. 
vgl. fr. 6. $. 2. D. de reb. auct, jud. poss. 
(42, 5.) 
Haenlein, de actionis Paulianae natura, $. 19. 
Dabelow, a.a. D. ©. 444. not. p. 
Handelt e8 fich im gegebenen einzelnen Falle um ein 
Rechtsgeichäft, welches ıheild onerofer, theils lucra⸗ 
tiver Natur ift, und hat die Benachtheiligung ber 
Gefammtgläubigerfchaft oder eines einzelnen Gläus 
bigerö nicht in dem Abſchluſſe des Rechtögejchäfts 
überhaupt, fondern vielmehr nur in einzelnen, von 
den Gontrahenten getroffenen Beſtimmungen bes 
Vertrags ihren Grund, fo hat die dadurch in ihren 
Rechten verlegte Gläubigerfchaft die Wahl, ob fie 
"das Rechisgefchäft Überhaupt, oder nur infoweit, ale 
bafjelbe zu ihrem Nachtheile gereicht, mittelft der 
Paulianiſchen Klage anfechten will. Hat indbefon- 
dere der Gemeinjchulpner eine ihm gehörige Sache 
zu einer Zeit, wo er fich bereitd im Zuftande der 
materiellen Zahlungsunfähigfeit befand, an einen 
Dritten veräußert, und fi) von demfelben eine Ges 
genleiftung überhaupt nicht, oder doch eine nicht ent 
ſprechende Gegenleiftung ausbenungen und beziebent- 
li über den Empfang der Gegenleiftung, obſchon 
ihm diefe nicht gewährt worden iſt, quittiet, fo ift 
bie Gläubigerfihaft, wenn fie fonft das Rechtsgeſchäft 
in feinen übrigen Beftandtheilen zu Recht bejtehen 
laſſen will, den dritten Gontrahenten auf nachträg- 
lihe Gewährung der Gegenleiftung in Anfpruch zu 
nehmen und beziehentlich die Nevocation der geleifte: 
ten Quittung zu verlangen berechtigt. ine andere 
Brage ift die, ob in einem Kalle diefer Art. der mit- 
telft der Paulianifchen Klage in Anfpruch genommene 
Mitcontrahent des Gemeinſchuldners feinerfeits die 
Wiederauflöfung des mit den legteren abgefchloffenen 
Rechtsgeſchäͤfts in feinem vollen Umfange zu verlan: 
gen berechtigt fei. Indeffen fann man dermalen von 
einem näheren Eingehen auf dieſe Frage um des— 
willen abfehen, weil im vorliegenden Kalle der Bes 
klagte eine hierauf bezügliche Erflärung nicht abge— 
geben hat; denn eine diesfallfige Wiltensäußerung 
geht wenigftend aus der Bl. — zu fefenden Bemers 
fung bed Beflagten, er ſei zu dem Abjchluffe des 
fraglihen Handels mit feinem Vater nur dadurch 
bewogen worden, daß derfelbe fich verpflichtet habe, 
ibm 1000 Thle. — — als väterlihe Mithülfe auf 
den Kaufpreis zu auittiren, micht mit genügender 
Beitimmtheit hervor. 

Die DI. — erhobene Klage ift nun auf Bezah— 
fung einer Summe von 1000 Thlrn. — —s nebft 
Zinfen davon feit dem 1. Januar 1861 an gerechnet 
gerichtet und es wird in derfelben angeführt, daß der 


Gemeinfhuldner drei ihm zugehörige Grundftüde 
am 22. November 1860 an feinen Sohn, den jegis 
gen Bellagten, für zufammen 4500 Thle. — —, 
oder, wie Kläger fpäter Bl. — berichtigen bemerkt, 
für den Preis von 5500 Thlen. — —s verkauft 
und Bellagter die Orundftüde vom 1. Januar 1861 
ab übernommen habe. Der Kaufpreis iſt theilweife 
dadurch berichtigt worden, daß der Verkäufer feinem 
Sohne den Betrag von 1000 Thlen. —⸗ —» ald 
väterlihe Mithülfe innengelafien und Beflagter den 
Empfang jened Betrages ausdrüdlich befannt hat. 
Zur Zeit ded Kaufsabſchluſſes fol, wie Kläger Bl. — 
ferner bemerkt, der Ältere B. bereits zahlungsunfäbig 
gewefen oder e8 doch wenigftens durch jenen Orunds 
ftüdsfauf und durch die mit demfelben verbundene 
unentgeldliche Entäußerung der Mithülfe dergeftalt 
geworden fein, daß er weit über 1000 Thlr. — —s 
mehr gefchuldet, al® er im Vermögen befeffen habe. 
Es hat endlich der Verkäufer B. am 9. December 
1862 feine Infolvenz angezeigt und es ift auch zu 
feinem Vermögen der formelle Concursproceß eröffnet 
worden. Auf alle diefe thatfächlihen Momente ftügt 
Kläger feine Behauptung, daß jene Zuwendung einer 
Mirhülfe von Seiten des Verkäufers an — Sohn 
zum Nachtheile der übrigen Glaͤubigerſchaft des erſte⸗ 
ten erfolgt und deshalb ungültig fei. Bellagter das 
gegen beftreitet (wgl. BI. —), daß er durd die von 
ihm auf den Kaufpreis geleiftete Quittung über 
1000 Thlr. — —⸗ väterlicher Mithülfe ſowohl übers 
haupt als insbefondere um den angegebenen Betrag 
wirflich bereichert worden fei. Allein Man bat dem 
Bellagten in diefer Anficht nicht beipflichten fönnen. 
Die Beitellung einer Mithülfe von Seiten des 
Baterd an feinen Sohn beruht in jedem Falle auf 
einer Fiberalität des Erfteren, 
vgl. Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw., N. 8. 
VI. Bd. S. 286. 
wie fi) insbefondere auch daraus ergiebt, daß, ab» 
gefehen von dem Falle einer befonderen, hierauf bes 
aüglichen vertragsmäßigen Verabredung, dem Sohne 
ein rechtlich ergwingbarer Anfpruch auf Gewährung 
einer Mithülfe feinem Water gegenüber nicht zuftebt. 
Durch die Bewährung einer ſolchen Mithülfe erlangt 
daher der Empfänger derfelben an feinem Vermögen 
einen Zuwachs und wirklichen Gewinn, während 
andererfeitd das Vermögen desjenigen, welcher fie 
beftellt hat, um den Betrag der ausgefegten Mithülfe 
vermindert wird. Iſt hierdurch eine ſolche Vers 
mögenöverringerung auf Seiten ded Vaters herbeis 
geführt worden, welche zum Nachtheile der Gläubiger 
defielben gereicht, und iſt fpäter zu dem Vermögen 
des Erfteren der Concursproceß eröffnet worden, fo 
fönnen auch feine Gläubiger mittelft der Paulianis 


fhen Klage die Beitellung der väterlichen Mirhülfe 
als nicht zu Recht beftändig anfechten, dafern ſie nur 
nachzuweiſen vermögen, daß der Gemeinjchuldner zu 
der Zeit, ald er die Mithülfe beitellte, bereits infols 
vent geweien oder doch wenigftend durch jenen Act 
zahlungsunfähig geworben ift. Dies ift nun vom 
Kläger in einer mit Nüdjicht darauf, daß die Klage 
in den hierher gehörigen Punkten auf Beweis fteht, 
ausreichenden thatfächlichen Beſtimmtheit behauptet 
worden, und es erfchien deshalb unbedenflich, auf 
Beweis des Klaggrundes zu erfennen. In Bezug 
auf das Beweisthema felbft mag mit Rüdficht auf 
die Einwendungen des Bellagten Bl. — flg. noch 
Folgendes bemerkt warden: 

Bei Prüfung der Statthaftigfeit der Paulianis 
ſchen Klage ift zu unterfcheivden, ob es ſich um die 
Reſciſſion eines von dem fpäteren Gemeinfchuldner 
vor Eröffnung des Concurſes abgeſchloſſenen oneros 
fen oder Iucrativen Vertrags handelt. Im Falle 
einer entgeldlichen Veräußerung reicht ed noch nicht 
aus, daß der Veräußernde zur Zeit des Vertrages 
abſchluſſes bereits zahlungsunfähig geweſen fei, fons 
bern eö ift zur Begründung jener Klage weiter erfor 
berlih, dag auch der Erwerber von der Ueberſchul— 
dung fein®® Gontrahenten Kenntniß gehabt habe, 
alfo wenigſtens vorausfeglich fraudis particeps ges 
weſen fei, 

vgl. fr. 1. pr., fr. 6. 8. 8., fr. 10. pr., fr. 12, 
fr. 15. D. (42. 8.) 
Mühlenbruch, Lehrbuch der Pandecten, I. Thl. 
©. 174. 
von Vangerow, Leitfaden, III. Thl. $. 697. 
©. 609. 
Unterholzner, Schuldverhaͤltniſſe, IL Th. 8.344 f. 
Kori, Eoncursproceß, I. Thl. $. 41. 
Eurtius, ſaͤchſiſches Civiltecht, g. 584. 
wogegen bei einer in fraudem creditorum von dem 
materiell infolventen Schuldner vorgenommenen uns 
entgeltlihen Vermögensveräußerung diefe Mitwiffens 
fhaft nach den Grundfägen des Römifchen Rechts 
wenigftens dann nicht nothwendig erfcheint, wenn es 
fi nur um Herausgabe deſſen handelt, womit der 
Empfänger bereichert ift, 
vgl. fr. 6. $. 11. 13., fr. 17. $. 1. D. eod. 
c. 5. Cod. de rescind, his, quae in fraudem cred. 

(VIL 75.) 

Unterholjner, a. a. O. $. 345. 

Mühlenbrud, a.a. D. $. 174. 

Kori, a. a. O. 8. 74. 

Sintenis, das praft. gemeine Civilrecht, $. 124. 
not. 31. 37. ©. 736. II. Ausg. 

Günther, Eoncurd der Gläubiger, ©. 7. ber 
zweiten Ausg. 
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Es bedarf daher auch im vorliegenden Falle, in wels 
chem das vom Gemeinfhuldner mit feinem Sohne 
abgefchloffene Kaufsgeſchaͤft nur infoweit angefochten 
wird, als bei demfelben eine unvergeliliche Bermögend- 
veräußerung von Seiten des Erfteren ftattgefunden 
bat, nicht des Beweijed des Umftandes, daß ber 
Beflagte bei Eingehung jenes Rechtsgeihäfts in 
böfem Glauben ſich befunden habe. 

Hiernächſt kann dem Beklagten auch darin nicht 
beigepflichtet werden, daß es eines befonderen Nach— 
weifes der auf Verfürzung der Gläubiger gerichteten 
Abficht des Gemeinfchulpnerd bevürfe. Bielmehr 
reicht ed aus, daß der Kläger den Nachweis führt, 
daß der Gemeinſchuldner zu der Zeit, wo er ben in 
Rede ſtehenden Kauf mit feinem Sohne abſchloß und 
dem Lepteren den Betrag von 1000 Thlen. — — 
als väterliche Mithülfe auf die ftipulirten Haufgelder 
innenließ, bereits infolvent war oder doch wenigſtens 
hierdurch zahlungsunfähig wurde, indem diesfalls 
bie auf Verkürzung feiner Gläubiger gerichtete Ab— 
ficht des Gemeinſchuldners ſich von felbit zu Tage 
legt. 

"vgl. Eurtius, Handbuch, II. Thl. 1. Abtheil. 
8. 854. 

Zeitfchrift für Nechtepfl. u. Verw., Neue Folge 

XVII B». no. 208, ©. 510. 

Im Uebrigen bleibt es dem Beflagten unbenommen, 

den in der Anmerfung zum — Einl.Punkt Bl. — 

behaupteten Gegenanfpruch, wenn er fid damit fort 

zufommen getraut, im Oegenbeweife auszuführen, 

und wird darüber, ob diefer Gegenanſpruch rechtliche 

Beachtung verdiene, und welches Gewicht demfelben 

beizumeſſen fei, in der fünftigen Definitivfentenz zu 

entjcheiden fein. 

Die Compenfation der Koften des Rechtsmittels 
rechtfertigt fich durch den in den Entjheidungen eins 
getretenen Wechſel.“ 


Diefed Erkenntniß wurde auch vom Königl. 
DOberappellationdgericht unterm 14. Juni 1864 
beftätigt, und zwar aus folgenden Gründen: \ 

„Eine wefentliche Vorausſetzung der actio Pau- 
liana ift, wie von dem Beflagten Bl. — ganz richtig 
felbit bemerkt wird, unter anderen die, daß das 
Rechtögefchäft, um deſſen Gültigkeit oder Ungültigfeit 
es ſich handelt, eine Verminderung des Vermögens 
ded Gemeinſchuldners und begiehungsweife eine ente 
iprechende Bereicherung des Mitcontrahenten zur 
Kolge gehabt haben müffe, und der Zwed der Alage 
fein anderer, als möglichfte "Ausgleihung des hier- 
dur der Gläubigerfchaft zugezogenen Schadens. 
In den meiften Fällen und namentlich bei rein fucras 
tiven Zuwendungen an den Bellagten wirb biefer 
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Zweck anderergeltalt nicht fich erreichen laffen, als 
durch die Refciffion des ganzen Rechtsgeſchäfts. 
Allein hierdurch ift felbftverftändlich nicht ausgefchlofr 
fen, daß in ſolchen Fällen, wo der angegebene Zwed 
auch auf andere Weife ſich erreichen läßt, namentlich 
aljo bei im Allgemeinen onerofen, nur aber mit 
lucrativen Nebenftipulationen vermiſchten Gefchäften, 
es für den Coneurs zum Behufe der Anftellung der 
Pauliana nicht jehlechterdings der Refeijfion des Ge- 
fchäfte in ſeiner Gefammtheit bedarf, daß vielmehr 
an ſich betrachtet demfelben folchenfalls freifteht, ob 
er gänzlich auf Refeiffion klagen oder das Geſchaͤft 
nur infoweit, als daffelbe eine Läfton für den Gemein» 
ſchuldner und beziehentlich die Glaͤubigerſchaft invol⸗ 
virt, anfechten will, 


vgl. Dabelow, ausführlihe Entwidelung der 
Lehre vom Goncurje der Öläubiger, S. 444. 


ein Wahlrecht, gegen welches auch an ſich betrachtet 
vom Standpunkte des Bellagten um fo weniger 
etwas Grhebliches ji einwenden läßt, je weniger 
vorauszufegen ift, daß eine nur theilweife Anfechtung 
demfelben nachtheiliger fein werde, wie die Reſciſſion 
des Ganzen, übrigens, wie die vorige Inftanz Bl. — 
mit Recht, fchon hervorgehoben hat, der Frage Dadurch 
nicht vorgegriffen wird, ob nicht im einzelnen Falle 
dem auf Refeiffion des Ganzen gerichteten Berlan- 
gen, wenn und foweit ſolches von dem Bellagten 
wirklich geftellt wird, zu deferiren fei. 


Hat daher Kläger, foviel den vorliegenden Fall 
betrifft, auf den Grund des zwifchen dem Gemein- 
fehuloner und dem Beklagten unter dem 22. November 
1860 abgeſchloſſenen Grunpftüdsfaufs befage der 
Beilageacten unter — Zahlung rüditändiger Kauf— 
gelver im Belaufe von 1200 Thlen. —⸗ —s c. a. 
und infoweit Erfüllung des Vertrags verlangt, in 
Folge deſſen Beklagter auch Zahlung geleiftet, fo ift 
derjelbe darum auch nach der Anficht des Oberappel- 
lationsgerichts immer nicht behindert geweſen, 'gleich« 
zeitig, fo wie gefchehen, Reſciſſion deſſelben Kaufe 
zu verlangen, infoweit, ald dem Beflagten das 
Residuum ber Aaufgelder mit 1000 Thlrn. —⸗ —⸗ 
von dem Gemeinſchuldner ald väterlihe Mithülfe 
innengelaffen worden ift, vorausgeſetzt, daß der Letz⸗ 
tere, wie in der Klage behauptet worden ift, zur Zeit 
des Abſchluſſes bereits infolvent war oder Doch durch 
die nurgedachte Bermögendentäußerung es geworben 
if. Denn daß hierin ein reiner Act der Liberalität 
ded Gemeinſchuldners, mithin eine Zuwendung erblidt 
werden müſſe, welche die Gläubigerfchaft unter den 
angegebenen Verbältniffen anzufechten ein Recht hat, 
ift, wie bereitd Bl. — dargelegt worden, cben fo 
gewiß, als andererfeitd, wenigftend bi8 zum Beweife 


€ 
des Gegentheild, davon ausgegangen werben muß, 
daß die Laͤſion, welche bewandten Umftänden nad 
die Gläubigerfchaft betroffen hätte, gerade in dem 
Betrage der innengelafjenen Mithülfe, alfo in der 
Summe von 1000 Thlrn. —⸗ —s wirklich beftanden 
habe, indem der wahre Werth der von dem Beflagten 
erfauften Grundftüde im Zweifeldfalle durch den 
Kaufpreis derfelben repräfentirt wird, und wenn alfo 
tem Beflagten ein Theil der Kauffumme, welchen er 
herauszuzahlen gehabt haben würde, von dem Ges 
meinſchuldner erlaffen worden ift, derfelbe voraus— 
feplih wenigitens gerade um den Betrag der quite 
tirten Summe reicher geworben if. Daher war 
feineswegs, wie Bellagter Bl. — angenommen 
wiffen will, eine Beftftellung des der Gläubigerfchaft 
zugezogenen Schadens noch auf andere Weife, und 
um eine foldhe möglich zu machen, die Angabe bes 
zur Zeit des Eontractsabfchluffes vorhandenen wahr 
ren Grundftüdswerthes zu Begründung der Klage 
erforderlich, vielmehr würde ed im Gegentheil ledig» 
ih Sache des Bellagten gewefen fein, auf folde 
Thatumftände fich zu beziehen, aus denen zu folgern 
wäre, daß und warum der wahre Grundftüdswerth 
die Summe des vereinbarten Kaufpreifes nicht ers 
reiche und folgeweife der Gemeinfchuldner dur 
Erlaß des Residuum der Kauffumme von 1000 
Thlen. — —⸗ einen entfprechend minderen Betrag 
ihm fchenfungsweife zugewendet habe; in welder 
Beziehung übrigens dem Bellagten feine etwaigen 
Einwendungen nad der Bl. — angedeuteten Seite 
bin, wenn und foweit er damit fortzufommen ſich 
getraut, in dem ihm Bl. — nachgelafienen directen 
Gegenbeweife weiter auszuführen auch jet noch uns 
benommen bleibt. Derjelbe hat daher und aus den 
übrigen ſchon in voriger Inftanz Bl. — angegebenen 
Gründen eine Wiederherftellung der prima, wie er 
ſolche Bl. — verlangt, nicht erwarten fönnen, ale 
weshalb die vorige Sentenz lediglich zu beflätigen 
war, wiewohl, des Wechſels der vorigen Entjcheis 
dungen wegen, unter Gompenfation der Koſten.“ 


88. 


Ueber die von dem Vertreter eines Unmünbdigen 
gegen feine wiederholte Berfäumnig an einem 
Schwörungstermine nachgefuchte Wiedereinfes 
Kung in den vorigen Stand, namentlich in dem 
Falfe, wenn er verfichert, die Mittheilung feines 
Sachwalters von dem Termindtage habe er wegen 
Abweienheit nicht erhalten. — Geſchenke bed 
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Baterd an fein unmündiges Kind werden, auch 
ohne Meceptation, des Letzteren Gigenthum. 


Mitgetheilt von 
Herrn T. in D. 


In einer zwifchen L. und E., als Klägern, ber 
geſchiedenen B., ald Beflagter, und F. V., in väter 
liher Gewalt feiner unmündigen Tochter A. V., 
als Intervenienten, bei dem Gerichtsamte im Königl. 
Bezirksgericht zu D. anhängigen Interventionsfache 
war dem Intervenienten rechtöfräftig ein Eid zuer— 
fannt worden. 

Zwei Tage vor dem in Gemäßheit des Erfennt- 
nifjes anberaumten Schwörungstermine zeigte der 
Sachwalter des Intervenienten in einer Eingabe 
dem Gericht an, daß der Letztere durch Krankheit ans 
Beit gefeffelt fei, und bat um Verlegung des Schwö— 
tungstermind um 14 Tage. Da das Anführen nicht 
beſcheinigt war, wurde der gedachte Sachwalter unter 
Hinweis auf die Beftimmung in der Erl. Proc.Ordn. 
ad tit. IV. $. 5. abjällig beſchieden. Drei Tage 
nah Ablauf des Schwörungstermind, in welchem 
der Intervenient nicht erfhienen war, berief ſich der 
Leptere darauf, daß in den vor dem Handelögericht 
im Bezirfögeriht zu D. ergangenen Wechfelacten 
J. . 2. ein gerichtsärztliches Zeugniß über feine 
Krankheit fich befinde, und bat um defjen Berüdjich- 
tigung, wurde aber ebenfalls abfällig beſchieden, da 
er dieſe Beicheinigung vor Ablauf des Schwörungs— 
termind hätte beibringen müfjen. Nunmehr bat der 
Intervenient, indem er fich darauf berief, daß er in 
Vertretung feiner unmündigen Tochter den Proceß 
führe, um Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
gegen feine VBerfäumniß und um anderweite Anbe- 
raumung eined Schwörungstermind, wurde aber 
abermals abfüllig und dahin beichieden, daß über 
fein Gefuch nicht mittelft bloßer Rejolution entfchies 
ben werben könne, da durch feine VBerfäumniß am 
Schwörungsdtermine der Gegenpartei an fi Rechte 
erwachjen feien. Dafern er e8 aber beantrage, fo folle 
über fein Geſuch rechtlich erfannt und zu dem Ende 
Inrotulationds und Publicationstermin anberaumt 
werben. 

Dies gefhah und es ertheilte nunmehr das 
Gericht folgenden Beſcheid: 

„Weil nad ausdrüdlichen gefeplichen Vorfchriften 
pal. 1. 29. pr. $. 1. D. de min. (IV. 4.) 
Arndts Pand., $. 119. ©. 153. 

Sintenis, das praft. gem. Civiltecht, 1. Ausg. 
Th. 1. $. 36. not. 51. ©. 373, und die dort 
angef. Gefegesftellen, 

die Rechtowohlthat der Wiedereinfegung in den vori- 


gen Stand den Unmündigen auch dann zu Theil 
wird, wenn deren Vater als der gefegliche Vertreter 
fie durd eine Handlung oder bez. Unterlaffung bes 
nadıtheiligt hat, fo ift dem Intervenienten auf Grund 
der Minderjährigfeit feiner Tochter die erbetene Wie— 
dereinjegung in den vorigen Stand gegen dad von 
ihm verhangene Berjäumniß an dem Bl. — anbes 
raumten Schwörungstermine zu eriheilen, demzufolge 
aber auf Antrag der einen oder der andern Partei 
mit Anberaumung eined anderweiten Schwörungss- 
termind zu verfahren, es ift jedoch der Intervenient 
die Durch fein VBerfäumnig den Klägern verurfachten 
Unfoften denjelben zu erftatten verbunden.“ 


Auf die von den Alägern gegen diefen Beſcheid 
eingewendete Berufung erfolgte das nachitehende 
confirmaterifche Erfenntnif des Königl. Appella— 
tiondgerichtd zu Dresden vom 27. Juni 1863: 


„In Erwägung, daß, wie auch von den Klägern 
nicht beftritten wird, gegenwärtig nicht die Frage 
zur Entſcheidung vorliegt, ob dem Intervenienten, 
fondern die, ob der von dieſem, als ihrem Vater 
vertretenen minderjährigen Tochter defielben, als der 
bei deſſen Reclamation eigentlich interejlirten Partei, 
gegen das Verfäumnig des Baterd an dem Bl. — 
den 13. December 1862 angeftandenen Schwörungs⸗ 
termine die Bl. — gebetene Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand zu ertheilen fei, 


ferner der Bl. — von der vorigen Inſtanz im 
Allgemeinen ausgefprochene, für fich richtige Cap, 
daß die Unmündigen als folche die Wiedereinfegung 
beanfpruchen können, wenn ed auch der Bater fei, 
der in Vertretung derfelben fie durch eine Handlung 
oder Unterlafjung benachtheiligt habe, von den Kläs 
gern Di. — im Allgemeinen nicht bezweifelt zu wers 
den fiheint, die Leptern vielmehr die Anwendung 
eben dieſes Satzes im gegenwärtigen Balle blos des— 
halb für ausgejchloffen erachten, weil das Eigenthum 
an den ftreitigen Sachen, zu deren Reclamirung für 
das Kind der Vater in dem Streite zwifchen den 
Klägern und der Bellagten interwenirt hat, ale 
peculium profeetitium nicht dem Kinde, ſondern noch 
immer dem Bater zuftehe, 

nun aber das Irrige dieſer Behauptung auf 
Grund des hier allein maaßgebenden Saͤchſiſchen 
Rechts bereitd BL. —*) nachgewiefen worden ift, 


) In dem hier angezogenen frühern Grfenniniffe des 
Appellationsgerihts zu Dresden war aefagt, daß die Grund⸗ 
füge des Römijchen Rechts, nach welchen ſelbſi das vom Vater 
dem Rinde geichenfte peculium profectitium oder einzelne aus 
biefem vom Erſtern dem Letztern geſchenlie Sachen bie auf ges 
wiſſe Bälle beim Water als Gigenthämer verblichen, 

vgl. Puchta, Pand., 8.438. 


außerdem auch nah den Bl. — in Bezug ge 
nommenen, in Wechfelllagfachen I. °/. B. erganges 
nen Actenfascikel, und zwar nad) dem Zeugniffe des 
Gerichtsarzted Bl. —, eriwiejen vorliegt, daß ber 
Intervenient am 11. December 1862, alfo zwei Tage 
vor dem verfäumtn Schwörungstermine, in einer 
fo ernftlihen Weife erfranft gewefen ift, daß der 
gedachte Arzt den Transport des Kranfen in das 
Stadtfranfenhaus für erforderlich erklärt hat, aus 
welcher Beſchaffenheit der Krankheit allerdings ges 
f&hloffen werden darf, daß eben diefe auch am 13. 
December noch fortgedauert habe, und der Grund 
des beiprochenen Berfäumnijjes am Schwörungs— 
termine gewefen fei, mithin, nach den hierunter bes 
folgten ®rundfägen, 

vgl. Biener, syst. pr., $. 89. ed. nov. p. 162. 
dem Intervenienten für feine unmündige Tochter 
fhon um vorgedachter Krankheit willen die erbetene 
Reftitution hätte ertheilt werden dürfen, fo ic.“ 

Bei diefem Erfenntniffe hatte es, da der Proceß— 
gegenftand ein geringfügiger war, fein Berbleiben. 
Es wurde auf Antrag des Intervenienten ein ander 
weiter Schwörungstermin zum 3. Eeptember 1863 
anberaumt, allein derfelbe erſchien auch in diefem 
nicht. Vielmehr zeigte fein Sachwalter in einem am 
15. ged. Monats dem Gericht überreichten Schreiben 
an, daß er nach Ausweis eines gleichfalls zu den 
Acten überreichten Briefes den Intervenienten vom 
Tage des Schwörungstermind rechtzeitig in Kenntniß 
zu feßen verjucht habe. Der Brief fei jedoch mit 
dem Bemerfen zurüdgelommen, daß der Adreſſat 
nicht aufzufinden, fondern verreift ſei. Trotz aller 
Mühe fei es ihm nicht gelungen, den Aufenthaltsort 
des Intervenienten zu erfahren, und bitte er daher, 


demjelben für feine unmündige Tochter die Wieder- 


einfegung in den vorigen Stand nochmals zu ge 
währen und anderweiten Schwörungstermin anzus 
beraumen. 


Da die Kläger dem Antrage widerfprachen, wurde 
den Parteien eröffnet, daß man über denfelben recht— 
lih erkennen werde. Demzufolge wurde Inrotulas 
tiond= und Publicationstermin anberaumt, und im 
Berfolg der Sache vom Procefgericht folgender 
Beſcheid ertheilt: 


Söfhen, Vorlefungen, Bd. 3. Abth. 1. 8.727. ©. 132 fig. 
der 2. Ausg. 
in Sachſen nicht Anwendung litten, bier vielmehr bie vom 
Bater feinem unmündigen Kinde gemachte Schenfung auch ohne 
beifen Ncecptatien den Eigenthumserwerb des Kindes am Ge: 
ſchenkten begründe. 
vgl. Hänfel, Bemerf. u. Greurfe zu Curtius, Bb. 1. S. 355. 
397 fig. mit den Gitaten, 
Anmerf. des Einf. 
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„Daß dem Intervenienten die Bl. — erbetene 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen das 
von ihm verhangene Verſäumniß an dem Bl. — 
anberaumten Schwörungstermine nicht zu ertheilen; 
ed iſt vielmehr die Leiftung des Bl. — erfannten 
Eides für verfäumt zu achten und find deshalb die 
Kläger von der Bl. — erhobenen Intervention zu 
entbinden und loszuzählen, auch it Intervenient 
aus feiner Tochter A. B. Vermögen denjelben bie 
in der Interventionsfache ihnen verurfachten ger 
und außergerichtlichen Koften, ſoweit über diefelben 
nicht bereits rechtskräftig entſchieden ift, zu erftatten 
ſchuldig. 

Hiernaͤchſt iſt derſelbe wegen feiner Sachfälligkeit 
in gegenwärtiger Sache um 5 Thlt. —⸗ —⸗ zu 
ftrafen, nicht minder die in dem vorliegenden Rechts⸗ 
Rreite von Bl. — an durch fein anderweites Geſuch 
um Wiebereinfegung erwachjenen ge» und aufiers 
gerichtlichen Koften aus eignen Mitteln ab» und zu 
erftatten verbunden.‘ 

In den Entfheidungsgründen war gefagt: 

„Wie bereits Bl. — nachgewiefen worden, wird 
den Unmündigen gegen Berfäumniffe ihrer Vertreter 
kraft ihrer Minderjährigfeit Wiedereinfepung in den 
vorigen Stand ertheilt. Die hiervon handelnde Vor⸗ 
fchrift der Erf. Proc.Ordn. ad tit. IX. $.4. beftimmt 
aber aud): 

es folle folche Neftitution ex eadem causa und 
bei jedem fatali nicht mehr ala einmal ertheilt, 
der Bormund und Actor auch, jo ſolches neglis 
giret, zur Erftattung der hierdurch verurfachten 
Unfoften aus feinen eigenen Mitteln angehalten 
36. ⁊c. werben. 

Wenn nun im vorliegenden Falle nicht nur dem 
SIntervenienten für feine unmündige Tochter a. a. O. 
der Minderjährigfeit feiner Tochter halber bereits 
einmal die Wiedereinfeßung ertheilt worden ift, fon« 
bern aud) gegenwärtig die Neftitution von ihm bes 
züglidy derjelben Eidesleiftung gejucht wird, hinfichts 
lich deren fie ihm bereits früher gewährt worden, und 
es alſo um ein und dafjelbe Fatale 

vgl. Erl. Proc. »Dron. ad ti. XL 8. 2. in den 
Worten: hingegen die Fatalia des zuerfannten 
Beweifed und der Eivesleiftung ac. 
ih handelt, fo erhellt, daß dem Intervenienten auf 
Grund der Unmündigfeit feiner Tochter die 
Wiedereinfegung jept nicht nochmals ertheilt werden 
fann. 

Derfelbe hätte daher ein impedimentum legiti- 
mum, welches ihn am Erfcheinen im Echwörungs« 
termine gebindert, zu bejcheinigen gehabt, 

vgl. Biener, syst. pr., $. 89. i. f. und not. 5. 
und hat zwar in feiner Eingabe BI. — darauf Bezug 
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genommen, daß ihn die Mittheilung ſeines Sach— 
walters vom Terminstage, da er verreiſt geweſen, 
nicht angetroffen habe, es vermag ihm aber ſolches 
zur Unterftügung feines Geſuches nicht zu gereichen. 
Denn es ift die Pflicht einer jeden Proceßpartei und 
um fo mehr derjenigen, der eine Eidesleiftung in 
Ausficht fteht, entweder zur Bornahme folder Pros 
eeßhandlungen, bei denen perfönliches Erfcheinen an 
Berichtöftelle erfordert wird, am Orte des Gerichts 
oder in defien Umgebung anwefend zu bleiben, oder 
geeignete Beranftaltungen, 3. B. durch Benachrichti— 
gung des Gerichts oder des Sachwalters, zu treffen, 
daß ihr, wenn fie fich entfernen will, rechtzeitig von 
etwaigen Vorladungen zu Vornahme folder Hand- 
lungen Mittheilung gemacht werben könne. Unter« 
laͤßt fie diefe nur ganz gewöhnliche Sorgfalt, fo han— 
delt fie fahrläffig und auf eigne Gefahr, fann aber 
nicht für berechtigt angefehen werben, den Schuß ber 
Geſetze in ſolchen Fällen anzurufen. 

‚ Dem Intervenienten war daher die erbetene Wie- 
bereinfegung nicht zu ertheilen. Hieraus folgt in 
erfter Linie, daß die Leiftung des Bl. — geförmelten 
Eides in Gemäßheit des in der Ladung Bl. — ent: 
haltenen Bräjudizes für verfäumt zu achten und in 
zweiter Linie, daß unter Zugrundelegung des Bl. — 
anzutreffenden, in zweiter Inſtanz bejtätigten Er— 
fenntnifjes und auf den Bl. — geftellten Antrag die 
Kläger von der erhobenen Interventiondflagg zu 
entbinden und loszuzaͤhlen, und der Intervenient zu 
verurtheilen war, denjelben aus dem Vermögen der 
von ihm vertretenen Tochter die Proceßloſten zu ers 
Ratten. 

Es war aber auch ferner der Intervenient, da 
fein Reſtitutionsgeſuch für unbegründet zu befinden 
war, nach der Borfchrift in $. 26. der Procefnovelle 
vom 30. December 1861, bez. in Verbindung mit 
der oben ausgehobenen Stelle der Erl. Proc⸗Ordn. 
in eine Öeloftrafe von 5 Thlen. — — und au Ab- 
und Erftattung der durch fein Geſuch ermachfenen 
ge⸗ und außergerichtlichen Koften aus eignen Mitteln 
zu verurtheilen.“ 

Diefer Beicheid wurde der vom Intervenienten 
gegen denfelben eingewendeten Berufung ungeachtet 
vom Königl. Appellationsgericht zu Dresden 
durch folgendes Erlenntniß vom 31. März 1864 
beftätigt: 

„Daß der BI. — zu lefende, am — befannt 
gemachte Beſcheid aus den demjelben Bl. — bei— 
gegebenen und durch die ebendafelbft angeführten 
gefeplihen Beftimmungen gerechtfertigten Gründen, 
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deren Widerlegung vom Appellanten nicht einmal 
verfucht worden, fowie in Betracht, daß daraus 
allein, daß der den Acten vorgeheftete Brief des 
Sachwalters des Intervenienten an den Leptern zu 
Anfang des Monats Auguft v. I. nicht gelangt ift, 
feineöwegs folgt, daß Intervenient bie zum 3. Sep» 
tember deſſelben Jahres, dem Tage des Schwörunge« 
termind, von deſſen Anberaumung Kenntniß nicht 
erlangt habe, noch daß fein Sadymwalter bis dahin 
von jenem Termine ihn zu benachrichtigen nicht im 
Stande geweſen fei, dem Reſtitutionsgeſuche des 
Intervenienten aljo, foweit ed auf feine Unfenntniß 
von dem anberaumten Schwörungstermine hat ges 
fügt werden follen, ed fowohl an der gehörigen Be— 
gründung, als an der erforderlichen Beicheinigung 
gebricht, wie hiermit geichieht, zu beftätigen, der 
?eptere auch die durch fein unbegründeted Rechts— 
mittel verurſachten Koften den Klägern zu erftatten 
ſchuldig iſt.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Geſetze und Verord⸗ 
nungen. Das 11. Stück des Geſetz- und Verordnungb— 
blattes für das Königreich Sachſen (vom Jahre 1864) 
enthält: No. 86. Landtagsabſchied für Die Ständever⸗ 
jammlung ber Jahre 1863 und 1864, vom 23. Auguft 
1864. No. 87. Finanzgeſetz auf die Jahre 1864, 
1865 und 1866, vom 23. Auguſt 1864. No. 88. 
Ausführungdverordnung hierzu, vom 24. Yuguft 1864. 
No. 89. Deeret wegen Beftätigung der Statuten für den 
Brauverein zu Lichtenftein, vom 27. Juli 1864. No. 90. 
Verorbnung zu Erläuterung und Ausführung des $. 22. 
des Glementarvolfsfhulgefeged, vom 8. Auguſt 1864, 
No. 91. Befanntmadung, die Eröffnung der Telegraphen⸗ 
ftationen in Rochlitz, Penig und Waldenburg betreffend, 
vom 20. Auguft 1864. No. 92. Bekanntmachung, eine 
Unleihe der Stadt Glauchau betreffend, vom 22. Auguft 
1864. No. 93. BVerorbnung, die Erpropriation von 
Grundeigentbum für Anlegung der Greiz Brunner Eiſen⸗ 
bahn betrefienn, vom 22. Auguft 1864. No. 94. 
Deeret wegen Beftätigung der Statuten des Leipziger 
Vorſchußvereins, vom 22. Auguft 1864. No. 95. 
Decret wegen Beftätigung der Statuten für die Brau— 
genojjenfchaft zu Löbau, vom 23. Auguft 1864. No. 96. 
Bekanntmachung, die Prüfungen bei ber dhirurgifch- 
medicinifchen Academie betreffend, vom 1. September 
1864, — Letzte Abſendung: am 10. September 1864. 
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Für dad Klagrecht der Mutter eined außerehelichen 
Kindes gegen ihren Schwängerer ift e8 an fich 
gleichgültig, ob fih die Mutter der Sorge für 
das Kind ſelbſt unterzogen, oder deſſen Erziehung 
und Pflege auf ihre Koften durch Andere hat 
ausführen laffen. — Wirfung eined von dem 
Schwängerer mit dem Water der unmündigen 
Mutter abgejchloffenen Vergleichs. 


Mitgetheilt von 
Herrn Apr. O. in 2. 


Im Jahre 1863 reichte Wilhelmine S. zu T. 
bei dem Gerichtsamte B. gegen Ehriftian Gottlob ©. 
zu T., nachdem fie dazu durch eine angeftellte Pro— 
vocationdklage genörhigt worden war, folgende Klage 
ein: 

Der Bellagte habe, als fie als Magd in Dienften 
feines Vaters geftanden, in der Zeit vom 2. Januar 
bis zur Kornärnte 1859 fie geichwängert; fie habe 
am 17. Bebruar 1860 ein Kind weiblichen Geſchlechts 
geboren und fomme der Bellagte feinen geſetzlichen 
Obliegenheiten gegen fie nicht nad. 

Der Beflagte behaupte zwar, mit ihr ſich vor der 
Geburt des Kindes vereinigt und ihr ein Averfionals 
quantum von 3 bis 400 Thalern bezahlt zu haben, 
wodurd er feiner Verbindlichkeit frei geworden jei; 
allein fie, die Klägerin, habe diefer Behauptung als 
unwahr zu widerfprechen, einmal, weil fie zur Zeit, 
wo jene behauptete Vereinigung geſchehen fein folle, 
noch nicht volljährig geweien, und das anderemal, 
weil Beklagter gar nicht mit ihr, fondern lediglich 
mit ihrem Bater verhandelt habe, mithin das, was 


Hene Folge Bwölfter Iahrgang. 
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der Beflagte gedachter Maafen behaupte, für bie 
Klägerin ald eine res inter alios acta erfcheine. 

Die Klägerin bat um die Berurtheilung des Be- 
klagten in ein alljährliches Ziehgeld von 12 bis 60 
Thlrn. —s —« von Zeit der erhobenen Klage an 
biß zum erfüllten 14ten Lebensjahre ded Kindes, 
fowie für den Fall, daß das Kind vor dem erfüllten 
l4ten Jahre verfterben würde, um Uebertragung des 
Begräbnigaufmandes, nicht minder Ab» und Erftat- 
tung ber Procepfoften. 

Der Bellagte ſchützte ausfluchtsweiſe vor: 

1) daß in der Sache ein Vergleich abgefchloflen, 
das Vergleichöquantum bezahlt worden, die ober 
vormundfcaftliche Behörde auch Kenntniß von dem 
getroffenen Vergleiche erlangt habe, und 

2) die Klägerin ihr Kind nicht felbft erzogen und 
ernährt habe, fondern der Vormund deſſelben. 

Diefe Ausflüchte erläuterte der Beklagte dahin: 

Ad. 

In Folge mehrfacher Unterhandlungen, bei denen 
der Klägerin Bater mehrmals verfichert, daß er ald 
folder und im ausdrüdlichen Auftrage, auch Volls 
macht feiner Tochter, der Klägerin, handele, verglich 
fih der Beflagte mit ihm in feiner vorftehend gedadhs 
ten Eigenſchaft dabin: 

daß der Beflagte wegen aller und jeder Ans 
fprüche aus der Schwängerung der Klägerin, 
der Geburts» und Taufkoſten, fowie der Er- 
nährung und Erziehung des von ihr zur Welt 
zu bringenden Kindes ein Vergleichsquantum 
von 300 Thlen. —⸗ —- bezahlen folle und 
wolle, dann aber auch nicht als Vater des von 
der Klägerin erwarteten Kindes in das Kirchen— 
buch eingetragen werben jolle, 
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Am 24. December 1859 verfügte ſich der Beflagte 
zur Klägerin, traf fie in der Wohnung ihrer Eltern, 
und diefe felbft, perfönlih an, beſprach fich mit den 
genannten drei Perſonen Über den abgefchloffenen, 
vorftehend referirten, Vergleich und wurde berfelbe, 
indem fie fi mit demfelben völlig einverftanden 
erflärten, nochmals ausdrüdlich genehmigt. Bellag- 
ter zahlte hierauf die flipulirte Vergleihsfumme an 
300 Thlr. —⸗ —⸗ baar aus, die Klägerin und deren 
Bater zählten die gedachte Summe dur, fanden 
diefelbe für richtig, nahmen foldhe in Empfang und 
fatteten unter dem von dem Beflagten angenomme- 
nen Berfichern, daß nun Alles abgemacht und ber 
Letztere ald Bater des von ber Klägerin erwarteten 
Kindes in das Kirchenbuch nicht eingetragen werben 
fole, ven Handfchlag ab. Die Klägerin fchrieb als— 
dann die in der Urfchrift producirte Quittung über 
den Empfang der 300 Thlr. — —, die der Bater 
ber Alägerin und fie felbft unterzeichnete. 

Obſchon vergleichsweiſe feſtgeſetzt worden mar, 
daß Beklagter als Vater des erwähnten Kindes in 
das Kirchenbuch nicht eingetragen werden ſolle, ſo 
trat doch der Klägerin Vater nach der Geburt feines 
Enfeld mit dem Beflagten in neue Unterhandlung 
und bewog benjelben zu Bezahlung einer weiteren 
Bergleihsfumme von 50 Thlın. — —⸗. Diele 
Summe zahlte Beflagter am 3. März 1860 baar aus 
und erhielt darüber ebenfalls eine von dem Bater 
der Klägerin und der Lepteren ſelbſt ausgeftellte 
Quittung. 

Das Königliche Gerichtsamt zu B. beftellte den 
Bater der Klägerin zum Vormunde feines mehr 
gedachten Enfels, ftellte über den zwifchen den Par: 
teien abgefchloffenen Bergleih @rörterungen an und 
geftanden in Bolge derſelben fowohl die Klägerin, 
ald deren Vater zu, von dem Beflagten bereits 
350 Thlr. — — erhalten zu haben, fie gaben vor, 
das Geld fei zum Theil verbraudt und wurden 
daher veranlaßt, einen genauen Nachweis über die 
Verwendung des Geldes zu ertheilen. 

Ad 2. 

Der genannte Vormund zeigte noch am 31. Mär; 
1863 der obervormundfchaftlien Behörde an, daß 
er feine Pflegbefohlene felbft erziehe und verpflege, 
die Mutter derfelben diene auf dem Rittergute T. 
Eine Eejfion der etwanigen Rechte des Bormundes 
an die Klägerin war von ihr nicht behauptet und 
noch weniger befcheinigt worden. 

In der Replif machte die Klägerin zwar mehr- 
fache Zugeftändniffe bezüglich der vorgefchügten Aus- 
flüchte, beftritt aber, ihrem Bater zum Abſchluſſe 
des erwähnten Vergleichs Auftrag und Vollmacht 
ertheilt zu haben, indem fie damals noch minderjähs 


tig und mithin nicht im Stande gewefen fei, einen 
Auftrag zu ertheilen. Ohne einen foldyen Auftrag 
fei aber der von ihrem Vater abgefchloffene Vergleich 
ihr gegenüber nichtig, weil der Bater dem Hausfinde 
wohl Rechte und Bortheile erwerben, aber keine Ber- 
bindlichfeiten auflegen fönne. 

Die hierauf ergangenen Entfcheidungen folgen 
nachftehend: 

I 


Beiheid des Königl. Gerichtsamtes zu 
Borna: 

x. „Und weil, anlangend die Hauptfache, zwar 
vermöge langjährigen, in Sachen durch das Mandat 
vom 12. November 1828. $. 5, gebilligten Gericht- 
brauchs die Klage der außerehelichen Mutter, worin 
fie vom Stuprator Mlimentengelder für das Kind 
einflagt, zugelafien wird, das Fundament einer fol 
hen Klage jedoch die Präfumtion einer negotiorum 
gestio der Hagenden Mutter für ihr hierbei ald allein 
berechtigted Subject erjcheinendes Kind ift, nad 
welcher diefelbe legteres nicht nur zeither erzogen und 
ernährt, fondern auch künftig unterhalten werbe; 

vergl. Zeitfcheift für Rechtspflege und Berwal- 
tung, Neue Bolge Bo. 16. ©. 147., Br. 21. 
©. 60 flg. 64. 
nun aber, wie bei Gericht befannt und aus den 
Beilagen der Erceptionsfchrift sub D. Bl. — fig. 
hervorgeht, Klägerin ihr fragliches Kind zeither weder 
felbft erzogen und ernährt, noch ald Dienftmagd 
(vergl. Bl. —) foldyes für die Zukunft zur Erziehung 
überlafien erhalten fann, vielmehr beides, Erziehung 
und Berpflegung, vom mütterlihen Großvater des 
Kindes, ald Bormund, beforgt wird, welchem legte: 
rem ſolchemnach ein Rüdforderungsrecht gegen den 
Stuprator ex negotiorum gestione oder versione in 
rem zuſtehen würde; 
vergl. Zeitfchrift ıc., I. ©. 489. 
mithin hierdurch der Grund der Klage von felbft als 
befeitigt angefehen werden muß; jo hat der Klägerin 
Suchen, immaaßen angebracht, nicht ftatt, fie ift auch 
die Durch Diefen, fowie den Provocationsproceß er= 
wachfenen ge» und aufergerichtlichen Koften Beklagtem 
zu erftatten ſchuldig.“ 
II. 
Urthel des Königl. Appellationsgerichts' 
zu Leipzig: 

„Dieweil 

1) der Anficht der vorigen Inftanz, die Klägerin 
fönne, ungeachtet der ihr ald einer Stuprata an fich 
zur Seite ftehenden Präfumtion, daß fie ihr aufer- 
eheliches Kind nicht nur zeither erzogen und ernährt 
habe, ſondern auch künftig unterhalten werde, doch 
um beöwillen ald Eagberechtigt nicht angefehen wer- 
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den, weil, wie bei Gericht befannt fei und aus ben 
Beilagen der Erceptionsfchrift Bl. — flg. hervorgehe, 
diefelbe ihr Kind weder felbft erzogen habe, noch als 
Dienftmagd ſolches für die Zukunft überlaffen erhals 
ten könne, vielmehr diefe Verpflegung von dem müt- 
terlichen Großvater des Kindes beforgt werde, und 
diefem daher das Küdforderungsreht gegen den 
Stuprator zuftehen würde, nicht beizupflichten gewefen 
ift, da 

a) fünnte auch, was nicht der Fall, durch die 
Bl. — bei Gericht bewirkte, nicht vorgelefgne, fon 
bern nur amtlich contrafignirte Anzeige des Vaters 
der Stuprata und Vormundes des Kindes vom 
31. März 1863 dem Bellagten gegenüber als erwie- 
fen angefehen werben, daß er feine Mündel und 
Enkelin damals ſelbſt erzogen und verpflegt habe, 
dadurch doch nicht zugleich conftatirt fein würde, daß 
er auch noch zur Zeit der fpäteren Klaganftellung 
Erzieher des Kindes gewefen fei, die frühere Er— 
jiehung des lepteren durch den Großvater aber ge- 
genwärtig, wo Alimente von einem früheren’ Zeit- 
punfte, ald von Erhebung der Klage an, überhaupt 
nicht gefordert worden find, ohne rechtliche Bedeutung 
ift, und noch viel weniger die in dem Befcheide er- 
folgte amtliche Beftätigung des Umftandes, daß bie 
Klägerin in ihrer jepigen Stellung als Dienftmagd 
für ihre Berfon der Erziehung des Kindes ſich nicht 
unterziebe, ald rechtlich wirkſam erfcheint, da die 
Verhandlungsmarime dem Richter nicht geftattet, 
von Amtöwegen und ohne vorbergegangene Auffor- 
derung einer oder beider Parteien dazu, zu Ermitte— 
lung der materiellen Wahrheit thätig mitzuwirfen, — 
wäre aber fogar 

b) als erwiefen anzufehen, daß auch nach ber 
Klaganftelung der Klägerin Bater der Natural- 
erziehung feiner Mündelin und Enfelin ſich unter 
zogen babe, diejer Umftand ald bedeutungslos fich 
darftellen würde, da — ganz abgefehen davon, daß 
die Klägerin dieſes Berhältniß durch Ausfcheiden 
aus dem Dienfte, in welchem fie fi jegt befindet, 
jederzeit ändern und dann ihr Kind jelbft erziehen 
fönnte — für das Klagrecht der Mutter eines außer 
ehelichen Kindes gegen ihren Schwängerer es an 
ſich gleichgültig ift, ob diefelbe der Sorge für felbiges 
ſich ſelbſt unterzogen oder befien Erziehung und 
Pflege auf ihre Koften durch Andere habe auds 
führen laffen — ein ®rundfag, welchen dad König- 
liche Appellationsgericht zu Leipzig in Fällen ähnlicher 
Art unter Zuftimmung des Königlichen Oberappellas 
tiondgerichts mehrfach ausgeiprochen hat, 3. B. in 
Sadıen Kapfhmann /. R. Regiftr. B. No. 1390. 
vom Jahre 1861 —, Üüberdem aber felbft für den Fall, 
daß der Großvater das Kind ohne Zuthun feiner 


Tochter ernährt haben follte, bei ben beſtehenden 
nahen verwandtfhaftlichen Verhältniffen in Zweifel 
davon ausgegangen werden müßte, daß berfelbe ber 
Erziehung feiner Enfelin nicht, um gegen den Stu- 
prator ber Tochter ein Klagrecht zu erlangen, fons 
dern aus Liberalität gegen die leßtere und um biefer 
ein Klagrecht gegen den Schwängerer zu verſchaffen, 
fi) angenommen habe, nun aber 

2) Bellagter des Grundes der Klage bei dem 
erften Einlaſſungspunkie geftändig gewefen ift und 
die Bl. — behauptete, Bl. — und — zugeftandene 
vergleihsweife Abfindung der Klägerin mit einer 
Summe von 300 Thlrn. —⸗ —«⸗ Bellagtens Ber 
urtheilung in bem vorliegenden Rechtsſtreite abzus 
wenden nicht geeignet ift, da die Stuprata Bellag- 
tend eigenem Belenntniffe Bl. — zufolge bei dem 
Abſchluſſe ded Vergleichs, wie bei der Empfangnahme 
des Geldes noch unmündig, folglich zu der ebenfalls 
behaupteten ausdrüdlichen Beauftragung ihres Vaters 
nicht befähigt gewefen, übrigens zu diefem mit ber 
unmündigen Stuprata wegen ihres noch nicht bevor- 
mundeten Kindes abgeſchloſſenen Vergleiche, wie 
gleichwohl zu Sicherſtellung des Stuprator gegen 
zufünftige Anfprüche erforderlich gewejen wäre, das 
obervormundfchaftlihhe Decret nicht eriheilt worden 
ift, endlich 

3) bei den Abftufungen, welche bie jegige Inftanz 
bei Beftimmung der Höhe der in dem Mandate vom 
12. Rovember 1828. $. 1. 2. gedachten Alimentens 
gelder zu befolgen pflegt, ſich in dem vorliegenden 
Falle die Zubilligung eines jährlichen Beitrags von 
16 Thlen. — —, ald den derzeitigen Berhältniffen 
Bellagtens entfprechend, barftellt, 


fo ift e8 bei dem BI. — zu lefenden, am 7. Sep- 
tember 1863 publicirten Beſcheide auf die Berufung 
der Klägerin nicht zu laflen; vielmehr ift Beklagter 
das von ihm mit der Klägerin außer der Ehe erzeugte, 
Bl. — näher bezeichnete Kind von Zeit erhobener 
Klage an bis zu deſſen erfülltem viergehnten Lebens— 
jahre zu alimentiren und zu biefem Behufe der Kla— 
gerin einjährliched Ziehgeld von Sechszehn Tha- 
lern — — in vierteljährigen, durch Vorauszahlung 
zu leiftenden Raten abzuführen, auch in dem Falle, 
daß das Kind vor dieſem Zeitpunfte verfterben follte, 
den Begräbnigaufwand zu übertragen, nicht minder 
die Koften erfter Inftang mit Einſchluſſe der durch 
den vorausgegangenen Provocationsproceß entftans 
denen zu erftatten ſchuldig, als wodurch Beflagtens 
Berufung fi von felbft erledigt. 


Die Koften gegenwärtiger Inftanz werben gegen 
einander aufgehoben, da beide Theile remedirt haben 
und reformatorifch zu erfennen geweſen iſt.“ 
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UI. 
Urthel des Königl. Oberappellationsgerichts 
vom 27. Juni 1864: 

„Daß es mit Ausnahme defien, was darin 
wegen der Koften der zweiten Inſtanz erfannt worben, 
nicht bei dem Eingangs gedachten Urthel (2. Inftanz), 
fondern bei dem Beſcheide Bl. — flg. zu laſſen, die in 
jegiger Inſtanz erwachfenen Unfoften aber unter den 
Parteien gegen einander aufzuheben. 

Entfheidungsgründe: 

Man fann im Wefentlichen demjenigen beitreten, 
was in dem vorigen Urthel Bl. — flg. unter 1. a. 
und b. den Gründen entgegengefegt worden ift, aus 
welchen nach BL. — die erfte Inftanz die Bl. — fig. 
erhobene Klage in der angebrachten Maaße verwors 
fen hatte. 

Wenn man befien ungeachtet jetzt zu einer Wie— 
derherſtellung des erftinftanzlichen Beſcheides gelangt 
it, fo beruht dies darauf, daß man der Anſicht der 
zweiten Inftanz entgegen im der von dem Bellagten 
DI. — flg. unter IL. vorgefchügten Einrede der vers 
gleihsweifen Abfindung der Klägerin mit Ruͤckſicht 
auf die bezüglichen Zugeftändnifie der Legteren Bl. — 
und — eine durchgreifende proceßhindernde Ausflucht 
zu erbliden gehabt hat. 

Allerdings ift Klägerin, was ber Beflagte auch 
DI. — zugegeben bat, beim Abfchlufje des ereipirten 
Dergleihs und bei der Empfangnahme des Geldes 
noch minderjährig gewefen, allein diefer Umftand 
thut der Gültigkeit und Wirkjamfeit des ercipirien 
Vergleichs, mwenigftend der Klägerin gegenüber, kei— 
nen Eintrag, da diefer Vergleich, wie Klägerin gar 
nicht in Abrede geftellt hat, durch deren Vater oder 
doch unter deffen Mitwirfung und Beitritt abgeſchloſ— 
fen worden ift. 

Die Klägerin befand ſich damals unter der väter 
lihen Gewalt ihres Vaters. Nun unterliegt e8 aber 
feinem Zweifel, daß nach dem in Sachſen geltenden 
Rechte der Vater die unter feiner väterlichen Gewalt 
ftehenden minderjährigen Kinder, dafern und 
foweit denfelben nicht ein befonderer Bormund bes 
ftellt ift, fowohl vor als außer Gericht vertritt und, 
ohne ein obervormundfchaftliched Decret zu bedürfen, 
gültiger Weife anftatt derſelben handelt, mögen 
Rechte oder Verbindlichfeiten folder Kinder in Frage 
ftehen. 

Hatte alfo der Vater der damals noch minder: 
jährigen Klägerin wegen der Anfprüche diefer feiner 
Tochter aus deren uneheliher Schwängerung mit 
dem Beklagten Verhandlungen gepflogen und einen 
Bergleih abgeichloffen, fo war diefer Vergleich auch 
für die Klägerin bindend, felbft wenn dieſelbe beim 
Abſchluſſe gar nicht concurrirt hatte; ihr fteht daher 


ber Bergleich allemal entgegen. Eine ganz andere 
Frage würde bie fein, ob durch die vergleichöweife 
Abfindung der Klägerin den Rechten des Kindes 
irgendwie präjubicirt worden fei ober ob nicht immer 
noch der Bormund des Kindes für dafjelbe den Bes 
flagten mit Erfolg würde in Anfpruch nehmen fün« 
nen? Dies ift jedoch eine Frage, auf welche hier 
nicht näher einzugeben ift, da ber Altersvormund des 
Kindes — wozu im conereten Falle der Vater ber 
Klägerin beftellt worden — der vorliegenden Klage 
gar nicht als Kläger beigetreten iſt.“ ıc. 


90. 


Ueber die Verbindlichkeit des in culpa befind— 

lichen Vermiethers, dem Abmiether die durch 

fehlerhafte Beſchaffenheit der vermietheten Sache 

entſtandenen Schaͤden zu vergüten und den Beweis 
der diesfallſigen culpa. 


Mitgetheilt von 
Herrn A. — in 


Im Jahre 1862 trat der Kaufmann N. N. gegen 
ven Stadtrath zu L. in Vertretung der Stadtcommun 
Dafelbit, als Vermiethern eined Kellerlocals, mit einer 
Klage folgenden Inhalts auf: 

Bei dem im Eommer des Jahres 1861 vor- 
genommenen Umbaue des an ıc. und der — ſttaße 
gelegenen, der Gommun L. zugehörigen Hausgrund- 
tüds, — genannt, fei auch der angebaute Thurm, 
in dem fich der Eingang in die Kellerräume befunden, 
welche er, Kläger, ichon feit mehreren Jahren zur 
Betreibung ſeiner Weinhandlung miethweiſe innes 
gehabt habe, abgebrochen worden. Da der zwiſchen 
ven Parteien über dieje Localitäten beftehende Mieth—⸗ 
vertrag noch für längere Zeit fortgelaufen, habe es 
zu der von Bellagtem beabfichtigten wefentlichen 
Veränderung derfelben feiner, des Klägers, Zuftims 
mung bedurit. 

In Bolge der hierüber zwifchen ihnen gepflogenen 
Verhandlungen habe er ſchließlich feine Einwilligung 
zu derjelben unter der Bedingung ertheilt, daß, da 
durch den Umbau der bisherige Kellereingang volls 
ftändig verändert worden und die bisher zur Herab- 
laffung der Stüdfäfler in dem Keller vorhandene 
Vorrichtung dadurch ganz in Wegfall gefommen fei, 
Bellagter eine andere derartige Einrichtung in zweck⸗ 
entfprechender Weife auf feine Koften herftellen folle. 

Dies ſei ihm nicht nur zugefagt, fondern auch 


von dem Stadifchreiber ©., im Yuftrage des Stadt- 


raths, mit ihm darüber verhandelt worden, welche 
Gewichtmaſſen die Einrichtung zu tragen habe, um 
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bei ihrer Herftellung die bezüglich der Tragfähigkeit 
erforderlichen Rüdfichten nehmen zu können. 

Kläger habe demzufolge die nöthigen Auskünfte 
ertheilt, insbefondere angegeben, daß größere Stüd- 
fäffer mit ihrem Inhalte ein Gewicht von circa 
26 Gentnern hätten, was Seiten des Stabtfchreiberd 
S. noch die Bemerkung hervorgerufen habe, daß die 
Berechnung der Tragfähigkeit der herzuftellenden Vor⸗ 
richtung mindeftend auf ein Dritttheil höher geſtellt 
werden müßte. 

Nunmehr erft fei der quäfl. Bau vorgenommen, 
und dabei von dem Bellagten, ohne feine, des Klä— 
gers, weitere Zuziehung refp. Befragung, durch von 
Bellagtem erwählte Arbeiter eine Borrichtung her— 
geftellt worden, welche dazu dienen follen, die Fäffer 
in den Keller herabzulaſſen. 

Sie habe in einem fogen. Aufzuge, d. h. einer 
zwiſchen zwei Säulen ſich bewegenden Brüde, be 
ftanden, welche als Unterlage für bie au trandpor- 
tirenden Faͤſſer dienend, zugleich mit diefen durch 
Nachlaffen eines in dazu beftimmte Falzen der beiden 
Säulen herabgehenden Seiles in den Keller herab» 
gelaffen worden fei, im Falle der Nichtbenugung, 
tefp. nach gemachtem Gebrauche aber habe aufgezogen 
und durch dus Seil in der Höhe gehalten werden 
müflen, weil die Brüde gleichzeitig den Berfchluß 
des Kellerd, welcher fonft an jener Stelle nur durch 
eine ſchwache, darüber gelegte Diele verwahrt ger 
wejen, hergeitellt babe. 

Nachdem diefe — zu welcher der Be— 
klagte nach oberwähnter Uebereinkunſt das geſammte 
Material ſelbſt geliefert, fertig geweſen, ſei ſie ihm, 
dem Kläger, zu Michaelis 1861 ohne nähere In— 
ftruction über die Art und Weife der Benugung, 
namentlid) ohne irgend welche Angabe über die Trag— 
fähigfeit des die Brüde haltenden Seiles, zu feinem 
Gebrauche übergeben worden, und er habe, da das 
ſtaͤdtiſche Bauamt dieſelbe für tüchtig gehalten, feine 
Beranlaffung gehabt, daran zu zweifeln, daß bie 
ganze Vorrichtung in der ihm zugeficherten zweckent⸗ 
ſprechenden Weife hergeftellt fei. 

Er habe daher diefen Aufzug in Gebrauch genom- 
men und folchen auch während des Winters 1861 
auf 1862 zur Herablafjung Heinerer Faͤſſer in den 
Keller benust. 

Als jedoch im Frühjahre 1862, d. h. fünf Monate 
nad der Uebergabe, das erite große Stüdfaß, der: 
gleihen nur in dieſer Jahreszeit bezogen werden, auf 
ber bejchriebenen Hängebrüde in der gewöhnlichen 
Weiſe habe in den Keller befördert werden follen, 
fei plöglid, während das Stückfaß auf der Hänge 
brüde gelegen, das Zugſeil zerfprungen, wodurch die 
Brüde mit dem darauf liegenden Faſſe den Halt 


verloren habe und mit ihrer ganzen Schwere in den 
Keller binabgeftürzt, und das Faß in Folge des hefr 
tigen Anpralles gegen den Kellerboden vollftändig 
zertrümmert und fomit deffen ganzer Inhalt an Wein 
auf den Boden des Kellers, refp. in die unter dem⸗ 
jelben befindliche Grube geflofien fei. 

Der ihm, dem Kläger, hierdurch erwachjene Scha- 
den an Wein und Gefäß belaufe fich nad) der in ber 
Beifuge © aufgeftellten Berechnung auf 312 Thlr. 

Unterliege es nun aber feinem Zweifel, daß das 
troß feiner guten und dauerhaften Bauart gänzlich 
zerfchellte Weinfaß, welches fammt Inhalt das Ge— 
wicht von 26 Eentnern noch nicht erreicht habe, ebenſo 
wie die anderen Fäfler wohlbehalten und ohne Be- 
[hädigung in dem Keller angefommen fein würde, 
wenn das Geil nicht zerfprungen wäre, und flelle 
ſich fomit ald die alleinige Urfache des entftandenen 
Schadens lediglich die fchlechte Beſchaffenheit des 
zum Herablafjen beftimmten Seiles dar, fo fönne 
auch nur Beklagten, deſſen mit Herftellung des Aufs 
zuge betraute Beamte in dem verwendeten Seile ein 
zur Tragung einer Laft von 26 Gentnern gänzlich 
ungeeignetes, den Berhältniffen der Localität und der 
Einrichtung durchaus unangemefjened Mittel gewählt, 
die Erfagpflicht hierfür treffen, Bellagter habe auch 
indirect die Behlerhaftigfeit der früheren Einrichtung 
und folgerichtig die. Verbindlichkeit zur Vertretung 
des durch die Fahrläffigkeit feiner beauftragten Arbeis 
ter berbeigeführten Schadens dadurch anerkannt, daß 
derfelbe einen neuen und zwar nunmehr mit halt 
baren eifernen Ketten verjehenen Aufzug auf feine 
Koften hergeftellt habe. 

Nichtödeftoweniger habe ſich derfelbe jedoch, trotz 
mehrfacher Aufforderungen hierzu, bis jept jedes Er— 
fages des dem Kläger durch die frühere unhaltbare 
und unrichtige Ginrichtung des von ihm hergeftellten 
Aufzugs entftandenen Schadens im Betrage von 
312 Thlen. — —s beharrlich geweigert. 

Ueber diefe Klage und Beilage sub O bediente 
Kläger fih des Eidesantrags und bat ſchließlich um 
ein Erkenntniß des Inhalte: 

daß Beflagter Alägerm die in der Beifuge sub O 
berechnete Schädenjumme von 312 Thlrn. — — 
nebft Zinfen des Verzugs von Zeit erhobener 
Klage an zu bezahlen und alle durch diefen 
Proceß erwachienen Koſten ab⸗ und zu erflatten 
ſchuldig. 

Beklagter beſtritt feine Verbindlichkeit zu Ver— 
gütung des geforderten Schädenbetrags aus Grün, 
den, welche in den ertheilten Erfenntmiffen ihre 
Würdigung gefunden haben. Da legtere auch ohne 
ausführlihe Darlegung der Auslaffungen des Bes 
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klagten verſtaͤndlich find, fo verfchreitet Referent fofort 
zu Mittheilung berfelben. 

Das am 18. Juni 1863 publicitte Erfenntniß 
des Bezirksgerichts‘ zu Leipzig ift folgenden 
Inhalts: 

„Daß Bellagter folgender Säße der Klage: 

a) daß durch den im Iften Einlaffungsabfchnitte 
aufgeführten Umbau des die — genannten Haus 
ſes der bisherige Kellereingang vollftändig ver- 
ändert worden, und daß dadurch Die bisher zur 
Herablaffung der Stüdfäffer in den Keller vor 
handene Borrihtung ganz in Wegfall gefom- 
men ſei, 

b) daß von dem Stabtfchreiber S., im Auftrage 
der Bellagten, mit dem Kläger darüber verhan- 
delt worden fei, welche Gewichtsmaſſen die in 
dem 2ten Einlaffungsabfchnitte gedachte ander⸗ 
weite Einrichtung zu tragen habe, um bei ihrer 
Herftellung die bezüglich der Tragfähigkeit er 
forderlichen Rüdiichten nehmen zu fönnen, und 
daß Kläger dem zu Folge die nöthigen Ausfünfte 
ertheilt habe, 

c) daß das im 5ten Einlaffungsabfchnitte enthaltene 
Anführen Seiten des Stadtfchreibers ©. die 
Bemerfung hervorgerufen, daß die Berechnung 
der Tragfähigkeit der herzuftellenden Vorrichtung 
mindeftens auf ein Dritttheil höher geſtellt wer⸗ 
den müßte, 

d) daß Bellagter das gefammte Material zu ber 
im 6ten und Bten Cinlafjungsabfchnitte ermähns 
ten Einrichtung felbft geliefert habe, 

für geftändig und überführt zu achten, dagegen ift 
Kläger den über die Klage angetragenen und ibm 
fol. — jurüdgegebenen Eid über die geleugneten 
Einlaffungsabichnitte 5. 13. 15. bis 23. 27. 28. und 
45. bis 48. dahin: 

1) daß er bei der zwijchen ihm und dem Stadt: 
ſchreiber S. ftattgefundenen, in der Klage ers 
mwähnten Verhandlung insbefondere angegeben, 
daß größere Stückfäſſer mit ihrem Inhalte ein 
Gewicht von circa 26 Gentnern hätten, 

2) daß er die im Gten und ten Ginlafjungsab- 
Schnitte gedadite, ihm zu Michaelis 1861 übers 
gebene neue Einrichtung und den im 12ten Ein« 
laffungsabichnitte erwähnten Aufzug während 
des Winters von 1361 auf 1862 nur zur Herab⸗ 
laſſung fleinerer Fäffer in den Keller benupt, 

3) daß im Frühjahr 1862 das erfte große Stückfaß 
auf der in der Klage befchriebenen Hängebrüde 
in den Keller habe befördert werben follen, daß 
aber, während das Stüdfag auf der Hänge: 
brüde gelegen, das Zugfeil plöglich zerfprungen 
fei, hierdurch die Brüde mit dem darauf liegen- 


ven Faſſe den Halt verloren, in den Keller 
herabgeftürzt, dad Faß durch das Anprallen 
gegen den Kellerboden vollftändig zertrümmert 
worden, und der ganze Inhalt des Stüdfafjes 
an Wein auf den Boden des Kellers, bezüglich 
in die unter demfelben befindliche Grube geflof- 
fen ſei, 

4) daß das vorftehend unter 3. erwähnte Stüdjaß 
von guter und dauerhafter Bauart geweſen, 
fammt Inhalt aber ein Gewicht von 26 Gent 
nern noch nicht erreicht habe, 

5) daß das vorftehend unter 3. gedachte Stüdfaß 
1200 Liter Wachenheimer Wein vom Jahre 
1859 enthalten habe, und daß er diefes Faß 
mit Wein für 240 Thle. — —⸗ erfauft gehabt, 
für daffelde an Fracht, Schröterlohn und Eins 
fchlag, auf die in der Schädenberehnung BI. — 
der Acten gedachte Weife, indem das Gewicht 
des in der Rechnung erwähnten Ohms 355 Pfund 
betragen, 30 Thlr. 8 Ngr. — bezahlt, der Werth 
des zertrümmerten Faſſes aber 20 Thle. — — 
betragen habe, indem zu diefem Preife ein leeres 
Stüdfaß ftets verfauft werde, 

zu fhwören ſchuldig. 

Würde nun Kläger den vorftehend gedachten Eid 
leiften, fo it Beflagter die geflagten 312 Thlr. —⸗—⸗ 
nebjt Zinfen des Verzugs von Zeit der erhobenen 
Klage dem Kläger zu bezahlen, ihm aud die vers 
urfachten Proceßkoſten zu erftatten ſchuldig.“ 

Die beigefügten Entſcheidungsgründe lauten 
alfo: 

„Die im Erfenntniffe unter a. bis d. aufgeführ- 
ten Säge der Klage hat der Beflagte bei der Ein- 
laffung fol. — nicht beantwortet; da aber die darin 
enthaltenen Thatſachen für die Entfcheidung der 
Sade Einfluß haben, fo mußte er diefer Säge für 
geftändig und überführt angefeben werben. Hiers 
nad, und nad den ausdrüdlichen Zugeftänpniffen 
des Beklagten fol. — ift nun von den Behauptungen 
der Klage Holgendes erwieſen: 

1. Der Bellagte hatte, ſchon vor dem Sommer 
1861, feit mehreren Jahren einen unter dem Eck— 
haufe ıc. der —ftraße zu 2. — zur — genannt und 
der Commun 2. gehörig — befindlichen Keller an 
den Kläger, welcher darin eine Weinhandlung betrieb 
und noch betreibt, zu Betreibung dieſes Geſchaͤftes 
vermiethet, und ed befand fich der Eingang zu dieſem 
Keller in einem an diefes Haus angebauten Thurme. 
Diefer Thurm follte bei einem im Sommer 1861 
fattgefundenen Umbaue des obigen Haufes abge- 
brochen und nicht wieder hergeftellt werden, und da 
Kläger bierburch ben bis dahin benugten Zugang zu 
dem Keller verlor, der mit Bellagtem abgefchloffene 
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Mietheoniraet aber noch von längerer Dauer war, 
fo bedurfte ed der Zuftimmung des Klägerd zu der 
von Bellagtem beabfichtigten weſentlichen Veraͤnde— 
rung der dem Kläger vermierheten Sache. 

2. Wegen diefer Zuftimmung find zwiſchen dem 
Kläger und dem Bellagten Verhandlungen gepflogen 
worden, und es hat fchließlich Kläger feine Einwilli- 
gung zu der obigen Veränderung unter der Bedin— 
gung ertheilt, daß, weil durch den Umbau der bie- 
berige Kellereingang vollftändig verändert werben 
und die bis zur Zeit der Verhandlung zur Herab- 
laffung der Stüdfäffer in den Keller vorhandene 
Borrichtung ganz in Wegfall fommen follte, Beflag- 
ter eine andere derartige Einrichtung auf feine Koften 
berftelle. 

3. Es ift mit dem Kläger von dem Stadtſchrei⸗ 
ber S., im Auftrage des Beklagten, darüber verhan⸗ 
delt worden, welche Gewichtsmaſſen die von Bellag— 
tem berzuftellende Einrichtung zu tragen habe, um 
bei der Herftellung die bezüglich der Tragfähigfeit 
erforderlichen Rüdfichten nehmen zu fönnen, Kläger 
bat die deshalb nöthige Auskunft ertheilt, und der 
Stadtſchreiber S. bemerkt, daß die Berechnung ber 
Tragfähigkeit der herzuftellenden Vorrichtung minder 
ftens auf ein Dritttheil höher geftellt werden müfle, 
als Kläger angegeben. 

4. Nach diefen Verhandlungen ift der Bau 
Seiten des Bellagten vorgenommen und dabei von 
diefem, ohne weitere Zuziehung oder Befragung des 
Klägers, durch von Bellagtem erwählte Arbeiter, 
eine Vorrichtung zur Herablaffung der Fäfler des 
Klägers in den Keller, jo, wie fie in der Klage 
Bl. — näher befchrieben, und zwar aus von Bes 
Hagtem allein geliefertem Material, hergeftellt und 
Klägerm zu Midyaelis 1861 zum Gebrauche übergeben 
worden, und Kläger hat, weil dad ſtaͤdtiſche Bauamt 
diefelbe für tüchtig gehalten, feine Beranlafjung ger 
habt, daran zu zweifeln, daß die ganze Vorrichtung 
in der ihm zugeficherten zweckentſprechenden Weiſe 
bergeftellt ſei. 

5. Kläger hat daher den in der Klage gedachten 
Aufzug, nachdem er ihm übergeben worden, in Ge— 
brauch genommen und während des Winters 1861 
auf 1862 zur Herablafjung von Bäffern in den Keller 
benutzt, 

6. im Frühjahr 1862 iſt aber das Zugſeil ge— 
fprungen. 

Enthielte die Klage nichts weiter, ald was nad) 
Borftehendem als zugeftanden vorliegt, fo würde 
man der von dem Bellagten fol. — aufgeftellten 
Anficht, ein Anſpruch auf Erfag eines durch Zer- 
fpringen des Zugſeiles dem Kläger erwachjenen 


Schadens ſei als unfchlüffig abzuweiſen, beizutreten 
gehabt haben, denn es würde der Klage Nahweifung 
des Umftandes gebrechen, daß dem Beflagten, indem 
er einen neuen Aufzug zum Einbringen der Fäfler 
in den Keller anbringen ließ, und dem Kläger flatt 
der früher dazu benugten Vorrichtung vermiethete, 
eine Verſchuldung beizumefjen fei. Wird aber durch 
Leitung des im Erkenntniſſe unter 1. enthaltenen 
Relati dargethan, daß Kläger bei der vorftehend 
unter 3. aufgeführten Verhandlung über die erfor 
derliche Tragfähigkeit des neuen Aufzugs angegeben 
habe, größere Stüdfäffer hätten mit ihrem Inhalte 
ein Gewicht von circa 26 Eentnern, fo war Bellag⸗ 
ter, nach der durch feinen Bevollmächtigten dem 
Kläger abgegebenen Erklärung, verbunden, die Trag- 
fähigfeit der neuen Vorrichtung nicht nur zu 26 Eent- 
nern, fondern fogar noch höher, alfo zu 34 Eentnern, 
berechnen und legtere nach diefer Tragfähigfeit her 
ftellen zu lafjen. Leiftet Kläger ferner das Relatum 
unter 3. und 4., fo ift erwiefen, daß der Aufzug 
nicht einmal eine Tragkraft von 26 Eentnern gehabt 
hat, denn das erfte darauf gebrachte Stüdfaß hat 
noch nicht einmal ein Gewicht von biefer Schwere 
gehabt, gleichwohl aber ift das Zugfeil beim Aufs 
bringen des erften Stüdfafjes gefprungen. Daß dem 
Kläger felbft rüdfichtlich feines Gebahrens mit dem 
neuen Aufzuge während des Winters von 1861 zu 
1862 eine Verſchuldung nicht beizumeſſen fei, wird 
durd; Leiftung des Relati unter 2. dargethan, denn 
hat er bis zu der Zeit, wo das zertrümmerte Stüds« 
faß herabgelaffen werden follte, den Aufzug nur zu 
Herablaffung fleinerer Gefäße benupt, fo hat durch 
diefen Gebrauch eine Beſchädigung des Zugfeiles 
nicht erfolgen fönnen, Kläger war nad) der im Zur 
geftändniß unter 4. enthaltenen Zuſicherung gar nicht 
in der Lage, nur an die Möglichkeit der Entftehung 
einer Befhädigung zu denfen, er war daher auch 
vor Aufbringung des Stüdfaffes gar nicht zu einer 
Prüfung des Tragfeiles verbunden, und da die Ges 
währung der durch Alägern bedungenen Tragfähig- 
feit des Aufzugs von Geiten Bellagtens für die 
Bauer des Gontracted zu gelten hatte, fo ift es 
gleichgültig, ob das erfte Herablafen eines Stüd- 
faſſes zu Michaelis 1861, oder ob es erft nach fünf 
Monaten erfolgte. Hiernach leidet die 1. 19. 8. 1. 
Dig. loc. cond, rüdfihtlih der Verpflichtung des 
Bellagten an ſich volle Anwendung, der der fol. — 
angezogenen Entfcheidung zu Grunde liegende Hall 
aber ift wefentlich verfchieden von dem hier vorlie« 
genden. . 

Was den Schaden felbft anlangt, fo wird das 
Borhandenfein deffelben durch dad Relatum unter 3, 
dargerhan, die Höhe aber durch den Eid unter 5. 


und theilweife unter 4. ermittelt. Daß die ald Werth 
des verlorenen Weines ſelbſt geforderten 240 Thlr. 
—⸗ —s der Einfauföpreis deffelben find, ergiebt ſich 
aus der in der Berechnung fol. — genommenen Bes 
ziehung auf die Factura vom 22. März 1862, deren 
Driginal fol. — zu den Acten gebracht worden ift, 
das Bedenken aber, welches Bellagter gegen Berech— 
nung der Fracht und Spefen des Stüdfaffes an 
30 Thlt. 8 Ngr. — fol. — aufgeftellt hat, befeitigt 
fih dadurch, daß der Kläger beim Wbziehen der 
5 The. 21 Ngr. —» unter dem allgemeinen Aus— 
drude Spefen das vorher aufgeführte Schröterlohn 
und Einfchlag verftanden hat, eine Bezeichnung, 
welche wenigftend in Leipzig ald allgemein verftänd« 
lich betrachtet werden muß, und daß der Abzug an 
5 Thle. 21 Ngr. — nach dem Gewichte des fol. — 
gedachten Ohms erfolgt ift, nach welchem befannt- 
lich Fracht, Schröterlohn und Einſchlag berechnet 
werben. 

Die Entfheidung in der Hauptfache hatte auch 
die Verbindlichkeit des Bellagten, die Proceßloſten 
zu erftatten, zur Folge.” 


Auf die Berufung des Beklagten erkannte das 
Königl. Appellationdgericht zu Leipzig dahin: 
„Daß es bei dem Bl. — anzutreffenden, an dem 
18. Zunius 1863 publicitten Erfenntnifje (1. Inftanz) 
in theilweifer Beachtung ber eingewendeten Berufung 
mit Ausnahme deſſen, was im Eingange defielben 
über die Folgen der mangelhaften Cinlaffung erkannt 
worden ift, nicht zu laſſen; 
würde vielmehr Aläger die ihm Bl. — sub 1—5. 
auferlegten Eide, jedoch mit der Abänderung, daß 
in der Bl. — sub No. 5. zu leſenden Eidesnotul 
anftatt des auf der legten Zeile des gedachten Acten— 
blattes mit den Worten: „für dafjelbe an Fracht“ ıc. 
beginnenden und bis zu deren e fortlaufenden 
Satzes der folgende: 
„für daſſelbe auch 21 She, 22 Ngr. —» an 
Ausgleihungsiteuer bezahlt habe”, 
zu ſetzen ift, ſchwören, fo ift ihm Beflagter die Summe 
von 261 Thlen. 22 Ngr. —- fammt Zinfen des 
Berzugs von Zeit erhobener Klage an zu bezahlen 
ſchuldig, ed werden auch foldenfalls die in dieſem 
Rechtsſtreite in erfter Inftanz entftandenen Unfoften 
unter den Parteien compenfirt, es fönnte und wollte 
denn Bellagter fein erceptiviiches Vorbringen Bl. — 
sub No. 2, binnen dreiwöchiger, von Leiſtung der 
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erfannten Eide an zu rechnender Frift, Klägerm der 
Gegenbeweis, beiden Theilen die Gewiffensrührung 
und andere Rechtöjuftändigfeiten vorbehältlich, wie 
Recht erweifen, fo ergeht weiter ſowohl wegen der 
vorgedachten 261 Ihlr. 22 Ngr. — fammt der davon 
dem Kläger zugebilligten Verzugszinſen, als auch der 
in erfter Inftanz entftandenen Unfoften halber, was 
Recht iſt. 

Dahingegen hat Kläger Suchen, foweit es auf 
ein Mehreres, als ihm in Vorſtehendem zugebilligt 
worden, gerichtet ift, in Maaßen ed angebracht, nicht 
ftatt. 

Die durh Cinwendung des Rechtsmittels vers 
urjachten Unfoften werben unter den Parteien ebens 
falls compenfitt. 

Entfheidungsgründe: 
Nah unzweideutigen Rechtsvorfchriften 
zu vergl. 1. 13. $. 6. 1. 33. D. de damno infecto 
(KXXIX, 2.) , 

fteht dem Abmierher, wenn ſich die ihm vermietheten 
Räumlichkeiten oder Gegenftände in ſchadhaftem Zu- 
ftande befinden follten, zunächſt nur das Recht zu, 
Abftellung der Schaphaftigfeit von dem Abmierher 
zu verlangen, und, falls derfelbe feiner diesfallſigen 
Verbindlichkeit nicht oder nicht genügend entſprechen 
follte, nach Befinden den beftehenden Mierheontract 
einfeitig aufzulöfen. Hinſichtlich des durch die vor— 
handene Mangel» oder Schaphaftigfeit der vermie- 
theten Sache zugefügten Schadens haftet Dagegen 
der Vermiether, dafern er nicht in dieſer Hinficht 
eine ausprüdliche Garantie übernommen hat, wie 
fon aus der zulegt gedachten Gefegesvorfchrift und 
aus dem in 1. 23. D. de regul. jur. (L. 17.) ents 
haltenen allgemeinen Grundſatze hervorgeht, nur für 
eulpa, und fomit nur, foweit er entweder die vorz 
handene Schadhaftigfeit fannte oder diefelbe von der 
Beihaffenheit war, daß er felbige nad Rage der 
Sache bei Beobadtung der ihm obliegenden Sorg- 
falt erfennen mußte. Liegt jedoch der Fall einer 
ſolchen Verſchuldung vor, fo haftet der Vermiether 
für das volle Intereffe. 

zu vergl. 1. 15. $. 8. loc. cond. 

Sintenis, das praktiſche Civiltecht, $. 118. 

Bd. II. ©. 655. (ed. 2.) 
Glüd, Erläuterungen der Bandecten, Bv. XVII. 
©, 359, 
(Schluß in der glelchzeitig erfiheinenden Nummer 55.) 
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Etwas Anderes befagt auch die bereits von ber 
erften Inſtanz Bl. — angezogene 1. 19. $. 1. D. 
loc. cond. (XIX. 2.) nicht, vielmehr zeigt der Jurift 
nur an den dort gedachten Beifpielen, daß, wenn 
ſich der betreffende Mangel, wie allerdings bei Mo— 
biliargegenftänden in der Regel der Kal fein wird, 
bei genauer Anficht ſchon durch die äußeren Sinne 
habe entdecken laſſen, der Vermiether fich mit der 
Unfenntniß derfelben nicht entfchuldigen könne. 

zu vergl. Glück, Erläuterung der Pandecten, 

Bd. XVII. ©. 360 fig. 

Für die Beurteilung des vorliegenden Balles ent- 
fieht daher die doppelte Frage, ob, die Nichtigkeit 
ber in ber Klage behaupteten Thatfachen voraus— 
geſetzt, 
1) anzunehmen ſei, daß der Vermögensverluſt, 
von welchem Kläger betroffen worden zu fein behaup⸗ 
tet, durch die mangelhafte Anlegung des bei p.1.c. 6. 
näher bejchriebenen, von dem Bellagten ohne ſein, 
Klägers, Zuziehen bergeftellten und ihm, dem Kläger, 
miethweiſe überlaffenen Aufzuges, namentlich durch 
die Untauglichkeit des dazu verwendeten Eeiles, ver 
anlaßt worben fei, und 

2) ob von einer Mangelhaftigfeit diefer Art be 
hauptet werden fünne, daß fie der Beklagte bei An— 
wendung ber gehörigen Sorgfalt habe in Erfahrung 
bringen muͤſſen. 

Ad. 

Wenn man in ber gegenwärtigen Inſtanz zu der 
Bejahung diefer Frage gelangt ift, jo beruht Dies 
auf folgenden Erwägungen: 

Der Kläger hat den Nachweis der behaupteten 
Schadhaftigkeit nicht direct, d. h. durch die Bezug— 
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Seiles, aud welchen defjen Untauglichfeit zu Tra- 
gung einer Laſt von 26 Gentnern ohne Weiteres 
hervorginge, fondern indirect, und zwar namentlich 
durch ſolche Folgerungen zu führen unternommen, 
welche er in der Hauptjache aus dem eingetretenen 
Erfolge jelbft abzuleiten verfucht hat. Im Allgemei- 
nen ift die Möglichkeit eines derartigen Beweifes 
nicht in Abrede zu ftellen. Dafern die Cinwirfung 
anderer Umftände gänzlich ausgefchlofien erfcheint, 
techtfertigt unzweifelhaft ſchon ber eingetretene Er— 
folg — hier das Reifen des Seiles — die Schluß: 
folgerung, daß berfelbe durch eine innere Schaphaf- 
tigfeit oder die relative Untauglichfeit des betreffenden 
Gegenftandes felbit herbeigeführt worden fei. Es 
entfteht nun aber die weitere Frage, ob und inmies 
weit derjenige, welcher eine ſolche Schädigung bes 
hauptet und in der vorgedachten, augenicheinlid) 
artificiellen Weife zu beweifen unternimmt, dad Nicht- 
vorhandenfein anderer, zu dem geführten Ausgange 
mitwirfender Thatumftände, resp. die Unmöglichkeit 
einer derartigen äußeren Einwirfung nachzuweiſen 
verbunden ſei. Bei der Beantwortung diefer Frage 
fann zunächft dem Umflande, daß es fih auf den 
eriten Anblid bei dem Nachweije des Nichtvorhanden⸗ 
ſeins derartiger Einflüffe um den Beweis einer reinen 
Negation zu handeln ſcheint, ein entſcheidender Ein« 
fluß nicht beigelegt werden. Bekannten Rechten nach 
ift diefer Umftand ſchon an ſich für die Frage nad) 
der BVertheilung der Beweislaft nicht allein und 
jchledhterdingd maafgebend. Es handelt ſich aber 
hierbei auch nicht, oder doch wenigſtens nicht aus» 
ſchließlich um den Beweis negativer Behauptungen, 
im Gegentheile liegt in diefer Hinficht dem Beweis- 
führer der Nachweis der Bewandiniß, die es mit dem 


eingetretenen Erfolg gehabt und fomit der Nachweis 
derjenigen pofitiven Verhältniſſe ob, unter denen 
derjelbe eingetreten ift. Je länger der Zeitraum ift, 
welcher zwifchen der miethweiſen Uebergabe des be— 
treffenden ©egenftandes und dem Eintritte des ges 
fährdenden Umftandes zwifcheninne liegt, defto größer 
muß natuͤrlich auch die Schwierigkeit eines ſolchen 
Nachweiſes werden, ja bei Gegenftänden, welche ſich 
durch den Zeitlauf jelbit oder durch einen längere 
Zeit forigefegten Gebrauch ihrer Natur nad) abnupen, 
fann derjelbe geradezu unmöglich werden. Dagegen 
if dem Kläger darin beizupflicten, daß, dafern nur 
fonft die Umftände von der Art find, daß fie einen 
Ruͤckſchluß auf die anfängliche Beſchaffenheit des ver: 
mietheten Mobiliargegenftandes geftatten, das Wal, 
ten eines die Hafıpflidıt des Vermierherd ausjchlies 
Benden bloßen Zufalled, oder die Einwirfung einer 
nicht durch die Umftände bedingten äußeren Gewalt 
im Zweifel nicht zu präfumiren ift, demnach aber 
auch dem Mierher der Kegel nad der Nachweis des 
Nichivorhandenfeind derartiger Einwirkungen nicht 
angejonnen werden mag. 

Die Thatfachen, auf welche fih in dem vorlies 
genden Falle der Kläger bezogen hat, find nun fol- 
gende: daß ihm der Aufjug und namentlich Dad 
fraglihe Seil zu Michaelis 1861 zum Gebrauche 
übergeben worden fei, daß er'diefe Vorrichtung nur 
in dem Winter 1861 auf 1862 nur während eined 
Zeitraums von 5 Monaten, und zwar in diefer Zeit 
lediglich zum Herablaffen kleinerer Fäfler benugt 
habe, und daß das Seil im Frühjahre 1862 bei der 
erften Gelegenheit, wo er ein größeres, ein Gewicht 
von circa 26 Gentnern enthaltendes Stüdfaß mit 
felbigem habe in den Keller hinablafjen wollen, zer 
riſſen fei. 

Iſt nun zweifellos anzunehmen, daß ein, wie 
Bellagter Bl. — und in der Anmerkung zu p.l.c. 10. 
Bl. — felbft anführt, zu dem Tragen einer Xaft von 
50 Gentnern beftimmtes, an fih gut und tüchtig 
angefertigted Seil in dem Zeitraume von nur fünf 
Monaten durch den präfumtiv orbnungsmäßigen, 
und nach Klägers annody eidlich feitzuftellender Be— 
hauptung nur befchränften Gebrauch nicht dergeitalt 
abgenupt worden fei, daß daſſelbe hierdurch allein 
die Tauglichkeit, eine Lat von 26 Eentnern zu tras 
gen, verloren habe, und folgt gleichwohl aus dem 
Umftande, daß daffelbe bei der eriten Gelegenheit, 
wo ihm eine folche größere Laft anvertraut worden, 
gerriffen ift, daß demſelben wenigftens zu dieſem 
Zeitpunfte nicht mehr die hierzu nöthige Tragkraft 
beigerwohnt habe, mangelt es hiernächit gänzlid an 
directen Anzeigen einer Einwirkung anderer gefähr- 
dender Umftände, fo erfcheint der Richter auch nad) 
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der Anficht der gegenwärtigen Inſtanz berechtigt, 
wenigftens bis zu dem Beweiſe ded Gegentbeild aus 
dem eingetretenen Erfolge auf eine vom Anfange an 
vorhanden gewefene Schadhaftigfeit oder fonft man« 
gelhafte Conſtruction des Seiles zurüd zu fchließen. 
Selbftverftändiih fann jedoeh durch einen foldyers 
geftalt geführten fünftlichen Beweis immer nur eine 
größere oder geringere Wahrfcheinlicyfeit für die 
Annahme einer fehlerhaften Gonftruction des Geiles 
befbafft werden, und es erjcheint daher hierdurch die 
Möglichkeit ded directen Nachweifes, daß gleichwohl 
das Seil von einer Beichaffenheit geweſen jei, daß 
dafielbe, wenn es in dem fraglichen Winter nur in 
der von dem Kläger eidlich zu erhärtenden Weiſe 
benugt worden, ohne Hinzutreten befonderer Um— 
ftände in dem Frühjahre 1862 noch vollfonmen ge— 
eigner gewefen fein muͤſſe, eine Laft von 26 entnern 
ohne Gefährdung zu tragen, keinesfalls ausgeichloflen. 
Die vesiallfige Behauptung des Bellagten Bl. — 
ftellt fich indeffen der durch die von dem Kläger gels 
tend gemachten, beziehentlich annoch eidlich feitzuftel- 
lenden Thatfachen bergeftellten factifchen Bermuthung 
gegenüber vom proceſſualiſchen Standpunfte aus ald 
eine Erception dar, deren Beweis bei diefem Sach— 
ftande dem Bellagten obliegt, demjelben aber auch 
nicht, wie in, der erften Inſtanz geſchehen, hat ver- 
jagt werden fönnen. 
Ebenfo war die oben 
sub 2. 

aufgeftellte Srage zu bejaben. Schon an fi liegt 
es in den Verpflichtungen eines bonus paterfamilias, 
daß er, wenn er einen Öegenftand zu einem beſtimm⸗ 
ten Zwede herzuftellen hat, dies in einer Weife thut, 
daß dadurch der vorgefchriebene Zweck ohne weſent⸗ 
liche Gefährdung erreicht werden fann. Die im 
Wefentlihen in confessis beruhenden, beziehentlich 
durch Reiftung des Bl. — sub No. 1. geförmelten 
Eides in rechtliche Gewißheit zu fegenden Umftände, 
welche der Heritellung der gedachten Vorrichtung 
(des durch das Seil in Bewegung zu fegenden Auf— 
juges) vorausgegangen find, laſſen nun nicht daran 
zweifeln, daß der Beklagte die Verbindlichkeit über- 
nommen babe, jene Mafchinerie in einer Weife her— 
zuftellen, daß felbige mindefteng die in Voraus auf 
26 Gentner angegebene Laft eines Stüdfafjes Wein 
ohne Gefahr zu tragen geeignet fei. Das Leugnen 
der Klage bei p. 1. e. 3. und 4. ift einerfeits ſchon 
an fich irrelevant, fteht auch mit der bejahenden Klag— 
beantwortung in p. l. ce. 11. in birectem Wiver: 
fpruche, Andererfeitd hat man zwar die in der An- 
merfung zu p. 1. c. 4. Bl. — gerügte Unfchlüffigkeit 
bes betreffenden Klagvorbringens anzuerfennen, und 
es erfcheint diefer Mangel auch durch die unterbliebene 
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Einlaffung auf den Bl. — sub — hervorgehobenen 
Sag der Klage um fo weniger ſanirt, als leßterer 
über die Art und Weife des behaupteten Auftrages 
feine genügende Auskunft giebt. Bedurfte es jedoch, 
wie in p. J. c. 1. eingeftanden, der Einwilligung bes 
Abmietherd zu dem vorgenommenen Umbaue des 
fraglichen Kellereinganges und fnüpfte ber letztere, 
wie in p. I. c. 2. ebenfalls ausdrüdlich eingeräumt 
worden ift, feine biesfallfige Genehmigung an die 
bort gedachte Bedingung, fo ift in dem Umftande, 
daß der Beklagte hierauf den Umbau thatfächlich vor- 
genommen hat, zweifellos eine aus concludenten 
Handlungen zu folgernde Genehmigung jener Bes 
dingung zu erbliden. Abgeſehen bavon, ob bierin 
nicht eine ausdrüdliche Garantie der Tragfähigkeit 
des Aufzuges zu erbliden fei, hat Bellagter jevens 
falld die facta et neglecta feiner mit der Ausfüh- 
rung und Prüfung des Werfes betrauten Beamten 
zu vertreten. Daß dagegen Kläger feinerfeits den 
mehrerwähnten Aufzug ohne nochmalige Prüfung 
ber Tragfähigfeit des Seiled an» und in Gebrauch) 
genommen hat, erfdeint um fo weniger geeignet, 
eine eigene culpa defjelben zu begründen, als nad) 
ben Erflärungen des Beklagten in p. J. c.8. und 11. 
fowie in der Anmerkung zu p. 1. c. 10, für den ge 
genwärtigen Proceß feftfteht, daß die fragliche Ein- 
richtung von dem ftädtifchen Bauamte, und fomit 
von Berfonen, von welchen Kläger vorausfegen 
mußte, daß denfelben die zu einer ſolchen Beurthei— 
lung notbwendigen techniſchen Kenntniffe beigewohnt 
haben, amtlich geprüft und für tüchtig erklärt worden 
war, Bellagter auch felbft anführt, daß der BI, — 
benannte Rathsbauinipector bei biefer Gelegenheit 
dem Kläger ausprüdlich erflärt habe, daß das Seil 
eine Tragfähigfeit von mindeftens 50 Centnern habe. 
Offenbar fonnte fi unter diefen Umftänden der 
Kläger einer anderweiten Prüfung für überhoben 
achten. Daß derjelbe gleichwohl die mangelhafte 
Gonftruction des Aufjuges gefannt habe, it von dem 
Bellagten nicht behauptet worden, auch fonft aus den 
Acten nicht zu erſehen, und es fihlagen daher bie in 
1. 13. $. 6. de ‚damno infecto aufgeftellten ®rund- 
fäge, welche von dem Falle handeln, wo der Abmie— 
ther die gefährdende Beichaffenheit des ermietheten 
Gegenftandes binlänglich gefannt hat, 

zu vergl. Sintenis, a. a. D. ©. 655. bei 

not. 63. 
bei dieſer Sachlage nicht ein. 
8 

Die Würberung des eingetretenen Schadens 
anlangend, iſt man mit der erften Inſtanz darüber 
einverftanden, daß das in der Bl. — zu lefenden, 
einen integrirenden Theil der Klage bildenden Be: 


rechnung enthaltene Anführen, der Anfag von 240 
Ihlen. —⸗ —- berube auf der Factura von bem 
22. März 1862, im Zweifel dahin verftanden werben 
muß, Kläger wolle behaupten, der fragliche Wein 
fei ihm ſelbſt bei der erfolgten Zufendung zu bem 
Preiſe von 240 Thlen. —⸗ —»s facturirt worden. 
Weiter giebt auch die Zte Poſt der gedachten Red» 
nung zu feinem Zweifel Anlaß. Dagegen mangelt 
es, den 2ten Anſatz anlangend, namentlich aud) in 
Berüdfichtigung des gebrauchten Eidesantrages, an 
denjenigen factifchen Unterlagen, welche zu der Prü- 
fung der Richtigfeit ded gemachten Abzuges für das 
gleichzeitig zu der Berladung gefommene Ohm Wein 
erforderlich fein würden. Die nah Bl. — erfolgte 
Induction der angeblichen Originalfactur ift zweifel- 
108 als verfpätigt anyufehen, und farm dem infoweit 
unfchlüffigen Klagvorbringen, zumal der Bellagte 
der in der BI. — erfichtlihen Auslaffung zu finden- 
den Aufforderung, ſich noch nachträglich hierüber zu 
erflären, nah Bl. — nicht entfprochen hat, nicht 
aufhelfen. Ebenſo mangelt e8 an den nöthigen 
factiihen Unterlagen, um den Bellagten in Erfag 
des eventuellen Berfaufspreifes für das Faß zu ver- 
urtbeilen. Die Klage enthält in diefer Hinficht nichte, 
ald die Behauptung, daß felbiges in Folge des hef⸗ 
tigen Anpralles volltändig zertrümmert worben fei. 
Da hierdurch nicht, wie hinfichtlich des Auslaufen 
des Weines, eine volltändige Bernichtung des Mates 
rials bedingt erfcheint, würde e6 zu der Begründung 
diefed Anfpruch® entweder des weiteren Nachweiſes, 
Daß die einzelnen Theile des zertrümmerten Faſſes 
völlig werthlod geweſen feien, oder eines diesfalls 
zu machenden Abzuges an dem eventuellen Berfaufs- 
preife, oder des Erbietend Klägers, zu Ausantwors 
tung der betreffenden Dauben und Reifen u. f. w. 
bedurft haben. 


War biernah aud die eingewendete Berufung 
nur zum Theile zu beachten und demnach das erft- 
inftanzliche Erfenntniß in mehreren Punkten zu bes 
ftätigen, fo erichien ed doch deutlicherer Ueberſicht 
halber fachentjprechend, unter Wiederaufnahme der 
zu beftätigenden Verfügungen ein der Form nad 
allenthalben reformatorifched Erfenntniß abzufafien. 


Da der erhobene Anſpruch zum Theile in der 
angebrachten Maaße abzumweifen war, fo rechtfertigt 
ich die ausgeſprochene Eompenfation der Koften eriter 
Inſtanz von jelbit. Die Eompenfation der Appellas 
tionsfoften ift Folge des eingetretenen theilweifen 
Wechſels der Erkenntniſſe.“ 

Gegen dieſes Urthel remedirten beide Theile, 
allein das Königl. Oberappellationsgericht be— 
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fätigte unterm 21. April 1864 die secunda unter 
Beifügung folgender Entfheidungsgrünbde: 

„Weder Bellagtens, noch Klägers Rechtömittel 
bat dem Oberappellationdgericht zu einer Reforma- 
toria Beranlaffung bieten mögen. Anlangend 

A. Beflagtens Berufung, 

fo fann Man bie von ihm gegen die Statthaftigfeit 
der Klage im Allgemeinen erhobenen Bedenken nicht 
für Durchfchlagend erachten, weil Man in der Anmer: 
fung zu pet. 1. c. 10. Bl. — ein dietum und pro- 
missum erblict, welched den Kläger der Berbindlichfeit 
zu Prüfung des ihm von dem Beklagten hergeftellten 
neuen Aufzugs enthob, und weil bei der verhältniß- 
mäßigen Kürze der Zeit, welche zwifchen ber Her— 
ftellung jenes Aufzugs und dem ben Kläger fchädis 
genden Ereignifle innen liegt, bis auf Weiteres 
allerdings angenommen werden muß, baß bie fehlew 
hafte Befchaffenheit der Vorrichtung zur Zeit ber 
Ablieferung den Grund zu jenem Ereignifie abgege- 
ben habe, 

Ob es unter diefem Gelichtspunfte der Conſtati— 
rung weiterer Thatfachen durch den Eid des Klägers 
bedurft hätte, kann dahin geftellt bleiben, da dieſer 
gegen das Erfenntnig Bl. — (Die prima) nicht remes 
dirt hat, und diefe Eide dem Bellagten offenbar nicht 
zur Befchwerde gereichen, ald wodurch ſich aud das 
BI. — Bemerkte erledigt. 

Keinenfalls fann dem Kläger der directe Beweis 
ber Negative angefonnen werden, daß innerhalb 
feiner Diligenzfphäre liegende, aus regelwidriger 
Behandlung oder äußern Einflüfien hervorgehende 
Urfachen jenes Ereigniffes — wozu neben den im 
Berfahren erwähnten, nach Befinden auch Beſchädi— 
gung durch Thiere gerechnet werden fünnten — nicht 
vorhanden gewejen feien, und genügt gegen die wies 
derholte Bezugnahme Bellagtens auf einen früheren 

Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, 1847. 

©. 233. 
mitgetheilten Vorgang eben der nochmalige Hinweis 
darauf, daß der vorliegende Fall ſchon durch die 
Griftenz des dieti et promissi wejentlich von jenem 
fi unterfcheidet. 

Dagegen ift 
| B. zu Klägers Berufung 

Folgendes zu bemerfen: 

Das Oberappellationsgericht hatte, wie aus dem 
ad A. Bemerften bereits hervorgeht, die Klage unter 
dem Gefichtspunfte für jchlüffig zu befinden, daß die 
Untauglichfeit des vom Bellagten bergeftellten Auf 
zugs präfumtiv bereitd bei der Aufftellung vorgelegen 
habe, und daß Kläger fih in Folge befonderer Um— 
flände — nämlich des in der Klage nur angedeuteten, 
jevoh vom Bellagten unumwunden eingeräumten 


dieti et promissi — ber eignen Prüfung der Taug- 
lichkeit der Vorrichtung überhoben erachten fonnte. 

Wenn Kläger jegt Bl. — hervorhebt, daß ein 
Hauptfeil für den fraglichen Zwed ein ganz ungeeig⸗ 
netes Inftrument gewejen, fo mag dahin geftellt bleis 
ben, inwiefern ihm die Ausführung diefer Behauptung 
im Gegenbeweiſe von Rupen fein kann, bafern Bes 
Hlagter die Tauglichkeit der Vorrichtung zur Zeit der 
Uebergabe beweijen follte. Zur Zeit läßt fich ind 
befondere aus dem Grunde über diefen Punkt nichts 
Näheres fagen, weil fich über die Beichaffenheit des 
betreffenden Kellers in Bezug auf Beuchtigfeit — 
welche hinwiederum duch Handlungen Klägers, wie 
Zuſetzen der Luftlöcher u. dergl., gegen ben gewöhns 
lihen Zuftand verändert worden fein fann — und 
über die Eonftruction ded Aufzugs, und daß darnach 
das Seil nothwendiger Weije für die Regel ber 
feuchten Kellerluft in einer ein gutes Hanffeil ers 
ftörenden Weife ausgejept bleiben müffen, zur Zeit 
irgend nähere Angaben in den Acten nicht finden; 
übrigend die Beurtheilung folder Umftände doch 
zunaͤchſt Sachverſtaͤndigen anbeim fallen müffen. 
Inwieweit bei einem Mierhvertrage Nichtberüdfichti 
gung folder Umftände Seiten des mit den Rocalitäten 
befannten Klägers bei Uebernahme der Vorrichtung 
vemfelben jeden Vorwurf einer auf feiner Seite vors 
liegenden Unbedachtſamkeit erfparen laffe und inwie— 
fern, wenn der fchnellere Verderb der Vorrichtung 
durch die örtliche Beichaffenheit fo offen indicirt war, 
es jeine Sache geweſen wäre, vor jedesmaliger fpäs 
terer Benugung die Tragfähigkeit der Vorrichtung 
durch Belaftung mit einem andern Materiale, als 
Weinfäffern, prüfen zu laffen, mag vor der Hand 
dahingeftellt bleiben. Soviel ift jedoch Far, daß, 
wenn in dem befannten Falle der locatio vitiosorum 
doliorum der Ermiether wiſſentlich, das heißt die 
Durchläſſigkeit kennend, ſolche benutzt, auch der 
Römiſche Juriſt demſelben ſchwerlich den Vorwurf 
eigner mit der des Vermiethers ſich compenſirender 
culpa erſpart haben wuͤrde. 

Anlangend die Bl. — berührten partiellen Ab» 
weifungen der Klage, fo erhellt weder aus der Rech— 
nung Bl. —, wo für das Stüdfaß das Gewicht 
fehlt, no aus der Factura Bl. —, wo zwar das 
Litreverhältniß fpeciell zu erfehen, dagegen die Ges 
wichtsangaben, welche fih nach der Größe der Ge- 
binde im Berhältniffe zum Inhalte befanntlich ſehr 
verfchieden geftalten fünnen, ermangeln, fo viel 
Material als erforderlich, um ein Erempel zu con« 
ftruiren, auf befien Grund Kläger zum Eide gelajjen 
werben fönnte. 

Wegen des Faßwerthes dagegen ift, dad Durch« 
greifende der Gründe voriger Inſtanz dahingeftellt, 
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aus BI. — fo viel Mar, daß Kläger den Faßwerth 
nit neben dem Weinpreife fordern kann, da laut 
jener Bactura die Fäfler gratis geliefert find, alfo, 
infofern nicht anzunehmen, daß der Weinhändler mit 
dem betreffenden Betrage dem Kläger ein Geſchenk 
machen wollen, angenommen werben muß, daß diefer 
Faßwerth im Weinpreife mit inbegriffen ift. 

Nach alledem lag auch in Bezug auf den Koften- 
punkt Beranlaffung zur Reformatoria nicht vor, wie 
die Dispofition in Betreff der Koften gegenwärtiger 
Inſtanz nothwendige Folge des Umftandes if, daß 
von beiden Seiten Rechtsmittel vorgelegen.” 


91. 


Bei Subhaftationen ift den bei der fubhaftirenden 
Behörde angeftellten Subalternen das Mitbieten 
nicht unterjagt. 


Mitgetheilt von 
Herrn 9, in €. 


In der vor dem Königlichen Gerichtsamte E. 
anbängigen Erecutionsllagfadhe 3.8, Klägers, wider 
die verehel. L., Bellagte, war auf des Erftern Ans 
trag Termin zur nothwendigen Berfteigerung des 
Beldgrundftüds der Leptern auf den 17. März 1864 
anberaumt worden. In diefem Termine hatten ſich 
der Bürgermeifter und Advocat M. zu E., der Re— 
giftrator K. und der Grund» und Hypothefenbucdh- 
führer W., beide bei dem Gerichtsamte E. ange: 
ftellt, ald Licitanten angegeben, und ed war das 
fragliche Grundſtück dem Regiſtrator K. für das 
Meiftgebot von 60 Thlen. —⸗ — =» zugefchlagen 
worden. Die verchel. 2. hatte num erflärt, daß fie, 
da eigentlich nur ein Licitant, der Advocat M., er 
fhienen, indem die beiden Anderen zum Bieten nicht 
berechtigt gewefen feien, von ihrem Rechte, einen 
beffeen Käufer für das Grundſtück zu ftellen, Ge— 
brauch machen wolle, gegen weitere Fortftellung des 
Verfahrens, fowie gegen Eintragung des Erfteherd 
K. ald Befiper proteftirt und gegen Zurüdweifung 
igrer Proteftation eventuell appellitt. Das Ge— 
richtsamt E. hatte fie darauf mit ihrer Proteſtation 
mittelft befonderer Bejcheivung aus folgenden Grüns 
den abgewiefen: 

„Die Erf. Proc.Ordn. ad, tit. XXXIX. $. 19. 
bat duch die Vorfchrift: 

daß, wenn in dem Subhaftationstermine blos 
ein Licitant ſich einfindet, der Richter mit fel- 
bigem ſich über einen billigen Preis für das 
fubhaftirte Gut vergleichen und ihm folches 
nichtödeftoweniger, jedoch mit Vorbehalt einer 


ſechsmonatlichen Reluitionsfchrift für den Eigen- 

thümer, zufchlagen foll, 
wie Seiten des Königlichen Oberappellationdgerichts 
nach dem im 

Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, Jahrg. 1857. 

Seite 92. 
abgedrudten Präjudiz erfannt worden, per indirec- 
tum ausgefprochen, daß für die Gültigfeit des Zus 
ſchlags des fubhaftirten Orundftüds und das Meift- 
gebot mit dem Effecte der Unwiderruflichkeit das 
Vorhandenfein von wenigftens zwei Lieitanten 
im Termine ein wefentliches Erforberniß bilde, 

In dem vorliegenden Falle find nun nad; Aus- 

weis der Acten drei Licitanten, nämlich 

der Bürgermeifter und Advocat M., 

der Grund⸗ und Hypothefenbuchführer W. und 

der Regiftrator A, 
im Subhaftationstermine anwefend gewefen, und 
haben fich diefe zum Bieten angegeben, und wirklich 
drei Gebote gethan, worauf die zu fubhaftirenden 
Immobilien dem leßtgenannten Licitanten um das 
Meiftgebot von 60 Thlen. — —⸗ zugefchlagen wor⸗ 
den find. 

Bei diefem Berfahren ift das Requifit der Mehr⸗ 
heit der Licitanten bis zum Beweife des Gegentheils 
um fo mehr für erfüllt zu betrachten, als außerdem 
bei den drei erjchienenen Licitanten ein auf die Ums 
gehung des Gefeges gerichteter dolus vorauszufegen 
wäre, welcher weder nach allgemeinen Grundfägen 
die Vermuthung für fi bat, noch aus dem Um— 
ftande, daß die einzelnen Gebote bei Weiten bie 
Höhe des Tarwerthes nicht erreicht haben, zu folgern 
ift, welcher aber auch von Ihnen weder behauptet, 
noch nachgewiefen worben ift. 

Wenn Sie weiter glauben, daß die unter No. 2. 
und No. 3. oben namentlich aufgeführten Licitanten, 
weil fie bei dem fubhaftirenden Gericht als Sub— 
alternen angeftellt, eigentlich nicht hätten mit bieten 
dürfen, und daß in Wirklichfeit nur ein Licitant in 
der Perfon des Bürgermeifterd und Advocat M. 
vorhanden gewefen, fo ift Ihnen einzuhalten, daß 
zur Zeit fein Geſetz eriftirt, welches ben bei einer 
Gerichtsbehörbe angeftellten Perfonen das Mitbieten 
bei Berfteigerungen beweglicher und unbeweglicher 
Sachen unterfagte, und fommt ed aus diefem Grunde 
oft vor, daß bei Verfteigerungen von Nachlaßmobi— 
lien, von Zolleonfiscaten und dergl. auch Beamte, 
jelbft wenn fie bei der verfteigernden Behörde ange- 
ftellt find, mit bieten. 

Auch ift in der Praris 

vergl. Oſterloh, ordentl. Proceß, $. 365. not. 6. 

der 2. Aufl. 
bei einer nothiwendigen Subhaftation dem Richter im 
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Allgemeinen, und wenn es fi nicht um bie Sub— 
haftation eines Mündelgutes handelt, das Bieten 
durchaus nicht unterfagt, mithin fann es anderen 
Beamten, die mit Vornahme der Subhaftation nicht 
einmal beauftragt find, die auch fonft, wie etwa, als 
Gerichtöbeifiger, an der Subhaftation nicht Antheil 
genommen haben, noch viel weniger unterfagt fein. 
Auch würde, wenn dies wirklich der Ball wäre, ber 
Beamtenftand im Vergleich zu dem übrigen ‘Bublifum 
ungleich fchlechter geitellt fein. 

Wenn 

Dfterloh, ordentl. Proceß, $. 69. not. 10. ber 

2. Aufl. 

N 24. December 1680 

eines Befehld vom —— 1 
nach welchem Beamtete im Amtöbezirfe feine Bauer 
güter an fich bringen follen, wenn ferner nah dem 

Mandat vom 14. September 1822. (Geſetzſ. v. 3. 

1822. ©. 425.) 

Juſtiz⸗ und Rentamtsleute in ihren Amtsdörfern nur 
"mit Erlaubniß der Regierungsbehörde Bauergüter 
erwerben dürften, fo find '— ganz abgefehen da- 
von, daß im vorliegenden Falle nur zwei einfache 
Feldgrundftüde, nicht ein ganzes Bauergut in Frage 
befangen find und daß der Erftcher nur ein Sub» 
alternbeamter ift — alle dieſe ältern Beftimmungen 
durch das 

Geſetz vom 13. Juni 1837. (Geſetzſ. v. 3. 1837. 

©. 67.) 
ausdrüdlich aufgehoben worden, fo daß alfo gegen: 
wärtig Bauergrundftüde von jedem des Erwerbs von 
Grundftüden Fähigen erworben und bejeffen werden 
fönnen. 

Daß bei der Subhaftation ein fo auffallend ges 
ringes Meiftgebot erlangt worden, ift nicht Schuld 
des Gerichts, von welchem die üblichen Subhafta- 
tionsbefanntmachungen in legaler Weife erlafjen und 
veröffentlicht worden find, und liegt der Grund dafür 
jedenfalls darin, daß bei der jegigen Geihäftsftifig, 
die bei der vorzugsweiſe gewerblichen Bevölferung 
des Amtsbezirks doppelt fühlbar ift, ſich auch die 
Nachfrage nah Grunpftüden gemindert hat, wie denn 
gegenwärtig noch Grundftüde, welche der Stadtrath 
zu T. als Hypothefengläubiger im Wege der noth— 
wendigen Subhaftation eritanden, von erfterem ver 
geblih zum Berfauf aus freier Hand feilgeboten 
werden. 

Wäre aber auch felbft den oben unter No. 2. 
und 3. aufgeführten Licitanten das Bieten aus dis— 
eiplinellen Gründen unterfagt gewefen, fo würde 
man dennod behindert fein, den Regiftrator K. ſei— 
ned Grfiehungsrechted ohne Weiteres für verluftig 
zu erflären, da über Ihre Anträge und Anfprüche 


noch gebenft, 


jevenfalld nur nach vorgängigem rechtlichen Gehör 
der fämmtlichen Betheiligten, namentlich auch Ihrer 
Hypothefengläubiger, mittelft förmlichen Erkenntniſſes 
und nicht im bloßen Reſolutionswege entſchieden 
werben fann. Unter diefen Umftänden muß «es 
Ihnen überlaffen bleiben, mit Ihren Anfprücen, 
Anträgen und Befchwerden, gegen wen Gie Sich 
damit fortzulommen getrauen, im Rechtswege hervor⸗ 
zutreten.“ 

Auf erfolgte Berichtserſtattung wurde ſodann 
von dem Bezirksappellationsgeticht unter dem 
26. April 1864 folgendermaaßen entſchieden: 

16. „Wenn einerfeitd die Dispofition des Befeh— 
a a O md des Mandates vom 
14. September 1822 durch das Geſetz vom 13. Juni 
1837 wieder aufgehoben worden, andererfeitd, ganz 
abgejehen hiervon, der in jenen Geſetzen erwähnte 
Fall hier gar nicht vorliegt, da es fich hier um bloße 
Feldgrunpfiüde handelt und deren Erfteher nicht 
Juſtiz- oder Rentbeamter, ſondern nur ein Sub» 
alternbeamter des Procefgerichtes ift, übrigens ans 
genommen felbit, daß bierunter eine gefepliche Vor- 
fchrift verlegt worden, in feinem Falle im Verord⸗ 
nungswege und mittelſt bloßer Reſolution, die 
Subhaſtation würde wieder aufgehoben, vielmehr nur 
nach vorgängigem Gehör fämmtlicher Betheiligten, 
mittelit Erfenntniffes die Frage, über die Gültigkeit 
des Subhaftationsverfahrens würde zum Austrage 
gebracht werben fünnen; jo hat das Königl. Appel 
lationsgericht die Berufung als unbegründet zu ver- 
werfen beſchloſſen.“ ac. 


led vom 


92. 


Beſitz- und Eigenthumserwerb durch einen ne- 
gotiorum gestor, beziehentlid Mandatar. — 
Mandat zu Beforgung der Gefchäfte eined Drit- 
ten. — Gompromiß der Parteien, daß von einer 
förmlichen Klaganftellung abgefehen und nach Ab— 
ſetzung eined an fih unregelmäßigen Verfahrens 
eine richterliche Endentſcheidung ertheilt werde, 


(Nachtrag zu dem Jahrg. 1862 dieſes Wochenblattes 
©. 425 flg. georudten Rechtsfalle.) 


Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 
Gegen die Entſcheidung dritter Inſtanz appellir— 
ten nochmals fowohl der Gütervertreter, ald zwei 
der in Frage fommenden Vindicanten, Während die 


439 


Berufungen des Erfteren, fowie des Bindicanten 
von ©. aus formellen Gründen als unzuläffig ver 
worfen wurden, wurde dagegen auf das Rechtsmittel 
der zweiten Vindicantin, verw. K., die brittinftangs 
lihe Entſcheidung aus nachftehenden Gründen bes 
flätigt: 

„Was die Berufung Therefen Carolinen verwitt- 
meter R., welche nur in Betreff der erften, zweiten 
und ſechsten Bejchwerde Bl. — fig. als zulaͤſſig fich 
darftellt, betrifft, fo hat Man bei anderweiter Erwä— 
gung der Entſcheidung voriger Inftang, Durch welche 
die Appellantin zu Anitellung ordentlicher Klage 
gegen den Gütervertreter verwiefen worden ift, feine 
Zuftimmung nicht verfagen fönnen, weil Vindicationd- 
anfprüce in der Regel nicht im Liquidationsverfah- 
ten, fondern im ordentlichen Rechtswege durch Klag— 
anftellung ausgeführt werden müjfen und eine Aus: 
nahme nur dann geftartet ift, wenn die Parteien ihr 
Einverftändniß, dag über die gedachten Anfprüche 
im Locationsurthel erfannt werde, zu erfennen geges 
ben haben und die Sache bereits dergeftalt vorbereitet 
ift, daß fie reif zu einer definitiven oder interlocutos 
riſchen Entſcheidung erfcheint, die zulegt erwähnte 
BVorausfegung aber im vorliegenden Falle zu vers 
miffen it, da aus den von der Appellantin beis 
gebrachten Urkunden keineswegs mit der erforderlichen 
Beitimmtheit hervorgeht, daß ihr Benollmächtigter, 
Advocat Julius T., die in den Urfunden benannten 
Greditactien vom Directorium des G.'r Steinkohlen- 
actienvereind für fie, die Appellantin, als Zahlung 
erhalten und in Befig und Verwahrung genommen 
habe. Dasjenige, was von der Appellantin gegen 
diefe Anficht Bl. — flg. vorgebracht worden ift, vers 
dient feine rechtliche Beachtung. 

Zuvörderft legt die Appellantin Bl. — fig: darauf 
Gewicht, daß das Directorium in der Uebereignunge- 
urfunde vom 4./18. November 1857 erflärt habe, 
daß daſſelbe den darin benannten drei Gläubigern 
hierdurch 68 Süd Actien der Coburg. Gothaifchen 
Ereditgefellfchaft nebft Dividendenicheinen in Abjchlag 
auf deren Forderungen übereigne. Nun iſt bereits 
in früherer Inſtanz Bl. — nicht beftritten worden, 
daß aus der gedachten Urkunde der Entfchluß und 
der Wille des Directorii erhellt, die Ereditactien den 
drei Gläubigern an Zahlungsftatt zu überlaffen. 
Allein diefer Entſchluß ift fo lange einflußlos, als 
nicht die Appellantin nachzuweiſen vermag, daß die 
gedachte Willensmeinung des Directorii gegen fie 
oder ihren Öeneralbevollmächtigten erflärt und von 
ihe oder von ihrem Mandatar acceptirt worden ift. 
Unter diefen Umftänden hängt die Entfcheidung 
lediglich von der Frage ab, ob aus dem Empfangs— 
befenntniffe des Apv. T. vom 23. November 1857 


hervorgeht, daß zwifchen lepterem, als Bevollmäd- 
tigtem der Appellantin, und dem Directorium eine 
datio in solutum in Betreff der jetzt geforderten 
Greditactien zu Stande gefommen fei. In der ger 
dachten Urkunde hat jedoch Advocat T nur fo viel 
erklärt, daß er von dem Directorium bed Actienvers 
eins für das Steinfohlenwerf zu G. 68 Stück Actien 
der Coburg⸗Gothaiſchen Actiengefellfchaft nebſt Talons 
und Dividendenſcheinen, ingleichen die obenerwähnte 
Uebereignungsurfunde fammt Nachtrag mit dem 
Auftrage übergeben erhalten habe, diefe Bapiere nach 
den Beitimmungen der angesogenen Uebereignungd« 
urfunde im Namen und für Rechnung der in ber 
legteren benannten drei Oläubiger des Actienvereind 
zu afferpiren und bis auf Weiteres die Dividenden 
der gedachten Actien feiner Zeit zu erheben und for 
weit thunlich werbend anzulegen. Den erjchöpfen- 
den Rationen der vorigen Inftanz Bl. — flg., durd) 
welche nachgewieſen worden ift, daß Inhalts des 
nurerwähnten Empfangsbelenntnifies Advocat T. die 
fraglichen Papiere und Actien nicht ald Mandatar 
oder Geſchaͤftsführer der drei Gläubiger, fondern 
lediglich im Auftrage des Director in Verwahrung 
genommen habe, und namentlich diefer Auffaflung 
der Beifag, daß die Werthöpapiere nach den Beitim- 
mungen ber Uebereignungsurkunde im Namen und 
für Rechnung der Gläubiger zu aſſerviren feien, nicht 
entgegenftehe, ift allenıhalben beizupflichten. Indem 
Man fih auf die gedachten Rationen bezieht, bemerft 
Man zu Widerlegung des Bl. — flg. Borgebrachten 
Folgendes; 

Der Umftand, daß Advocat T. zur Zeit der Aus— 
ftellung des Empfangsbefenntniffes vom 23. Novems 
ber 1857 von der Appellantin als ihr Generalbevoll- 
mächtigter beftellt worden ift, erſcheint einflußlog, 
weil aus dem Belfenntniffe des Advocat T. nicht er= 
heilt, daß er im Namen der Appellantin mit dem 
Directorium contrabirt habe. Denn die K. würde 
aus dem von ihrem Mandatar mit dem Directorium 
abgefhloffenen Vertrage nur dann ein Recht auf 
Erfüllung des Contractd haben erwerben können, 
wenn der Apvocat T. in ihrem Namen und Auftrage, 
oder wenigftensd unter Umftänden, bei welchen dem 
Directorium nicht unbefannt fein fonnte, daß derfelbe 
nicht für fich, fondern als Mandatar oder Geſchaͤfts— 
führer der Appellantin auftrete, contrahirt hat, indem 
außerdem der Auftrag gar nicht realifirt worden iſt, 
da ed an jeder zur Außeren Ericheinung gelangten 
Thatfache, durch welche die Bermittelung eines Obli- 
gationsnerus zwifchen dem Mandanten und der brit- 
ten Perſon erkennbar ift, fehlen, mithin nicht das 
manbdirte, fondern ein anderes Rechtsgeſchaͤft abge- 
fchloffen worden fein würbe. 
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Nach dem Wortlaute des Empfangsbefenntnifies 
it nun aber das Rechtsgeſchäft, welches zwiſchen 
dem Advocat”E. und dem Directorium zu Stande 
gefommen ift, als ein Verwahrungsvertrag (depo- 
situm) anzufehen, vermöge deſſen Erſterem die Ver— 
pflihtung obliegt, die ihm zur Verwahrung überlie- 
ferten Effecten dem Directorium, als Deponenten, 
jurüdzugeben, indem in dem Beifage, daß die 
Papiere im Namen und für Rechnung der Gläubiger 
afferwirt werden follen, nicht ohne Weiteres die Anz 
weifung des Directorii an den Advocat T., daß er 
die Effecten an die Gläubiger ausantworten möge, 
gefunden werben fann. Es fteht daber im Zweifel 
nur dem Directorium ein Klagrecht aus dem Vertrage 
au, indem die actio depositi directa utilis von einem 
Dritten nur dann angeftellt werben fann, wenn ber 
Deponent bei der Hinterlegung die ausprüdliche Ber 
dingung geftellt hat, daß die deponirte Sache dem 
Dritten veftituirt werde, 

efr. 1. 8. Cod. ad exhibendum. (3. 42.) verbis: 
„quod si pactus sit, ut tibi restituantur“ etc. 


oder von dem Dritten dem Deponenten der Auftrag 
gegeben worden ift, feine Sache einem Andern in 
Verwahrung zu geben. 


. efr. Glück, Commentar, Theil 15. pag. 219 flg. 


Wollte Man aber felbft annehmen, daß aus der 
Uebergabe der Uebereignungsurfunde ſammt Actien 
Seiten des Directorii an den Advocat T., und dem 
Inhalte des von dem legteren ausgeftellten Empfangs— 
feines in Verbindung mit dem Umftande, daß der 
Advocat T. ſchon damals von der Appellantin mit 
Vollmacht verjehen worden jein joll, eine nicht uns 
erhebliche Vermuthung entftehe, daß zwijchen dem 
genannten Stellvertreter der Appellantin und dem 
Directorium ein Vertrag, nad welchem die Eredits 
actien der Appellantin, ald Gläubigerin des Actien- 
vereind, an Zahlungsitatt überlaffen worden, zu 
Stande gefommen ſei, fo würde doch dieſe bloße 
factiſche Vermuthung zu einer Verurtheilung, oder 
su Auferlegung eines Legaleides nicht ausreichen. 
Ebenjowenig fann auf Beweis erfannt werden, ba 
fih die Appellantin auf mündliche Erklärungen der 
Betheiligten oder fonftige Thatjachen, aus denen 
erhellt, daß eine datio in solutum definitiv zum Ab— 
fhluffe gefommen jei, nicht bezogen hat. Es kann 
fich daher die Appellantin nicht für befchwert erachten, 
wenn fie in Betreff des erhobenen Vindications— 
anſpruchs zu Anftellung ordentlicher Klage verwiefen 
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worden if. Da ſchon aus biefen Gründen das 
vorige Urthel zu beftätigen war, jo bedarf es feines 
Eingehens auf die Bl. — flg. sub 1. und 2. berührs 
ten Rechtsfragen.“ 


Miscellen., 


Ernenunngen, Anftellungen 2c. Seine Könige 
liche Majeftät haben dem PVorftande des Gericdytsamts 
Meißen, Gerichtsamtmann Dr. Chriftian Heinrich 
Springer, dad Mräpicat eines Hofraths in der 
IV. Glaffe der Hofrangordnung zu ertheilen huldreichſt 
geruht. 

Seine Königlihe Majeflät haben dem gegenwärtig 
beim Appellationdgerichte zu Zwidau ale Hülfsarbeiter 
verwendeten Gerichtsrathe beim Bezirksgericht Zwidau 
Friedrich Alfred Degner das Dienftprädicat ald Appel« 
lationsratg zu ertheilen huldreichſt geruht. 





Orden. Seine Majeftät ver König haben Alla 
gnädigft geruht, dem Gtadtrath Ghriftian Ehrenfried 
Püſchel zu Zittau das Mitterfreug Allerhöchſtihres 
Verdienftorbend zu verleihen. 

Seine Königliche Majeflät haben Allergnäpdigft zu 
genehmigen gerubt, daß der Geheime Binanzrath Julius 
band von Thümmel den ihm von Seiner Majeftät 
dem König von Preußen verliehenen Stern zum rothen 
Adlerorden II. Claſſe annchme und trage. 

Seine Majeftät der König haben Allergnädigſt ge— 
Rattet, daß der Staatöeijenbahnpirector, Finanzrath 
Breiberre von Weber die ihm von Seiner Majeftät dem 
König von Hannover verlichene große goldene Medaille 
für Verdienſt in Kunft und Wiſſenſchaft annehme und 
trage. 


Immatrieulation von Advocaten. Mit Aller 
höchſter Genehmigung ift der vormalige Advocat Herr 
Dr. Wilhelm Seinrih Bertling in Leipzig zur Advo⸗ 
catur wieder zugelaffen und ald Advocat verpflichtet 
worden. 

Todesfälle, Geftorben: am 2. September 1864 
der Aovorat Earl Ghriftian Beuthner sen. in Leipzig; 
am 3. September 1864 der Juſtizrath Dr. Carl Fried» 
ih Freiesleben in Leipzig; am 26. September 1864 
der Advocat Dr. Garl Hermann Ledig in Leipzig. . 


Difiein ber Verlagshanblung. 
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M 56, 


93. 


Wird durch die in dem Gonterte eined eignen 
Wechſels enthaltene Bezugnahme auf ein mit 
der Wechfelausftellung in Verbindung ſtehendes 
Obligationdverhältnig die Anerfennung des Pa- 
piered als eined unter die Beflimmungen ber 
Deutfchen Wechfelordnung fallenden Wechſels 
ſchlechterdings ausgeſchloſſen? 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. L. in L. 


Ueber die vorſtehende Frage haben ſich das Königl. 
Handelsgericht zu Leipzig, das Königl. Appellations⸗ 
gericht daſelbſt und das Königl. Oberappellations⸗ 
gericht neuerlich in einem vor dem erſtgedachten Ge— 
richte anhängig gewordenen Rechtsfalle auszuſprechen 
Gelegenheit gehabt. 

Der Klage war ein Papier folgenden Inhalts zu 
Grunde gelegt: 

„Leipzig, den 26. Auguft 1847. gut für Pr. Cour. 
438 Thle. 1 Ngr. 9 Pi. 
Michaelis diefes Jahres zahle ich gegen dieſen 
meinen Solawechfel an den Herrn €. 9. €. 
bier oder Ordre die Summe von Pr. Cour. 
Bierhundert acht und dreißig Thalern 1 Nor. 
9 Bf. nebft 1 The. 17 Ngr. —⸗ & 6 Procent 
und 11 Nor. 4 Pf. Wechfelitempel. Valuta 
habe ih an guten Waaren richtig erhalten, leifte 
daher bei Berfall promte Zahlung nach hiefigem 
und andern Orten Wechfelrecht, entfagen allen 
diefen entgegen zu jebenden Ausflüchten, fie 
mögen Namen haben, wie fie wollen, fo wie der 
Wechjelverjährung, Meß» und Markifreiheiten 
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und ftehe im Probuctionsfall für Impoft und 
Stempelfttafe. Aller Orten, wo anzutreffen, 


ahlbar. 
os C. A. R. G. 


Das unter der Firma R. & ©. geführte Geſchaͤft 
habe ich von obiger Summe für empfangene 
Tabale 326 Thle. 19 Ngr. —» mit zu vertreten, 
ich verfpreche Michaeli d. 3. den Betrag nad) 
Wechfelrecht unter obenftehenden Bedingungen 


zu zahlen. 
’ C. A. R.“ 


Dieſer Seriptur ſprach das Handelsgericht, 
wie es in dem Erkenntniſſe wörtlich heißt: „in Be— 
tracht, daß die Form der in Rede ſtehenden Urkunde 
von derjenigen eines gewöhnlichen Wechjeld wejent- 
lich abweicht, indem diefelbe nicht nur die in einem 
Wechſel häufig vorfommende Formel: „Valuta baar 
empfangen” enthält, durch welche allerdings dem 
abgeichloffenen Wechfelgefchäfte die Natur eines blos 
fen Formalcontracts noch nicht entzogen wird, fon« 
dern eigentlid) in zwei für fich felbft beftehende Theile 
zerfällt, von denen der erftere fich als ein Solawechſel, 
der leßtere aber al& eine befannten Rechten nach einen 
felbftftändigen Klaggrund abgebende und als docu- 
mentum guarentigiatum anjzufehende Schuldver—⸗ 
ſchreibung darftellt, welcher nur zu größerer Sicher- 
ftellung des Klägers die Wechſelclauſel beigefügt 
worden ift, und in welcher der Beklagte über den 
richtigen Empfang der Valuta „in guten Waaren“ 
quittirt und „daher — d. h., wie nad) dem Zus 
fammenhange nicht anderd angenommen werben fann, 
„wegen dieſes Empfanges” — Zahlung ange 
lobt, wie denn auch die unter der Urkunde zu befin- 
dende, von E.A. R., ald Compagnon G.'s, verfaßte, 
ein Zahlungsverfprechen wegen des größeren Theiles 
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vom Libellate enthaltende Nachtragsbemerfung, ob» 
ſchon derfelben felbftverftändlich dem Beklagten gegen- 
über irgend welche rechtliche Wirkung nicht beigelegt 
werden fann, Mare Maaße darüber giebt, daß ber 
Verabfaſſung der Urkunde ein zwifchen den Parteien 
abgefchloffener Vertrag über die Lieferung von Waa— 
ten — und zwar mindeftend zum größten Theile von 
Zabafen — vorausgegangen fei”, die Eigenſchaft 
eines wahren Wechfels fchlechterdings ab. 

Gegen diefe Anficht find die nachfolgenden, in 
den Entfheidungsgründen des von dem Königl. 
Appellationdgericht zu Leipzig in aweiter Ins 
ſtanz gefprochenen Erfenntnifjes enthaltenen Ausfüh- 
rungen gerichtet: 

„Bekanntlich war bis zu dem Erfcheinen ber 
deutſchen Wechfelordnung die Grenzlinie zwiſchen 
dem wahren Proprewechſel, ald einem faufmännifchen 
Ereditpapiere, und der Schuldverfchreibung nad) 
Wechfelrecht, als einer gemeinen Schuldverfchreibung, 
ber nur die Unterwerfung unter ben rigor cambialis 
beigefügt ift, eine ſehr unfenntliche und in vielen 
Beziehungen ftreitige. 

Unterſcheldet auch das Leipziger Rathöpatent von 
dem 27. April 1768 zwifchen ſolchen Wechfeln, welche 
von Handelsleuten über Merkanz und Darlehn, und 
folden, welche über Nichthandelsſachen ausgeftellt 
find, nicht minder zwifchen ſolchen Wechfeln, welche 
von Privatleuten über was es fei, und foldhen, 
welche an Privatleute abgegeben worden find, fo 
jeugen zwar dieſe Verſuche derartiger Unterfcheidun« 
gen von dem Borhandenfein eines richtigen Gefühles 
dafür, daß mit der Ausftellung dieſer Wechfel ver- 
fchiedene, wefentlich gu trennende Gefchäfte bezweckt 
und ausgeführt werben fünnen, 

zu vergl. Dr. Meißner, im Archive für deutſches 

Wechſelrecht, Bo. IV. ©. 401 fig. 
in feinem Falle geben jedoch die gewählten Bezeich- 
nungen fichere, aus dem Bonterte der Urfunde felbit 
zu entnehmende Unterjcheivungsmerfmale an die 
Hand. 

Nah dem durch bie deutfche Wechſelordnung feht- 
geftellten Rechte beruht es dagegen einerjeits außer 
Zweifel, daß die Beftimmungen diefes Geſetzbuchs 
nur von den eigentlichen, den wahren Wechfeln 
handeln; andererfeits find in Art. 96. bie wefentlichen 
pofitiven Erforderniffe aufgeftellt, welche vorhanden 
fein müffen, damit die Scriptur als eigener (trodener) 
Wechfel im Sinne der Wechfelorpnung angefehen 
werden fönne. Dagegen hat auch die Leipziger Wech— 
felconferenz von einer genauen Trennung des wahren 
Wechſels von der Schuldverfchreibung nach Wech— 
felrecht um deswillen abfehen zu können geglaubt, 


weil fie in ihrer Majorität von ber Anficht ausging: 
„ed feien in dem Geſetze die Erforderniffe eines 
(wahren) Wechſels hinreichend deutlich angeführt, 
um danach in jedem einzelnen Falle zu bemeſſen, 
ob die übernommene Verbindlichkeit ala Wechſel 
und nad Wechſelrecht zu behandeln fei oder nicht. 
Sei nämlich die Verbindlichkeit in der Form übers 
nommen, bie den Erfordernifien eines Wechjeld ent» _ 
Iprehe und genüge, fo werde diefelbe unter das 
Wechfelgefeg fallen und jeder auf das zum Grunde 
liegende contractlice Verhaͤltniß fich begiehende Zufaß 
als nicht gejchrieben zu betrachten fein, während im 
entgegengefegten Balle, wenn die Form eined Wed 
feld nicht beobachtet fei, der Zufag, daß die Berbind- 
lichkeit nad Wechfelrecht übernommen fei, wirkungs⸗ 
108 bleiben müfje, d. h. nicht geeignet erfcheinen 
könne, einen dem Wechfelrechte völlig fremden Eon» 
tract der Beurtheilung nach wechſelrechtlichen Grund« 
fügen zu unterziehen.‘ 

zu vergl. Protokolle der Leipziger Wechfelconferenz, 

©. 167. (Ausgabe bei Hirfhfeld S. 156.) 

Geht man hiervon aus, fo erfcheint die bei 

Renaud, Lehrbuh des Wechfelrechts, $. 44. 

not. 3. ©. 110. ed. 2. 

aufgeftellte Anficht gerechtfertigt, daß für die Unter 
fheidung des eigenen Wechfeld von einer Schuld- 
verſchreibung nad Wechſelrecht nicht die Angabe 
oder Nichtangabe des der Ausitellung der Urkunde 
vorausgegangenen Rechtsgefhäfts an ſich als das 
harafteriftiiche Merkmal anzufehen fei, daß vielmehr 
eine Urkunde auch dann, wenn fie das urfprüngliche, 
zwiſchen bem Ausfteller und Nehmer beftehende Ber- 
tragsverhältniß angiebt, dann ald eigener Wechfel 
zu betrachten fei, wenn fie 

1) nur fonft die fämmtlichen, in Art. 96. der 
deutſchen Wechfelordnung angegebenen wejentlichen 
Erforderniſſe eines ſolchen an ſich trägt, und 

2) der Ausfieller gegen die Urfunde zu zahlen 
verfprochen hat. 
. vergl. Meißner, a. a. O. 

(Liebe) Deutfche Wechſelordnung, S. 236. 

Seuffert's Archiv, Br. X. ©. 231. 
Könnte man aber auch hiervon abfehen, fo würde 
doch nach der Anficht der gegenwärtigen Inftanz in 
der in dem ftreitigen Wechfel enthaltenen Angabe: 
„Valuta habe ih an guten Waaren richtig erhalten“ 
auch aus anderen Gründen nicht eine ſolche Bezug- 
nahme auf ein anderes KRechtsgefchäft gefunden wer- 
den fönnen, welche der Geltung der ausgeftellten 
Urkunde ald wahrer Wechfel entgegenftände. 

Bor Allen giebt bie vorgedachte Erwähnung 
eines Waarenempfanges von Seiten des Wechſel— 
ausftellerd über die civilrechtliche Natur des der 





erwähnten Waarenlieferung zu Grunde liegenden 
Rechtsgefchäfts feine Auskunft. Kann ed auch, da 
auf der einen Seite Waare, auf der andern, wenn 
auch nicht baares Geld, jo doch ein in mannichfacher 
Hinfiht dem Gelbe nahe ftehendes, zu der Vermitte⸗ 
lung von Geldzahlungen dienendes Wertbpapier ges 
geben worden ift, auf den erften Anblid fo fcheinen, 
als läge der Wechfelbegebung ein Kauf zu Grunde, 
fo ift doch diefe Folgerung feinedwegs eine nothwen⸗ 
dige, fih aus dem Gonterte der Urkunde von felbft 
ergebende; im ©egentheile folgt aus dem Wortlaute 
jener Glaufel nicht die Eriftenz eines Waarenfaufs, 
fondern eines über die Wechjelbegebung abgejchlofje- 
nen Rechtsgejchäfts, welches fich entweder ald Tauſch 
oder ald Kauf eined Wechjeld darftellt, bei dem die 
Kaufſumme durch datio in solutum ausgeglichen 
worden it. An und für fich fann die Baluta eben- 
fowohl um des Wechſels willen, ald der Wechfel um 
der Baluta willen gegeben worden fein, 

zu vergl. Hoffmann, ausführliche Erläuterung 


der deutfchen Wechfelordnung, $. 3. S.24 fig. 


und die Faffung der mehrerwähnten Clauſel empfiehlt 
zweifellos die erftere Annahme. Hierauf, d.h. 
auf das dem Wechfelfchluß zu Grunde liegende und 
in der Wechfelurfunde zur äußeren Erſcheinung ge 
brachte Gejchäft, nicht auf. die Natur des zu ber 
Wechjelbegebung Anlaß gebenden Rechtögefchäfts 
fommt es aber bei der Beurtheilung ber rechtlichen 
Beichaffenheit der Urkunde an. Die causa debendi 
aber, welche der Wechſel feiner formellen Bafjung 
nad; zur Schau trägt, ift ſchlechterdings nur das 
Summenverfprechen. 

Weiter fteht auch nach der firengften Anficht nicht 
ſchlechterdings jede, aus der Wechfelferiptur zu er 
fehende Relation des Zahlungsverſprechens zu einem 
andern, dem Wechjelgefchäfte zu Grunde liegenden, 
ex alia causa herrührenden Obligationsverhältniffe 
der Anerkennung der erfteren ald eines wahren 
Wechſels entgegen, fondern ein folches die Qualität 
des Papieres ald wahrer Wechſel ausfchließendes 
Moment ift in jener Relation nur dann zu finden, 
wenn aus dem Terte der Urfunde zugleich hervor- 
geht, daß jenes frühere Obligationsverhältniß als 
ein neben dem aus der Scriptur erhellenden Sum: 
menverfprechen unverändert fortdauerndes angeſehen 
werden folle, zu welchem die wechfelmäßige Berbind« 
lichkeit ald pactum adjectitiae qualitatis hinzuzutre- 
ten habe. Die hiernach im conereten Falle zur 
Entfheidung vorliegende Frage fällt, wie beiläufig 
erwähnt werben mag, mit der Beantwortung der 
von den Rechtslehrern vielfach ventilirten Streitfrage, 
ob im Zweifel die Wechfelbegebung über eine be» 
ſtehende Schuld eine novatio privativa in Bezug auf 
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bie letztere involvire, nicht fchlechterbing® zufammen. 
Denn auch nad) der von der gegenwärtigen Inftanz 
befolgten, den nothwendigen Eintritt einer ſolchen 
privativen Novation negirenden Rechtsanſicht er—⸗ 
fcheint die Möglichkeit des Eintrittö einer ſolchen 
feineswegs ausgefchloffen und es ift fehr wohl denk 
bar, daß die Eriftenz eines ſolchen Novationdver- 
hältmiffes aus der Wechſelſcriptur felbft erfennbar fei. 
Sehr begeichnend drüdt dies der in dem Jahre 1841 
im Allerhöchften Auftrage (Leipzig und Dresden, 
Arnoldiſche Buchhandlung) publicitte Entwurf einer 
Wechſelordnung für das Königreih Sachſen in $.11. 
Tit. XIV. dahin aus: 
bie richterliche Ueberzeugung, daß der eigene 
Wechſel oder die Anweifung auf ſich felbft zur 
Eicyerheit eines fortbeftehenden, erft mit ber zu 
dem Berfalltage verſprochenen Wechfelgahlung 
aufzulöfenden Sculdverhältniffes ausgegeben 
fei, wird au jeder, wenn auch nur allgemeinen 
Erwähnung defielben gefchöpft, wenn nicht 
zugleih damit das Belenntniß feiner 
Auflöfung verknüpft ift, 
und der Verfafjer des Entwurfs erläutert dies in der 
Anmerkung (S. 56 flg.) dahin: es fei zu unterfcheis 
den, ob das Papier Taute: „gegen diefen Wechſel 
zahle ich an Titius die Summe von 100 # für ein 
erfauftes Pferd”, — als in welchem Falle der Kaufs 
contract als fortbeftehend zu achten fei, — oder ob 
das Papier dahin laute: „gegen diefen Wechſel zahle 
ih an Titius 100 #, den Werth in einem (gefaufs 
ten — gelieferten) Pferde erhalten”; als in welchem 
Falle das Papier die ausdrüdfiche Quittung über 
ein abgemachtes Gefchäft enthalte und demnach das 
Kaufdobject als bezahlt, und der Anfpruch aus dem 
Kaufcontracte ald durch Zahlung erlofhen angejehen 
werden müffe. 

Derſelbe Grundfag ift auch in $. 249. des durch 
Königliches Decret von dem 14. December 1842 auf 
den Landtagen 1842/43. und 1845/46. zu der Bor» 
lage an die Ständeverfammlung gelangten Entwurfs 
einer Sächfifhen Wechſelordnung enthalten, 

zu vergl, Landtagsacten 1842/43. Abth. I. Bd. 1. 
©. 576. 
und fpricht fi namentlich auch in der von den ftän- 
difchen Deputationen unter ausdrüdlichem Beitritt 
der Königlichen Staatsregierung 
zu vergl. Landtagsacten, Beilagen zu den Protor 
follen der 2ten Kammer, 1843. 3. Sammlung 
© 199.. 
Beilagen zu den Protofollen der Iften Kammer, 
1845/46. 1. Samml. ©. 655. 
als $. 252, vorgefchlagenen, von ben beiben Kam⸗ 
mern 
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zu vergl. Landtagsverhandlungen 1845/46. 
II. Kammer ©. 937 fig. 
II. Kammer ©. 940 fig. 
genehmigten und als $. 247. in den auf Grund ber 
ftändifchen Berathungen redigirten, der Leipziger 
Wechſelconferenz mitgetheilten Entwurf übergegan- 
genen Faſſung (verbis: Papiere —, welche blos zur 
Sicherung eined fortbeftehenden, erft mit der zur 
Berfallgeit verfprochenen Zahlung aufzulöfenden 
Schuldverhältniffes ausgeftellt und ausgegeben 
worden find 2.) ungmweideutig aus. 
vergl. au $. 240. dieſes Entwurfs (verbis: 
welde Beziehung auf ein fortbauernbes 
Schuldverhältnig nehmen). 


Hierauf ift bei ber richterlichen Beurtheilung der- 
artiger Papiere um fo gewiſſer einiges Gewicht zu 
legen, als das Gefeg, den Schuldarreft und den 
MWechfelproceß betreffend, von dem 7. Junius 1849 
befanntlih das einzige Sächfifche Geſetz ift, welches 
(in $. 4) Beflimmungen über die fogenannten 
Schuldverfchreibungen nah Wechſelrecht enthält, fels 
biges aber (eben fo wie das Geſetz, die faufmänni- 
fen Anweifungen betreffend, von dem gleichen 
Datum) lediglich einen Theil des vorgedachten, im 
Uebrigen durch die Publication der Deutfchen Wedh- 
felordnung antiquirten Entwurfs einer Sädhfifchen 
Wechfelgefepgebung bildet und aus demfelben wört« 
lich entnommen ift. Es fann daher ein wefentlicher 
Einfluß der in lepterer enthaltenen Grundfäge für 
die Interpretation ber fpäter mit Geſetzeskraft 
ausgeftatteten Theile um fo weniger bezweifelt wers 
ben, ald, wie gezeigt, weder der Inhalt der Deut- 
ſchen Wechſelordnung, noch die bei deren Berathung 
zu der Ausfprache gefommene ratio legis diefer Aus: 
legung entgegenfteht. 

Der Auffaffung der BI. — abſchriftlich zu lefen- 
den Urkunde ald eines wahren Wechfels fteht auch 
weder der DI. — erfichtliche, von einer dritten Pers 
fon beigefügte Zufaß, noch bie in der Urkunde felbft 
enthaltene Erwähnung eines Zinfenbetrages von 
1 The. 17 Ngr. —⸗ entgegen. In erfterer Bezie— 
hung genügt es, auf das vorftehend Dargelegte zu 
verweifen. In legterer Hinficht pflichtet man zwar 
der Anficht bei, daß die Berfchreibung einer Zins- 
feiftung auch in dem eigenen Wechfel der Qualität 
defjelben ald eines negotiablen Ereditpapieres und 
fomit feiner Eigenſchaft ald wahrer Wechfel fchlechter- 
dings entgegenfteht. 

vergl. Archiv für deutſches Wechſelrecht, 3b. II. 
©. 1%. Br. IV. ©. 101. Br. V. ©. 331. 
Seuffert, Archiv, Bd. IIL No. 200. ®v. VIL 

No. 93. Bd. X. No. 89. 





Die Gründe, welche für diefe Auffaffung fpre 
hen, 
zu vergl. Einert, das Wechſelrecht nach den Be» 
bürfniffen des 19. Jahrhunderts, S. 508 fig. 
Protololle der Reipziger Wechfelconferenz, S.171flg. 
(Ausg. bei Hirfchfeld, S. 161.) 
von —— zu Privatreiht, $. 208. not. 3. 
©. 538. ed 
zeigen jedoch zur — daß es ſich hierbei nur 
um ein Verzinſungs verſprechen, d. h. um die Ber- 
ſchreibung fortlaufender Zinfen, nicht aber um 
den Fall handelt, wenn in dem Wechfel eine im Bor- 
aus beftimmte Geldfumme als entfprechendes Aequi⸗ 
valent für die Zinfen, als eine Art im Voraus bes 
rechneter Discont mit in Anfag gebracht und in das 
Summenverfprehen mit aufgenommen worben ift. 
Ein Vorgang diefer Art fieht der Cigenfchaft des 
Papiers ald eines wahren Wechfeld eben jo wenig 
entgegen, als 3. B. der Rachweis des Umftandes, 
daß der Ausftelung bes Wechſels überhaupt bie 
Abſicht zu Grunde gelegen habe, durch deffen Be 
gebung eine aus einem anderen Rechtsgefchäfte her= 
rührende rüdftändige Zinspoft zu ber Tilgung zu 
bringen.” 

Diefer Anficht trat das Königl. Oberappella- 
tionsgericht (Ürthel vom 9. Auguft 1864) unter 
Beifügung folgender Bemerkungen bei: 

„Der Bl. — näher begründeten Anficht der voris 
gen Inftang, daß das ber Bl. — erhobenen Klage 
su Grunde gelegte, BL. — in beglaubter Abjchrift 
zu lefende Document nur als ein wirfliher Sola— 
wechfel, wie dergleichen vor dem Erfcheinen der mit 
dem 1. Mai 1849 in Kraft getretenen allgemeinen 
deutjchen Wechſelordnung ſehr häufig vorfommen, 
feineswegs aber, wie die erfte Inftanz gethan, als 
eine Schuldverfchreibung nach Wechſelrecht zu be= 
trachten fei, muß man hierorts lediglich beipflichten. 
Der ganze Wortlaut der Urkunde fpricht für diefe 
Auffafiung. In den Eingangsworten: 

„Michaelis d. 3. (1847) zahle ich gegen die— 
fen Solawechſel an den Herrn €. Aug. €. 
bier oder Ordre die Summe von xX.“ 
it das Papier ausdrücklich ald Solawechfel, gegen 
welchen die Zahlung erfolgen folle, bezeichnet. Und 
wenn e8 dann weiter heißt: 
„Valuta babe ih an guten Waaren richtig 
erhalten, leifte daher bei Verfall prompte Zah 
lung nad) biefigen und anderer Orten Wechjel« 
recht”, 
jo hat damit eben nur ausgedrüdt werden follen, 
daß der Ausfteler den Gegenſatz der verfchriebes 
nen Summe gewährt erhalten habe, daher mit der 
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exceptio non numeratse pecuniae ſich nicht ſchuͤtzen 
fönne. Ob bei derartigen Wechfeln das Befenntniß 
dahin geht, daß die Valuts in Waaren, oder dahin, 
daß fie baar, in baarem Gelve, gewährt worden fei, 
ändert, wie bereitd Bl. — gezeigt worden, in der 
Sache nichts; ed genügt, daß der Wechſel als eigner 
Wechſel fämmtliche, in Art. 97. der allgemeinen deut⸗ 
ſchen Wechfelorbnung angegebenen Erforberniffe eines 
ſolchen an ſich trägt und der Ausfteller gegen bie 
Urkunde zu zahlen verfprochen hat.” 


9, 


Auch diejenige Partei, welcher dad Armenrecht 
ertheilt ift, Fann darum nachſuchen, daß ihr bie 
Eidesleiftung vor ihrer perſönlichen Obrigkeit 
geftattet werde. Solchenfalls ift ihr die Bes 
ftellung eines Koftenvorftandes vor Erlaß ber 
Nequifition nicht anzufinnen, 


Mitgetheilt von 
Herren 8, in D. 


Das Königl. Appellationsgericht gu Dres» 
den ſprach fi in einer unter dem 14. Juli 1864 
an dad Gerichtsamt im Bezirfögericht zu Dresden 
nad) angehörtem Vortrage der Sache erlafjenen Ber- 
ordnung hierüber folgendermaaßen aus: 

„Daß das Verlangen des Bellagten nah Re 
quirirung der Behörde feines Wohnortes Behufs 


Abnahme der ihm rechtöfräftig auferlegten Eide unter‘ 


ben vorliegenden Verhaͤltniſſen an ſich gerechtfertigt 
gewefen, ift von voriger Inftanz mittelft der Refolus 
tion Bl. — mittelbar anerfannt worden, und mit 
Rüdficht auf die Geringfügigfeit bes auf jenen Eiden 
beruhenden Objects und die Erheblichfeit des Wohn- 
orted des Klägers vom Sitze des Procefgerihts nad 
den hierunter von der Praris befolgten Orundfägen 
Biener, syst. pr. jud., $. 111. not. 4. 
Wochenblatt für merkw. Rechtöf., 1853. ©. 31. 
1863. &. 206. 1864. ©. 189 fig. 
nicht wohl in Zweifel zu ziehen. Der im erflatteten 
Berichte hervorgehobene, im Wohnorte des Klägers 
eingetretene Wechfel fann biergegen mit Grund nicht 
geltend gemacht werben, da nicht vorausgefeßt wer- 
den fann, daß Kläger, der nach feiner Anzeige Bl. — 
erft am 5. vor. Monats ein neued Engagement in 
Magdeburg angetreten, feinen nunmehrigen Aufent- 
halt abermals und fo fchnell wieder verändern werbe, 
daß der Ausführung ber beantragten Requifition 
erhebliche Schwierigkeiten entgegentreten würben. 


Ebenfowenig ift ed zweifelhaft, daß nach ben ſchon 
angezogenen, vom Gerichtsbrauch feftgeftellten Grund⸗ 
fägen einem Berlangen ber bezeichneten Art in der 
Regel nur dann zu entjprechen ift, wenn der Eides⸗ 
pflichtige zuvor zu Sicherftellung der in der Refolus 
tion BI. — erwähnten Koften einen Borfland bes 
ftellt. 

Zweifelhafter ift dagegen bie Frage, ob dem 
Eidespflichtigen die Beftellung eines ſolchen Borftan- 
des auch dann anzufinnen fei, wenn berfelbe, wie 
Kläger, ein gefchworner Armer if. Das Königl. 
Appelationsgericht hat diefe Frage früherhin — vgl. 
defien Verordnungen an bas vormalige Stabtgericht 
zu D. vom 27. Mär; 1850 und an das Gerichtsamt 
im Bezirkögericht zu D. vom 25. Juli 1860 — in 
Uebereinftimmung mit der jet von voriger Inftanz 
jur Anwendung gebrachten Anficht bejaht, bei noch» 
maliger Erwägung ſich aber nunmehr für die entgegen» 
geſetzte Anficht entfhieden. Der in Rede ftehende 
Koftenvorftand wirb wegen des Mehraufwandes an 
Koften gefordert, welche theild in Folge der Requifis 
tion der Wohnortsbehörde des Eidespflichtigen bei 
Gericht erwächft, theils dem Gegner durch Beftellung 
eines Sachwalters zu feiner Vertretung am Drte 
diefer Behörde zugezogen wird. Für ben Mehrbetrag 
an Gerichtsfoften ift nun vor Allem bie Borfchrift in 
Erl. Proc »Drbn. zu tit. J. $. 12., wornach von ben 
Gerichten, was zu des gefchwornen Armen Behuf 
dienlih und nöthig, umfonft und ohne Abforderung 
einiger Sporteln fchleunigft zu erpebiren und audzus 
fertigen, ber unentbehrliche baare Verlag aber von 
den Gerichtsherrn von dem Ihrigen vorzufchießen if, 
als maaßgebend anzufehen, da nicht fuͤglich beftritten 
werden mag, daß, wenn einmal die Borausfegungen 
vorhanden find, unter denen ber eibeöpflichtigen Pars 
tei die Eidesleiftung vor der Behörde ihres Wohn- 
orted zu geftatten ift, das diesfalld zu Erpebirende 
zu dieſer Partei Behuf dienlih und nöthig fei. Es 
find alfo, wenn legtere zu den gefchworenen Armen 
gehört, gemäß der angezogenen Borfchrift auch die 
hierbei fi nöthig machenden gerichtlichen Ausfertis 
gungen umfonft und ohne Abforderung von Koften 
zu erlaffen, und die in Folge deſſen dem Procef- 
gericht erwachfenden Berläge Gerichtöwegen vorzus 
ſchießen. Anlangend dagegen den Mehraufwand 
an außergerichtlichen Koften, welder dem Gegner 
der armen Partei durch die Eidesleiftung der legteren 
vor der Behörde ihres Wohnorted verurfacht wird, 
fo fann allerding® deren Befreiung von der Leiftung 
eined Vorftandes zu Sicherftellung diefer Koften aus 
obiger Vorfhrift der Erf. Proc.Ordn., welche ſich 
auf die beim Procefgericht erwachfenden Koften und 
Berläge befchränft, nicht hergeleitet werden, und es 
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mwürbe insbefondere, eben um biefer Beſchraͤnkung 
willen und da auch bie Verpflichtung des Gerichts 
zu Uebertragung der Berläge des Sachwalters ber 
armen Partei auf die Gegenpartei nicht ausgedehnt 
werden darf, fich nicht rechtfertigen lafjen, bie Zeiftung 
eines biesfallfigen Borftandes für den Gegner dem 
Gericht anzufinnen. Allein es fommt hierunter der 
armen Partei zu Statten, daß, wenn auch diejelbe 
dem Gegner den in Rede ftehenden Mehraufwand 
ohne Zweifel jedenfalld zu erftatten verbunden ift, 
doch eine Sicherheitsleiftung von ihr darum nicht 
gefordert werben fann, weil fie nach den allgemeinen 
und ausnahmelofen Beftimmungen in ber Alten 
Proc.⸗Ordn. tit. XIII. $. 3. und ber Erl. Proc.s 
Ordn. zu tit, XIII. überhaupt von Beftellung eines 
Koftenvorftandes, auch wegen der gegnerischen Koften 
befreit ift, und die Gründe der Befreiung ebenmäßig 
in einem Falle der vorliegenden Art einfchlagen, wo 
ed nicht minder, als wollte man die Einleitung und 
Bortftellung des Proceſſes eines gefchwornen Armen 
überhaupt von vorgängiger Beftellung eined Koften« 
vorftanded abhängig machen, tharfächlich zu einer 
gänzlihen Verweigerung ber Rechtshülfe führen 
würde, wenn man einem eideöpflichtigen Armen zu 
dem hier in Rede ftehenden Behufe die Erlegung 
eines Borfchuffes anfinnen wollte. Denn da er 
vorausſetzlich ſolchen nicht beichaffen, andererjeits 
aber auch die Koften der Reife nach dem Sitz des 
Proceßgerichts, welche ihm das legtere vorzufchießen 
nach der obigen Vorſchrift der Erl. Proc.»Dron. zu 
tit. 1. $. 12. leineswegs verbunden fein würde, 
vgl. wegen eined analogen Falles das angez. 
Wochenblatt, 1863. S. 296. 

aufzubringen gar nicht im Stande wäre, fo würde 
ihm die Möglichkeit gänzlich benommen fein, durch 
Leiftung des ihm auferlegten Eides feinen Sieg im 
betreffenden Rechtsſtreite rüdjichtlih des auf dem 
Eide beruhenden Streitpunftes herbeizuführen. Seine 
Befreiung von Erlegung des fraglichen Vorfchuffes 
muß im Wefentlichen aus dem nämlichen Geſichts— 
punfte anerfannt werden, welcher die Ausnahme der 
armen Parteien von den zu Gunſten des Wider: 
beflagten und beziehentlih ded nah Zurüdnahme 
der frühern Klage mit einer veränderten Klage Ber 
fangten rüdfichtlic der Koften des Vorproceſſes be 
ſtehenden Vorſchriften rechtfertigt." ac. 


95. 
Melche Behörde hat in Fällen der Beräußerung 
oder Verpfändung eined in Sadfen gelegenen, 
einem in väterlicher Gewalt ſtehenden Unmündi— 
gen zugehörigen Grundftüdd Eeiten des Vaters 
bed Minorennen ber obervormundjchaftlichen 
Gognition fi zu unterziehen, wenn ber Bater 
Unterthan eined fremden Staates ift? 
Mitgetheilt von 
Herrn —e in L. 


Der Maurermeifter H., ein preußifcher Staats⸗ 
angehöriger, hatte an dem feiner Tochter Johanne 
Louife H. zugehörigen, in Leipzig gelegenen Grund— 
ftüde wegen eines für diefelbe aufgenommenen Dar- 
lehns von 17,000 Thlen. — —» eine Hypothef 
angelobt und deren Eintragung in das Grund» und 
Hypothekenbuch beantragt, das Gerichtsamt im Bes 
zirfögerichte aber den Antragfteller unter Berweifung 
auf die Beitimmung der allgemeinen Bormunds 
ſchafisordnung Cap. XXI. $. 4. beſchieden, daß 
derjelbe vor allen Dingen die obervormundfchaftliche 
Eognition feiner (K. Preuß.) Behörde nachzuſuchen 
und deren Zuftimmung zu der beabfichtigten Hypo» 
thefenbeftellung beizubringen habe. Diefe Beſchei— 
dung machte H. zum Gegenftande ber Bejchwerde 
beim K. Appellationsgerichte zu Leipzig, indem er 
vorftellig machte, daß eine obervormundſchaftliche 
Fürforge für Minderjährige, welche unter wäterlicher 


Gewalt ftehen, nah K. Preuß. Gefeßgebung in feis 


nem Falle einzutreten habe, demnächſt aber Davon 
ausging, daß das Gerichtsamt im Bezirksgerichte 
der nach vorgedachter geſetzlicher Vorfchrift bier 
gebotenen obervormundſchaftlichen Cognition nad) 
art. 15. der unter dem 30. November 1839 zu Bes 
förderung der Rechtspflege mit der K. Preuß. Res 
gierung getroffenen Uebereinkunft in Verbindung 
mit Cap. XX. $. 7. der A. Vorm.Ordn. ſich felbft 
zu unterziehen habe. 

In der hierauf unter dem 17. Juni 1864 erlafr 
jenen Berorbnung ſprach fih das K. Appella- 
tionsgericht zu Leipzig dahin aus, daß in lepterer 
Hinfiht dem Beihwerbeführer feineswegd beizus 
pflihten fei. „Denn es handelt ſich“ — heißt es 
darin weiter — „bier gar nicht um bie Beſtellung 
eines Specialvormundes für die minderjährige Jo— 
hanne Louiſe H., vielmehr liegt ein Fall vor, in 
welchem nah K. Saͤchſ. Gefeßgebung der Vater an 
der in ber väterlichen Gewalt liegenden Bertretung 
feines unmündigen Kindes nicht behindert, fondern 
hierin nur beſchränkt if. Die Veräußerung eines 
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einem ber vaͤterlichen Gewalt unterworfenen Un—⸗ 
muͤndigen zugehörigen Grundſtücks, welche, wie ſich 
der Beſchwerdefuͤhrer Bl. — ſelbſt beſcheidet, in dem 
hier fraglichen weitern Sinne allerdings auch in der 
Beſtellung einer Hypothek an dem Grundſtücke ent- 
halten ift, bat, wenn ed überhaupt dazu fommen 
foll, nach der mehrerwähnten Borfchrift der Vor— 
mundſchaftsordnung nicht von einem dem Kinde zu 
beftellenden Specialvormunde, fondern von dem 
Bater zu gefchehen, deſſen Verfügungsredht hierbei 
nur ducch den erforderten Hingutritt der richterlichen 
Genehmigung bedingt iſt. Eben fo hat das Gericht 
die causae cognitio, weldye der biesfallfigen Ent 
ſchließung voranzugehen hat, felbfiländig und ohne 
Zuziehung eined zu dieſem Zwede zu beftellenven 
Specialvormundes vorzunehmen. 

Diefe nach der vaterländifchen Geſetzgebung auch 
noch in einigen anderen fällen (vergl. $. 1. Cap. 
XXIL der 9. Vorm.⸗Ordn. und $. 52. und 56. 
bes Mandates vom 4. Juni 1829, die Aufhebung 
ber ftillfchweigenden Hypotheken ⁊xc. betreffend) den 
unter väterliher Gewalt ftehenden Unmündigen ohne 
Beitellung eines Bormundes zuzuwendenden ober 
vormundfchaftlichen Bürforge und die darauf beru- 
hende richterliche Eontrolirung des Vaters in Aus- 
übung der väterlihen Gewalt, deren die obens 
erwähnte Eonvention mit der K. Preuß. Regierung 
nirgends gedenft, hat fich aber der Natur der Sache 
und den hierbei einfchlagenden allgemeinen Grund» 
fügen zu Folge, nach welchen fi die oberwormund«- 
ſchaftliche Fuͤrſorge der Gerichte auf Ausländer in 
der Regel und fo weit nicht fpecielle gefepliche Be— 
flimmungen oder Staatöverträge eine Ausnahme 
hiervon begründen, überhaupt nicht zu erftreden hat, 
auf K. Sächſ. Staatsangehörige zu beſchränken. 

Hiernächft folgt aus der bei der Beicheidung 
DI. — nad dem Borbemerkten mit Recht angenom- 
menen Incompetenz des Gerichtdamtes im hiefigen 
Berirfögerichte zu der in der allgemeinen Borm.s 
Ordn. Cap. XXL. 8.4. angeordneten obervormund« 
fhaftlihen Fuͤrſorge für die unmündige Befigerin 
bed zu verpfändenden Grundftüds noch feineswegs, 
daß dem Antrage auf Eintragung der fraglichen 
Hypothek ohne Weiteres zu entfprechen geweſen 
wäre. Bielmehr fann ed, da der hierländifche Rich— 
ter nicht verpflichtet ift, fi won der einfchlagen- 
den K. Preuß. Gefepgebung zuverläffige Kenntniß 
zu verfchaffen und die vorgedachte Beitimmung der 
Vorm.Ordn. nicht auf eigenthümlichen hierländifchen 
Rechtsinſtituten, fondern auf allgemeinen, auch an— 
bern Geſetzgebungen nicht fern gelegenen Motiven 
beruht, nur gebilligt werben, wenn das Gerichtsamt 
zu Bermeidung fünftiger Differenzen und möglicher 


Bertretungen von ber Annahme ausgegangen ift, daß 
der Beichwerbeführer nach der, Obigem zu Folge, 
hierbei maaßgebenden K. Preuß. Geſetzgebung ohne 
gerichtliche Genehmigung zu Verpfändung des feiner 
Tochter zugehörigen Grundftüds nicht berechtigt fei, 
Indefien wäre dem Beichwerbeführer, wie aus dem 
bisher Bemerften von jelbft folgt, nicht unbedingt 
die Beibringung diefer Genehmigung, fondern alter 
nativ entweder diefe oder der Nachweis, daß es einer 
folden nah K. Preuß. Geſetzgebung nicht bebürfe, 
aufjugeben geweſen.“ Demgemäß verorbnete das 
A. Appellationsgericht, in theilweiſer Beachtung der 
erhobenen Beſchwerde, an das Gerichtsamt, von der 
Bl. — erforberten Beibringung dann abjufehen, 
wenn der Beichwerdeführer durch ein Zeugniß oder 
eine Befcheidung der competenten K. Preuß. Behörde 
nachweiſe, daß er nach K. Preuß. Gefepgebung zu 
Belaftung des feiner unmündigen Tochter gehörigen 
Grundſtücks mit einer Hypothek ohne gerichtliche 
Genehmigung befugt ſei. Im Uebrigen wurde die 
erhobene Befchwerde ald unbegründet verworfen ıc. 


Eine gegen dieſe Verordnung von H. erhobene, 
durch Berichts- und WVortragserftattung an das 
K. Juftigminifterium gelangte Befchwerde hatte 
nicht den erwarteten Erfolg. Denn das legtere ſprach 
fi unter dem 15. Juli 1864 dahin aus: 


„Mittelt Vortrags vom 7./12. d. M, ift dem 
Zuftijminifterium vom Appellationsgerichte zu Leipzig 
die Befchwerde zur Entfchliegung angezeigt worden, 
welde 8.9. H. aus Halle Bl. — der — Acten 
über das Grunpftüdsfolium Nr. — des Grund» und 
Hypothefenbuchs für die Stadt Leipzig gegen die 
DL. — zu lefende Verordnung ded genannten Appel- 
lationdgerichts eingewendet hat, worin, beziehentlic) 
unter Beftätigung der unterrichtlichen Entfchließung, 
ausgefprochen worden, daß dem Antrage des Be- 
fchwerdeführers auf Eintragung der von demjelben 
wegen eined Darlehns von 17,000 Thlen. —⸗ —⸗ 
für feine in feiner väterlichen Gewalt ftehende uns 
mündige Tochter Johanne Louiſe an deren Grund» 
ftüde angelobten Hypothek, nur dann Statt zu geben 
fei, wenn von ihm entweder die zu diefer Hypo—⸗ 
thefenbeftelung erforderliche obervormundfchaftliche 
Zuftimmung der zuftändigen preußifchen Behörde, 
oder aber der Nachweis beigebracht werde, daß es 
berjelben nach der föniglich preußifchen Geſetzgebung 
nicht bedürfe. 


Das Juftizminifterium hat der nurerwähnten, 
von H. zur Beſchwerde gezogenen Entſcheidung des 
Appellationsgerichts aus den ihr einverleibten fach- 
gemäßen Gründen beigupflichten gehabt und hierüber 
nur Folgendes zu bemerfen: 

«“ 
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Vom Befchwerbeführer wird in der Eingabe 
DI. — nicht beftritten, daß nach fächfifcher Geſetz⸗ 
gebung in Fällen der Veräußerung oder Berpfändung 
von Grundftüden eines in väterlicher Gewalt ftehen- 
den Unmündigen eine obervormunbfchaftliche Eogni- 
tion einzutreten habe, derfelbe behauptet nur, daß, 
obwohl er preußijcher Unterthan fei, nicht die preu⸗ 
ſßiſche Behörbe, fondern die fächfifche Behörde, unter 
deren @erichtöbarfeit das betreffende Grunpftüd 
liege, diefer Eognition fich zu unterziehen habe. Da 
jedoch das Verwaltungs» und Verfügungsrecht bes 
Baters am Vermögen der in feiner väterlihen Ges 
walt ftehenden Kinder eben ein Ausfluß der väter 
lihen Gewalt ift, die leßtere aber nach einem allge: 
mein geltenden, auch in das bürgerliche Geſetzbuch 
für das Königreih Sachſen $. 15. aufgenommenen 
Grundfage nad den Geſetzen des Staates zu bes 
urtheilen, deſſen Unterthan der Vater ift, fo fann 
jene Eognition im vorliegenden Falle, da Befchwerdes 
führer im Königreiche Preußen ftaatsangehörig ift, 
nur von der preußifchen Behörde ausgeübt werben, 
welche übrigens auch vorausſetzlich von den einſchla— 
genden perjönlien, wie fonftigen Berhältniffen 
beffer unterrichtet ift, als die fächfiiche Behörde. 
Andererfeitd aber folgt aus dem vorerwähnten 
Grundfage, daß die fraglihe Hypothefenbeftellung 
auch in Sachſen ohne obervormundſchaftliche Geneh— 
migung für rechtsgültig anzufehen fein würde, wenn 
fegtere nach preußiichen Geſetzen nicht erforderlich 
wäre — vergl. Siebenhaar’s Commentar zu dem 
bürgerlichen Geſetzbuche für das Königreich Sachien, 
Bemerf. 2, zu $. 15. —, und mit Recht hat daher 
das Appellationsgericht dem Befchwerdeführer den 
Nachweis nachgelaſſen, daß ed nad) preußiſcher Ges 
feßgebung einer obervormundfchaftlihen Cognition 
in Fällen der vorliegenden Art nicht bedürfe. 

Hiernad) ift die erhobene Beichwerde als unbe 
gründet zu verwerfen geweſen.“ ıc. 


Miscellen. 


Anzeige neun ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 12. Stück des Gefeg- und Verorbnungd« 
blattes für dad Königreid; Sachſen (vom Jahre 1864) 
enthält: No. 97. Verordnung, eine zum Grfage der 
kliniſchen Anſtalten der hirurgifchemedieinifchen Academie 


Rebacteur; Dr. Theodor Taudnig. 
w 


dienende Einrichtung betreffend, vom 24. Auguſt 1864. 
No, 98. Berorbnung, die Mittheilung von Obergut« 
achten an die Gerichtsärzte betreffend, vom 30. Auguft 
1864. No. 99. Verorbnung, die vorläufige Außer- 
Fraftjegung des Pulver= sc. Ausfuhrverbotd vom 6. Juli 
diefed Jahres betreffend, vom 7. September 1864. 
No. 100. Bekanntmachung, die dem Vorfchußvereine zu 
Mülfen St. Jacob verwilligte Stempelbefreiung betref« 
fend, vom 7. September 1864. No. 101. Decret wegen 
Beftätigung der Statuten des Spar» und Vorſchußver⸗ 
eind zu Zittau, vom 9. September 1864. No. 102. 
Verordnung, die Beſtell⸗, Ouittungs- und Schein 
gebühren für Poftfendungen betreffend, vom 17. Sep« 
tember 1864. No. 103. Verordnung, dad Ausfchreiben 
ber Fatholifchen Kirchenanlage betreffend, vom 19. Sep⸗ 
tember 1864. No. 104. Geſetz, die Emeritirung der 
evangelifchelutherijchen Geiſtlichen betreffend, vom 19. 
September 1864. No. 105. Geſetz, einige Abänderun⸗ 
gen und Zufäge zu den Gefegen vom 7. December 1837 
und 11. September 1843 betreffend, vom 21. Septem⸗ 
ber 1864. No. 106. Decret wegen Beftätigung ber 
Statuten für das Rettungshaus zu Oppach, vom 16. 
Auguft 1864. — Letzte Abfendung: am 28. September 
1864. 


Eruennungen, Auſtellungen ꝛc. Es find ber 
Director des Bezirkögerichts Annaberg Scipio Agricola 
Herbig zum Geheimen Juſtizrathe bei dem Juſtizmini— 
fterium, ferner der Gerichtsrath beim Bezirkögericht 
Leipzig Garl Theodor Widmann und ver Actuar beim 
Gerichtsamte Tharand Carl Emil v. Boſe zu Gerichte- 
amtleuten, Jener beim Gerichtdamte Schwarzenberg, 
diefer beim Gerichtsamte Königftein ernannt worden. 


Der zeither als Hülfsarbeiter beim Appellationds 
gericht zu Zwickau verwendete Gerichtörath beim Bezirks⸗ 
gericht Annaberg, Karl Dito Eoith, ift zum Appella« 
tiondratbe bei dem Appellationsgericht zu Zwickau, 
ferner ift der Staatsanwalt am Vezirfögericht Pirna, 
Hermann Emil Gareis, zum Gerichtörathe bei dem 
Bezirfögericht Leipzig ernannt, der zeitherige II. Staatd« 
anmwalt am Bezirksgericht Chemnig, Dr. Alfred Richard 
Krauße, na Pirna für die Stelle des Staatsanwalts 
am dortigen Bezirfögericht verfegt und der Actuar beim 
Bezirfögeriht Bupiffin, Emil Siegmund Jaspis, als 
U. Staatsanwalt am Bezirksgericht Chemnig angeflelt 
worben. 
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M 571. 


I. Die Genehmigung des Ehemanns zu Ver: 
trägen ber Ehefrau mit dritten Perfonen fann 
im Voraus oder nachträglich erflärt werden, fo 
namentlich auch dur Acceptation eined von 
ber Ehefrau auf ihn gezogenen Wechſels. — 
II. Präſumtiv ift die Namenszeihnung des Aus: 
ftellers eines Wechjeld dem Accepte voraudgegan- 
gen. — III. Zuläffigfeit der Interpretation im 
Miechfelproceffe. — IV. Beweis der Einrede, daß 
dad von der Ehefrau eingegangene Wechfelgefchäft 
auf einer eheweiblichen Bürgfchaft beruhe. — 
V. Proteft „Mangels Anweſenheit“. 


Mitgetheilt von 
Herten —r in D. 


Das Handlungshaus K. und N. in 8, klagte 
gegen die verehel. :B. auf Bezahlung von 1250 Thlrn. 
—-⸗—⸗. Diefen Anfpruch ftügten Kläger auf einen 
von der Bellagten unterm 30. Mai 1862 ausgeſtell— 
ten, auf jene Summe lautenden Primawechſel, welcher 
mit dem Accepte des Ehemannes derfelben verjehen 
war, und fie brachten zugleich einen zur Verfallzeit 
des Wechſels erhobenen Proteſt bei. In lebterem 
war bemerkt, daß der mit deſſen Aufnahme beauf- 
tragte Notar fi in die Wohnung des Neceptanten 
begeben, den Acceptanten jedoch nicht anweſend ges 
troffen und von einer Dienftperfon die Mittheilung 
erhalten habe, daß ihr Dienftherr fein Geld zur Zah— 
lung des Wechfeld zurüdgelafien babe, auch feinen 
Auftrag zur Zahlung. Der Notar hatte daher für feine 
Requirenten „Mangeld Anweſenheit“ proteftirt. 


u Yene Folge Bwölfter Jahrgang. 


Im Berhördtermine erflärte die Beflagte: ihre auf 
dem MWechfel erfichtliche Namensbezeichnung fei von 
ihr bewirft worden, jedoch fei Damals auf dem Wechfel 
noch gar Nichts geichrieben gewefen und ihr Ehemann 
ſowohl, als deſſen Sachwalter hätten, als fie diefe Nas 
menszeichnung bewirkt, ihr erflärt, daß fie Damit feine 
Verpflichtung übernehmen folle. Das Accept rühre 
zwar von ihrem Chemanne her, es liege dem Wechfel 
jedoch eine Berbürgung der Ehefrau für ihren Ehemann 
zum Grunde, welche nicht in der vorgefchriebenen 
Form bewirkt und daher ungültig fei. Weiter fei der 
Proteſt ungültig; der Acceptant P. habe zur Zeit, 
wo ber Proteft erhoben worden, fein Domicil nicht 
mehr in D. gehabt, wie aus einem Zeugniffe der 
Polizeidirection hervorgehe, welches fi in gewiſſen 
(von der Bellagten näher bezeichneten) Acten befinde, 
auf welche fie fich beziehe. Die bezogenen Acten 
waren übrigens in dem anberaumten Wechfelverhörs- 
termine nicht fofort zugänglich, weshalb Beklagte 
beantragte, vor der Beicheidsertheilung die Königl. 
Bolizeidirection um Ertheilung eines Attefted in der 
angegebenen Richtung zu erfuchen, weldyem Antrag 
jedoch das Proceßgericht nicht deferirte, da es Sache 
jeder Partei fei, ihre Beweismittel felbft herbeizu— 
ihaffen und insbefondere im MWechfelproceffe der 
Beklagte feine Einreden nur mit fofort vorgelegten 
Urfunden befheinigen könne. 

Das Proceßgeriht verurtheilte die Beklagte ad 
petita auf Grund ihrer Zugeftändniffe, fowie in 
Betracht, daß in dem Umftande, daß der Ehemann 
der Bellagten den Wechfel acceptirt habe, die che- 
männtiche Genehmigung zur Yusftellung des MWedh- 
ſels von Seiten der Beflagten erblidt werben müffe, 
indem davon auszugehen fei, daß, dem ordnungs— 
mäßigen Geſchaͤftsgange entfprechend, das Accept auf 


den Wechſel erft nach deſſen Ausſtellung gebracht 
worden fei, fowie ferner in Erwägung, daß die 
Einrede der Bellagten, es liege der Ausftellung des 
Wechſels eine verfchleierte Bürgfchaft zum Grunde 
und es habe der Acceptant zur Zeit der Proteft- 
erhebung feinen Wohnſitz nicht mehr in D. gehabt, 
weshalb der beigebrachte Proteſt ald ungültig zu be 
trachten fei, aus den der Klage zum Grunde gelegten 
Urkunden feine Beftätigung finde und von der Bes 
Hagten nicht befcheinigt worden fei. Es würde jedoch 
ber Beflagten die Ausführung diefer Einreden mits 
telft der Widerflage vorbehalten. 

Die Beklagte appellirte, brachte in der Appella- 
tionsinftang nunmehr ein Zeugniß der Königl. Polizei— 
direction bei, erlangte aber lediglich ein confirmatoris 
ſches Erlenntniß (Appellationdgericht Dresden), 
welches am 25. Junt 1864 publicirt und durch fols 
gende Gründe motivirt wurde: 

„Die von der Beklagten gegen die Statthaftigfeit 
ber Klage vorgebrachten Einwendungen haben auch 
in gegenwärtiger Inftanz für begrünvet nicht erachtet 
werden fünnen. Denn, was 

1) die Zegalität des der erhobenen Wechfelregreß: 
Mage mit zu Grunde liegenden Proteftes betrifft, fo 
ift zundchit das von Bellagter Bl. — angezogene 
Zeugniß der Polizeidirection rechtzeitig, im VBerhörds 
termine, nicht beigebracht worden. Es würde aber 
auch, felbft wenn diefes nunmehr Bl. — in beglaus 
bigter Abfchrift zu den Acten genommene Zeugniß in 
erfter Inſtanz vorgelegen hätte, in der rechtlichen 
Deurtheilung der Sache etwas nicht geändert worden 
fein. Denn eineötheild ergiebt ſich daraus noch nicht 
die wirkliche Abreife und tharfüchlich erfolgte Aufgabe 
des hiefigen Domicild des Acceptanten ded Wechfele, 
des Ehemanns der Bellagten, anderentheild würde, 
auch wenn erwiefen wäre, daß der Peptere vor der 
Zeit der Proteiterhebung fich in das Ausland begeben 
und die bisher innegehabte Wohnung nur noch für 
feine Familie beibehalten habe, daraus noch keineswegs 
folgen, daß es zur Pegalität der Protefterhebung der 
Nachfrage nach der Wohnung des Acceptanten bei 
der Polizeibehörde Seiten des den Proteft aufneh— 
menden Notard bedurft babe. Denn eine ſolche 
Nachfrage it nach Art. 91. der Wechſelordnung nur 
dann nöthig, wenn es fih um Ermittelung einer 
fonft gänzlich unbefannten Wohnung oder eines 
gänzlich unbefannten Gefchäftslocals einer Perfon, 
bei welcher ein Act im Wechfelverfehre vorzunehmen 
it, handelt. ft aber die Wohnung, welche die bes 
treffende ‘Berfon bisher innegehabt und in welcher fie 
daher, wenn fie noch anweſend war und ihre Ber- 
pflichtung erfüllen wollte, hätte angetroffen werben 
fönnen und follen, befannt und erhält der proteflis 
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ende Notar dafelbft auf gehaltene Nachfrage nur die 
Auskunft, daß diefe Perſon zufällig nicht anwefend 
oder zeitweilig verreift fei oder auch ganz vom Orte 
fi weggewendet habe, fo daß nicht anzunehmen ift, 
daß diejelbe an dem Zahlungsorte felbit irgend eine 
andere Wohnung oder ein anderes Geſchaͤftslocal 
habe, wo fie aufzufuchen fein und angetroffen würde 
werben fünnen, fo bedarf es nicht erft einer weiteren 
Erfundigung bei der Polizeibehörde, welche unter 
ſolchen Berhäftnifien in den meiften Fällen und 
namentlich auch, wie die Sache hier liegt, auf etwas 
ganz Ueberflüjfiges und auf eine leere Form hinaus— 
laufen würde. 
Bergl. Borchardt, die allgem. Deutfche Wechſel— 
ordnung ıc. 3. Aufl. Zuf. 585. ©. 367. 
Archiv für Wechſelrecht, Bd. VIIL ©. 432 fig. 
Ebendafelbit Bd. XL. ©. 440. 
Hofmann, in demf, Archive, Bd. XII. S. 368 flg. 
Der weitere Einwand der Beflagten Bl. —, daf 
der fragliche Proteſt nach Bl. — nicht Mangel Zah— 
lung, ſondern Mangel Anweſenheit erhoben worden, 
iſt ebenfalls für unerheblich zu achten. Denn die 
Wechſelordnung ſchreibt in Art. 41. und Art. 88, 
nicht vor, daß ein wegen unterbleibender Zahlung 
zur Berfallgeit erhobener Wechfelproteft gerade bie 
Worte, daß „Mangels Zahlung” proteflirt worden, 
unbedingt enthalten muͤſſe. Das Wefentliche ift viel« 
mehr nach Art. 41. unter 2, nur, daß ſowohl die 
Prifentation, als eine Nichterlangung der Zahlung 
durch einen darüber aufgenommenen Proteft dars 
gethan werde. Diefen Erforderniffen aber und den 
weiteren in Art. 88. unter 1. 2, 3. deshalb ertheilten 
Vorfchriften entfpricdht der Inhalt des Proteſtes BI. — 
in ausreichender Weife, da daraus hervorgeht, daß 
der Notar auf Erfuchen der Remittenten ſich Behufs 
der Praͤſentation des Wechſels in die Wohnung des 
Acceptanten begeben habe, denſelben aber nicht ans 
wefend getroffen und von einer Dienftperfon vie 
Erflärung erhalten habe, daß derfelbe, ihr Dienftherr, 
fein Geld zur Zahlung des Wechfels, auch feinen 
Auftrag zur Zahlung zurüdgelaflen habe. Denn es 
fann hiernach offenbar nicht weiter bezweifelt werden, 
daß der Notar den Wechfel Behufs der Zahlung zu 
präfentiren beabfichtigt und verfucht, Zahlung aber 
nicht erhalten hat. Wäre es aljo auch angemefjener 
und vorfichtiger gewefen, wenn der Notar fich im 
:Brotefte deutlicher darüber ausgefprochen hätte, daß 
er den Werhfel „zur Zahlung“ zu präfentiren beauf- 
tragt gewefen fei und „Mangels Zahlung“ proteftirt 
habe, um nicht Bedenken, wie fie bier aufgeworfen 
worden, hervorzurufen, fo würde cd doch ungeredhts 
fertigt fein, die Beweisfraft und ®ültigfeit dem 
Protefte wegen jener Abweichungen von der gemöhns 
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lihen Ausdruckoweiſe und der minder präcijen Wort: 
faffung abzuſprechen. 

2) ı. 

3) Die Einwendung DL. —, daß Bellagte, eine 
Ehefrau, den Wechſel ohne Genehmigung ihres 
Ehemannd ausgefellt habe, findet, wie im voriger 
Inftanz mit Recht bemerft worden, darin ihre Erle 
digung, daß Beklagte, wie von ihr BI. — eingeräumt 
worden ift, den in Rede ftehenden Wechfel auf ihren 
Ehemann gezogen und Lepterer ihn acceptirt hat; 
auch befennt fie Bl. — felbit, daß fie den Wechſel 
mit Vorwiffen und Genehmigung ihres Mannes 
unterfchrieben habe, indem fie nur zugleich behauptet, 
derjelbe umd fein Sachwalter hätten ihr dabei aus— 
drüdlich erklärt, daß fie damit feine Verpflichtung 
übernehmen ſolle. 

In der Wechſelordnung findet fich feine Vor 
fhrift, wonach, wenn eine Ghefrau einen Wechſel 
ausitellt, zue formellen Gültigkeit der Urkunde 
unbedingt erfordert würde, daß der Ehemann durch 
ausdrüdliche Erklärung auf dem Wechſel ſchrifilich 
fein Bollwort dazu ertheilen oder die Erklärung feiner 
Ehefrau in feiner Eigenſchaft als Ehemann mit» 
unterfchreiben müßte. Infonderheit enthält Art. 4., 
wo von den Erforderniffen eines gezogenen Wechfeld 
die Nede ift, Feine hierauf bezügliche Beſtimmung. 
Wenn alfo auch nicht zu bezweifeln fteht, daß nach 
ſaͤchſiſchem Nechte zur materichien Gültigfeit der von 
einer Ehefrau eingegangenen Wechjelverpflichrung 
der Gonfend des Ehemannes norhwendig it, weil 
Ehefrauen überhaupt ohne Genehmigung ihrer Ehe: 
männer in der Regel feine Berbindlichfeiten eingeben 
fönnen, jo ift doch die Frage, wie dieſer Conſens 
bei Wechſeln im einzelnen Falle mit rechtlicher Wirs 
fung erklärt werden fünne, nicht nad) den befondern, 
dem Wechſelverkehr eigenthümlichen formellen Vor— 
ſchriften, ſondern nad) allgemeinen Rechtägrundfägen 
zu beurtheilen. Es muß daher auch bei Wechjeln 
der Rechtsſaß Anwendung leiden, daß die ehemaͤnn— 
liche Genehmigung zu einer Rechtshandlung der Ehe: 
frau auch ſtillſchweigend, durch concludente Hands 
lungen erklärt und daß er ebenfogut gleichzeitig mit 
der Verbindlichmachung der Ehefrau, als vor- oder 
nachher ertheilt werden fünne. 

Bol. Bollmar und Lövy, die deutfche Wechſel— 
ordnung, $. 4. ©. 16. 

Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, Jahrg. 
1857. ©. 77. Jahrg. 1860. ©. 79. 

Annalen des K. Oberappellationsgerichts, Bo. I. 
©. 242. 

Das Königlihe Appellationsgericht zu Dresden 
hat daher auch bereits in mehreren ähnlichen Fällen, 
unter Anderem in dem auch von dem Königlichen 


DOberappellationsgerichte fpäter beftätigten Erfennts 
niffe vom, 24. October 1863 in Sachen Wilhelm 
Morig 5.8, Klägers, wider Mag. RPBetlagten, 
welcher Proceß ebenfalls vor dem hiefigen Handeld- 
gerichte anhängig war, ſich dahin ausgeſprochen, 
daß in dem Mccepte eined von einer Ehefrau allein 
ausgeltellten, auf ihren Ehemann gezogenen Wech- 
feld Seiten des Lepteren die Genehmigung der Aus: 
ſtellung des Wechfels, alfo’auc zu Uebernahme ber 
damit verfnüpften Regrepverpflichtung durch die Ehe— 
frau gefunden werden müfje, weil der Ehemann 
vernünftiger Weije und der Natur der Sache nad 
das Accept nicht auf den Wechſel gebracht haben 
würde, wenn er mit der Wechſelausſtellung nicht 
einverftanden geweſen wäre und er das Eine, den 
Hecept oder dad Verfprechen der Bezahlung des 
Wechſels, nicht wollen fonnte, ohne die voraus— 
gegangene Beranlafjung. und Grundlage dazu, die 
Ausftellung des Wechfeld, zu billigen. 

Von diefen Grundjägen abzuweichen, findet man 
auch im vorliegenden Falle feine Urſache. 

4) Die Einrede Bl. —, daß der Ausitellung 
des Wechfeld eine Verbürgung der Ehefrau für ihren 
Ehemann zu Grunde liege, welche, weil fie der ges 
richtlichen Form entbehre, für ungültig zu achten fei, 
kann, weil fie auf illiquiden Vorausjegungen beruht, 
dermalen feine Beachtung finden. 

Der Üechjelvertrag iſt ein rein formaler Schrift 
vertrag, deſſen Eingehung auf den verfhiedenften 
Rechtsgründen beruhen fann. 

Aus der Ausftellung eines auf ihren Ehemann 
gezogenen Werhfels Eeiten einer Ehefrau an die 
Drdre eined Dritten folgt demnach ficherlih noch 
nicht, daß die Ehefrau fich für eine Verpflichtung 
des Ehemanns verbürgt habe. Sie haftet allerdings 
ald Ausftellerin wechjelmäßig dafür, daß der Ehe— 
mann als Acceptant den Wechfel zur Berfallgeit ein— 
löfe. ber dieſe gefeglich fejtgeitellte wechfelmäßige 
Verhaftung trägt deshalb noch keineswegs den civil 
rechtlichen Charakter einer Interceffion der Ehefrau 
für ihren Ehemann, da es gänzlich unbeftimmt bleibt, 
ob dad Wechfelgeichäft urfprünglich zum Beten der 
Ehejrau, indem fie die Valuta vom Remittenten er« 
bob, oder etwa zum Beiten ded Ehemanns oder did 
Remittenten gefchloffen worden iſt. 

Jedenfalls aljo bedarf Die Behauptung der Be- 
flagten, daß bier in der That eine Intercejfion vor 
liege, erft noch der näheren tharfächlichen Begründung 
und des Nachweifed. Sie müßte auch, um damit 
gegen die Kläger fi fchügen zu fünnen, nach $. 9. 
des Mandats vom 6, November 18328 den Beweis 
zu führen im Stande fein, daß die Kläger von den 
Verhaͤltniſſen, welche der Ausftellung des Wechſels 
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den Gharafter einer Verbürgung verfchaffen, Kennt 
niß gehabt hätten. 

Dal. Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfäle, 

Jahrg. 1857. S. 75 fig. 

Annalen des K. Oberappell.»Ger., Bd. I. ©. 242, 

Die in voriger Inftanz auf Orund des Anerfennts 
niffes des Wechjeld ausgefprodene Berurtheilung 
der Beflagten war demnach lediglich zu beftätigen 
und lag bei der Unerheblichfeit der Berufung auch 
fein Grund vor, die Appellantin mit Erftattung 
der Koiten des gebrauchten Rechtémittels zu vers 
ſchonen.“ 

Auf anderweite Berufung der Beklagten beſtaͤtigte 
das Königl. Oberappellationsgericht unter dem 
1. September 1864 aus folgenden Gründen: 
Bon der Beflagten ift aud) in der jegigen In 
ftanz nichts vorgebracht worden, was fie gegen bie 
bereitd in zwei Inftanzen wider fie ausgefprochene 
Verurteilung zu Zahlung der eingeflagten Wechſel⸗ 
fumme von 1250 Thlen. — —⸗ fammt Zinfen zu 
6 Procent vom Tage der Publication des Gerichts: 
beſcheids BI. — flg. und gegen die Erftattung der 
zeither erwachfenen, wie der neueren Appellationds 
foften fügen könnte. Anlangend 
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ben wiber die materielle Begründung einer Wechfels 
ſchuld auf ihrer Seite Bl. — flg. wiederholt von ihr 
geltend gemachten Einwand, jo ift es zwar richtig, 
daß der den Acten im Originale vorgeheftete, der 
vorliegenden Wechjelproceßflage zu Grunde liegende 
Wechſel von der Beklagten allein und ohne Zuziehung 
ihres Ehemanns, deſſen Beitrittd es zur Entftehung 
einer wirffamen Obligation ihrerfeits bedurfte, aus— 
geftellt worden ift. Allein augenfcheinlic würde die- 
jee Mangel als ergänzt dann erfcheinen, wenn an- 
zunehmen wäre, daß der Ehemann, von welchem bie 
fragliche, von der Beklagten auf ihn gezogene Tratte 
acceptirt worden ift, fein Accept zu einer Zeit darauf 
gebracht habe, wo die Unterfchrift der Beklagten be- 
reitd auf dem Wechjel fich befand, er aljo wußte, 
daß dieſe — feine Ehefrau — die Ausftellerin war. 
Denn es liegt in der Natur der Sache, daß unter 
folden Umftänden in der Mcceptation Des Wechfels 
Seiten des Ehemanned zugleich deffen mindeſtens 
nachträgliche Genehmigung zu der von der Beklagten 
bewirften Ausſtellung liegt, während andererfeits 
unbeſtritten ift, daß der ehemännliche Beitritt zu den 
von Ehefrauen eingegangenen Rechtsgeſchaͤften mit 
rechtlicher Wirkung ebenjowohl nad als vor und 
bei dem Gejchäfte, um welches «8 ſich handelt, erfol— 
gen könne. 

Bol. Zeitfchrift für Rechtapfl. u. Verw., N. 8. 

Br. XIV. ©. 133. 


Nun fireitet aber dafür, daß das — allerdings 
unbatirte — Accept ded Ehemanns von dem letzteren 
wirklich zu einer Zeit darauf gebracht worden fei, 
wo das Wechfeldocument bereits Die Unterfchrift der 
Bellagten ald Ausftellerin an fih trug, nad dem 
ordnungsmäßigen Gange des Wechſelgeſchäfts 
ohnehin die Vermuthung, und hat die Bellagte auch 
gar nicht behauptet, erft mach der Acceptationserklaͤ— 
rung des Ehemanns ihre Unterſchrift unter den 
Wechfel bewirkt zu haben. Im Gegentheile wird 
von ihr zum Behufe der Ablehnung einer wechjels 
rechtlichen Verpflichtung nach einer andern Seite hin 
fogar ausdrüdlich hervorgehoben (vgl. BI. —), zu 
der Zeit, als fie die Unterfchrift bewirkt habe, fei auf 
dem Wechfelformulare noch gar nichts gejchrieben 
gewefen und es hätten ihr vor ihrer Namenszeichnung 
ihr Ehemann und deſſen Sachwalter ausdrücklich 
erklärt, daß fie damit feine Verpflichtung übernehmen 
folle; ein Einwand, welcher indeffen ebenfo illiquid 
ift, wie die ferner vorgebrachte und damit jogar nicht 
einmal recht zu vereinbarende erceptivifche Behauptung 
einer dem ©efchäfte ihrerfeitd zu Grunde liegenden 
VBerbürgung für den Ehemann. 

Es war daher, wie hieraus von felbft folgt, auch 
auf diefe Augflüchte in dem gegenwärtigen Wedhjels 
proceffe ein rechtliches Abjehen nicht zu richten; viel» 
mehr mußte Bellagte diesfalls, fo wie geichehen, zur 
Widerklage verwiefen werden. Nur, foviel die zulept 
erwähnte Ausflucht anlangt, will Man im Hinblid 
auf das neuerliche Vorbringen der Beflagten BI.—flg. 
noch hinzufügen, daß dasjenige, worauf es bei dieſer 
Ausflucht anfommt, durch Die neuerlich von der Letz⸗ 
teren BI. — flg. zu den Acten gebrachten Schriftftüde, 
jelbft wenn dieſe, was nicht der Fall, anerkannt und 
überhaupt im jepigen Stadio des Proceſſes noch zu 
beachten wären, nicht einmal bewiefen wird. Wie 
daher der diesfalls BL. — geftellte Antrag auf Wie, 
dereinfeßung in den vorigen Stand ſchon darum und 
ganz abgefehen von dem gänzlichen Mangel der 
Vorausſetzungen für die Ertheilung einer derartigen 
Rechtsvergünftigung als ein materiell, wie formell 
unftatthafter anzufehen war, fo befindet fich 
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Beklagte auch im Irrthume infofern, als fie der Mei- 
nung ift, die fie ald Ausftellerin des Wechjels treffende 
Negreßverbindlichfeit durch Einwendungen gegen die 
Form des der Klage zu Grunde liegenden notariellen 
Wechjelprotefted ablehnen zu können), Bedurfte es 
der Erhebung eines Protefled bei nicht erfolgender 
Zahlung Seiten des Acceptanten allerdings unzweis 
felhaft, um dem Kläger diefen Regreß zu fichern, fo 
war ed, was die Vorausfegungen eines foldyen an- 
langt, vollftändig ausreichend, daß der. betreffende 
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Notar, fo wie gefchehen, in D. — dem beftimmten 
Zahlungsorte — in der zeitherigen Wohnung des 
Acceptaten Rachfrage hielt — dies auch dann, wenn 
fogar erwiefen wäre, daß Letzterer wirklich noch vor 
dem Verfalltage, unter Zurüdlaffung feiner Familie, 
thatfähli von D. fih weggewendet haben follte, 
was aber, wie die vorige Inſtanz mit Recht bemerkt 
hat, durch das von der Bellagten, zudem erft in 
weiter Inftanz beigebrachte und alfo fchon dieferhalb 
nicht beachtlihe Zeugniß der D.'r Polizeidirection 
Bl. — nicht einmal in genügende Liquidität geſetzt 
worden. Denn bag — angenommen fogar, ed wäre 
bies der Fall — eine Erfundigung bei der Polizei 
behörde (deren es nach 8.91. der allgemeinen Wedh- 
felordnung auch nur dann bedarf, wenn das Ge— 
fhäftslocal oder die Wohnung des Wechjelfchuldners 
nicht zu ermitteln ift) zu nichts geführt haben würde, 
liegt auf der Hand. Um fo weniger aber ift abzu— 
fehen, was Bellagte mit den dahin abzielenden Ein- 
wendungen Bl. — bezweckt, als fie ja felbit nicht 
einmal weder früher noch jegt behauptet hat, daß ihr 
Ehemann am Berfalltage irgendwo fonft in D. an« 
zutreffen geweſen fein würbe. 

Wie hiernächft die Erhebung bes ‘Proteftes im 
Mangel einer in der zeitherigen Wohnung des Accep- 
tanten erlangten Zahlung nach $. 41. der allgemeinen 
Wechſelordnung noch rechtzeitig am 2. Januar 1864 
bewirkt werden fonnte, auch die Annahme, daß bei 
deſſen Levirung die bte Rachmittageftunde — bie zu 
welcher Zeit nach $. 8. des Geſetzes vom 25. April 
1849 Wechielprotefte nur aufgenommen werden fol 
len — bereitd verflofien geweien, nad der Faſſung 
des PBroteftes um fo unftatthafter fein würde, als ja 
ohnehin für Beobachtung der gefeglichen Formen bie 
Bermuthung ftreitet, fo entfpricht endlich auch der 
fonftige Inhalt der Protefturfunde im Weſentlichen 
den Beftimmungen, welche in 8. 88. der allgemeinen 
Wechjelordnung darüber enthalten find. Es ift die— 
fe® bereits, unter Widerlegung der diesfalls von der 
Beklagten früher angeregten Bedenken, in voriger 
Inftanz fo ausführlich nachgewieſen worden, daß es 
hier genügt, die Beflagte auf das dort Geſagte zu 
verweifen. Was aber das von derfelben fonft noch 
neuerlih Bl. — Vorgebrachte anlangt, fo muß der 
Einwand, in der Urkunde fei der Kalendertag des 
Proteftes nicht angegeben, ald ein actenwidriger, bie 
wegen eined angeblihen Mangels an gehöriger Ber 
zeichnung der Requirenten und Inhaber des Wechfels 
erfolgte Bemängelung des Proteftes aber als eine 
jolche bezeichnet werden, welche ihrer augenfcheinlichen 
Haltlofigfeit wegen einer Widerlegung gar nicht 
bedarf.” 


Das in der vorfiehends mitgeiheilten Enifcheis 
bung zweiter Inftanz fangegogene ältere Erfenntniß 
(vom 24. October 1863) lautet alfo: 

„Da, foviel den von der Mitbeflagten Bl. — 
erhobenen Einwand anlangt, daß in der Austellung 
des von ihr Bl. — anerkannten, Bl. — in beglaus 
bigter Abſchrift erfichtlichen Primawechſels, d. d. M., 
den 15. Auguft 1862, eine verfchleierte eheweibliche 
Bürgfchaft enthalten und deshalb der Wechfel felbit 
ungültig fei, Appellantin fich in der Deductionsſchrift 
Bl. — felbft befchieden hat, daß der Beweis des 
nurgebachten Ginwandes aus der Form des in Rede 
ſtehenden Wechfelpapierd allein nicht zu entnehmen 
und daher die hierauf bezügliche Auoflucht in dem 
gegenwärtigen Rechtöftreite nicht zu beachten, ſondern 
vielmehr in der Widerflage auszuführen fei, Lepteres 
aber der Appellantin, foweit fie ih damit fortzukom⸗ 
men getraut, auch ohne daß es der befonderen Er 
wähnung dieſes Punktes in dem dispofitiven Theile 
der Entſcheidung bedurfte, zu thun unbenommen 
bleibt, hiernächft die ferner Bl. — von der Mits 
beflagten gegen die Gültigkeit jenes Wechfeld geltend 
gemachte und Bl. — wiederholte Ausjtellung, daß 
die Genehmigung ihres Ehemanns zu Ausftellung 
des Wechſels nicht nachgewiefen fei, auch nad) ber 
Anficht des K. Appellationsgerichts fich als unerheb⸗ 
lich darftellt, wenn man erwägt, daß, obſchon eine 
Ehefrau zu Eingehung von Rechtsgeſchaͤften, aljo 
auch zu Ausftellung eines Wechſels, dafern fie nicht 
eine Handelsfrau ift, in der Regel der Zuſtimmung 
ihres Ehemanns bedarf, wenn aus diefer Ausftellung 
eine Verbindlichkeit ihrerfeits entftehen foll, doch zur 
Bültigfeit eines von der Ehefrau abgeſchloſſenen 
Vertrags oder Rechtsgeſchaͤfts nicht ſchlechterdings 
erforderlich ift, daß der Ehemann gerade bei den 
Abfchluffe perfönlich concurrirt habe, feine Genehmi- 
gung vielmehr auch vorher oder nachher erfolgen und 
diefe Willensmeinung nach befannten Grundfägen 
auch durch coneludente Handlungen und fogar ftill« 
ſchweigend erflärt werden kann, 

vgl. Wochenblatt für merkwuͤrdige Rechtefälle, 

Jahrg. 1848. ©. 271. 

eine ſolche ftillfchweigende oder factifche Genehmigung 
aber mindeftens in allen denjenigen Fällen als vor 
handen anzufehen ift, in denen die Handlung, in 
welcher die Genehmigung gefunden wird, vernünftis 
ger Weife ohne die auf letztere gerichtete Abſicht nicht 
vorgenommen worden fein fann oder die Annahme 
des Gegentheild mit der Vorausſetzung der bona 
fides Seiten der Interefienten unvereinbar fein 
würde, 

vgl. ang. Wochenblatt, Jahrg. 1860. €. 80. 
und hiernach es auch zur Bültigfeit des in Rede 
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ſtehenden Wechſels nicht erforderlich war, daß derfelbe 
von dem Ehemanne der Mitbeffagten mit unterfchries 
ben werde, was nach Ausweis der Mcten nicht ge 
ſchehen if, die Einwilligung des Ehemanns zu der 
von Seiten feiner Ehefrau erfolgten Ausftellung des 
Wechſels in ausreichender Weife vielmehr fon da» 
durch, daß er diefen Wechfel felbft acceptirt hat, als 
was er, wenn er die Ausftellung defjelben nicht hätte 
genehmigen wollen, fiher unterlaffen haben würde, 
da ein ohne feine Genehmigung ausgeftellter Wechfel 
ungültig und Daher auch von ihm nicht zu acceptiren 
gewejen wäre, um fo gewifler von ihm zu erfennen 
gegeben worben ift, als bekanntlich die auf einen 
Wechſel gebrachte Aeceptationsbemerfung wenigſtens 
bis zum Beweiſe des Gegentheils, welches im vor— 
liegenden Falle von der Beklagten gar nicht behauptet 
worden, ald eine Handlung gedacht werden muß, 
welche der Ausitellung des Wechſels nachgefolgt ift, 

vgl. Zeitfchrife für Rechtspfl. u. Verw., R. 8. 

XXL Br. ©. 431. 

hiernächit auch die Appellantin felbit BL. — ihr Eins 
verftändniß mit den vorftchends entwidelten Rechto— 
grundfägen erklärt hat, indem Diefelbe zugiebt, daß 
die Meceptationöbemerfung des Chemanns Darauf 
hindeute, dag er mit Ausftellung des Wechſels von 
Seiten feiner Ehefrau einverftanden geweſen fei, 
weiter jedoch derjelben darin nicht beigepflichtet wer— 
den fonnte, wenn diefelbe behauptet, daß diefe Hands 
lung ded Ehemanns nur eine einfache Bermuthung 
begründe, welche den hier fehlenden directen Nach» 
weis der ehemännlichen Genehmigung nicht erfeßen 
fönne, indem hierbei in Betracht gelangt, daß der 
Gebrauch des Executivproceſſes dadurch nicht aus— 
geihloffen wird, daß die der Grecutivflage zum 
Grunde liegenden Urkunden zu ihrem richtigen Ber- 
ftändniffe der juriftifchen Auslegungsfunft bedürfen, 
vielmehr, wie überhaupt der Natur der Sache nach 
der Inhalt einer jeden Urkunde in gewiſſem Einne 
der Interpretation unterliegt, um den richtigen Sinn 
derjelben zu erkennen, diefelbe aud) in der gegenwär— 
tig vorliegenden Proceßart zulaͤſſig ift, dergeftalt, daß, 
wenn der Richter auf dem Wege der Auslegung zu 
dem Reſultate gelangt, daß die zu Begründung der 
Erecutivllage beigebracdhten Urkunden ſelbſtſtändig 
alle diejenigen Vorausfegungen an die Hand geben, 
welche zur Unterftügung der Intention des Klägers 
erforderlich find, der Zuläfligfeit des Executivproceſſes 
und indbefondere auch des Wechſelproceſſes ein Bes 
denken nicht entgegenfteht, 

vgl. Kori, Erecutivproceß, J. Thl. 8. 9. 

Zeitfchrift f. Rechtöpfl. u. Berw., N. F. XIV, Bo. 

no. 46. ©. 135., XX. Br. no. 153, ©. 253. 

fo ift der Bl. — erfichtliche ic. Beſcheid zu bejtärigen.” 


In der auf die Appellation der Mitbeflagien in 
ber zulegt gedachten Nechtsfache unter dem 4, Februar 
1864 ergangenen confirmatorifchen Entfcheidung drit- 
ter Inſtanz wurde in der hierher gehörigen Bezichung 
Folgendes ausgeführt: 

7’: „Es ift zwar richtig, daß der Bl. — in Abſchrift 
erfichtliche, der Klage zum Grunde gelegte Wechſel 
von der Mitbeflagten allein und ohne Zuzichung 
ihres Ehemanns, defien Beitritted es zur Entſtehung 
einer wirfjamen Obligation ihrerfeits bedurfte, aus— 
geftellt worden. 
und wird von der Mitbeflagten felbft zugegeben, daß 


dieſer Mangel ergänzt erfcheinen würde, wenn ans | 


junchmen wäre, daß der Mitbeflagten Ehemann, 
welcher ven fraglichen, von feiner Ehefrau auf ihn 
gezogenen Wechfel acceptirt hat, fein Accept zu einer 
Zeit darauf gebracht habe, wo die Unterfchrift der 
Mitbeklagten bereits auf dem Wechfel fih befand, er 
alfo wußte, daß diefe die Ausftellerin defjelben war. 
Denn es liegt in der Natur der Sache und folgt von 
felbft, daß unter ſolchen Umftänden in der Annahme 
des Wechſels Seiten des Ehemanns zugleich deſſen 
Genehmigung zu der von ſeiner Ehefrau bewirkten 
Ausſtellung deſſelben liegt, waͤhreud andererſeits uns 
beſtritten iſt, daß der ehemännliche Beitritt zu dem 
von der Ehefrau eingegangenen Rechtögefchäfte mit 
rechtlicher Wirkung ebenfowohl nach als vor und bei 
dem Geſchaͤfte erfolgen kann. 

Zeitfchrift für Nechtöpflege und Berw., N. 5. 

Bd. XIV. ©. 133. no. 43. 

Es kommt demnach bei Entſcheidung der vorliegenden, 
im Wechfelprocefie verhandelten — daher auch, wie 
Mitbeklagte ſich bereits ſelbſt bejdyieden, die Beachtung 
des illiquiden Einwandes einer zu Örunde liegenden 
eheweiblichen Buͤrgſchaft nicht gellattenden — Rechts⸗ 
fahe nur no auf die Frage an, ob ausreichender 
Grund zu der Annahme vorhanden fei, daß das, 
allerdings undatirte, Accept des Beflagten auf den 
von der Mitbeklagten ausgeftellten Wechſel zu einer 
Zeit gebracht worden, wo ſich die Unterfchrift der 
Mirbellagten bereits unter felbigem befand? 

Während die vorigen Inftanzen dies als präſum— 
tiv angefehen haben, hat Mitbellagte dem unter dem 
Bemerken widerfprochen, wie es im Gefcyäftöverfchre 
gar häufig vorfomme, dag Wechfel acceptirt würden, 
auf welchen ein Ausjteller noch nicht, fondern nur 
die Summe und der Nemittent benannt feien, in 
welcher Weiſe es ſich auch im vorliegenden alle ver 
halten habe, wo der Zwed nur darauf gerichtet ges 
weien, dem Remittenten Mar R. ein Mecept ihres 
Ehemanns, des Beflagten, zur Dedung einer an 
denjelben habenden Forderung zu verfchaffen. 

zu vgl. Bl. — verb. mit Bl. —. 


Allein es läßt ſich nicht bezweifeln = 


Man bat jedoch diefem Anführen der Mitbeflagten 
fein Gewicht beizulegen vermocht. 

Es mag zwar nicht in Abrede geftellt werben, 
dag im Verkehre Fälle vorfommen, wo ein Papier 
acceptirt wird, welches noch nicht vollftändig aus— 
gefüllt, namentlich mit dem Namen des Ausftellers 
oder Traffanten noch nicht verfehen iſt; allein es liegt 
dies jedenfalls nicht im ordnungsmäßigen Gange 
des Wechſelgeſchaͤfts, welcher um fo mehr das Vor— 
handenſein der Unterfchrift ded Ausftellers vor der 
Borlegung des Wechſels zum Merepte vorausfept, 
ald der Acceptant nad Art. 23. der allgemeinen 
deutfchen Wechfelordnung. auch dem Ausſteller gegen- 
über ſich wechfelmäßig verpflichtet, [chen darum-alfo 
keineswegs der Mitbeffagten in der Behauptung bei« 
gepflichtet werden fann, daß es für denſelben indiffe— 
rent fei, wer auf ihn trajfirt habe. 

Als Regel muß daher allerdings ftets feſtgehal— 
ten werden, daß das Accept auf das vom Ausftel- 
ler bereits unterfchriebene Papier gebracht wor— 
den, worauf denn auch die wörtliche Faſſung des 
angezogenen Wechfels, infofern fih darin die Auf 
forderung ded Ausftellerd ausfpricht, gegen den 
Wechſel an den Nemittenten zu zahlen, hinweift, 
und wenn auch in einzelnen Bällen es ſich anders 
verhäft, fo ift dies eben eine Ausnahme, die ſich 
in conereto als eine des Beweifes bedürfende Ein— 
rede darftellt, alfo im Wechſelproceſſe nur dann, 
wenn fie urfundlich fofort liquid gemadht worden — 
wie gegenwärtig nicht gefchehen — in Betracht ges 
langen könnte.” 


97. : 
Die Behauptung, daß der „Beklagte des Nach— 
laffes des früheren Schuldners ſich angemaaft 
babe”, eignet ſich nicht fir den Eidedantrag. — 
Der Appellationsrichter ift bei feiner Entſchei— 
dung nicht an die Deduction des Appellanten 
gebunden, 
Mitgetheilt von 
Herrn W. in L. 

In einer wider den Vater ded stuprator als 
deffen Erben anhängig gemachten Alimentationd- 
Hagfache war in der erften Inſtanz auf verfchiedene 
Eide erfannt worden. Der Bellagte verlangte in 
feiner Appellation Abweijung der Klage aus Grüns 
den, die hier weiter nidıt in Betracht fommen. Das 
Königl. Appellationsgericht zu Leipzig ent 
ſprach im März 1864 diefem Antrag, jedoch, indem 


es die Richtigkeit der vom Beklagten geltend gemach-⸗ 
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ten Gründe ausbrüdlih dahin geftellt fein ließ, in 
der Erwägung, daf 

„die Klägerin den Beflagten wegen Alimentirung 
des von ihr am 28. Mai 1863 außer der Ehe ger 
borenen Kindes lediglich um deswillen in Anfpruch 
nimmt, weil er, der Beklagte, der alleinige Erbe ſei— 
nes in dem Libelle erwähnten, inzwifchen verftorbenen 
Sohnes, ded angeblichen Schwängerers, geworben, 
daß jenoch von dem Beflagten der einfchlagende Theil 
des Klagvorbringens, welcher dahin lautet: „er, der 
Bellagte, habe ſich des gefammten Nachlafjes feines 
Sohnes angemaaßt“, im 13. Einlaſſungsabſchnitt aus⸗ 
drücklich verneint worden iſt, und daß die Gewiſſens— 
rührung, deren die Klaͤgerin hinſichtlich der ganzen 
Klage fi bedient hat, für ein zu Verificitung des 
nurgedachten Einlafjungsabfchnittes geeignetes Be— 
weismittel nicht erachtet werden fann, weil nach den 
Beftimmungen in der 1. 20. pr. $. 4. und der J. 88. 
D. de acquir, vel omitt. hered. (29. 2.) eine pro 
herede gestio nur aus folhen Handlungen zu fol 
gern ift, welche der Delat citra nomen et jus heredis 
nicht vornehmen fonnte, d. i. welche nicht anders, ale 
dadurch zu erflären find, daß der Delat bei Vornahme 
derfelben den Willen, die Erbſchaft anzutreten, wirk— 
lich gehabt habe, Handlungen der oben erwähnten Art 
aber, welche der Beflagte in Bezug auf den Nachlaß 
feines Sohnes vorgenommen habe, von ber Klägerin 
überhaupt nicht erwähnt worden find und fomit ein 
Schiedseid über den 13. Einlaffungspunft, wie ſelbi— 
ger von der vorigen Inftanz erfannt worden ift, auf 
eipliche Ablchnung eines Urtheils hinausfommt, bins 
ſichtlich deſſen es in der Klagefchrift an jeder facti— 
fhen Begründung gebricht.” 


Auf Appellation der Klägerin erfannte das Königl. 
DOberappellationsgericht im Auguft 1864 con 
firmatorifh. Die Rationen lauten: 

„Klägerin zeiht die vorige Inſtanz mit Unrecht 
eined Ueberjchreiten® ihrer Befugniffe um beswillen, 
weil fie einen Abweifungesgrund angezogen habe, hin» 
ſichtlich deſſen Beklagter nicht gegen den Befcheid Bl. — 
appellitt habe. 

Beflagter hat Bl. — ausdrüdlih auf Abweifung 
der Klage gravaminitt. 

Hat er ſich nun auch in der fofort angefchloffenen 
Deduction darauf befchränft, einen Abweifungsgrund 
auszuführen, welchen die vorigen Inftangen nicht ala 
ftihhaltig anerfannt haben, fo fann dies doch, da 
eine ausdrüdliche Befchränfung feines Rechtsmittels 
auf diefen Geſichtspunkt nicht vorliegt, den Appella- 
tionsrichter in der Beachtung anderer, ihm geeigneter 
erjcheinender Abweijungsgründe cbenfowenig behins 
dern, ald wenn er jede Deduction unterlaffen hätte. 
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‚Denn der fächlifche Appellationsrichter if chne 
den, wie gebacht, bier nicht vorliegenden Ball 
ausbrüdlicher Bejchränfung des Rechtömitteld unter 
einen fpeciellen Geſichtspunkt oder eines Compro— 
miſſes an die rechtlihe Deduction des Appellanten 
nicht gebunden und überhaupt nicht behindert, inners 
halb des durch das Gravamen formell geftatteten 
Spielraumsd ihm geeignet erfcheinende rechtliche 
Erwägungen zur Geltung zu bringen, follten fie auch 
durch Ausführungen der Parteien nicht angebahnt fein. 

Kann demnach die Neformatoria voriger Inftanz 
als formell unzuläffig keineswegs befunden werden, 
fo war auch der Bl. — ausgeführte Abweifungs- 
grund materiell als richtig zu betrachten. 

Weber darin allein, daß Bellagter Kleidungs— 
ftüde feines Sohnes als Depofitar inne hat und 
hält, noch darin, daß er etwa Schuldner feines 
Sohnes oder deffen Nacdlafjes in Bezug auf Erb— 
gelder gewefen, bezichentlich geblieben ift, liegt eine 
Anmaafung des Nachlaffed oder ein Zeichen des 
Erbſchaftsantrittes, wogegen die Grörterung ber 
Brage, ob eine Anwendung ber in $. 2265. des bür- 
gerlihen Geſetzbuches ausgeiprochenen Grundfäge 
auf den vorliegenden Fall an fi ftatthaft fei und 
für Klägerin operiren würde, dahin geftellt bleiben 
fann, da über den Ablauf ded spatium deliberandi 
Etwas nicht vorliegt. 

Wie die vorige Inſtanz unter Bezugnahme auf 
die einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen des 
Römiſchen Rechtes — mit denen übrigens auch die 
des bürgerlichen Geſetzbuchs $. 2252. übereinftim- 
men — bereits nachgewiejen, hat Klägerin ſich auf 
feine Thatſache bezogen, welche einen Schluß auf 
den Nachlaßantritt geftattete: woneben es denn aller: 
allerdings auch in Nichtigkeit beruht, daß bie nackte 
Behauptung der Anmaaßung als auf einen Rechts— 
begriff hinauslaufend nicht für den Eidesantrag ge- 
eignet iſt.“ ac. 


98. 
In Heimarhöftreitigfeiten iſt einer Gemeinde bar: 
aus, daß fie von dem ihr offen ftehenden Inſtanzen— 
zuge foweit, als dies gejeßlich zuläffig, Gebrauch 
macht, der Vorwurf unbegründeter Streitſucht 
nicht zu machen. 
Mitgetheilt von 
Herrn Bürgermeifter Adv. Herrmann in Rofwein. 


In der awifchen den Heimathiögemeinden R. und 
Et, wegen der Heimathsangehörigfeit des von Augu— 


Nedacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


fin Wilhelminen W. am 21. März 1863 in R. 
außerehelich geborenen Kindes, Augufe Helene, ent« 
ftandenen Bermaltungsftreitigfeit hatte die Königl. 
Kreisdireetion zu Leipzig ihre auf Die Heimathsanges 
hörigfeit des gedachten Kindes in R. lautende Ent: 
fheidung erfter Inftanz auf den Recurs des Stadt- 
raths zu R. Dagegen in zweiter Inſtanz beftätigt, auch 
die reeurrirende Gemeinde mit Bezugnahme auf 8.25. 
des Heimathögefeges vom 26. November 1834 in die 
durch ihr Rechtömittel erwachfenen Koften verurtbeilt, 

Der Stadtrath zu N. recurrirte gegen dieſe Ent— 
ſcheidung und machte namentlich in Bezug auf den 
Koftenpunft geltend, daß es wohl für verzeihfich zu 
erachten fein dürfte, wenn die Vertreter der Heimatho— 
gemeinde zu R. fich nicht fo ohne Weiteres als zur Er« 
theilung des nad $. 15. des angez. Heimathsgeſetzes 
eventuell die Verbindlichkeit zur Aufnahme und Ver— 
forgung begründenden Heimathsſcheins für das un— 
ehelihe Kind der W. verbunden erklärten, fondern, 
von dem gefeplich zuſtehenden Inftangenzuge Gebrauch 
machend, durch Rechtsmittel die Sache an die höhere, 
ja oftmals von einer anderen Anfhauung ausgehende, 
Behörde zu bringen ſich geftatteten. 

Das Königl. Minifterium des Innern hat 
nun in der am 7. Mai 1864 publicirten Entfcheidung 
dritter Inſtanz dahin erfannt: 

„daß bie vorige Entſcheidung der Hauptfache 
nad) zwar zu beftätigen, NRecurrenten jedoch mit ber 
in zweiter Inftang erfannten Berurtheilung in die 
Koften des eingewendeten Rechtsmittels zu ver 
ſchonen. 

Die Hauptſache anlangend, fo ıc. 

Was aber den Koftenpunft betrifft, fo hat, fo 
wenig zweifelhaft auch die Entfcheidung der vorliegen 
den Heimarhödiffereng von allem Anfange an war, 
der Stadtgemeinde zu R. daraus, daf fie von dem 
ihr offenen Inftanzenzuge foweit, ald dies gefeplich 
zuläffig, Gebraud; gemacht hat, der Vorwurf unbe 
geündeter Streitfucht doch nicht ohne Weiteres gemacht 
werden mögen und ift daher die Entfcheidung der 
vorigen Inſtanz im Betreff des Koftenpunftes in der 
Art, wie gefchehen, abzuändern gewefen.” 


Miscellen. 


Eruennungen, Anftellungen 2c. Seine Königl. 
Majejtät Haben allergmäpigft gerubt, den Regierungsaffel= 
jor bei der Kreispirection zu Leipzig Bernbard Heinrich 
Wilhelm Philipp Grünler zum Amtshauptmann für 
die 4. AUmtöhanptmannjcaft des Leipziger Regierungs— 
bezirks mit dem Wohnfige zu Döbeln zu ernennen, 
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Lieber das Weſen der gemifchten Interven: 
tion, — Für biefelbe beftcht nach ſächſiſchem 
Necht Feine befondere Proceßform. — Sie er: 
fordert Identität des Zwecks bei dem Inter— 
venienten und einer der Hauptparteien. — Wie 
muß das rechtliche Intereſſe beſchaffen ſein, 
wodurch die Zulaͤſſigkeit einer von dem Willen 
ber ſtreitenden Theile unabhängigen Einmiſchung 
in einen fremden Rechtsſtreit bedingt wird? 


Mitgetbeilt von 
Herrn 2, in B 


Hans Chriftian Friedrich von ©. zog im Jahre 
1812 mit dem Napoleonifchen Heere ald Hauptmann 
in der Königl. Weftfälifhen Grenabiergarde zu Fuß 
nad) Rußland und ift von dorther nicht zurüdgefehrt. 
Er hinterließ ein Vermögen ‚von 12,000 Thlen. 
—⸗ —«, ‚welches von dem Kurfuͤrſtlich Heffiichen 
Dbergericht zu Kaflel, wo von ©. vor dem Aus: 
marfche in Oarnifon geftanden hatte, in Verwaltung 
genommen wurde. Im Jahre 1826 wurde derfelbe 
von dem genannten Obergericht für tobt oder ver- 
ſchollen erflärt und Evdictalaufforderung an alle Dies 
jenigen, welche Erbrechte an feinen Nachlaß zu haben 
glaubten, erlaffen. In defien Folge meldeten fi 
vier Seitenverwandte des Erblaffers von mütterlicher 
Linie, nämlich: 

1) drei Kinder eines fchon im Jahre 1807 ver- 
forbenen Bruders feiner Mutter, Hans Chriſtoph's 
von $.: 

a) Ewald Ehriftoph Lubwig von 8, 


b) Ehriftiane Friederife Marie verehel. von B. 
geb. von F., 

c) Johanne Friederife verehel. von H.⸗K. geb. von F. 
und 

2) die Enkelin eines erſt im Jahre 1820 verſtor⸗ 

benen Bruders der Mutter des Erblaffers, Johann 

Ludwig’s von F., Namens Amalie Natalie Ernefline - 

Ehriftiane verehel. von F. geb. von W. 


Ueber die einftweilige Vertheilung des Nachlaſſes 
unter biefe Erbprätenbenten fegte das genannte Obers 
gericht ein nicht contradictorifches Verfahren ab, in— 
dem es die Sache ald Gegenſtand freiwilliger Gerichts⸗ 
barfeit betrachtete, und es wurde das vorhandene 
Vermögen an die genannten vier Seitenverwanbten 
von ber mütterlichen Linie, und zwar an ein Jedes 
zu einem Biertheile gegen Cautionsleiſtung, vors 
behältlich des eventuell mit der Erbichaftöflage gegen 
die eingewiefenen Befiger auszuführenden Erbrechts 
eines Jeden, in den Beſitz ausgeantwortet. 


Im Jahre 1862 erhob die unter 2. genannte 
Amalie Ratalie Erneftine Ehriftiane verehel, von F. 
geb. von W. durch ihren Zuftandsvormund gegen 
die unter 1. e. genannte Johanne Friederike verehel. 
von H.⸗«K. geb. von F. vor dem Sl. Gerichtsamte zu K. 
rechtliche Klage auf Herausgabe des der Leptern im 
Jahre 1839 im Gefammtbetrage von 2819 Thlen. 
5 Ngr. 3 Pf. ausgezahlten Antheild obiger Berlafs 
fenichaft. Dieſes Berlangen gründete fih auf bie 
Behauptung, daß der Pflegbefohlenen des Klägers 
ein befferes Erbrecht, als der Beflagten, ja felbit ein 
ausfchließliches, an dem von G.ſchen Nachlaſſe zu- 
fiehe. Der Eingangs genannte Hauptmann von ©. 
fei nämlich bereits auf dem großen Rüdzuge der 
frangöfifchen Armee aus Rußland diesfeitd der Bere- 
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ſina in oder bei Kowno im Winter 1812 verftorben; 
die Inteftaterbfolge in feinen Nachlaß beſtimme fich 
nach denjenigen Gefegen, welche zur Zeit feines 
Todes an feinem Wohnorte innerhalb desjenigen 
Staates, dem, er für feine Perfon angehört habe, in 
Geltung gewefen feien; als weftfälifcher Offizier fei 
aber von ©. Unterthan des früheren Königreichs 
Weftfalen, und deſſen Haupiftabt Kafjel, wo er vor 
dem Ausmarfche in Garnifon geftanden, fein legter 
Wohnort gewefen; im Königreich Weſtfalen und mit 
hin auch in Kafjel habe im Jahre 1812 das f. g. 
Weſtfaͤliſche Gefepbuch, eine einfache Ueberfegung des 
code civil Napoleon, gegolten, welches in Art. 734. 
das befte Inteftaterbrecht Demjenigen einräume, wel⸗ 
her dem Erblaffer im BVBerwandtfchaftögrade am 
nächften ftehe, in Art. 742. das Repräfentationsrecht 
in der Seitenlinie ausfchliefe und in Art. 724. vers 
bunden mit Art, 782. beftimme, daß die Erbfchaft 
von dem Inteftaterben ipso jure, ohne Erbſchafts— 
antritt, erworben und in gleicher Weife auf feine 
Erben transmittirt werde; nun babe aber im Jahre 
1812 der mütterliche Großvater der Pflegbefohlenen 
des Klägers, der erft am 7. September 1820 ver 
ftorbene Johann Ludwig von F., ein Bruder ber 
Mutter des Erblafjers, noch gelebt; diefer fei mithin 
zur Zeit des Todes des mehrgenannten Hauptmanns 
von ©. nicht nur mit demfelben um einen Grab 
näher verwandt, als die Beflagte und deren in den 
Beſitz der Erbſchaft miteingewiefene Gefchwifter, fons 
dern auch, da die Afcendenten des Erblaſſers ebenfo 
wie die beiden andern Brüder feiner Mutter damals 
längft mit Tode abgegangen, überhaupt fein nächiter 
Verwandter und deshalb alleiniger Inteftaterbe ge— 
wefen; diefes alleinige Inteftaterbrecht fei endlich im 
Wege der Univerfalfucceffion auf die Pflegbefohlene 
des Klägers übergegangen. 

Es wurde auf Beweis des Klaggrundes erkannt. 
Das Beweid- und Gegenbeweisverfahren war aud) 
fchon bis zur Anberaumung eines Neproductiondter: 
mind vorgejchritten, ald Briedrich Herrmann von ©. 
und Genofjen unter dem 20. Auguft 1862 mit der 
Behauptung hervortraten, daß ihr gemeinjchaftlicher 
Stammvater, Johann Jacob von G., den Hans 
Ehriftian Friedrich von ©. gleichfalls überlebt habe 
und mit demfelben in gleichem Grade der Geiten- 
linie, als der Erblafjer der Pflegbefohlenen des Alä- 
gers, Johann Ludwig von F., verwandt gewefen, indem 
derſelbe ein Leiblicher Bruder Ehriftian von G.'s, des 
Baterd des verfchollenen von G., demnach mit Letz⸗ 
terem im dritten Grabe der väterlichen Seitenlinie 
verwandt gewejen fei. Die genannten Interefjenten 
beantragten, Behufs der Fortfehung des Hauptpro- 
cefles in die Streitgenoffenfhaft des Klägers auf- 


genommen zu werben, was zunaͤchſt bie Siftirung 
des Hauptprocefies zur Folge hatte. 

In dem hieraus entftandenen Interwentionspro- 
ceſſe wurde in I. Inftang (Erkenntniß des Königl. 
Bezirksgerichts zu Budiſſin vom 31. Januar 1863) 
den Intervenienten, mit Vorbehalt des Gegenbewei- 
ſes für den Kläger, auferlegt, den Grund ihres Bors 
bringens zu beweifen, dieſe Entfcheidung auch in 
U. Inftanz (Erkenntniß des Königl. Appellations- 
gerichts zu Budiſſin, publ. 25. September 1863) 
beftätigt, dagegen in IIL und IV. Inſtanz die Inter- 
vention als unftatthaft zurüdgewiefen. 

Die Entfheidungsgründe der I. und IL. Inftanz 
folgen bier im Auszuge infoweit, als fie auf die 
rechtliche Natur der angebrachten Intervention Bezug 
haben. 

Nachdem nämlich Kläger und Beklagte behauptet 
hatten, daß Intervenienten an der dur die Erf. 
Proc.sDrbn. ad tit. XV. 8.1. vorgefchriebenen, durch 
8. 9. der Givilproceßnovelle vom 30. December 1861 
auf drei Wochen verkürzten Frift, und deshalb an 
der Intervention felbft, auf welche diefe Friftbeftim- 
mung Anwendung leide, fich verfäumt hätten, indem 
der Sachwalter der Intervenienten von dem anges 
ftellten Hauptproceffe bereits im Monat Mai 1862 
durch einen Brief des Sachwalters der Klägerin 
Wiſſenſchaft erlangt habe, ſprach fi) das Königl. 
Bezirksgericht zu Budiſſin in diefer Richtung 
dahin aus: 

„Die Behauptung des Klägers BI. — und der 
Bellagten Bl. —, daß diefe gemifchte Intervention, 
gleichwie nach der Erl. Broc.-Drdn. ad tit. XV. $.1. 
die interventio principalis, an eine jächfifche — oder 
nunmehr nach $. 9. des Geſetzes vom 30. December 
1861 eine dreiwöchentliche — Frift von der Zeit an, 
ba Intervenient von dem angeftellten Hauptprocefie 
Wiſſenſchaft oder ein jus interveniendi erlangt, ges 
bunden fei, entbehrt der rechtlichen Begründung. 
Die Erl. Proc.Ordn. a. a. O. fennt nur die inter- 
ventio principalis und accessoria. Die interventio 
mixta s. anomala ift ein Erzeugniß der neueren 
Proceßwiſſenſchaft und Praris. 

Bol. Annalen des K. S. Oberappellationsgerichts, 

Bd. II. ©. 473. 

Die Erl. Proc.⸗Ordn. enthält daher auch feine aus- 
drüdlichen Vorſchriften über diefe letztere Gattung 
der Intervention. Cine Ausdehnung der daſelbſt in 
Anjebung der interventio principalis ertheilten Bor- 
fchriften auf die interventio mixta läßt fih nur 
infoweit rechtfertigen, als auf legtere die Gründe 
Anwendung leiden, worauf jene Borjchriften beruhen. 
Der Grund aber, warum die Erl. Proc.Ordn. den 
Gebrauch der Hauptintervention an eine fächfifche 
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Friſt gebunden hat, die Nebenintervention aber nicht, 
it darin zu fuchen, daß die Hauptintervention in 
den Gang des Hauptprocefies weit ſtoͤrender eingreift, 
ald die Nebenintervention. Während nämlich die 
Hauptintervention als ein felbftftändiges Nechtsmit- 
tel auftritt, durch welches Jemand fich felbft ganz 
an die Stelle der andern Partei eindrängt und den 
Erfolg des bisher Verhandelten beftreitet, läßt die 
Nebenintervention denfelben unangetaftet und ver 
folgt vielmehr nur den Zwed, den Proceß in dem 
Stande, worin er fich gerade befindet, zu Gunſten 
des Intervenienten aufzunehmen und den Anſchluß 
des Leptern an Dasjenige zu vermitteln, was bisher 
von der gleichberechtigten Partei verhandelt wor: 
ben ift. 

Wochenblatt für merfw. Rechtöfälle, Jahrgang 

1854. ©. 224. 

Steht nun in Anfehung diefes Einfluffes auf den 
Gang des Hauptproceffed die gemifchte Intervention 
der Nebenintervention gleich, indem erſtere nur die 
einftweilige Siftirung des Hauptprocefes zur Folge 
hat, welcher nad) beenbigtem Interventionsprocejie 
auf dem verlaffenen Punkte unbeſchadet der Gültig. 
feit des bis dahin Berhandelten fortgeftellt wird, fo 
fann auch die gemijchte Intervention auf eine be 
ftimmte Friſt nicht eingefchränft, fondern muß fo 
lange zugelafjen werben, ald von derjelben mit Rüd- 
fiht auf den Stand des Hauptproreffes überhaupt 
nod) ein Erfolg zu erwarten ift. 

Es fonnen daher weder der gemeinfchaftliche 
Sachwalter der Intervenienten, noch auch 2eßtere 
für ihre $Berfonen mit dem in der Erl. Proc.⸗Ordn. 
a. a. O. vorgefchriebenen Eide beſchwert werben.” 

Aus den Entfcheidungsgründen des Königl. 
Appellationsgerichts zu Budiſſin ift Folgendes 
mitzutheilen: 

„Die vom Kläger zu Unterftügung feiner erften 
Beſchwerde BI. — aufgeftellte Behauptung geht im 
Wefentlihen dahin, daß auf die hier vorliegende 
Intervention — obwohl folde von ihm felbft als 
gemifchte bezeichnet wird — doch, infoweit dadurch 
feine Ausfchließung von dem Gegenftande des Haupt: 
proceſſes bezwedt werde, bie in der Erl. Broc.-Dron. 
ad tit. XV, $.1. bezüglich der Brincipalintervention 
audgefprochenen Örundfäge in Anwendung zu brins 
gen jeien. Er giebt die Richtigfeit der Bl. — an— 
gezogenen, von dem K. Oberappellationsgericht in 
den Annalen Bd, IL ©. 473. vertheidigten Anficht, 
wonach den in der gedachten Geſetzesſtelle erwähnten 
zwei Arten ber Intervention durch die Praris noch 
mit Recht eine dritte, die gemifchte, beigezählt werde, 
welche dann ftatt habe, wenn der Intervenient einer 
Partei in ihrer Rechtsverfolgung beitritt, um zugleich 


ein ihm felbft zuftändiged Recht ala Litisconforte gel 
tend zu machen, nur infoweit zu, als «8 fih um eine 
technifche Bezeichnung handele, indem bereits die 
Erf. Proc.⸗Ordn. die interventio mixta wenigftend 
ihrem Wefen nach gefannt habe. Indbefondere, führt 
er fort, müßten die Intervenienten in dem vorliegen- 
den alle, wo fie die Hälfte der von ihm in dem 
Hauptprocefje beanfpruchten Summe ihm flreitig 
machen und fich infoweit an feine Stelle ſetzen wol— 
fen, als Hauptintervenienten angejehen werden, ohne 
daß hieran dadurch, daß fie feinen Anſpruch auf die 
andere Hälfte zugeftchen und zu unterftügen bereit 
find, dad Geringfte geändert werbe. 

Wie jedoch in der im Wochenblatt für merfwürs 
Dige Rechtsfälle, Jahrgang 1854. ©. 224. zu lejen» 
den Entfheidung ausgeführt wird, ergiebt fih — 
das Intereffe des Intervenienten an der Sache als 
einzig wefentliches Erfordernig vorausgefegt — aus 
dem Zufammenbange von $. 1. und 2. der Erl. 
Proc.⸗Ordn. ad tit. XV. ald Grund der Unterjchei: 
dung zwifchen der principalen und accefjorifchen 
Intervention der Einfluß, welchen diefelbe auf den 
Gang des Proceffes äußert, je nachdem fie als ſelbſt— 
ſtaͤndiges Rechtsmittel auftritt, durch welches Jemand 
fih ganz an bie Stelle der einen Partei eindrängt 
und den Erfolg des bisher Verhandelten beftreitet 
oder den Proceß aufnimmt, wie er ift, und fi nur 
demjenigen anfchließt, was von der gleichberechtigten 
Partei bis dahin gefchehen ift. 

Sonach ftellt fih auc die gegenwärtige Inter 
vention als accefforifche im Sinne der Erl. Proc.= 
Ordn., wiewohl nach der neueren, wie obgebadıt, 
durch die Praris eingeführten Theorie nicht als 
rein accefforifche — vielmehr als gemifchte — dar. 
Intervenienten beabfichtigen, den Proceß in ber Lage 
mit fortzufeßen, wie fie ibm finden, und es würde, 
die Anerkennung ihres diesfallfigen Rechts auf Grund 
desjenigen, was von ihnen für deſſen Exiſtenz beis 
gebracht werden wird, vorausgefept, dem Zweck ber 
Intervention, welcher in der Vermeidung der Ver— 
vielfältigung von Proceſſen befteht, wiberftreiten, 
wenn man die von der Erl. Proc.Ordn. lediglich 
für die PBrineipalintervention aufgeftellten Grundfäge 
auch auf die gemifchte in Anwendung bringen wollte. 

68 war daher der erften Inftanz darin, daß das 
Borbringen der Intervenienten an fi, ohne daß es 
deshalb der Reijtung des in ber Erf. Proc.Ordn. 
ad tit. XV. vorgefchriebenen Eides annoch bebürfe, 
ald rechtzeitig vorgebracht anzufehen ſei, beizupflich- 
ten.” " 

Auf anderweite Appellation ded Klägers und ber 
Intervenienten erfannte dad Königl. Oberappel«- 
Iationsgericht (publ. 24. Februar 1864): 





„Daß es, foviel die Hauptfache und die Proceß— 
foften anlangt, weder bei dem vorerwähnten Urthel, 
noch bei dem BI. — zu fefenden Erfenntniffe erfter 
Inftanz zu laffen, vielmehr ift dem Bl. — von den 
Intervenienten angebrachten Suden um Aufnahme 
in die Streitgenofjenfchaft Klägers nicht Statt zu 
geben; es bleibt jedoch den Intervenienten, die an 
den Nachlaß Hans Ehriftian von G.'s erhobenen 
Erbanfprücde, wenn und gegen wen fie ſich damit 
fortzufommen getrauen, befonders auszuführen, un« 
benommen, und werben bie in erfter Inftanz erwach— 
fenen Proceßkoſten unter den Parteien gegenfeitig 
aufgehoben. 

Entfheidungsgründe: 

Kläger hat nad Ausweis der Beilagsacten — 
von der Bellagten die Herausgabe des an diefe mit 
2319 Thlen. 5 Nor. 3 Bf. ausgeantworteten Theiles 
der Verlaſſenſchaft Hand Chriftian von G.'s für 
feine Pflegbefohlene unter Beziehung darauf gefor— 
dert, daß die Leptere ald Abkömmling Johann Lud— 
wigs von F., welcher mit dem Erblaffer im dritten 
Grade der Seitenlinie verwandt gewefen, die Be: 
Hagte, welche ihre Exbberechtigung auf die Verwandt— 
fchaft mit dem Exblaffer im vierten Grade der Seis 
tenlinie füge, nad den einfchlagenden gefeglichen 
Befimmungen von ber Erbfchaft ausfchliege. Ein 
gleiches, die Bellagte ausjchliegendes Erbrecht neh» 
men die BL. — der Sachacten — genannten Nach— 
fommen Johann Jacob’8 von G. in Anfpruch, indem 
fie behaupten, daß der Leptere, ald Seitenverwandter 
ded vorgenannten Erblaffers im dritten Grabe, ber 
Beklagten vorgehe und daher-ihnen und der Pfleg« 
befohlenen Klägers mit Ausſchluß der Bellagten ber 
Nachlaß Hand Ehriftian von G.'s gebühre. Um 
ihe Erbrecht zur Geltung zu bringen, haben die letzt— 
genannten Erbprätendenten den Weg der Interven- 
tion in den vom Kläger gegen die Beflagte anhängig 
gemachten, bereits im Beweis» und Gegenbeweis- 
ftadio ftehenden Proceß gewählt und BL. — den 
Antrag geftellt: 

Behufs Fortfegung des Hauptproceffed gegen 
die jetzige Beklagte in die Streitgenoſſenſchaft 
Klägers aufgenommen zu werden. 


Ungeachtet des von dem Kläger ſowohl als der 
Beklagten erhobenen Widerfpruchs hat die erfte In— 
fang Bl. —, die unternommene Intervention für 
begründet erachtend, unter Siftirung des Hauptpro- 
ceffes den Intervenienten den Beweid des Grun— 
des ihres Vorbringens Bl. —, dem Kläger den 
Gegenbeweis vorbehältlich, auferlegt und nachdem 
von der Beklagten ein dawider eingewenbetes Rechts: 
mittel zurücdgezogen worden, bat die zweite Inftanz 
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Bl. — auf Klägers Appellation im Hauptwerfe 
confirmatorifch erfannt. - Hiergegen liegt ein anders 
weites Rechtsmittel Klägers vor, welcher in Feſthal⸗ 
tung feines Widerſpruchs gegen die Statthaftigfeit 
der Intervention deren Zurückweiſung in Gemäßheit 
der gegen das erftinftanzliche Erfenntniß gerichteten 
Befchwerden verlangt. Diefem Berlangen zu ent— 
ſprechen, ift man in gegenwärtiger Inftanz durch nach⸗ 
ftehende Gründe bewogen worben: 

Intervenienten nehmen die Hälfte des Streit: 
objects für fih mit Ausfchluß der Pflegbefoh- 
lenen Klägers und der Beflagten in Anfpruch, 
während fie die andere Hälfte der Erfteren mit Aus- 
fhluß der Beklagten zugeftehen. Gemeinfam mit 
Jener ift ihnen das Verlangen, das Inteftaterbredht 
der Bellagten durch den Nachweis einer ihnen zus 
ftehenden näheren Inteftaterbberechtigung zu befeitigen 
und bie Letztere aus dem Belige der Verlaffenfchaft 
Hans Ehriftian von G.'s, foweit er auf diefelbe 
gefommen, zu verdrängen. Wefentlich verſchieden 
aber — und darin unterfcheidet fich der vorliegende 
Fall von dem im Wochenblatt für merkwürdige 
Rechtsfälle, Jahrgang 1854. ©. 224, referitten, auf 
welchen die vorigen Inſtanzen Bl. — und Bl. — 
hingewielen haben — find die thatfächlichen Unter— 
lagen, auf welche fie ihr befferes Erbrecht ftügen, 
von denen, welche dem gleichen Anfpruche der Pfleg- 
befohfenen Klägers zu Grunde liegen; denn fie treten 
als Eollateralen des Erblaflers von vwäterlicher Seite, 
Klägers Burandin als folche von mütterlicher Seite 
auf, und es liegt am Tage, daß die Wahrheit und 
der Nachweis biefer verfchiedenen Berwandtfchafte- 
verhältniffe fich nicht gegenfeitig bedingt, vielmehr es 
wohl denkbar ift, daß Kläger die Behauptung, es ſei 
Johann Ludwig von F. in dem von ihm behaupteten 
Grade mit dem Erblaffer verwandt und habe den— 
felben überlebt, darthut, Intervenienten aber ein 
Gleiches rüdfichtlih Johann Jacob's von G. nach— 
zuweifen nicht vermögen, oder umgelehrt, Leptere 
diefen Nachweis erbringen, während die Beweisaufs 
gabe des Erfteren ungelöft bleibt. 

Sntervenienten wollen ihre Intervention als eine 
fogenannte gemifdhte (interventio mixta s. anomala) 
betrachtet wiſſen, bei welcher, der gewöhnlichen Ter- 
minologie zufolge, der Intervenient einer der Par— 
teien beitritt, um zugleich ein ihm felbft zuftehendes 
Recht als Litisconforte geltend zu machen, und bie 
vorigen Inftanzen haben ihnen hierin beigepflichtet. 
Die Eriftenz diefer Gattung von Intervention wird 
nun zwar von namhaften Rechtölehrern überhaupt 
beftritten, 

Reinhardt, Handbuch des gemeinen ordentlichen 
Proceſſes, Thl. L. $. 89. ©. 151 fig. 
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Linde, Lehrbuch des gemeinen ordentlichen Eivil- 
proceffes, $. 111. ©. 155 flg. 
oder doch auf foldhe Fälle eingefchränft, in welchen 
der Intervenient, feines felbfiftändigen Rechts uns 
geachtet, zugleich in der Lage ift, zu Gunften ber 
einen Partei, mithin infofern ald accefjorifcher 
Intervenient, am Proceſſe ſich betheiligen zu kön— 
nen. 
Heffter, Inftitutionen des Eivilprocefies, ©. 535. 
Baper, Vorträge über ben orbentlichen Civil— 
proceß, 8. Aufl. 8. 45. S. 140 flo. 
Es bedarf jedoch feines näheren Eingehens auf dieſe 
Streitfrage. 

Wenn man nah der von der Mehrheit ber 
Rechtslehrer getheilten Anficht Die principale Inter 
vention nur dann annimmt, wenn der Intervenient 
beide Parteien von dem Streitobjecte auszufchließen 
bezwedt, eine accefforifche Intervention nur blos in 
den Fällen ftatuirt, in welchen der Intervenient eine 
Regreßklage von derjenigen Partei, zu deren Gunften 
ee interveniren will, au bejorgen oder fonft ein Recht 
bat, deffen Eriftenz durch den Fortbeſtand des diefer 
Partei ftreitig gemachten Rechts bedingt ift, 

Bayer, a.a. D. ©. 130. und 138, 
fo läßt fih — faßt man lediglich die Veranlaſſung 
und den Zwed der Einmifhung in's Auge — die 
Denkbarkeit von folhen Fällen zugeben, in welchen 
feiner der vorerwähnten Gefichtöpunfte rein und volls 
ftändig einfchlägt, und doch bei vorhandenem erheb- 
lichen Interefie diejenigen proceßpolitiſchen Gründe 
eintreten fönnen, welche überhaupt das Inftitut der 
Intervention rechtfertigen. In jedem Falle aber muß 
dabei immer ber materielle Charakter diefer, wenig« 
ftens dem Zwede nad) befonderen Gattung der In— 
tervention von der procefjualen Natur derjelben unter- 
fchieden bleiben; es darf nicht etwa, worauf auch Die 
Vertheidiger der interventio mixta befonderd auf- 
merffam machen, 

Mittermaier, im Archiv für civiliftifche Prarie, 

Bd. U. ©. 263. 

Gensler, ebenvafelbft, Br. IV. S. 168 fig. 
eine Art von gemifchtem Interventiondproceh 
für felbige ftatuirt werben, vielmehr bleibt in biefer 
Beziehung neben der objectiven Geſtaltung der Sache 
das thatfächliche Berhalten der Procefparteien gegen- 
über der Intervention und indbefondere die Ableh— 
nung oder Zuftimmung derjenigen Partei, welcher 
der Intervenient beitreten will, für Entfcheidung der 
Frage, ob feine Einmifchung in der Form der Haupt⸗ 
oder Nebenintervention zu verhandeln, maafgebend. 
Für das fächfifche Proceßrecht wird das Erſtere noch 
dadurch betätigt, daß die Erl. Proc.Ordn. ad 
tit. XV, nur das bei der prineipalen und das bei 


ber accefforifchen Intervention flattfindende, nicht 
auch ein drittes, gemifchtes Verfahren fennt. 

Im gegenwärtigen Falle haben — 'und darin 
liegt ein weiterer Unterfchied von dem oberwähnten, 
Bl. — und Bl. — angezogenen Praͤjudize — beide 
Parteien (Beklagter wenigſtens bis nach Publication 
der prima) der Intervention widerſprochen; insbeſon⸗ 
dere hat Kläger die Einmifchung der Intervenienten 
in ben jeßigen Proceß mit der Erflärung abgelehnt, 
daß er nicht blos die Hälfte, fonbern den gefammten 
Nachlaß Hans Ehriftian’s von ©. für feine Pfleg— 
befohlene in Anfpruch nehme. Someit daher Inter- 
venienten fowohl Klägers Pflegbefohlene als bie 
Beklagte von der Erbfchaft auszufchließen beabfichti- 
gen, liegen unftreitig die Merkmale der Principal- 
intervention vor, und da beide Parteien derſelben 
widerfprochen haben, fo würden die Intervenienten 
unter einftweiliger Siftirung des Hauptprocefied das 
prätendirte ausjchließliche Necht zunächſt gegen beide 
Parteien, nicht aber, wie in der Fafjung des Beweis: 
injunets Bl. — auögefprochen ift, blos gegen Klä- 
gern auszuführen haben. Es genügt hierbei unter 
Berugnahme auf das ſchon oben berührte Sachver⸗ 
hältniß darauf hinzuweiſen, daß, foviel diejenigen 
Thatfachen betrifft, aus welchen Intervenienten ihre 
Erbberechtigung ableiten, eine ganz neue Klagbegrüns 
dung vorliegt, hinfichtlich deren der Beflagten das 
volle rechtliche Gehör nicht entzogen werben fann, 
daß ferner, worauf ſchon Kläger Bl. — hingedeutet 
hat, nicht abzufehen ift, wie Intervenienten überhaupt 
und vollends ohne vorgängige Verificirung jener 
Thatſachen gegen Klägers Willen zu diefem, deſſen 
Erbrecht auf anderen Thatumftänden beruht, in das 
Verhaͤltniß eined der Beklagten als felbititändige 
Procefpartei gegenüber ſtehenden Litisconforten tres 
ten follen, daß enblih auch, fofern die fragliche 
Intervention nach der Meinung der Intervenienten 
als eine accefjorifche zu Gunſten Klägers gelten follte, 
ein Erfolg derfelben fhon durch den jeigen Stand 
des Procefies, welcher nach bereits geführtem Beweis 
und Gegenbeweid der Ans und Ausführung neuer 
Beweismomente und Beweismittel feinen Raum bies 
tet, dergeſtalt ausgefchloffen erfcheint, daß Klägers 
ablehnendes Verhalten gegen die Einmiſchung ber 
Intervenienten auch aus diefem Gefichtspunfte als 
beachtlich fich darftellt. 

Inwiefern die vorftehenden Erwägungen nur zu 
einer theilweifen Abänderung des angefochtenen Erz 
fenntmiffes zugleich unter Berüdfichtigung ber BI. — 
deducirten Beſchwerde Klägers führen würde, fann 
jedoch unter den obwaltenden Umftänden dahin ges 
ftellt bleiben, weil nad der Anficht des Oberappel« 
lationsgerichts die vorliegende Intervention, aus 
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welchem Gefihispunfte fie auch betrachtet werben 
mag, eines wejentlichen Erforderniffes, des erwieſe⸗ 
nen rechtlithen Interefje der Intervenienten an ber 
Einmifhung in den zwifchen dem Kläger und der 
Beklagten anhängigen Proceß ermangelt. 

Jede Cinmifhung in einen Nechtöftreit Dritter 
ift ald Eingriff in fremde Rechtsverhaͤltniſſe an fich 
unftatthaft und nur ausnahmsweife dann zuläffig, 
wenn die Gefege ſolches geftatten und insbejondere 
ein wirkliches rechtliches Interefie des Einmifchenden 
vorliegt. Die Particulargefeggebung in tit, XV, der 
Alten und Erläuterten Proceßordnung fpricht dies 
zur Genüge aus, indem fie, das Vorhandenfein die: 
ſes Interefje voraudgefegt, den Intervenienten fogar 
gegen den Widerſpruch „der einen oder andern aus 
ben ftreitenden Principalparteien“ zugelafjen wiffen 
will, und die Doctrin erfennt es übereinftimmend an. 
Vergl. befonders 

Gensler, a. a. O. ©. 154. 163. 168 fig. 

Linde, a. a. O. ©. 153. 155. 

Martin, Lehrbuch des buͤrgerlichen Proceſſes, 
S. 633. 

Bayer, a. a. O. S. 130. 

Zu Begründung eines derartigen Intereſſe reicht 
aber nicht jede nähere oder entferntere Beziehung 
des Intervenienten zu dem Etreitgegenftande, nicht 
jede von dem Ausgange des anhängigen Rechtsſtreits 
denkbare Rüdwirkung auf das Recht des Erfteren 
aus, vielmehr muß namentlich der PBrincipalinters 
venient befcheinigen, daß die Fortfegung des bisheris 
gen Rechtsſtreits und insbefondere die Vollgiehung 
des in demfelben erfolgenden Endurtheild — ohne 
Rüdfiht auf feinen Anſpruch — nachtheilige Bolgen 
für ihn haben fönne (Bayer a. a. D.), der Önter- 
venient muß, wie Gensler a. a. O. alle Gattungen 
der Intervention umfaffend ſich ausdrückt, behaupten 
und befcheinigen, daß ihm, dürfte er durch feine 
Dazwifchenfunft jenen Rechtöftreit nicht hemmen, 
oder nicht wenigitens Antheil an demfelben nehmen, 
unmittelbar ber Verluſt oder ſchwierige Realifirung 
eines auf dad Proceßobject bereits erworbenen Rechts 
ober doch ex re judicata jened Proceſſes ein folcher 
Anfpruch oder Nachtheil drohe, den er als Theil 
nehmer an den jegigen Verhandlungen al® ungerecht 
darzuftellen im Stande fei. 

Nun enthält aber das Interventionsvorbringen 
DI. — feinerlei, diefer Anforderung entjprechendes 
Anführen; an die Darftellung der Thatfachen, aus 
welchen das prätendirte Erbrecht abgeleitet wird, ift 
einfach die Erklärung Bl. — gefnüpft, daß Inter 
venienten auf Grund berfelben gleiches Erbrecht mit 
der Plegbefohlenen Klägers in Bezug auf den in 
Streite befangenen Antheil des von G.ſſchen Nadı- 


lafjes in Anfprudh nehmen und Behufs Fortfegung 
des Hauptproceffes in die Streitgenofjenfchaft Klägers 
aufgenommen zu werben beantragen. Im Verfahren 
BI. — aber fuchen Intervenienten den Widerfprud) 
der Beflagten blos durch die Bemerkung zu befeitis 
gen, daß es ber Letzteren gleichgültig fein fünne, ob 
fie ven Proceß gegen den Kläger allein oder gegen 
diefen und die Intervenienten zufammen verliere, da 
fie das Klagobject doch nur ein einziges Mal zu be— 
zahlen habe; im Intereffe der Intervenienten aber 
liege e8, in ben gegenwärtigen Proceß, uti jacet, 
mit einzutreten, weil fie dadurch Zeit, Weitläufig- 
feiten und Koften erjparten, während Kläger dadurch 
fogar einen neuen Eoftipieligen Proceß vermeibe. 
Diefe angeblihen Vortheile der Intervention, ihre 
Richtigkeit dahin geftellt, find jedoch feinesfalld ein 
ausreichender Grund, den im Gitreite begriffenen 
Parteien wider ihren Willen einen Mitkläger oder 
Mitbeflagten aufzundthigen, oder eine Störung bes 
bisherigen Streitverhältmiffes zu Gunften der Inter 
venienten zu rechtfertigen. Gine Gefährbung oder 
Benachtheiligung ihres Anſpruchs in dem oberwähn- 
ten Sinne ift von den Intervenienten nicht behauptet 
worden, auch nad) Lage der Sache nicht für begrün- 
det zu achten. Intervenienten find unftreitig berech⸗ 
tigt, ihren Anſpruch auf den in der Beflagten Hän- 
den befindlichen Theil des von G.'ſchen Nachlaſſes, 
unbefchadet des zwifchen Klägerm und der Bellagten 
obſchwebenden Procefjed gegen Leptere ſelbſtſtaͤndig 
auszuführen, abgefehen davon, ob ihnen nicht über 
dies, foweit Kläger mit feinem Anfpruche auf das 
Ganze etwa durchdringen follte, rüdfichtlich des ihnen 
dann angeblich zuklommenden Antheild die hereditatis 
petitio gegen den Kläger zuftehen würbe. in wer 
ſentlicher Nachtheil, welcher den Intervenienten durch 
ihre Nichtbeiheiligung an dem bereits anhängigen 
Proceffe erwachien könnte, ift hierbei allenthalben 
umfoweniger abzufehen, als aus ben Acten Nichts 
zu entnehmen ift, was auf eine in den Berhältnifien 
der Bellagten, beziehentlich der Pflegbefohlenen Klaͤ⸗ 
gers liegende Gefährdung des Anſpruchs ber Inter: 
venienten hinzudeuten geeignet wäre, übrigens es ſich 
von ſelbſt verfteht, daß durch die Zurüdweifung der 
Intervention der Füglichfeit von Sicherheitsmanß- 
regeln, welche Interpenienten zu ergreifen veranlaßt 
und in der Lage fein könnten, feineswegs präjubieirt 
wird. Inwiefern aber Beklagte ihrerfeits durch das 
Auftreten von Erbprätendenten, welche gleiches Recht 
mit Klägerd Pilegbefohlener geltend machen, zu dem 
Berlangen von Sicherftellung Seiten des die Aus— 
zahlung des Ganzen forbernden Klägers berechtigen 
werbe (l. 57. D. de hered. pet. jet. 1. 57. D. de 
rei vind.), ift jegt nicht zu unterfuchen. 


463 


Wie daher ſchon an fich der obenbemerften Sach⸗ 
fage zufolge aus der Beruhigung der Beklagten bei 
dem erftinftanzlichen Erkenntniſſe BI. — auf ihre 
Einwilligung in der Intervenienten Theilnahme an 
dem Proceffe noch nicht gefichloffen werden kann, fo 
würbe felbft im Gegenfalle die Intervention fchon 
wegen Mlägers Wiberfpruch als unzuläffig, wie ger 
ſchehen, zuruͤckzuweiſen gewefen fein, ald wodurch 
die Berufung der Intervenienten von felbft fid er- 
ledigt. 

Bei der nicht zweifelloſen rechtlichen Beurtheilung 
ber Sache hat man fi) jedoch veranlaßt gefunden, 
die in erfter Inftanz erwachfenen Koften der Diffe- 
renz ſowohl als die Koften jetziger Inftanz unter ben 
fämmtlichen Intereffenten zu compenfiren.” 


Dieſes Erfenntnig wurde, der Dagegen von ben 
Intervenienten eingewenbeten Berufung ungeachtet, 
von dem Königl. Oberappellationsgericht in 
vierter Inftanz am 6. Auguft 1864 unter Bergleichung 
der Koften des Rechtsmittels beftätigt. 

Entjcheidungsgründe: 

„Die Entfcheidung der vorigen Inftanz und den 
ihr beigefügten ausführlichen Gründen hat man fich 
auch in gegenwärtiger Inftanz anzuſchließen und mit 
Rüdfiht auf die Debuction der Intervenienten nur 
Bolgendes noch zu bemerken gehabt: 

Zwifchen dem im Wochenblatt für merfiwürbige 
Rechtöfälle, Jahrgang 1854. S. 224 flg. referirten 
und dem vorliegenden Falle befteht allerdings ber 
ſehr wefentliche Unterfchied, daß in jenem der 
Intervenient die Richtigkeit eines Teftaments, auf 
welches der Bellagte feine Erbanſprüche gegründet 
hatte, aus denfelben Gründen, weldje der Kläger 
bereits angeführt, angefochten hatte, und daß Beide, 
der Kläger und der Intervenient, barüber einver- 
ftanden waren, daß ihnen ein gleiches Inteftaterbrecht 
an den betreffenden Nachlaß zuſtehe, während in 
diefem nicht allein der Erbanfpruch der Interweniens 
ten zum Theil auf ganz anderen, ald den vom 
Kläger für feine Eurandin behaupteten Thatfachen 
beruht, fondern auch der Leptern felbft das von ihr 
beanfpruchte ausfchließliche Erbrecht freitig gemacht 
wird, fo daß die Intervenienten, wenn fie nach ihrer 
Intention dem Hauptprocefje mit beitreten dürften, 
theils als Streitgenoffen der Klägerin gegen die 
Beklagte, theild als Gegner des Klägers ſelbſt auf- 
treten wiürben. 

Wenn ferner die Intervenienten Bl. — barauf 
hinweiſen, daß die Beflagte ihre Appellation gegen 
das Erfenntniß erfter Inftanz zurüdgezogen und da— 
durch zu erkennen gegeben habe, daß fie mit der 
Intervention einverftanden fei, fo ift diefer Einwand 





fhon deshalb unerheblich, weil der Eniſchluß der 
Beklagten für den Kläger nicht maaßgebend ift, na« 
mentlich aber benfelben nicht verpflichtet, die Statt 
baftigfeit einer Intervention anzuerfennen, welche er 
nach dem beftehenden Proceßrecht nicht anzuerkennen 
braucht. Meberdies haben die Intervenienten über- 
fehen, daß ihnen nach dem Erfenntnifje erfter Inftanz 
gar nicht nachgelafjen worden ift, ihre Erbanfprüche 
gegen bie Beklagte an» und auszuführen, baß 


vielmehr dieſes Erkenntniß von der Prämiffe aus- 


ging, daß die gegenwärtige Intervention dad Intereffe 
der Beklagten nicht berühre und die Letztere daher 
feine Beranlafjung und Berechtigung habe, fih an 
diefem Interventiondftreite ferner noch zu betheiligen. 
Dei diefer Entfcheidung konnte ſich die Beklagte 
wohl beruhigen, ohne damit anzuerkennen, daß der 
Ball einer ftatthaften Intervention eingetreten fei. 


Bei dem, was die Appellanten BI. — fonft noch 
über die Statthaftigfeit ihrer Intervention auszufüh- 
ten bemüht find, ſcheinen fich diefelben theils über 
das Wefen und den Zwed der Intervention über: 
haupt, theild über den Erfolg, welchen fie durch ihre 
Aufnahme in die Streitgenoffenfhaft des Klägers 
erreichen zu können glauben, im Irrthume gu befin- 
den. Die Einmifhung einer dritten Perfon als 
Partei in einen bereitd anhängig gewordenen Rechts⸗ 
ftreit fann überhaupt nur ald Ausnahme von ber 
Regel geftattet werben. 

Bönner, Handbuch des gemeinen deutſchen Pros 

ceſſes, Bd. I. no. 18. ©. 367. 


Biener, syst. proc., $. 314. 


Die Erl. Proc.Ordn. ad tit. XV. $. 1. und 2, er⸗ 
wähnt ald Fall einer foldyen, unter Umftänden bes 
techtigten Einmifchung nur die fogenannte interventio 
prineipalis und accessoria. Die $ntervention ber 
Appellanten fol, wenigftens nach ber gewöhnlichen 
Begriffsbeftimmung, feine interventio principalis 
fein, weil fie nicht bezwedt, beide Theile von dem 
Streitobjecte auszuſchließen und baffelbe für bie 
Intervenienten allein in Anfpruch zu nehmen; fie 
it aber noch weniger eine interventio accessoria, 
weil die Intervenienten nicht blos den Kläger in ber 
Ausführung feiner Anſprüche gegen bie Beklagte 
unterftügen, fondern auch ein eigenes Recht zur 
Geltung bringen wollen, weldjes fie, wenn auch in 
verfchievdenem Umfange, gegen beide Parteien in 
Anfpruch nehmen. Man wird allerdings den Inter 
venienten zugeben müffen, daß in der Theorie und 
Praris des fächfifchen Proceſſes noch eine dritte Art 
der Intervention, die fogenannte gemifchte (inter- 
ventio anomala s. mixta), anerfannt worben ift, 
bei welcher der Intervenient zum Behuf der Berfol- 


464 


gung eines eigenen Rechts in bie Streitgenoſſenſchaft 
der einen oder ber andern Partei aufgenommen zu 
werben und mit dieſer den Proceß gegen den gemein» 
fchaftlichen Gegner fortzuftellen juct. Allein wenn 
man auch hier von den Bedenfen, weldye gegen bie 
Zuläffigkeit einer ſolchen Intervention erhoben wors 
den find, 

Bayer, Borträge, ©. 43. ed. 7. 

Linde, Lehrbuch des deutfchen gemeinen Giil- 

procefies, 8. 111. 

gänzlich abfehen will, fo bleibt doch, wie bereitd in 
voriger Inftanz mit Recht bemerkt worden, immerhin 
zu berüdfichtigen, daß fich die Verfchiedenheit zwiſchen 
der fogenannten gemifchten einer- und der Haupts 
oder Nebenintervention andererfeits nicht in ber 
Proceßform, fondern in der Abficht des Interveniens 
ten und dem Zweck feiner Ginmifchung in den frems 
den Rechtöftreit äußert, und daß es indbefondere nach 
ſaͤchſiſchem Recht eine befondere Proceßform für bier 
ſelbe nidyt giebt. 

Hieraus folgt, daß auch die fogenannte gemifchte 
Intervention entweder in der Form und nad) den 
Regeln der Principals oder nach denen der Neben- 
intervention behandelt werden muß. 

vergl. außer den Bl. — citirten Schrifiſtellern Arınch 
Martin, Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen 
Proceſſes, $. 303. ed. 13. 


Daß im vorliegenden Falle die Intervenienten 
ſelbſt fih nicht recht Har gewefen find, welche Pros 
ceßform fie zur Ausführung ihrer Anfprüche durch 
Intervention zu wählen hätten, ergiebt fi ſchon 
daraus, daß fle.darauf angetragen haben, in das 
Litisconfortium des Klägers in den von biejem 
gegen die Beklagte angeftellten PBroceß aufgenommen 
zu werden. Weiſt nämlich diefer Antrag darauf bin, 
daß die Intervenienten die Form der acceſſoriſchen 
Intervention zu wählen beabfichtigt haben, fo läßt 
fih allerdings nicht abjehen, welchen Erfolg nach 
dem dermaligen Stande des Hauptprocefjed Die bes 
antragte Aufnahme der Äntervenienten in das Litis— 
confortium ded Klägers für dieſelben haben könnte. 
Die Intervenienten fcheinen Bl. — ganz zu übers 
ſehen, daß fie im Falle einer blos accejjorischen Ins 
tervention nach der Erl. Proc.⸗Ordn. ad tit. XV. 
8. 2. den Proceß in dem Stadium und in der Xage, 
in welcher fich derjelbe bei der Intervention befunden 
bat, anzunehmen und gemeinſchaftlich mit dem Klaͤ— 
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ger fortzuftellen gehabt hätten. Zur Zeit ihrer Inter 
vention aber befand fich der Hauptproceß bereitd im 
Stadium der Beweisführung und bie Thatfachen, 
welche nad Inhalt der Klage und nad Maafgabe 
der rechtöfräftigen Beweisinterlocute den Gegenſtand 
des dem Kläger obliegenden Beweifes und der fünfs 
tigen Endentſcheidung im Hauptprocefie bilden, find 
zwar zum Theil ſolche, die auch den Intervenienten 
zur Begründung ihres Erbrechts dienen follen, fie 
reihen aber zu diefem Behufe offenbar nicht aus; 
denn die Eriftenz gewiſſer Collateralen des verſcholle— 
nen von ©. väterlicher Geits, ald deren Rechts— 
nachfolger die Intervenienten ihren Anfprud auf die 
Hälfte des von G.'ſchen Nachlaſſes erhoben haben, 
ift im Hauptprocefje gar nicht Gegenftand der Er— 
örterung und ber Beweisführung geworden, auch 
giebt es feinen formell zuläffigen Weg, auf welchem 
diefe Thatumftände ohne Zufimmung aller In— 
terefjenten im Hauptproceffe noch hätten zur Erörte⸗ 
tung und Entſcheidung gebracht werden können. 
Augenjcheinlich alfo würde es bei der künftigen End— 
enticheidung ded Hauptprocefies an allen formellen 
und materiellen Unterlagen für eine das Erbrecht 
der Intervenienten betreffende Berurtheilung ber 
Bellagten fehlen. Hierzu fommt aber auch noch, 
daß, ſelbſt in materieller Hinficht, die Erfordernifie 
einer fogenannten gemifchten Intervention nicht vor- 
handen find, weil dieſe eine Identität des. Zwecks 
bei dem Interwenienten und der Partei, ald deren 
Streitgenofje derfelbe in den Proceß eintreten will, 
vorausjegt, während die Appellanten zugleich als 
Gegner des Klägers auftreten, fo daß ſchon aus Die 
fem Grunde ein Lirisconfortium zwifchen denfelben 
und dem Kläger formell nicht Play ergreifen könnte. 


(Schluß folgt in ber nädhiten Nummer.) 
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Infofert nun die Intervenienten®vermöge ihres 
Erbrecht von der Hälfte des von Geſchen Nach— 
lafjes beide Parteien ausfchließen wollen, gewinnt 
ihre Intervention mehr den Charakter einer Prin— 
eipalintervention; in diefer Eigenfchaft wäre fie aber 
auch gegen beide Theile zu richten und der Beweis 
des flreitigen Erbrechts gegen beide Theile zu führen 
geweſen. Wäre nun aber abweichend von der Aufs 
fafung und dem Antrage der Intervenienten ſelbſt 
die erhobene Intervention ald Hauptintervention 
aufzufaffen gewefen, fo würde biefelbe doch ebenfo, 
wie eine blos accefforifche oder gemifchte, ſchon aus 
dem Grunde unftatthaft erfcheinen, weil die Inter 
venienten das rechtliche Interefje, durch deffen Dafein 
die Zuläffigfeit einer von dem Willen der ftreitenden 
Theile unabhängigen Ginmifchung in einen fremden 
Rechtsftreit bedingt ift, nicht nachzuweifen oder auch 
nur factifch zu begründen vermocht haben. Es ger 
nügt hierbei, auf die Ausführung der vorigen Inftanz 
DE. — zu verweifen, der man namentlih in dem 
allgemeinen Sape beipflichten muß, daß nicht jede 
Beziehung, in welcher eine dritte :Berfon zu den im 
Streit begriffenen Parteien und dem Objecte dieſes 
Nechtöftreits ſteht, und nicht jeder Bortheil oder Nach- 
theil, welchen der Ausgang des Proceffes für den- 
ſelben haben könne, die Statthaftigfeit einer Inter- 
vention rechtfertigen fann. 

Die Intervenienten bemerfen in diefer Hinficht 
zwar Bl. — daß die Entfcheidung im Hauptprocefie 
für fie nachtheilig werden fönne, wenn die Beflagte 
zur Herausgabe der ganzen Erbſchaftsquote an den 
Kläger verurtheilt werden follte, während fie doch 
die Hälfte derfelben zu beanfpruchen hätten. Dem 


Neue Folge Bwölfter Iahrgang. u 


fieht aber entgegen, daß nach befannten Procef- 
grundfägen die Rechtskraft einer richterlichen Ent— 
ſcheidung nur unter den flreitenden. ‘Parteien von 
Wirkfamfeit ift, durch eine Berurtheilung der Be— 
Flagten zur Herausgabe der ganzen Erbſchaftöquote 
an bie Klägerin alfo dem Rechte der Intervenienten 
nicht präjudicirt werben würde. benfomwenig läßt 
ſich abjehen, wie der zwiſchen dem Kläger und der 
Bellagten objchwebende Proceß die Intervenienten 
in anderer Beziehung in der Ausführung dieſes 
Rechts gegen die Beflagte und beziehentlih den Klä- 
ger verhindern oder ihnen diefe Ausführung erfchwe- 
ten follte, da die Erbanſprüche der Intervenienten 
in ihrer factifhen und rechtlichen Begründung fo bt» 
ſchaffen find, daß fie von dem Ausgange des zwifchen 
dem Kläger und der Bellagten objchwebenden Pro— 
ceſſes nicht abhängen, fondern zu jeder Zeit durch 
Anftellung einer befonderen Klage geltend gemacht 
werben fünnen. Die Intervenienten fcheinen von 
der Anficht auszugehen, welche auch dem Erfenntniffe 
erſter Inſtanz zum. Grunde liegt, daß nämlich in 
Folge ihrer Intervention und durch den gegenüber 
dem Kläger geführten Beweis ihres Erbrechts, 
der Leptere für den Fall, daß er im Hauptprocefie 
obfiege, verurtheilt werden könnte, ihnen die Hälfte 
des der Bellagten abgeftrittenen Erbtheild auszuants 
worten. Ein Anfpruch diefer Art würde aber ein— 
tretenden Falles der Gegenftand einer befonderen 
Klage (hereditatis petitio) gegen den Kläger fein, 
deren Hereinziehung und vorläufige Erörterung in 
ben vorliegenden Hauptproceß unftatthaft ift und 
ganz außer dem Bereiche einer Intervention liegt, 
welche in allem Betrachte nur dazu dienen fönnte, 
entweder den Kläger von ber weiteren Verfolgung 
feiner Anfprüdhe in Bezug auf die Hälfte des von 
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G.'ſchen Nachlaſſes auszuſchließen, oder demfelben, 
wenn die Verhaͤltniſſe dazu angethan wären, in ber 
Ausführung feiner Anfprücde auf den ganzen 
Nachlaß der Beflagten gegenüber zu afiftiren; das 
Lchtere wollen die Intervenienten nicht, infofern fie 
jelbft die Hälfte diefes Nachlaffes beanfpruchen, und 
das Erftere ift, wie bömerkt, nicht nöthig, um ben 
Intervenienten die Ausführung ihrer Erbanfprüche 
zu fihern. 

Ob, wie’ die Intervenienten meinen, durch eine 
su dem obgedachten Behuf angebrachte Intervention 
die endliche Erörterung und Entſcheidung der ob— 
fhwebenden Differenzen vereinfacht werben würde, 
möchte ſehr zu bezweifeln fein. Jedenfalls aber würde 
felbft die Möglichkeit einer ſolchen Vereinfachung die 
proceßrechtlichen Gründe nicht befeitigen, welche der 
Statthaftigfeit der vorliegenden Intervention nad 
allen Seiten hin entgegenftehen. Inöbefondere würde 
die Befürchtung, daß die Beflagte in ven Fall fom- 
men Fönnte, doppelte Zahlung zu leiften, wenn bie: 
jelbe in der That und nach dem Bl. — Bemerften 
begründet wäre, ven Intervenienten fein Recht geben, 
den Kläger durch ihre Einmiſchung in der ordnungs⸗ 
mäßigen Bortitellung des Hauptproceſſes gegen die 
Beklagte zu hemmen. 

Hinfichtlih der Koften bedarf die Entſcheidung 
feiner befonderen Rechtfertigung." 
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Zu der Verordnung der Landesregierung vom 
7. Zuni 1821. (Gef.-Samml. vom Jahre 1821. 
©. 75.) — Der Ehemann ift zur felbfiftändigen 
Kündigung und Einflagung der zu dem Ginbrin- 
gen feiner Ehefrau gehörigen, auf der Recognition 
nicht bedürfenden Urkunden beruhenden Forde— 
rungen nicht berechtigt. 
Mitgetheilt von 
Herrn ©, in D. 


Mittelt der im November 1861 vor dem Ge— 
tihtsamte zu Plauen erhobenen Erecutivflage 
forderte Chr. Fr. K., als gefeplicher Rutznießer des 
Vermögens feiner Ehefrau, Friederike geb. D., von 
dem Bruder derfelben, Joh. Ehr. D., die Bezahlung 
der in dem zwifchen Letzterem und feinem Vater über 
defien Bauergut am 14. Juni 1852 abgefchloffenen 
Kaufe der genannten Ehefrau des Alägerd angewie— 
fenen und fchon feit dem 23. September 1852, als 
am Tage der ehelichen Verbindung Klägers mit der 
Lepteren, betagten Naufgelder an 500 Thlr. c. a. 


Bor Abhaltung ded anberaumten Termins zur 
Güte und Recht intervenirte jedoch die Ehefrau Klä- 
gers zu Gunften des Bellagten, indem fie erflärte, 
daß fie die fraglichen 500 Thlr. von ihrem Bruder, 
dem Beflagten, vor mehreren Jahren bereits bezahlt 
erhalten und ihm darüber laut producirter Urkunde 
am 4. December 1861 gerichtliche Quittung ertheilt 
habe, widerfprah der von ihrem Ehemanne gegen 
ihren genannten Bruder desfalls erhobenen Klage 
und bemerkte fchließlih, daß gwifchen ihr und ihrem 
Ehemanne Ehejcheibungsproceß anhängig fei. 

Der Beflagte fepte der wider ihn erhobenen Klage 
die Einrede des mangelnden Klagrechts und der 
Zahlung entgegen und führte zu deren Begrün- 
bung an, 

„daß nach der Verordnung ber Landesregierung 
vom 7. Juni 1821 Kläger nur dann mit Erfolg 
auf Ausantwortung jener 500 Thlr. —⸗ —⸗ 
würde Hagen fönnen, wenn feine Ehefrau, welche 
in ber betreffenden Kaufsurfunde ald Gläubi- 
gerin aufgeführt, hierzu ihre Einwilligung ges 
geben hätte, daß aber Kläger in feiner Klage 
ſich hierauf nicht zu beziehen vermocht, vielmehr 
Leptere der Klage ausdrücklich widerſprochen 
babe, und daß Bellagter, befage der probucirten 
gerichtlichen Quittung, die fraglichen 500 The. 
— — an feine Schwefter, die Ehefrau Klä- 
gers, bereits bezahlt habe”. 

Das Bezirksgericht zu Plauen eröffnete nach 
abgejeptem Berfahren am 17. November 1862 fol 
genden Beſcheid: 

„Weil aus den der Alage zu Grunde gelegten, 
ald öffentliche des Anerkenntniffes nicht erft bepürfen- 
den Urfunden sub A. und B. Bl. — und Bl. — zur 
Genüge hervorgeht, daß Bellagter der mit Klägerm 
Inhalts der Urkunde sub B. feit dem 23. September 
1852 ehelih verbundenen Chriſtianen Friederilen 
geb. D. die bei ihrer Verheirathung bereits fällig ge- 
wefenen 500 Thlr. — —⸗ angewiefenen Kaufgelder 
ſchuldig geworden ift, hiernächſt auch dem Kläger, als 
Ehemann der genannten Gläubigerin und als Nug- 
nieger und Verwalter des Dotals» und Paraphernal« 
vermögend feiner Ehefrau, während des Beftehens 
diefer Ehe die Zinfen von den libellirten, zu dieſem 
cheweiblichen Bermögen gehörigen 500 TIhle. — — + 
gebühren, und auch wegen dieſes Capitals felbft in 
der petirten Maaße ein Klagrecht nicht abgefprochen 
werden kann, 

vgl. Wochenblatt für merkw. Rechtsfaͤlle v. J. 18601. 
S. 158. 
hiernach aber die von dem Beklagten gegen die Statt⸗ 
haftigkeit der Klage erhobenen Einwendungen von 
ſelbſt ihre Erledigung finden, dagegen, was deſſen 
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Behauptung Bl. — sub 2. betrifft, daß er das libel- 
lirte Gapital der 500 Thle. —⸗ — an Klägers Ehe⸗ 
frau bereits zurüdgezablt habe, foldye der erforbers 
lichen Liquidität entbehrt und daher im gegenwärtigen 
Procefie feine weitere Beachtung finden fann, indem 
aus der von ihm beigebradhten Quittungsurfunde 
nur fo viel fich ergiebt, daß Intervenientin und Klä- 
gers Ehefrau ohme Beitritt ihres Ehemann über die 
erwähnten 500 Thlr. — — quittirt hat, nicht aber, 
daß diefes Eapital, wie Kläger beftritten, auch wirf- 
ih an Klägers Ehefrau zurüdgezahlt worben fei; 

fo ift Bellagter, indem ihm die befondere Ans 
und Ausführung feines erceptivifchen Borbringens 
undenommen bleibt, die libellirten 500 Thlr. — — 
nebft Zinfen des Verzugs von erhobener Klage an 
gerechnet, und zwar den geflagten Hauptftamm an 
Klägers Ehefrau, die Zinfen aber an den Kläger 
feldft zu bezahlen, auch Beklagter und Intervenientin 
die in dieſer Sache aufgelaufenen Procepkoften ge- 
meinſchaftlich ab» und beziehentlich dem Kläger zu 
erftatten ſchuldig.“ 

Auf die von dem Beflagten und der Intervenien- 
tin Dagegen eingewenbete Berufung beftätigte das 
Königl. Appellationsgericht zu Zwidau in 
dem am 23. Mai 1863 eröffneten Urthel unter Com— 
penfation ber Koften der Rechtsmittel die Entjchei- 
bung ber erften Inſtanz aus folgenden Gründen: 

„Die der vorigen Entfcheidung zu Grunde lie- 
gende Rechtsanficht, daß der Ehemann auch ohne 
Beitritt der Ehefrau die — nicht zu deren Receptitien- 
vermögen gehörigen — Außenftände aufzufündigen 
und da nöthig einzuflagen berechtigt fei, jener Beis 
tritt vielmehr erſt dann erforderlich werde, wenn es 
zur wirflicden Auszahlung, beziehentlih Quittungs— 
(eiftung fommt, hat auch der gegenwärtig erfennende 
Gerichtshof zeither befolgt und fann fich durch bie 
von Beflagtem und der Intervenientin dagegen vor= 
ftellig gemachten, in der Hauptfacdhe einem im 

Wochenblatt für merfw. Rechtsfälle v. 3. 1861. 

©. 154 fig. 

abgedrudten Erkenntniffe des Königl. Appellations- 
gerichts zu Dresden entlchnten Gründe nicht bewo- 
gen finden, im gegenwärtigen Falle davon abzugehen. 
Man glaubt von eingehender Erörterung diefer Anz 
ſicht, namentlih vom Standpunkte des gemeinen 
Rechts aus um fo cher Umgang nehmen zu können, 
ald die Streitfrage für eine vorausfichtlich nicht zu 
ferne Zufunft durch 8.1677. des bürgerlichen Geſetz— 
buchs für das Königreicd Sachfen ihre definitive 
Erledigung finden wird, und Man übrigens durchaus 
nicht verfennen will, daß, zumal von dem erwähnten 
Standpunkte aus, erhebliche Gegengründe ſich geltend 
machen laffen. 


Nur in Bezug auf die fperielle vaterländifche 
Geſetzgebung und Praris erfcheint ed angemeflen, 
zur Rechtfertigung jener Anficht — welche übrigens 
von deren Bertheidigern weder auf ein dominium 
dotis, noch auf den ehemännlichen ususfructus als 
folhen zu begründen verfucht worden ift, fondern 
vielmehr auf das Inftitut der ehelichen Bormundfcaft 
und das aus folcher entfpringende Verwaltungsrecht 
ded Ehemanns geftügt wird, Nachſtehendes zu bes 
merfen: 

Die fragliche Eontroverfe ift nicht erft in neuerer 
Zeit aufgetaucht. Schon im Jahre 1691 hatte ver 
Schöppenftuhl in Leipzig für die hier vertheibigte, die 
dafige Juriftenfacultät aber im Jahre 1697 für die 
entgegengefehte Anficht fi ausgefprochen und im 
legteren Falle hatten die Entſcheidungen des vormali- 
gen Randesappellationsgerichts gewechſelt. 

cfr. Rivini Enunc., tit. VIII. $. 14. 

Wernher, Observ. for., Part. I. obs. 258. 
Seit 1766 hatte jedoch der letztere Gerichtshof ſich 
für die Anficht entfchieven, daß der Ehemann zur 
Einhebung der Außenftände der Ehefrau ded Bei— 
tritis der letzteren nicht bebürfe, und dieſe Anficht 
auch in der Folge feftgehalten, indem zwar im Jahre 
1801 einmal eine Entfheidung im entgegengejegten 
Sinne erfolgt war, in der Seuterungsinftang aber 
wiederum nach Maaßgabe der früheren Anficht ab- 
geändert wurde, 

cfr. Kind, Quaest. for., tom. IIL c. 110. insbef. 

©. 467. II. Ausg. 

Ebenſo hatte der Schöppenftuhl zu Leipzig feine 
urfprüngliche Meinung beim Rechtfprechen befolgt. 

vgl. Hänfel, Ereurfe ıc. Bo, ILL. S. 522. 

Es hatte fich ſonach bei Erlaß der Verordnung 
vom 7. Juni 1821 der Gerichtsbrauch überwiegend 
und namentlich in der höchſten Inftanz für das er— 
wähnte Recht des Ehemanns entſchieden, ein Umftand, 
der bei der Interpretation der nurgedachten Verord- 
nung durchaus nicht überfehen werben darf. 

Diefelbe enthält naͤmlich eine directe Entfcheidung 
der fraglichen Controverfe nicht, fie beftimmt blos, 
daß Behufs der vollftändigen Liberation des Schuld- 
ners die Mitunterfchrift der Quittung Seiten ber 
Ehefrau oder die fonftige Genehmigung ber legteren 
erforderlich fein folle, was offenbar an fich nicht 
ausfchließt, daß der Ehemann ohne foldhe Genehmi—⸗ 
gung Hagen könne. Zuzugeben ift, daß die Ginräu- 
mung diefes lepteren Befugnifles, wie im 

Wochenblatt für merfw. Nechtsfälle v. 3. 1861. 

©. 187. 
näher nachgewiefen worben, in einzelnen Fällen zu 
praftifchen Unzuträglichkeiten führen fann — bie übri» 
gens im gegenwärtigen Rechtöftreite, wie weiter unten 


zu erwähnen, nicht einmal zu befürchten find — und 
ed läßt fih aus dieſem Gefichtspunfte die BVorfchrift 
im $. 1677. des bürgerlichen Gefegbuchs nur ale 
eine zwedmäßige bezeichnen. Allein dies dürfte eine 
ertenfive Interpretation der Verordnung vom 7. Juni 
1321 durchaus nicht rechtfertigen, denn baß ber 
Gefepgeber anfcheinend weifer gehandelt hätte, wenn 
er eine Beftimmung getroffen hätte, Die er aber nicht 
getroffen hat, ift fein Grund, anzunehmen, daß er 
fie habe treffen wollen. Wenn vielmehr vem Gefeh- 
geber bei Erlaffung der Verordnung vom 7. Juni 
1821 bie bis dahin befolgte Nechtsanficht des höchften 
Gerichtshofes nicht unbekannt bleiben fonnte, gleich» 
wohl aber diefer Praris feineswegs im vollen Um— 
fange entgegengetreten, fondern ſolche nur in einer 
fpeciellen Richtung bejchränft wird, fo bürfte hierin 
mit weit mehr Necht eine Billigung jener Praxis 
— foweit nicht eben ausdrüdlich etwas Anderes be- 
ftimmt — zu finden, aus der Verordnung vom 7. Juni 
1821 alfo vielmehr ein Argument für die hier ver- 
theidigte Anficht zu entnehmen fei. 

In diefem befchränften Sinne ift denn auch jene 
Verordnung fowohl von dem vormaligen Landess 
appellationsgericht, ala auch von dem Königl. Ober: 
appellationdgericht verftanden und angewendet wor- 
den, 

vergl. Eurtius, Handbuch des Königl. Saͤchſ. 
Civilrechts, $. 126. not. c. d. 4. Ausg. 
Heyne, in ber Zeitfchrift für Nechtöpfl. u. Verw., 
N. F. Bo. IV. ©. 70. 
und das in 
derfelben Zeitfchrift Bd. II. ©. 76. 
abgedrudte Präjudiz. 

Davon, daß der höchſte Gerichtshof in neuefter 
Zeit feine Anficht geändert habe, ift Allhier nichts 
befannt geworben; das im 

Wochenblatt für merkw. NRechtöfälle v. 3. 1861. 
©. 158 fig. 
zu lefende Erfenntniß fpricht weder dafür, noch das 
gegen, indem bei der demſelben zu Grunde liegenden 
Auffaffung des damaligen Rechtöfalled auf dieſe 
Frage gar nicht zuzukommen war, während in dem 
in den 
Annalen bes Königl. Oberappellationsgerichte, 
Br. J. ©. 144. 
erwähnten Falle die Ehefrau felbft als Klägerin aufs 
getreten zu fein fheint, 

Wenn weiter für die entgegengefegte Anficht auf 
die Vorfchrift der Alten Proc.⸗Ordn. Tit. VIL $. 2, 
und der Erl. Proc.» Orpn. ad Tit. VIL $. 3. Bezug 
genommen werden ſoll, fo dürfte dies auf eine peti- 
tio prineipü hinausfommen. Denn bei diefen Beftim- 
mungen ift eben vorausgefept, daß die Ehefrau 


468 


felbft wirklich eine Parteirolle (ald Klägerin ober 
Beflagte) einnehme, da, fobald der Ehemann für 
feine Perſon als Kläger auftritt, davon, daß er ſich 
als Procefbevollmächtigter feiner Ehefrau zu legiti« 
miren habe, bezüglich vermöge eines mandatum 
praesumtum feine Ehefrau vertreten dürfe, offenbar 
gar nicht die Nede fein fann. Darüber, unter wel 
den Vorausfegungen erfteres geſchehen müffe, oder 
ber Ehemann im eignen Namen Hagen fünne, ent» 
hält jene Beftimmung nichts, ed würbe aud eine 
ſolche vielmehr in das eheliche Güterrecht gehörige 
Beftimmung feinen pafjenden Platz in einer Procef- 
orbnung gefunden haben. 

Endlich ift e8 auch ohne Bebeutung, baß bie 
Vorſchrift in $. 1677. des bürgerlichen Geſetzbuchs 
in ben jpecielen Motiven zu $. 1708. bes Ent- 
wurfd 

vgl. Landtagsacten v. 3. 1860/61. I. Abth. Bd. III. 

©. 861. 


ausbrüdlich ald Ertenfion der Vorfchrift der Ver— 
ordnung vom 7. Juni 1821 bezeichnet wird. 

Hält Man nun die Eingangs gedachte Rechts— 
anficht, welche fich hiernach ficher nicht fo ohne Wei- 
tered als ungerechtfertigt bezeichnen läßt, im vorlies 
genden Falle feit, fo fonnte allerdings nach dem 
Dafürhalten der jepigen Inftanz nicht wohl anders, 
als gefchehen, entjchieden werden. Daß nämlidy 
eine Verurtheilung des Bellagten der Vollſtreckbar— 
feit nothwendig entbehren müfle, weil die Ehefrau 
des Klägers, deren Mitwirfung zur Quittungsleiftung 
nötbig, ſich ald Intervenientin betheiligt und auf 
Bellagtens Seite geftellt hat, läßt id nicht behaups 
ten; denn mit Mecht wendet Kläger dagegen ein, 
daß jene Mitwirfung nicht von der Willfür der 
Intervenientin abhänge, vielmehr deren Einwilligung 
nach Befinden aud) durch den Richter ergänzt wer 
den könne. Um dies zu erreichen, würde freilich 
eine anderweite richterliche Entſcheidung gegen bie 
jeßige Intervenientin, bezüglich ein befonderer Redhts- 
ftreit zwijchen diefer und dem Kläger vorausgehen 
müffen, und da deffen Musgang immerhin unftcher 
ift, fo muß zugegeben werben, daß Kläger möglichers 
weife im bermaligen Procefie zur Huͤlfsvollſtreckung 
nicht werbe gelangen können. Allein diefe Mög» 
lichfeit liegt eben jedesmal vor, fobald man dem 
Ehemanne ohne Beitritt der Ehefrau zu Hagen ge- 
ftattet; wollte man aljo blos deshalb die jegige Klage 
abweifen, fo müßte man allerdingd von der ober- 
wähnten Rechtsanficht in Betreff des Klagrechts des 
Ehemannes abgehen. 

Im Uebrigen hat Bellagter im fpeciellen Falle 
feineöwegs Unzuträglichkeiten hiervon zu befürchten; 
denn da ihm die Ausführung der vorgefchügten 
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Ausflucht der Zahlung für die Widerklage ausdruͤck⸗ 
lich nachgelaſſen worden ift, fo wird es ihm, ift jene 
Ausflucht anders begründet, nicht fehwer fallen, eine 
definitive abfolutorische Entfcheidung herbeizuführen, 
während ihm anderen Falles feine Verurtheilung 
überhaupt nicht zur Befchwerde gereichen könnte, 

Daß hiernähft durch die zwifchen dem Kläger 
und der Intervenientin anhängige Ehedifferenz, fo 
lange diefelbe nicht zur Trennung der Che geführt 
hat — was nicht behauptet wirb und nach den Allhier 
ergangenen Acten auch in der That nicht der Fall 
it —, an den Rechtöverhältnifien der Parteien, ins 
fonderheit auch an dem Nußniegungs- und Verwal- 
tungsrechte des Klägers an dem Bermögen ber Ins 
tervenientin nichts geändert wird, bedarf nicht erft 
ausführlicher Begründung. 

Was endlich die vorgeichügte Ausflucht der Zah- 
lung anlangt, jo fann dahin geftellt bleiben, ob folche 
an ſich für fchlüffig begründet anzufehen. Denn da- 
gegen, daß deren Ausführung dem Beklagten für die 
Widerflage nadigelaffen worden, hat einestheils 
Kläger nicht remedirt und anderntheild würde, auch 
angenommen, daß die an Intervenientin ohne Zu- 
fimmung Klägers geleiftete Zahlung Bellagten libe- 
tirt hätte, ober doch aus dem in den 

Annalen x. Bd. I. ©. 44. 

hervorgehobenen Gefihtspunfte zu berüdfichtigen 
wäre, die fragfiche Ausflucht wenigftens nicht als 
liquid zu betrachten fein, mithin aus diefen Grün- 
ben allerdings in die Widerflage verwiefen werben 
müffen. Daß aber das Empfangsbefenntniß der 
Intervenientin — und nur diefes, nicht aber bie 
thatfählich erfolgte Zahlung erhellt aus der 
Bl. — in Abjchrift erfichtlichen Regiftratur — nicht 
ohne Weiteres ausreiche, um die Thatfache der Zahlung 
dem Kläger gegenübeg, liquid zu ftellen, hat bes 
reits Kläger Bl. — und mit ihm die erfte Inſtanz 
mit Recht hervorgehoben. Es leuchtet dies um fo 
mehr ein, als die erwähnte Quittung der Inter- 
venientin erft nad) Einteihung der Klage geleiftet, 
auch bei den nahen verwandtichaftlichen Verhältniffen 
zwijchen der Intervenientin und dem Beflagten ein 
Sceingefchäft hierunter feineswegs unwahrſcheinlich 
it und jedenfalls, wenn man diefem Empfangs⸗ 
befenntniffe auch Klaͤgerm gegenüber volle Wirkung 
beimeſſen wollte, es ganz in der Willkür der Inter 
venientin gegeben fein würde, das ehemännliche Ber 
waltungsredht Klägers illuforifch zu machen. 

Aus diefen Gruͤnden war daher das angefochtene 
Erkenntniß lediglich zu beftätigen, da jedoch die Ent- 
fheidung allerdings zu nicht unerheblichen Zweifeln 
Anlaß bot, fo erfchien die Vergleihung der Koften 
jebiger Inftanz angemeſſen.“ 


Das Königl. Oberappellationsgericht hat 
auf anderweite Berufung des Beklagten in dem am 
4. März; 1864 publicieten Erfenntniffe den Kläger 
unter Verurtheilung in Erftattung der Koften der 
eriten Inftanz mit ber erhobenen Klage in der ange 
brachten Maaße abgewiejen und diefer Entſcheidung 
folgende Gründe beigegeben: 

„Das Königl. Oberappellationdgericht hat, wie 
bereitd in dem in den Annalen Bd. VL. ©. 413 flg. 
abgedrudten Präjudiz bemerkt worden, die von ihm 
früher bejahend beantwortete Frage, ob ein Ehemann 
zu felbftftändiger Kündigung und Ginflagung ber 
feiner Ehefrau zuftehenden Forderungen berechtigt fei, 
und erft dann, wenn ed zur Zahlung fomme, die 
Einwilligung der Ehefrau beizubringen habe, in 
neuerer Zeit in Zweifel gegogen und in dem vors 
erwähnten Balle, in welchem der Ehemann im Wege 
bed Grecutionsprocefjed unbezahlte Kaufgelver, die 
ber Bellagte der Ehefrau Klägers fchuldete, gefordert 
hatte, in Uebereinftimmung mit den früheren Inftan- 
zen um deswillen Klägerd Suchen für unftatthaft 
erachtet, weil der Kläger den Erecutionsproceh, wels 
cher unmittelbar auf die Einziehung des geflagten 
Capitals im Greeutionswege gerichtet fei, gewählt 
habe, mithin hier die Verordnung vom 7. Juni 1821 
eintrete, und der Grund, weshalb häufig dem Ehe— 
manne ein jelbftftändiges Alagerecht im Wege bes 
Ordinarproceſſes eingeräumt worden fei, nämlich das 
Intereſſe, welches der Ehemann an der richterlichen 
Entfheidung über die Eriftenz und die Höhe einer 
eheweiblichen Forderung habe, wegfalle. 

Bon dergleihen Gefichtspunften aus hat Man 
auch im gegenwärtigen Falle die erhobene Klage für 
Ratthaft nicht erachten mögen. Allerdings hat Alü- 
ger im jegigen Falle nicht des Erecutionsprocefied 
fi) bedient, fondern die Bezahlung derjenigen 500 
Thlr. — —-, welche feiner Ehefrau in dem ber 
Klage Bl. — beigefügten Haufcontracte von dem 
nach diefen Seiten des Bellagten, als des Käufers 
ded von feinem Bater erfauften Bauerguted, zu ers 
fegenden Kaufgeldern bergeftalt angewiefen worden 
find, daß fie der Bellagte an des Klägers jetzige 
Ghefrau bei ihrer Berheirathung oder Einrichtung 
eigner Wirthſchaft bezahlen follte, im Wege des 
Executivproceſſes gefordert. Allein die Werfchieden- 
beit, welche hiernach zwifchen der dermaligen und 
der obenerwähnten Rechtsſache obwaltet, ift für bie 
Beurtheilung der oberwähnten Frage feine weſent— 
liche, da auch der Erecntivproceß in feinem Endzweck 
die Ginziehung der in ihm geflagten Forderung auf 
Grund der dem Kläger zur Seite ftehenden Urkunde 
zum Gegenftande hat und im vorliegenden Falle der 
Umftand, daß Kläger zur Verfolgung feines vermeints 





lichen Anfpruchs den Executivproceß gewählt hat, 
um jo weniger von Belang erfcheint, als die Urkun— 
den, auf welchen die erhobene Klage beruht, ſolche 
find, welche des Anerfenntniffes nicht beduͤrfen, fonach 
aber auch nicht einmal behauptet werben fann, baf 
etwa dem Kläger daran gelegen habe, durch die 
Recognition der der Klage zu Grunde liegenden 
Documente Seiten des Bellagten eine Gewißheit 
über die Aechtheit biefer-Urfunden und damit über 
die rechtliche Eriftenz der Forderung felbit fich zu 
verichaffen. 

Es war daher auch im vorliegenden Falle Klaͤ— 
gers Sudyen in der angebrachten Maaße abzuweifen 
und zugleich derjelbe in Folge feiner Sachfälligfeit 
in Reftitution der dem Bellagten verurfachten Pro— 
ceßfoften zu verurtheilen. Dagegen bedingte der 
Wechfel der Entfcheidungen die Compenfation ber 

durch die eingewendete Berufung veranlaften Koften, 
und ed war mit Nüdficht auf das jegige reforma- 
toriſche Erfenntniß zugleich bei der in dem vorigen 
Urthel ausgefprochenen Gompenfation der Inftanz« 
foften zu laſſen.“ 


Auf die von dem Kläger eingewendete Berufung 
wurde das Erfenntniß dritter Inftang von dem 
Königl. Oberappellationsgeridht in vierter Ins 
ftanz unter Bergleihung der Koften des Rechtsmittels 
unter dem 3. September 1864 beftätigt. 

Entjheidungsgründe: 

„Die Rationen der dritten Inſtanz find auch 
nad nochmaliger Erwägung nicht nur für richtig 
und zutreffend, fondern auch für völlig erfchöpfend 
anzufehen gewefen. 

Die Verordnung vom 7. Juni 1821 unterfcheidet 
ganz beftimmt den Fall, wo Zinfen und andere 
Nutzungen von dem Einbringen einer Ehefrau am 
Dotals und Paraphernalvermögen, die während der 
he zahlbar oder fällig geworden find, zur Auszah— 
lung gelangen, von dem Falle, wo Hauptftämme 
von derartigen Einbringen ausgezahlt werben oder 
Ausantwortung anderer dahin gehöriger Sachen, 
fowie Nachberichtigung der vor der Ehe fällig gewe— 
fenen Zinfen und Nutzungen erfolgen fol. 

In dem erfteren Falle wird der Ehemann allein 
für berechtigt anzuſehen fein, die Zahlungen in Ems 
pfang zu nehmen und rechtsgültig darüber zu quittie 
ren, während in Fällen der zweiten Art zur völligen 
Befreiung des Schuldners die Ginwilligung der 
Ehefrau in die von dem Ghemanne zu gefchehende 
Erhebung oder Empfangnahme für erforderlich er- 
achtet wird, mag dieſe nun durch Mitunterfchrift 
der Quittung oder auf andere glaubhafte Weife ers 
folgen. 


470 


Nun hat zwar das Dberappellationdgericht in 
diefer gefeglichen Borfchrift für den Ehemann in 
Beachtung feiner gefeglich begründeten Apminiftras 
tionsrechte feine Behinderung erbliden mögen, eine 
Forderung feiner Ehefrau ohne deren Zuftimmung 
zu fündigen und auf dem Proceßwege zum Zwede 
der Feſtſtellung jener Forderung nach Verität und 
Höhe des Betrags einzuffagen, und hat feine Legi— 
timation zu einem Rechtsſtreite diefer Art nicht ber 
anftandet, fondern nur dann, wenn ed zum Acte der 
Zahlung und QDuittungsfeiftung felbft Fam, dem 
MWortlaute jener Verordnung entfprechend, die Ein: 
willigung und den Beitritt der Ehefrau verlangt. 
Allein diefe Berechtigung zur Klagerhebung durfte 
auch nicht weiter ausgedehnt werden, als der Zwed, 
dem fie zu dienen beftimmt ift, es erfordert; fie 
fonnte namentlich in Fällen nicht anerfannt werden, 
in denen es fi) weder um die Eriftenz der Forbe- 
zung, noch um Fefftellung ihrer Höhe handelt, in 
denen der Anfpruch nach beiderlei Richtung auf 
Grund von ded Anerkenntniffes nicht bedürftiger 
Urkunden bereits liquid ift, wo alfo nur die Ein- 
hebung der eheweiblichen Forderung, aljo Zahlung 
von ber einen und Quittungdleiftung von ber andern 
Seite in Frage fommen fann. 

Zu einem derartigen Anbringen gehört nothwen⸗ 
dig der Beitritt der Ehefrau, denn der Richter muß 
vor Erlaß feiner Verfügung wiflen, ob die von ihm 
dem Bellagten aufjugebende Zahlung und eventuell 
anzubrohende Hülfshandlung auch rechtsgültig werde 
erfolgen können, und er darf diefe Verfügung um 
jo weniger dann erlafien, wenn, wie hier, durch eine 
vorliegende entgegengefeßte Erflärung der forde— 
rungsberechtigten Ehefrau bereits feftfteht, daß eine 
legale Quittung nicht zu erlangen fei, der Bellagte 
alſo felbft zur Zahlung nigpt werde angehalten wer: 
den duͤrfen. 

Die vom Kläger Bl. — aufgeftellten Befchwer: 
den find völlig unbegründet, denn es handelt fich 
bier um eine Forderung der Ehefrau, welche biefe 
von ihrem Schuldner bereitd eingezogen zu haben 
befennt, zu deren erecutivifcher Einziehung fie ihren 
Beitritt verweigert, und wenn fte wirflih Zahlung 
erhalten hat, zu Vermeidung eigener Rachtheile ver 
weigern muß. Durch Zurüdweifung der vorliegen. 
den Klage wird aber auch das chemännliche Nutz— 
nießungs- und Verwaltungsrecht in feiner Weije 
beichränft oder gefährdet, denn es fteht ja dem Klaͤ— 
ger frei, von feiner Ehefrau die Jllation des ihrer 
eignen Erklärung nad bereit erhobenen Capitals 
zu fordern, wenn er wirklich einen rechtöbegrün- 
beten Anjpruch auf das gedachte Rießbrauchsrecht 
hat. 
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Unter dieſen Umſtaͤnden war das Erkenntniß 
dritter Inſtanz, welches die vorliegende Klage in der 
angebrachten Maaße abgewieſen bat, völlig gerecht- 
fertigt, daher aber durchaus, und zwar aud in 
Betreff des Koftenpunftes, zu beftätigen, ba bie 
Entfcheidung binfichtlich der Koften erfter Inftanz 
der Regel nad von dem definitiven Ergebniffe eines 
Rechtöftreites abhängt und zu einem Verlaffen diefer 
Regel im vorliegenden Falle genügende Beranlaffung 
nicht vorzuliegen fcheint.” 


101. 


Zur Sähfifch -Preußifchen Convention vom 30, 
November 1839. — 1. Die gedachte Convention 
leidet (abgejehen von ber Beflimmung in $. 37.) 
rückſichtlich der Strafgerichtäbarfeit nur auf 
Griminalvergehen, nicht auf polizei⸗und finanz⸗ 
gefegliche Uebertretungen Anwendung. Welches 
von beiden vorliege, bat der requirirte Richter 
nach den Geſetzen feines Landes zu beurtheilen. — 
2. Zeugen, bie in einer vor einem Preußifchen 
Gerichte anhängigen Bagatellfache auf deſſen Re: 
quifition abzuhören find, find nicht zu vereiden, 
fondern nach 8. 27. des Geſetzes vom 16. Mai 
1839 zu verpflichten. 


Mitgetheilt von 
Herrn W. in L. 


1. 

Seiten einer Königl. Preußiſchen Behörde war 
ein Preußiſcher Staatangehöriger wegen der Be— 
ſchuldigung, im Jahre 1863 in Preußen in der dort 
nicht beſonders zugelaſſenen Königl. Sächſiſchen Lan— 
deslotterie geſpielt zu haben, unter Anklage geſtellt 
worden. Der Angeklagte hatte angegeben, er habe 
die bei ihm in Beſchlag genommenen Looſe ohne 
Beſtellung erhalten, und nur wegen Mangel an Zeit 
nicht remittirt. Die Königl. Preußiſche Staatd- 
anwaltſchaft hatte dagegen ſich auf das Zeugniß 
eines in Sachſen wohnhaften Lotteriecollecteurs dar— 
über bezogen, daß der Angeklagte die Looſe zur 
Saͤchſiſchen Lotterie bei demfelben beftellt, daß er 
über die Gewinne bisponirt und damit weitere Ein- 
lagen und Zahlungen berichtigt habe. Auf den 
Antrag der gedachten Staatsanwaltfchaft war die 
zuftändige Sächfifhe Behörde requirirt und von 
diefer der betreffende Collecteur vworgeladen, von 


legterem aber das Zeugniß abgelehnt und Diele 
Ablehnung fehriftlid motivirt worden. Als jedoch 
nunmehr die Preußische Behörde beantragte, den 
Gollecteur zu Ablegung des Zeugniffes durch die 
gefeplihen Zwangsmittel anzuhalten, lehnte das 
Sähfifhe Gericht diefen Antrag ab; es wurbe aud) 
eine hierauf von der requirirenden Behörde bei dem 
K. Appellationsgericht zu Leipzig erhobene Ber 
ſchwerde mittelft folgender Befcheidung vom 3. Juni 
1864 zurüdgewiefen: 

„Dem Königl. Preußifchen Kreisgericht ift bier 
auf — mitzutheilen, daß man fih nicht in der Lage 
befindet, das Gerichtsamt N. R. beantragter Maa— 
en zu Befolgung der jenfeitigen Requifition ans 
weifen zu fönnen, indem vielmehr das genannte 
Gerichtsamt den jenfeitigen Anträgen in biefer 
Unterfuchungsfache ſchon in der nah BI. — geſche— 
henen Maafe nicht hätte entfprechen follen. Denn 
die mit der Könige. Preußifhen Regierung abge- 
fchlofiene Convention über Leiſtung gegenfeitiger 
Rechtohülfe vom 30. November 1839 bezieht fich 
rüdfichtlih der Strafgerichtsbarfeit mit Ausnahme 
der hier nicht einfchlagenden, in Artikel 37. enthals 
tenen Beftimmung überhaupt nur auf eriminell 
ftrafbare Vergehen und Verbrechen, nicht aber auf 
polizeis und finanzgefegliche Mebertretungen. Nament⸗ 
lich fpeicht der von den Zeugen handelnde Artifel 42. 
nur von Griminalfällen. Ein foldyer liegt aber 
nad diefjeitiger Geſetzgebung, nach welcher 
das Spielen in der Königl. Saͤchſiſchen Landeslot— 
terie im Auslande felbfiverftändlich überhaupt nicht 
verboten ift, bier nicht vor und die in dem Schreiben 
vom 12, vorigen Monats hierzu geltend gemachte 
Königl. Preußifche Gefepgebung kann für die Königl. 
Saͤchſiſchen Gerichte nicht maaßgebend fein, da dar— 
über, ob ein Griminalfall vorliege, oder es ſich nur 
um Uebertretung einer Bolizeivorjchrift handele, nicht 
die requirirende Behörde, fondern das requirirte 
Gericht nach den Gefepen feines Staates zu urthei- 
len hat.” 

Eine abermalige Beſchwerde der Preußiſchen 
Behörde hatte feinen günftigeren Erfolg. Denn auch 
das Königl. Minifterium der Juftiz ſprach mit— 
telft Verordnung vom 11. Juli 1864 feine Anficht 
babin aus: „daß die mit der Preußiſchen Regierung 
abgefchlojiene Convention über Leiftung gegenfeitiger 
Rechtshuͤlfe nicht auf polizei» und finansgefepliche 
Uebertretungen, fondern nur auf Eriminalvergehen 
ſich beziehe, und daß ferner die Frage, ob ein Cri— 
minalvergehen vorliege, im einzelnen Falle — wie 
ſich Died aus Artikel 1. und aus den, wenn ſchon 
nach anderen Richtungen ertheilten Beftimmungen 
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in Artifel 36. und 37. der Convention ergebe — 
vom reguirirten Gericht nach den Gefegen feines 
Staates zu beurtheilen ſei.“ 


2. 

In einer Verordnung vom 6. Mai 1862 wurde 
von dem Königl. Minifterium der Juftiz bes 
züglich der oben unter 2, erwähnten Frage dem Ge- 
richtsamt N. N. Folgendes eröffnet: 

„Nach Artikel 1. der mit der Königl. Preußifchen 
Regierung abgefchlofjenen Convention über die Leis 
flung gegenjeitiger Rechtshülfe vom 14. October 
(30. November) 1839 haben die Gerichte der beiden 
eontrahirenden Staaten einander diejenige Rechts— 
hülfe zu leiften, welche fie den Gerichten des Inlan- 
bed nah deſſen Gefegen und Gerichtäverfafjung 
nicht verweigern bürfen. Hierin liegt, daß die 
Formen der zu leiftenden Rechtshülfe ſich nady den 
Proceßgefegen des Landes richten, deffen Gericht zur 
Leiſtung der fraglichen Rechtshülfe requirirt wird, 
ein Grundfaß, welcher auch bereits in einer zwifchen 
Sadjen und Preußen im Jahre 1767 getroffenen 
Vereinbarung, welche dur die Convention von 
1839, ſoweit Diefe legtere mit jener Altern nicht in 
MWiderfpruch ſteht, nicht aufgehoben worden, gner- 
fannt if. Da nun nad) $. 27. des Geſetzes über 
das gerichtliche Verfahren in Streitigfeiten über ganz 
geringe Givilanfprüche vom 16. Mai 1839 in der— 
gleihen Sachen die Zeugen, und zwar im öffent 
lichen Intereffe zu Vermeidung der Eidesleiftungen, 
nicht vereidet werden dürfen, fondern nur mittelft 
Handfchlages an Eides Statt zu verfichern haben, 
daß die von ihnen erftattete Ausfage der Wahrheit 
gemäß fei, fo fann auch von einer ausländifchen, 
insbefondere Königl. Preußiſchen, Behörde vie Ver— 
eidung der Zeugen in einer folden Sache nicht ver 
langt werben. 

Demnad ergeht an das nurgedachte Gerichtsamt 
andurch Verordnung, die anderweite Requifition der 
Gerihiscommijfion zu P. abzulehnen, dabei aber 
derjelben zu eröffnen, daß nach den bierländijchen 
Strafgefegen eine wahrheitswidrige Verliherung an 
Eides Statt, foweit Verficherung an Eides Statt 
ftatt eines wirflichen Eides zuläffig ift, dem Meineid 
ganz gleich ſteht.“ 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Geſetze und Verord⸗ 
nungen. Das 13. Stüd des Geſetz- und Verordnungs- 
blattes für das Königreich Sachen (vom Jahre 1864) 
enthält: No. 107. Allerhöchſtes Decret wegen Gon- 
eefftonirung ber Greiz Brunner Gifenbahn, vom 22. 
Auguft 1864. No. 108. PVerorbnung, bie Erproprias 
tion von Gigenthum für Erweiterung des Bahnhofs 
der Sächſiſch-⸗Bayriſchen Staatseifenbahn in Werdau 
betreffend, vom 19. September 1864. No. 109. Ber- 
ordnung, bie analoge Anwendung des Strafgeſetzbuchs 
und der Strafproceforpnung auf Polizeiſtrafſachen be— 
treffend, vom 29, September 1864. No. 110, Bes 
fanntmachung, die Eröffnung der Telegraphenftationen 
Saalfeld und Pößne betreffend, vom 1. October 1864, 
No. 111. Verordnung, die Zählung der Bevölkerung, 
ingleihen die Aufnahme einer Viehzählung betreffend, 
som 1. October 1864. No. 112. Geſetz, die Abände— 
rung ber Bfimmung im 8. 101. Abſ. 3. des Gewerbe⸗ 
gefeges vom 15. October 1861 betreffend, vom 3. Deto— 
ber 1864. No. 113. Verordnung, die unentgeltliche 
Aushändigung fpecieller Verzeichnifie der Gerichtökoften 
und die Foftenfreie Erledigung der über zu hohes Liqui⸗ 
diren erhobenen Beſchwerden betreffend, vom 7. October 
1864. No.114. Gefeg, die von dem Regalbergbaue zu 
erhebenden Steuern betreffend, vom 10. October 1864. 
No. 115. Allerhöchſte Verorbnung, die Grmeiterung ge» 
wiſſer Beftimmungen der Notariatsorbnung vom 3. Juni 
1859 betreffend, vom 10. October 1864. — Letzte 
Abfendung: am 21. October 1864, 


Ernennungen, Anftellungen ıc. eine König« 
liche Majeftät haben allergnävigft geruht, den Actuar 
beim Stabskriegsgerichte Garl Herrmann Kotte zum 
Aupiteur 3. Claſſe für die Feſtung Königftein zu er— 
nennen, 


Todesfälle. Geſtorben: am 17. October 1864 
der Gerichtöpirecter und Advocat Louis Ferdinand 
Sterzel in Haynichen. 


—— —— — — — — — — — — — — 
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J. Gompetenz zur Zubilligung und Feftftellung 

ber während des Eheprocefjed zu gewährenden 

Alimente. — I. Umfaffen diefelben auch Kur: 

foften 20. bei Kranfheiten des alendus®? — 
II. Wer ift legtere einzuflagen befugt? 


Mitgetheilt von 
Herrn C. W. in L. 


Die verehelichte V. erhob im Maͤrz 1864 vor 
dem Königl. Gerichtsamte im Bezirksgerichte Leipzig 
gegen ihren Ehemann Bagatellllage auf Bezahlung 
von 43 Thlen. —⸗ —s Nrztlohn unter dem Ans 
führen: 

Sie habe gegen Bellagten am 8. Januar 1859 
vor dem Königl. Appellationdgerichte Leipzig dahin 
Klage erhoben, daß derfelbe, weſſen er hartnädig 
fi) geweigert, fie in fein Haus aufjunehmen und eine 
chriſtliche Ehe mit ihr zu führen ſchuldig. Bellagter 
ſei auch dazu verurtheilt, jedoch aller erecutivischen 
Maafregeln ungeachtet zu ihrer Aufnahme nicht vers 
moht worden. Dad Chegericht habe inzwiſchen 
durch Beſchluß vom 6. October 1859, betätigt durch 
Verordnung des Oberappellationdgerichtd zu Dresden 
vom 31. December defielben Jahres, Beklagtem auf- 
gegeben, während der Dauer des Eheproceſſes fie mit 
3 Ihlen. —⸗ —e, ihr jüngftes Kind mit 14 Thlr. 
—s — x wöchentlich zu alimentiren. 

Sie ſowohl als ihr Kind feien nun in den Jah 
ven 1860 bis 1862 mehrfach und fchwer frank gemwe- 
fen, fo daß fie den Dr. med. P. um feinen Ärztlichen 
Beiftand habe erfuchen und dieſer die auf Beilage A. 
verzeichneten Bejuche und Bemühungen ihr und ihrem 


Meue Folge Bivölfter | Iahrgang. | 


1864. 


Kinde habe leiften müffen. Dafür fei fie ihm 43 Thfr. 
—s —s [huldig geworden, zu deren Bezahlung fie 
im Februar 1864 „in einer denfelben ficherftelenden 
Weife” ſich habe verpflichten müjjen. 

Da der Ehemann aber zur Bezahlung der Kurs 
foften für die Glieder feiner Familie verpflichtet fei, 
fo müfle Beklagter „fie von ihrer Verbindlichkeit 
gegen Dr. med. P. befreien”. Sie werde daher 
hiermit klagbar gegen denfelben und fordere deſſen 
Verurtheilung zu Bezahlung der libellitten 43 Thlr. 
—⸗—⸗ cum annexis an fie. 

Zum Beweife bat fie, den — anlangend, 
um Beiziehung der in demſelben ergangenen Acten, 
rückſichtlich der Nothwendigkeit und Zahl der aͤrzt⸗ 
lichen Beſuche um Abhörung des Dr. med. P., im 
Uebrigen trug fie Beklagtem den Eid an. 

Bellagter machte hiergegen im Termine die Ein- 
reden der Incompetenz und — in Anfehung der 
Poften aus dem Jahre 1860 unter Bezugnahme auf 
das Geſetz vom 26. Juni 1846 — der Berjährung 
geltend. In erfterer Beziehung berief er ſich darauf, 
daß nad 1. 43. 44. D. de V. S. (L, 16.) der Arzt⸗ 
lohn in den Alimenten mit enthalten fei. Die erho- 
bene Klage ftelle fich deshalb und weil der Eheproceß 
noch nicht beendet ei, ald auf Erhöhung der Alimente 
während bes Eheprocefjes gerichtet heraus. Solchen⸗ 
falls fei aber nach dem Geſetze C. vom 28. Januar 
1835 und nad) der Berorbnung vom 5. Auguft 1847 
das Ehegericht allein zur Entſcheidung competent. 
Die Thatfahen, welche Klägerin bezüglich des Ehe» 
procefjed angeführt hatte, geitand er zu, im Uebrigen 
erklärte er fih mit Richtwiſſen, den Eid gab er 
zurüd. 

Nachdem darauf Dr. med. P. auf Antrag der 
Klägerin über Rothiwendigfeit und Zahl der von ihm 


474 


gemachten Befuche abgehört worden war un bie Klage 
in diefen Beziehungen allenthalben beftätigt hatte, füllte 
das Procefgericht folgenden Beſcheid: k 

„Weil 

1) die Competenz des ordentlichen Civilrichters 
im vorliegenden Falle nicht zu beaweifeln ift, da die 
Verbindlichkeit des Beklagten zu Mlimentirung der 
Klägerin durch einen Ausſpruch des Ehegerichts be 
reits feſtgeſtellt ift, 

2) der vorliegende Anſpruch um deswillen an 
fih als ftatthaft zu betrachten ift, weil neben ber 
eigentlichen Ernährung von Frau und Kind der Ehe— 
mann des fernern die Obliegenheit hat, die Unkoſten 
für Krankheiten derjelben, welche eine Ärztliche Pflege 
echeiichen, au bezahlen, 

vergl. Eherecht von Hartitzſch, $. 136. 
Weber, Kirchenreht, S. 1287. 

3) foweit die Beicheinigung der Klage auf den 
Ausfagen des Dr. P. fteht — wenn ſchon durch die 
Depofitionen diefed Zeugen das Mägerifche Vorbrin⸗ 
gen beftätigt wird, immerhin mit Rüdjicht auf den 
Umftand, daß der Zeuge, wie anzunehmen, ein mits 
telbared Intereffe am Ausgange des gegemmwärtigen 
Nechtöftreited hat und deshalb fein Zeugniß ale ein 
über alles Mißtrauen erhabenes nicht zu befinden 
it —, die Entfcheidung in der Sache in Gemäßheit 
$. 31. des Geſetzes vom 16. Mai 1839 davon abs 
hängig zu machen ift, daß die Klägerin annoch den 
Klaggrund eidlich beftärkt, fo it Beflagter, 

falls Klägerin fchwört: 

daß fie wirklich im Juni 1860 den Dr. med. P. 
um feine ärztliche Hülfe erſucht und legterer ihr 
und ihren Kindern die auf der Rechnung Bl. — 
verzeichneten Befuche zu den daſelbſt geſetzten 
Zeiten abgeftattet habe, 
und falls Klägerin ferner den Bl. — von ihr dem 
Bellagten angetragenen und von legterem ihr zurück— 
gegebenen Eid dahin ableijtet: 
daß fie wirflich im Februar diefes Jahres dem 
Dr. med. P. verſprochen habe, ihm 43 Thlr. 
Arzthonorar in den nächiten Tagen bezahlen zu 
wollen und legterer fich damit einverftanden er- 
flärt habe, 
der Klägerin die geforderten 43 Thle. — —s fammt 
Berzugszinfen davon vom Tage der Klagbehändigung 
ab zu bezahlen und die erwachfenen gerichtlichen und 
außergerichtlichen Koften zu eritatten ſchuldig. 

Würde jedoch Klägerin die gedachten Eide, oder 
auch nur den erften derfelben zu leiften nicht vers 
mögen, fo ift Bellagter von der angeftellten Klage 
zu entbinden und loszuzählen, und ift folchenfalls 
Klägerin demjelben die erwachfenen gerichtlichen und 
außergerichtlichen Koften zu erftatten ſchuldig. 


Wuͤrde ferner Klägerin den erftaufgeführten Eid 
leiften, jedoch den zweiten zu leiften nicht vermögen, 
fo ift Bellagter unter Gompenfation der Koften der 
Klägerin ein Mehreres nicht ald 37 Thlr. — —⸗ 
fammt Verzugszinfen vom Tage der Klagbehändi- 
gung ab zu bezahlen ſchuldig, im Webrigen aber 
von der angeftellten Klage zu entbinden und loszus 
zählen.” 

Gegen diefen Befcheid remedirten beide Parteien, 
Klägerin aud Gründen, die ein fernered Intereſſe 
nicht darbieten, Bellagter unter erneuter Berufung 
auf feine Ginreden. Namentlich führte er noch an, 
daß Arztlohn entweder zu den Wlimenten zu rechnen 
fei oder nicht. Erfternfalls fei die Ehefrau allerdings 
zur Einklagung berechtigt, aber nur vor dem Ches 
gerichte, Sei aber andernfalld der Ehemann zur 
Zahlung defjelben verpflichtet, fo liege eine obligatio 
ex lege vor, deren Gläubiger nur der Arzt felbit, 
die Ehefrau höchſtens — wie hier nicht vorliege — 
ex negotio gesto fein fünne. 

In Folge diefer Berufung entfchied das Königl. 
Appellationdgericht zu Leipzig: 

„Daß es bei dem Bl. — anzutreffenden, am 
10. Mai 1864 publicirten Beſcheide (der erften 
Inſtanz), in theilweifer Beachtung der 2ten und 
Aten Beihwerde des Beklagten, ald wonach ſich 
zugleich die weitern Berufungen beider Theile 
erledigen, allenthalben nicht zu laſſen; vielmehr 
hat der Klägerin Suden nicht ftatt, es ift auch 
diefelbe dem Beklagten die in dieſem Rechtsftreite 
in erfter Inftanz verurfachten Unfoften zu er— 
fatten ſchuldig. Die durch Einwendung der 
Rechtsmittel entitandenen Koften werden unter 
den Parteien compenfirt”, 
und gab dazu folgende 
Entjheidungsgründe: 

„Die erfte Inſtanz hat fi) zu der Entfcheidung 
der vorliegenden Differenz competent erachtet. Man 
pflichtet derfelben in der gegenwärtigen Snftanz, 
wenn gleich nicht aus dem Bl. — (in dem Beſcheide) 
sub No. 1. in dieſer Hinficht geltend gemachten 
Grunde, bei. Der Umftand, daß die Verbindlichkeit 
zu Alimentirung der Klägerin bereitd durch einen 
Ausipruc des Ehegerichts feitgeftellt worden ift, fann 
für den Givilrichter, auch abgefehen von dem Falle 
einer Beitreibung der folchergeftalt feftgeftellten Ali— 
mente, allerdings, 3. B. dann von entfcheidender 
Wichtigkeit fein, wenn ed fih um Beftitellung der 
Alimentationspfliht oder der Größe zu gewährender 
Alimente in Beziehungen und für Zeiträume handelt, 
für welde die ehegerichtliche Competenz nicht in 
Frage kommt; derfelbe kann jedoch den Eivilrichter 
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nicht berechtigen, in Betreff der Zuläffigfeit oder ber 
Höhe der von dem Eherichter in Kraft der ihm in 
Gemäßheit der Vorfchrift in $. 64. des Geſetzes C. 
von dem 28. Januar 1835, beziehentlich der Ber: 
ordnung von bem 5. Auguft 1847 zuſtehenden Com— 
petenz ausgeworfenen Alimente etwas zu ändern. 
Handelte es ſich daher in dem vorliegenden Falle 
um Mlimente im Sinne der vorgedachten Gefepes- 
vorjchriften, fo würde man dem Beklagten lediglich 
beizupflichten gehabt haben. Dies ift jedoch, wie 
ſchon aus dem, was von den BI. — (in dem Beſcheide 
des Proceßgerichts) sub 2, angesogenen Rechtölehrern 
bemerft worden, hervorgeht und von dem Königl. 
Appellationdgerichte zu Leipzig in einer früher vor 
demjelben Proceßgerichte anhängig gewefenen Rechts: 
ſache 
zu vergl. Urthel des Königl. Appellationsgerichts 
zu Leipzig in Sachen Schwarzin */. Schwarze, 
Bez.-Ger. Leipzig, Reg. 409. d. ao. 1858. 
weiter ausgeführt worden ift, hier nicht der Fall. 
Denn die Alimente, welche von den Ghegerichten der 
Ehefrau für ihren eignen und für den Unterhalt ihrer 
der mütterlihen Pflege annoch bedürfenden Kinder 
- auf die Dauer der geftatteten Separation, beziehent- 
lid) auf die Dauer des Eheproceffes zuerkannt wers 
den, fonnen der Natur der Sache nad nur mit 
Rüdficht auf den gewöhnlichen, präfumtiv uns 
entbehrlichen Bedarf feftgeftellt werden. Das 
zugebilligte Quantum umfaßt deshalb zwar außer 
der Geldvergütung für die Nahrung auch die Ent- 
hädigung für Wohnung, Feuerung und Kleidung. 
Dagegen ift der Aufwand für außergewöhnliche, 
durch den Eintritt befonderer Ereigniſſe bedingte 
Bedürfniffe, wozu auch der Regel nad) etwaige Aus- 
gaben an Arztlohn, Medicamenten und dergleichen 
zu rechnen find, in jenem Averfionalguantum präs 
fumtiv nicht begriffen und kann es nicht fein. Denn 
für derartige Bedürfniſſe gebricht es an einem aver- 
fionalen Maafftabe um fo gewiffer, ald die Noths 
wendigfeit und der Umfang eines folchen Aufwandes 
im Wejentlihen von zufälligen Vorausfegungen ab» 
hängt, deren Eintritt im conereten Falle dem Richter 
jpeciell nachzuweiſen ift. Der Anſpruch auf Erjap 
von Arztlohn erfcheint ſomit als eine auf einem 
jelbftitändigen Alagfundamente beruhende Forderung, 
welche die Ehefrau, dafern nur im Uebrigen zu deren 
eigner Geltendmachung termini habiles vorhanden 
find, ‚auch ohne Berufung auf ein befonderes Bers 
gütungsverfprechen, neben den, fei es vom Chez, fei 
es vom Givilrichter als Alimente in dem vorgedachten 
engern Sinne zugebilligten Averfionalquantis zu er— 
heben wohl befugt ift. Gin gefeglicher Grund, die— 
jelbe auch mit ſolchen Anſprüchen an den Eherichter 


zu verweifen, Tiegt in feiner Weiſe vor und es fchla- 
gen daher die von dem Beklagten Bl. — angezoge- 
nen Praͤjudicien infoweit hier augenſcheinlich nicht 
ein. 

Wenn gleichwohl die erhobene Klage ald unflatts 
haft zurückgewieſen worben, fo beruht dies auf dem 
von dem Beklagten Bl. — fig. ebenfalls bereits gel« 
tend gemachten Grunde, daß für die Geltendmachung 
eined derartigen Anſpruchs auf Seiten der Klägerin 
termini habiles nicht vorhanden find. 

An ſich fällt die Beftreitung von Arztlohn, Kurs 
foften, Medicamenten u. f. w. unter die civilrechtlich 
dem Ehemanne feiner Ehefrau, fowie dem ehelichen 
Vater feinen Kindern gegenüber obliegende Alimen« 
tationspflicht im weitern Sinne. 

1. 22. 8. 8. D. soluto matrim. (XXIV, 3.) 

l. 44. D. de V. S. (L, 16.) 

von Weber, Kirchenrecht, erfte Ausg. ©. 1287. 
bei Note 41. 

Eurtius, Handbuch des Sächſ. Civilrechts, Bo. I. 
$. 112. sub no. 4. und $. 158. not. f. 

Aus einer diesfallfigen Leiftung entfteht daher, 
foweit fie ſich als nothwendig oder nüpfich darftelit, 
ein unmittelbarer Anfpruch desjenigen, von welchem 
die Leiftung gewährt worden ift, wider den alimen- 
tationspflichtigen Ehemann und Vater. Iſt der ärzte 
lie Beiftand von dem legtern felbft angerufen wor— 
ben, fo bedarf es diesfalls feines weitern Nachweifes. 
Aber auch dann ift diefer Anipruch ohne Weiteres 
begründet, wenn entweder periculum in mora vor« 
handen gewefen ift, oder wenn es auf der culpa dee , 
natürlichen Ernährers und Pflegers beruht, daß dies 
jenigen, für welche zunäcdit ihm felbft Die Sorge 
obliegt, von feinem Hausftande getrennt leben und 
dadurch Die etwa nöthig werdenden Vorkehrungen 
ohne feine vorherige Zuziehung zu treffen genöthigt 
geweien find... Ebenfo ift nicht zu bezweifeln, daß 
die Ehefrau die Vergütung desjenigen Aufwandes, 
ben fie in einer ſolchen Beziehung bereits beftritten 
bat, von dem Ehemann verlangen fann. 


Ein folder Fall liegt jedoch hier nicht vor. Klä— 
gerin hat nirgends behauptet, daß fie das Bl. — 
liquidirte Arztlohn bereits bezahlt habe. Von einer 
Verurtheilung des Bellagten, ver Klägerin den 
Betrag jener Liquidation zu bezahlen, kann daher 
jbon aus dem Bl. — richtig geltend gemachten 
Grunde, daß eine folche Zahlung nicht geeignet fein 
würde, den Bellagten von feiner Schuld dem Arzte 
gegenüber zu liberiren, feine Rede fein. Klägerin 
ſcheint dies auch bereits felbit gefühlt zu haben, we— 
nigitens bat Diefelbe Bl. —, wenn gleich im Wider 
fpruch mit dem auf Bezahlung gerichteten Alaggefuche 
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DI. —, nur eine Verpflichtung des Bellagten, fie 
von ber ihr dem Arzte gegenüber obliegenden 
Berpflihtung zu entbinden, in Anfpruch genom— 
men. Aber auch eine dahin gehende VBerurtheilung 
des Beklagten würde den Nachweis einer rechtlichen 
Berbindlichfeit der Klägerin dem Dritten gegenüber 
vorausfegen. Eine folche fönnte möglicherweife dann 
vorhanden fein, wenn nachgewiefen wäre, daß bie 
Klägerin Receptitienvermögen befäße, an welches ſich 
der Dritte wegen Bezahlung des verdienten Honorard 
zu halten befugt fei. In Ermangelung der Bezug: 
nahme auf derartige befondere Thatumftände ift jedoch 
davon auszugehen, daß die Ehefrau, indem fie Vor— 
fchrungen getroffen hat, welche an fich zu den Oblie- 
genheiten bes Ehemannes gehören, lediglih deſſen 
negotia gerirt und demgemäß nicht ihr eignes, ſon— 
dern das Vermögen des Ehemannes obligirt hat. 
Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß 
Klägerin BI. — behauptet, dem Arzte unter deſſen 
Acceptation die Bezahlung feines Honorars noch bes 
ſonders zugefichert zu haben. Befanntlid fann nach 
fächfiihem Rechte eine Ehefrau während der Dauer 
der Ehe Berträge und andere Rechtsgeſchäfte mit 
dritten Perfonen nur unter Beitritt und Zuftimmung 
ihres Ehemannes in rechtöverbindlicher Weife ein» 
gehen. Eine Ausnahme von diefer Regel tritt aller: 
dings wiederum dann ein, wenn die Frau zu ber 
Zeit, wo fie den Bertrag abgefchloffen, Receptitien= 
vermögen befeflen hat. Wie gedacht, ift jedoch die 
Grifteny eines derartigen Berhältnifjes hier nicht be— 
hauptet worden. Ueberdies würde auch die Ueber- 
- nahme der nad dem Vorbemerkten zunächſt den 
Ehemann treffenden Verbindlichfeiten eine ehemweib- 
liche Interceffion enthalten und darnach nur dann 
als rechtögültig angefehen werden fönnen, wenn 
dabei die in dem Mandate von dem 6. November 
1828 vorgefchrlebenen Formen beobachtet worden 
wären. 

War hiernah der Anfpruch der Klägerin als 
unftatthaft zurüdzuweifen, fo bedarf es eines Ein- 
gehend auf die von dem Bellagten vorgefchüpte 
exceptio praescriptionis nicht. 

Die Entfcheidung in Betreff des Koftenpunftes 
ift Folge der Entfcheidung in der Hauptjache, bes 
giehentlich des eingetretenen Wechfeld der Entſchei— 
dungen.“ 


103. 


Zur Lehre vom Kaufe auf Lieferung courdfähiger 
Merthpapiere und anderer marftgängiger Waa— 
ten, — Sit bei Klagen auf Schadenerjag wegen 
unterbliebener Erfüllung des Vertrags zur Bes 
gründung ber mora bed anderen Theild auf bie 
erfolgte thatfächlihe Anbietung des Kaufpreifes 
Bezug zu nehmen? (Artikel 357. des 
Handelsgeſetzbuches.) 
Mitgetheilt von 
Herrn —r in D. 


Unterm 12. December 1862 erhob der Viehhaͤnd⸗ 
fer Earl 2. gegen den Banquier ®. in D. beim 
Hanbdelsgericht Dresden eine Klage folgenden wefent- 
lien Inhalts: 

„Bellagter habe nach Ausweis des der Klage 
unter A. beigefügten Schlußzetteld d. d. D., den 
12. Mai 1862 an Klägern 20,000 Gulden öftreichi« 
ſcher Banfnoten zu dem Eourfe von 765 Thlen. — 
—« pro 150 Gulden verkauft und fich gleichzeitig 
verpflichtet, diefelben im Laufe des Monate September 
1862 zu fiefern. (Inhalt der Alage bei Einlaffungs- 
punft 4.) 

Ebenfo habe Bellagter Inhalts des in Abfchrift 
unter B. beiliegenden Schlußzettels d. d. D., den 
7. Auguft 1862 an’ den Kläger 10,000 Gulden öft- 
teichifcher Banknoten gegen den Betrag zum Eourfe 
von 794 Thalern pro 150 Gulden verfauft und ver» 
ſprochen, 5000 Gulden am 8. September und 5000 
Gulden am 24. September 1862 zu liefern. (Einl.- 
Bunft 5.) 

Da nun in D. die Ufance beftehe, daß der Vers 
fäufer von Wertbpapieren diefelben dem Käufer am 
Lieferungstage und zwar fpäteitens bis 6 Uhr Abends 
zuzuſchicken und von diefem in deſſen Wohnung oder 
Geichäftslocal das Kaufgeld in Empfang zu nehmen 
habe, fo habe Bellagter Alägerm am 8. und 24. 
September 1862 je 5000 Gulden und fpäteftens am 
30, September 20,000 Gulden in deffen auf der 
K. Straße gelegenes Geſchaͤftslocal, woſelbſt übrigens 
auch in dem nämlichen Haufe die Wohnung Klägers 
fich befinde, zu fchiden und den dort bereit liegenden 
Kaufpreis in Empfang zu nehmen gehabt. (Einl.» 
Punkt 6. und 7.) 

Bellagter habe aber weder auf den einen, nod) 
auf den anderen Schlußzettel etwas geliefert, obwohl 
Kläger an den betreffenden Tagen zur Abnahme der 
Banfnoten und Bezahlung des Kaufpreifes bereit 
geweſen und diefe feine Bereitwilligfeit dem Beflag- 
ten jedesmal am 8., 24. und 30. September durch 
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feinen, dem Beflagten perſönlich bekannten Buchhals 
»ter Eduard 2, habe erflären lafien. Am 24, Sep- 
tember habe Bellagter in feinem Comptoire bem 
benannten Buchhalter Klägers gegenüber bemerkt, 
er wolle die fälligen 5000 Gulden am Tage darauf 
liefern, wa8 diefer jevoch Namens des Kläger ab- 
gelehnt habe, und ald am 30. Vormittags Klägers 
genannter Buchbalter in Beklagtens Comptoir erfchie- 
nen fei und im ausbrüdlichen Auftrage Klägers fid) 
erfundigt habe, ob die fälligen 20,000 Gulden an 
demjelben Tage würden geliefert werden, indem 
Kläger zu deren Abnahme und zu Bezahlung bes 
Kaufpreifes bereit fei, habe dies der im Gomptoire 
anwefende Bellagte mit dem Bemerfen verneint, er 
werde feine Noten an Klägern weiter liefern und ber 
Legtere habe nicht nöthig, annoch irgend welchen 
Kaufpreis zu präfentiren. (Einl.-PBunft 8—19.) 

Kläger fei daher in Gemäßheit von Art. 357. 
Abjag 3. des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetz— 
buchs berechtigt, von dem Bellagten die Differenz 
jwifchen dem Kaufpreife und dem Börfenpreife zur 
Zeit und am Orte der gefchuldeten Lieferung zu for- 
dern. (Einl.Punkt 20.) 

Am 30. September 1862 fei der Cours der öftrei- 
chiſchen Banknoten nach feinem beigebrachten Cours» 
zettel auf hiefiger Börfe 804 gewefen und ergebe die 
Berehnung der Coursdifferenz zwifchen 764 und 
805 bei 20,000 Gulden einen Betrag von 583 Thlrn. 
10 Nee. —. (Einl.-Bunft 21.) 

Am 9. September — am 8. def. Monats feien 
Eourfe nicht notirt worden — hätten öftreichifche 
Banknoten auf hiefiger Börfe 794, bez. 794 Geld 
geftanden und fehe Kläger in Betreff dieſer Lieferung 
von Schadenerſatz ab. 

Anlangend endlich; die am 24. September 1862 
zu liefern gewefenen 5000 Gulden, fo feien Bank— 
noten am 25. September 1862 — am Tage vorher 
fei die Notirung unterblieben — mit 805 Geld notirt 
worden und ergebe die Differenz zwifchen 794 und 
803 bei 5000 Gulden 37 Thtr. 15 Ngr. —⸗. (Einl.s 
Punkt 22.) 

Kläger petirte am Schluffe der auf Beweis flehen- 
den Klage: 2 

„daß Bellagter wegen der in ber Klage gedach- 
ten, am 24. September 1862 von ihm dem 
Kläger zu liefern gewefenen 5000 Gulden, ins 
gleichen der am 30. defjelben Monats zu liefern 
gewefenen 20,000 Gulden öftreiifcher Banfs 
noten die Differenz zwiſchen dem Kaufpreife und 
dem Börfenpreife zur Zeit und am Orte der 
geichuldeten Lieferungen, nach deren Feftitellung 
duch einen verpflichteten Senfal, beziehentlich 
den bei dem K. Handelögerichte vereideten Sach⸗ 


verftändigen bem Kläger zu bezahlen, bemjelben 
auch von der hiernach fich ergebenden Summe 
Verzugsszinfen von erhobener Klage an zu bes 
richtigen, nicht minder die Procepkoften zu ers 
ftatten ſchuldig.“ 

Nach abgefegtem Verfahren, in welchem Bellagter 
den Inhalt des Aten und Sten Klagabfchnitted und 
die Schlußzettel unter A. und B. einräumte, das 
übrige Klaganführen in der Hauptfache negirte, dabei 
gleichzeitig die theilweife erfolgte Lieferung der Banks 
noten behauptete und auf Alagabweifung antrug, da 
in der Klage die Realoblation des Kaufpreifes nicht 
behauptet ſei, erfannte das Königliche Handels 
gericht zu Dresden in einer am 13. April 1863 
publieirten Entjcheidung folgendermaaßen: 


„Weil Bellagter zwar, daß er die in den unter 
A. und B. der Klage abfchriftlich beigefügten Schluß- 
jetteln verlautbarten Verträge mit dem Kläger abge 
ſchloſſen und ſich zur Lieferung der darin bemerften 
Werthpapiere und zwar von 20,000 Gulden öftreichi« 
cher Banfnoten im Laufe des Monats September 
1862 und von je 5000 Gulden dergleichen für den 
8. und 24. defielben Monats verpflichtet habe, bei Eins 
(affungspunft 4. und 5. zugeltanden, auch BI. — flg. 
eingeräumt hat, daß wenigftend der bei weitem grö- 
fere Theil der nach dem Schlußgettel A., ingleichen 
die gefammten, nad dem Schlußzettel B. von ihm 
zu liefernden Papiere dem Kläger nicht ausgeantwors 
tet worden feien; 

dagegen Bellagter feine Verbindlichfeit zur Ge— 
währung ber jept Magbar gemachten Coursdifferenz 
unter Bezugnahme darauf, daß Kläger ſelbſt das— 
jenige nicht gethan habe, was erforderlich geweſen 
fein würde, um ihn, Beflagten, in Verzug zu fegen, 
beftritten hat; 

in diefer Hinficht aber in der Klage bei Einlaf- 
fungspunft 6., verbunden mit Bl. — die wenigftens 
in Bezug auf die gegenwärtig vorliegenden Rechts⸗ 
geihäfte und die Perfon des Klägers verneinte Bes 
hauptung, es beftehe in D. eine Ufance, welcher 
zufolge der Verkäufer von Werthpapieren gehalten 
fei, diefe dem Käufer am Lieferungstage zugufenden 
und der Bezahlung des Haufgelves in der Wohnung 
oder dem Geſchaͤftslocale des Lepteren fich zu gewärs 
tigen; 

weiter aber auch, während die Bezugnahme auf 
eine folde Uſance die bier in Betracht fommenden 
Geſchaͤfte ihrem vollen Umfange nach berühren würde, 
bezüglich der am 24. und am 30. September zu lies 
fernden 5000 Gulden und 20,000 Gulden Banfnoten 
fpeciell angeführt worden ift, daß der Bellagte dem 
Buchhalter des Klägers gegenüber der Lieferung, 
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beziehentlich für den feſtgeſehten Lieferungstag, fich 
geweigert habe; 

nun aber, wie feines befonderen Nachweifes be» 
darf, bei dem Beſtehen eines Handelsbrauches ber 
obengedachten Art fchon die bloße Unterlaffung der 
Zufendung der Werthpapiere geeignet fein würde, 
den Berfäufer in Verzug zu feßen, während auf 
defien Seite, wenn felbft eine derartige Ufance nicht 
beftehen follte, immerhin dann eine mora eingetreten 
fein würde, wenn er einen Beauftragten Klägers, 
über deſſen Eigenfchaft ald Mandatar des Lepteren 
ein thatfächlicher Zweifel nicht obwaltet, auf deſſen 
im Auftrage des Klägers geitellte Anfrage erklärt 
haben follte, daß er feiner Verbindlichkeit nicht nach— 
fommen werde, indem befannten Rechten nad) bei der 
beitimmt ausgefprochenen Weigerung des einen Eon» 
trahenten, den Bertrag gu erfüllen, der andere Theil 
nicht nöthig hat, feine Bereitwilligfeit zur Erfüllung 
durch Bornahme befonderer, fonjt ihm aus dem Vers 
trage obliegender Handlungen, wie 3. B. durch Real— 
oblation des Kaufpreifes, fundzugeben; 

ferner Beflagter, wenn er auch den Einlaffungs- 
abſchnitt 14. 14b. und 17. bejahet, doch in Abrede, 
beziehentlih ind Nichtwiffen diejenigen Thatjachen 
geftellt hat, aus denen hervorgehen würde, daß die 
nah der Bertragserfüllung fich* erfundigende und 
mit einer Verneinung diefer befchiedene Perſon ein 
Stellvertreter ded Klägers geweſen fei; 

fo it Kläger den Grund der erhobenen Klage 
und foviel ihm daran beim 6. und 7., beziehentlich 
beim 9. bi® 13. 15. und 16., fowie beim 21. und 
22. Einlaffungspunfte verneint worden, binnen drei 
Wochen, Beflagtem der Gegenbeweis, wobei ihm die 
in der Anmerfung zum — Ginlaffungspunfte vor 
gefhügte Ausflucht mit auszuführen unbenommen, 
und Eidedantrag, beiden Theilen andere Rechtszu— 
ftändigfeiten vorbehalten, zu erweifen ſchuldig, und 
ergehet fodann in der Hauptfacdhe, wie der Koften 
halber ferner, was Recht iſt.“ 

Nachdem beide Parteien Berufung eingelegt hats 
ten, erfannte das Königl. Appellationsgericht 
zu Dresden in einer am 18. Auguft 1863 befannt 
gemachten Entiheidung dahin: 

„Daß es bei der vom Kläger Bl. — erflärten 
Zurüdnahme der Bl. — unter 3. aufgeftellten Bes 
ſchwerde bewendet. 

Die Haupiſache anlangend, fo iſt es bei dem 
Bl. — flg. zu lefenden, Bl. — am 13. April 1863 
befannt gemachten Befcheide nicht allenthalben zu 
laſſen, e8 find vielmehr die auf der — Zeile der zwei— 
ten Seite Des — Actenblattes zu lefenden Worte: 
„beim 9. bis mit 13. 15. und 16.” in Wegfall zu 
bringen und anftatt derfelben folgende: „beim 9. 10, 


15. 16. 18. 19.“*) zu ſetzen, nicht minder auf ber 
— Geite des — Nctenblattes auf der — Zeile nach - 
dem Worte: „Einlaffjungspunfte” biefe: „ingleichen 
die Bl. — unter 2.” einzufhalten. Dagegen iſt der 
angefochtene Beicheid im Uebrigen, wie hiermit ges 
fchieht, zu betätigen, es werden auch die durch die 
eingewendeten Rechtsmittel veranlaßten Koften zwis 
fchen den Parteien gegen einander aufgehoben.” 
Diefer Entfcheidung waren folgende Gründe 
beigegeben: 
„l Zur Berufung bed Beklagten. 
Beflagter hat beim 4. und 5. Einlafjungsabjchnitte 
eingeräumt, daß er mit dem Kläger die BL. — erw 
wähnten, fih aus den der Klage Bl. — unter A. 
und B. abfchriftlich beigefügten Schlußzetteln ergeben⸗ 
den Verträge abgefchloflen und ſich dadurch verpflichtet 
habe, demfelben 20,000 Gulden öftreichijcher Bank— 
noten zu bem Eourfe von 765 Thlr. pro 150 Gulden im 
Monat September 1862, fowie 10,000 Gulden ders 
gleichen zum Eourfe von 793 Thlr. pro 150 Gulden, 
und zwar mit 5000 Gulden den 8. September und 
mit 5000 Gulden den 24. September 1862 zu liefern. 
Ingleihen hat derfelbe zugeftanden, daß er Diefe Bes 
träge, mit Ausnahme der beim Einlafjungspunfte 8, 
gedachten, weiter unten noch bejonders zu erwähnen: 
den Summe von 5000 Gulden dem Kläger nicht 
geliefert habe, und ed nimmt Lepterer gegenwärtig 
wegen ber erſten und der legten Lieferung von 20,000 
Gulden und beziehentlich 5000 Gulden die zwifchen 
dem bedungenen Kaufpreife und den an den Liefe— 
rungstagen geftandenen Courſen fid) ergebende Diffes 
renz ald Schabenerfag in Anfprud. Die Schlüflig« 


*) Der beiieren Ueberfiht halber mögen bie betreffenben 

Ginlaffungspunfte bier wörtlich wiederholt werben: 
9) er verneint: obwohl Kläger zu Abnahme ber Banl: 
noten und Bezahlung bes KRaufpreifes bereit war. 
Anmerkung: Klägers Bote hatte, wenn er in Bes 
klagtens Gefchäftslocal fam, nie den Kaufpreis für 
bie zu Liefernden Banknoten bei ſich. 

10) er verneint; an den beiteffenden Tagen. 

15) er weiß nicht: im ausbrüdliden Auftrage Klägers. 

Anmerkung: Daß-ıc. L. dem Bellagten biefen Auf: 
trag angezeigt habe, fagt Kläger nicht. 

16) er verneint: indem Kläger zu deren Abnahme und zur 
Bezahlung bes Raufpreifes bereit ſel. 

18) er verneint: mit den Bemerfen. 

19) er verneint: er werbe feine Noten weiter an Klägern 
liefern und ber Peptere habe nicht nöthig, annech irgend 
welchen Kaufpreis zu präfentiren. 

Dagegen räumte Beflagter bei pet. lit. cont. 14. und 14b. 
ein, daß am 30. September Vormittags Gonard 2, deſſen 
Eigenſchaft ale Buchhalter Klägers aber ine Nichtwiſſen geſtellt 
wurde, in Bellagtens Gompteir fih erfundigt habe, eb bie 
fälligen 20,000 Gulben an demfelben Tage würden geliefert 


werben. 
Anmerf, des Einf. 
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feit der Klage ift jedoch vom Beflagten in mehrfacher 
Hinficht beftfitten worden und daher auf das Nechts- 
mittel deffelben in jegiger Inftanz einer anderweiten 
Prüfung zu unterwerfen gewefen. 

1. 

Einen hauptſächlichen Mangel der Klage hat 
Bellagter Bl. —, fowie Bl. — darin gefunden, daß 
der Kläger ſich nicht auf eine Realoblation des feiner: 
feits für die den Gegenftand des Lieferungsvertrages 
bildenden Banfnoten zu gewährenden Kaufpreifes 
bezogen habe, indem er die Bezugnahme auf eine 
foldye als eine unerläßliche Bedingung jeder auf Ge- 
währung einer Goursdifferenz aus einem Lieferungs« 
vertrage über Werthpapiere gerichteten Klage begeichnet. 
Nun ift zwar zuzugeben, daß nad) den Grundſätzen 
des zeitherigen ſächſiſchen Rechts in einem foldhen 
Falle regelmäßig vom Kläger nadhgewiefen werben 
mußte, daß er die von ihm zu liefern geweſenen 
Werthpapiere, beziehentlih den dafür bepungenen 
Kaufpreis am Lieferungsdtage wirklich in Bereitfchaft 
gehabt habe, um die Annahme zu befeitigen, daß 
lediglich ein unerlaubtes Spielgefhäft vorliege. 

vergl. von Langenn und Kori, Erörterungen 
praftifcher Rechtöfragen, Bo. IU. ©. 115 fig. 
Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, Neue 
Folge XVL Br. ©. 170. 
Allein den auf den vorliegenden Fall anzumendenden 
Beftimmungen ded allgemeinen deutfchen Handels— 
gefegbuchs würde dies nicht entjprechen. Denn daf- 
felbe gewährt, indem es in Art. 271, 1. den Kauf 
von Werthpapieren zu den üblichen Handelögefchäf- 
ten rechnet, in Art. 357. dem Käufer folder Papiere 
dem fäumigen Berfäufer gegenüber, wenn bedungen 
ift, daß die Waare zu einer feftbeftimmten Frift ges 
liefert werben folle, dad Recht, die Differenz zwiſchen 
dem Kaufpreife und der zur Zeit und am Orte der 
gejhuldeten Lieferung beftandenen Börfenpreife zu 
fordern, ohne dafjelbe von einem Nachweiſe ber oben« 
gedachten Art abhängig zu machen. Hiermit würde 
die Befthaltung an einer rechtlichen Vermuthung, daß 
einem Rechtögefchäfte, in Folge deſſen auf Gemwäh- 
rung einer Eoursdiffereng wegen unterlaffener Liefe- 
rung von Werthpapieren geklagt wird, fein wirkliches 
Kaufgefchäft, fondern nur ein Spielvertrag zum 
Grunde liege, nicht ald vereinbar erfcheinen und 
müßte es daher wenigftens dem Beflagten überlafjen 
bleiben, eine derartige Behauptung durch fpecielle 
Thatſachen zu begründen und nachzuweiſen. Im 
gegenwärtigen Falle hat dies jedoch Beklagter nicht 
gethan, vielmehr BL. — eingeräumt, daß vom Klä- 
ger die Lieferung der fraglichen Papiere mehrfach 
verlangt worden ſei. 


2. 

Es fönnte fi daher nur noch fragen, ob, wie 
vom Beflagten Bl. — flg. ebenfalls behauptet wird, 
die Bezugnahme auf eine Realoblation erforderlich 
gewefen wäre, um darzuthun, daß auf Seiten defe 
felben wirklich ein die Forderung auf Schadenerfaß 
begründender Verzug vorliege. Hinſichtlich des Ein- 
trittd eines jolchen beruht es zunächft in Richtigkeit, 
daß, wie Bellagter Bl. — bemerft, das allgemeine 
deutfche Handelsgeſetzbuch darüber, von weldem 
Zeitpunfte an und auf welche Weife derjenige Eon- 
trabent, welcher bei einem Lieferungsvertrage die 
Lieferung unterläßt, in Verzug gefegt werde, feine 
fpeeiellen Beftimmungen enthält, und daß dies dem— 
zufolge nach allgemeinen Redhtögrundfägen zu ent 
fcheiden ift. In diefer Beziehung hat nun zwar das 
Königliche Appellationsgericht bereits früher die 
Rechtsanficht befolgt, daß das Anerbieten des einen 
Gontrahenten, die fchuldige Leiftung gewähren zu 
wollen, nur dann einen Berzug im Empfangen auf 
Seiten des anderen Eontrahenten hervorbringt, wenn 
die Oblation nicht nur den Worten, fondern aud) 
der That nach erfolgt iſt, i 

vergl. Gluͤck, Bandecrtencommentar, Band XVL 

$.1043. ©. 227. 
Unterholzner, die Schuldverhältniffe des römi« 
fihen Rechts, I. Thl. 8. 60. ©. 128, 

Madai, die Lehre von der mora, $.37. ©. 234 fig. 
und daß demnach bei zweifeitigen, auf Gewährung 
von beweglichen Gegenftänden gerichteten Berträgen, 
wozu Kaufs und Lieferungsverträge gehören, wenig« 
ftend dann, wenn fie zwifchen PBerfonen, welche an 
demjelben Drte wohnen, abgefhlofien find und daher 
anzunehmen ift, daß die gegenfeitigen Leiftungen Zug 
um Zug geliehen follen, der Käufer, um den Ver— 
fäufer, welcher die Lieferung des Kaufobjects unters 
fafien hat, in Berzug zu fegen, demfelben den Kauf— 
preis thatfächlich angeboten haben müfle; 

vergl. 1.13. 8.5. D. de act. emt. vend. (XIX. 1.) 

Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, Neue 

Folge Bd. X. S. 206., Bd. XXI. ©. 361. 
allein dies fteht im vorliegenden Falle der Statthaf- 
tigfeit der lage nicht entgegen. Denn der Kläger 
hat ſich in derfelben auf eine am Lieferungsorte D. 
geltende Handeldufance bezogen, wornach bei Käufen 
von Werthpapieren dem Verkäufer die Verbindlichkeit 
obliegen folle, dem Käufer die zu liefernden Papiere 
am Lieferungstage vor ſechs Uhr Abends zu überjen- 
den, und ed fann nach Artifel 1. des angezogenen 
Gejepbuches feinem Zweifel unterliegen, daß diefe 
Ufance, wenn fie dargethan würde, Beachtung finden 
müßte. Zugleich würde aber hieraus folgen, daß es 
zur Begründung des Verzugs auf Seiten des Ver— 
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fäufers eines thatfächlichen Erbietens des Käufers 
zur Gewährung des Kaufpreifes nicht bedurfte, da 
folhenfalls der Bellagte mit der Lieferung der Bapiere 
den Anfang zu machen gehabt hätte. Es war daher 
der vorigen Inftanz darin, daß fie auf Beweis diejer 
Ufance erfannt hat, beizutreten. 


Eine theilweife Unjchlüffigfeit der Klage findet 
Bellagter BL. — darin, daß der Kläger die Bl. — 
vorgeichügte Ausflucht, wornach Erfterer auf die 
Bl. — erwähnten Banfnoten bereits am 30. Auguſt 
1862 die Summe von 5000 Gulden geliefert haben 
will, Bl. — zugeftanden habe. Allein wenn man 
auch in der Bl. — zu lefenden Auslaflung des Alüs 
gers dad Zugelländniß, daß er an dem angegebenen 
Tage 5000 Gulden in öftreichifchen Banfnoten vom 
Bellagten erhalten habe, finden fann, fo hat er doch 
zugleich die Behauptung beigefügt, daß diefe Liefe— 
zung auf einen in der Klage nicht mit bemerften 
Kaufabjchluß bewirkt worden fei, und wenn auch im 
Allgemeinen der Grundſatz gilt, daß eine Mehrheit 
von Forderungen nicht vermuthet werde und daher 
bis zum Beweile des Öegentheild anzunehmen iſt, 
daß eine nach Entjtehung einer beftimmten Forderung 
geleiftere Zahlung auf dieſe erfolgt fei, jo wird doch 
diefe lediglich als eine factifche VBermuthung anzufes 
hende Annahme im vorliegenden Balle dadurch auds 
geſchloſſen, daß nad den übereinftimmenden Angaben 
der Parteien die in den Bl. — bezeichneten Lieſe— 
rungsverträgen erwähnten Banknoten im Monat 
Erptember 1862 geliefert werden follten und daher 
nicht fo ohne Weiteres vermuthet werden fann, daß 
eine im Monat Auguft bewirkte Lieferung, obſchon 
fie Papiere der nämlicyen Art zum Gegenftande hatte, 
zur Erfüllung der erft fpäter fälligen Lieferungen 
habe dienen jollen, zumal der geleiftete Berrag mit 
dem der legteren gar nicht übereinftimmt und bie 
Parteien nah Bl. — mehrfeitig mit einander in 
Geihäftsverbindung geftanden haben. Es ift daher 
dieje Ausflucht in voriger Inftanz mit Recht nicht 
ald liquid angefehen, fondern zum Beweiſe mit aus— 
gejegt worden. 

4. 

Dagegen fonnte man ber vorigen Inftanz in 
Anfehung des Umfanges, welchen fie Bl. — dem 
Beweisthema gegeben hat, nicht beiftimmen. In 
diefer Beziehung hat ſich zunächſt Beflagter Bl. — 
mit Recht dadurch beſchwert gefunden, daß auch mit 
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auf Beweis der im 11. Einlaffungspunfte enthaltenen 
Thatfachen erfannt worden if. Denn falls Aläger 
den Beweis der behaupteten Ufance zu führen vers 
mag, fann auf den Umftand, daß Bellagter gegen 
feinen Beauftragten erflärt habe, die den 24. Sep- 
tember 1862 zu liefernden Banknoten Tags darauf 
liefern zu wollen, weiter etwas nicht anfommen, und 
bedarf daher derfelbe auch weiter feines Beweiſes. 
Vermöchte aber andererſeits Kläger die erwähnte 
Ufance nicht darzuthun, fo würde durch den Beweis 
jener Thatfachen der folchenfalld zur Begründung 
des geflagten Anfpruchs erforderliche Nachweis der 
Realoblation des Kaufgeldes keineswegs erfegt wer« 
den, da eine foldhe Erklärung, fobald nicht vorher 
durch Nealoblation die Verpflichtung zu augenblid; 
licher Lieferung bereitd begründet war, noch nicht 
einer ausdrücklichen Verweigerung der Lieferung 
gleihgeachtet werden könnte. Das Nämliche gilt _ 
von dem im 11. Einlaffungsabichnitte angeführten 
Umftande, Die vorige Inſtanz ift hier, da fie auf 
Beweis dieſes und beziehentlih des Einlaſſungs— 
abjchnitted 15. und 16. erfannt hat, allem Anjcheine 
nach von der Anficht ausgegangen, daß die vom 
Kläger nad) feiner Behauptung Bl. — mit Worten 
erklärte Bereitwilligfeit zur Abnahme der erfauiten 
Banfnoten genüge, um den Bellagten in Verzug zu 
fegen, oder daß dies doch wenigitend dann anzu— 
nehmen ſei, wenn rüdfichtlih der Lieferung vom 
24. September die Bl. — angeführte Auslaffung 
ded Beklagten und Ermwiderung des Klägers, rüd- 
ſichtlich der bis Ende September zu liefernden 20,000 
Bulden aber die vom Beklagten eingeräumte Ver— 
neinung, vorausgefeßt, daß fie einem legitimirten 
Bevollmaͤchtigten des Klägers gegenüber abgegeben 
worden, hinzutrete. Allein nad} der oben bargeleg« 
ten, von der gegenwärtigen Inftanz befolgten Rechts— 
anficht würde ein blos wörtliches. Erbieten zu Bes 
gründung der mora nicht ausreichen, ſelbſt wenn in 
Betreff der Lieferung vom 24. September die bei 
Einlaffungspunft 12, angeführte ausweichende Erfläs 
rung ded Bellagten und in Betreff der Lieferung der 
20,000 Gulden bis Ende September 1862 die Bl. — 
zugeftandene generelle Berneinung des Beklagten, 
welche ebenjowohl auf Die unterlaffene NRealoblation 
bes Kaufpreiſes fih gründen fonnte, hinzugenommen 
würde. 


(Schluß in dergleichzeitig erſcheinenden Nummer 61.) 
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In Berüdfihtigung des Rechtsmittels des Bes 
Hagten, für welchen die Auffaffung der vorigen 
Inſtanz, da fie nur ein wörtliches Exbieten des Klä— 
gers verlangt, nachtheiliger ift, erfchien es daher ge- 
boten, das Anführen beim 11. Einlaffungspuntte, 
welches auch im Uebrigen auf die Beurtheilung des 
Rechtsverhältniffes ohne Einfluß ift, aus dem Be- 
weisjage ganz binwegzulaffen und hiernächſt neben 
dem 15. und 16. Einlafjungspunfte dem Kläger noch 
den Beweis des 18. und 19. Einlaffungspunftes 
aufzuerlegen. Hier hat fi nämlich Bellagter dars 
auf bezogen, daß, als fein Buchhalter in feinem 
ausdruͤcklichen Auftrag fi am 30. September 1862 
im Gomptoir des Belfagten erfundigt habe, ob die 
im Sclußzettel unter A. bemerften 20,000 Gulden 
geliefert werden würden, der Bellagte died mit dem 
Demerfen verneint habe, daß er weiter feine Banf- 
noten an Klägern liefern werde und derfelbe nicht 
nöthig habe, noch irgend welchen Kaufpreis zu praͤ— 
fentiren. Dieje Erklärung enthält allerdings eine 
ausdrüdlihe und unbedingte Verweigerung der ges 
forderten Lieferung, und eine ſolche hat die Wirkung, 
daß der Adufer, um den ſich weigernden Verkäufer 
in Berzug zu fegen, nicht weiter nöthig hat, demſel— 
ben den Kaufpreis noch thatfächlich anzubieten, da 
er dann voraudfegen muß, daß er doch nicht werde 
angenommen werben. 

vergl. Wolf, Lehre von der mora, $. 31. 
Zeitfcheift für Nechtöpfl. u. Verw., Neue Folge 
X. Br. ©, 407. 
Es würde daher der Beweis dieſer, nicht aber der 
bei dem 11. bis 13. Einlaffungspunfte erwähnten 
Thatſachen den Schädenanfpruh Klaͤgers in Betreff 





Gulden, auch abgejehen von dem mehrerwähnten 
Handelsgebrauch, ausreichend begründen. Wenn 
bierbei der 15. und 16. Einlaffungspunft mit in das 
Beweisthema aufgenommen worden find, jo foll da- 
mit nach der Anficht der gegenwärtigen Inftang nicht 
ausgefprochen fein, daß der Beweis der den Inhalt 
derfelben bildenden Thatfachen zur Begründung des 
Hägerifchen Anfpruchs unter allen Umftänden erfor 
derlich fei, ed mußte aber jedenfalls fahgemäß er- 
fheinen, den in der Klage erwähnten Vorgang ber 
malen in feinem ganzen Zufammenhange zum Beweije 
audzufegen und die weitere Prüfung des Einfluffes 
der einzelnen Behauptungen dem künftigen Ends 
erfenntniffe zu überlafien. Hierdurch rechtfertigt ſich 
die im Grfennmiffe in Betreff der Beweisaufgabe 
bewirfte Abänderung des Inftanzbefcheides. Außer 
dem ftellte fih aber 
5. 
auch die dritte Beſchwerde des Bellagten BI. — als 
begründet dar, Denn die von ihm Bl. — dem ges 
flagten Anſpruche entgegengeftellte Berabredung zwi⸗ 
ſchen ihm und dem Kläger würde allerdings, wenn 
fie in Wahrheit berubte, eine vertragamäßige Abände- 
rung des in der Klage erwähnten Handelsgebrauchs 
enthalten; es läßt fich daher auch nicht ohne Weiteres 
annehmen, daß fie auf das ftreitige Rechtsverhaͤltniß 
ohne Einfluß fein werde, vielmehr ift die Entſchei— 
dung hierüber dem Enderkenntniſſe zu überlaffen und 
fonnte deshalb dem Bellagten die Zulaffung zum 
Beweiſe derjelben nicht verfagt werden. 
U. Zur Berufung bes Klägers. 

Es beruht keineswegs in Wahrheit, daß ber 
Bellagte, wie vom Kläger Bl. — behauptet wird, 
das Beftehen des in der Klage erwähnten Handels⸗ 
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gebrauches eingeräumt habe, da er die Gültigkeit 
deffelben BL. — und Bl. — ausbrüdlich mit befon- 
berem Hinweis auf feine perfönliden Berhältniffe 
befleitten und nur foviel zugegeben hat, daß ein ber- 
artiger Gebrauch unter einigen Mitgliedern ber 
D.'r Börfe beftehe. 

Schon aus diefem Grunde fonnte daher von ber 
vom Kläger Bl. — beantragten fofortigen Verurtheis 
fung des Bellagten nicht die Rede fein. Allein auch 
das Anführen beim 9. und 10. Einlaffungspunfte 
bebarf des Beweiſes. Obgleich nämlich, wie bereits 
oben bemerkt worden, ed mit Rüdficht auf den nur 
erwähnten Handeldgebrauch nicht der Bezugnahme 
auf ein thatfächliches Anbieten des Kaufpreifes bes 
durfte, da Kläger hiernach die Zufendung der erfaufe 
ten Werthpapiere zu erwarten berechtigt war, jo 
würde er doch durch die Eriftenz eines folhen Ge— 
brauch® feineswegs des Nachweiſes der übrigen that« 
fächlichen Umftände überhoben werden, deren es 
bedarf, um das Borhandenfein eines wirflichen Ber- 
zugs des Bellagten zu conflatiren. Hierzu gehört 
aber auch der Umftand, daß der Kläger zur Bezah— 
lung des Kaufpreifes bereit gewefen fei, 

vergleihe Brindmann, Handelsrecht, $. 97. 

S. 371. 

und es ift dasjenige, was Kläger Bl. — bemerft 
bat, um beöwillen einflußlos, weil ihm nicht, der 
Beweis des Gegentheild des in der Anmerkung zum 
9. Einlafjungspunfte vom Bellagten Angeführten, 
mithin nicht der Beweis des Umftandes, daß fein 
Bl. — genannter Buchhalter bei feiner Anwefenheit 
im Gefchäftslocale des Lepteren den Kaufpreis bei 
ſich gehabt habe, auferlegt worden ift, fondern nur 
ber von ihm bei dem 7. 9. und 10. Einlafjungs- 
punfte behaupteten Thatfache, daß er an den betref- 
fenden Lieferungstagen bie für bie ihm von dem Beflag- 
ten zu liefernden Banfnoten zu begahlende Geldfumme 
in Bereitfchaft gehalten babe. Endlich bedarf «6 
feiner weiteren Yuseinanderfepung, daß Kläger auch 
die von ihm behauptete Höhe des Tagescourfes 
(Ginlaffungsabfchnitt 21. 22.) erweifen muß, da in 
diefer Beziehung die von ibm Bl. — verfuchte An— 
wendung der über die Beantwortung eigener That- 
fachen mit Nichtwiffen geltenden Recisgrundjäge 
felbftverftändlich völlig unzuläflig fein würde. 

Auf das Rechtsmittel des Klägers war daher 
die vorige Entjcheidung lediglich zu beftätigen. Die 
Gompenfation der Koften der jegigen Inftanz aber 
war ſchon dadurch bedingt, daß beide Theile Rechte- 
mittel eingewendes haben.” 

Obfchon beide Parteien gegen dieſe Entſcheidung 
appellitten, fo wurde diefelbe doch in dritter Inftanz 
beftätigt. Die der am 28. December 1863 befannt 


gemachten Entſcheidung des Königlihen Ober— 
appellationogerichts beigefügten Gründe lauten 
alfo: 

„Den Gründen der vorigen Inftanz if im 
Wefentlichen beizupflichten und nur Folgendes noch 
zu bemerfen gewejen: 

„J. Zur Appellation des Beflagten. 


Aud vor dem Erjcheinen des allgemeinen beut« 
[den Handelsgeſetzbuches hatte in der Theorie und 
Praris der Grundfag Eingang gefunden, daß bei 
Käufen auf Lieferung coursfähiger Werthpapiere und 
anderer marftgängiger Waaren, wobei direct oder 
indirect ein beftimmter Ablieferungstermin feftgefegt 
worden, ber in ber Erfüllung feiner Verpflichtungen 
nicht fäumige Käufer die Wahl habe, ob er den fäu« 
migen Mitcontrahenten auf directe Bertragserfüllung, 
oder ohne Weiteres auf Gewährung des id, quod 
interest, namentlich alfo der Differenz zwijchen dem 
bedungenen Kaufpretium und dem zur Lieferungszeit 
anftehenden Marktpreis in rechtlichen Anfpruch neh» 
men wolle, fowie denn auch umgefehrt dem Ders 
fäufer beim Berzuge des KHäuferd unter gewifien 
Vorausſetzungen eine gleiche Berechtigung zuftebe. 

Diefe Grundfäge find auch von den fächfiichen 
Spruchbehörden und indbefondere von dem König. 
lichen Oberappellationdgericht befolgt worden, 

vergl. Annalen, Band IV. Seite 529. Band I. 
Seite 336. 476. 
und haben durch die Beftimmungen bes Handelögefeg- 
buches Art. 357. gefegliche Sanction gefunden. 

Der Beweis, daß der Käufer feinerfeits die Ers 
füllung des Vertrags thatjächlich offerirt habe, ift zur 
Begründung einer auf dad Interefie gerichteten Alage 
in der Negel nothwendig, aber nicht fowohl deshalb, 
als wenn ohne die zur Lieferzeit erfolgte Realoblation 
das Geſchaͤft für ein unerlaubtes Spielgefhäft zu 
balten wäre, fondern weil biefelbe nach allgemeinen 
Nechtsgrundfägen gefchehen muß, um den Mitcons 
trabenten in Berzug zu fegen, und für Die Folgen des 
Verzugs verantwortlich zu machen. Das Handels 
gefegbuch hat in diefem Punkte nichts Weſentliches 
geändert; ed wird für die Begründung des Entſchä— 
digungsanfpruches in Art. 357. und 358. aus 
drüdlich ein auf Seiten des Käuferd oder Verfäufers 
eingetretener Berzug vorausgefegt, und ba hierbei 
feine befonderen Borfhriften über die mora und 
deren Eintritt ertheilt worden find, fo müſſen nad 
Art. 1. erweislich beftehende Handeldbräuche oder in 
deren Ermangelung das allgemeine bürgerliche Recht 
zur Anwendung gelangen. Der Bellagte hat auch 
in feiner gegenwärtigen Debuction Bl. — nicht weiter 
beftritten, daß, falls die in der Klage behauptete 
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Ufance eriftirt, der Kläger nicht verbunden geweſen 
fei, ihm den Kaufpreis in feiner, des Beflagten, Woh—⸗ 
nung oder in feinem ®efchäftslocale thatſächlich zu 
offeriren; er meint aber, der Kläger müffe wenigſtens 
darauf Bezug genommen haben, daß er zur Lieferzeit 
bereit gewejen fei, den bedungenen Kaufpreis zu bes 
zahlen. Dies hat der Kläger aber auh Bl. — mit 
der für eine Beweisflage genügenden Beſtimmtheit 
behauptet und ed wird sub II. gezeigt werden, daß 
und inwieweit dem Kläger der Beweis dieſes Anfühs 
rend aufjuerlegen war und beziehentlich bereits in 
voriger Inftanz auferlegt worden ift. 


Die Ausflucht des Beflagten Bl. — und in der 
Anmerfung zum 8. Einlafjungspunfte, „daß er auf 
dem Schlußzettel über 20,000 Gulden Banknoten 
am 30. Auguft 1862 5000 Gulden geliefert habe“, 
ift nicht liquid, denn Kläger hat Bl. — zwar den 
Empfang diefes Poſtens eingeräumt, aber geleugnet, 
daß derjelbe mit dem fo eben erwähnten Lieferungs— 
gefhäfte in Verbindung ſtehe. Nun könnte der Be— 
klagte blos dann für berechtigt angejehen werben, die 
gedachten 5000 Gulden auf den nad dem Schluß» 
jeitel sub A. Bl. — zu liefern gewefenen 20,000 
Gulden in Abrechnung zu bringen, wenn bie einge- 
räumte Lieferung dem Objecte und der Zeit nad) ders 
geftalt mit diefem Schlußzettel ftimmte, daß fie bis 
zu dem Beweife befonderer tharfächlicher Umftände 
als eine Folge diefes Geſchäftes angefehen werden 
müßte. Das ift aber, wenigftens in Anfchung der 
Zeit, nicht der Fall, da nach dem Schlußzeltel A. 
DI. — die 20,000 Gulden erft im Laufe des Sep: 
tember 1862 lieferbar waren, Borauslieferung aber 
nicht zu präfumiren fteht. 


U. Zur Appellation des Kläger®. 

Es ergiebt fich bereitö aus dem, was vorftehende 
bemerft worden ift, daß, wenn die behauptete Ufance 
nicht beftand, der Kläger fich zu Begründung feines 
Anſpruchs darauf, beziehen mußte, daß er den 
Beflagten, und zwar durch rechtzeitige und thatfäch- 
lihe Oblation des Kaufpreifes im Gefhäftslocale 
bed legteren in Verzug gefeßt, ober, was auch nad) 
der Rechtsanſicht des Königlichen Oberappellationd« 
gerichts diefe Realoblation erledigt haben würde, der 
Beklagte feinerfeitd die Erfüllung des Vertrags der 
geftalt beſtimmt verweigert habe, daß eine vom Kläger 
bewirkte Realoblation nur noch eine leere und un— 
nüge Börmlichkeit gewefen fein würde. Wenn in 
der erfteren Beziehung der Kläger bemerkt, daß ihm 
nicht angefonnen werben fönne, einen ganzen Monat 
lang beträchtliche Zahlungsmittel für den Bellagten 
in Bereitfchaft zu halten und dem leßteren die Zah— 
lung und Annahme tagtaͤglich anzubieten, fo ift dies 


ein Einwand von fehr geringer Erheblichkeit. Aller 
dings muß derjenige, welcher fi als Käufer auf 
einen Lieferungsfauf einläßt, bei welchem die Ab- 
nahmezeit nicht auf einen befiimmten Tag, fondern 
auf eine gewiffe längere Frift verlegt worden ift, 
dafür beforgt fein, daß ihm während diefer Liefe- 
tungöperiode die zur Abnahme erforderlidhen Geld» 
mittel zu Gebote ftehen; daraus folgt indeß noch 
nicht, und ift von den vorigen Inftanzen nicht ge 
folgert worden, daß der Käufer nöthig hätte, wäh- 
end jener Frift unausgefegt anzubieten. Hat fid) 
der Berfäufer verpflichten, die Waare innerhalb eines 
gewiſſen Zeitraums, bier eines beftimmten Monats 
zu liefern, fo fteht ihm im Zweifel die Wahl zu, ob 
er am Schluſſe oder im Laufe diefes Zeitraums 
liefern will. Letzterenfalls liegt ihm ob, dem Käufer 
die Lieferung dergeftalt anzufagen (zu fündigen), daß 
ed dem Abnehmer nach den obwaltenden Umftänden 
oder etwa beftehender Ufance möglich ift, die Zahlung 
und Abnahme zu bewirken. Diefe Kündigung fann 
der Käufer, ohne hierdurch feinerfeits in Verzug zu 
geratben, abwarten, erfolgt aber feine ſolche Kündi— 
gung und will ſich der Käufer den Anjpruch auf 
Schadenerfag fichern, fo muß er am Schluffe, mithin 
am legten Tage des fraglichen Zeitraumes, den Bers 
fäufer durd; Realoblation in Berzug ſetzen, wenn 
nicht etwa der ſchon gedachte Fall der Weigerung 
eintritt. 

Auf eine folhe Weigerung hat fi, in Anfehung 
der nach dem Schlußzettel sub B. am 24. September 
1862 fälligen 5000 Gulden Banfnoten, der Kläger 
in fchlüffiger Weife nicht bezogen. Denn erſtlich 
fann in der Erflärung des Beflagten, daß er diefe 
5000 Gulden am Tage darauf liefern wolle, nur ein 
Geſuch um Stundung bis dahin erblidt werben; 
die Ablehnung diefes Antrags von Seiten Klägers 
würde aljo den Beflagten noch nicht in Verzug ge- 
fegt haben, wenn nicht diefelbe mit der nochmaligen 
Aufforderung zur fofortigen Lieferung und der Reals 
oblation des Kaufpreifes verbunden gewefen wäre, 
ober der Beflagte, nach Ablehnung feines Vorfchlage, 
mit voller Beftimmtheit erflärt hätte, daß er nun gar 
nicht liefern wolle. 

Wenn ferner die in der Klage behauptete Ufance 
beftanden hat, fo würde zwar der Kläger nicht ver- 
bunden gewefen fein, mit der thatfädhlichen Oblation 
des Kaufpreifed voranzugehen; er hätte vielmehr 
folhenfalls, ohne felbft in Verzug zu fommen, ab» 
warten fönnen, ob der Beflagte ihm in feiner Bes 
baufung oder feinem Gefchäftslocale die zu liefernden 
Banknoten zur Abnahme präfentire; durch das bloße 
Ausbleiben des Verfäuferd würde aber bei biefer 
Ufance nur dann ein Verzug auf Seiten deſſelben 
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begründet worden fein, wenn ber Käufer zu beftimm- 
ten Zeit bereit und im Stande geweien wäre, die 
Waare gegen Zahlung abzunehmen. Denn die bes 
bauptete Ufance modificirt die über den Eintritt der 
mora geltenden ®rundfäge nur in ber einen Bezies 
hung, daß die Realifirung des Gefhäfts, nicht 
wie andernfalld zu neichehen gehabt, in dem Ge— 
fhäfıslocale des am Plage anwefenden und handel— 
treibenden Berfäufers, wo fid) die Waare befindet, 
fondern in der Behaufung oder dem Gefchäftslocale 
des Käufers flattzufinden gehabt hätte; abgefehen 
von diefem Punfte, mußte von beiden Theilen das 
geihehen, was den Rechten nach zur Abwidelung des 
Geſchaͤfis von beiden Seiten nöthig war. Blieb 
alfo der Berfäufer zur beftlimmten Zeit aus, der 
Käufer war aber auch feinerfeits nicht in der Lage, 
die Zahlung zu leiſten, fo wären beide Theile in der 
Erfüllung des Bertrages fäumig gewefen und ber 
Abfäufer würde fi nicht darauf beziehen fönnen, 
daß ihm durch die Säumniß des Verkäufers ein 
Vermögensverluft zugezogen worden fei, wenn er 
nicht felbft im Stande gemwefen wäre, fich bei recht⸗ 
zeitiger Anmeldung und Realoblation des Verfäufers 
den entbehrten Bortheil durch gehörige Vertragser- 
füllung zu verfchaffen. 

Bon einer Bräfumtion der Zahlungsbereitfchaft 
fann, wenn ed fih um das Dafein einer mora des 
Berfäufers handelt, nicht wohl die Rede fein. Die 
vom Bellagten BI. — angegogene Entfcheidung des 
DOberappellationdgerichts enthält auch einen ſolchen 
Ausſpruch nicht, behandelt vielmehr nur die Frage, 
ob der auswärtige Verfäufer, welcher die Waare 
nicht an den Wohnort des Käufers zum Behufe der 
Aushändigung gegen Zahlung gefendet hat, einen 
Anfprucd auf Schäbenvergütung wegen vermeintlicher 
mora des Käufers erheben fünne und nur in diefer 
Beziehung ift eine Präfumtion für die Zahlungsbe- 
reitfchaft des Käufers infoweit anerfannt worden, daß 
ber legtere dem abwefenden Berfäufer gegenüber nicht 
nöthig habe, vor der Abſendung der Waare den Haufs 
preis tharfächlich zu offeriren, um fi) vor dem Bor: 
wurfe einer mora zu fichern. 

Wendet man, im Hinblid auf die behauptete 
Ufance, diefen Sap auf den vorliegenden Fall an, fo 
gelangt man zu feinem anderen, als bem obigen 
Refultate; der Beklagte, welcher ald Verkäufer an 
einer beftimmten Stelle zu liefern hatte, mußte, wenn 
er den Abfäufer in Verzug fegen wollte, die behans 
belten Papiere innerhalb der feftgefegten Frift an 
biefe Stelle bringen oder bringen laſſen, ohne vor— 
her eine thatfächliche Oblation des Kaufpreifes ver- 
langen zu fönnen; der Käufer dagegen hatte, wenn 
er dem Berfäufer einen Verzug imputiren wollte, 
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auch das feinerfeits Erforderliche zu präftiren und die 
Mittel zur Zahlung bereit zu halten. 


Hierbei hat man nur nod in Betreff des Beweis— 
thema's zu gedenken, daß der Kläger nicht mehr zu 
beweifen hat, als daß er beziehentlich am 24. und 
30. September 1862 vie zur Abnahme der 5000 
Gulden, weldhe am 24., und der 20,000 Gulden 
Banfnoten, welche fpäteftens am 30. diefed Monate 
geliefert werden follten, erforderlichen Zahlungsmittel 
in Bereitfchaft gehalten habe. Daß er dazu ben 
Geldbetrag parat in feiner Kaffe liegen gehabt haben 
müffe, ift nicht fo ohne Weiteres anzunehmem, wenn 
er nur Maaßnahmen getroffen und fi) in den Stand 
gefegt hat, die erforderlichen Zahlungsmittel al8bald 
zu bejchaffen oder zur Dispofition des Bellagten zu 
ftellen. Die Ausführung feiner behaupteten Bereits 
ſchaft ift Gegenftand des ihm diesfalls auferlegten 
Beweifes und ed muß der fommenvden Definitiv- 
fentenz überlaſſen werden, zu prüfen, ob die in biefem 
Beweiſe auszuführenden Thatfachen geeignet geweien, 
einen Verzug des Bellagten zu begründen. 


Schließlich bedarf ed faum noch der Erwähnung, 
daß hinfichtlich der in dem Schlufzettel sub A. ger 
dachten Lieferung das Beweisthema des Klägers fein 
cumulatived, fondern ein alternatives ift, indem fich 
der Beweis der Ufance und der Zahlungsbereitfchaft 
erledigen würde, wenn nachgemwiefen werden jollte, 
daß der Beklagte fih am 30. September 1862 in 
der angeführten beftimmten Maaße geweigert haben 
jollte, den Vertrag zu erfüllen und ebenfo umgefehtt, 
während es in Betreff der am 24. September 1862 
zu fiefernden 5000 Gulden lediglich auf den Beweis 
der Ufance und der Zahlungsbereitfhaft ankommt. 


Das dem Bellagten in voriger Inftanz zum Bes 
weis ausgefeßte, Bl. — unter 5. gedachte erceptivifche 
Borbringen ift weder unklar, noch unerheblih. Es 
handelt fih dabei um Werabredungen, wodurch die 
in dem Schlußzettel sub A. getroffenen Beitimmuns 
gen nach deſſen Ausftellung, nicht blos in Bezug auf 
die behauptete Ufance, fondern auch durch Feſtſetzung 
beftimmter Lieferungstage, unter denen fich der vom 
Kläger bei dieſem Geſchäfte für die Coursdifferenz 
ald maafgebend aufgenommene 30. September 1862 
nicht mit befindet, modifieirt worden wäre.“ 
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104. 


Der Ehemann erlangt nach fächfifschem Recht das 
Recht auf Berwaltung und Nießbrauch des ehe: 
weiblichen Vermögens nicht erft durch die erfolgte 
Illation, fondern mit dem Augenblid der Ber: 
ebelihung. Es genügt daher zur Begründung 
einer Klage auf Anerkennung jened Rechts die 
Bezugnahme auf die Exiſtenz eheweiblichen Vers 
mögend im Allgemeinen, — Berbindlichfeit der 
Ehefrau, dem Ehemanne nah Mollzicehung der 
Ehe über den Beftand ihres Vermögens Ausfunft 
zu geben, nad Befinden förmliche Rechnung 
abzulegen. 
Mitgetheilt von 
Heren 8, in B. 

Segen feine Ehefrau erhob vor dem K. Gerichts: 
amte Bulßnig E. T. Sch. Klage auf Anerkennung 
feines ehelichen Nießbrauchsrechtd. Zur Begründung 
führte er an, daß er nach Oſtern 1861 mit der Bes 
klagten ehelid verbunden worden fei, daß dieſelbe 
verfchiedened Vermögen und insbefondere das auf 
Fol. 2. des Grund» und Hypothekenbuchs für H. 
eingetragene Bauergut befige, gleihwohl aber dem 
Kläger das Recht der Berwaltung und Rupniefung 


ihres Vermögens nicht zugeftehe, vielmehr daflelbe 


ſowohl wörtlich als tharfächlich beftreite. Das Klag- 
geſuch lautete dahin, daß Bellagte, daß dem Kläger 
die Berwaltung-und Rupniefung ihres Vermögens 
zuftehe, anzuerkennen, daher demjelben diefes Ber: 
mögen auszuantworten, ihm indbefondere das in der 
Klage gedachte Bauergut zum Nießbrauch und zur 
Verwaltung zu übergeben und ſich aller Störungen 
des gedachten Nießbrauchs- und Verwaltungstechts 
bei Strafe zu enthalten ſchuldig. Der über den 
größeren Theil der Klage gebrauchte Eidesantrag 
erftredte fi auch auf das Anführen, daß Bellagte 
verſchiedenes Vermögen habe. 

In erfter Inftanz (K. Bezirkögericht zu Bupifiin) 
wurde Beklagte mit Nadlaffung eines Ausfluchte- 
beweifes verurtheilt, die Berwaltung und den Rieß— 
brauch des in der Klage erwähnten Bauergutd dem 
Kläger zu überlaffen, im Uebrigen aber defjen Suchen, 
infoweit dafjelbe andere, zum Vermögen feiner Ehe: 
frau gehörige Gegenftände betreffe, da in diefer Rich— 
tung das Anführen, Bellagte habe „verſchiedenes 
Vermögen”, zumal für den darüber gebrauchten 
Eidesantrag, zu allgemein und unbeftimmt fei, in 
der angebrachten Maaße abgewiefen. 

Auf Appellation des Klägers gegen dieſe Abwei- 
fung erfannte jedoch das Königl. Appellations- 
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gericht zu Bubdiffin (publ. 7. März 1864) refor⸗ 
matorifch dahin, daß Bellagte dem Kläger auch 
ihr fonftiged Vermögen zum Behuf der Verwaltung 
und des Nießbrauchs herauszugeben und beziehent« 
ih zu überlaffen verbunden fei, unter folgender 
Motivirung: 

„Dagegen ift auf die dritte Beſchwerde bes 
Klägers, foweit diefelbe das übrige Vermögen der 
Beklagten betrifft, und auf feine erfte, gegen bie 
Abweifung des dedfalligen Klaggeſuchs gerichtete 
Beſchwerde reformatorifch zu entfcheiden gewefen. 

Allerdings befchränft ſich das hierauf bezügliche 
Klaganführen nur auf die Behauptung, Bellagte habe 
verſchiedenes Vermögen; wenn man aber erwägt, daß 
es fi) bier um eine Gefammtheit beweglicher Sachen 
ausſchließlich etwaniger Activforderungen handelt, in 
Beireff deren eine fpecielle Kenntniß der einzelnen 
Segenftände auf Seiten des Klägers nicht vorauds 
gefegt werden fann, dagegen der Beflagten folche 
befannt fein müflen, fo ftellt fi jenes Anführen 
felbft für den gebrauchten Eidesantrag nicht, wie in 
erfter Inftanz angenommen worden, als zu allgemein 
und unbeftimmt dar. 

Die BVerpflihtung der Beklagten, dem Kläger 
die Verwaltung und Nutznießung ihres gefammten 
Bermögend zu überlaffen, beruht an fich auf gefeg- 
licher Vorfchrift und ed genügt zur Begründung 
einer lage auf Geltendmachung des dieſer Ber- 
pflihtung entiprechenden ehemännlichen Nechtd die 
einfache Bezugnahme auf die Eriftenz eheweiblichen 
Vermögens im Allgemeinen. 

Hätte Bellagte den jene Behauptung enthalten» 
den zweiten Ginlafjungsabichnitt verneint, fo würde 
fein Bedenken obgewaltet haben, die Beklagte unter 
Vorausfepung der Ableiftung des ihr angetragenen 
Eides, welchen fie bezüglich dieſes factum referentis 
proprium zurüdzufchieben nicht berechtigt war, in. 
der Maaße, daß fie aufer dem in der Alage bezeich— 
neten Bauergute Vermögen nicht befige, bierunter 
von der erhobenen Klage zu entbinden und loszu— 
zählen. 

Der gedachte Einlaffungsabfchnitt ift aber Bl. — 
mit affirmando beantwortet worden, und dieſes zus 
folge der ebenfalls affirmirenden Beantwortung des 
p. l. c. 3. auf anderes Vermögen außer dem Bauers 
gute gerichtete Zugeftändniß genügt zu SHerbeifühs 
zung einer Verurtheilung der Bellagten zu Heraus— 
gabe und beziehentlich Ueberlaffung ihres Vermögens 
an den Kläger zur Verwaltung und Nutznießung. 

Die einfeitige Weigerung der Ehefrau, ihr Ber 
mögen zu inferiren, vermag weder eine Receptitiens 
qualität des lepteren zu begründen und die gefepliche 
Verpflichtung der Ehefrau zu befeitigen, noch auch 


486 


eine rechtliche oder felbft nur factifche Bermuthung 
bafür, daß ein Receptitienvertrag zwifchen den Ehe: 
gatten abgeichloffen worben oder die ald Ausnahme 
von der Regel zu betrachtende Receptitieneigenfchaft 
durch den Eintritt anderer Thatfachen entftanden fei, 
zu rechtfertigen. 

Jene Verbindlichfeit der Ehefrau zur Ilation 
ihres Vermögens im Allgemeinen hat aber aud) jpe- 
ciell noch die Verpflichtung derfelben zur Folge, dem 
Ehemanne nah Vollziehung der Ehe über den Be— 
ftand dieſes Vermögens Auskunft zu ertheilen, nad) 
Befinden förmlihe Rechnung abzulegen und ihm die 
etwa vorhandenen, in ihrem Beige befindlichen oder 
dritten PBerfonen nur zur Aufbewahrung von ihr 
übergebenen Urkunden nicht nur zur Einſicht vorzus 
legen, fondern auch folche zur Aufbewahrung dere 
jelben während der Dauer der Che, fowie zur Bes 
nugung bei etwa nöthiger Einflagung der Zinfen 
und fonft auszjuantworten. 

Es war daher das Erfenntniß erſter Inftanz 
bezüglich des der Beflagten außer dem Bauergute 
zugehörigen Vermögens in Gemäßheit des auf Aus: 
antwortung deſſelben gerichteten Klagpetitum 3 
reformiren. 

Doch war es nicht nöthig, hierbei ausbrüdlich 
auszuſptechen, daß die Herausgabe und bezichentlich 
Üeberlaffung des gedachten Vermögens nach Anleis 
tung eines von der Beklagten zu edirenden und auf 
Erfordern eidlich zu beftirfenden BVerzeichniffes zu 
erfolgen habe; denn abgefehen davon, daß ſolches 
im eigenen Intereffe der Beklagten liegt, um allen 
etwaigen Gtreitigfeiten bei der fünftigen Repetition 
des Einbringens von Seiten ihrer oder ihrer Erben 
über die Beftandtheile defjelben ſchon jegt im Voraus 
zu begegnen, läßt aud) die Faſſung der Vorſchrift in 
$. 75. des Crecutionsgefeges vom 28. Februar 1838 
hierüber feinen Zweifel auffommen.” 

Diefes Erfenntniß wurde von dem Königl. 
Dberappellationdgericht im Mai 1864 beftätigt. 
Die Entfheidungsgründe lauteten alfo: 

„Die Anfiht der Bellagten, daß das Klagvor— 
bringen, daß fie, die Beflagte, außer einem Bauer: 
gute verſchiedenes Vermögen habe, zumal für den 
gebrauchten Eidedantrag, zu allgemein fei, weil das 
Recht des Ehemannes auf Verwaltung und Nies 
brauch des eheweiblichen Vermögens ſich erit aus 
der erfolgten Illation, als einer befonders zu erweis 
fenden Thatfache, ergebe, ift offenbar irrig. Denn 
das nach fächfifchem Recht dem Ehemanne zuftchende 
geſetzliche Apminiftrationds und Nubniefungsrect 
unterjcheider fi von den nach römischen Necht dem 
Ehemanne an dem eheweiblihen Vermögen einge 
räumten Befugniflen wefentlich dadurch, daß letztere 


allerdings von der Beftellung und der Illation des» 
jenigen Vermögens ber Ehefrau, welches von ihr 
oder den britten Perfonen, von welchen fie e8 erhält, 
als dos bezeichnet worden ift, abhängen und erft mit 
der constitutio et illatio dotis beginnen. Dagegen 
erlangt nach fächlifchem Recht der Ehemann, foweit 
nicht etwas Anderes zwiſchen den Ehegatten durch 
einen abgeichloffenen NReceptitienvertrag bebungen 
worden ift, mit dem Augenblid der Verehelihung 
jelbft das Recht, daß ihm die Ehefrau ihr Vermögen, 
welches fie zur Zeit der Eingehung der Ehe befigt, 
oder während der Ehe erwirbt, zur Verwaltung und 
zum Nießbrauch überlaffe. Da bei dem Chemanne 
die Kenntniß von dem Vermögendbeftande, welchen 
bie Ehefrau befigt, nicht vorausgefegt werden kann 
fo umfaßt die Verpflichtung der Ehefrau, ihr Bers 
mögen ber ehemännlichen Adminiſtration und Nutz— 
niegung zu unterwerfen, zugleich bie Verbindlichkeit 
derfelben, dem Ehemanne nad Bollziehung der Ehe 
über den Beſtand ihres Vermögens Auskunft zu 
geben, nach Befinden förmliche Rechnung abzulegen 
und die etwa vorhandenen, in ihrem Befige befind- 
lichen Urkunden zur Einficht vorzulegen, beziehentlich 
zur Aufbewahrung zu überlaffen. 

efr. Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung, 

Neue Folge Band 19. ©. 348, 

Ferner entjpricht die von der zweiten Inftanz in 
Betreff des übrigen Vermögens gewählte Faſſung 
der condemnatoria dem auf Ausantwortung gerich- 
teten Klaggefuche, wie in ben Nationen Bl. — aus 
brüdlich hervorgehoben worden ift. - Auch wird da- 
felbft mit Recht bemerft, daß die Herausgabe und 
begiehentlich Ueberlaffung des gedachten Bermögens 
zufolge $. 75. des Grecutiondgejeges vom 28. Fe— 
bruar 1838 nach Anleitung eines von ber Bellagten 
zu edirenden und auf Erfordern eidlich zu beftärs 
fenden Berzeichnifjes zu erfolgen habe. In der 
Verurtheilung der Bellagten zur Herausgabe und 
Ueberlaffung ihres Vermögens zum Behuf der 
Verwaltung und Benugung des Vermögens liegt 
von felbft, daß der Ehemann die Ausantwortung 
lediglich desjenigen Vermögens der Ehefrau verlans 
gen fann, welches feiner Natur nad dem ehemänns 
lichen Verwaltungs» und Nutznießungsrechte unter 
worfen ift. 

Die Beantwortung der von der Bellagten Bl. — 
berührten Frage, ob und inwieweit dad nurgebachte 
Recht des Ehemannes fih auf ſolche der Ehefrau 
zugehörige Gegenftände bezieht, welche zur. Beklei— 
dung, zum Schmudf oder fonft zum Gebrauche blos 
für die Perſon der Ehefrau beftimmt find, ift gegen- 
wärtig auszufegen, ba weder der Ehemann bermalen 
die Ausantwortung der nurgedachten Sachen ger 


fordert hat, noch überfehen werben fann, ob er dies 
felbe verlangen werde. Diefe Frage kann daher erft 
dann zur Beantwortung gelangen, wenn ber Ehe: 
mann die Herausgabe und Ueberlafjung diefer Effec> 
ten in der Greeutionsinflanz fordern follte.” 


105. 
Unter welcher Borauöfegung begründet die An: 
wejenheit bed Ehemannes bei einem von ber 
Ehefrau mit einer dritten Perfon abgefchloffenen 
Nechtögefchäfte die Annahme feiner Einwilli— 
gung in daſſelbe? 


Mitgetheilt von 
Herrn 8. in ©. 


Der Kaufmann P. zu 2. wurde im März 1863 
bei dem Juftigamte F. zu ©. auf Bezahlung von 100 
Thlen. —⸗ —» nebit Zinfen und Koften wieder 
Henriette verehel. H. zu M. unter dem Anführen 
Hagbar, daß biefelbe den der Klage in Abfchrift bei- 
gefügten Primawechſel eigenhändig unterzeichnet und 
hierdurch verfprochen habe, zwei Monate nad) dem 
26. October 1861 an den Kläger die Summe von 
100 Thlen zu zahlen, daß die Unterzeichnung des 
Wechſels in Gegenwart und im Beifein des Che 
mannes der Beflagten gejchehen, auch deſſen Ueber- 
gabe in deren Ehemannes Gegenwart, nachdem der- 
felde den Wechſel ſelbſt ausgefüllt, an den Kläger 
bewirkt worden fei, daß endlich zur Unterzeichnung 
des Wechfels der Bellagten Ehemann derfelben aus- 
druͤcklich mündlich feine ehemännlihe Genehmigung 
ertheilt habe. ; 

Die Beflagte geftand zu, daß fie in ihres Ehe— 


mannesd Gegenwart den gedachten Wechfel unter |. 


zeichnet und dem Kläger übergeben habe, ftellte jedoch 
unter Annahme des angetragenen Eides in Abrede, daß 
ihr Ehemann den von ihr unterzeichneten Wechfel felbft 
geſchrieben und ausdrüdlich zu deffen Unterzeich- 
nung feine ehemännliche Genehmigung erflärt habe. 

Auf Grund diefer Zugeftändniffe beantragte der 
Kläger die unbedingte BVerurtheilung der Bellagten 
zu Bezahlung des Libellats, indem er ausführte, daß 
die Umftände, unter denen die Unterzeichnung des 
Wechſels bewirkt worden fei, auf eine ſtillſchweigend 
ertheilte Genehmigung Seiten des Ehemannes der 
Beklagten hinwieſen. 

Die Proceßbehörbe ertheilte am 27. Auguft 1863 
folgenden Beſcheid: 

„Weil Beflagte H. H. Bl. — und — zu Ein 
laffungsabfchnitt 1.2. 3.4.7. und 8. den Grund ber 
vom Hagenden C. ©. P. Bl. — flg. wider fie er- 
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hobenen Klage und indbefondere, daß fie den in der 
Klage näher befchriebenen Wechſel nad Empfang 
der Baluta deffelben in Gegenwart ihres Ehemannes 
eigenhändig unterzeichnet und fodann denfelben dem 
Kläger, ebenfalls in ihres Ehemannes Beifein, eins 
gehändigt habe, eingeräumt, 

nad) biefen Zugeftändniffen der Beflagten aber 
darauf, daß fie zu Einl.⸗Punkt 5. 6. und 9. die aus- 
drüdliche Genehmigung ihres Ehemannes zu dieſem 
Rechtsgefchäfte, und, daß berfelbe den in Rebe 
ſtehenden Wechfel felbft abgefaßt habe, in Abrede 
geftellt hat, ein rechtliche8 Gewicht nicht gelegt werden 
fann, da, wenn auch zugegeben werden mag, daß 
aus der Anmwefenheit des Ehemannes bei einem von 
der Ehefrau mit einem Dritten gefchlofienen Rechts— 
geihäfte nicht in allen Fällen die Annahme feiner 
Einwilligung zu diefem Rechtsgeſchaͤfte folgt, dies 
vielmehr lediglich von den dabei vorwaltenden 
Umftänden abhängt, diefe Einwilligung doch ohne 
Zweifel dann präfumirt werden fann, wenn aus der 
ganzen Sachlage hervorgeht, daß die Verhandlungen 
und die bindende Erflärung der Ehefrau nicht erfolgt 
fein fönnen, ohne daß der Ehemann davon Kennts 
niß erlangt habe, wie dies im vorliegenden Falle, in 
welchem nad den eigenen Zugeftändniffen der Bes 
klagten die Unterzeichnung und Cinhändigung des 
Wechſels in Gegenwart und im Beifein des Che 
mannes ber Bellagten, folglich unter Umftänden ge» 
ſchehen ift, in denen der Ehemann von dem Gebahren 
feiner Ehefrau offenbar unterrichtet gewefen, nicht 
anders angenommen werben fann, 

vergl. Zeitfchrift für Nechtspfl u. Verw., N. F. 
Br. XV. ©. 410. 
vielmehr in diefem, gleichwie in dem in den 
Annalen des Königl. Oberappellationsgerichte, 
Br. 1 ©. 51. 

teferirten Falle die Präfumtion für die Genehmigung 
des Ehemannes zu den Handlungen ber Ehefrau aus 
der vorliegenden Connivenz herjuleiten ift, 

hiernach allenthalben aber die Entfcheidung diefer 
Rechtsſache nicht erft von dem über den Grund der 
Klage angetragenen, Bl. — angenommenen Eide 
abhängig zu machen, fondern die Beflagte der Klag— 
bitte gemäß unbedingt zu verurtheilen fein wird, 

fo ift die Beflagte dem Kläger die geforderten 
100 Thlr. — —⸗ nebft Zinfen des Verzugs davon 
zu fünf vom Hundert vom 27. December 1861 an 
gerechnet zu bezahlen, demfelben auch die erwachjes 
nen Proceßfoften ab» und zu erftatten ſchuldig.“ 

Auf Appellation der Beklagten erfannte das 
Königl. Appellationsgericht zu Zwidau: 

„Weil, wenn man aus dem Stillfehweigen eines 
Ehemanned zu den von feiner Ehefrau in feiner 


Gegenwart vorgenommenen Rehtöhandfungen eine 
Genehmhaltung derjelben durd) den Ehemann folgern 
will, vor allen Dingen außer Zweifel gefept fein muß, 
daß der Ehemann auch wirklich Kenntniß von der 
Handlung feiner Ehefrau und davon, daß fie dadurch 
fi eine Verpflichtung auflegen will, erhalten hat, es 
fei nun, daß dies aus den Umftänden des einzelnen 
Falles mit Sicherheit gefchloffen werden fann, oder 
daß ed zugeftanden ift oder fonft liquid vorliegt, fowie 
denn auch in dem angefochtenen Beſcheide und in 
ben durch die 

Zeitſchrift für Rechtöpfl. u. Verwaltung, N. F. 

Br. XV. ©. 410. 

und 

Annalen des Königl. Oberappellationgger. Bd. I. 

©. 51. und Br. IV. ©. 48, 
veröffentlichten Entiheidungen ganz von benjelben 
Vorausjegungen ausgegangen worden ill, 
nun aber in dem vorliegenden Falle fih recht 
wohl denken läßt, daß, ald die Beflagte das Original 
der Bl. — in Abſchrift befindlichen Urkunde unter- 
ſchrieb und dem Kläger aushändigte, ihr dabei ans 
wejender Ehemann gleichwohl keineswegs wirkliche 
Kenntniß von dem, was zwijchen ihr und dem Kläger 
vorging, erlangte, indem das Unterfchreiben einer 
Schrift und deren Aushändigung an den Kläger 
eines Theild Handlungen fo wenig auffäliger Natur 
find, daß fie dem Ehemanne trog feiner Anweſenheit 
leicht gänzlicy entgehen konnten, andern Theils aber 
auch, felbft wenn der Ehemann jenen Borgang wirk— 
lich bemerft hätte, dennoch dem Zweifel noch Raum 
gegeben ift, ob derfelbe den Inbalt und die Bedeu- 
tung der von feiner Ehefrau unterzeichneten Schrift 
fannte, 
nach diefer Sachlage alfo aus der bloßen Gegen— 

wart und aus dem bloßen Stillſchweigen des Eher 
mannes der Beflagten noch keineswegs mit austeis 
chender Sicherheit gefolgert werden darf, Daß er zu 
der von der Beklagten eingegangenen Verbindlichkeit 
feine ehemaͤnnliche Genehmigung ertheilt habe, und 
deshalb im vorliegenden Falle zu Bolge der blos 
hierauf gerichteten Berufung der Bellagten die in 
der Klagichrift aufgeftellten, bei den Einlaſſungs— 
punften 5. 6. und 9. aber unter ausdrüdlicher Anz 
nahme des angetragenen Eides geleugneten, ferneren 
Behauptungen, daß der Ehemann der Bellagten den 
in Rede ftehenden Wechjel nicht blos bis zur Unter: 
ſchtift ſelbſt gefchrieben, fondern auch ausprüdlich 
genehmigt babe, daß die Beflagte ihn unterfchreibe 
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und dem Kläger"aushänbige, in feiner Weiſe ent 
behrt werben fönnen, wenn die erhobene Klage aufs 
techt erhalten werben fol; 
fo ift e8 bei dem Eingangs gedachten Beſcheide, 
jofern darin bie Bellagte in der Hauptfache ſowohl, 
ald auch der Unfoften halber unbedingt verurtheilt 
worden ift, nicht zu laffen, fondern es ift BI. — nad 
den auf der 11. Zeile von Oben zu lefenden Worten: 
„abs und zu erftatten ſchuldig“ annoch Folgendes 
hinzugufegen: 
„ſie fönnte und wollte denn den über die geleug« 
neten Klagabjchnitte 5. 6. u. 9, angetragenen 
und Bl. — ausdrüdlih angenommenen Eid in 
folgender Weife: 
daß bei der BL. — gedadıten Gelegenheit ihr 
Ehemann das Original des Bl. — in Abfchrift 
befindlichen Wechſels bis zur Unterfchrift des— 
felben feineswegs jelbft gefchrieben, ebenſo⸗ 
wenig auch zur Unterzeichnung deffelben von 
Seiten des Bellagten fowie zur Aushändigung 
deffelben an den Kläger feine ehemännliche 
Genehmigung ausdrüdlich erklärt habe, 
jhwören, folden Falls ift fie von der dermalen 
erhobenen Klage zu entbinden und loszuzählen, 
Kläger auch die in diefem Proceſſe aufgelaufenen 
Unfoften allein zu tragen und begiehentlich in 
den reftitutionsfähigen Anfägen der Bellagten zu 
erftatten verbunden.” 


Miscellen. 


Ernennangen, Anftellungen zc. Seine Könige 
liche Majeftät haben die Verfegung des Gerichtörathes 
beim Bezirfögeriht Mittweida Dswald Reinhard in 
gleicher Dienftftellung zum Bezirfögericht Dresven zu 
beichließen und den geitherigen Actuar bei legterem Karl 
Rudolph Booft zum Gerichtörathe bei dem Bezirks— 
gericht Mittweida zu ernennen gnäpigft gerubt, * 


Seine Königliche Majeſtät haben die Verfegung bes 
Gerichtsamtmanns Karl Eduard Naumann zu Ober 
wiejentbal in gleicher Stellung zum Gerichtsamte Sehnig 
zu genchmigen, und vie Affefferen Hermann Albrecht 
Steinberger beim ©erichtsante Auerbach und Herr⸗ 
mann Johann Gaspari beim Gerichtsamte Leipzig I. 
zu Gerichtsamtleuten, Erfteren beim Gerichtsamte Ober« 
wieſenthal, Letzteren beim Gerichtsamte Reichenau, zu 
ernennen gnäpigft geruht. 
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106. 
Ueber das Recht ber Eltern, ihre Kinder von Drit⸗ 
ten, welche fie vorenthalten, zurückzufordern. 


Mitgetheilt von 
Herrn 8, in ®. 

Anna geb. N. ift von ihrem Ehemanne Johann K. 
im Jahre 1858, wo berfelbe ſich nach Amerifa bes 
geben hat, wegen böslicher Verlaffung rechtöfräftig 
geihieden worden. Aus ihrer Ehe flammt ein 
Sohn, der am 13. November 1853 geborene Guftav 
Mar K., welcher feit Oftern 1858, bis wohin er bei 
feinem Großvater mütterlicher Seits untergebracht 
worden war, bei feinem Großvater väterlicher Seite, 
dem Mühlendefiger Andreas K. zu H., ſich aufbielt. 
Im Begriff, ſich anderweit zu verebelichen, wünfchte 
im Jahre 1863 die Mutter diefes Knaben, denfelben 
wieder zu fich zu nehmen. Der genannte Mühlen: 
befiger Andreas K. weigerte fich indeffen, ihr das 
Kind zu verabfolgen. Gegen diefe Vorenthaltung 
ihres Sohnes bat die Mutter bei dem Königl. Ge— 
richtsamte Schirgiswalda, ald der Wohnortöbehörde 
Andreas K.'s, um richterliche Hülfe. Sie machte 
geltend, daß Eltern zur Zurüdforderung ihrer Kinder 
gegen Jeden berechtigt fein — Eurtius, Handbuch, 
I. $. 159. sub 4. —, daß ihr Recht als Mutter 
hierzu ganz unzweifelhaft fei — Hänfel, Ereurfe 
au @urtius, $. 156. Th. I. ©. 320 flg. —, und daß 
in ähnlicher Weife auch in andern fonft zweifelhaften 
Fällen entichieden worden ſei — Annalen bes 
K. S. Oberappellationsgerichts, I. no. 26. S. 49. —, 
und beantragte, unter mündlicher Borladung der 
Parteien einen BVerhörstermin anzufepen und dann 
weitere Beſcheidung zu ertheilen, den Bellagten aber 
zur Berabfolgung ihres Sohnes Guſtav Mar an fie, 


Heuer Folge Bwölfter Jahrgang. 





1864. 


fowie zu Ab» und Erflattung der Koften zu ver 
urtheilen. In dem hierauf am 25. Juni 1863 zwi⸗ 
fchen den Parteien abgehaltenen Berhörstermine 
räumte Andreas K. auf Vorhalt des Gefuchs der Im— 
petrantin ein, daß er feinen Enfel Guftav Mar K. 
zur Erziehung und zum Unterhalt bei ſich habe, blieb 
aber bei feiner Weigerung, den Anaben der Mutter 
zur Erziehung zu überlaffen, ftehen, indem er vors 
brachte, daß ihm fein Sohn Johann K., der nad 
feinem legten Briefe im Jahre 1860 oder 1861 in 
Gretna bei New» Drleang in Nordamerifa bei einem 
Heren in Dienften geftanden, den Auftrag ertheilt 
habe, feinen Sohn Guſtav Mar fo lange, bie er 
nad) Haufe fommen würde, bei fich zu behalten und 
zu erziehen. Da eine Bereinigung unter den Par- 
teien nicht zu ermöglichen war, fo wurbe Inrotulas 
tiondtermin anberaumt und ben Parteien nachgelaſ— 
fen, ihre Rechtönothdurft bis dahin vorzuftellen. Im 
Laufe des hieran fich fehliegenden rechtlichen Verfah— 
rens ereignete fich der Zwifchenfall, daß Impetrantin 
in den Befig des Knaben gelangte, wie fie behaup— 
tete, in Folge eigener Entichliegung deſſelben, wie 
dagegen Impetrat behauptete, durch eigenmächtige 
Wegnahme und Abfangung. Impetrantin betradh- 
tete daher die Differenz bis auf den Koftenpunft für 
erledigt, wogegen Impetrat defjenungeachtet rechtliche 
Enticheidung darüber begehrte, ob der Anabe nad) 
der Anordnung feines Vaters von ihm erzogen wer- 
den folle, oder ob fich defien Mutter des Knaben 
gültiger Weife anmaaßen dürfe. Der weitere Inhalt 
ded Verfahrens ergiebt fih aus den Motiven ber 
nachfolgenden Entfcheidungen. 

Der zunähft vom K. Gerihtsamte Schirgis— 
walda ertheilte, am 3. Februar 1864 publicirte 


Beſcheid Tautete dahin: 


490 


„Weil, wenn auch zunächſt dem Vater das 
Recht zur Erziehung feiner ehelichen Kinder zufteht, 
nach erfolgter Ehetrennung mithin die Mutter die 
in der Ehe mit dem gefchiedenen Ehemanne gezeug— 
ten Kinder, fofern diefelben nicht wegen ihres zarten 
Alterd noch der mütterlichen Pflege bedürfen, was 
nach einem conftanten Gerichtöbrauche bis zum er- 
fülten fechiten Lebensjahre angenommen wird, dem 
£eptern zu überlaffen hat, der Mutter dann, wenn 
der Vater geftorben oder vermögenslos ift oder nicht 
belangt werden fann, die Erziehungs» und Unter 
baltungspflicht obliegt, und nur in dem Falle, wenn 
auch die Mutter geftorben oder vermögendlos iſt oder 
nicht belangt werden fann, die Erziehungs» und 
Unterhaltungspflicht die in enifernteren Graden fte- 
henden Boreltern von väterliher und mütterlicher 
Seite nad) der Nähe des Grades trifft, 

Annalen des 8. S. Oberappellationsgerichts, 

Band I. ©. 49. 
Eurtius, Handbuch, I. $. 158 fig. 
Bürgerliches Geſetzbuch, $. 1749. $. 1837 bie 
1839. 

auch die Eltern, mithin in dem Falle, wenn der 
Bater verflorben oder vermögenslos ift oder nicht 
belangt werben fann, auch die Mutter berechtigt find, 
die Herausgabe ihres Kindes von jedem Dritten, 
welcher ihnen daſſelbe widerrechtlich vorenthält, zu 
verlangen, 

Eurtius, a. a. D. $. 159. sub 4. 

Bürgerliches Geſetzbuch, $. 1807. 
nun aber im vorliegenden Falle unter den Parteien 
Einverſtändniß darüber obwaltet, daß der zur Zeit 
in Amerifa aufenthältliche Vater ded am 12. Novem- 
ber 1853 geborenen, mithin gegenwärtig im elften 
Lebensjahre ſtehenden Knaben Guftav Mar K. der» 
malen die Etziehungs- und Unterhaltungspflicht feis 
ned gedachten Sohnes nicht übernehmen fann, nad 
Obigem daher die Erziehungs» und Unterhaltungss 
pflicht der Mutter deſſelben, gegemwärtiger Impe— 
trantin, einzutreten hat, und biefelbe um jo mehr 
berechtigt ift, die Herausgabe ihres von feinem Groß— 
vater väterliher Seitd, gegenwärtigem Impetraten, 
zu verlangen, ald Impetrat Bl. — Gründe, welche 
gegen die Erziehung des Anaben bei der Mutter 
fprechen, vorzubringen nicht vermocht hat, die übri— 
gens unbeſcheinigt gebliebene Behauptung des Impe⸗ 
traten, daß er von feinem Sohne zur Erziehung des 
Knaben bevollmächtigt worden, aber deshalb einfluß- 
los bleiben muß, weil der Ehemann durch eine der 
artige Auftragsertheilung die Rechte feiner Ehefrau 
nicht beeinträchtigen fannn: fo ift Impetrat Andreas K. 
zur Herausgabe feines Enfeljohnes Guſtav Mar K. 
an feine Mutter Anna geſch. K. geb. N. für verbuns 


den zu erachten und hat es, da genannter Guſtav 
Mar 8. nah Bl. — fich bereitd bei feiner Mutter 
befindet, dabei fein Bewenden. 

Die in der Sache erwachfenen Koften werben, 
da die zur Entfcheidung vorliegende Rechtsfrage zu 
Zweifeln Anlaß geben fonnte und dem Impetraten 
eine muthwillige Streitfucht nicht beigemefjen wer 
den fann, unter den Parteien gegen einander aufs 
gehoben.” 

Auf die gegen biefen Befcheid von ber Impe— 
trantin nur wegen des Koftenpunftes, von dem Im— 
petraten nach feinem ganzen Inhalte eingewendeten 
Berufungen erfannte dad Königl. Appellationds 
gericht au Bupdiffin (publ. 25. Mai 1864): 

„Daß nurgedachter Befcheid (ber erften Inſtanz), 
wie hiermit gefchieht, zu beftätigen, und werden bie 
durch die eingewendeten Rechtsmittel erwachjenen 
Koften unter den Parteien gegenfeitig aufgehoben. 

Entfheidungsgründe: 

Es beruht außer Zweifel, daß dem Water, ver 
möge ber väterlichen Gewalt und weil er den Aufs 
wand für die Erziehung feiner ehelihen Kinder zu 
tragen verbunden if, ein näheres Recht auf bie 
Erziehung der der mütterlihen Pflege nicht mehr 
bedürfenden Kinder zuftcht, ald der Mutter, unbe 
ſchadet jedoch der Ermächtigung ded Richters, in 
Berüdjichtigung der Wohlfahrt der Kinder eine Be- 
fimmung dahin zu treffen, daß biefelben bei der 
Mutter zu erziehen feien, dafern zu erwarten fteht, 
daß bei der Legtern für deren Erziehung beſſer geforgt 
fein werde, wie er denn, falls auch hiergegen Be- 
denfen obwalten, aus der bezeichneten Nüdlicht die 
Kinder auch anderwärts zur Erziehung unterbringen 
fann. 

Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, 1841. 

©. 242. 

Bauer, responsa, vol. I. resp. 37. 

Hänjel, Ercurje, Theil I. ©. 29. 
Diefed Recht des Baters fann aber, eben weil es 
ein Ausfluß der väterlichen Gewalt und ſonach rein 
perfönlicher Natur ift, von ihm auf eine dritte Perſon 
mit Mebergehung der Mutter nicht übertragen wer— 
den, und ed legt auch die neuere Gefepgebung der 
Mutter die Verpflichtung zum Unterhalt des Kindes 
in den Fällen, wo ber Vater verftorben ober ver— 
mögendlos ift ober in den beutfchen Bunbesjtaaten 
nicht belangt werden fann, auf, wie fie ferner bes 
ſtimmt, daß Eltern die Herausgabe des Kindes von 
jedem Dritten, welcher ihnen daſſelbe widerrechtlich 
vorenthält, verlangen fünnen. 

$. 1838. $. 1807. des bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Hieraus geht unter allen Umftänden mindejtens 
foviel hervor, daß dem Impetraten — bem väterlichen 
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Großvater des in Frage befangenen Knaben — ein 
befieres Recht auf defien Erziehung als der Impe— 
trantin — der Mutter — felbft mit Hinblid auf den 
Umftand ihrer weiteren Verehelichung nicht zufteht, 
und es würde fich deshalb in feiner Weiſe rechtferti— 
gen lafien, wollte man das während der vorliegenden 
Differenz in ihre Behaufung gelangte Kind ohne 
Weiteres ihr wieder entnehmen und dem Impetraten 
zur Erziehung zurüdführen laffen. 

Dagegen bleibt e8 dem Impetraten unbenommen, 
bei dem competenten Richter — als welcher derjenige 
anzufehen, welcher dann, wenn dem Kinde ein Bors 
mund zu beftellen wäre, hierzu berechtigt und ver- 
pflichtet fein würde, mithin in dem vorliegenden Falle 
nicht der Proceßrichter, fondern in Betracht, daß 
eheliche Kinder fo lange, als fie nicht einen eigenen 
Gerichtsſtand begründet haben, den Gerichtäftand 


des Baters theilen, derjenige Richter, deſſen Berichts- 


ftand der gefchiedene Ehemann der Impetrantin vor 
feinem Weggange nad) Amerifa unterworfen war — 
gehörig begründete Anträge auf Hinwegnahme des 
Kindes von der Impetrantin und deflen Zurüdwei- 
fung zu fi Behufs fernerer Erziehung zu ftellen, 
worauf das obrigfeitliche Ermefjen nach vorgängiger 
Erörterung der einfchlagenden Berhältniffe die weitere 
Entſchließung faſſen wird. 

Aus dieſen Gründen iſt die vorige Entſcheidung 
in der Hauptſache zu beſtätigen geweſen und hat 
man in Anſehung der Appellation der Impetrantin 
nur zu bemerfen, daß die dort ausgeſprochene Com— 
penfation der Proceffoften nad Lage der Sache 
allerdings gerechtfertigt erjcheint, wie denn auch die 
Compenſation der in der Appellationsinftanz erwach⸗ 
fenen Koften theils hierin ihren Grund hat, theils 
ald Folge des Umitandes, daß von beiden Theilen 
temedirt worden, ſich darjtellt.” 

Auf anderweite Berufung des Impetraten — 
welcher zu Befcheinigung des ihm angeblich von feis 
nem Sohne eriheilten Auftrags zu Erziehung des 
Knaben nunmehr einen Driginalbrief des Erfteren 
beibradhte — erfannte jevoh dad Königl. Ober: 
appellationsgericht unter dem 26. Yuguft 1864 
reformatorijch dahin: 

„Daß es bei dem vorerwähnten Urthel und dem 
dadurch beftätigten, Bl. — zu lejenden Inftanz- 
beicheive mit Ausnahme deſſen, was Bl. — ber 
Koften zweiter Inftanz halber erfannt worden, als 
wobei es bewendet, allenthalben nicht zu laffen, viel- 
mehr hat das Suchen der Klägerin in der ange 
brachten Maaße nicht Statt; fie ift auch die in erfter 
Inſtanz erwachfenen Proceßkoſten dem Beklagten zu 
erftatten verbunden, es werden aber die Koften jegiger 
Inſtanz unter den Parteien gegenfeitig aufgehoben. 


Entiheidungsgründe: 

Die unter den Parteien ftreitige Frage, ob das 
im November 1853 geborene Kind der Klägerin, als 
deſſen ebelicher Mutter, zur Erziehung zu überlaffen 
fei, oder ob Bellagter, welcher dafjelbe feit dem 
Jahre 1858 bis zum Beginn des gegenwärtigen 
Rechtöftreites erzogen hat, in feiner Stellung als 
väterlicher Großvater, beziehentlich als Beauftragter 
feines Sohnes, des ehelichen Vaters, ein Recht auf 
Fortdauer des zeitherigen Verhältniffes habe, ift zur 
Zeit ohne Rüdfiht auf das eigene Intereſſe des 
Kindes und auf die diesfalld eintretenden obervor- 
mundfchaftlichen Erwägungen verhandelt worden. 
Die Klägerin gründet ven BI. — erhobenen Anſpruch 
auf Berabfolgung ihres Sohnes lediglih auf das 
den Eltern, mithin auch der Mutter, gegen Jeder 
mann auftehende gefegliche Necht der Zurüdforderung 
ihrer Kinder, während Beflagter feiner Seits eben- 
falls auf ein privatrechtliches, aus dem Auftrage des 
ehelichen Vaters abgeleiteted Befugniß zu Zurüdhals- 
tung feines Enfels ſich beruft. 

Nun kann jedoch, geht man ausſchließlich von 
dem Seiten der Parteien eingenommenen privatredht- 
lien Gefichtspunfte aus, ein Recht der Klägerin 
in dem von ihr behaupteten Umfange nicht jo ohne 
Weiteres anerkannt werden. Das römijche Recht 
behandelt das Recht auf Abforderung der Kinder 
von Dritten, die fie zurüdhalten, als Ausfluß der 
väterlihen Gewalt und fchließt, indem es die des— 
halb zuftändigen Klagen und Interdicte (de liberis 
exhibendis item ducendis) dem Inhaber jener Ges 
walt einräumt, von felbft die Mutter davon aus. 

Schweppe, das heutige römifche Recht, Bd. IV. 
$. 647. sub e. 

Wening-Ingenheim, Lehrbuch des Eivilrechts, 
Bd. Il. $. 88. 

Buchta, Pandecten, $. 432. 

Arndt, PBandecten, III. Bd. $. 428. 

Sintenis, Civilrecht, $. 140. Anm. 7. 

Eine abfolute Bamiliengewalt des Vaters, wie 
fie nach römifchem Rechte in dem Begriffe der patria 
potestas liegt, ift nun zwar dem deutjchen Rechte 
fremd, indem Diefes vielmehr aus dem natürlichen 
Rechte und der Pflicht zur Fürforge für die Kinder 
und deren Erziehung einen Kreis von Rechten bei— 
der Eltern ableitet, der als elterlihe Gewalt ber 
zeichnet werden fann und neben gewiffen, namentlich 
auf das Vermögen der Kinder bezüglichen beſonderen 
Rechten des Vaters dergeftalt befteht, daß auch die 
Mutter daran Antheil hat. 

Allein immerhin bleibt dabei die bevorzugte Stel 
lung des Vaters ald Haupted der Familie infofern 
unbeftritten, als in Bällen der Colliſion fein Wille 


492 


entfcheidet und feine Stimme die der Mutter übers 
wiegt. 
Mittermaier, Orundfäge des deutfchen Privat- 
rechts, $. 315. 
Gerber, Syſtem des deutſchen Privatrechts, 
8. 240 flg. 
Bluntſchli, deutſches Privatrecht, $. 220. 

Mag daher hiernach das Recht, die Kinder von 
Dritten zurüdzufordern, nicht mehr ausfchließlich dem 
Bater zufommen, fo ift es doch der Mutter immer 
nur mit der durch das Borzugsrecht des Baterd bes 
dingten Beichränfung einzuräumen. Etwas Anderes 
ift auch aus der von dem vorigen Inſtanzen ange: 
zogenen Beftimmung des bürgerlichen Geſetzbuchs 
für das Königreih Sachſen, $. 1807. (vergl. die 
fpeciellen Motiven zu 8. 1840. des Entwurfs) nicht 
abzuleiten. 

In dem vorliegenden Falle handelt es fich nicht 
um die Zurüdhaltung des Kindes Seiten eines 
demfelben fremden Dritten, vielmehr will der durch 
Bande des Bluts nahe verbundene Beklagte die 
Erziehung und Pflege, zu welcher er von feinem 
Sohne angeblich beauftragt ift und welde er mit 
Zuftimmung der Klägerin feit dem Jahre 1858 bis 
zu dem gegenwärtigen Rechtöftreite beforgt hat, auch 
ferner fortiegen. Nun ift zwar jener Auftrag nicht 
nachgewiefen, da der erft im jeßiger Inftanz bei» 
gebrachte Brief BI. — ſchon aus formellen Gründen 
nicht zu beachten ift, allein die Bl. — erfichtliche 
Beziehung der Klägerin auf die Erklärung des Be— 
flagten in dem im Jahre 1863 entſchiedenen Ehe: 
proceffe, daß ihm der Aufenthalt feines Sohnes 
unbefannt und Nachricht von demfelben nicht zuge— 
fommen fei — eine Erklärung, welche die ganze in 
Frage fommende Zeit feit dem Jahre 1858 offenbar 
gar nicht erfhöpft —, erledigt die Behauptung des 
Beklagten um fo weniger, ald der wirklich ertheilte 
Auftrag, der dem Vorbemerkten zufolge mindeftens 
auf die Zeit vor jener Erflärung mit Beftimmtbeit 
nicht in Abrede geftellt ift, weder einer Erneuerung 
oder Belräftigung Seiten des Auftraggebers Behufs 
feiner fortvauernden Gültigkeit bedurft, noch die 
inzwifchen erfolgte Entfcheivung an der rein civil 
rechtlichen Seite der Sache irgend Etwas geändert, 
beziehentlich die Nechte des chelichen Vaters aufju- 
heben vermocht bat. Ebenfowenig mag Klägerin 
hiergegen auf die Zuftimmung ihres Vaters, als 
Generalbevollmächtigten des Leptern, wie Bl. — ges 
fchehen, fid berufen, da die beigebrachte Vollmacht 
vom 5, October 1855, ganz abgefehen davon, ob 
das darin enthaltene Befugniß zu Ertheilung des 
ehemännlichen Gonfenfes auf andere ald vermögend- 
rechtliche Angelegenheiten und namentlid auf die 


hier in Frage fommenden rein perfönlichen Rechte 
des Ehemannes überhaupt fich bezieht, mindeſtens auf 
den Fall einer Eollifion der Nechte beider Eheleute 
unter fich, beziehentlih des Mandanten gegenüber 
dem Mandatar, feine Anwendung leiden fann. 

Das Bevenfen Bl. — und Bl. — aber, ob der 
Bater durch eine Beftimmung über die Erziehung 
und Pflege des Kindes die Rechte der Mutter beein: 
trächtigen dürfe, erledigt fi Durd die Erwägung, 
daß bei diesfallfigen Collifionen dem Vater, wie auch 
in dem Bl. — (im Befcheide erfter Inftanz) anges 
zogenen Präjudize nicht bezweifelt wird, Die entſchei— 
dende Stimme gebührt, foweit nicht das Alter des 
Kindes oder die Nüdfichten auf das eigene Wohl 
defjelben die Ueberlaffung an die Mutter oder über- 
haupt die Prävalenz der Dispofitionen der Letztern 
vor denen des Vaters rechtfertigen und foldhenfalls 
das richterliche Ermeſſen entſcheidend wird. 

Nach der gegenwärtigen Lage der Sache iſt jedoch 
nicht nur völlig ungewiß, ob Klägerin das Recht 
auf Ausantwortung des Kindes aus Gründen eige- 
nen Wohles defjelben verlange — denn dafür, daß 
daffelbe bei dem Bellagten der Erziehung und der 
pfleglichen Fürforge entbehre, liegt feinerlei Anhalt 
vor —, fondern es läßt fih auch nicht überjehen, 
ob fie jenes Necht wirklich in feinem gefeglichen, durch 
das befiere Recht des Baters befchränften Umfange 
und nicht vielmehr in Wirderfpruch mit demfelben 
augüben wolle. 

Ihr Suchen war daher in ber angebrachten 
Maafe abzumeifen, wodurd jedoch, wie fi} von 
jelbft verfteht, darüber. feineswegs entfchieden wird, 
ob Bellagter das ftreitige Kind, nachdem es inzwi— 
ſchen nah Bl. — wider deffen Willen bereits in die 
Hände der Klägerin gelangt ift, nunmehr feinerfeits 
wieder zurüdguforbern berechtigt fei, ohne eine hier— 
mit im Einklange ftehende Dispofition des Waters 
nachzuweiſen oder überhaupt eine richterliche Beſtim— 
mung über diefen Punkt aus dem bereits Bl. — 
angedeuteten obervormundfchaftlichen, nicht privat 
rechtlichen Geſichtspunkte aus, der von den Parteien 
bisher auffälliger Weife bei Seite gefegt worden ift, 
herbeizuführen. 

Anlangend die Entfcheidung in Betreff bes 
Koftenpunftes, jo konnte Klägerin in Folge ihrer 
Sachfälligkeit mit Erftattung der Proceßkoſten nicht 
verfebent werden, während die Gompenfation der 
Koften des Rechtömitteld durch den Wechſel der Ent- 
ſcheidung bedingt war.” 
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107. 


I. Berpflihtung der Sachwalter zur Zeugniß- 

ablegung in foldhen Angelegenheiten, welche 

außerhalb eines Mroceffed von ihnen bejorgt 

worden find. — II. Zuläffigkeit ihres Zeug: 

niffes in Bezug auf Proceffe, in welchen fie 
thätig geweſen. 


Mitgetbeilt von 
Herrn —r in D. 


K. Hagte im Jahre 1861 ein ihm von B. ver 
fprochenes Mäkterlohn im Reftbetrage von 50 Thlen. 
—-⸗ —ein und hatte hierbei zugleich die Beſcheini— 
gung einer replicatorischen Behauptung unternommen, 
welche dahin ging, daß gewifje, von B. mit dritten 
Perſonen abgefchlofjene Rechtsgefchäfte, welche for- 
mell als Kaufverträge in den betreffenden, darüber 
aufgenommenen Urkunden bezeichnet waren, in ber 
That Taufchverträge und von:den Gontrahenten nur 
zum Scheine in die Form des Kaufes eingefleidet 
worden feien. Kläger benannte zur Befcheinigung 
diefer Replif mehrere Zeugen, darunter auch den 
Advocat X., auf deſſen Erpedition die fraglichen 
Kauföverhandlungen ftattgefunden hatten und von 
welchem die Kaufverträge entworfen worden fein joll- 
ten. Advocat X., behufs feiner Abhörung vorgeladen, 
erflärte, das er den Beitimmungen der Advocaten- 
ordnung $. 10. zufolge ſich nicht für berechtigt anfehen 
fönne, das von ihm verlangte Zeugniß abzulegen, 
indem er durch Ablegung defielben in die Lage fom- 
men würde, Mittheilungen über die Gefchäftsführung 
für feine Elienten zu machen und er dem klagenden 
K. das Recht, darnach zu fragen, nicht zugeftehen 
fönne. 

Kläger beruhigte fich hierbei nicht, jondern bean- 
tragte vielmehr anderweite Vorladung des Adv. X. 
unter Strafandrohung. Das Proceßgericht wies dies 
fen Antrag als unſtatthaft zurüd und Kläger appels 
lirte gegen die ihm abfällige Entſchließung, worauf 
das Königl. Appellationsgericht zu Dresden 
unterm 18. December 1862 folgende Verordnung 
erließ: 

x. „Es kann zunächſt ein erheblicher Zweifel 
darüber nicht obwalten, daß durch die Beftimmung 
in 8. 10. der Advocatenordnung vom 3. Juni 1859, 
nach welcher der Advocat dasjenige, mas ihm von 
feiner Partei anvertraut worden ijt, geheim halten 
und Niemandem, außer wer darnach zu fragen 
ein Recht hat, darüber Mittheilung machen foll, 
die über die Verbindlichkeit der Sachwalter als folcher 
zur Zeugnißablegung überhaupt beftehenden Borfchrife 


ten der Proceßgefege eine Aenderung nicht erfahren 
haben, 

Nun läßt es ſich aber feineswegs, wie es Bl. — 
Seiten der vorigen Inftanz geſchehen ift, fo ohne 
Weiteres ald ein Grundſatz des Proceßrechts bezeich- 
nen, daß ein Sachwalter zum Zeugniffe gegen feinen 
Auftraggeber auch nah Wiederauflöfung des Auf- 
tragsverhältniffes fchlechterdings nicht genöthigt wer- 
den fönne. 

Denn auch in Bezug auf Sachmalter laffen die 
Gefege von den allgemeinen, die Fähigkeit, beziehent- 
lich die Verpflichtung zur Zeugnißablegung betreffen- 
den NRechtögrundfägen eine Ausnahme nur infofern 
zu, ald fie das Zeugniß eines Sachwalters dann, 
wenn berfelbe in dem nämlichen Necdhtsftreite, in 
welchem fein Zeugniß erfordert wird, der einen oder 
ber anderen ber ftreitenden Parteien bedient geweſen 
ift, für unzuläffig erklären. 

vgl. 1.25. D. de testibus. (22, 5.) „Mandatis 
cavetur, ut praesides attendant, ne patroni 
in causa, cui patrocinium praestiterunt, 
testimonium dicant. 
e. 4. qu. 2. 3., c. 3. $. 19. Deer. Grat. P. I. 
c. 3. de test. et attest. in VIto. (II, 20.) 
Allein nirgends findet fich in den Geſetzen eine Be 
fimmung des Inhalts, daß Sachwalter auch in Fäls- 
fen der bier vorliegenden Art, in welchen diefelben 
im Auftrage der einen oder der anderen der fpäter 
in Streit gerathenen Parteien vor Ausbruch des 
Proceffes thätig geworden find, zum Zeugnifle nicht 
zuzulaffen feien; auch geftatten die Gefege in Fällen 
diefer Art nirgends dem Sachwalter das Recht, bie 
Ablegung des von ihm geforderten Zeugniffed nach 
Belieben zu verweigern. 

Nun will Man zwar nicht verfennen, daß es ges 
wife, in den befonderen Verhältniffen des concreten 
Falles begründete Rüdfichten geben kann, welche die 
von einem Sachwalter erklärte Verweigerung feines 
Zeugnifjes als gerechtfertigt erfcheinen lafjen, und es 
wird dies indbefondere 3. B. dann der Fall fein, 
wenn berjelbe in die Lage fommen würde, Geheim— 
niffe, welche ihm von dem Glienten lediglich im Hin— 
blif auf feine Stellung als Sachwalter und im 
Vertrauen auf die ihm in biefer Beziehung durch bie 
obengedachte Vorfchrift der Advocatenorpnung aufs 
erlegte Verpflichtung zur Verfchwiegenheit anvertraut 
worden find, zu verrathen, oder, wenn er befürchten 
müßte, durch feine Ausfagen ein Befenntniß feiner 
eigenen Schande zu geben, beziehentlich ſich einer 
civil» oder criminalrechtlichen Berantwortlichkeit aue⸗ 
zuſetzen. 

Hommel, Rhaps. obs. 211. sub v. „advocatus“ 
und sub v. „complex delicti‘“. 
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Im Allgemeinen aber, und fo lange Rüdfichten 
diefer Art nicht nachgewiefener Maafen vorliegen, 
muß man nad Maaßgabe der obgedachten geſetz— 
lien Beftimmungen von dem Grundſatze ausgehen, 
daß Sadjwalter im Betreff folcher Angelegenheiten, 
welche von ihnen außerhalb eines Procefjes beforgt 
worden find, zuläffiger Weife ald Zeugen benannt, 
beziehentlich im Falle ihrer Weigerung zu Ablegung 
ded Zeugniffes mittelft rechtlicher Zwangsmittel ans 
gehalten werben können, und es ift diefer Grundſatz 
indbefondere von der fächfifchen Praris vielfach an- 
erkannt tworden. 

vgl. Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, 1846. 
©. 296., 1848. ©. 212. 

Adermann’s Rechtsſätze, Neue Folge, VII. 
©. 242. 

Seuffert, Archiv für Entſcheidungen, II. no. 221. 
©. 284 fig. 

Was nım den vorliegenden Fall anlangt, fo hat 
der Kläger Bl. — das Zeugniß des Adv. X. lediglich 
zu dem Beweife der in der Klage vorgebrachten, von 
dem Beklagten beim — Einlaffjungspunfte Bl. — 
geleugneten Thatfache erfordert, daß die Bl. — ger 
dachten, über das in der Klage bejchriebene Grund— 
ftüd -zwifchen dem Bl. — genannten R. und dem 
DI. — genannten G., beziehentlich zwifchen Legterem 
und dem Beflagten zu Stande gefommenen, Bl. — 
und Bl. — zu lefenden Kaufverträge nur zum 
Scheine abgefhloffen worden, während in Wirklich 
feit nur zwijchen Bellagtem und dem genannten R. 
ein Taufchvertrag über die Bl. — gedachten Haus- 
grundftüde des Erfteren und das ſchon erwähnte 
Landgrundftüd des Lepteren zu Stande gefommen 
fei. Gleichwohl hat Kläger fih Bl. — lediglich dar 
auf bezogen, daß die fraglichen Kaufsverhandlungen 
auf der Erpebition des Adv. F. ftattgefunden haben 
und daß die bezüglichen Kaufverträge von dem ge— 
nannten Sadhwalter entworfen worden feien. 

Welche Mittheilungen hierbei dem Lepteren von 
den Eontrahenten über den eigentlichen Zwed und 
das Weſen der gedachten Haufverträge gemacht wor- 
den feien, fo wie in welcher Weife eine Mitwirkung 
des genannten Sachwalters behufs des Zuſtande— 
fommend jener angeblichen Sceingefchäfte ftatt 
gefunden habe, läßt fi} aus den Angaben Klägers 
nicht erfehen; man vermag daher auch nicht zu bes 
urtheilen, ob und inwieweit es ſich hierbei um Ges 
heimniſſe handele, weldhe dem genannten Sachwalter 
von den Gontrahenten anvertraut worden feien, oder 
inwieweit berfelbe bei Ablegung des von ihm gefor« 
berten Zeugniffes in die Lage fommen fönne, ein 
ihm zur Unehre gereichendes Bekenntniß zu machen, 
beziehentlich ſich einer civil» oder criminalrechtlichen 


Verantwortung auszuſetzen. Der Umſtand allein 
aber, daß die in Rede ſtehenden Verhandlungen auf 
der Erpedition des genannten Sachwalters ftatt- 
gefunden, kann nicht zu der Annahme führen, daß 
dieſelben als Mittheilungen zu betrachten ſeien, welche 
ihm von den Contrahenten lediglich im Vertrauen 
auf feine Stellung ald Sachwalter gemacht worden 
feien und deren Geheimhaltung ibm nad) der oben 
gedachten Borfchrift der Advocatenordnung zur Pflicht 
gemacht werden müßte, und es geben insbefondere 
aud die Ausfagen des DI. — flg. des miteingefen- 
deten Actenhefis unter — abgehörten Zeugen R. 
für eine derartige Annahme feinen genügenden 
Anhalt, 


Läpt fi fonach bei dem gegenwärtigen Stande 
der Sache nicht überfehen, ob eine der Rüdfichten, 
welche die Verbindlichkeit des genannten Sachwalters 
zur Ablegung des geforderten Zeugniſſes auszuſchlie— 
sen vermöchte, in Frage fommen werde, fo hat Man 
au die von dem genannten Sadjwalter erflärte 
Weigerung gegen die Ablegung feines Zeugniffes zur 
Zeit wenigitens ald ungerechtfertigt und den An- 
trag Klägers auf Anwendung ber rechtlichen Iwangs⸗ 
mittel gegen denfelben als gegründet anfehen müfs 
fen. ıc. 

Gegen diefe Verordnung appellirte nun zwar der 
ald Zeuge benannte Advocat F. an das Königl. 
Oberappellationdgericht. Lepteres verwarf jedoch die 
eingewendete Berufung ald eine mit Rüdjicht auf 
die Geringfügigfeit ded Streitgegenftandes unzu— 
läffige. 

Hiernaͤchſt hat fih das Königl. Appellationg 
gericht zu Dresden über die Frage, ob ein Sach— 
walter in Bezug auf einen Rechtsftreit, bei welchem 
er einmal thätig gewefen ift, von der einen oder der 
anderen Partei zuläffiger Weife ald Zeuge benannt 
werben fönne, unter dem 15. November 1862 fol- 
gender Maaßen ausgefprochen: 


„Anlangend die Brage, ob der Bl. — unter 1. 
ald Zeuge benannte Sachwalter, nachdem derfelbe 
nah Bl. — noch bei dem Beginne des gegenwärti- 
gen Rechtsöſtreites dem Kläger ald Anwalt bedient 
geweſen, jept von der Beflagten zum Zeugen gegen 
den Erfteren zuläffigerweife benannt werben fönne, 
jo it allerdings die Auslegung der in dieſer Bezie- 
hung vorhandenen geſetzlichen Beftimmungen 

l. 25. D. de testibus. (22. 5.) 
„Mandatis cavetur, ut praesides attendant, 
ne patroni in causa, cui patrocinium praesti- 
terunt, testimonium dicant.“ 

c. 4. qu. 2. 3. can. 3. $. I. Decr. Grat. II. 

c. 2. de test, et attest, in VIto. (II. 10.) 


namentlich unter den Älteren Rechtslehrern fehr bes 
firitten. Denn während die Einen die I. 25. cit. 
ganz allgemein dahin verfichen, daß Apvocaten in 
denjenigen Rechtöftreitigfeiten, in welchen fie einer 
der Parteien bereits ald Sachwalter bedient geweſen, 
weder für noch gegen diejelbe zum Zeugniffe zuzu— 
lafien feien, 

Hommel. Rhaps. Obs. 211. s. v. „advoca- 

tus,“ 
Leyser, Medit. ad Pand. spec. 554. med. 11. 
befchränfen fie Andere auf die Fälle, in welchen der 
Sachwalter von feinem früheren Elienten ald Zeuge 
für diefen benannt wird, während fie das Zeugniß 
deſſelben gegen den Lepteren für zuläffig erflären, 
Mascard, de prob., lib. 3. conel. 66. no. 9. 
Farinacius, de testibus, lib. VI. qu. 60. 
no. 170. 

Lauterbach, Comp. jur. ad 1, 25. D. de test. 
(22. 5.) 

Brunnemann, Comment. in Pand., lib. 22. 5. 
De test. 1. 25. 

Martinus, Comment. in ord. proe. jud., tit. XX. 
$. 2. XII. no. 226. 

Carpzov, Resp., lib. III. tit. IX. resp. 92. 
no. 9. und 10. 

Berger, Electa disc. for., tit. XXII. p. 720. 
no. 7. 

welcher Letztere in der 

Oeconomia juris, lib. IV. tit. 24, th. IL. unter 2, 
fogar jo meit geht, daß er den Sachwalter felbft 
während des zwifchen ihm und feinem Clienten be— 
ftehenden Auftragsverhältniffes zum Zeugnifie gegen 
den Letzteren zuläßt, wenn die den Gegenftand bes 
geforderten Zeugniffes bildende Wiſſenſchaft deffelben 
auf anderen Quellen, als den ihm von dem Elienten 
jelbft gemachten Mittheilungen beruht. 


Die genannten Bertheidiger der reftrictiven Inter 
pretation jener Beftimmung weichen indeß unter fich 
felbft wiederum infofern ab, als die Einen, wie 

Mascard, a. a. O. 

Lauterbach, a. a. O. ’ 
da, wo fie das Zeugniß des Sachwalters zulaffen, 
aud eine Verpflichtung deffelben zur Ablegung 
des Zeugniffed anerkennen, während Andere ihm das 
Recht zur Berweigerung des Zeugniffes und zwar 
zum Theil, wie 

Berger, in den Elect. disc. for. a. a. O. 

Farinacius, a. a. O. no. 171. 
ganz unbeſchraͤnkt, zum Theil, wie 

Martinus, a. a. O. no. 227. 

Brunnemann, a. a. 0. 
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wenigftend dann zugeftehen, wenn berfelbe außerdem 
in die Lage fommen würde, Mitteilungen zu vers 
rathen, welde ihm von feinem Glienten in dem 
Vertrauen gemacht worden find, daß er fie geheim 
halten werbe. 


Diefen verfchiedenen, vielfach unter ſich abwei- 
chenden Anfichten gegenüber hat in neuerer Zeit in 
überwiegender Weife die Doctrin fowohl, wie die 
Praxis, und namentlich die fächfifche, im Anfchluffe 
an die Meinung Hommel's und Leyfer’d, bie 
Berufung auf das Zeugniß des Sachwalters in Fällen 
der hier fraglichen Art, gleichviel von welcher der 
ftreitenden Parteien fie ausgehen mag, ald unbedingt 
unzuläffig bezeichnet. 

Linde, in der Zeitfchrift für Civilrecht u. Proceß, 
I. ©. 234. 

Wetzell, Syitem des ordentlichen Civilproceſſes, 
$. 23. 

Wochenblatt für merfwürdige Rechtsfälle, 1848. 
©. 212. 

Auch das Königliche Appellationsgericht gu Dres» 
den hat in verfchiedenen, bisher zu feiner Cognition 
gelangten Rechtsſachen 

vgl. Adermann, Recisfäge, N. F. Band VIIL 

S. 243 fig. 

die gleiche Anficht befolgt und findet auch gegenwär« 
tig feinen Grund, von derfelben abzugeben. Denp 
diefe Anficht entfpricht ebenfowohl dem Wortfinne 
der obenerwähnten gefeglichen Beftimmungen, welche 
in feiner Weife unterfcheiden, von welcher Partei im 
concereten Falle das Zeugniß des Sachwalters gefor- 
dert worden ſei, beziehentlich auf welche Quellen fich 
daſſelbe ftüge, fondern es ganz im Allgemeinen für 
unzuläffig erklären, wie auch der Natur der Berhält- 
niffe, in denen man ben Grund jener Beftimmungen 
zu fuchen hat. Zwar fällt, wie man auf den von 
Garpzov a. a. D. erhobenen diesfallfigen Einwand 
zugeben fann, der hauptfächlichfte Grund, welder 
der fraglichen Geſetzesvorſchrift inſoweit, ald man 
daraus die Unguläffigfeit des Sachwalters ald Zeus 
gen für den Elienten herleitet, untergelegt zu werben 
pflegt, die bei dem Erfteren vorauszufepende günftige 
Meinung für die Sache feines Elienten und die enge 
Verbindung der Intereffen des Sachwalters mit denen 
des Elienten in denjenigen Fällen, in welchen das 
Zeugniß des Erſteren gegen den Letzteren geforbert 
wird, hinweg; unrichtig aber ift die fernere Behaup⸗ 
tung Carpzov's, daß in Fällen der letztgedachten 
Art Rüdfihten, aus denen fi die Anwendung der 
mehrerwähnten Gefegesvorfchrift auf diefelben recht⸗ 
fertigen laffe, überhaupt nicht vorhanden feien. 
Denn wenn man auch zunäcft daraus, baß ber 
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Sadwalter, welcher ald Zeuge gegen feinen früheren 
Elienten aufgerufen wird, in Die Lage fommen fann, 
mit früher von ihm aufgeftellten Behauptungen in 
Widerfpruch zu gerathen, oder wohl gar durch feine 
Ausfage zu feiner eigenen Echande den Beweis zu 
liefern, daß er wider befferes Wiſſen und unter ftraf> 
barer Verlegung der ihm in feiner Eigenſchaft als 
Sachwalter gefeglich obliegenden Berpflichtungen eine 
ſchlechte Sache geführt habe, nur eine Befugnif 
defjelben zur Ablehnung des von ihm geforberten 
Zeugnifies, nicht auch für den Fall, daß er dennoch 
zur Ablegung deffelben bereit wäre, feine Unzuläſſig— 
feit herleiten wollte, 

Hommel, Rhaps. obs. 211. s. v. „turpitudo“ 

v. „complex delicti‘. 

fo folgt die leßtere doch mit innerer Nothwendigfeit 
aus der Natur des zwifchen dem Sadwalter als 
folchen und dem Elienten, welcher zu einem ihn bes 
treffenden Nechtsftreite deſſen Beiftand in Anſpruch 
nimmt, beftehenden Berhältniffed. Denn wenn der 
Elient dem Sachwalter die thatfächlichen Verhältniffe 
der ftreitigen Angelegenheit rückhaltolos offenbart und 
die Führung feiner Sache vertrauensvoll übergiebt, 
fo geht er dabei von der Vorausſetzung aus, daß 
derfelbe feine, des Elienten, Interefien beftend wahr« 
nehmen, die bejonderen Umftände des in Streit ges 
zogenen Rechtöverhältniffes, foweit fie für ihn ſprechen, 
in einer ihm günftigen Zufammenftellung zur Geltung 
bringen, foweit died aber unthunlich, als ein Ge: 
heimniß bewahren, am wenigften aber zu feinem 
Nachtheile verwenden werde; und er ift zu dieſer 
Borausfegung durch die Gefege ſelbſt berechtigt, 
welde 

vgl. Advocatenordnung für das Königreich 

Sacdfen vom 3. Juni 1859. $. 3. 

dem Sachwalter die Pflicht auferlegen, fi der Sache 
des Elienten mit Treue und Gewifjenhaftigfeit ans 
zunehmen und über etwanige, ihm hierbei befannt 
werdende Geheimniffe Verfchwiegenheit zu bewahren. 
Wenn nun aber vor Yugen liegt, daß ein derartiges 
Vertrauen des Elienten zu dem Sachwalter von 
vornberein undenfbar ift, fobald der Erftere von der 
Befürdtung ausgehen muß, daß der Sadwalter 
noch in dem nämlichen Proceffe, in welchem er Jenem 
feinen Beiftand zugefagt und zum Theil gewährt hat, 
nach inzwifchen erfolgter Wiederauflöfung des Auf- 
tragsverhältniffes zum Angriffe gegen ihn benugt 
werben möge, andererſeits aber das unbejchränfte 


Vertrauen des Elienten zum Sachwalter die Vor— 
bedingung für den glüdlichen Erfolg der Thätigfeit 
des Lepteren und mithin für die Erreihung des dem 
Amte ded Anvocaten als folden im allgemeinen 
Intereffe des Staats innewohnenden, auf die Hei— 
ftellung des Rechts gerichteten Zweds bildet, fo er= 
ſcheint es nicht blos als ein wohlbegründeted Recht 
des im einzelnen Falle betheiligten Elienten, jondern 
als eine im öffentlichen Intereffe bedingte Borberung, 
daß dem Sachmalter ebenjowenig das Recht, wie 
die Verpflichtung beigelegt werde, von der Wiſſen— 
ſchaft, welche er, fei es durch die ihm von dem 
Elienten felbit gemachten Mittheilungen, fei es durch 
die im Auftrage und Intereſſe deſſelben aufgewen- 
dete, eigene Thätigfeit, in beiden Fällen in Folge 
des ihm durch die Ertheilung des Auftrags von dem 
Elienten bewiefenen Vertrauens von den Rechtövers 
hältniffen des Lepteren erlangt bat, in irgend einer 
Weife zu deſſen Nachtheile Gebrauch zu machen. 
Hieraus folgt aber von felbit, daß auch dad Zeugniß 
defielben gegen feinen Glienten in Fällen der bier 
fraglichen Art als ſchlechterdings unzuläffig bezeichnet 
werden muß. Auch fann, was ben vorliegenden 
Fall anlangt, auf den von der Bellagten BL. — 
hervorgehobenen Umftand, daß die Thatfachen, über 
welche der Bl. — genannte Sachwalter zu dem 
— Beweisartifel abgehört werden foll, die von dem» 
felben im Monat —, aljo (vgl. Bl. —) vor Anftel 
lung der gegenwärtigen Klage, im Intereffe des 
Klägers mit der Beklagten gepflogenen Verhandlun— 
gen betreffen, in Rüdjicht darauf, daß der genannte 
Sadmalter dem Kläger noch während des bald 
darauf von diefem anhängig gemachten Procefjes 
bedient gewefen it, nach dem oben Ausgeführten 
ihon an fid) etwas Erhebliches nicht anfommen, im 
vorliegenden Falle aber um fo weniger, ald dieſe 
Verhandlungen im engften Zufammenbhange mit der 
gegenwärtigen Rechtsſache ſtehen und ihrer Beſchaf— 
jenheit nach im eigentlichen Sinne als ein auf dies 
felbe bezügliches Geheimniß anzuſehen find." 
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Ueber bie rechtliche Wirkung eines Zugeftänd- 

niffes, welches eine Partei außerhalb des Pro- 

ceffes, beziehentlich gegenüber einer öffentlichen 
Behörde abgelegt bat. 


Mitgetheilt von 
Herrn 8, in ©. 


Gegen den Hausbefiger P. zu G., welcher per- 
fönliche Schanfconceffion erhalten hatte, war ber 
Verdacht entitanden, daß er dieſe Eonceffion an 
Julius E. verpachtet habe. In Folge deſſen wurden 
von Seiten des Stabtrathbs zu ©. Erörterungen 
angeftellt und hierbei hatte P. am 18. December 
1861 zu Protofoll erflärt, daß er das Bier, welches 
in feiner Wirthſchaft getrunfen worden, für feine 
Rechnung und Gefahr beziehe und nur durch Julius 
E. beforgen laſſe. 

In einem fpäter zwiſchen dem Brauereibeſitzer 
2. zu R., als Klägerm, und gedachtem P., als 
Bellagtem, bei dem Juſtizamte F. anhängig gewor- 
denen Procefje wurbe die Entfcheivung von nach— 
ftehendem, dem Beklagten zuerfannten Eide abhängig 
gemacht: 

daß er den jetzigen Gaſthofobeſitzer Julius €. 
zu D. im Jahre 1861 bis zum Monat April 
1862 feineswegs mit Führung und Verwaltung 
ber in feinem am Marfte zu ©. gelegenen Haufe 
betriebenen Schankwirthſchaft beauftragt, ihm 
auch nicht Auftrag ertheilt, die Bl. — verzeich 
neten Bierquantitäten zu den babei bemerften 
Preifen für ihn bei dem Kläger zu beftellen. 

In dem anberaumten Schwörungstermine erklärte 
fi Beklagter zu Ableiftung diefes Eides bereit und 


Rathsacten, daß er die obenerwähnte, am 18. Decem- 
ber 1861 vor dem Stabdtrathe zu G. zu Protokoll 
abgegebene Erflärung wider die Wahrheit abgegeben 
habe. 

Der Kläger widerfpradh der Abnahme des Eides 
und das Procefgericht ertheilte hierauf, nach vor- 
gängiger Anberaumung eines Inrotulationdterming, 
folgenden Beſcheid: 

„Weil die Bl. — flg. zu lefende Entfheidung 
zunächft von einem dahin gehenden Eide des Be- 
Hagten, 

daß er den jegigen Gafthoföbefiger Julius E. 
zu D. im Jahre 1861 bis zum Monat April 
1862 feineswegs mit Führung und Verwal— 
tung der in feinem am Marfte zu ©. gelegenen 
Haufe betriebenen Schankwirthſchaft beauftragt, 
ihm auch nicht Auftrag ertheilt, die Bl. — ver 
zeichneten Bierquantitäten zu den dabei bemerfs 
ten Preifen für ihn bei dem Kläger zu ber 
ftellen, 
abhängig gemacht worben ift, der gegen die Ablei- 
ftung dieſes Eides in dem Schwörungstermine Bl. — 
Eeiten des Klägers erhobene Widerfpruch aber nicht 
unbeachtet bleiben fann, wenn man erwägt, daß . 
Bellagter Inhalts des von ihm ſelbſt Bl. — produ⸗ 
cirten, Bl. — flg. in beglaubigter Abfchrift zu den 
gegenwärtigen Acten genommenen Rathöprotofolles 
dem Stadtrath zu ©. gegenüber am 18. December 
1861 erflärt hat, 
daß er das Bier, welches in feiner Wirthſchaft 
getrunfen werde, für feine Rechnung und 
Gefahr beziehe und nur durch €. beforgen 
laſſe, 
eine Erklaͤrung, welche als Geſtaͤndniß auch dem 
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Kläger gegenüber um fo gewiffer aufzufaffen ift, als 
fie unter Umftänden und Berhältniffen, die nicht 
füglih eine andere Abficht, ald die, die Wahrheit zu 
jagen, vermuthen laſſen, nämlich gegen die vorgefeßte 
Obrigkeit nach vorgängiger Ermahnung zu Erftat- 
tung wahrbeitsgemäßer Ausfage, abgelegt, — auch 
inzwifchen ein glaubhafter Nachweis, daß jenes 
Bekenntniß wider die Wahrheit und in der Abficht, 
die Obrigkeit zu täufchen, abgelegt worben fei, nicht 
actenfundig geworben ift, 

hiernach aber die Thatfache der E.’n zu Beſtel— 
lungen ber vorliegenden Art ertheilten Beauftragung, 
deren eidliche Ablehnung dem Beklagten nadjgelaffen 
geweien, nunmehr für zugeftanden erachtet, mithin 
gedadter E. als Inftitor des Beflagten mit einem 
allgemeinen und unbeſchraͤnkten Auftrage, alle dies 
- jenigen Biere, welche zu den Bl. — gedachten Zei— 


ten in bes Beklagten Wirthſchaft gebraucht worden, 


zu beftellen und für ihn, den Bellagten, in Empfang 
zu nehmen, angefehen und Letzterer, den Kaufpreis 
für die von E. wirflich beftellten und in Empfang 
genommenen Biere an die Lieferanten zu bezahlen, 
für ſchuldig erachtet werden muß, 

und nun zwar die Nichtzulafiung des Bellagten 
zu dem BL. — geförmelten Eide an ſich eine unbe 
dingte Gondemnatoria noch nicht zur Folge haben 
würde, da berfelbe die erfolgte Beſtellung für und 
Lieferung in feine Wirthfchaft Bl, — in Abrede ger 
ftellt und demnach die Auflegung eines anderweiten 
Delatums über die erfolgte Lieferung der in Rede 
ftehenden Biere an feinem Plage gewefen fein würde, 
wenn nicht einer ſolchen Erwägung die eingetretene 
Rechtökraft des BI. — flg. zu lefenden Befcheides, 
wie auch der Umjtand, daß der Beflagte in der 
Schlußeingabe Bl. — diefe Lieferung zur Genüge 
zugeltanden, entgegenftünbe, 

fo ift der Beklagte zu der BI. — erfannten Eides- 
leiftung weiter nicht zu laffen, vielmehr hat es, nach— 
dem inzwijchen auch der Kläger bas ihm auferlegte 
Affertorium geleiftet hat, bei der BI. — eventuell 
audgejprochenen Berurtheilung des Bellagten nun— 
mehr fchlechterdings fein Bewenden, es ift auch Ber 
flagter die durch die im Schwörungstermine entitan- 
dene Differenz fernerweit erwachfenen Koften ab» und 
dem Kläger zu erftatten ſchuldig.“ 

Auf eine Seiten ded Bellagten gegen diefen 
Beſcheid eingewendete Appellation erkannte das 
Königlihe Appellationsgeriht zu Zwidau 
unter dem 8. October 1863 reformatorifch: 

„Weil die Angaben, welche nah den Bl, — 
und flg. befindlichen beglaubten Wbfchriften der Ber 
klagte dem Stadtrathe zu G. gegenüber bezüglich fei- 
ned Berhältniffes zu dem Kellner Julius E. gemacht 


hat, zwar mit denjenigen Behauptungen, welde 
Bellagter Über daſſelbe Verhältniß in dem gegen- 
wärtigen Proceſſe aufgeftellt hat, im Widerſpruche 
ſtehen, dennoch der Beklagte hierdurch an ſich noch 
nicht für unfähig erklärt werden fann, den Bl. — 
techtsfräftig erfannten Eid, wenn es nur fonft mit 
gutem Gewiſſen gefchehen fann, zu leiften, anerwos 
gen bier der in Art. 226. des Strafgejegbuchs vors 
gefehene Fall der Eidesunfähigkeit ald gefepliche Folge 
wirflich geleiteten Meineides nicht vorliegt, die vom 
Beflagten dem Stadtrathe zu ©. gegenüber gemach— 
ten Verficherungen aber nicht ald Geftänpniffe def. 
felben im Verhaͤltniſſe zu dem Kläger aufgefaßt wer« 
den fönnen und daher, wenn Bellagter gegenwärtig 
behauptet, daß er damals dem Stadtrathe die Un— 
wahrheit gefagt babe und der genannte E. bei Aus- 
übung der ihm, dem Bellagten, verwilligten pers 
fönliben Scanfnahrung wirklich nicht als fein 
Geſchaͤfisfüͤhrer, ſondern nur als Pachter auf eigne 
Gefahr und Rechnung gehandelt habe, diefer Man- 
gel an Wahrhaftigfeit zwar einen üblen Schein auf 
den Bellagten und deſſen Gewiffenhaftigfeit zu wer- 
fen geeignet ift, nichtsdeſtoweniger aber ihn nicht 
von der Ableiftung des erfannten Eides unbedingt 
ausjchließt, indem jene Angaben gegen den Stadt 
rath nur dazu dienen können, dem Beklagten im 
Echwörungdtermine vorgehalten gu werben, während 
im Uebrigen feinem Gewiſſen überlaffen werden 
muß, ob er in Hinblid auf die erwähnten Angaben 
gegen den Stadtrath und in Berüdfichtigung einer 
erwa ihm bevorftchenden Unterfuhung wegen Mein- 
eids oder leichtfinnigen Eides defien ungeachtet bes 
fagten Eid wirklich mit unverlegtem Gewiffen zu 
leiften im Stande ift: 

fo ift e8 bei dem — Beſcheide (erſter Inftanz), 
ſoweit darin erfannt ift, daß Bellagter zu der BI. — 
erfannten Eidesleiftung nicht zu laffen fei, es viel 
mehr bei der Bl. — eventuell ausgefprochenen Vers 
urtheifung ded Beklagten nunmehr ſchlechterdings 
jein Bewenden babe, nicht zu laffen, fondern es ift 
anderweiter Echwörungstermin unter den gejeplichen 
Verwarnungen anzuberaumen, in dieſem dem Bes 
flagten über feine erwähnten Angaben gegen den 
Stadtraty nochmals ernftlicher Vorhalt unter den 
erforderlichen Abmahnungen zu thun, und bewendet 
ed jodann, wenn Bellagter deſſen ungeachtet den 
DL. — geförmelten Eid leiften würde, bei demjeni- 
gen, was für den Hall diefer Eidesleiſtung durch 
den Beſcheid Bl. — und flg. in der Hauptfadhe ſo— 
wohl, als auch der Unfoften halber bereits aus— 
geſprochen worden ift. 

Dabingegen iR in Erwägung, daß Bellagter die 
durch diefen Zwifchenfall entftandenen Weiterungen 
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allein verſchuldet hat, die hierdurch entſtandenen 
Koften alfo ihm zur Laſt fallen müffen, der Beſcheid 
im Uebrigen und foweit bei der dritten Befchwerbe 
noch weiter gegen ihn appellict worben ift, wie hier 
mit gefchieht, zu beflätigen.” 

Diefes Erfenniniß wurde auch der vom Kläger 
dagegen eingewenbeten Appellation ungeachtet mittels 
eines am 23. Mai 1864 publicirtien Erfenntniffes 
des Königlichen Dberappellationsgerichts zu 
Dresden aus folgenden Gründen beftätigt: 

„Die Entſcheidung über Die von dem Kläger 
gegen das vorige Erfenntniß eingewandte Appella- 
tion hängt in der Hauptſache von Beantwortung 
der Frage ab, ob die Angaben, welche Bellagter 
nad Inhalt der fol. — sq. in beglaubter Abſchrift 
befindlichen Regiftratur bei dem Stabtrathe zu ©. 
bezüglich feines Verhältniffes zu dem Kellner Julius 
€. gemadt hat, und die mit feinen Behauptungen 
in gegenwärtigem Proceſſe in Widerſpruch fichen, 
von ber Befchaffenheit find, daß derfelbe zur Ableis 
fung des früher rechtöfräftig erfannten Eides nicht 
weiter gelaffen werden fönne. Diefe Frage hat man 
mit der vorigen Inſtanz zu verneinen gehabt. Schon 
im Allgemeinen ift nämlich davon auszugehen, daß 
Zugeftändniffen einer Partei, die dritten Perfonen 
gegenüber und außerhalb des Proceſſes erfolgt find, 
wenigfiens in der Regel nicht, fondern nur unter 
befondern Umftänden rechtliche Wirkung und Beweis: 
fraft beizulegen ift, und ebenfowenig wird leßtere 
ohne Weiteres ſchon dadurch begründet, daß Bes 
fenntnifie jener Art vor einer öffentlichen Behörde 
abgegeben worben find. Demgemäß erjcheint nun 
die Annahme einer folchen Beweiskraft auch in vor 
liegendem Balle nach der Beſchaffenheit der gedach— 
ten Erflärungen des Bellagten nicht gerechtfertigt. 
Allerdings hat fich derfelbe, wie ſchon bemerft, sec. 
fol. — über fein Verbältniß zu benanntem E. in 
einer feinen jegigen Behauptungen zuwiderlaufenden 
Weife geäußert; allein diefe Angaben, welche vor 


dem Stadtrathe zu ©. bei Gelegenheit der von ihm. 


über die Bewandtniß jenes Verhältniffes angeftellten 
Erörterungen, mithin bei einer zu dem Kläger gar 
nicht in Bezichung flehenden Veranlafjung damals 
erfolgt find, fönnen nad Obigem als dem Bellagten 
in vorliegendem Rechisftreite ſchlechterdings entgegen» 
tretende Geſtaͤndniſſe nicht betrachtet werden. 

Das von dem Kläger fol. — angeführte Beis 
fpiel *) ift hier nicht zutreffend, aus dem aber, was 


*) daß nämlich die bei einer ſtaͤdtiſchen Behörbe bewirkte 
Anzeige eines Kaufmanns über Errihtung einer Firma bedeu⸗ 
fungslos wäre, wenn ber gedachten Grflärung des Beklagten 
vor dem Stabtrathe zu ©. alle rechtliche Wirkung abgeſprochen 
werben follte, 


felbiger in Hinfiht auf das dem Bellagten wegen 
der erwähnten falfhen Angaben beigumefjende bolofe 
Gebahren vorgebradht hat, läßt ſich ohne Weiteres 
deſſen Verbindlichkeit zur Gewährung der in gegen» 
wärtigem Proceffe geltend gemachten Forderung nicht 
ableiten. 

Man hat daher der vorigen Inftanz beizuftimmen 
gehabt, daß dem Bellagten, wie mit Rüdficht auf 
feine mehrgedachten Behauptungen auch bereits 
fol. — sq. dargelegt ift, die Ableitung bed erfann- 
ten Eides fo unbedingt nicht verfagt werben fünne, 
es ift jedoch derfelbe fol. — auf die diefer Eides— 
feiftung entgegenftehenden Bedenken mit Recht noch 
befonders aufmerkſam gemacht, und der Entjcheidung 
der fol. — erfichtliche Vorhalt hinzugefügt worden. 

Die Eompenfation der durch die frühere und 
gegenwärtige Berufung erwachfenen Unfoften war 
ſchon wegen des eingetretenen Wechfeld der Erfennts- 
niffe auszuſprechen.“ 


109. 


Lex commissoria beim Kaufe und beim Pacht: 
und Miethvertrage. — Einrede des nicht 
erfüllten Bertrags. 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. in ©. 


Die thatfächlihen Verhältniffe ergeben ſich volls 
ftändig aus den den Erfenntniffen erfter und zweiter 
Inftanz beigefügten Entfcheidungsgründen. 

I. Befcheid des Königl. Gerichtsamtes E,, 
publicirt ben 17. December 1863: 

„Daß der nah Bl. — zwifchen Klägerm und 
Bellagtem abgefchloffene Bachtvertrag wiederum aufs 
zubeben, Bellagter die in $. 1. befagten Pachtver⸗ 
trags näher bezeichneten Pachtlocalitäten und Räume 
fofort zu Vermeidung der Ermiffion mit den Geini- 
gen und feinen Effecten zu räumen, deögleichen diefe 
PBachtlocalitäten und Räume fammt den in bem 
Pachtvertrage Bl. — unter I fpeciell verzeichneten 
Inventariengegenftänden Klägerm zurüdzugeben, 
demfelben auch die am 15. Juni 1863 mit 87 Thlrn. 
15 Ngr. —- fällig geweſene Pachtgelderrate nebft 
Zinfen ded Berzugs davon vom Faäͤlligkeitstermine 
an gerechnet, jedoch unter Abzug der darauf bereits 
abfhläglih und in Abrechnung bezahlten 5 Thlr. 
5 Nor. —⸗ bei Vermeidung der Hülfsvollſtreckung 
zu bezahlen, fowohl die durch den gegenwärtigen 
Rechtsſtreit veranlaßten ges und außergerichtlichen 
Koften ab» und refp. dem Kläger zu erftatten ſchuldig; 
es bleibt ihm aber unbenommen, die Bl. — unter 


No. 3. a. und b. behaupteten Gegenanfprüce in ber 
Widerflage weiter auszuführen. 
Gründe: 

Nach Ausweis des ber Klage zu Grunde gelegten 
und von dem Beklagten im Güte und Rechtötermine 
DI. — ausprüdlich anerfannten Pachtvertrags d. d. 
H., den 2. December 1861 Bl. — hat der Kläger 
an den Bellagten die Bl. — und Bl. — fpeciell 
aufgeführten, zu Klägers unter No. 40. des Local: 
brandverficherungsfatafters, fowie unter Fol. 37. des 
Grund» und Hppothefenbuchs für H. eingetragenem 
Bafthofsgrundftüd gehörigen Localitäten und Räume 
fammt der darauf ruhenden vollen Gafthofsreal: 
gerechtigfeit und dem sub ) aufgeführten Inventa- 
rium auf brei hintereinander folgende Jahre, als 
vom 15. December 1861 an bis mit dem 15. Decem⸗ 
ber 1864 für ein jährliches Pachtgeld von 175 Thlen. 
—⸗ — verpachtet und hat der Bellagte, als Ab- 
pachter, fich dabei verbindlich gemacht, das jährliche 
Pachtgeld an 175 Thlen. — — in halbjäbrlichen 
Terminen eined jeden Jahres, und zwar mit 87 Thlrn. 
15 Ngr. — den 15. Juni und mit 87 Thlen. 15 Ngr. 
—s den 15. December, an den Berpadhter, Klägern, 
oder an wen ber Abpachter Ina gewiefen werben 
würde, zu entrichten. 

Dabei hat der Bellagte Bl. — Klägerm, als 
Verpachterm, das Necht eingeräumt, in dem Falle, 
daß er das halbjährige Pachtgeld 4 Wochen nach der 
Berfallgeit nicht entrichten folle in einem oder dem 
andern Falle, und wenn foldhes über diefe Zeit in 
Reft verblieben, den Pacht aufzuheben und ihn, den 
Abpachter, feines Pachtrechts für verluftig zu erfläs 
ren, auch die Pachtobjecte weiter zu verpachten ober 
fonft darüber zu bisponiren. 

Kläger führt nun in der Klage BI. — weiter an, 
daß der Bellagte die nurermähnten Pachtobjecte 
fämmtlich und zur feitgefegten Zeit übergeben erhalten 
habe, nichtödeftoweniger aber wiederholt mit Bezah— 
fung ber fälligen Pachttermine im Verzuge geblieben 
fei und fich fäumig erwiejen habe, auch auf die am 
15. Juni 1863 fällig gewefenen 87 Thlr. 15 Ngr. 
—s Bachtgelder Erinnerns ungeachtet nicht mehr als 
5 Thle. 5 Ngr. — bezahlt habe und mit 82 Thlen. 
10 Ngr. —⸗ feit dem 15. Juni 1863 in Reft ver 
blieben fei. 

Kläger findet fih nah BL. — hierdurch veranlagt, 
von feinem Rechte, den Pacht aufzuheben, Gebrauch 
zu machen, und ftellt das Petitum, 

zu entjcheiden, daß der zwifchen ihm und Bes 
klagtem nad Obigem abgefchlofjene Pachtvertrag 
aufzuheben, Bellagter ihm, dem Kläger, bie 
Pachtobjeete zurüczugeben, aud die feit dem 
15. Juni 1863 rüdftändigen Pachtgelver nad 
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Höhe von 175 Thlen. — —s auf das Jahr 
nebft Berzugszinfen zu bezahlen, nicht minder 
die Proceffoften ab» und ——— zu erſtat⸗ 
ten ſchuldig ſei. 
Gegen dieſe Klage hat nun der Bellagte BL. — 
eingewenbet: 
1. 
daß, weil in dem Klaggeſuch gebeten worden ſei, den 
Beklagten in bie feit dem 15. Juni 1863 rüdftän- 
digen, d. h. am 15. December 1863 erft fällig und 
flagbar werdenden Pachtgelder zu verurtheilen, die 
erhobene Klage zur Zeit noch nicht Statt habe, 
2 


daß auf Grund der in dem Pachtvertrage Bl. — 
enthaltenen caffatorifchen Elaufel die Aufhebung des 
Pachtvertrags nicht gefordert werben fünne, da Kläs 
ger feinem eigenen Zugeftändniß zufolge auf das in 
Rüdftand verbliebene Pachtgeld eine Abſchlagszah— 
lung von 5 Thlen. 5 Ngr. —» erhalten und anges 
nommen habe, mithin am 15. Juni 1863 die cafla- 
toriſche Elaufel nicht eingetreten fei. 
Außerdem hat 


Bellagter auch die Einrede der Compenfation vor⸗ 
gefhügt und dabei 
a) geltend gemacht, daß Kläger in einer frühern, 
zroifchen denjelben Parteien ebenfalls wegen rüdftän- 
digen Pachtgeldes anhängigen Erecutionsflagfache 
unter Zurüdweifung feiner Grecutionsflage in Ab» 
und Erftattung der Procepfoften und demnach auch 
zu Erftattung von 3 Thlen. 19 Nor. 3 Pf. Ertra- 
jubicialien des Sachwalters des Beflagten verurtheilt 
worben fei, welchen Koftenbetrag Kläger fich unter 
allen Umftänden auf Pachtgelder, welche er zu for— 
dern hatte, abrechnen zu laſſen fchuldig fein würde. 
Ferner behauptet Beflagter, 
b) daß ihm Kläger bei dem Pachtabſchluſſe noch 
ausdrüdlich zugefichert habe: 
„wie feinem zu verpachtenden Oafthaufe das, 
auch in Acten niedergefchriebene Recht zuftche, 
außer den jonft in dem Tangregulative befonders 
begünftigten Feſttagen allmonatlih zweimalige 
Öffentliche Tanzvergnügungen, am erften und 
dritten Sonntage jeded Monats, zu veranftals 
ten‘, 
diefe angebliche Berechtigung habe jedoch nicht eriftirt, 
wenigftend fei dem Beflagten die erbetene Erlaubniß 
zu Abhaltung von Tanzvergnügungen in dem ihm 
von dem Kläger zugelicherten Umfange von der com» 
petenten Polizeibehörde verweigert worden, fo, daß 
er im Jahre 1862 an 8 Tagen und im Jahre 1863 
an 10 Tagen den mit einer öffentlichen Tanzmuſik 
verbundenen und von ihm bei Beranichlagung ber 
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Pachtnutzung in Ausfiht genommenen Gewinn, den 
er auf 300 Thlr. —⸗ — «+ berechnet habe, einbüßen 
müffen. 

Auch diefe Summe will der Beklagte, wenigftens 
infoweit dadurch der Betrag der vom Kläger geltend 
gemachten Forderung getilgt wird, auf die Flägerifche 
Pachtgelverforderung fürzen. 

Bergl. Bl. — und BI. —. 
Soviel nun zunächft den Einwand 
unter 1. 
betrifft, fo ift derfelbe um deswillen als unerheblich) 
zurüdzumweifen, ald fi) in dem Gontert der Klage 
ausbrüdlich erwähnt befindet, daß der Bellagte auf 
die am 15. Juni 1863 fällig gewefene Pachtgelder⸗ 
tate von 87 Thlrn. 15 Ngr. — nur 5 Thlr. 5 Nor. 
— bezahlt habe und demnach mit 82 Thlrn. 10 Nor. 
—⸗ jeit dem 15. Juni 1863 in Reit verblieben fei. 

Es fann ſich alfo in der gegenwärtigen Klagſache 
um feine andere Rate, ald um die am 15. Juni 
1863 fällig gewefene, handeln. 

Hätte übrigens felbft der Kläger fehlerhaft petirt, 
fo würde dies 

vergl. Erl. Proc.»-Drbn. ad tit. V. 8. 1. und 2. 
vom Richter von Amtswegen zu verbeffern fein, wie 
denn aud), um etwaige Einwendungen und Unbeuts 
lichfeiten zu vermeiden, in dem bispofitiven Theile 
diefes Beſcheides die Verurtheilung des Beflagten 
in die am 15. Juni 1863 fällig gewefene Pachtgeld⸗ 
rate fammt Zinfen und abzüglich der darauf gelei- 
fteten Abfchlagszahlung ausdrücklich audgefprochen 
worben ift. 

Erheblicher ift der Einwand 

unter 2. 

Nach der Beflimmung in 8.2. des Pachtvertrags 
ift nämlich für den Fall, daß der Bellagte mit Ab» 
führung auch nur einer Pachtgeldraie 4 Wochen 
nad deren Berfallzeit in Rüdftand verblieben, Seiten 
Klägers die fofort eintretende Aufhebung des abge- 
fchloffenen Pachtvertrags ftipuliet und für Klägern 
ald Bermiethern die Berechtigung vorbehalten wor- 
den, den Pacht aufzuheben und den Pachter, Beflag- 
ten, feines Pachtrechts für verluftig zu erflären. 

Unzweifelbaft ift diefer Nebenvertrag als lex 
commissoria aufjufaffen. 

Nah den Beltimmungen des gemeinen Rechts, 
welche allein hier maafgebend find, fann nun ber 
Verfäufer, zu deſſen Gunften die lex commissoria 
einem Kaufe beigefügt worden, von biefer nicht weis 
ter Gebrauch machen, wenn er nach Ablauf der Frift, 
deren Innehaltung durch den gedachten Nebenvertrag 
hatte gefichert werden follen, annoch das Kaufgeld, 
einen Theil defielben oder auch nur Zinfen davon 
angenommen hatte, 


Vergl. Puchta, Pandecten, $. 263. not. m. ber 
T. Aufl. ° 
Puchta, Borlefungen über das heutige römifche 
Recht, herausg. von Rudorff, $. 87. ©. 181. 
unter $. 1. der 3. Aufl. 
Treitfchfe, Kaufvertrag, S. 101. not. 8. 
Adermann, Rechtöfäge, N.E. Bd. J. ©. 253 flo. 
Zweifelhaft it ed nun, ob dieſelben Grundſaͤtze 
auch dann zur Anwendung zu bringen find, wenn 
es fih um die Geltendmachung des commiſſariſchen 
Bertrags bei andern Eontractöverhältnifien außer 
dem Kaufe, z. B. bei dem Pacht» und Mietheontracte, 
wie im vorliegenden Falle handelt, weil fich bier die 
Annahme des bis zu einem gewiffen Zeitpunfte ge= 
fällig geworbenen Miethzinfes nach Befinden mit der 
Abficht, den Contract eben der fäumigen Zinszahlung 
halber aufzuheben, recht wohl vereinigen läßt. 
Das Proceßgericht hat ſich nun aus den in ber 
Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Berw., N. F. Bo. XVL 
©. 512 flg. und 
Adermann, Rechtöfäpe, N. F. Bd. I. ©. 198 fig. 
näher entwidelten Gründen der Anficht, nach welcher 
die Annahme einer Abfchlagszahlung auf einen der 
gleichen bereits fällig gewefenen Pachtzinstermin 
Seiten ded Gläubigers feinen Verzicht auf den Ge; 
brauch der commifforifhen Elaufel enthält, um fo 
mehr anjchließen müffen, als diefe Auslegung auch 
den Worten des Pachtvertrags Bl. —, wie Kläger 
Bl. — flg. mit Recht hervorhebt, vollftändig ent 
fpriht und es ift daher allerdings dem Kläger bie 
Berechtigung nicht abzufprechen geweſen, außer auf 
Bezahlung der noch rüdftändigen 82 Thlr, 10 Nor. 
— s Pachtgeld fammt Zinfen auch noch auf Wieder- 
auflöfung des abgefchloffenen Pachwertrags wider 
Beklagten zu klagen. 
Was endlich die von dem Beklagten 
unter 3. 
vorgefchügte Einrede der Compenſation anlangt, fo 
ift dem Beklagten zunächft 
zu a. entgegenzubalten, daß nicht er, ſondern 
fein Sachwalter der Inhaber der beregten, übrigens 
auch noch nicht einmal gerichtlich Feftgeftellten Ertra= 
judicialienforderung von 3 Thlen. 19 Ngr. 3 Pf. ift 
und daß er darum diefe Poft zur Gompenfation nur 
dann haben würde benutzen fönnen, wenn er in 
Liquidität zu fegen vermocht hätte, daß er ſolche an 
feinen Sachwalter aus feinen Mitteln bezahlt habe. 
Auch ift noch in Obacht zu nehmen, daß eine 
rechtöfräftige Verurtheilung Klägers in Erftattung 
jener Koften zur Zeit noch gar nicht vorhanden ift, 
da dergleichen Refolutionen, wie die Bl. — des 
Bascifeld sub III. 1190. zu lefende, nie in Rechts— 
fraft übergehen, 





vergl. Adermann, Rechtöfäge, N. F. Band I. 
©. 63. 
und eine auddrüdliche Unterwerfung Klägers unter 
diefe Refolution von demfelben zur Zeit noch gar 
nicht ausgeſprochen worden ift. 

Sodann ift 

zu b. zu bemerken, daß allerdings dem Procep- 
gerichte, welches zugleich die competente Verwaltungs⸗ 
behörde über das Dorf H. bildet, notorifch ift, wie 
im Jahre 1849 dem Befiger des Rittergutes Th., 
DOberftlieutnant von 3., auf Anfuchen für den von 
demfelben in H. an der Strafe von Chemnig nad 
Ehrenfriedersdorf zu erbauenden Gafthof die Real 
conceffion zu Betreibung der Gafthofsgerechtiame 
ertheilt und bei der am 14. December 1857 gefchehe- 
nen Erwerbung dieſes Gaſthofs Seiten Klägers auf 
diefen mit übergegangen ift. 

Unter Gafthöfen find nun aber nur Schank— 
ftätten mit dem vollen Schanfbefugniß, fomeit nicht 
die Erlaubniß zum Weinſchanke nach örtlicher Vers 
faffung davon ausgenommen und daher beſonders 
zu fuchen ift, ferner mit dem Befugnifie zum Speis 
fen, zur Beherbergung und Yusjpannung, jedoch 
ausfchließli des Rechts zum Tanzhalten, 
wozu von conceſſionirten Schanfftätten aller Art, mit: 
bin auch bei Gafthöfen, befondere Erlaubniß erfor 
derlich ift, zu verftehen. 

Vergl. Zeitfchrift für Rechtspfl. und Verw., N. 8. 
Br. VI. ©. 429. 

Funke, Bolizeigefege, Bd. IV. ©. 565. sub 4. 
unter 1. und ©. 567. not. 1. 

Könnte Man nun die nah Bl. — dein Kläger 
von dem Beflagten in den Mund gelegte Aeußerung 
fonft als. befcheinigt annehmen, wiewohl derjelben 
ber Inhalt‘ des von dem Beklagten Bl. — ausdrüd- 
lich anerfannten Pachtverttags liquid entgegenfteht, 
fo laͤßt fi doch ein Schaͤdenanſpruch des Bellagten 
wider Alägern deshalb nicht wohl denfen, als den 
Beklagten mit die Schuld trifft, wenn er trotzdem, 
daß auf dem erpacdhteten Gajthofe das Recht zum 
Tanzhalten nicht mit gehaftet, den Gaſthof erpacdh- 
tet hat. 

Jebenfalld war es dem Bellagten fowohl vor 
ald auch bei Eingehung des in Rede ftehenden 
Pachtvertrags möglich, bei der competenten Verwal⸗ 
tung&behörbe durch mündliche Anfrage oder Einficht- 
nahme der Acten oder durch Adhibirung eines Sad» 
walters fih genaue Kenntnig darüber zu verjchaffen, 
was ed mit dem angeblichen Rechte zum Tanzhalten 
im H.t Gaſthoſe für eine Bewandtniß habe. 

Hat er dies verfäumt und trifft ihn, wenn er 
fih in Bezug auf die in Frage ftehende Berechtigung 
von Klägerm hat täufchen laffen, allein die Schuld, 
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fo hat er diefes Verfehen auch felbft zu vertreten, ba 
befanntlih nad dem Grundfage: „quod quis ex 
culpa sus damnum sentit, non intelligitur damnum 
sentire“, der Beſchaͤdigte nicht Erfap des Schadens 
verlangen fann, welcher von ihm duch Anwendung 
ber Sorgfalt eines orbentlichen, aufmerffamen Haus⸗ 
vaterd hätte abgewendet werben fönnen. 


Was übrigens die Schädenberehnung Bl. — 
anlangt, fo hätte Bellagter, ganz abgefehen davon, 
daß die Geſetze feine blos auf Möglichkeiten geftüg- 
ten Schäbenberechnungen geftatten, 

vergl. Adermann, Rechtsſaͤtze, R. 5. Br. J. 
©. 180 fig. 
alle diejenigen Sonntage aus derfelben ausfcheiden 
follen, an denen, weil fie in die fogenannte gefchlof- 
jene Zeit fallen, Tanzvergnügungen — nicht 
abgehalten werden duͤrfen. 
Vergl. Verordnung v. 21. October 1843. (Geſetzbl. 
v. J. 1843. ©. 175.) und 
Verordnung v. 28. October 1848. (Geſetzbl. v. J. 
1848. ©. 200.) 


Aus allen diefen Gründen, und da der Beflagte 
die Klage und den Inhalt des der Beilage zu Grunde 
gelegten Bachtvertrags ausreichend BI. — und BL. — 
zugeſtanden, die die Erfüllung des Pachtvertrags 
enthaltenden Negata zu den Einlaffungsabichnitten 
1—11. Bl. — aber nur formelle find, da der Bes 
flagte Bl. — nicht die Erfüllung des Pachtvertrags 
an fi, fondern nur mit Hinblid auf die von ihm 
Bl. — unter No, 3. b, behauptete Schäbenforbderung 
geleugnet hat, — war der Beflagte in Bezahlung der 
am 15. Juni 1863 fällig gewejenen Pachtgelverrate 
nebft Berzugssinfen davon von biefem Tage an ger 
rechnet, jedoch unter Abzug der abfchläglid darauf 
bezahlten 5 Thlr. 5 Rgr. —» zu verurtheilen, dage⸗ 
gen war das Gefuch Klägers BI. —, den Beflagten 
auch in bie fernerweit und feit dem 15. Juni 1863 
fällig werdenden Pachtgelder zu verurtbeilen, mit 
KRüdfiht darauf, daß vor Cintritt der Bedingung 
oder der Verfallgeit eine Klage auf bloßes Anerfennt- 
niß eines Redytsverhältnified gegen den daraus Ver- 
bundenen unzuläffig ift, 

vergl. Ofterloh, ordentl. Proceß, $. 204. not. 4. 
son Amtswegen auf das Richtige zurüdzuftellen. . 


Was die von dem Bellagten Bl. — unter 3. a. 
und b. vorgefchügte Eintede der Compenfation bes 
trifft, jo konnte diefelbe, abgefehen von ihrer Jlliqui« 
bität und fonftigen mangelhaften Begründung, um 
deswillen nicht zum Beweife ausgefegt werden, weil 
diefe Einrede Lediglich auf den die Vertragserfüllung 
enthaltenden und in der Klagjchrift auf Eid geftell- 
ten Bafjus fich bezieht und der Beflagte diefen Baflus 
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unter Zurüdgabe des darüber angetragenen Eides 
BI. — nad Obigem formell geleugnet, mithin virtuell 
zugeſtanden hat. 

Bergl. Ofterloh, fumm. Proceß, 3. Aufl. S. 118. 

not. 20. 

Dagegen war dem Bellagten das Recht vorzu- 
behalten, dieſe illiquide Einrede in der Widerflage 
oder befonderd auszuführen.” ıc. 


I. Erkenntniß des Königl. Appellations«- 
gerichts au Zwidau, publicirt den 20. April 
1864: 

„Daß es bei fothanem Befcheide (1fter Inſtanz) 
nicht allenthalben zu lafien, fondern es ift Beflagter 
auf die am 15. Juni 1863 mit 87 Thlrn. 15 Ngr. —⸗ 
fällig gewordenen und dem Kläger BI. — act. nebft 
Zinfen des Berzugs vom Berfalltage ab zuerfannten 
Pachtgelder, außer der BI. — gedachten und auf den 
Stamm diefer Forderung abzurechnenden 5 Thlr. 
5 Nor. —⸗ auch noch den Betrag der BI. — des 
Beilagsfascifels unter IIL/1190. verzeichneten Ertra- 
judicialien — nad} deren vorgängiger, vom Beflagten 
beizubringenber Feftftellung durch das Procefgericht 
— und zwar biefe Ertrajudicialien zunächft auf die 
Zinfen und ſodann auf den Stamm der vorliegenden 
Forderung — zu fürgen befugt; wogegen im Uebri— 
gen der angefochtene Beſcheid des dagegen eingewen- 
beten Rechtsmittels ungeachtet, wie hiermit gefchieht, 
zu beftätigen und find die Koften des Rechtsmittels 
unter den Parteien aufzuheben. 


Gründe: 

Man könnte zuvörderſt die Frage erheben, ob 
Kläger den ihm obliegenden procefjualifchen Verpflich⸗ 
tungen nacdhgefommen fei, da ſich in der Regiftratur 
über den Güte» und Rechtstermin Bl. — nicht ber 
merft findet, daß Kläger das Original der ber vor- 
liegenden Erecutivflage zu Grunde gelegten Urkunde 
producirt habe. 

Allein es ift in derjelben Regiftratur verlautbart, 
daß Bellagter den der Klage in Abfchrift beigefügten 
Pachteontract anerfannt habe, welches Anerfenntniß 
auch von dem Kläger acceptirt worden fei. Es ift 
daher anzunehmen, daß entweder Kläger das beregte 
Original wirklich producitt habe oder daß Bellagter 
von der Production diefes — ohnehin ſchon in dem 
zwifchen venfelben Parteien vorher ergangenen Fasc, 
II1./1190. in beglaubter Abfchrift erlichtlichen — 
Contractes abgejehen und die bei den Acten befind- 
liche — übrigens mit dem nurerwähnten Vidimate 
durchaus übereinftimmende — Abfchrift als die Stelle 
des Driginald vertretend, anerkannt habe. Auch find 
von dem Beflagten in biefer Hinficht weder im Ver⸗ 
fahren, noch bei der Ausführung des eingewendeten 


Rechtsmitteld Einwendungen erhoben worden. Hier 
naͤchſt ift die von Seiten des Klägers Bl. — behaup- 
tete Erfüllung des vorliegenden Eontracts von dem 
Bellagten zwar in p. J. c. 1 flg. formell verneint, 
jedoch thatfächlich zugeftanden worden, indem Bellag- 
ter in ber Anmerkung zu p. 1. c. 11. ſich dahin aus» 
gelaffen hat, daß die Erfüllung des Pachtcontracts 
nur mit Hinbfid auf die vorangehende Einlaffung 
geleugnet werbe, wie denn auch aus dem Vortrage 
der Einrede unter 3. b. Bl. — hervorgeht, daß Be- 
Hagter während des Jahres 1862 und mindeftend 
bis zum Monat November 1863 im Befige des Pacht⸗ 
grundftüds ſich befunden hat. 

Weiter ift die Bl. — unter 1. vorgefchügte Ein- 
wendung von der erfien Inftanz aus richtigen Grün- 
den zurüdgemwiefen worden. Wenn daher Bellagter 
Bl. — auf diefe Einwendung nochmals zurüdfommt, 
fo hat Man ſich mit einer Hinweifung auf die erfl- 
inftanzlihen Gründe zu begnügen und mag nur noch 
hinzugefegt werben, daß nach dem Inhalt der Klage 
irgend eine Rothwendigfeit nicht vorliegt, die Worte 
des Alagpetiti Bl. —, „auch die feit dem 15. Juni 
1863 rüdftändigen Pachtgelder nach Höhe von 175 
Thlrn. —⸗ —s auf das Jahr zu bezahlen”, auf 
andere Raten zu beziehen, als auf die am 15. Juni 
1863 fällig gewordene, da ja aud) diefe Rate nad) 
dem Satze von 175 Thlm. —⸗ —» auf das Jahr 
fi berechnet und Kläger nirgends die Abficht Fund 
giebt, Beklagtens Berurtheilung zugleich wegen ber 
fpäter erft fällig werdenden Pachtgelder herbeiführen 
zu wollen. 

Auch in Beurtheilung der Bl. — unter 2. vor 
geihügten Ausfluht ſtimmt Man mit der erften 
Inftanz überein. Die Schlußfolgerungen, welche 
Beklagter Bl. — mit den über die lex commissoria, 
wenn eine ſolche einem Kaufcontracte beigefligt ift, 
geltenden Orundfägen auf den vorliegenden Ball 
sieht, finden ebenfalls ihre Widerlegung ſchon in 
den von ber erften Inftanz Bl. — hervorgehobenen 
Gründen. Wenn nämlidh dem Kaufcontracte die 
Beſtimmung beigefügt worben ift, daß, falls ber 
Kaufpreis zu einer beflimmten Zeit nicht bezahlt 
werde, der Kauf für nicht abgefchloffen oder für wie- 
der aufgelöft gelten folle, fo ift, wenn nach eingetres 
tenem Berzuge vom Berfäufer der Kaufpreis oder 
ein Theil deffelben noch angenommen wird, für diefe 
Handlung eine andere Auslegung nicht möglich, als 
die, daß der Berfäufer an dem Kaufcontracte feit- 
halten und mithin von dem ihm durch die lex com- 
missoria eingeräumten Rechte nicht Gebrauch machen 
wolle; denn die Annahme des Kaufpreifes würde 
mit der Abficht, vom Handel zurücktreten wollen, 
geradezu in Widerfpruch ftehen. Anders aber ver- 
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hält es fi in bem Falle, wo die lex commissoria 


ober fogenannte cafjatorifche Elaufel einem Bertrage, 
welcher für eine gewiffe Zeitdauer wieberfehrende 
Verpflichtungen unter den Interefienten hervorbringt, 
mit der Wirkung beigefügt ift, daß der Verzug des 
einen Theiles gewiffe Folgen für die Zufunft herbei» 
führen, 3. B. für den andern Theil das Recht be— 
gründen folle, den Vertrag für die Zufunft aufzu— 
löfen. In diefem Falle ift zwifchen dem Gebrauch 
dieſes Rechtes für die Zufunft und zwifchen der 
Annahme oder der Einflagung bereitd verfallener 
Seiftungen feineswegs ein Widerfpruch, und es ift 
durchaus nicht abzufehen, warum nicht der eine Con⸗ 
trahent von dem vertragsmäßigen Nechte der caffa- 
torifchen Clauſel und zugleich andererfeitd von dem 
Befugniß, die ebenfalls vertragsmäßige und bereits 
verfallene Leiftung zu fordern, follte Gebrauch machen 
fönnen. 

Nicht minder hat Man der erften Inſtanz beizu- 
ftimmen gehabt, wenn von derfelben die Bl. — 
unter 3. b. vorgefchügte Ausflucht in die Widerklage 
verwiefen worden if. Da ed — wie bereitd oben 
erwähnt worden — vom Beklagten ald zugeftanden 
anzufehen ift, daß Kläger die nad) der Urkunde sub 
A. Bl. — ihm obliegenden Berbinblichkeiten erfüllt 
habe, die von dem Bellagten Bl. — behauptete 
Zufage aber: „daß in dem PBachtgrunpftüde, außer 
den fonft in dem Tanzregulative befonders begünftig- 
ten Beittagen, allmonatlich zweimal öffentlihe Tanz— 
vergnügungen veranftaltet werden fönnten”, aus 
gedachter Urkunde feineswegs hervorgeht: fo erfcheint 
die vorgefhügte Einrede nur ald eine Einrede des 
nicht gehörig oder nicht vollftändig erfüllten Contracts, 
als welche dieſelbe auch von dem Bellagten nach den 
‚Eingangsworten des gedachten erceptivifchen Vor— 
bringens (vergl. Bl. —) betrachtet worden zu fein 
ſcheint, und es füllt daher bezüglich dieſer Einrede 
die Beweislaft dem Beflagten anheim. Da nun 
aber in der vorliegenden Procefart nur liquide Ein- 
reden zu berüdfichtigen find und Beflagter irgend 
Etwas zum Erweis der behaupteten Schädenforbe- 
tung nicht beigebracht hat, fo war die Ausfluct in 
die Widerflage zu verweifen. 

Wie Bellagter Bl. — aus dem Umftande, daß 
im Klagpetito die „feit dem 15. Juni 1863 rüdftäns 
digen Pachtgelder nach Höhe von 175 Then. — — 
auf das Jahr’ gefordert werben, die Folgerung ab» 
leiten möge, daß Kläger von dem commifjorijchen 


Mebacleur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


Bertrag abgegangen fei, iſt nicht abzufehen, da — 
ohne daß bier nochmals auf dasjenige eingegangen 
werben foll, was bereitd oben über dieſen Theil des 
Klagpetiti bemerkt worben ift — in demjelben Betito 
Kläger darum nachgeſucht hat, daß der abgefchlofiene 
Pachtcontract für aufgehoben geachtet werde. 


(Schluß folgt in der nähen Rummer,) 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefeke und Verord⸗ 
nungen. Das 14. Stüd des Geſetz⸗ und Berorpmungd- 
blatted für das Königreih Sachſen (vom Jahre 1864) 
enthält: No. 116. Verorbnung, bie Verbreiterung 
eines Tractes der Chemnig- Annaberger Staatseijenbahn 
betreffend, vom 11. October 1864. No. 117, Ber- 
orbnung, die Einträge von Darlehnöforderungen der 
Leipziger Gnpothefenbanf in die Grund- und Hypo⸗ 
thefenbücher betreffend, vom 14. October 1864. No. 118, 
Allerhochſte Bekanntmachung, die im Jahre 1847 an« 
georbnete, nunmehr für erledigt zu achtende Affervirung 
von 5 Millionen Thalern in Staatseffeeten betreffend, 
vom 15. October 1864. No. 119. Verordnung, ben 
Ausbruch Der Ninderpeft im Königreiche Böhmen be= 
treffend, vom 17. October 1864. No. 120. Deeret 
wegen Beftätigung ber Statuten des Gewerbevereind zu 
Wechfelburg, vom 18. October 1864. — Letzte Abjen- 
dung: am 3. November 1864, 


Ernennungen, Anftellungen ꝛc. Seine König« 
liche Majeftät haben den Regierungsrath Dr. jur. Ludwig 
Robert Seller zum Geheimen Kirchenrath im Miniftes 
rium bed Gultus und Öffentlichen Unterrichts zu ernen« 
nen gerußt. 

Seine Königliche Majeftät haben den Hofprebigern 
an der evangelifchen Hofkirche allhier, dem Landebcon⸗ 
fittorialrathe Dr. Johann Ernft Rudolph Käuffer und 
dem Kirchenrathe Dr. Bernhard Adolph Langbein 
das Präpdicat eined Geheimen Kirchenrathö in der dritten 
Glaffe der Hofrangordnung tarfrei zu verleihen gerubt. 


Zodesfälle, Geftorben: am 13, November 1864 
der Advocat Wilhelm Eduard Haaſe in Leipzig. 


Dfficin ber Berlagshandlung. 


Bon tiefem Wo⸗ 
dhenblatte er 


Wochenblatt 


für 


Alle Poſtaͤmter 
w.Buchbanklungen 


feinen jährlich .. N) 4 A f g (fi übernehmen Veſtel⸗ 
64 Nummern u merkwür u 4 Y 8 ü ß, lungen und liefern 
1 Duaetbogen und . : dat Quartal zu dern 
außerdem am Jah in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 
retſchluſſe ein aus: . . enttichtenden Preife 
gen aus dem Gebiete der Justispflege — 


führlichesRegifter, 
| und 


Verwaltung 


zunãchſt für das 


Königreich Sachſen. 


Berlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 


NM 64, 


(Schluß des ©. 504. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


Was jedoch die Bl. — unter 3. a. vorgefchüipte 
Einrede betrifft, fo hat Man diefelbe in gegenwärti- 
ger Inftanz für begründet zu erachten gehabt, da fich 
aus den von dem Beflagten 1. c. bezogenen, zwifchen 
benjelben Parteien ergangenen Procefacten ohne 
Weiteres ergiebt, daß Kläger dem Bellagten diejeni- 
gen Ertrajudicialien, die BL. — act. eit. verzeichnet 
find, zu erftatten habe. Denn jener Vorprocef ift 
nach BI. — ibid. durch Refolution eingeftellt worden, 
und e8 hat Kläger bei diefer Refolution infofern fich 
beruhigt, als er wegen ebendeflelben Anfpruchs die 
gegenwärtige Erecutivflage erhoben hat. Es ift daher 
nicht nöthig, auf die Frage einzugehen, in wie weit 
eine tichterlihe Refolution in Rechtöfraft übergehen 
fonne; denn unzweifelhaft ift es, daß der Aläger die 
durch eine erhobene und fpäter wieder fallen gelaffene 
Klage verurfachten Koſten in der Regel dem Gegen— 
theile zu erftatten babe und daß biefer Anfpruc des 
Begentheils nicht davon abhängig ift, ob derjelbe 
- die Liquidation des betreffenden Sachwalters bereits 
berichtigt habe, da er, fo lange died nicht gefchehen, 
jedenfall8 zu foldher Berichtigung noch verbunden if. 
Da nun fothane Ertrajudicialien durchgängig auch 
als reftituible ſich darftellen: fo ift bie vorgefchügte 
Gegenforderung dem Bundamente nach vollftändig 
erwiejen und bedarf es nur noch zur Beicheinigung 
der Höhe derfelben der durch das Procefgericht zu 
bewirfenden Feftftellung gedachter Ertrajudicialien. 

Endlih hat Man dem angefochtenen Beſcheide 
noch eine Erläuterung infofern beizufügen gehabt, 
ala es nach demfelben (vergl. Bl. —) den Anfchein 
gewinnen könnte, daß die ſchon in der Klage gedachte 
und nah Bl. — und — act. von dem. Kläger 


Hene Folge Proölfter Iahrgang. 


1864. 


auf die Stammforderung verrechnete Anzahlung von 
5 Thlen. 5 Nor. — zunaͤchſt auf die Verzugssinfen 
gerechnet werben folle. 

Was die Proceffoften anlangt, fo erſchien es 
nicht angemeffen, wegen der geringfügigen Zuviel 
forderung, welche ſich bei Beachtung der zulegt ges 
dachten Eompenfationspoft auf Seiten des Klägers 
herausftellt, die erfiinftanzlichen Koften unter den 
Barteien aufzuheben, da durch diefe Zuvielforberung 
ein Mehraufwand von Koften nicht verurfacht wor« 
den iſt.“ ꝛc. 

III. Erkenntniß des Königl. Oberappella— 
tionsgerichts, publicirt den 8. September 
1864: 

„Weil, ganz abgeſehen von den Gründen, welche 
das Erkenntniß zweiter Inſtanz — und zwar in 
Uebereinſtimmung mit dem $. 1438. des bürgerlichen 
Geſetzbuchs aufgeftellten Grundſatze — vergl: auch 
Sintenis, Anleitung zum Stubium des bürger- 
lien Geſetzbuchs, Seite 400. — gegen die Folge⸗ 
rung eines Verzichts auf dad aus der caffatorifchen 
Elaufel: dem Verpachter entfpringende Recht der Auf- 
hebung des Pachtverhältniffes durch Annahme einer 
Theilzahlung auf einen rädftändigen Pachtgelder— 
termin geltend gemacht hat, im vorliegenden Falle 
nicht erfichtlich, nicht einmal behauptet worben ift, 
daß Kläger die Abzahlung von 5 Thlen. 5 Ngr. — 
auf die mit 87 Thlen. 15 Ngr. —» fällige Pacht⸗ 
gelderrate erft nach Eintritt desjenigen Zeitpunktes 
angenommen habe, von welchem ab nad) Inhalt des 
Gontracts für ihn das Befugniß erwuchs, wegen 
unterlafjener Abführung des Pachtgeldertermins den 
Pachtvertrag für erlofchen zu erflären, mithin bie 
thatfächlihen Borausfegungen nicht einmal vorlies 
gen, ohne welche die Vermuthung für die Abſicht 
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ber Berzichtleiftung gar nicht eintreten fönnte, und 
wie demzufolge der vorigen Entſcheidung in ber 
Hauptfache beizupflichten gewefen, fo auch, fo viel 
den Koftenpunft anlangt, ein Grund für Verfchonung 
des Beflagten mit der Verurtheilung in Erftattüng 
der Proceffoften darin nicht erblidt werden mag, 
daß von Seiten Klägers bei Stellung feines Klag- 
geſuchs die Möglichkeit, daß Bellagter einen mit der 
Hauptfache in feinem nothwendigen Zufammenhange 
ftehenden geringfügigen Anfpruch als theilweife Ge- 
genforberung geltend machen werbe, nicht berüdfich- 
tigt worden ift, fo if das Bl. — erſichtliche Erkennt 
niß, wie andurch gefchieht, zu beftätigen.” ıc. 


110. 


Zur Gültigfeit eined legatum heredi praesenti 
injunctum genügt ed nicht, wenn ftatt des 
unmünbigen, in väterlicher Gewalt befindlichen 
Erben, deſſen Vater bei Errichtung des Legates 
gegenwärtig if. 
Mitgetbeilt von 
Herın T. in D. 


Bei dem Gerichtsamte im K. Bezirkögeriht D. 
reichte 5. 9. 8. gegen 3. ©. W. in Eh. als natür- 
lichen Altersoormund des unmündigen E. W. in D. 
folgende Klage auf Gewährung von 500 Thlen. 
— — ein: 

Am 15. December 1861 ſei zu D. der Hausbeſitzer 
J. C. W. verſtorben. Als ſeinen Erben habe er in 
dem von ihm gerichtlich niedergelegten Teſtamente 
feinen Neffen, den noch unmuͤndigen E. W., den 
Sohn ſeines Bruders J. G. W. in Ch., eingeſeht, 
und ſei von dieſem das Teſtament anerkannt und der 
Nachlaß des Verſtorbenen angetreten worden. 

Drei bis vier Tage vor ſeinem Tode habe J. C. W. 
noch nachtraͤglich verſchiedene Legate auszuſetzen ge 
wünſcht, wie er ſich dies in ſeinem Teſtamente aus⸗ 
drücklich vorbehalten gehabt habe. Er habe nun 
ſeinen Anwalt, ſeinen Bruder J. G. W. und ſeine 
Schweſter J. E. verehel. L. zu ſich kommen laſſen 
und unter Anderm ſeinem Bruder im Beiſein von 
Zeugen erklaͤrt, wie er wünfche und verlange, daß 
von feinem Neffen E. W. dem Kläger ein Legat von 
500 Thlen. —⸗ —» nad) feinem Tode ausgezahlt 
werde. 

Der Kläger verlangte Ausfertigung auf die Klage 
und Borlabung des Beflagten durch feine ordentliche 
Ohrigfeit, das Gerichtsamt im K. Bezirksgericht Ch., 
er wurde aber vom Proceßgerichte unter Berwei- 
fung auf 


Biener, syst. pr. jud. ed. nov. $. 21. not. 8. 
Dfterloh, der ordentl. bürgerl. Procef, 3. Ausg. 
$. 137. not. 7. und $. 138. 

abfällig befchieden, da der Beflagte feinen Gerichts⸗ 
ftand in Eh. habe. Kläger erhob hiergegen Befchwerbe, 
das Königl. Appellationsgericht gu Dresden 
aber verwarf diefelbe im riner am 24. November 
1863 befannt gemachten Verordnung. In diefer war 
gefagt: 

x. „Wenn nun aber bie in väterlicher Gewalt 
befindlichen Kinder, felbft wenn fie thatfächlih an 
einem andern Orte ſich aufhalten, ihre Domicil im 
rechtlichen Sinne lediglich beim Vater haben (vergl. 
bie Citate in der Refol. voriger Inſtanz Bl. —) und 
daher das forum domieilüi deffelben immer auch das 
ihre ift — weshalb die vom Beichwerbeführer ſelbſt 
Bl. — vertheidigte Anficht, daß dergleichen !Berfonen 
vor dem Gerichtöftande ihres eigenen Wohnortes zu 
belangen feien, eben nur dahin führt, den ordentlichen 
Gerichtsſtand ihres Vaters zugleich als den ihrigen 
gelten zu laffen —, nad) dieſem Grundfage aber im 
vorliegenden Falle, wo die eingereichte Klage gegen 
einen in Eh. wohnhaften Beklagten, in väterlicher 
Gewalt feines unmündigen Sohnes gerichtet ift, zu 
Verhandlung dieſer Sade genanntes Gerichtsamt 
jebedfalls nicht ala forum domicili des Beklagten, 
als welches dafielbe vom Beſchwerdefuͤhrer angejehen 
worden, competent fein fann, fo ꝛc.“ 

Nachdem hierauf der obgedachte Erbe, €. W., 
mündig geworben, erflärte ber Kläger, daß er feine 
Klage nunmehr gegen diefen jelbft richte und Aus— 
fertigung auf diefelbe beantrage. Das Gerichtsamt 
im 8. Bezirksgericht zu Dresden fügte nunmehr 
diefem Antrage und ertheilte, nachdem Bellagter im 
Berfahren die behauptete Errichtung des Legates in 
Gegenwart ded Vaters des Bellagten verneint, im 
Uebrigen aber die Klage zugeftanden hatte, am 
19, Juli 1864 folgenden Beſcheid: 

„Daß die erhobene Klage in der angebrachten 
Maafe nicht ſtatt hat, es ift auch Aläger dem Bes - 
klagten die durch gegenwärtigen Rechtsſtreit ver 
urſachten Proceßfoften zu erftatten ſchuldig. 

Entfheidungsgründe: 

Es hängt die gegenwärtige Entſcheidung — bie 
Richtigkeit der der Klage zu Grunde gelegten Be— 
hauptungen jegt vorausgefegt — von der Auslegung 
der bier maaßgebenden Borfchriften des Römifchen 
und Saͤchſiſchen Rechts ab, wie folche in 

l. ult. C. de fid. (6. 42.) 

$. ult. J. de fid. her. (2. 23.) 

Decisio XI. v. 3. 1746. 
enthalten find. Bür den vorliegenden Ball ift nur 
die Frage von Intereffe, ob in diefen Geſetzen aus- 
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gefprochen fei, bag zur Gültigfeit eined Bermächt- 
niffes der darin gedachten Art die Gegenwart bes 
Erben ausnahmslos und unbedingt nothwendig fei, 
oder ob ed aud) genüge, wenn ftatt bed minderjähris 
gen Erben deſſen gefeglichem Vertreter gegenüber ber 
Erblaffer das Vermaͤchtniß angeorbnet habe. Die 
übrigen Streitfragen, zu benen jene Geſetze Ber: 
anlaffung geboten haben, fommen hier nicht weiter 
in Betracht. 

Für die mildere Anficht läßt fich geltend machen, 
Daß die angezogene Inftitutionenftelle nur einen Aus— 
zug und eine theilweife Wiederholung der Goderftelle 
enthält, in der legteren aber fo wenig, wie in ber 
erfteren eine ausdrüdliche Vorfchrift, daß der Erbe 
überhaupt anmwefend fein müfje, zu finden if. Es 
fpriht nur der Zufammenhang der Stelle, wenn 
auch nicht mit zwingender Rothwendigfeit dafür, daß 
jenes Gejeg die Annahme, der Erblaffer habe dem 
Erben ſelbſt gegenüber die fragliche Anordnung aus— 
geiprochen, zu Grunde liege. Unterftügt wird diefe 
Auslegung in Etwas durch die in der Inftitutionen- 
ftelle außerdem noch enthaltene Angabe, über den 
Inhalt des vom Erben zu leiftenden Eides: 

vel jusjurandum subire, quod nihil tale a 
testatore audivit, 
obwohl auch diefe Worte noch eine andere, wenn- 
fon etwas gezwungenere Auslegung im entgegen» 
gejegten Sinne zulaffen würden. 

Es ift auch von namhaften Lehrern des Römi— 
fhen Rechts, zum Theil unter Berufung auf die 
Gloſſe (Löhr, Keller), die Anficht vertheidigt worden, 
daß die Gegenwart des Erben überhaupt im Gefege 
nicht vorgefchrieben und daher nicht erforderlich fei, 
vielmehr jede andere Mittheilung des Erblafferd an 
den Erben genüge. 

vol. Löhr, im Eiv. Archiv, Bd. 2. ©. 183. no. 3. 

Schweppe, Röm. ‘Privatrecht, 4. Ausg. $. 891. 
unter a. Bd. 5. ©. 287. 

Sintenis, Civilrecht, $. 208. n. 14. Br. 3. 
©. 710. 1. Ausg. 

Arndts, Pand., $. 545. not. 2. S. 816. 1. Ausg. 

Pudta, Pand., $. 523. not. d. S. 720, 7. Ausg. 

Keller, Pand., $. 556. ©. 1040. 

Was nun insbefondere das Saͤchſiſche Recht ber 
teifft, ſo beftimmt die oben angezogene dec. XI.: 
„Wenn ein Teftator in Gegenwart des Erben Je— 
mandem etwas vermacht“, jo foll dem Vermaͤchtniß— 
nehmer freifiehen, died durch Zeugen oder Eid zu 
beweifen. Es giebt auch diejes Geſetz wiederum zu 
Ziweifeln über feine Auslegung Anlaß, wenigftens 
befeitigt es nicht die durch die Vorfchriften des Nömi- 
ſchen Rechts hervorgerufene Ungewißheit. Denn fie 
entjheidet nur die Brage über den Beweis eines 


ſolchen Vermaͤchtniſſes, und fehreibt die Formen vor, 
unter denen ein Widerruf allein gültig folle erfolgen 
fünnen. Im Uebrigen aber enthält e8 ebenſowenig 
eine ausbrüdliche Beſtimmung in der hier fireitigen 
Richtung; wie denn die Worte: „fo in Gegenwart 
des Erben geſchehen“, anfceinend nur eine Hin- 
weifung auf ein beftehendes Inftitut und eine Ueber- 
fegung der von den Rechiölehrern dieſem Inftitute 
gegebenen lateinijchen Benennung: fideicommissum 
heredi praesenti injunctum find. 

Es ift bei Auslegung der angezogenen Geſetze 
ferner in Erwägung zu ziehen, daß jedes Geſetz bei 
den von ihm getroffenen Anordnungen ftetd nur den 
gewöhnlichen Fall vor Augen hat, aljo annimmt, 
die Perfon, bezüglich deren es bisponirt, fei volljäh- 
tig und verfügungsfähig, und fonad eines Bertres 
ters nicht bedürftig. Hieraus läßt fich folgern, daß 
überall da eine foldye Vertretung mit voller recht⸗ 
licher Wirfung zuläffig ift, wo fie nach der Perfön, 
lichfeit des zu VBertretenden nothwendig und nad 
den ©efegen nicht ausdrüdlich verboten oder ber 
Sache nach rechtlich unmöglich ift. 

Hiernächſt iſt auch nicht unbeachtlich zu laſſen, 
daß die im Römiſchen Rechte zwiſchen dem Vater 
und dem in feiner Gewalt befindlichen Hausfinde 
rechtlich beftehende unitas personarum in 

Const. 10. P. IL 
ausdruͤcklich beftätigt und in 
Deeis. 14. v. 3. 1746. 
nur rüdfichtlich der zwifchen Beiden abzuſchließenden 
Verträge aufgehoben ift, der Vater des Bellagten 
alfo den Letzteren, der zur Zeit des fraglichen Vor— 
gangs nah Bl. — noch unmündig war, in jeder 
Beziehung zu vertreten berechtigt und verpflichtet 
war, zumal das Alter der Eidesmünbdigfeit nicht, 
wie von 
Winkler ad Bergeri Oec. jur., Lib. I. Tit. IV. 
Th. 33. not. 12. p. 318. 
Eurtius, $. 751. not. e. am Ende, Bb. II. 2. 
©. 230. 4. Ausg. 
behauptet wird, hierbei, fondern höchftens in Anbe- 
tracht der Zeit der Eidesleiftung felbft von Wichtig- 
feit werben fönnte, 

Das gegenwärtig erfennende Gericht hat ſich 
jeboch, ohne übrigens die Gcwichtigfeit der vorſtehen⸗ 
den Gründe zu verfennen, für bie ſtrengere Aus— 
legung au entfcheiden gehabt. 

Man ift hierbei davon ausgegangen, daß bie 
Beftimmungen des Römifchen Rechts, wie nicht be— 
zweifelt werben kann, ald Ausnahmebeftimmungen 
der ftrengften Auslegung unterliegen und in ihrem 
Zufammenhange allerdings die Gegenwart des Erben 
zu erfordern fcheinen; wenigftens läßt ſich nicht in 





Abrede ftellen, daß fie diefelbe voraudfepen, wenn fie 
fie auch nicht mit ausbrüdlichen Worten verlangen. 
Berger, Oecon. jur. l. e. Th. 33. p. 313. und 
not. 8. p. 316 sq. 
Mühlenbrueh, doctr. pand., $. 685. not. 4., 
$. 727. not 5,, T. 3. p. 305. 374. ed. 3. 
Weſtphal, Vermächtniffe, Ausgabe von 1791. 
$. 801. Bd. 1. ©. 237 flo. 

Auch die oben angeführte Dec. XI. fpricht für 
die ftrengere Anfit. Denn wenn man auch annch- 
men will, daß fie nicht gerabe die vorliegende Frage 
zu entſcheiden beabfichtigte, fo geht boch foviel aus 
ihr hervor, daß nach der Anficht des Geſetzgebers 
Die Gegenwart des Erben gewiffermaaßen als felbit- 
verftändlich angenommen wurde, und es läßt fich in 
ihr, wo nicht eine Entfcheidung, doch ein Zeugniß 
über die in der Sächfifchen Praxis herrfchende Aus: 
legung ber ftreitigen Stelle erbliden. Hiermit ſtim— 
men auch die Lehrer des Sächfifchen Rechts überein, 

Bauer, Derifionen, ©. 122 flg. $. 6. 7. 
Kind, qu. for., ed. 2. T.L. c.41. 42, p. 271g. 
278 sq. 
nicht minder ift diefe Anficht in ber Sächfifchen Praris 
zeither befolgt worden. 
Wochenblatt f. m. R., 1843. ©. 191. und bie 
daf. Citirten. 

Endlich hat auch die vorhandene unitas perso- 
narum zwiſchen dem Vater und dem unmünbigen 
Hausfinde zu einem andern Refultate nicht führen 
fönnen, denn diefelbe hat, wenigſtens nad) der heu— 
tigen Rechtsanſchauung, immer nur die Natur einer 
Vertretung, und wenn das Gejeg dieſe überhaupt 
ausgeſchloſſen wiffen will, fo liegt fein ausreichender 
Grund vor, für diefe Art der Vertretung eine Aus- 
nahme zu machen.” 


Auf die vom Kläger gegen diefen Beſcheid eins 
gewendete Berufung ertheilte das Königl. Appels 
lationsgericht zu Dresden ein am 4. October 
1864 befannt gemachtes, beftätigendes Grfenntniß, 
deſſen Entijcheidungsgründe folgendermaaßen lau- 
teten: 

„Rad Römischen Rechte 
vgl. c, 32. C. de fideic. (6. 42.) 
reicht zur Errichtung eines Vermächtnified eine ganz 
formlofe Erflärung hin, welche der Teſtator an den 
von ihm eingefepten Erben erlaffen hat, wenn ber 
Leptere die ihm ertheilte Anorbnung anerkennt, oder 
vie Ableiftung eines ihm darüber angetragenen Eides 
verweigert. 
Diefe Vorſchrift ift in dem Sächfifchen Rechte 
vgl. Decisio XL. v. 3. 1746. 
dahin erläutert worben, daß dem mit einem Vers 
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mächtniffe Bedachten freiftehen fol, ob er den Beweis, 
daß ihm ein foldhes befchieden worden, durch zwei 
bei der Errichtung deffelben zugegen gewefene Zeugen 
führen, oder dem Erben den Eid darüber antragen 
will, Nun herefcht zwar unter den Lehrern des ges 
meinen Rechts eine Berfchiedenheit der Anfichten 
darüber, ob die gedachte Borfchrift des Römifchen 
Rechts auf den Ball zu befchränfen fei, wenn ber 
Erblaffer dem gegenwärtigen Erben mündlich 
feinen Willen mitgetheilt bat, 
vgl. Thibaut, Syſtem des Pandektenrechts, $. 934. 
Mühlenbruch, Lehrbuch der Pand., $. 730. 
S. 421. II. Bd. 4. Ausg. 
oder ob jede Mittheilung an den Onerirten ohne 
NRüdfiht auf die Art und Weiſe derfelben für ge— 
nügend zu achten, und alfo namentlich die perfönliche 
Gegenwart ded Erben bei der Bekanntmachung des 
Erblafiers an ihn entbehrlich fei. 
Bol. Roßhirt, die Lehre von den Bermächtniflen, 
I. Thl. 8. 10. ©. 68 flg. (Heidelberg 1835.) 
v.Bangerow, Leitfaden zu Pandeftenvorlefungen, 
II. ®v. 8. 528. ©. 463. Anm. 1. (1848.) 
Schweppe, das Röm. Privatrecht, V. Bo. 8.891. 
S. 287. der 4. Aufl. von Mejer. 

Allein man fann gegenwärtig von einem nähern 
Eingehen auf diefe Streitfrage abjehen, weil diefelbe 
im Saͤchſiſchen Rechte gefeglich entſchieden iſt. Die 
vorige Inflanz bemerft zwar Bl. —, daß bie oben 
angeführte 11te Decifion einen fihern Anhalt der 
Entfcheidung der durch das Römiſche Recht in diefer 
Beziehung bervorgerufenen Zweifel nicht darbiete. 
Es hat jedoch diefer Anficht nicht beigepflichtet wer« 
den können; denn die Worte der Weberfchrift jener 
Decifion: „jo in Gegenwart des Erben geſchehen“, 
welcher die Eingangdworte: „fo in Gegenwart des 
Erben” entjprechen, deuten ganz offenbar darauf 
hin, daß der jächfifche Geſetzgeber von der Anficht 
ausgegangen ift, daß zur Gültigkeit eines mündlich 
angeordneten Bermächtnified die perſönliche Ge— 
genwart dedjenigen, weldiem es auferlegt wird, 
ſchlechterdings erforderlich fei, — eine Anſicht, welche 
nicht nur auf einem bereits vor dem Erjcheinen des 
mehrfach gedachten Geſetzes allgemein anerfannten 
Saͤchſiſchen Gerichtsbrauche beruhte, 

vgl. Menken, Synop. proc. jur. comm. et Sax. 
Diss. 9. $. 8. 
Derfelbe, Syst. jur, eiv. sec. ord. Pand.. L. 36. 
Tit. 1. 8. 11. pag. 558. ed. Schön. 
Rivinus, Enunciata juris, Tit. 18. en. 5. 6. 
fondern auch fpäter und bis in bie neuefte Zeit beim 
Rechtiprechen in ähnlichen Faͤllen befolgt, 
vgl. Bauer, Erläuterung der Ehurf. Saͤchſ. De- 
eifionen v. 3. 1746, 1. Th. S. 124. 





Kind, qu. for., T. I. cap. 24. p. 276., cap. 42. 
p- 278. ed. 2. 

Goͤttſchalk, in ver Zeitfchr. f. R. u. B. III. Br. 
no. XVL ©. 311. 

Wochenblatt f. m. R. 1843. ©. 191. 

Annalen des K. Oberappellationdgerichts, 7. Bd. 

S. 561. 

Zeitfchrift f. R. u. V., N. F. Br. 25. ©. 454. 
fowie auch im bürgerlichen Geſetzbuche $. 2334. aus⸗ 
driflich anerfannt worben if. 

Im vorliegenden Falle hat nun Kläger ſelbſt nicht 
behauptet, daß, ald der am 15. December 1861 vers 
ftorbene 3. C. W. in Gegenwart ber BI. — ge 
nannten Zeugen feinen Wunſch, daß der von ihm 
eingefegte Univerfalerbe dem Kläger ein Legat von 
500 Thlen. — —s auszahlen möge, ausgeſprochen 
habe, der Bellagte, als eingefegter Erbe des gedach— 
ten W., perfönlich zugegen gewejen fei, fondern ed 
hat der Kläger nur behauptet, daß der Erblaffer die- 
jed Vermaͤchtniß dem Bater des Beklagten für den- 
felben aufgetragen habe; die Anmefenheit des 
Vaters kann jedoch die nach der oben angeführten 
gefeglihen Vorfchrift zur Gültigkeit eines Bermächt- 
niſſes der hier fraglichen Art erforderliche perfönliche 
Gegenwart des Erben ſelbſt nicht erfegen. Nach 
alledem ftellt fi daher der erhobene Anfpruch nicht 
ald begründet dar, und es war daher ber die Klage 
in der angebraditen Maaße abweiſende Beſcheid 
DI. — fowohl in Betreff der Hauptfache, als des 
Koftenpunftes zu bejtätigen.“ 

Dieſes Erfenntniß erlangte Rechtskraft. 


111. 


Die Vorſchrift der Allgem. Deutfhen Wechſel— 
orbnung Art. 39. Ab. 1. findet auch auf den 
Domiciliaten Anwendung. — Der mit der Prä- 
fentation eined Wechſels Behufs der Zahlung 
beauftragte Notar ift fchon als folder zu Em: 
pfangnahme und Duittirung der Wechfelfumme 
mit dem Erfolge der Liberation des Wechfelver: 
pflichteten als legitimirt anzufehen, 
Mitgetbeilt von 
Herrn 8. in ©. 

Auf Grund eines vom 5. Januar 1864 batirten, 
von €. F. B. auf ſich felbft gezogenen und von ihm 
acceptitten, an bie Drbre des Klägers KM. 9. 
geitellten, über 29 Thaler lautenden, den 16. März 
1864 zahlbaren und bei B. & Co. zu 2. domicilirten 
Primawechſels wurde S. gegen B. bei dem Juftiz- 
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amte F. unter dem Anführen im April 1864 Flagbar, 
daß der Wechfel am 17. März I. 3. bei den Domis- 
ciliaten von dem Notar K. zu 2. präfentirt worden, 
Zahlung jedoch nicht zu erlangen gewefen fei. Die 
Protefturfunde lautete: 
„Da mir auf Borlegen des Wechſels der ans 
weiende Herr H., feiner Verficherung nach der 
Affecid der Firma B. & Co. erklärte, er verwei- 
gere die Bezahlung des Primamechjels, weil 
Her K. M. H. — der Kläger und Remittent — 
den Wechfel nicht girirt oder den Empfang ber 
Wechſelvaluta nicht quittict habe, bei dieſer Ber» 
weigerung auch beharrte, als ſich der unterzeich« 
nete Notar bereit erflärte, den Wechjelbetrag 
fofort in Empfang zu nehmen, dagegen ben 
Wechfel auszuhändigen und in feinem Namen 
für den Requirenten über den Empfang der 
Baluta zu quittiren, mithin Zahlung nicht zu 
erlangen war, fo habe ich im Ramen meines 
Requirenten wegen nicht zu erlangen gewefener 
Bezahlung des Primamwechfels proteftirt ic.“ 
Im Berhörstermine befannte fich der Beklagte 
zwar zu feinem Accepte, wendete jeboch ein, daß er 
den Wechfelbetrag an die Domiciliaten noch vor dem 
Berfalltage eingefendet habe, und daß deſſen Aus- 
händigung an den Notar 8: mit Nüdficht auf art. 39. 
ber Allg. D. Wechſ.Ordn. Seiten der Domikiliaten 
mit Grund beanftandet worden fei. Dies gehe auch 
aus ber Protefturfunde hervor. Denn die Domikilia- 
ten hätten die Auszahlung nicht „Mangeld Dedung”, 
fondern „Mangels Quittung‘’ verweigert. 
Darauf wurde folgender Beſcheid ertheilt: 
„Weil zwar ber Beklagte C. F. B. Bl. — ein⸗ 
geräumt, die auf dem der Klage Bl. — zum Grunde 
gelegten Primawechſel zu lefende Unterfchrift: C. F. B. 
und das Accept: Angenommen C. F. B. eigenhändig 
bewirkt zu haben, deffen Bl. — gegen die Statthaf- 
tigfeit der vom Magenden K. M. H. wider ihn ers 
hobenen Wechfelllage vorgefchügte Einrede jedoch 
nicht ohne Beachtung bleiben kann, indem einedtheils 
der Eontert des beiliegenden Protefted unter B, nur 
die Berweigerung ber Zahlung des Wechſels 
nachweift, weil der Aläger den Wechfel nicht quittirt, 
noch denfelben an den zur Empfangnahme der Baluta 
Bevollmädtigten weiter begeben, anderntheils aus 
demfelben nicht hervorgeht, daß der Wechfel Mangels 
Dedung nicht bezahlt worden jei, 
nach alledem aber nicht dem Beklagten eine 
Unterlaffung oder Bernadhläffigung der ihm bei dem 
vorliegenden Werhfelgefchäfte obliegenden Verpflich— 
tungen, fondern vielmehr dem Kläger zur Laft fällt, 
der in art. 39. Abf. 1. der Allgem. Deutfchen Wech⸗ 
felordnung zu lefenden Beftimmung? zuwider den 
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Wechfel ohne Quittungserflärung den Domiciliaten 
zur Zahlung präfentirt zu haben, eine Unterlaffung, 
welche allerdings die Domiciliaten, bei benen ſich 
der Kläger als Wechfelinhaber, durch die An- und 
in Empfangnahme des mit der Domiciibemerkung 
verjehenen Wechſels hierzu verpflichtet, die Bezah- 
lung und Annahme der Baluta gefallen laffen 
mußte, berechtigte, die Zahlung des Wechfels zu 
verweigern, da benfelben, nachdem fie durch bie 
Domiciibemerfung und Empfangnahme der Dedung 
an die Stelle des Wechſelſchuldners getreten, die 
Bezahlung der Baluta nicht anders, ald gegen Aus: 
händigung des quittitten Wechfeld oder an eine 
zu deren Annahme gültiger Weife bevollmächtigte 
Perfon zugumuthen gewejen, wobei nur zu bemer- 
fen, daß der Kläger, wenn er nicht perfönlich den 
Betrag hätte einheben fönnen, fein Wechfelrecht 
mitteld Giro an eine dritte Perſon hätte übertragen 
fönnen, was berfelbe jedoch nicht gethan, 

hiernach aljo die erhobene Alage dem Scidjale 
der Abweifung nicht entgehen kann, 

fo hat des Klägers auf Bezahlung ded BI. — 
auf 34 Thlr. 8 Ngr. 3 Pf. feitgeftellten Liquidums 
und Koflenerftattung gerichtetes Suchen ſchlechter— 
dings nicht ftatt, es ift auch derjelbe dem Beklagten 
die Koften des Proceſſes zu erftatten ſchuldig.“ 

Auf Appellation des Klägers erkannte das 
Königl. Appellationsgericht zu Zwidau: 

ic. „Daß ed bei nurgedachtem Befcheide allent- 
halben nicht zu laffen ift, fondern Bellagter ben 
Bl. — berechneten und auf vier und dreißig Thaler 
8 Nor. 3 Pf. feftgeftellten Schuldbetrag nebit den 
für die Stammforderung der neun und zwanzig 
Thaler vom 16. April 1864 an ferner aufgelaufenen 
und noch auflaufenden, jechsprocentigen Verzugs— 
zinfen an den Släger zu bezohlen ſchuldig und 
hierzu auf Antrag des Lepteren durch Wechfelhaft 
anzubalten. x. 

Gründe: 

Der Bellagte hat dem Kläger einen auf neun 
und zwanzig Thaler lautenden, ben 16. März 1864 
zahlbaren und bei B. & Comp. in 2. domicilirten, 
gezogenen, eignen Wechiel gegeben. Der Wechfel 
ift nicht weiter begeben und auf Requifition bes 
Klägers und Remittenten am 17. März 1864, aljo 
Fehtzeitig, einem Mitinhaber der Firma B. & 
Eomp., als Domiciliaten, in dem Gefchäftscomptoir 
durch den Notar K. zur Zahlung präfentirt, von 
den Domiciliaten aber erflärt worden, 

daß fie die Zahlung verweigerten, weil Herr 

M. H. (der Kläger) den Wechfel nicht girirt 

oder den Empfang der Wechfelvaluta nicht quit- 

tirt habe. 


Bei diefer Verweigerung find biefelben auch fliehen ” 
geblieben, obfchon der präfentirende Notar ſich er- 
boten hat, den Wechfelbetrag fofort in Empfang zu 
nehmen und dagegen den Wechfel auszuhändigen 
und für den Requirenten (dem jepigen Kläger) über 
den Empfang der Baluta zu quittiren. Da unter 
folhen Umftänden Zahlung nicht zu erlangen war, 
hat der genannte Notar in üblicher Weife wegen 
nicht erfangter Zahlung Proteft erhoben und darüber 
unter Anführung obiger Umftände die vorgefchriebene 
Brotefturfunde ausgefertigt. 

Auf Grund diefes Wechfeld und der erwähnten 
Protefturfunde Magt nun der Remittent gegen ben 
Beklagten als Acceptanten auf Bezahlung eines 
Bl. — und flg. auf 34 Thle. 8 Nor. 3 Bf. feſt⸗ 
geftellten Schuldbetrages im Wechfelproceffe. Der 
Beklagte erfennt fein Accept an, ſchützt aber vor, 
daß er den Wechfelbetrag den Domiciliaten eingefen- 
det habe, der Kläger aber die Schuld an der nicht 
erfolgten Zahlung deshalb felbft trage, weil er die 
Domiciliaten nicht in den Stand gefept habe, an 
eine zur Annahme des Werhfelbetrages legitimirte 
Perſon zu bezahlen. 

Aus diefem Grunde hat nun auch der erftinftanz« 
liche Befcheid unter Hinweis auf Art. 39. Abſatz 1. 
der allgemeinen deutſchen Wechfelordnung die erho— 
bene Wechſelklage fchlechterdings zurüdgewiefen, unter 
Berurtheilung des Klägers zur alleinigen Uebertra- 
gung ber Proceßfoften. 


"Auf die vom Kläger biergegen eingewenbete 
Appellation ftimmt Man nun vorerft der erften In— 
ftang darin bei, daß der angeführte Artifel 39. der 
allgemeinen deutfchen Wechſelordnung auch auf den 
Domiciliaten anzuwenden iſt und deshalb auch die- 
fer nur gegen Aushändigung des „‚quittirten Wed 
feld” an den Wechfelgläubiger Zahlung zu leiften 
verbunden if. Der Artifel 39. fpricht zwar blos 
vom „Wechſelſchuldner“ und erwähnt den Domiki- 
liaten nicht ausdruͤcklich. Auch fteht der Domiciliat, 
wenn er nicht etwa felbft acceptirt hat, außerhalb 
des Wechielnerus und ift infofern nicht wohl unter 
den Begriff des „Wechſelſchuldners“ zu ftellen. 


Allein mag Man nun das Verhäliniß des Domis 
ciliaten zu dem Wechfelacceptanten nach Analogie 
des Traffaten zum Trafjanten auffaſſen, oder mag 
Man beide, den Ncceptanten und Domiciliaten, dem 
Wechfelgläubiger gegenüber, juriftifh nur als eine 
Berfon behandeln und von der Annahme ausgehen, 
daß durch die Sepung eines Domicils die Func— 
tionen des MWechjelverpflichteten nur einfach im zwei 
Theile zerlegt werden, indem nämlich der Wedhfel- 
ſchuldner zwar ſelbſt asceptirt, die Zahlung aber an 
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einem andern Orte durch einen Dritten, den Domi- 
eiliaten, bewirken läßt; 

Wächter, in dem Archive für deutfches Wedhfel- 

recht, Bd. V. ©. 158. und fig. $. 4. 

immerhin ift der Domiciliat eine Art von Repräfen- 
tanten des Wcceptanten. Er leiftet, mag er nun 
als Beauftragter oder blos ald Gefchäftsführer ohne 
Auftrag handeln, dennoch Zahlung nicht für fich, 
fondern in Folge der in dem Domicil liegenden An- 
weifung für den Aeceptanten. Infofern fann Dan 
alfo fagen, daß er an die Stelle des Acceptanten 
tritt und demnach auch das Recht hat, nur unter 
benfelben Bebingungen, unter welchen dem Accep- 
tanten die Zahlung obliegt, den Wechfelbetrag zu 
berichtigen. 

Der Domiciliat fann fogar noch ein weit größe: 
red Intereffe daran haben, nur gegen Aushändigung 
bed „quittiten Wechſels“ zu zahlen, als der Acceps 
tant. Der leßtere wird, fobald er den von ihm 
angenommenen Wechfel (wenn auch unquittirt) im 
Originale zurüderhält, gegen wechjelmäßige Angriffe 
aus demfelben Papiere ſchon durch den bloßen Beſitz 
des Wechjeld ausreichend gefichert. Der Domiciliat 
aber hat, dem Acceptanten gegenüber, fi auszus 
weifen, daß er die durch das Domicil ihm aufgetra= 
gene Zahlung wirklich geleiftet habe, und es kann 
ihm, um etwaige Weiterungen von Seiten bes 
Hecceptanten im Voraus abzufchneiden, allerdings 
daran liegen, diefen Nachweis nicht blos durch den 
einfachen Beſitz des domicilirten Wechfeld, fondern 
durch eine befondere, von dem Wechfelgläubiger dar 
auf gebrachte Quittung führen zu fünnen. 

Man wird daher zugeftehen müffen, daß dem 
Domiciliaten ebenfo, wie dem Neceptanten, das Recht 
nicht zu beftreiten ift, nur gegen Aushändigung bes 
„quitticten Wechſels“ Zahlung zu leiften. 

Dies ift aber in dem vorliegenden Falle noch nicht 
das allein Entjcheidende. 

Es muß nämlich noch berüdfichtigt werden, daß 
der Notar, welcher den Wechfel zur Zahlung präfen- 
tirte, fich erboten hat, die Valuta anzunehmen, dar 
über Quittung für den Wechfelgläubiger auszuftellen 
und den Wechſel auszuhändigen. Es ift alfo dem 
Domiciliaten dasjenige angeboten worden, was er 
nad Act. 39. der MWechfeloronung zu beanfpruchen 
berechtigt war. 

Die Frage muß daher entfheidend fein, ob der 
tequirirte Notar zur Empfangnahme und Quittirung 
der Wechfelfumme mit dem Erfolge der Liberation 
des Wechfelverpflichteten legitimirt war. 

Müpte Man Net. 36. der allgemeinen beutfchen 
Wechſelordnung auf den vorliegenden Fall anmwen- 
den, fo würbe diefe Frage offenbar zu verneinen 


fein. Denn darnach genügt bie bloße Innehabung 
bes Wechſels nicht zur Legitimation, fonbern ber 
Inhaber eines Wechfels, wenn ed nicht der urfprüng- 
liche Remittent iſt, wirb nur durch ein gehöriges 
Indoffament und, wenn mehrere Giri auf dem Wech— 
fel fi) befinden, durd} eine zufammenhängende Reihe 
berfelben legitimitt. 

Allein diefe Art der Legitimation ift bei dem mit 
der Präfentation eines Wechſels Behufs der Zahlung 
beauftragten Notar nirgends vorgefchrieben. In 
den Art. 87. und flg. der allgemeinen deutſchen 
Wechfelordnung, welche von der ‘Präfentation eines 
Wechſels zur Zahlung und von ben Formen der 
Protefterhebung handeln, ift nirgends vorgefchrieben, 
daß der einen Wechſel zur Zahlung präfentirende 
Notar oder Gerichtöbeamte eine weitere Legitimation, 
als den Driginalwechfel, beizubringen habe. Es 
it weder erfordert, daß der Wechfel auf ihn girirt 
oder mit einem Blancoindoffament verfehen fein 
muß, noch auch ift vorgefchrieben, daß der präfen- 
tirende Beamte eine befondere Vollmacht von bem 
Wechfelinhaber beizubringen hat. Daran muß noth— 
wendig feftgehalten werden, und unzuläffig ift es, 
mehr Formen zu verlangen, ald das Gefeg für den 
Wechfelverkehr vorfchreibt. Nach dem ganzen Geifte 
der allgemeinen Wechfelordnung fann man daher 
nichts Anderes annehmen, als daß der Notar oder 
Gerichtöbeamte, welcher um die Präfentation eines 
Wechſels zur Zahlung erfucht worden, hierzu durch 
den Beſitz des Driginalwechfels legitimirt fein fol. 

Der öffentliche Charakter des Notars oder Ges 
richtsbeamten muß als das ergänzende Moment ans 
gefehen werden, wodurch, abweichend von Art. 36,, 
die bloge Innehabung und Borzeigung des Driginal- 
wechjeld ohne Giro und Vollmacht zur Präfentation 
Behuſs der Zahlung Iegitimirt. 

ft aber der Notar oder Gerichtsbeamte durch 
den Befig des Driginalwechfeld zur Präfentation 
Behufs der Zahlung Iegitimirt, fo muß damit 
auch zugleich die Berechtigung verbunden fein, bie 
Zahlung, wenn fie in Folge der Präfentation geleis 
ftet wird, für den Wechfelgläubiger in Empfang zu 
nehmen und in deſſen Namen darüber mit dem Er— 
folge der Liberation zu quittiren. 

Da nun aber im vorliegenden Balle laut ber 
aufgenommenen PBrotefturfunde der präfentirende 
Notar zur Empfangnahme und Quittirung der Wech— 
felfumme fi erboten hat, fo waren auch die Domi- 
ciliaten nicht berechtigt, wegen Mangels einer Quits 
tung oder eines Giro auf dem Wechfel die Zahlung 
zu verweigern, und der Proteft wegen Mangels von 
Zahlung muß deshalb als ganz in der Ordnung 
befindlich angeſehen werben. 
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Den Mangel einer Duitiung auf dem praͤſen⸗ 
tirten Wechfel fonnten die Domiciliaten nicht vor- 
fhügen, weil Zahlung und Quittung Zug um Zug’ 
zu gehen hat, und fie jeden Falls die Zahlung erſt 
recht zu verweigern berechtigt gewefen wären, wenn 
ber Wechfel bereitd quittirt ihnen präfentirt worden 
wäre. 

Ein Giro auf den zur Präfentation requirirten 
Notar verlangt aber das Geſetz nicht, alfo fonnte 
wegen Mangel deffelben auch die Zahlung nicht mit 
Recht beanftandet werben. 

Alle diefe Erwägungen führen in Verbindung 
mit dem Umftande, daß Bellagter fein Accept an- 
erfannt hat, und der Proteft auch fonft in Orbnung 
it, dahin, veformatorifch, wie im vorbefinblichen 
"Decifum gefchehen ift, auf Berurtheifung des Beflag- 
ten nach Wechfelrecht zu erfennen. 

Diefe Berurtheilung war indbefondere auch mit 
auf die Proteftfoften auszudehnen, da nach der vor- 
ftehend entwidelten Auffaffung die Erhebung des 
Proteftes durch die unbegründete Zahlungsverweis 
gerung von Seiten des Domiciliaten zur Rothwen- 
digfeit wurde und der Mcceptant, felbft wenn er, wie 
er behauptet, aber nicht befcheinigt hat, den Domi— 
eiliaten Dedung Behufs der Bezahlung des Wech— 
feld gewährt hätte, dennoch unter allen Umftänden 
die Handlungsweife der Domiciliaten vertreten, aljo 
auch die durch den Proteft entftandenen Koften tra— 
gen muß. Die Koften der Präfentation des Wech— 
feld durch einen Notar würden nur dann an dem 
Remittenten hängen bleiben, wenn die Domiciliaten 
an den präfentirenden Notar Zahlung der Wechiel- 
fumme geleiftet hätten. 

Brauer, die allgemeine deutſche Wechſelordnung 
zu Art. 41. Bemerfung 1. sub b, ©. 90. der 

2. Ausg. 

Archiv für deutſches Wechſeltecht, Band L 
©. 61.” xx. 


Miscellen. 


Unzeige nen ergangener Gefeke und Verord— 
nungen. Das 15. Stück des Geſetz- und Verorbnungs- 
blattes für das Königreih Sachen (vom Jahre 1864) 


enthält: - No. 121. Geſetz, vie Aufbebung der Zins⸗ 
beihränfungen betreffend, vom 25. Drtober 1864, 
No. 122. Bekanntmachung, das Verzeichniß der gegen« 
wärtig zur Ausftellung von Necognitiondatteften ermäch« 
tigten Confularbeamten. betreffend, vom 1. November 
1864. No. 123. PBefanntmahung, Maafregeln zu 
Verhütung der Einfhleppung ver Rinderpeft betreffend, 
vom 2. November 1864. No. 124. Verorbnung, bie 
Erläuterung von Art. 49. der mit ber Herzoglich 
Sachſen⸗Altenburgiſchen Regierung getroffenen Ueber— 
einkunft über bie, Leiſtung gegenſeitiger Rechtshülfe vom 
en a 1840 betreffend, vom 4. November 1864. 
No. 125. Vefanntmahung, den Wiefenburger Bes 
zirfdarmenverein betreffend, vom 5. November 1864. 
No. 126. Bekanntmachung, den Bezirfsarmenverein ber 
Gemeinde Kleinihönau und Genoffen im Amtöbejirke 
Zittau betreffend, vom 1. November 1864. No. 127. 
Befanntmahung, die landwirthſchaftliche Afiecuranz« 
banf für Deutſchland betreffend, vom 10. November 
1864. No. 128. Allerhöchſte Verorbnung, einige Bes 
flimmungen des Geſetzes über ven Negalbergbau vom 
22, Mai 1851 betreffend, vom 11. November 1864. 
No. 129. Berorbnung, einige Beitimmungen des Ge— 
feed vom 22. Mai 1851 und der Verordnung vom 
16. December 1851 über den Regalberabau betreffend, 
vom 14. November 1864. — Letzte Abfendung: am 


21. November 1864. 


Ernuennungen, Anftellnngen ıc. Seine Majeftät 
der König haben allergnäpigft gerubt, ven Referendar 
bei der Kreisbirection zu Dresden, Georg Otto von 
Ehrenftein, und ben Referendar bei der Kreikdirection 
zu Zwidau, Bernhardt Heinrich Freiherrn von Haufen, 
zu Regierungd- Affefforen bei den genannten Kreiöbirere 
tionen zu befördern; ingleihen den Secretair bei der 
Kreisdirection zu Dredven, Dr. Carl Mobert Freies— 
leben, und den Meceffiften bei der nämlichen Kreis— 
directlon, Gerichtbamto⸗Actuar Friedrich Gonftanz von 
Griegern, zu Referendaren zu ernennen. 


Todesfälle, Geſtorben: am 23. November 1864 
der Geheime Rath a. D. Dr. Earl Friedrich Schaar- 
ſchmidt in Dresven. 


Rebacteur: Dr. Theodor Taudnip. 


Officin der Verlagshantlung. 


37° Das zu diefem Jahrgange gehörige Regifter wird nebſt dem Titel in Kurzem nachgeliefert werten. 
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